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Einleitung. 


Kein   Zweifel,    dafs   das  Völkerrecht    gegenwärtig    eine 
Periode  der  Neu-  und  Umbildung  durchmacht. 

Diese  Tatsache  rechtfertigt  es  wohl  schon  an  sich,  dafs 
man  auch  die  Fortbildung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens 
einer  Erörterung  unterzieht.  Entwicklungs-  und  Übergangs- 
zeiten eignen  sich  wenig  für  eine  dogmatische  Behandlung 
der  davon  betroffenen  Materien.  Ich  bin  gewifs  auch  der 
Meinung,  dafs  eine  wissenschaftliche  Darstellung  des  geltenden 
Rechts  auf  dem  hier  in  Frage  stehenden  Gebiete  dringend 
not  täte.  Wir  stehen  da  vor  einer  gewaltigen  Lücke,  es 
fehlt  geradezu  noch  an  den  Grundlagen  einer  wissenschaft- 
lichen Behandlung  des  Rechtsstoffes.  Insbesondere  das  Recht 
der  Haager  Konvention  ist  wissenschaftlich  überhaupt  noch 
gar  nicht  durchgearbeitet  worden.  Auch  das  Meurersche 
Buch^  bedeutet  in  dieser  Beziehung  keine  Ausnahme.  So 
dankenswert  es  ist,  dafs  Meurer  einen  Anfang  gemacht  und 
die  Aufmerksamkeit  weiterer  Kreise  diesem  Rechtsstoife  zu- 
gewandt hat,  so  liegt  doch  das  Verdienst  seiner  Arbeit  —  wie 
er  selbst  sagt  —  hauptsächlich  in  der  systematischen  Bereit- 
stellung des  Stoffes.  Ihre  Bedeutung  liegt  mehr  in  der 
rechtshistorischen,  als  in  der  dogmatischen  Behandlung  des 
Gebietes.  Die  kritischen  Ergebnisse  der  Arbeit  sind  nur  sehr 
geringfügige.    So  darf  man  denn  sagen,  dafs  in  der  Tat  in 


^  Meurer,  Die  Haager  Friedenskonferenz.  I.  Bd.:  Das  Friedens- 
recht der  Haager  Konferenz.   1905. 
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2  Einleitung. 

unserer  Materie  vielleicht  noch  mehr  als  in  den  meisten 
anderen  Rechtsgebieten  zunächst  ein  dringendes  Bedürfnis  nach 
einer  Bearbeitung  des  geltenden  Rechtes  vorliegt. 

Trotzdem  habe  ich  geglaubt,  über  diese  Lücke  hinweg- 
sehen und  mich  mit  der  Frage  der  Fortbildung  dieses 
Rechtsgebietes  befassen  zu  sollen.  Der  gegenwärtige  Zeit- 
punkt schien  mir,  wie  gesagt,  für  eine  dogmatische  Be- 
handlung des  RechtsstoflFes  denn  doch  wieder  wenig  günstig 
zu  sein.  Die  Entwicklung  ist  gegenwärtig  zweifellos  noch 
nicht  bei  einem  Abschlüsse  angelangt.  Sodann  aber  schien 
es  mir  namentlich  im  Hinblick  auf  die  bevorstehende  zweite 
Haager  Friedenskonferenz  angezeigt  zu  sein,  die  Frage  der 
Fortbildung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  gerade  jetzt 
etwas  zu  beleuchten.  Wäre  eine  dogmatische  Behandlung  des 
Völkerprozefsrechts  auch  zweifellos  die  dankbarere  Aufgabe 
gewesen,  so  erschien  mir  anderseits  eine  Beschäftigung  mit 
der  Frage  der  Fortbildung  dieses  Rechtsteils  dafür  als  die 
zurzeit  nötigere,  die  dringlichere  Arbeit.  So  habe  ich  mich 
denn  entschlossen,  trotz  der  mir  selbst  nur  allzu  fühlbar  ge- 
wordenen Lücken  in  unserer  Völkerrechtsliteratur,  die  an 
sich  näherliegende  Aufgabe  zunächst  beiseite  zu  lassen  und 
gewissermafsen  vorgreifend  mich  den  Möglichkeiten  einer 
Weiterentwicklung  des  gegenwärtig  noch  in  seinen  Anfängen 
liegenden  völkerrechtlichen  Verfahrens  zuzuwenden. 

Die  Neigung  der  Rechtswissenschaft,  speziell  der  deutschen, 
sich  mit  den  Fragen  der  Fortbildung  des  Rechts  zu  befassen, 
ist  keine  übermäfsig  grofse.  Im  Völkerrecht  vielleicht  noch 
weniger  wie  anderswo.  Um  so  mehr  mufs  man  es  begrüfsen, 
wenn  ein  Mann  wie  Köhler^  neuerdings  auch  auf  diese  Auf- 
gabe hinweist  und  betont,  dafs  wir  neben  der  Aufgabe  einer 
Aufzeichnung  und  wissenschaftlichen  Gestaltung  der  geltenden 
Normen  auch  an  der   Fortbildung   des  Rechts   zu   arbeiten 


^  In  der  Einführung  der  neuen  „Zeitschrift  für  Völkerrecht  und 
Bundesstaatsrecht",  Breslau,  1906. 
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und  insbesondere  dahin  zu  wirken  haben,  dafs  Einrichtungen 
des  Völkerfriedens :  regelmäfsig  aufeinanderfolgende  Zu- 
sammenkünfte, Vereinbarungen  und  Schiedsgerichte  eine 
immer  festere  Wesenheit  annehmen. 

Hoffen  wir,  dafs  diese  Mahnung  Früchte  tragen  werde. 
Bisher  hat  speziell  die  deutsche  Völkerrechtsliteratur  diesen 
letzteren  Fragen  nur  ein  sehr  bedingtes  Interesse  geschenkt. 
So  kommt  es,  dafs  die  hervorragenden  Arbeiten  auf  diesem 
Gebiete  fast  sämtlich  anderen  Ländern  ihren  Ursprung  ver- 
danken. Namentlich  die  französische  Literatur  bekundet  ein 
weit  gröfseres  Interesse  für  den  Völkerrechtsfortschritt. 

Trotzdem  alles  in  unserer  Materie  darauf  hindeutet,  dafs 
wir  in  einer  Zeit  der  Bewegung,  des  Vorwärtsschreitens 
leben,  trotzdem  wir  die  Staaten  bei  den  Arbeiten  für  die 
Weiterentwicklung  des  Völkerrechts  vereinigt  sehen,  und  trotz- 
dem gerade  die  vorsichtige  Art  ihres  Vorgehens  gleichzeitig 
auch  den  besten  Beweis  ablegt  für  den  Ernst  ihrer  Absichten 
und  ihres  Wollens,  hüllt  sich  die  Wissenschaft  noch  vielfach 
in  Schweigen.  Sie  begnügt  sich  damit,  gewissenhaft  Buch  zu 
führen  über  die  Geschehnisse  des  politischen  und  rechtlichen 
Lebens.  Aber  sie  wagt  es  nicht,  einen  Blick  nach  vorwärts 
zu  tun.  Sie  kritisiert  nicht  einmal  die  Ergebnisse  der  Ar- 
beiten der  Staatsmänner  und  Diplomaten.  Kurz,  sie  bekundet 
eine  offenbare  Unlust,  sich  mit  der  Fortbildung  des  Völker- 
rechts zu  befassen.  Und  namentlich  das  völkerrechtliche  Ver- 
fahren ist  ein  Gebiet,  an  dem  insbesondere  die  deutsche  Völker- 
rechtswissenschaft bisher  mit  Vorliebe  vorübergegangen  ist. 
Die  Folgen  dieser  Vernachlässigung  sind  nicht  aus- 
geblieben. Da  die  Juristen,  da  die  Völkerrechtswissenschaft 
versagte,  haben  sich  andere  der  Sache  angenommen.  Der 
Rechtsfortschritt  hat  den  „Friedensfreunden"  viel  zu  ver- 
danken, mehr  als  man  es  heute  in  weiteren  Kreisen  wahr 
haben  will.    Wer  kann  sich  darüber  wundern,  dafs  es  dabei 

auch  an  Übertreibungen  nicht  gefehlt  hat,  dafs  auch  manche 
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unrealisierbare  Pläae  ausgeheckt  worden  sind?  Die  Rechts- 
Wissenschaft  sicherlich  am  allerwenigsten,  denn  sie  hat  es  ja 
versäumt,  ihres  FQhreramtes  zu  walten.  Hätte  sie  sich  auch 
der  Fortbildung  des  Rechtes  beizeiten  angenommen,  dann 
stünde  es  heute  vielleicht  nicht  nur  um  das  Völkerrecht, 
sondern  auch  um  die  Politik  etwas  anders,  und  dann  hätte 
vielleicht  auch  die  „Friedensfrage*'  nicht  diese  akute  Form 
angenommen,  die  sie  heute  nun  einmal  hat  und  die  sie  nicht 
wieder  abstreifen  wird. 

Wenn  aber  auf  diese  Weise  die  „Friedensfrage**  heute  in 
den  Vordergrund,  die  „Rechtsfrage"  dagegen  zurückgetreten 
ist,  so  darf  das  die  Rechtswissenschaft  nicht  etwa  abhalten, 
diesen  Problemen,  wenn  auch  verspätet,  doch  ihre  ganze  Auf- 
merksamkeit zu  schenken.  Denn  im  Grunde  handelt  es  sich 
eben  doch  um  ein  juristisches  Problem^,  dessen  Lösung  eine 
Aufgabe  der  Rechtswissenschaft  ist,  die  erstrebt  werden 
müfste,  selbst  wenn  es  keine  „Friedensfrage**  gäbe.  Die 
Völkerrechtswissenschaft  mufs  nun  einmal  zu  den  auf  der 
Tagesordnung  stehenden  rechtlichen  Problemen  Stellung 
nehmen.  Die  Fragen,  die  sich  hier  ergeben,  verlangen  eine 
wissenschaftliche  Erörterung. 

Und  zwar  verlangen  sie  diese  Behandlung  auch  ganz  un- 
abhängig davon,  ob  etwa  die  zeitgenössischen  Politiker  und 
Diplomaten  zu  einer  Berücksichtigung  der  Ergebnisse  dieser 
wissenschaftlichen  Forschung  geneigt  scheinen  oder  nicht. 
Die  Wissenschaft  darf  ihre  eigenen  Wege  gehen.  Sie  mufs  es 
den  Staatsmännern  überlassen,  ob  und  wann  sie  ihr  dabei  folgen 
wollen.  Denn  sie  hat  vielfach  andere  Ausgangspunkte  und 
Aufgaben,  als  diese  letzteren.    Sie  mufs  namentlich  die  Ent- 


*  Schlief,  „Der  Friede  in  Europa,  eine  völkerrechtlich-politische 
Studie",  1892,  S.  470,  hat  recht,  wenn  er  sagt:  „Es  ist  streng  begrifflich 
nur  ein  juristisches  Problem  und  mub  als  solches  eine  Lösung  finden, 
wenn  man  überhaupt  die  unabweisbaren  Schlufsfolgerungen  aus  dem 
Eechtsbegriffe  an  sich  zu  ziehen  unternimmt." 
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iricklung  auch  im  ganzen  ins  Auge  zu  fassen  suchen,  so  dafs 
sie  der  Praxis  als  Fahrerin  dienen  kann.  Die  vorauszusehenden 
und  unvermeidlichen  Divergenzen,  die  sich  zwischen  den 
politischen  Sonderinteressen  und  dem  Rechtsstandpunkte  auch 
in  Zukunft  wieder  ergeben  werden,  dürfen  die  Wissenschaft 
nicht  davon  abhalten,  der  Praxis  die  Wege  zu  weisen  und 
ihr  die  Aufgaben,  deren  Lösung  das  Recht  fordert,  vor  Augen 
zu  fahren.  Ob  und  inwieweit  die  Politiker  ihr  in  einem  ge- 
gebenen Zeitpunkt  auf  diesem  Wege  folgen  werden,  das  ist 
eine  andere  Frage,  aber  die  der  Rechtswissenschaft  ein  Urteil 
nicht  zusteht. 

In  Wirklichkeit  ist  allerdings  gegenwärtig  im  Völkerrecht, 
das  läfst  sich  nicht  leugnen  und  mufs  hier  betont  werden, 
das  Verhältnis  eher  ein  umgekehrtes.  Die  Staatenpraxis  ist 
€S  anscheinend,  die  voranschreitet,  und  die  Wissenschaft  be- 
schränkt sich  auf  die  Registrierarbeit. 

Will  die  Völkerrechtswissenschaft  denn  aber  wirklich 
auf  die  Länge  die  Lösung  der  wichtigsten  Rechtsfragen 
ganz  den  Friedensfreunden  und  den  Diplomaten  aberlassen? 
Wacht  sie  so  wenig  eifrig  aber  ihren  eigenen  Grund  und 
Boden,  dafs  sie  ihn  anderen  zur  Bearbeitung  aberläfst? 
Wenn  auch,  wie  Niemeyer*  richtig  betont,  der  völkerrecht- 
liche Fortschritt  sich  durch  die  Mittel  der  Politik  vollzieht, 
so  nimmt  das  nicht  weg,  dafs  es  Aufgabe  der  Wissenschaft 
ist,  die  Vorarbeiten  zu  besorgen  und  dem  Fortschritte  in- 
sofern die  Wege  ebnen  zu  helfen.  — 

So  glaube  ich,  dafs  es  in  der  Tat  nicht  an  Granden  fehlt, 
die  es  far  die  Völkerrechtstheorie  rechtfertigen,  ja  sogar  zur 
^Notwendigkeit  machen,  sich  mit  dem  Problem  der  Fortbildung 
des  völkerrechtlichen  Verfahrens  zu  befassen. 

Wo  dabei  der  Ausgangspunkt  zu  nehmen  ist,  das  versteht 
sich  für  die  rechtswissenschaftliche  Betrachtung  von  selbst. 


^  In  der  „Deutschen  Juristenzeitung",  April  1906. 
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Sie  wird  sich  auch  bei  der  Beschäftigung  mit  den  Fragen  der 
zukünftigen  Rechtsgestaltung  nicht  ins  rein  Spekulative  ver- 
irren, sondern  unter  allen  Umständen  an  das  Bestehende  an- 
knüpfen und  daher  überall  vom  positiven,  vom  geltenden  Recht 
ausgehen,  gleichviel  welche  Probleme  sie  gerade  erörtert. 

Die  Basis  für  eine  Betrachtung  der  Fortbildungsmöglich- 
keiten des  Völkerprozefsrechts  mufs  daher  heute  selbst- 
verständlich die  Haager  Konvention  sein.  Wenn  ich  diese 
letztere  im  folgenden  auch  nicht  selbst  zur  Darstellung  bringen 
werde  —  ich  will  dogmatische  Erörterungen  nach  Möglichkeit 
vermeiden,  da  sie  in  dem  diesmaligen  Zusammenhange  doch 
einigermafsen  als  Ballast  erscheinen  müfsten,  kann  sie  aber 
doch  nicht  überall  ganz  übergehen  —  vielmehr  ihren  Inhalt 
mehr  oder  weniger  als  bekannt  voraussetze,  so  werde  ich 
doch  immer  wieder  auf  diese  Grundlage  des  modernen  Rechts- 
zustandes in  unserer  Materie  zurückzugreifen  haben.  Die 
Haager  Konvention  mufs  die  Basis  sein,  auf  der  man  in 
Zukunft  fortzubauen  haben  wird.  Wenn  sich  eine  Fortbildung 
des  uns  hier  beschäftigenden  Rechtsgebietes  wirklich  vollziehen 
sollte,  dann  sollte  dies  vor  allem  geschehen  im  Wege  einer 
Revision  der  erwähnten  Konvention.  Das  erscheint  dem 
Juristen  ohne  weiteres  selbstverständlich.  Alle  Postulate,  zu 
denen  man  möglicherweise  gelangen  sollte  —  den  Charakter 
derselben  als  Postulate,  im  Gegensatz  zu  den  geltenden 
Normen,  wird  man  immer  zu  betonen  haben  —  werden  nur 
dann  richtig  fundiert  sein,  wenn  sie  ihre  Begründung  in  Be- 
stimmungen des  heute  geltenden  Rechts  finden. 

Im  übrigen  kann  man  sich  aber  natürlich  das  Ziel  ver- 
schieden weit  stecken.  Als  realisierbar  —  und  nur  mit 
realisierbaren  Problemen  hat  es  die  Rechtswissenschaft  zu 
tun  —  werden  zunächst  nur  diejenigen  Aufgaben  erscheinen, 
die  vom  Standpunkte  der  heutigen  rechtlichen  und  staatlichen 
Ordnung,  der  heutigen  politischen  Zustände  gelöst  werden 
können,  die  die  Grundlagen  des  heute  geltenden  Völkerrechts 
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zur  Voraussetzung  haben.  Nur  mit  in  diesem  Sinne  realisier- 
baren Projekten  will  ich  mich  hier  beschäftigen.  Dafs  die 
Entwicklung  einmal  über  diese  Schranken  hinaus  ihren  Weg 
nehmen  könnte,  will  ich  keineswegs  bestreiten '^.  Aber  ich 
beschränke  meine  Aufgabe  ausdrücklich  auf  dasjenige,  was 
heute,  was  innerhalb  der  Grenzen  des  jetzigen  Zustandes, 
erreichbar  erscheint. 

Sind  es  somit  lediglich  die  nächstliegenden  Aufgaben, 
die  uns  im  folgenden  beschäftigen  sollen,  so  bin  ich  ander- 
seits doch  weit  davon  entfeint,  zu  glauben,  dafs  diese  Auf- 
gaben nun  sofort  oder  auf  einmal  gelöst  werden  dürften.  Ich 
werde  im  Gegenteil  in  dieser  Arbeit  des  öfteren  Gelegenheit 
haben,  zu  betonen,  dafs  es  sich  in  der  Materie  nur  um  eine 
allmähliche  Entwicklung  handeln  kann  und  dafs  man  sich 
daher  in  seinen  Wünschen  dem  geschichtlichen  Tempo  und 
Werdegang  anpassen  mufs^.  Sollte  also  insbesondere  die 
jetzt  bevorstehende  zweite  Haager  Friedenskonferenz  auch 
nicht  alles  bringen,  was  man  vielleicht  von  ihr  erwartet,  so 
will  das  für  die  praktische  Lösung  des  Problems  im  ganzen 
nicht  viel  bedeuten.  Man  mufs  der  Zukunft  auch  einiges 
überlassen,  darf  ihr  aber  meines  Erachtens  unter  allen  Um- 
ständen mit  Zuversicht  entgegensehen,  und  darf  sich  daher 
auch  sagen,  dafs  es  keinesfalls  überflüssig  oder  gar  aussichtslos 
ist,  die  Staatsmänner  auf  die  ihnen  erwachsenden  Aufgaben 
hingewiesen  zu  haben  ^.    Dem  kurzblickenden  Kritiker  gegen- 


'^  Solche  spätere  Entwicklungsmöglichkeiten  sind  von  einer  Reihe 
von  Schriftstellern,  wie  von  Revon,  Merignhac,  Pasquale  Fiore, 
Dnmas  u.  a.,  mit  in  den  Kreis  der  Betrachtung  hineingezogen  worden. 

^  Denn  es  ist  so,  wie  Meili,  „Die  internationalen  Unionen",  S.  58 
sagt:  „Ein  verständiger  Realismus,  getragen  von  einem  idealen  Zuge,  kann 
uns  allein  im  internationalen  Rechte  weiter  bringen  —  ein  Realismus, 
der  Rücksicht  nimmt  auf  das  Tempo  der  Geschichte,  auf  die  praktischen 
Bedürfhisse  des  Lebens  und  auf  den  gegenwärtigen  Zustand  des 
Völkerrechts." 

^  Wer  erinnerte  sich  hierbei  nicht  der  schönen  Worte,  mit  denen 
Descamps  seine  berühmte  Denkschrift  über  „Die  Organisation  eines 
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über  aber  darf  die  Überzeugung  trösten,  dafs  die  hier  ent- 
wickelten Gedanken  zum  mindesten  die  Zukunft  für  sich 
haben.  — 

Natürlich  kann  es  sich  nun  aber  bei  einem  Ausblick  ia 
zukünftige  Entwicklungsmöglichkeiten  auch  nicht  darum 
handeln,  gleich  die  Einzelheiten  dieser  Entwicklung  zu  er- 
örtern oder  auch  nur  anzudeuten.  So  wenig  wie  ich  den 
Gedanken  aufkommen  lassen  möchte,  dafs  hier  grofsartige 
Zukunftsprojekte  entwickelt  werden  sollen,  so  wenig  möchte 
ich  anderseits  in  den  Fehler  verfallen,  über  eine  allgemeine 
Skizzierung  der  auf  Grund  der  heutigen  Rechtslage  sich  er- 
gebenden Aussichten  hinauszugreifen.  Alles  hierüber  Hinaus- 
gehende wäre  meines  Erachtens  gegenwärtig  durchaus  ver- 
früht. Namentlich  fehlt  es  bisher  noch  zu  sehr  an  prak- 
tischen Erfahrungen  in  der  Materie,  als  dafs  man  zurzeit  in 
seinen  Wünschen  über  einige  allgemeine  Postulate  hinaus- 
gelangen könnte. 

Was  man  nämlich  schon  heute  immerhin  erkennen  kann, 
das  sind  die  Richtungen,  iü  denen  sich  die  zukünftige  Ent- 
wicklung im  allgemeinen  bewegen  dürfte,  die  Umrisse  der 
Gestaltung,  die  das  völkerrechtliche  Verfahren  mit  der  Zeit 
annehmen  könnte.  Diese  zu  erörtern  und  sich  dadurch  der 
leitenden  Gesichtspunkte  für  die  Fortbildung  dieses  Rechts- 
gebiets bewufst  zu  werden,  das  will  mir  daher  schon  heute 
geradezu  als  ein  Gebot  der  Notwendigkeit  erscheinen. 


internationalen  Schiedsgerichts''  abschliefst:  „Wenn  so  viele  gelehrte  Er- 
finder ihre  Zeit  einem  Problem  widmen,  das  da  lautet:  , Auf  welche  Weise 
kann  man  die  gröfstmöglichste  Zahl  von  Menschen  in  der  denkbar 
kürzesten  Zeit  töten/  so  ist  der  Verfasser  dieser  Schrift  glücklich,  einige 
Mühe  der  Frage  gewidmet  zu  haben,  die  lautet :  Welches  ist  das  Mittel, 
um,  wenigstens  in  den  meisten  Fällen,  die  internationalen  Streitigkeiten 
in  der  kürzesten  Zeit  und  mit  der  geringsten  Anstrengung  auf  eine 
Weise  zu  beendigen,  die  vernünftiger  Wesen  würdig  ist,  die  nicht  dazu 
geschaffen  sind,  sich  gegenseitig  zu  vernichten,  sondern  sich  zu  unter- 
stützen und  zu  helfen  ?'' 
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So  habe  ich  denn  im  folgenden  einige,  mit  diesen  künftigen 
Ent'v^icklangsmöglichkeiten  in  Zusammenhang  stehende  Fragen 
aufgegriffen,  Fragen,  die  meines  Erachtens  in  unseren  Tagen 
ganz  besonders  betont  zu  werden  verdienen,  nicht  etwa  nur 
deshalb,  weil  sie  von  der  Doktrin  zum  Teil  noch  über  Gebühr 
vernachlässigt  worden  sind,  sondern  vor  allem,  weil  von  der 
Art  ihrer  zukünftigen  Lösung  auch  die  Weiterentwicklung 
des  Völkerrechts  zum  grofsen  Teile  abhängen  dürfte.  — 

Man  wird  unschwer  erkennen,  dafs  es  überall  mein  ernst- 
liches Bestreben  gewesen  ist,  die  zu  behandelnden  inter- 
nationalrechtlichen Probleme  auch  von  internationalrechtlichen 
Gesichtspunkten  aus  zu  ergreifen.  Das  ist  etwas  gar  nicht 
so  selbstverständliches,  wie  es  vielleicht  scheinen  mag.  Es 
fehlt  nicht  an  Schriftstellern,  die  glauben,  auch  über  Völker- 
recht lasse  sich  von  lediglich  innerstaatlichen  Gesichtspunkten 
aus  schreiben.  Sie  kommen  gar  nicht  auf  den  Gedanken, 
dafs  völkerrechtliche  Materien  nur  vom  völkerrechtlichen 
Standpunkte  aus  erfafst  werden  können,  dafs  eine  Lösung 
internationaler  Rechtsfragen  einen  anderen  Horizont  bedingt, 
als  die  von  Fragen  des  nationalen  Rechts.  Wie  kann  man 
denn  zu  einer  völkerrechtlichen  Frage  Stellung  nehmen,  wenn 
man  sich  der  Grundlagen  des  Völkerrechts  nicht  bewufst  ist  ? 

Dafs  ferner  zu  einer  richtigen  Auffassung  der  inter- 
nationalen rechtlichen  und  politischen  Lage  auch  eine  Be- 
rücksichtigung der  Zustände  und  der  Anschauungen  in 
anderen  Ländern  gehört,  dafs  man  sich  nicht  dem  Glauben 
hingeben  darf,  man  wisse  genug,  wenn  man  weifs,  wie  die 
Leute  zu  Hause,  im  eigenen  Lande,  denken,  und  dafs  man 
sich  daher  auch  in  der  Völkerrechtstheorie  nicht  damit  be- 
gnügen darf,  dieser  „häuslichen**  Stimmung  Rechnung  zu 
tragen  und  die  Taten  der  einheimischen  Politiker  zu  recht- 
fertigen —  das  möchte  ich  hier  nur  nebenbei  bemerken. 
Namentlich  in  Deutschland  sollte  man  die  Tatsache  nicht 
übersehen,  dafs,  was  dort  heute  als  kühn  erscheinen  mag, 


10  Einleitung. 

im  Auslaude,  namentlich  in  England  und  Amerika,  noch  als 
sehr  zahm  erscheint,  und  dafs  Deutschland  nicht  nur  prak- 
tisch, sondern  ebenso  was  die  Theorie  und  last  not  least  die 
vox  populi  anlangt,  im  hintersten  Gliede  marschiert,  insoweit 
heute  die  Frage  des  Rechtsfortschritts  im  völkerrechtlichen 
Verfahren  in  Betracht  kommt.  Es  wäre  also  durchaus  ver- 
kehrt, in  dieser  Materie  irgendwie  von  sich  auf  andere 
schliefsen  zu  wollen.  Man  mufs  im  Gegenteil  bestrebt  sein, 
auch  den  fremden  Anschauungen  hier  nach  Möglichkeit  ge- 
recht zu  werden.  Vor  allen  Dingen  aber  wäre  es  auch  un- 
nütz, die  Augen  vor  dem  verschliefsen  zu  wollen,  was  in  der 
übrigen  Welt  vorgeht.  Denn  die  Rückwirkungen  dieser  Vor- 
gänge können  doch  nicht  ausbleiben.  Die  Parole  in  unserem 
Rechtsgebiet  lautet  nun  einmal  in  der  ganzen  Welt:  Fort- 
bildung, Entwicklung!  Ihr  kann  sich  kein  Land  und  keine 
Wissenschaft  auf  die  Länge  entziehen. 

Mit  dem  Gesagten  will  ich  im  übrigen  keineswegs  auf 
das  politische  Gebiet  hinüberlenken.  Ich  plädiere  ganz  im 
Gegenteil  überall  für  möglichste  Trennung  von  Politik  und 
Völkerrecht.  Wäre  in  der  Völkerrechtstheorie  diese  Trennung 
überall  durchgeführt,  hätte  man  rechtliche  und  politische 
Faktoren  stets  säuberlich  auseinandergehalten,  so  dafs  die 
eigentliche  Natur  der  Gründe  und  der  Bedenken,  die  für  und 
gegen  den  Rechtsfortschritt  ins  Feld  geführt  wurden,  überall 
klar  und  deutlich  zutage  getreten  wäre,  dann  stände  es  um 
die  Entwicklung  des  Völkerrechts  heute  sicherlich  schon  ganz 
anders!  So  aber  haben  sich  die  Völkerrechtslehrer  nur  allzu 
häufig  zu  Anwälten  der  Politik,  statt  zu  Anwälten  des  Völker- 
rechts gemacht. 

Dafs  ich  meinerseits  das  Problem  einfach  als  ein  juristisches, 
als  eine  Rechtsfrage  ansehe,  habe  ich  schon  betont.  Es 
ist  daher  an  sich  auch  unabhängig  von  der  sogenannten 
„Friedensfrage",  wenn  es  anderseits  auch  selbstverständlich 
ist,   dafs   ein  völkerrechtliches  Verfahren,  das  schon  unter 
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normalen  Verhältnissen  als  Bedürfnis  erscheint,  dies  noch 
viel  mehr  da  sein  mufs,  wo  eine  so  ernste  Frage,  wie  die  des 
Friedens,  auf  dem  Spiele  steht.  Aber  es  will  mir  immerhin 
doch  von  Bedeutung  scheinen,  darauf  hinzuweisen,  dafs  unsere 
rechtliche  Untersuchung  durchgeführt  werden  könnte,  ohne 
des  Wortes  Krieg  auch  nur  Erwähnung  zu  tun,  ja  dafs  sie 
selbst  dann  noch  durchgeführt  werden  müsste,  wenn  es  auf 
der  Welt  gar  keinen  Krieg  mehr  geben  würde.  Denn  völker- 
rechtliche Streitigkeiten,  die  nach  einem  rechtlichen  Verfahren 
rufen,  wird  es  immer  geben,  ja  sie  werden  je  länger,  desto 
zahlreicher  werden,  und  es  ist  daher  gänzlich  verfehlt, 
wenn  man  häufig  die  Behauptung  hören  mufs,  dafs  mit 
einem  gesicherten  Friedenszustand  auch  die  Bedeutung  der 
Schiedsgerichte  verschwinden  würde.  Die  Rechtsfrage  und 
die  Friedensfrage  sind  eben  im  Grunde  doch  nicht  identisch, 
wenn  sie  sich  auch  vielfach  berühren. 

Übrigens  würde  gerade  der  Rechtsstandpunkt  auch  für 
die  Betrachtung  der  „ Friedensfrage **  manche  Vorzüge  bieten. 
Er  läfst  vor  allen  Dingen  das  wirklich  Erreichbare  am 
deutlichsten  erkennen.  Der  Weg,  der  sich  uns  bei  der  rein 
juristischen  Betrachtung  auftut,  ist  unter  allen  Umständen 
ein  gangbarer,  gleichviel  ob  er  jetzt  oder  erst  später  begangen 
wird.  Indem  man,  wie  schon  betont  wurde,  an  das  tatsächlich, 
positiv  Vorhandene  anknüpft,  um  zu  zeigen,  wie  von  hier  aus 
weitergegangen  werden  kann,  gelangt  man  von  selbst  dazu, 
den  Gang  der  Ereig^sse  im  Lichte  einer  ruhigen  Entwicklung 
zu  betrachten,  bei  der  nichts  überstürzt  werden  und  bei  der 
man  nicht  darauf  rechnen  daif,  dafs  alles,  was  man  sich 
wünscht,  auf  einmal  erreicht  werden  könnte.  Man  wird  da- 
durch ebenso  davor  sicher  sein,  in  die  Utopien  der  Schwärmer 
zu  verfallen,  wie  man  sich  anderseits  bei  dieser  Betrachtungs- 
weise durch  die  Bedenken  der  Politiker  nicht  wird  beirren 

^« 

lassen.    Denn  gerade  wenn  man  sich  der  Tatsache  bewufst 
bleibt,  dafs  alle  Dinge  auf  der  Welt  Zeit  zur  Entwicklung 
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haben  müssen,  wird  man  wiederum  vor  einem  unverständigen 
Pessimismus  bewahit  bleiben,  der  den  Dingen  deshalb  keinen 
Wert  beimifst,  weil  sie  erst  in  ihren  Anfängen  begriffen  sind, 
und  der  sich  daher  der  zu  jedem  Unbefangenen  klar  und 
deutlich  sprechenden  Tatsache  verschliefst,  dafs  diese  An- 
fänge einen  zu  den  besten  Hofinungen  berechtigenden  Keim 
bedeuten.  — 

Die  Zeiten  sind  im  übrigen  gegenwärtig  dazu  wie  ge- 
schaffen, um  sich  mit  unserem  Problem  näher  zu  befassen. 
Nicht  etwa  nur,  weil  das  Völkerrecht,  wie  schon  betont,  in 
einem  Umbildungsprozefs  begriffen  ist,  sondem  auch,  weil 
manche  neueste  Weltereignisse  den  deutlichsten  Beweis  dafür 
erbracht  haben,  wie  falsch  es  wäre,  sich  der  Weiterentwicklung 
des  völkerrechtlichen  Verfahrens  etwa  aus  politischen  Gründen 
in  den  Weg  stellen  zu  wollen.  Die  politischen  Erfahrungen 
gerade  der  letzten  Jahre  werden  zweifellos  auch  dem  Völker- 
recht und  insbesondere  dem  völkerrechtlichen  Verfahren  zu- 
gute kommen,  und  so  dürfte  die  jetzige  Zeit  in  d6r  Tat  mehr 
wie  irgend  eine  andere  dazu  auffordern,  den  hier  zu  er- 
örternden Fragen  näher  zu  treten. 

Dieser  Umstand  läfst  hoffen,  dafs  nicht  nur  die  V  ö  1  k  e  r  - 
rechtswissenschaft,  an  die  ich  mich  bisher  in  erster 
Linie  gewandt  habe,  der  Materie  jetzt  ihr  Interesse  zuwenden 
werde,  sondem  dafs  auch  weitere  Kreise  sich  ihrer  Bedeutung 
und  Aktualität  jetzt  bewufst  werden  dürften. 

Das  gilt  natürlich  zunächst  von  Politikern  und  Staats- 
männern. 

Nicht  minder  sollte  es  von  der  Presse  gelten.  Diese 
letztere  hat  speziell  gegenüber  den  Haager  Friedenskonferenzen 
noch  von  früher  her  vieles  gut  zu  machen®. 


^  Lammaschi  dieser  milde  und  geraäfsigte  ürteiler,  schreibt  in 
der  „Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht^,  Bd.  11, 
S.  24,  indem  er  auf  die  Bedeutung  der  Haager  Friedenskonferenz  hin- 
weist: „Am  wenigsten  Legitimation  aber,  die  Konferenz  eines  Mi&erfolges 
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Und  leider  will  es  auch  jetzt  keineswegs  scheinen,  als 
ob  sie  sich  der  hohen  Miesion,  die  ihr  auch  in  unserer  Frage 
zukommt,  bisher  bewufst  geworden  wäre.  Die  Art  und  Weise, 
wie  namentlich  die  in  Aussicht  stehende  zweite  Haager 
Friedenskonferenz  in  der  Presse  angekündigt  worden  ist,  läfst 
wenigstens  nicht  darauf  schliefsen,  dafs  man  sich  in  weiteren 
Kreisen  darüber  im  klaren  ist,  welche  wichtigen  Aufgaben 
diese  Konferenzen  zu  lösen  haben.  Wenn  man  las,  dafs  Rufs- 
land  gesonnen  sei,  der  Haager  Konferenz  wichtige  Fragen  zu 
unterbreiten,  deren  praktische  Lösung  sich  im  letzten  Kriege 
als  notwendig  erwiesen  habe ,  so  mochte  das  auf  den  ersten 
Blick  gewifs  recht  schön  und  gut  klingen.  Aber  wer  sich  der 
Stimmungsbilder  aus  den  Jahren  1898  und  1899  erinnerte, 
den  mufste  diese  Art  und  Weise  der  Inaugurierung  dieser 
wichtigen  Konferenz  denn  doch  etwas  bedenklich  stimmen. 
Das  Nächstliegende  nach  den  Ereignissen  des  soeben  be- 
endeten Krieges  wäre  doch  sicherlich,  so  sollte  man  denken, 
dafs  man  einer  baldigen  Wiederholung  eines  solchen  Ereig- 
nisses nun  nach  Möglichkeit  vorzubeugen  suchen  würde.  Die 
angedeutete  Art  der  Motivierung  der  Einladung  klang  aber 
im  Gegenteil  eher  so,  als  ob  man  lediglich  daran  dächte,  die 
Geschehnisse  während  eines  Krieges  einer  konferenziellen 
Beschlufsfassung  zu  unterziehen,  gerade  als  ob  eine  Wieder- 
holung der  blutigen  Ereignisse  schon  wieder  in  naher  Sicht 
stünde  und  man  daher  vorher  schleunigst  noch  die  kriegs- 


anznklagen,  hat  jene  Tagespresse,  die  durch  Aufstachelung  der  nationalen 
Leidenschaften  und  durch  Ausbeutung  der  wirtschaftlichen  Gegensätze 
so  aufserordentlich  viel  zur  Entstehung  und  Verschärfung  internationaler 
Konflikte  beiträgt.^  Und  in  der  ;,Deutschen  Revue",  November  1905, 
spricht  er  von  der  TagespresEe,  von  der  „zahlreiche  Organe  dieser  In- 
stitution (im  Haag)  mit  instinktiver  Abneigung  gegenüberstehen,  weil  sie 
geeignet  ist,  jene  Zwietracht  unter  den  Völkern  zu  beheben,  die  eine 
Bedingung  günstigen  Geschäftsganges  für  manche  Pre&organe  bildet". 
Zweifellos  hat  es  sich  die  Presse  selbst  zuzuschreiben,  wenn  sie  in 
solchen  Verdacht  gekommen  ist,  und  es  steht  ganz  bei  ihr,  denselben  zu 
beheben. 
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rechtlichen  Materien  regeln  möchte.  Die  von  der  Presse  der 
bevorstehenden  Konferenz  in  den  Schofs  gelegten  Programme 
hätten  diese  in  der  Tat  ohne  weiteres  zu  einer  „Kriegs- 
konferenz** gestempelt,  trotz  allem,  was  im  Haag  im  Jahre  1899 
vor  sich  gegangen  ist. 

Nun  erinnert  man  sich  ja,  dafs  die  erste  Haager  Kon- 
ferenz im  Publikum  zuerst  allgemein  fälschlich  als  „Ab- 
rüstungskonferenz" bezeichnet  wurde  und  dafs  erst  im  Laufe 
der  Verhandlungen  daraus  eine  „Friedenskonferenz"  hervor- 
gegangen ist.  Der  Name  ist  gewifs  nicht  die  Hauptsache. 
Für  den  Juristen  war  die  Konferenz  in  erster  Linie  eine 
„Völkerrechtskonferenz",  und  ich  bin  ganz  mit 
Lammasch®  einverstanden,  dafs  dieser  letztere  Name  im 
Grunde  den  Vorzug  vor  allen  anderen  Bezeichnungen  verdient 
hätte.  Nicht  etwa  nur,  weil  dieser  Name  den  eigentlichen 
Charakter  dieser  Konferenz  und  aller  späteren  Konferenzen 
gewifs  am  zutretfendsten  gekennzeichnet  hätte,  sohdern  auch, 
weil  der  Name  „Friedenskonferenz",  so  schön  er  an  sich  ist, 
doch  den  Gegnern  immer  leicht  zu  Mifsdeutungen  und  Ent- 
stellungen Anlafs  geben  dürfte,  so  dafs  eine  andere  Be- 
zeichnung vielleicht  gerade  im  Interesse  der  Ffiedenssache 
gelegen  hätte  **^.  Nachdem  nun  aber  dieser  Name  einmal  zur 
offiziellen  Bezeichnung  geworden  ist,  wird  man  ihn  auch  fest- 


^Lammasch  in  der  „Zeitschrift  für  internationales  Privat- 
und  Strafrecht"  a.  a.  0.:  „Die  Vorstellung  von  einem  Mifserfolge 
der  Konferenz  wurde  auch  durch  die  Bezeichnungen,  welche  für  die- 
selbe zunächst  von  der  Journalistik,  dann  aber  auch  in  amtlichen 
Schriftstücken  gebraucht  wurden,  wesentlich  gefördert.  Die  Konferenz 
wurde  zuerst  als  ,Abrüstungs^-  und  dann  als  Friedenskonferenz  be- 
zeichnet, während  ihr  richtiger  Name  »Völkerrechtskonferenz*  gewesen 
wäre.« 

^^  Eine  Unterscheidung  der  Konferenz  im  Namen  von  den  anderen 
Haager  Konferenzen,  die  das  internationale  Privatrecht  betreffen,  war 
jedenfalls  geboten,  und  der  Vorschlag  Zorns  (in  der  „Deutschen  Rund- 
schau", 1900,  S.  68X  einfach  von  der  „Haager  Konferenz"  zu  sprechen, 
ist  schon  aus  diesem  Grunde  bedenklich. 
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zuhalten  haben",  und  zwar  um  so  mehr,  als  er  zweifellos 
auch  seine  volle  Berechtigung  hat.  So  verschieden  die  Urteile 
über  die  Bedeutung  und  die  Ergebnisse  der  ersten  Haager 
Konferenz  auch  sonst  lauten  mögeo,  in  einem  Punktestimmen 
Optimisten  und  Pessimisten  völlig  überein,  nämlich  darin, 
dafs  die  wesentliche  Bedeutung  der  Konferenz  nicht  in  dem 
zu  suchen  ist,  was  sie  über  die  „kriegsrechtlichen"  Materien 
oder  gar  über  die  Abrüstung  verhandelt  hat,  sondern  dafs 
sie  in  dem  „friedensrechtlichen"  Teil  der  Beschlüsse  ge- 
legen ist^*.  Daher  verdient  die  Konferenz  den  Namen 
„Friedenskonferenz"  auch  sachlich  ohne  weiteres. 

Für  jeden,  der  weifs,  was  die  erste  Konferenz  geschaffen 
hat,  mufste  es  nun  aber  ohne  weiteres  klar  sein,  dafs  auch 
die  künftigen  Haager  Konferenzen  „Friedenskonferenzen" 
sein  werden,  dafs  ihre  Aufgabe,  ihre  Mission  auf  demselben 
Gebiete  gelegen  ist,  wie  die  der  ersten  Konferenz,  und  dafs 
sich  ihr  Programm  daher  unmöglich  in  kriegsrechtlichen 
Materien  erschöpfen  konnte.  Da  man  die  bevorstehende  zweite 
Konferenz  auch  allgemein  als  eine  „Friedenskonferenz"  an- 
kündigte, hätte  man  sich  also  doch  auch  die  Frage  vorlegen 


^^  Vgl.  auch  Meurer,  a.  a.  0.  S.  81:  „Eine  besondere  Zauber- 
kraft hatte  die  Bezeichnung  ^Friedenskonferenz^  Wie  der  Präsident 
▼.  Staal  in  der  zweiten  Plenarsitzung  feststellte,  hatte  der  Volksinstinkt 
den  Namen  aufgebracht  und  die  Regierungen  waren  darin  nur  gefolgt. 
Schon  in  der  Eröifnungsrede  des  Staatsministers  v.  Beaufort  begegnet 
uns  diese  Bezeichnung;  und  an  der  Spitze  des  Glückwunschtelegramms 
an  den  Zaren  nannte  sich  schon  die  Konferenz  selbst  eine  ^Conference 
de  la  Paix*.  Und  Beernaert,  der  Präsident  der  ersten  Kommission, 
feierte  bereits  in  seiner  Eröffnungsrede  den  ^schönen*  Naqien:  Friedens- 
konferenz. Das  Wort  ging  dann  auch  in  die  Verhandlungen  sowie  in 
die  Beschlüsse  und  Abkommen  über.  Die  Haager  Konferenz  heilst 
darnach  technisch  für  alle  Zeiten  die  Friedenskonferenz.^ 

^'  Zorn  dürfte  mit  seiner  Behauptung,  dafs  die  Bezeichnung 
„Friedenskonferenz^  deshalb  ungeeignet  sei,  weil  die  „unbestreitbaren 
und  bedeutsamen  Erfolge '^  der  Konferenz  nach  der  Richtung  des  Krieges 
lagen,  wohl  gänzlich  allein  stehen.  Vergl.  z.  B.  M eurer,  a.  a.  0.  S.  34: 
^Hiernach  war  die  Friedensaufgabe  der  hauptsächlichste  Inhalt  der 
Haager  Konferenzarbeiten.^ 
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sollen,  worin  denn  das  „Friedensprogramm**  dieser  Konferenz 
eigentlich  bestehe.  Dafs  die  Fortbildung  ihres  bedeutsamsten 
Werkes,  der  Haager  Konvention  für  die  friedliche  Erledigung 
von  internationalen  Streitigkeiten,  mit  in  dieses  Programm 
gehöre,  mufste  jedem  Einsichtigen  als  selbstverständlich  er- 
scheinen *®.  Die  Presse  schien  sich  aber  trotzdem  dieser  Tat- 
sache nicht  bewufst  zu  sein. 

Die  inzwischen  ergangene  russische  Einladung  zu  der 
zweiten  Haager  Konferenz  hat  ja  nun  einigermafsen  Klarheit 
geschaffen.  Sie  führt  als  ersten  Programmpunkt  auf:  Die 
Vervollkommnung  der  Bestimmungen  der  Konvention  übei 
die  friedliche  Erledigung  internationaler  Streitigkeiten  in 
denjenigen  Teilen,  die  den  Schiedsgerichtshof  und  die  inter- 
nationalen Untersuchungskommissionen  betreffen. 

Damit  darf  also  als  feststehend  angenommen  werden,  dafs 
die  zweite  Konferenz  keineswegs  nur  eine  „Kriegsrechts- 
konferenz" sein  wird.  Sie  wird  vielmehr  in  der  Tat  nicht 
nur  dem  Namen  nach,  sondern  auch  in  ihren  Arbeiten  eben- 
falls wieder  eine  „Friedensrechtskonferenz"  werden  und  sich 
mit  der  Fortbildung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  als 
einem  wesentlichen  Teile  ihres  Programms  befassen. 

Hoffen  wir  also,  dafs  die  Erkenntnis  von  der  Bedeutung 
des  zu  lösenden  Problems,  das  zu  lösen  speziell  als  eine 
Aufgabe  der  Haager  Friedenskonferenzen  erscheint,  wie  in 
der  Wissenschaft  und  in  den  Kreisen  der  Staatsmänner,  so 
auch  in  der  Presse  und  in  weiteren  Kreisen  immer  mehr  Platz 
greifen  möge. 


*'  Das  betont  auch  Lammasch,  „Die  Fortbildung  des  inter- 
nationalen Schiedsgerichts  seit  der  Haager  Konferenz"  in  der  „Deutschen 
Revue",  a.  a.  0.:  „Allerdings  hat  es  den  Anschein,  als  ob  die  nächste 
Konferenz  sich  mehr  mit  der  Regelung  der  Fragen  des  Kriegsrechtes, 
als  mit  jenen  der  Friedensbewahrung  beschäftigen  sollte.  Gewils  wird 
sie  aber  auch  an  der  bedeutsamsten  Schöpfung  ihrer  Vorgängerin  nicht 
achtlos  vorübergehen  können,  sondern  auch  diese  in  organischer  Weise 
weiterzubilden  sich  bemühen.^ 
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Im  übrigen  bin  ich  mir  aber  wohl  bewufst,  dafs  ein 
solcher  allgemeiner  Hinweis  keineswegs  genügen  würde,  um 
überall  in  mafsgebenden  und  nicht  mafsgebenden  Kreisen  die 
Bedeutung  der  zu  lösenden  Aufgabe  voll  zum  Bewufstsein  zu 
bringen.  Gerade  das  GefQhl  von  der  Notwendigkeit,  hier 
etwas  tiefer  zu  graben,  ist  es  ja  gewesen,  das  mir  die  Feder 
zu  der  folgenden  Untersuchung  in  die  Hand  gedrückt  hat. 
Nur  auf  dem  allgemeinen  Hintergrunde  der  Aufgaben,  die 
das  moderne  internationale  Leben  überhaupt  an  die  Yölker- 
rechtswissenschaft  und  an  die  Staaten  stellt,  wird  man  unser 
Problem,  wird  man  die  Aufgaben  der  Haager  Konferenzen 
richtig  verstehen  und  würdigen  lernen. 

Zu  diesem  Zwecke  dürfte  es  nun  in  erster  Linie  not- 
wendig sein,  sich  den  Charakter  des  Völkerrechts  in  seiner 
heutigen,  modernen  Gestaltung  einmal  kurz  zu  vergegen- 
wärtigen. Man  wird  sich  ferner  die  Frage  nach  dem  eigent- 
lichen Charakter  der  Streitigkeiten,  die  heute  zwischen  zivili- 
sierten Staaten  entstehen,  vorzulegen  haben,  um  dann  daran 
das  Verfahren  zu  messen,  das  das  positive  Völkerrecht  zur 
Schlichtung  dieser  Streitigkeiten  bereit  hält.  So  dürfte  sich 
am  leichtesten  die  Antwort  auf  die  Frage  ergeben,  ob  und 
inwieweit  dieses  völkerrechtliche  Verfahren  den  Bedürfnissen 
des  heutigen  internationalen  Lebens  zu  entsprechen  geeignet 
ist  und  ob  und  inwieweit  dieses  letztere  Anforderungen  stellt 
an  eine  Fortbildung  des  Verfahrens. 

Die  Aufgaben,  die  das  Völkerrecht  hier  zweifellos  zu  er- 
füllen hat,  rufen  von  selbst  danach,  ferner  auch  einen  Seiten- 
blick zu  tun  auf  den  Stand  der  Völkerrechtstheorie  und  sich 
zu  fragen,  inwieweit  denn  die  Wissenschaft  die  Staaten  auf 
die  zu  lösenden  Aufgaben  vorbereitet  hat. 

An  der  Hand  des  gewonnenen  Materials  wird  es  dann 
wesentlich  leichter  sein,  die  Richtungen  zu  erkennen,  in  denen 
sich  die  weitere  Entwicklung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens 
voraussichtlich  bewegen   dürfte,   und   im   Anschlüsse   daran 

Nippold,  Verfahren.  2 
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auch  die  Vorschläge  zu  prüfen,  die  man  speziell  der  bevor- 
stehenden zweiten  Völkerrechtskonferenz  zu  unterbreiten  be- 
absichtigt. — 

Man  darf,  wie  ich  schon  betont  habe,  meines  Erachtens 
der  kommenden  Entwicklung  mit  Zuversicht  entgegensehen. 
Wir  stehen  in  unserer  Materie  heute  unter  dem  Zeichen  des 
Fortschreitens.    Mag  daher  die  einzelne  Konferenz  viel  oder 
wenig  bringen,   so   wird   doch  unter  allen  Umständen  jede 
weitere  von  ihnen   einen  Schritt  vorwärts  bedeuten  für    die 
internationale   Kechtsentwicklung.     Und   so    darf  man  denn 
auch   dem    Zusammentreten    der    zweiten   Friedenskonferenz 
mit  Erwartung  entgegensehen.     Sie  wird  zweifellos,  ebenso 
wie  ihre  Vorgängerin,  sich  ihrer  hohen  Mission  bewufst  und 
bemüht  sein,  ihre  Aufgabe  nach  Kräften  zu  lösen.  — 

Möchte  der  vorliegende  bescheidene  Versuch,  auf  einige 
dabei  wesentlich  in  Betracht  kommende  Gesichtspunkte  hin- 
zuweisen, dazu  beitragen,  die  Diskussion  über  diese  Fragen 
anzuregen  und  in  Flufs  zu  bringen.  Dann  wird  sein  Zweck 
erreicht  sein.  Da  mich  lediglich  sachliche  Motive  leiteten, 
fürchte  ich  auch  das  Mifsfallen  derjenigen  nicht,  die  der 
Fortentwicklung  unserer  Materie  von  vornherein  feindlich 
gegenüberstehen.  Ich  weifs  wohl,  dafs  ein  gewisser  Freimut 
dazu  gehört,  um  seiner  wissenschaftlichen  Überzeugung  über 
völkerrechtliche  Fragen  Ausdruck  zu  geben,  und  zwar  da  erst 
recht,  wo  das  völkerrechtliche  Verfahren  in  Frage  kommt. 
Das  soll  mich  aber  nicht  hindern,  Bekenntnis  abzulegen.  Da, 
wo .  man  das  Gefühl  hat ,  Hand  an  eine  offene  Wunde  zu 
legen,  mufs  man  sich  frei  äufsem,  selbst  auf  die  Gefahr  hin, 
nicht  bei  jedermann  Beifall  zu  finden.  Und  im  klassischen 
Lande  der  Schiedsgerichte  vor  allem  bin  ich  sicher,  dafs  man 
ein  freies  Wort  über  das  Schiedsgericht  auch  gerne  entgegen- 
nehmen wird.  — 

Bern,  im  Oktober  1906. 

O.  N. 


Erstes  Kapitel 
Das  Völkerrecht. 


§  1.    Der  Inhalt  des  alten  nnd  des  nenen  TSlkerrechts. 

Es  läfst  sich  nicht  leugnen,  dafs  man  sich  bisher  weder 
in  der  Theorie  noch  in  der  Praxis  der  Tatsache  in  vollem 
Marse  bewufst  geworden  ist,  dafs  in  den  letzten  Jahrzehnten 
allmählich  ein  neues  Völkerrecht  herangewachsen  ist,  das  an 
Bedeutung  und  Umfang  das  alte  vielleicht  schon  heute  fiber- 
treffen dürfte.  Wenn  es  auch  an  Stimmen  nicht  gefehlt  hat, 
die  die  neuere  Entwicklung  nach  Gebühr  gewürdigt  haben 
—  die  richtigen  Konsequenzen  aus  der  stattgehabten  Wand- 
lung hat  man  meines  Erachtens  doch  noch  nicht  zu  ziehen 
unternommen. 

Wenn  wir  uns  nun  hier  in  Kürze  über  den  Charakter 
dieses  neueren  Völkerrechts,  im  Gegensatz  zu  demjenigen  der 
älteren  Zeit,  Rechenschaft  ablegen  wollen,  so  müssen  wir 
zweifellos  an  die  zum  Abschlufs  gelangten  Staatsverträge  an- 
knüpfen. Denn  diese  sind  nicht  nur  eine  der  Formen,  in 
denen  sich  uns  die  internationalen  Bechtsschöpfungen  der 
Gegenwart  offenbaren:  wir  dürfen  sogar  getrost  sagen,  dafs 
sie  die  einzige  sichtbar,  lebendig  fliefsende  Quelle  des  in- 
ternationalen Rechts  sind.  Die  moderne  internationale  Rechts- 
entwicklung vollzieht  sich  zumeist  in  der  Form  des  Abschlusses 
von    Staatsverträgen  ^     Man   kann   unmöglich   die  Tatsache 

^   Dafs    die   Staatsverträge  Rechtsquelle   sind,  wird  heute  kaum 
noch  bestritten.   Die  Tatsachen  sprechen  in  dieser  Beziehung  zu  deutlich. 
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leugnen,    dafs  alle   grofsen  Fortschritte   auf  international- 
rechtlichem Gebiet  in  der  Neuzeit  sich  fast  ausschliefslich  in 


Die  Frage  ist  ausführlich  behandelt  in  meiner  Schrift:  „Der  völkerrecht- 
liche Vertrag,  seine  Stellung  im  Bechtssystem  und  seine  Bedeutung  für 
das  internationale  Recht",  1894.    Von  neueren  Schriftstellern  führe  ich 
nur  Kaufmann  an,  der  in  seiner  Schrift  über  die  „Rechtskraft  des 
internationalen  Rechtes  und   das  Verhältnis  der  Staatsgesetzgebungen 
und  der  Staatsorgane  zu  demselben*'  1899,  S.  2,  mit  Recht  bemerkt,  die 
Behauptung,  dafs  durch  Staatsyerträge  kein  objektives  internationales 
Recht  geschaffen  werden  könne,  sei   grundirrig   und  widerstreite   den 
augenscheinlichsten  Tatsachen  des  internationalen  Lebens.    Der  Versuch 
Triepels  im  „Völkerrecht  und  Landesrecht**,  1899,  das  Gegenteil  zu 
beweisen,  kann  nicht  als   geglückt  bezeichnet  werden,   so   interessant 
seine  Betrachtungen  auch  nach  anderen   Richtungen  sein   mögen.     In 
Wirklichkeit  bestreitet  Triepel  die  Tatsache  auch   gar  nicht,  dals  die 
Staatsverträge  häufig  Rechtsquelle  sind;  er  beweist  vielmehr  lediglich, 
da&   die  betreffenden  Staats  vertrage  ihrem  Wesen   nach   keine  „  Ver- 
träge*', sondern  „Vereinbarungen**  sind.    Er  hätte  daher  auch  nicht  die 
Behauptung  aufstellen   sollen,    dafs    die   Staatsverträge  unfähig  seien, 
Rechtsquelle  zu  sein,  was  er  ja  weder  beweisen  kann  noch  will.    Triepel 
könnte  heute  ebensogut  den  Beweis  unternehmen,  dafs  schwarz  weils 
ist,  wie   den,  da&  die  Staatsverträge  nicht  Rechtsquelle  sein  können. 
Er  hätte  sich  also  zweifellos  besser  damit  begnügt,  zu  sagen,  die  be- 
treffenden Staats  vertrage,  die  Rechtsquelle  sind,  seien  ihrem  Wesen  nach 
Vereinbarungen.    Sehr  richtig  bemerkt  v.  Liszt  (Völkerrecht,  S.  12), 
da&  die  völkerrechtlichen  Vereinbarungen  eben  doch  in  der  Form  von 
Staats  vertragen  zustande  zu  kommen   pflegen  und  dai^  daher  die  für 
diese   geltenden  Rechtssätze   grundsätzlich   auch   für  jene   Anwendung 
finden.     Und  ebenso   betont  Jellinek  (System,   2.  Auflage),   die  be- 
treffenden Staatsverträge  seien  zwar  ihrem  Wesen  nach  Vereinbarungen, 
tatsächlich   aber   Verträge.     Triepel  hat  also   über   das   Ziel   hinaus- 
geschossen.   Über  den  Wert  der  Unterscheidung  zwischen  Vertrag  und 
Vereinbarung  kann  man  natürlich  verschiedener  Meinung  sein.   Es  kann 
darauf  an  dieser  Stelle  nicht  eingetreten  werden.   Vom  Standpunkte  des 
Völkerrechts  bietet  die  Unterscheidung  meines  Erachtens  schon  aus  dem 
von  V.  Liszt  angeführten  Grunde  nur  geringes  theoretisches  Interesse; 
an  dieser  Behauptung  halte  ich  fest,   trotzdem  Triepel  mir  das  Recht 
dazu  bestreiten  möchte.    In  dem  Worte  „Vertrag**  begreife  ich  natürlich 
auch  die   „Vereinbarung**.    Vom  praktischen   völkerrechtlichen   Stand- 
punkte aus  halte  ich  das  sogar  für  dringend  geboten.  Es  wäre  geradezu 
zu  beklagen,  wenn  in  der  völkerrechtlichen  Terminologie,  die  mehr  als 
andere  auf  Verständnis  auch  im  Auslande  berechnet  sein  mufs ,  durch 
Häufung  von  nahezu  identischen  Ausdrücken,  lediglich  um  einer  grauen 
Theorie  willen,  Unklarheiten  geschaffen  würden.    Wir  unterscheiden  im 
innerstaatlichen  Recht  auch  zwischen  „Gesetz**  und  „Verordnung**,  und 
nennen  doch  das  innerstaatliche  Recht  ein  „Gesetzesrecht**.    Gerade  so 
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der  Form  von  Vertragsabschlüssen  vollzogen  haben,  dafs  also 
im  internationalen  Rechtsleben  der  Vertrag  heute  diejenigen 
Funktionen  übernommen  hat,  die  im  innerstaatlichen  Rechts- 
leben dem  Gesetz  zukommen.  Dabei  sind  natürlich  unter 
dem  Worte  „Vertrag"  alle  Abmachungen  zwischen  Staaten 
verstanden,  gleichviel  ob  dieselben  den  Namen  von  Konven- 
tionen, Traktaten,  Unionen,  Deklarationen,  Protokollen,  Ver- 
einbarungen, Konferenz-  oder  Kongrefsbeschlüssen  usw.  tragen, 
wofern  nur  durch  diese  Abmachungen  positives  Recht  zwischen 
den  beteiligten  Staaten  geschaffen  wird. 

Ebenso  wie  im  innerstaatlichen  Recht  das  Gewohnheits- 
recht immer  mehr  in  den  Hintergrund,  das  geschriebene  Recht 
immer  mehr  in  den  Vordergrund  getreten  ist,  so  ist  das  neuer- 
dings auch  im  internationalen  Recht  der  Fall.  Auf  diesen 
Umstand  hat  z.  B.  v.  Martitz  schon  vor  20  Jahren  hin- 
gewiesen' und  Descamps  betont  mit  Recht':   „L'övolution 


m&ssen  wir  es  im  Völkerrecht  auch  halten.  Wir  brauchen  hier  einen 
adäquaten  einheitlichen  Begriff,  und  das  ist  der  Begriff  des  „Vertrags^. 
Das  Völkerrecht  ist  ein  „Vertragsrecht",  seiner  ganzen  Natur  nach, 
selbst  wenn  man  herausspintisiert,  dals  einzelne  Verträge  ihrem  YiTesen 
nach  „Vereinbarungen*'  sind.  Für  derartige  feinere  Unterscheidungen 
ist  das  Völkerrecht  —  leider!  —  noch  nicht  reif  und  insofern  kann  man 
den  bezüglichen  Ausf&hrungen  Triepels  von  der  Warte  des  internationalen 
Rechts  aus  auch  nur  einen  sehr  bedingten  Wert  beimessen. 

*  „Les  recueils  de  trait^s  internationaux''  in  „Revue  de  droit  inter- 
national**,  Bd.  18,  S.  169.  VgL  ferner  Gatellani,  „Le  droit  international 
au  commencement  du  XX«  siäcle**  in  der  „Revue  g^n^rale**,  Bd.  8,  S.  388: 
„Le  nombre  des  rägles  positives  affirm^es  par  Tusage  a  sans  cesse  diminuö 
tandisque  celui  des  rägles  explicitement  codifi^es  a  toigours  augment^.** 

'  Descamps,  „Les  oMces  intemationaux  et  leur  avenir**,  1894, 
S.  1.  Vgl.  auch  dessen  „Organisation  eines  internationalen  Schieds- 
gerichts**, deutsch  von  Fried,  S.  42 :  „Nicht  nur  das  internationale  Leben 
hat  so  tiefe  Umwandlungen  erlitten,  das  internationale  Recht  hat  sich 
in  einer  nicht  minder  wichtigen  Weise  verändert  und  dementsprechend 
neue,  Mher  unbekannte  praktische  Forderungen  aufgestellt.  Sobald  man 
den  gegenwärtigen  Zustand  der  internationalen  Gesellschaft,  so  unvoll- 
ständig und  gefährdet  dieser  auch  sei,  mit  früheren  Epochen  vergleicht, 
ist  man  über  den  ungeheuren  Fortschritt  erstaunt,  den  das  Völkerrecht 
erreicht  hat  und  der  sich  unter  unseren  Augen  immer  noch  mehr  ent- 
wickelt... Die  Entwicklung,  die  sich  da  vollzieht,  betrifft  gleichzeitig 
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qui  s'accömplit  affecte  k  la  fois  la  forme  et  le  fond  du  droit 
des  gens/ 

In  den  letzten  30  Jahren  sind  mehr  Staatsverträge  abge- 
schlossen worden,  als  früher  in  mehreren  Jahrhunderten  zu- 
sammen, und  wenn  wir  den  modernen  Entwicklungsgang  also 
verfolgen  wollen,  so  finden  wir  in  diesen  Verträgen  alles 
Material  dazu^  und  haben  also  lediglich  dasselbe  rechtlich 
zu  bewerten. 

Letzteres  ist  aber  natürlich  nur  möglich,  indem  man  sich 
den  reichen  Inhalt  der  Verträge  vergegenwärtigt. 

Entsprechend  hat  denn  auch  die  neuere  Völkerrechts- 
wissenschaft verschiedentlich  versucht,  den  Inhalt  der  wich- 
tigeren Staatsverträge,  soweit  tunlich,  zur  Darstellung  zu 
bringen*.  Viele  Schriftsteller  haben  sich  die  Betrachtung 
dieses  Inhalts  dadurch  erleichtert,  dafs  sie  die  Verträge  nach 
ihrem  Inhalt  in  Gruppen  eingeteilt  haben.  So  wenig  juristi- 
schen Wert  derartige  Einteilungen  auch  sonst  haben  mögen  ®, 


Form  und  Grundlage  des  Völkerrechts.  V^as  die  Form  anbelangt,  neigt 
das  konventionelle  Recht  unter  Staaten  dahin,  das  alte  Gewohnheits- 
recht immer  mehr  zu  verdrängen." 

^  Eine  dankenswerte  Zusammenstellung  dieses  Materials  bietet 
neuerdings  Fleischmann,  „Yölkerrechtsquellen*',  1905. 

^  In  trefflicher  Weise  hat  namentlich  v.  Liszt,  „Das  Völkerrecht*', 
4.  Aufl.  1906,  das  reichhaltige  Material  zu  verwerten  gewufst. 

•  Vgl.  dazu  meinen  „Völkerrechtlichen  Vertrag",  S.  261.  In  syste- 
matischer Hinsicht  haben  diese  Einteilungen  natürlich  keinerlei  Wert. 
V.  Martitz  betont  daher  sehr  richtig,  dals  es  unzulässig  wäre,  den  Inhalt 
der  Staatsverträge  zu  einem  formell  selbständigen  Teil  des  Systems  zu 
machen.  Und  ebenso  weist  Heilborn  zutreffenderweise  darauf  hin, 
daiä  die  Staatsverträge  meist  nicht  durch  besondere  juristische  Merk- 
male charakteristisch  sind,  sondern  durch  ihren  Inhalt,  dats  also  im 
allgemeinen  lediglich  das,  was  in  dem  einzelnen  Vertrage  vereinbart  ist» 
was  seinen  besonderen  Inhalt  ausmacht,  ihn  von  anderen  Verträgen 
unterscheidet;  will  man  sich  also  mit  den  Verträgen  beschäftigen,  so 
mufs  man  auf  ihren  Inhalt  eintreten.  Vgl.  v.  Martitz,  Internationale 
Rechtshilfe  in  Strafsachen,  Bd.  I,  1888,  S.  411,  Heilborn,  System  des 
Völkerrechts,  S.  386  f.  Anderseits  mufs  gesagt  werden,  dafs,  selbst  wenn 
es  einem  Vertrage  an  besonderen  juristischen  Merkmalen  fehlen  sollte, 
er  natürlich  trotzdem  einen  gewaltigen  Fortschritt  in  der  Entwicklung 


§  1.  Der  Inhalt  des  alten  und  des  neuen  Völkerrechts.  23 

für  unsere  Frage  nach  dem  Charakter  des  alten  and  des 
neuen  Völkerrechts  sind  sie  nicht  ohne  Interesse. 

V.  Martens'^  teilt  die  Staatsverträge  nach  ihrevjf,  Inhalt 
in  politische  und  soziale  Verträge.  Zu  ersteren  rechnet  er 
alle  Verträge,  die  den  Territorialbesitz  der  Staaten,  inter- 
nationale Servituten,  Rechte  und  Pflichten  hinsichtlich  des 
offenen  Meeres  betreffen,  femer  die  Friedensverträge  usw. 
Zu  den  sozialen  Verträgen,  die  die  Befriedigung  der  sozialen 
Interessen  und  Kulturbestrebungen  der  Nationen,  Klassen  und 
Individuen  bezwecken,  rechnet  er  Konventionen  über  Rechte 
an  Schriftwerken,  Auslieferung  von  Verbrechern,  Naturalisa- 
tion, Verträge  tlber  Handel,  Flufs-  und  Seeschiffahrt  usw.^. 

Meines  Erachtens  lassen  sich  die  letzteren  Verträge  am 
besten  unter  dem  Namen  „Verkehrsverträge"  zusammen- 
fassen^. Denn  nicht  nur  die  Eisenbahn-,  Post-  und  Telegraphen- 


bezeichnen  kann.  Daher  verdient  z.  B.  der  „Eisenbahnvertrag",  wenn  dies 
auch  kein  besonderer  juristischer  Begriff  sein  mag,  nichtsdestoweniger 
eine  juristische  Darstellung  in  einem  Handbuche  des  Völkerrechts. 

^  V.  Martens,  Völkerrecht,  deutsch  von  Bergbohm,  Bd.  I,  S.  414. 

"  Ähnlich  unterscheidet  Geffcken  bei  Heffter,  S.  199,  politische 
Verträge,  Verkehrsvertrftge  und  Rechtsschutzverträge.  Die  beiden  letz- 
teren Gruppen  entsprechen  den  sozialen  Verträgen  bei  Martens. 
Geffcken  bemerkt  übrigens  selbst,  dafs  solche  Einteilungen  wenig 
juristischen  Wert  haben.  Eine  feste  Grenze  zwischen  den  Verkehrs- 
verträgen und  den  Rechtsschutzverträgen  läfst  sich  nur  schwer  ziehen; 
die  Verträge  Qber  Urheber-  und  Industrierecht  z.  B.  können  ebensogut 
der  einen  wie  der  anderen  Gruppe  zugerechnet  werden.  Gerade  diese 
zeigen  deutlich,  wie  untrennbar  die  verschiedenen  Richtungen  des 
Verkehrslebens  heute  geworden  sind  und  wie  berechtigt  es  daher  ist, 
alle  diese  Gebiete  des  internationalen  Rechts  zu  einem  Gebiet  zu- 
sammenzufassen. 

*  Lorenz  v.  Stein  unterscheidet  einerseits  Verträge,  die  das 
Verhältnis  der  einzelnen  Staaten  zur  Gemeinschaft  des  Staatenlebens 
enthalten,  und  zu  denen  er  Friedensverträge,  Allianz-  und  Garantie- 
verträge ,  Konferenzen  und  Protokolle  (europäische  Verträge)  rechnet, 
nnd  anderseits  Verträge,  welche,  zwischen  den  einzelnen  Staaten  ge- 
schlossen, die  einzelnen  gegenseitigen  Verkehrsverhältnisse  derselben 
ordnen.  Diese  letzteren  bezeichnet  er  als  Verwaltungsverträge.  Wenn 
in  dieser  Einteilung  auch  ein  richtiger  Kern  liegt,  so  ist  sie  doch  heute 
schon   um   deswillen  nicht  mehr  zutreffend,  weil  heute  gerade  in  den 
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vertrage  haben  Verkehrsverhältnisse  zum  Gegenstande,   das- 
selbe gilt  auch  von  den  zahllosen  Handels-,  Zoll-,  Schiflfahrts- 
und  Frpundschaftsverträgen,  den  Konsularverträgen,  Nieder- 
lassungsverträgen,  Verträgen  über  Münzen,  Mafse  und  Ge- 
wichte, über  Pafswesen,  Freizügigkeit  usw.  und  nicht  minder 
von   den   Verträgen   über  das  Industrierecht,   über  Patent-, 
Muster-,  Marken-  und  Modellschutz,  sowie  über  den  Schutz 
des  Urheberrechts,  da  alle  diese  Verträge  mit  dem  Verkehr 
zwischen  den  Völkern  zusammenhängen  und  im  Grunde  ein 
Resultat  des  Verkehrs  der  Nationen  sind.    Auch  diejenigen 
Verträge,  die  sich  auf  die  Rechtspflege  beziehen,  wie  Ver- 
träge über  Rechtshilfe,  Prozefskaution ,   Auslieferung,  inter- 
nationales Privatrecht  usw.   schliefsen  sich  nach  Inhalt  und 
Tendenz  den  obigen  Verträgen  an.    Setzen  wir  also  an  Stelle 
des  Wortes   „soziale  Verträge"  bei  Martens  lieber  das  be- 
zeichnendere Wort  „Verkehrsverträge"  *^ 

So  weit  das  Gebiet  auch  ist,  das  diese  Verträge  um- 
fassen, und  so  mannigfaltig  ihre  Ziele  und  Aufgaben  auch 
sein  mögen,  so  glaube  ich  doch  nicht,  dafs  der  Ausdruck 
„Verkehrsverträge"  dafür  zu  eng  ist.  Denn  mit  dem  Worte 
„Weltverkehr"  verbinden  wir  heutzutage  einen  so  weiten  Be- 
griff, dafs  eine  Anknüpfung  gerade  daran  gleichzeitig  auch 
am  besten  andeuten  dürfte,  wie  umfassend  das  Gebiet  ist. 
Man  braucht  diesen  Begriff  insbesondere  keineswegs  nur  als 
einen  wirtschaftlichen,  im  Sinne  von  Handelsverkehr,  zu 
deuten.  Er  ist  dasjenige  Band,  das  die  Staaten  heutzutage 
in  allen  Richtungen  umschlingt,  in  denen  sie  sich  auf  inter- 


europäischen Verträgen  vielfach  Yerkehrsverhältnisse  geregelt  werden. 
Auch  wäre  es  wohl  näherliegend  gewesen,  die  Verträge,  die  die  Ver- 
kehrsverhältnisse ordnen,  entsprechend  als  „Verkehrsverträge"  zu  be- 
zeichnen. 

'^  In  diesem  Sinne  fafst  z.  B.  auch  Rivier,  „Lehrbuch  des  Völker- 
rechts", 2.  Aufl.  1899,  als  Verkehrsverträge  alle  Verträge  zusammen,  die 
auf  Förderung  der  sozialen,  ökonomischen  und  geistigen  Interessen  ge- 
richtet sind. 
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nationalem  Boden  betätigen.  In  diesem  Sinne  ist  der  Ver- 
kehr der  Länder,  Völker  und  Menschen  insbesondere  ebenso- 
gut ein  geistiger  wie  ein  wirtschaftlicher. 

Im  übrigen  liegt  ja  gewifs  an  dem  Worte  nicht  viel, 
wenn  man  sich  nur  über  die  Bedeutung  des  Gegen- 
satzes zu  den  politischen  Verträgen  klar  ist.  Tatsache  ist 
und  bleibt  jedenfalls,  dafs  alle  Verträge,  die  wir  hier  im 
Auge  haben,  so  verschiedenartigen  Interessen  und  Zwecken  — 
seien  diese  nun  wirtschaftliche,  sittliche,  geistige,  wissen- 
schaftliche, künstlerische,  philanthropische  oder  speziell  recht- 
liche —  sie  auch  dienen  mögen,  ihre  Existenz  im  Grunde 
sämtlich  dem  rapid  zunehmenden  Weltverkehr  zu  danken 
haben.  Die  modernen  Handels-  und  Verkehrsverhältnisse 
sind  es  gewesen,  die  den  Anstofs  zu  der  intensiven  Weiter- 
entwicklung der  internationalen  Beziehungen  überhaupt  ge- 
geben haben  ^^ 

Alle  diese  modernen  Verträge  gehören  daher  ihrem  Wesen 
nach  unbedingt  zusammen.  Von  den  politischen  Verträgen 
aber  müssen  wir  sie  sondern,  wenn  wir  ihren  Charakter  kenn- 
zeichnen wollen.    Wir  fassen  sie  also  alle  unter  einem  ge- 


^^  Deshalb  bleibt  es   nat&rlich   auch   richtig,  was  v.  Martens, 
Völkerrecht,  I,  S.  202  sagt:  „Die  Idee  der  internationalen  Gemeinschaft 
entwickelte  sich  erst    unter    den  Voraussetzungen,   die   das   moderne 
Yölkerleben   geschaffen  hat  und    fand   eine    Stütze  namentlich  in  der 
mächtigen  Entfaltung  der  materiellen  Interessen  und  den  dadurch  hervor- 
gerufenen internationalen  Handelsgeschäften,  die  in  der  Neuzeit  so  ge- 
waltige Dimensionen  angenommen  haben.    Aher  wie  wichtig  auch  die 
wirtschaftlichen   Interessen   und    Beziehungen,    die    die    neuzeitlichen 
Kationen  miteinander  verbinden,  an  sich  sein  mögen,  sie  bilden  doch 
immer  nur  einen   der  Faktoren,  unter  deren  Wirksamkeit  die   inter- 
nationale Gemeinschaft  erstand.    Diese  ist  jedoch  ein  Resultat  der  ge- 
samten Kultur  und  Zivilisation  der  gebildeten  Staaten  .  .  .  Der  inter- 
nationalen Gemeinschaft  liegen  also  nicht  nur  die  wirtschaftliche  Tätigkeit 
and  der  Handelsverkehr  der  Nationen,  sondern  die  Totalität  aller  sozialen 
Interessen  zugrunde,  welche  zivilisierte  Staaten  nur  irgend  miteinander 
zu  verbinden   vermögen.    Alle  Bestrebungen  geistigen  wie  materiellen 
Inhalts  bilden  zusammen  den  Mörtel,  der  die  Staaten  zu  einer  inter- 
nationalen Gemeinschaft  verbindet." 
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meinsamen  Namen  zusammen,  indem  wir  sie  als  „Verkehrs- 
vertrage"  bezeichnen. 

Auf  die  Nutzlosigkeit  weiterer  Einteilungen  hat  auch 
Pierantoni^*  hingewiesen,  wenn  er  schreibt:  „Die  Verträge 
waren  früher  wenig  zahlreich  und  bezogen  sich  vorwiegend 
auf  dynastische  Interessen;  heutzutage  sind  sie  eine  lebendige 
Quelle  positiver  Rechte,  welche  die  Behörden  anwenden,  die 
Juristen  verteidigen,  und  die  Publizisten  und  Staatsmänner 
kennen  müssen.    Ich  will  hier  nicht  wiederholen,  welche  Be- 
mühungen angestellt  sind,  um  sie  zu  klassifizieren;  denn  es 
hat  sich  als  vergeblich  erwiesen,  die  Rechte  zu  präzisieren, 
die  in  jenen  enthalten  sind.    Die  Verträge  umfassen  die  Be- 
ziehungen der  Völker  unter  allen  möglichen  Gesichtspunkten : 
Handels-  und  Schiffahrtsbeziehungen,   Post-  und  Eisenbahn- 
verbindungen, Vereinbarungen  über  das  literarische  und  künst- 
lerische Eigentum,  über  Münz-  und  Mafssysteme,  die  mannig- 
faltigsten Abmachungen  über  Nationalitäten,  über  den  Prozefs- 
gang,  über  Verwaltungsmafsregeln  zur  Förderung  der  Justiz, 
der  öffentlichen  Sicherheit,  der  Wohltätigkeit  und  der  Land- 
wirtschaft, Konventionen  über  das  Konsularwesen,  über  Aus- 
lieferung und  internationales  Privatrecht.    Alles  dies  bildet 
das  weite  Gewand,  welches  sich  schützend  um  die  Völker 
breitet  und  sie  zu  einer  Rechts-  und  Interessengemeinschaft 
umschliefst." 

In  den  beiden  Worten  „politische  Verträge"  und  „Ver- 
kehrsverträge" finden  wir  demnach  trefflich  die  verschiedenen 
Richtungen  gekennzeichnet,  nach  denen  die  Entwicklung  des 
internationalen  Rechts  am  meisten  tendiert.  Aber  nicht  nur 
die  verschiedenen  Richtungen,  den  verschiedenen  Vertrags- 
inhalt,  kennzeichnen  diese  Namen,  sondern  auch  die  ver- 
schiedenen Zeiten,  in  denen  bald  die  eine  und  bald  die 
andere  Richtung  vorherrschend  ist.  1 


^*  Pierantoni,   „Die  Fortschritte  des  Völkerrechts  im  19.  Jahr- 
hundert", deutsch  von  Scholz,  1899,  S.  114. 
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Noch  vor  100  Jahren  konnte  v.  Ompteda  schreiben": 
,Die  Verträge  der  Völker  bestehen  gewöhnlich  in  Friedens- 
«cblQssen  und  solchen  Traktaten,  welche  sich  auf  Krieg  und 
Meden  beziehen/     Das  war  das  Zeitalter  der  politischen 
^^Tträge.     Wie    haben    sich    seither    die  Zeiten    geändert! 
Heute  könnte  man  ebensogut  sagen :  die  Verträge  haben  meist 
den  Schutz  des  Verkehrs  und  der  Rechtsordnung  zum  Gegen- 
stande.  Für  unsere  moderne  Rechtsentwicklung  sind  die  Ver- 
kejbrsverträge  ebenso  charakteristisch,  wie  es  die  politischen 
Verträge  für  die  früheren  Zeiten  waren. 

Das  betont  insbesondere  auch  v.  Martens":  „Die  Staats- 
^^rtrSLge  offenbaren  diejenigen  Aufgaben,  die  die  abschliefsenden 
iiegieriingen  sich  bei  ihren  Wechselbeziehungen  gesetzt  haben, 
und    das  Studium  der  Traktate  in  historischer  Reihenfolge  ist 
nichts     anderes*  als  Erforschung   der  Geschichte  der  inter- 
nationalen Verwaltung.  .  .  .    Wir  müssen  daher  nähere  Be- 
T^auntschaft  mit  dem  Inhalt  der  Verträge  machen.    Dieser 
l^^alt  richtet  sich  offenbar  nach  der  Auffassung,  die  die 
Staaten   in   den  verschiedenen   Epochen  ihres  Daseins  von 
i^ren  eigenen  Aufgaben  und  den  Bedürfnissen  ihrer  Völker 
haben.     Im   grofsen  und  ganzen  tragen  die  Bestimmungen 
der  Traktate  den  Stempel  der  Zeit,  in  welcher  sie  entstanden. 
Wir  finden,  dafs,  solange  die  Verteidigung  ihrer  Rechte  und 
die  Furcht  vor  gewalttätigem  Angriff  alle  Aufmerksamkeit 
der  Regierungen   absorbierte,    den   Hauptinhalt   der   inter- 
nationalen Verträge  Defensiv-  und  Offensivallianzen  bildeten. 
Im  19.  Jahrhundert  jedoch  führt  die  ungeheure  Entfaltung 
der  ökonomischen,  kommerziellen  und  industriellen  Arbeit 


"  V.  Ompteda,  Literatur  des  Völkerrechts,  1785,  S.  583.  Vgl. 
aach  Gessner  in  Holtzendorffs  Handbuch,  Bd.  3,  S.  10  u.  70 f. 

>^  y.  Martens,  a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  7.  Auch  an  anderer  Stelle  bemerkt 
er,  die  Abnahme  der  Traktate  mit  politischem  Inhalt,  namentlich  der 
AUianzverträge,  beweise  eine  Steigerung  des  friedlichen  internationalen 
Verkehrs.  „Heutzutage  bilden  formelle  politische  Verträge  geradezu  eine 
exzeptionelle  Erscheinung.'' 
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der  Völker  auch  ein  Überwiegen  der  Handels-  und  sonstigen 
sozialen  Interessen  im  weitesten  Sinn  über  die  noch  im 
vorigen  Jahrhundert  vorherrschenden  politischen  herbei,  eine 
Tatsache,  die  sich  auch  in  den  Konventionen  und  mannig- 
fachen Abkommen  zwischen  den  Regierungen  widerspiegelt. 
Die  Zeit,  in  der  wir  leben,  darf  man  mit  Recht  als  die  Epoche 
der  sozial-kommerziellen  Traktate,  deren  Zahl  mit  jedem  Tage 
wächst,  bezeichnen^*." 

Dafs  natürlich  politische  Verträge  auch  heute  noch  ab- 
geschlossen werden,  darauf  bedarf  es  ebensowenig  eines  Hin- 
weises, wie  auf  den  Umstand,  dafs  z.  B.  Friedensverträge 
und  Bündnisverträge  auch  heute  noch  von  der  weittragendsten, 
ja   im   politischen   Leben  von  der  grundlegendsten   Be- 
deutung sind.    Aber  einmal  machen  diese  Verträge  nur  einen 
sehr  geringen  Prozentsatz  der  heutigen  Staatsverträge  aus, 
und  sodann  bilden  sie  in  keiner  Weise  ein  Charakteristikum 
unseres  heutigen  Rechtslebens,  da  Altertum  und  Mittelalter 
die  politischen  Verträge  gerade  so   gut  kennen ,  wie  unsere 
Zeit.    Was  das  moderne  Rechtsleben  kennzeichnet,  das  sind 
zweifellos  die  Verkehrsverträge,  die  so  deutlich  Zeugnis  ab- 
legen   von    dem    stetig   wachsenden    Solidaritätsgefühl    der 
Staaten  und  Völker,  das  Hand  in  Hand  geht  mit  dem  zu- 
nehmenden Weltverkehr. 

Und  dabei  sind  diese  modernen  Verkehrsverträge  keines- 
wegs etwa  nur  von  untergeordneter  Bedeutung.    Durch  nichts 

^'  Ich  möchte  hier  femer  auch  die  trefflichen  Worte  von  Descamps, 
a.  a.  0.  S.  2  anführen:  „Non  seulement  le  vieux  fond  du  droit  des  gens 
est  pr^cis^i  d^velopp^,  modifi6,  comme  Tattestent  notamment  les  actes 
diplomatiques  concernant  les  ambassades  et  les  consulats,  la  libert^  de 
la  nayigation  et  des  fleuves  intemationaux,  le  regime  de  la  guerre 
maritime  et  continentale,  la  neutralitä,  les  nombreux  arbitrages  accept^s 
comme  moyen  de  terminer  les  conflits  et  (la)  transformation  du  droit 
des  ^trangers  .  .  .  mais,  descendant  de  la  sph^re  des  Conventions 
purement  politiques,  oü  il  s'occupait,  k  titre  pour  ainsi  dire  exclusif,  de 
la  guerre,  du  rätablissement  de  la  paix  et  accessoirement  du  commerce, 
le  droit  des  nations  est  entr4  dans  la  voie  de  ,radministration  inter- 
nationale^" 


§  1.  Der  Inhalt  des  alten  und  des  neuen  Völkerrechts.  29 

wird  ihre  hervorragende  Bedeutung  vielleicht  so  schlagend  be- 
wiesen, wie  durch  die  Tatsache,  dafs  sie  zum  Teil  sogar  univer- 
sellen Charakter  tragen^  dafs  sie  zum  Teil  europäische  Verträge, 
ja  Weltverträge   im  wahren  Sinne  dieses  Wortes  sind. 
Schon  aus  diesem  Grunde  müssen  sie  unser  juristisches  Inter- 
esse besonders  in  Anspruch  nehmen;   denn  wenn  auch  die 
partikularen    Vertragsabschlüsse   des   rechtlichen   Interesses 
keineswegs  entbehren,  da  sie  ebenfalls  Zeugnis  ablegen  von 
der  Solidarität  der  Interessen,  von  dem  Bedürfnis  nach  inter- 
nationaler  rechtlicher   Regelung,    von    dem    Vorhandensein 
partikularen  internationalen  Bechts,  so  ist  doch  juristisch  be- 
deutsamer und  praktisch  wertvoller  die  Tatsache  des  Vor- 
handenseins von  Verträgen,  deren  Geltung  den  zivilisierten 
Erdball  mehr  oder  weniger  umspannt,  deren  Errungenschaften 
also  Gemeingut  der  ganzen  internationalen  Rechtsgemeinschaft 
oder  wenigstens  eines  grofsen  Bruchteils  derselben  sind.    Dafs 
es  Verkehrsverträge    gibt,    die    dieses   universelle   Gepräge 
tragen,  das  ist  nicht  nur  an  sich  von  der  gröfsten  Bedeutung  ^^ 
sondern  es  führt  uns  auch  deutlich  den  Wandel  der  Zeiten 
Tor  Augen ;  denn  es  ist  durchaus  ein  Merkmal  der  neueren, 
der  modernen  Rechtsentwicklung.  Dabei  haben  mehrere  dieser 
Unionen  oder  Weltverträge  noch  einen  weiteren  Fortschritt 
gezeitigt,    der   ebenfalls   als    eines  der   charakteristischsten 
Merkmale,  ja  als  einer  der  Höhepunkte  der  modernen  inter- 
nationalen Rechtsentwicklung  bezeichnet  werden  darf:   es  hat 
sich  unter  ihrem  Schutz  allmählich  eine  internationale 
Verwaltung  herausgebildet". 

^*  Catellani,  a.  a.  0.  betont  ebenfalls :  „Les  r^gles  codifi^es  par 
des  Conventions  bilaterales  ont  de  plus  en  plus  fait  place  aux  r^gles 
directement  codifi^es  par  Toeuvre  simultan^e  et  concordante  de  la 
totalite  ou  d'ane  grande  partie  des  Etats  civilises.  Ces  passages 
SDCcessifs  de  la  coutume  k  la  loi  et  de  la  loi  particuli^re  k  la  loi 
generale  ou  universelle  sont  Tun  des  traits  les  plus  importants  qui 
distinguent  le  progr^s  accompli  par  le  droit  international/ 

it  Den  Begriff  der  internationalen  Verwaltung  hat  namentlich 
T.  Martens  in  seinem  Völkerrecht  verwertet:  „L'administration  inter- 
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Das  Gesagte  hat  aber  noch  eine  weitere  und  gröfsere 
Bedeutung.  Wenn  wir  nämlich  zunächst  die  Richtung  des 
älteren  Völkerrechts  mit  einem  Schlag  werte  bezeichnen 
wollen,  so  können  wir  ohne  Übertreibung  sagen,  dafs  es  vor- 
wiegend ein  politisches  Völkerrecht  war.  Es  bewegte 
und  betätigte  sich  zumeist  auf  demselben  Gebiet,  wie  die 
Politik,  sein  Inhalt  war  vorwiegend  von  politischer  Bedeutung, 
und  es  war  daher  auch  ganz  naturgemäfs,  dafs  dieses  Völker- 
recht über  die  Politik  keine  Macht  gewinnen  konnte,  sondern 
im  Gegenteil  von  der  letzteren  abhängig  war.  Das  ältere 
Völkerrecht  war  in  Wirklichkeit  nichts  als  ein  Instrument, 
auf  dem  die  Politiker  zu  spielen  pflegten.  In  Fragen,  die  das 
Gebiet  der  Politik  berühren,  ist  das  ja  noch  heute  nicht  anders. 

So  erscheint  also  das  ältere  Völkerrecht,  entsprechend  der 
Sphäre,  in  der  es  sich  bewegte,  gewissermafsen  als  ein  Appen- 
dix der  Politik".  Die  Rechtsinstitute,  die  es  entwickelte, 
hatten  zum  Teil  rechtlich  sehr  geringen  Wert,  waren  mehr 
formaler  Natur,  ja  trugen  zum  Teil  überhaupt  keinerlei 
Rechtscharakter,   sondern   waren   nur  künstlich  zu  Rechts- 


nationale  a  pour  objet  Tensemble  de  toutes  les  mesures  administratives 
ou  juridiques  dont  la  Sphäre  s'^tend  au  delä  des  frontiäres,^  schreibt  er 
in  der  Revue  de  droit  international,  Bd.  18,  S.  829.  Er  definiert  die 
internationale  Verwaltung  (Völkerrecht,  Bd.  2,  S.  1)  als  die  innerhalb 
der  durch  das  Völkerrecht  gezogenen  Schranken  geübte  freie  Tätigkeit 
der  Staaten  im  Bereich  der  internationalen  Gemeinschaft  zum  Zwecke 
der  Erfüllung  ihrer  Lebensaufgaben.  Den  Gegenstand  der  internationalen 
Verwaltung  bilde  die  Gesamtheit  aller  staatlichen  Aufgaben  und  Rechts- 
verhältnisse, die  die  Landesgrenzen  des  Staates  überschreiten.  An  Um- 
fang und  Bedeutung  übertreffe  die  internationale  Verwaltung  bei  weitem 
die  innere  Verwaltung;  die  Staatsgewalt,  indem  sie  im  Gebiete  der 
internationalen  Beziehungen  tätig  werde,  ergreife  alle  Seiten  des  inter- 
nationalen Lebens  und  strebe  nach  rechtlicher  Umschreibung  aller 
Äußerungen  desselben.  —  So  treffend  diese  Bemerkungen  sind,  so  fassen 
sie  doch  das  Wort  „internationale  Verwaltung^  nicht  in  seiner  eigent- 
lichen Bedeutung,  sondern  im  Sinne  von  „internationaler  Regelung, 
internationalem  Schutz*^.    Siehe  auch  unten  §  3. 

^B  Vgl.  dazu  namentlich  Hilty,  insbesondere  im  „Politischen  Jahr- 
buch der  schweizerischen  Eidgenossenschaft",  Bd.  8,  S.  197  f. 
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^^ten  gestempelt.     All   das   war  aber  nur  eine  Folge- 

^^inung  der  Richtung,  in  der  sich  das  Völkerrecht  da- 

^^s  bewegte  und  die  es  eben  von  vornherein  ausschlofs,  dafs 

das  Völkerrecht  eine  wirkliche  Macht  neben  oder  über  der 

Politik  wurde. 

Nun  unterliegt  es  ja ,  wie  gesagt ,  keinem  Zweifel ,  dafs 

die  Politik  die  Staatenbeziehungen  auch  heute  noch  in  erster 

Linie  beherrscht.   Aber,  was  die  neuere  Entwicklung  vor  der 

Alteren  Zeit  auszeichnet,  ist  das,  dafs  wir  heute  Gebiete  des 

internationalen  Rechts  haben,  die  von  der  Politik  völlig  un- 

Abbängig  sind  oder  sein  können,  weil  sie  eben  mit  der  Politik 

an   und  für  sich  gar  nichts  zu  tup  haben.     Der  Weg  der 

Entwicklung  des  neuen  internationalen  Rechts  führt  gewisser- 

mafsen    immer  weiter  fort  von  der  Politik,   was  man  vom 

Kechtsstandpunkte  aus  sicherlich  nur  warm  begrüfsen  kann. 

Diö  neuere  internationale  Rechtsbildung  bewegt  sich,  wie  wir 

gesehen  haben,  hauptsftchlich  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs 

ui^*  des  Schutzes  der  durch  diesen  Verkehr  zum  Teil  erst 

ti6\L  entstandenen  Rechtsgüter,  und  diese  können  zweifellos 

^\i  und  für  sich  gänzlich  unabhängig  von  politischen  Fragen 

und  Konstellationen  geregelt  werden. 

Wenn  wir  also  für  den  Teil  des  internationalen  Rechts, 
der  in  den  letzten  30  Jahren  geschaffen  wurde,  für  das  neue 
Völkerrecht  ebenfalls  einen  dasselbe  charakterisierenden 
Namen,  ein  Schlagwort  suchen  wollen,  so  können  wir  dieses 
im  Gegensatz  zu  dem  politischen  Völkerrecht  der  älteren  Zeit 
geradezu  als  ein  Verkehrsvölkerrecht,  ein  Welt- 
verkehrsrecht bezeichnen. 

Die  Bedeutung  dieser  neuen  Richtung  dürfen  wir  aber 
vor  allen  Dingen  darin  suchen,  dafs  der  Boden,  auf  dem  sich 
die  neuen  Schöpfungen  entwickeln,  den  Vorteil  bietet,  dafs 
hier  eine  wirkliche  Herrschaft  des  Rechts  möglich  ist.  Die 
Verkehrs-  und  Rechtsverhältnisse  können,  wie  gesagt,  an  sich 
meist  ohne  politische  Rücksichten  geregelt  werden,  und  es 
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bedarf  keinerlei  Hinweises  darauf,  von  welcher  weittragenden 
Bedeutung  diese  prinzipielle  Unabhängigkeit  der  neuen  inter- 
nationalen Rechtsgebiete  von  politischen  Fragen  ist.  Man 
könnte  geradezu  sagen,  eine  wirkliche,  wenn  auch  noch 
beschränkte  Herrschaft  des  Rechts  im  Völkerleben  habe  in 
der  Zeitepoche  begonnen,  in  der  ein  internationales  Recht 
auch  die  Verkehrs-  und  Rechtsverhältnisse  der  Völker  zu 
regeln  begann,  in  der  ein  internationales  Verkehrsreeht  sich 
zum  politischen  Völkerrecht  gesellte  *•. 

Den  Gang  der  neueren  Entwicklung  des  internationalen 
Rechts  könnten  wir  also  vielleicht  dahin  zusammenfassen,  dafs 
wir  sagen,  es  habe  sich  ein  neues  internationales  Recht  in  der 
Gestalt  eines  Weltverkehrsrechts  zu  entwickeln  begonnen  — 
ein  internationales  Recht,  das  mit  der  Politik  nichts  zu  tun 
hat  und  in  dem  wir  daher  gleichzeitig  auch,  wie  noch  zu 
zeigen  sein  wird,  die  Anfänge  einer  wirklichen  Herrschaft  des 
Rechts  auf  internationalem  Boden  begrüfsen  dürfen,  und  zwar 
um  so  mehr,  als  es  an  Umfang  und  Bedeutung  das  alte 
Völkerrecht  bei  weitem  überragt. 

Selbstverständlich  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  dafs  das 
Völkerrecht  auf  anderen  Gebieten  keine  Fortschritte  gemacht 
habe,  sondern  lediglich,  dafs  die  Fortschritte  der  hier  ge- 
dachten Art  für  die  neuere  Entwicklung  charakteristisch  und 
für  die  Zukunft  am  meisten  bedeutsam  seien. 

Leugnen  läfst  sich  anderseits  nicht,  dafs  die  Völkerrechts- 


^^  In  welchem  Ma&e  die  Herrschaft  der  Gewalt  gegenüber  der 
Herrschaft  des  Rechts  in  den  letzten  100  Jahren  zurückgegangen  ist,  das 
schildert  trefflich  Pierantoni  in  der  oben  zitierten  Schrift.  Er  betont 
gleich  auf  S.  3:  „Aus  meinem  Abrils  wird  erhellen,  dafs  die  Herrschaft  der 
Gewalt  in  starkem  Mafse  zurückgegangen  ist  und  dals  Recht  und  Ge- 
rechtigkeit sich  breite  Bahnen  öffneten.^  Denselben  Kachweis  führt 
auch  Des  camp  8  in  der  schon  erwähnten  Denkschrift.  Auf  S.  13 
schreibt  er:  „Immer  weiter  dehnt  sich  die  Herrschaft  des  Rechtes  für 
den  Sehenden  aus,  während  die  Herrschaft  der  Gewalt  und  Barbarei 
vor  dem  Siegesschritt  des  Rechts  beständig  zurückweicht..^ 
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theorie  mit  diesfer  Entwicklung  nicht  überall  gleichen  Schritt 
gebalten  hat,  sondern  vielfach  noch  ganz  in  den  Anschauungen 
des  Zeitalters  des  politischen  Völkerrechts  befangen  ist,  also 
geradezu  im  Widerspruch  mit  [der  wirklichen  Entwicklung  des 
modernen  Rechtslebens  steht.  Indem  sie  so  die  Anschauungen 
und  Rechtszustände  einer  früheren  Epoche  gewohnheitsmäfsig 
auf  die  Neuzeit  überträgt  und  die  Bedeutung  des  neuen  in- 
ternationalen Rechts  aufserdem  vielfach  auch  unterschätzt,  ist 
sie  einer  wirklichen  Herrschaft  des  Völkerrechts  oft  eher 
hinderlich  als  förderlich  gewesen.  Denn  unter  dem  von  ihr 
vorgetragenen  alten  Völkerrecht  in  seiner  künstlichen  Auf- 
bauschung verbirgt  sich  vieles,  was  in  Wirklichkeit  gar  keinen 
Rechtscharakter  trägt,  so  dafs  man  mit  der  Behauptung 
solcher  verlorener  juristischer  Posten  nur  Wasser  auf  die 
Mühle  der  Leugner  des  Völkerrechts  trägt. 

Im  übrigen  unterliegt  es,  wie  gesagt,  keinem  Zweifel, 
dafs  auch  im  Gebiete  des  politischen  Völkerrechts  Fortschritte 
gemacht  worden  sind  und  dafs  weitere  Fortschritte  auch  hier 
folgen  werden  und  müssen.  Eine  Vervollkommnung  ist  hier 
vielleicht  sogar  nötiger,  als  irgendwo  anders.  Nur  sind 
Fortschritte  eben  auf  diesem  Gebiet  viel  schwerer  zu  er- 
reichen, als  im  Gebiete  des  „Weltverkehrsrechts."  Man  kann 
und  darf  kaum  hoffen,  dafs  das  Recht  hier  so  bald  über  poli- 
tische Machenschaften  den  Sieg  davon  tragen  werde. 

Aber  gerade  deshalb  ist  es  eben  so  notwendig,  sich  klar 
zu  machen,  dafs  der  Schwerpunkt  des  internationalrechtlichen 
Fortschritts  denn  doch  nicht  mehr  auf  diesem  politischen 
Gebiet  zu  suchen  ist,  dafs  die  Fortbildungsbestrebungen 
nicht  auf  dieses  Gebiet  angewiesen  sind.  Im  Gegenteil  ge- 
hört alles,  was  lediglich  politischer  Natur  ist,  eigentlich 
in  das  Gebiet  der  auswärtigen  Politik  und  überhaupt  nicht  in 
das  Völkerrecht.  So  einfach  diese  Wahrheit  ist,  so  wenig 
lebt  man  ihr  aber  bis  jetzt  nach.    Es  ist  auch  dies  v.  Mar- 

y  i  p  p  o  1  d  ,  Verfahren.  3 
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tens"®  als  Verdienst  anzurechnen,  dafs  er,  indem  er  die 
Gegenstände  der  internationalen  Verwaltungstätigkeit  in  poli- 
tische Angelegenheiten  und  sozial-kulturelle  Beziehungen  ein- 
teilt'\  ausdrfieklich  darauf  hinweist,  dafs  die  ersteren  im 
Völkerrecht  nicht  berücksichtigt  zu  werden  brauchen,  da  sie 
in  das  Gebiet  der  auswärtigen  Politik  gehören. 

Aus  der  Tatsache,  dafs  es  schwierig  ist,  auf  politischem 
Gebiet  dem  Recht  zum  Siege  zu  verhelfen**,  darf  man  aber 
keinesfalls  ohne  weiteres  Schlüsse  auf  das  neue  Völkerrecht 
ziehen.  Ich  habe  im  Gegenteil  schon  betont  und  hoffe  im 
folgenden  noch  zu  zeigen,  dafs  die  Bedeutung  dieser  neuen 
Richtung  für  das  internationale  Recht  gerade  darin  liegt,  dafs 
die  Politik  hier  in  den  Hintergrund  tritt,  so  dafs  eine  Herr- 
schaft des  Rechts  hier  schon  aus  diesem  Grunde  eher  möglich, 
leichter  erreichbar  erscheint  —  gewifs  für  sich  allein  schon 
ein  Grund,  das  neue  Völkerrecht  nicht  zu  unterschätzen, 
Dafselbe  ist  nicht  nur  nach  Form  und  Inhalt  neu,  sondern  es 
ist  auch  neu  in  seiner  selbständigen  Bedeutung  gegenüber 
den  politischen  Sonderinteressen  und  bietet  so  eine  Grundlage, 

«<>  V.  Härtens,  Völkerrecht,  Bd.  2,  S.  10.  Vgl.  übrigens  auch 
V.  Bulmerincq  im  Handbuch  des  Völkerrechts,  Bd.  4,  S.  1:  „In  ein 
System  des  Rechts  wie  das  Völkerrecht  gehören  indes  nur  die  recht- 
lichen Verhältnisse  und  kann  auch  in  diesen  nur  das  Rechtsprinzip 
die  Herrschaft  beanspruchen,  während  die  auswärtigen  politischen 
Staatenverhältnisse  in  das  System  der  äutseren  Politik  hineingehören,  für 
welches  ein  oder  mehrere  politische  Prinzipien  mafsgebend  sein  können.'' 

'^  £s  entspricht  dies  seiner  Einteilung  der  Verträge.  Märten s 
betont  übrigens  auch  bei  jeder  Gelegenheit  die  vertragsmäßige  Basis 
dessen,  was  er  „internationale  Verwaltung''  nennt.  Die  sozial-kulturellen 
Beziehungen  werden  nach  Martens  erzeugt  durch  die  geistigen  Inter- 
essen, das  physische  und  wirtschaftliche  Leben  der  Nationen,  endlich 
durch  die  Privatrechtsgeschäfte  unter  den  Angehörigen  verschiedener 
Staaten  und  die  Forderungen,  die  die  Aufrechterhaltung  der  Rechts- 
ordnung an  die  Staaten  stellt. 

^^  Man  mufs  froh  sein,  wenn  das  Recht  vorläufig  wenigstens  auf 
einigen  Gebieten  zur  Herrschaft  gelangt.  Aber  man  darf  anderseits 
hoffen,  dafs  die  anderen  Gebiete  mit  der  Zeit  von  selbst  folgen  werden. 
Das  erscheint  in  der  Natur  der  Dinge,  und  speziell  auch  in  der  Ent- 
wicklung des  Verkehrs  begründet. 
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auf  der  weitere  Rechtsfortschritte  an  sich  jedenfalls  ohne 
sonderliche  Schwierigkeiten  erreichbar  erscheinen.  Man  mufs 
daher  hoffen,  dafs  die  Staatenpraxis  ebenso  wie  die  Völker- 
rechtswissenschaft mehr  und  mehr  dieses  neue  Völkerrecht 
zum  Aasgan  gspimkt  ihrer  Betrachtungen  und  Arbeiten  machen 
werden,  statt  immer  noch  vorwiegend  das  alte  politische 
Völkerrecht  im  Auge  zu  haben. 

§  2.  Die  Omndlage  des  neuen  Yölkerrechts. 

Die  Eigenart  des  Völkerrechts  beruht  vor  allem  darin, 
dafs  mehrere  Staaten  gemeinsam  ihre  gemeinsamen  Interessen 
schützen  und  ihre  gegenseitigen  Beziehungen  regeln.  Indem 
nun  der  Inhalt  des  Völkerrechts  allmählich  ein  anderer  ge- 
worden ist,  hat  dasselbe  notwendigerweise  auch  einen  anderen 
Charakter  angenommen,  oder  was  richtiger  ausgedrückt  ist: 
es  tritt  nunmehr  der  eigentliche  Charakter,  die  wirkliche 
Grundlage  des  Völkerrechts,  deutlicher  als  früher  hervor. 

Und  das  ist  nicht  mehr  als  naturgemäfs.  Wenn  das 
Völkerrecht  neuerdings,  unter  den  Einwirkungen  des  modernen 
Weltverkehrs,  einen  neuenlnhalt  bekommen,  wenn  es  auf 
neuen  Bahnen  zu  wandeln  begonnen  hat,  so  ist  der  Grund 
eben  einfach  der,  dafs  die  Menschen  und  Staaten  neue 
Interessen  auf  internationalem  Boden  bekommen  haben, 
indem  ihre  gegenseitigen  Beziehungen  engere  und  mannig- 
faltigere  geworden  sind.  Es  hat  dadurch  in  der  modernen 
Welt  eine  Verschiebung  der  internationalen  Inter- 
essen stattgefunden.  Das  neue  internationale  Recht  aber  ist 
nur  eine  Folge  dieser  Verschiebung.  Wo  früher  lediglich  oder 
vorwiegend  politische  Interessen  vorhanden  waren,  da  walten 
jetzt  die  „Verkehrsinteressen"  *  vor,  und  geben  dem  modernen 
Völkerrecht  nicht  nur  einen  neuen  Inhalt,  sondern  auch  eine 
neue  Grundlage. 

*  Ich  gebrauche  auch  diesen  Ausdruck  in  dem  weiten  Sinne,  der 
im  vorigen  Paragraphen  erläutert  wurde. 

3* 
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Die    gedachte    Interessenverschiebung    kommt    nämlich 
einer  Verschiebung  der  Sonderinteressen  zugunsten  der 
gemeinsamen  Interessen  gleich.    Der  Schwerpunkt  der 
staatlichen  Interessen  auf  internationalem  Gebiet  ist  heute  ein 
anderer  geworden.    Die  Staaten  gehen  heute  normalerweise 
nicht  mehr  auf  Ländereroberungen,  sondern  auf  die  friedliche 
Eroberung  neuer  Verkehrswege,  Märkte  und  Absatzgebiete 
aus.    Damit  sind  die  politischen  Sonderinteressen  zwar  nicht 
aus  der  Welt  geschwunden,  aber  sie  überwiegen  doch  nicht 
mehr  wie  früher.     Der  Schwerpunkt  liegt  heute  zweifellos 
auf  den  gemeinsamen  Interessen,  die  der  gegenseitige  Ver- 
kehr mit  sich  bringt.    Durch  die  Tausende  von  Fäden,   die 
der  Weltverkehr  auf  allen  Lebens  gebieten  gewoben  hat,  sind 
die  Menschen  und  Staaten  heute  in  ihren  Interessen  aneinander 
geknüpft  und  miteinander  verbunden.    Insofern  darf  also  wohl 
gesagt  werden,  dafs  die  modernen  internationalen  Interessen 
nicht  mehr  lediglich  einseitige,  sondern  in  viel  höherem  Mafse 
gegenseitige  geworden  sind  und  dafs  in  dieser  Gemeinsam- 
keit der  Interessen  geradezu  dasGharaktermerkmal 
des  modernen  internationalen  Lebens  gelegen  ist. 

Mit  Recht  betont  v.  Liszt*,  die  völkerrechtliche  Ge- 
meinschaft sei  nicht  nur  eine  Kulturgemeinschaft,  sondern 
auch  eine  Interessengemeinschaft.  „Der  steigende  Verkehr 
zwischen  den  Staaten  weist  jeden  von  ihnen  auf  jeden  anderen 
hin,  läfst  ihn  seine  tatsächliche  Abhängigkeit  von  allen  anderen 
(seine  „interdöpendance")  erkennen  und  zwingt  ihn  zur  Ver- 
ständigung mit  allen  übrigen,  um  in  Gemeinschaft  mit  ihnen 
die  eigenen  Interessen  zu  sichern  und  zu  fördern.  So  entsteht 
und  entwickelt  sich  die  Erkenntnis,  dafs  es  Lebensinteressen, 
Güter  der  Menschen  gibt,  deren  Träger  nicht  der  einzelne 
Staat,  sondern  eine  Gesamtheit  von  Staaten  ist*." 


«  V.  Liszt,  „Völkerrecht",  1904,  3.  Aufl.,  S.  2. 
'  Vgl.  hierzu  auch  Ullmann,  a.  a.  0.  S.  3:  „Nun  läfst  die  Ge- 
schichte der  Völker  und  Staaten   deutlich  erkennen,  daft  sowohl   die 
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Dieses  stärkere  Hervortreten  des  Momentes  der  Gemein- 
samkeit, der  Solidarität  ist  nun  aber  nicht  nur  ein  Merkmal 
der  neueren  Entwicklung  in  den  internationalen  Beziehungen^ 
sondern  es  hat  auch  seinen  Einflufs  auf  das  Wesen  des 
Völkerrechts  ausgeübt.  Auch  das  internationale  Recht 
hat  Anteil  bekommen  an  der  stattgehabten  Verschiebung  des 


grolsen,  von  weittragenden  Folgen  hegleiteten  Vorgänge,  wie  auch  die 
konstanten  Beziehungen  der  Völker  auf  den  verschiedenen  Gebieten  des 
materiellen  und  geistigen  Lehens  in  stetig  fortschreitender  Entwicklung 
den  Gedanken  der  Gemeinschaft  und  Einheit   der  Völker  und  Staaten 
zum  Ausdruck  hringen.    Die  fortschreitende  Kultur  schafft  immer  neue 
Beziehungen  der  Völker  und  Staaten;  die  gegenseitige  Isolierung  wird 
unmöglich;  der  nationale  Egoismus  weicht  den  Forderungen  der  immer 
in  den  Vordergrund  tretenden  Macht  der  internationalen  Gemeinschaft. 
Die  Tatsache  dieser  Gemeinschaft  erweist  sich  mächtiger  als  das  mit 
der  formellen  Selbständigkeit  gegebene  Gefühl  der  Unabhängigkeit  von 
fremder  Hilfe  und  Mitwirkung."    üllmann  führt  dann  weiter  aus,  wie 
die  Staaten  so  dazu  gedrängt  werden,  die  Selbstbeschränkung  als  eine 
durch  die  Natur  der  praktischen  Verhältnisse  gegebene  Notwendigkeit 
zu  erkennen.    Die  Interessen  haben  sich  infolge  der  engen  Berührung 
der  Staaten  und  der  stetig  zunehmenden  Wechselbeziehungen  auf  allen 
wichtigen  Ijebensgebieten  zu  solidarischen  Interessen  der  Völker  aus- 
gestaltet, deren  isolierte  Regelung  nur  unvollständig  innerhalb  der  ein- 
zelnen nationalen  Bechtsordnungen  erfolgen  kann.    „Es  zeigt  sich  eben 
immer  klarer,    dals    die    realen  Lebensverhältnisse    der   Völker   eine 
wechselseitige  Abhängigkeit  der  Staaten  geschaffen  haben;  deren  Konse- 
quenzen legen  die  Erkenntnis  nahe,   da&  die  Lösung  der  nationalen 
Staatsaufgaben  im  modernen  Völkerleben  vielfach  auf  die  Mitwirkung 
der  solidarisch   interessierten   Staaten  hinweist.     In  dieser  Solidarität 
liegt  aber  zugleich  eine  der  sachlichen  Garantien  gegen  etwa  befürchtete 
Einbufsen   an  der  eigenen  Unabhängigkeit  und  Selbständigkeit,  da  eine 
gegenseitige  Bindung  hier  doch  nur  unter  der  Voraussetzung  gleicher 
Lage  der  Beteiligten  gegenüber  betreffenden  Verhältnissen  stattfinden 
wird.    Während  in  älterer  Zeit  Normen  für  das  gegenseitige  Verhalten 
der  Staaten  fast  ansschliefslich  mit  bezug  auf  die  aus  feindlicher  Be- 
rührung der  Völker  entspringenden  Verhältnisse,  also  in  der  Sphäre  der 
Machtentfaltung  und  Geltung  gegenüber  anderen  Nationen  sich  bilden, 
ist  heute    die    rechtliche    Ordnung    der    internationalen    Verhältnisse 
wesentlich  in  den  Dienst  der  friedlichen  Entfaltung  der  Staatskräfte  im 
Bereich   der  verschiedenen  Zweige    des    Staatszwecks   gestellt.^     Vgl. 
femer  die  Ausführungen  von  üllmann  auf  S.  252  f. :  „Die  meisten  Inter- 
essen, welche  den  Gegenstand  staatlicher  Verwaltung  bilden,  haben  sich 
innerhalb  der  Gemeinschaft  zivilisierter  Staaten  geradezu  zu  solidarischen 
und  sohin  zu  internationalen  Interessen  ausgebildet." 
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Schwerpunkts  der  menschlichen  und  staatlichen  Interessen, 
insofern,  als  es  dadurch  innerlich  gefestigt  worden  ist. 
Seine  eigentliche  Natur  ist  dadurch  erst  recht  zum  Vor- 
schein gekommen,  so  dafs  man  die  Grundlagen,  auf  denen 
alles  internationale  Recht  so  recht  eigentlich  beruht,  nunmehr 
klarer  erkennen  kann. 

So  lange  man  an  ein  absolutes  Vorherrschen  der  Sonder- 
interessen  auch  im  internationalen  Rechtsleben  glaubte  ^,  mufste 
dem  Völkerrecht  auch  die  innere  Kraft  fehlen.  Die  Tatsache, 
dafs  aus  einer  Politik  der  feindlichen  Brüder  um  ihre  Sonder- 
interessen nun  aber  allmählich  ein  gemeinsames  Arbeiten  der 
Völker  in  friedlichem  Verkehr  für  ihre  Kulturinteressen  ge- 
worden ist,  mufste  naturgemäfs  auch  das  Völkerrecht 
kräftigen  und  ihm  unvermerkt  ein  neues  Gepräge  ver- 
leihen. Diese  Arbeit,  dieses  Streben  verlangte  mehr,  wie  dies 
früher  der  Fall  war,  nach  einem  rechtlichen  Schutz,  nach 
einer  wirklichen  Herrschaft  des  Rechts  im  internationalen 
Verkehr.  Ein  ausgedehnterer  internationaler  Schutz  ist  den 
internationalen  Interessen  zu  teil  geworden ,  das  haben  wir 
schon  an  dem  Inhalte  des  neuen  internationalen  Rechts  er- 
kannt. Aber  auch  die  Herrschaft  des  Rechts  ist  eine  gröfsere 
geworden,  und  insoweit  sie  dies  zur  Stunde  noch  nicht  ist, 
bereitet  sich  ihr  Anwachsen  doch  wenigstens  in  der  Gegen- 
wart schon  vor.    Ebenfalls  ganz  natürlicher  Weise,  da  nicht 


^Y.  Stengel,  Archiv  für  öffentliches  Recht,  Bd.  15,  S.  200,  ist 
der  Meinung,  die  Gegensätze  politischer,  wirtschaftlicher  und  nationaler 
Natur,  die  gegenwärtig  zwischen  verschiedenen  Staaten  nicht  hlofe,  sondern 
auch  zwischen  verschiedenen  Weltteilen  bestehen,  seien  so  grofs,  dals 
nicht  anzunehmen  sei,  dafs  der  Ausgleich  dieser  Gegensätze  anders  al& 
durch  Blut  und  Eisen  erfolgen  werde.  Ich  urteile  darin  nicht  so 
pessimistisch,  meine  aber,  da&  unsere  Rechtsfrage  ganz  unab- 
hängig von  der  Frage  nach  Krieg  oder  Frieden  einer  Lösung 
bedarf.  An  einer  Verschiebung  der  Interessen  läfst  sich  nicht  wohl 
zweifeln  und  diese  trägt  meines  Erachtens  notwendigerweise  auch  zu 
einer  Milderung  der  Gegensätze  bei.  Man  braucht  sich  aber  weder  zum 
Friedens-  noch  auch  zum  Kriegsapostel  aufzuwerfen,  wenn  man  ein 
juristisches  Thema  behandelt.    Vgl.  übrigens  dazu  auch  unten  §  7. 
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nur  die  äufseren,  sondern  auch  die  inneren  Voraussetzungen 
für  ein  solches  stärkeres  Hervortreten  der  Rechtsherrschaft 
auf  internationalem  Boden  heute  durchaus  gegeben  sind. 

Die  Staaten  sind  sich  bewufst  geworden,  dafs  ihre  in- 
ternationalen Interessen  heute  wesentlich  solidarische  sind^. 
Dieses  Bewufstsein ,  diese  Überzeugung  ist  es ,  die  dem 
Völkerrecht  heutzutage  eine  feste  Grundlage  ver- 
leiht^. Es  dient  seinem  Wesen  nach  nicht  mehr  wider- 
streitenden Einzelinteressen,  sondern  gemeinsamen  Interessen 
und  verspricht  auf  dieser  Grundlage  ein  wirk- 
liches Recht  in  der  vollen  Bedeutung  dieses 
Wortes  zuwerden.  Es  ist  klar  und  bereits  betont  worden, 
dafs,  so  lange  das  Völkerrecht  unter  dem  Zeichen  der  Politik 
stand  und  im  Grunde  lediglich  den  politischen  Machtgelüsten 
Vorschub  leistete,  auch  von  einer  Herrschaft  des  Rechts  kaum 


^  Vgl.  V.  Martens,  Völkerrecht,  I,  S.  202:  „Immer  mehr  befestigte 
sich  in  den  Kationen,  von  denen  keine  innerhalb  der  Grenzen  und  aus 
den  Hilfsquellen  ihres  Staates  volle  Befriedigung  zu  erlangen  vermochte, 
das  Bewulstsein  von  der  Identität  und  Harmonie  der  mannigfaltigsten 
Bestrebungen  und  sozialen  wie  politischen  Lebensbedürfnisse  der 
Menschheit.^ 

*  Sehr  richtig  v.  Liszt,  a.  a.  0.:  ^In  dieser  Gemeinschaft  der 
Kultur  und  der  Interessen  wurzelt  die  Überzeugung,  dafs  die  Beziehungen 
der  Staaten  untereinander  durch  verbindliche  Normen  geregelt  werden. 
Diese  Normen  bilden  das  Völkerrecht/  Schon  Seebohm  (De  la 
r^forme  du  droit  des  gens,  1878)  spricht  mit  Recht  von  einer  „loi  de 
d^pendance  r^ciproque  entre  les  nations  modernes*'.  D  r e  y  f  u  s  (L'arbitrage 
international,  1892,  S.  250)  betont:  „Ce  qui  domine  notre  si^cle,  c'est 
la  solidarite  ^conomique."  Diese  Solidarität  ist  aber  nicht  nur  eine 
wirtschaftliche.  Vgl.  auch  Bonfils,  „Lehrbuch  des  Völkerrechts^,  1904, 
S.  3:  „Die  gegenseitige  Abhängigkeit  der  Völker  besteht  wie  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete,  so  auch  im  Bereiche  der  geistigen  Tätigkeit  .  .  . 
Die  gegenseitige  Abhängigkeit  der  Völker  in  wirtschaftlicher,  geistiger 
and  sittlicher  Hinsicht,  sowie  die  gegenseitige  Unabhängigkeit  und  Gleich- 
heit der  Staaten  in  politischer  Beziehung  bilden  die  beiden  Grundkräfte, 
worauf  die  internationale  Gemeinschaft  beruht.^  Bonfils  weist  sodann 
darauf  hin,  da&  die  Fortschritte  des  Völkerrechts  nur  dadurch  zustande 
kommen  konnten,  dals  die  Staaten  sich  ihrer  Solidarität  als  Mitglieder 
der  Völkergemeinschaft  bewufst  waren.  Vgl.  ferner  v.  Martens, 
a.  a.  0.  I,  S.  224. 
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die  Rede  sein  konnte,  sondern  dafs  unter  dieser  Herrschaft 
der  Sonderinteressen,  die  zu  Konflikten  naturgemäfs  nur  all- 
zuleicht Anlars  gab,  Macht  eben  häufig  vor  Recht  ging. 
Ebenso  klar  ist  es  aber,  dafs  der  Weltverkehr  im  Grunde  den 
Weltfrieden  und  die  Herrschaft  des  Rechts  bedeutet;  denn 
nur  in  diesen  findet  die  Gemeinsamkeit  der  internationalen 
Interessen  ihren  adäquaten  Ausdruck.  Und  je  mehr  der  Ver- 
kehr zwischen  den  Völkern  zunimmt,  je  enger  die  Beziehungen 
zwischen  den  Nationen  werden,  um  so  notwendiger,  aber  auch 
um  so  erreichbarer  wird  die  Rechtsherrschaft,  aus  dem  ein- 
fachen Grunde,  weil  das  moderne  internationale  Recht  eben 
seine  Kraft  aus  der  Überzeugung  der  Staaten  von  der  wach- 
senden Intensität  ihrer  Interessengemeinschaft  entnimmt. 
Das  moderne  Völkerrecht  beruht  also  insofern 
wesentlich  auf  der  Solidarität  der  heutigen  in- 
ternationalen Interessent 


^  Vgl.  dazu  insbesondere  auch  Schlief  (a.  a.  0.  S.  78 f.),  der  be- 
tont, dafs  die  gewaltigen  Fortschritte,  welche  die  Eulturwelt  den  groß- 
artigen Erfindungen  der  Neuzeit  verdankt,  einen  Zusammenhang  der 
zivilisierten  Menschheit  geschaffen  haben,  der  bis  vor  kurzem  noch  un- 
bekannt war,  ja  nicht  einmal  geahnt  werden  konnte;  die  Wirkungen  von 
alledem  können  selbstverständlich  auch  auf  die  politischen  Verhältnisse 
des  Zeitalters  nicht  machtlos  bleiben.  Töricht  wäre  es,  zu  behaupten, 
dals  man  sich  in  dem  um  so  vieles  lebhafter  pulsierenden  Leben  der 
Gegenwart  noch  mit  den  politischen  Formeln  behelfen  könne,  wie  sie 
für  vergangene,  ja  selbst  erst  sehr  ktlrzlich  vergangene  Zeiten  vollauf 
gerechtfertigt  erscheinen  durften.  Die  natürliche  Folge  aus  diesen  Er- 
rungenschaften besteht  darin,  „dafs  alle  Vorgänge,  auch  politischer  Art, 
die  sich  irgendwo  in  der  Kulturwelt  abspielen,  ungleich  mehr  als  früher 
auch  allenthalben  mitempfunden  werden  und  dafs  sich  dementsprechend 
politische  Probleme  herausbilden,  die  eine  befriedigende  Lösung  nur 
finden  können,  wenn  dieselbe  von  der  Kulturwelt  in  ihrer  Gesamtheit 
versucht  wird;  das  ist  es,  was  man  unter  der  »Solidarität  der  Kultur- 
interessen* begreift  und  was  den  Kulturstaaten  zur  unabweisbaren  Pflicht 
macht,  miteinander  immer  enger  Fühlung  zu  suchen,  anstatt  eine  grund- 
sätzliche Gegnerschaft  gegeneinander  zu  nähren''.  Schlief  betont 
weiter,  dafs  nicht  nur  die  ideale,  sondern  auch  die  praktische  Seite  des 
Völkerlebens  zu  dem  nämlichen  Ergebnis  führt;  nicht  nur  Wissenschaft 
und  Kunst,  sondern  auch  Handel,  Gewerbe  und  Industrie  erfordern  in 
gleichem  oder  noch  höherem  Mafee  einen  engen  Anschlufs  der  Kultur- 
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Das  hier  Gesagte   klingt  vielleicht  selbstverständlicher, 
^^s  es  eigentlich  ist.    Insofern  ist  es  jedenfalls  durchaus  nicht 
so   selbstverständlich,   als   die  Völkerrechtstheorie   der  ver- 
änderten Sachlage  bisher  noch  herzlich  wenig  Rechnung  ge- 
tragen hat.   Es  scheint  ihr  vielfach  gar  nicht  zum  Bewufstsein 
gekommen  zu  sein,  nicht  nur  wie  allmählich  und  unvermerkt 
ein  neues  Völkerrecht  herangewachsen  ist,  sondern  auch,  wie 
die  neuen  Richtungen  das  alte  Völkerrecht  mehr  und  mehr 
bei  Seite   gedrängt  und   dem   Charakter   des   Ganzen 
eine  neue  Prägung  verliehen  haben:   Aus  gemeinsamen 
Interessen     hervorgegangen,     ist     dieses     neue 
Völkerrecht,  ist  das  moderne  Völkerrecht  über- 
haupt kräftig  genug,  um  neue  Aufgaben  iminter- 
nationalen  Rechtsleben  erfüllen  und  eine  wirk- 
liche   Herrschaft     des    Rechts     ermöglichen    zu 
können. 

Es  mag  sein,  dafs  die  Theorie  die  Wandlung  um  des- 
willen so  wenig  beachtet  hat,  weil  der  Umschwung  sich  erst 
m  unseren  Tagen  vollzogen  hat.  Oder  vielleicht  auch,  weil 
sie  über  den  Geschehnissen  des  politischen  Lebens  die  schein- 
bar unbedeutenderen  in  der  Entwicklung  unseres  Rechtslebens 
übersehen  zu  können  vermeinte.  Sei  dem,  wie  ihm  wolle,  die 
Folge  davon  ist  jedenfalls  die  gewesen,  dafs  die  Theorie,  in- 


staaten  untereinander;  und  zwar  um  deswillen,  weil  das  wirtschaftliche 
Leben  in  jedem  Falle  einer  Art  von  Organisation  bedarf,  die  die  ein- 
schlägigen Verhältnisse  zum  unmittelbaren  Gegenstande  der  Politik 
machen  mufe.  Man  dürfe  sich  nicht  der  Einsicht  verschlieisen,  da(s  die 
Solidarität  der  Kulturinteressen  aus  dem  wirtschaftlichen  Leben  der 
Kalturwelt  einen  grofsen  wirtschaftlichen  Organismus  herausgebildet  hat, 
dessen  Pulsschläge  nicht  einmal  durch  das  Weltmeer  aufgehalten, 
sondern  allenthalben  gefühlt  werden.  Das  eigentliche  Ziel  müsse  daher 
immer  sein,  dafs  die  einzelnen  Staaten  in  wirtschaftlicher  Hinsicht 
daaerad  eine  möglichst  enge  Fühlung  miteinander  unterhalten.  Die  In- 
tensität der  gegenseitigen  Beziehungen  lasse  nicht  den  geringsten  Zweifel 
darin  bestehen,  dafs  ein  politischer  Antagonismus,  der  alles  das  auf  das 
entschiedenste  stören  müsse,  immer  mehr  und  mehr  als  ein  völliges 
Unding  erscheine. 
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dem  sie  an  der  alten  Idee  vom  Völkerrecht  festhielt,  die 
Aufgaben  des  letzteren  vielfach  verkannt  hat.  Und  wo  man 
auf  diese  Aufgaben  zu  sprechen  kam,  da  glaubte  sie,  Hinder- 
nisse zu  sehen,  die  in  Wirklichkeit  gar  nicht  existieren,  da 
sie  sich  auf  miüs verstandenen  Ideen  aufbauen,  deren  Voraus* 
Setzung  die  politischen  Zustände  früherer  Zeiten  und  das  alte 
politische  Völkerrecht  waren,  und  über  die  das  internationale 
Leben  der  Gegenwart  inzwischen  längst  zur  Tagesordnung 
übergegangen  ist.  Unbekümmert  um  die  Wandlungen,  die 
sich  vollzogen  haben,  operiert  die  Theorie  aber  noch  heute 
vielfach  mit  diesen  veralteten  Ideen  und  Begriffen. 

Statt  die  Solidarität  der  Interessen  zu  betonen, 
auf  der  das  heutige  Völkerrecht  beruht,  glaubt  die  Theorie 
insbesondere  bei  jeder  passenden  und  nicht  passenden  Ge- 
legenheit die  staatliche  Souveränität  hervorheben  zu 
müssen,  wenn  man  auf  die  Aufgaben  des  modernen  Völker- 
rechts zu  sprechen  kommt  Es  erscheint  daher  notwendig, 
auf  diesen  so  vielfach  mifs verstandenen  Begriff  hier  mit 
einigen  Worten  einzutreten. 

Festzustellen  ist  dabei  zunächst,  dafs  wir  es  im  Völker- 
recht nicht  mit  der  staatsrechtlichen  Seite  der  Souveränität 
zu  tun  haben  ^.  Ich  trete  an  eine  Betrachtung  nur  unter 
den  Gesichtspunkten  heran,  die  sich  vom  Standpunkte  des 
Völkerrechts  aus  ergeben. 

Im  Völkerrecht  pflegt  man  die  Souveränität,  die  man  in 
innere  Souveränität  oder  Autonomie  und  äufsere  Souveränität 
oder  Unabhängigkeit  scheidet,  auch  unter  den  sogenannten 
Grundrechten  aufzuführen.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  in  die 
Kontroverse  über  diesen  letzteren  Begriff  einzutreten.  Seine 
Unhaltbarkeit  ist  durch  eine  Reihe  von  neueren  Schriftstellern 


"  Vgl.  Uli  mann,  a.  a.  0.  S.  41:  „Die  Souveränität  ist  ein  ein- 
heitlicher Begriff.  Gleichwohl  kann  die  Souveränität  vom  Standpunkte 
des  Staates  als  Einzelpersönlichkeit  und  von  jenem  als  Mitglied  der 
Staatengemeinschaft  in  Betracht  gezogen  und  sonach  eine  staatsrecht- 
liche und  völkerrechtliche  Seite  der  Souveränität  unterschieden  werden.^ 


§  2.    Die  Grundlage  des  neaen  Völkerrechts.  43 

nachgewiesen  worden.  Nach  Jellinek'  enthält  der  Katalog 
völkerrechtlicher  Grundrechte  nichts  als  eine  grofse  Tautologie, 
denn  er  besagt  nichts  anderes,  als  dafs  der  Staat  das  Recht 
habe,  Staat  zu  sein,  und  dafs,  kraft  der  ihm  gewährten  An- 
erkennung, kein  Staat  das  Recht  habe,  einen  andern  in  der 
Betätigung  seiner  notwendigen  Funktionen  zu  hindern;  alle 
Behauptungen,  Betrachtungen  und  Dithyramben  über  die 
Grundrechte  der  Staaten  lassen  sich  juristisch  in  den  einen 
Satz  zusammenfassen,  dafs  kein  Staat  rechtlich  von  dem 
anderen  etwas  fordern  oder  ihn  rechtmäfsig  zu  etwas  zwingen 
darf,  als  auf  Grund  eines  Rechtssatzes.  Ebenso  gelangt 
Heilborn  ^^  zu  dem  Resultat,  die  üblichen  Grundrechte  fallen 
zu  lassen;  als  Grundrecht  erkennt  er  nur  das  eine  Recht  an 
der  Person  an,  das  mit  der  Anerkennung  des  völkerrechtlichen 
Subjekts  gegeben  ist. 

Auch  TJllmann^^  nimmt  innerhalb  der  völkerrechtlichen 
Ordnung  ein  primäres  allgemeines  Rechtsverhältnis  an,  in  dem 
jedes  Mitglied  sich  als  vci*pfiichtet  anerkennt,  die  anderen 
nicht  zu  verletzen,  in  dem  jedem  einzelnen  Mitgliede  aber 
auch  der  Anspruch  zuerkannt  ist,  von  jedem  andern  die 
Unterlassung  jeder  Verletzung  zu  fordern.  „Jede  Verletzung 
eines  Mitglieds  ist  rechtswidrig,  weil  Übertretung  jener  grund- 
legenden, jede  Verletzung  der  Person  verbietenden  Norm. 
Weil  diese  Norm  notwendig  alle  Interessen  umfafst,  kann  die 
Konstruktion  einzelner  abgeleiteter  und  als  Grundrechte  be- 
zeichneter subjektiver  Rechte  als  überflüssig  abgelehnt  werden, 
denn  keines  dieser  einzelnen  Rechte  würde  einen  spezifischen 
Inhalt  aufweisen.    Die  gegenseitige  Anerkennung  der  Staaten 


*  Jellinek,  „System  der  sabjektiven  öffentlichen  Rechte",  1892» 
S.  302. 

^®  Heil  bor  n,  a.  a.  0.  S.  279  f.  Den  juristischen  Inhalt  der  Materie 
will  Heilborn  unter  andere  Kategorien  des  Systems  subsumieren,  den 
oaturrechtlichen  und  politischen  Inhalt  ausscheiden.  Von  der  Sou- 
rer&nität  insbesondere  handelt  er  auf  S.  299  f. 

"  Ulimann,  a.  a.  0.  S.  81. 
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als  Rechtssubjekte  und  das  primäre  Verbot  der  Verletzung 
der  völkerrechtlichen  Persönlichkeit  sichern  jedem  einzelnen 
Mitgliede  der  internationalen  Gemeinschaft  die  Freiheit  der 
Betätigung  seines  Willens  in  den  durch  den  Staatenverkehr 
sich  ergebenden  Lebensverhältnissen.  Jede  Betätigung  der 
Freiheit  des  einzelnen  Staates  im  Völkerverkehr  ist  dem 
Völkerrechte  gemäfs,  wenn  betreffende  Handlungen  nicht  eine 
Verletzung  eines  anderen  Staates  enthalten.  Daraus  ergibt 
sich,  dafs  Beschränkungen  dieser  Freiheitssphäre  der  Staaten 
auf  dem  Boden  der  internationalen  Gemeinschaft  nur  in  ander- 
weiten  Normen  des  Völkerrechts  oder  in  konkreten  Akten  der 
Selbstbeschränkung  ihre  rechtliche  Wurzel  haben  können." 

Was  also  in  Wirklichkeit  von  den  Grundrechten  übrig 
bleibt,  das  ist  lediglich  die  freie  völkerrechtliche  Persönlich- 
keit, die  völkerrechtliche  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit. 

Etwas  anderes  will  nun  aber  auch  der  Begriff  der  Sou- 
veränität völkerrechtlich  nicht  besagen.  Die  Souveränität  im 
völkerrechtlichen  Sinn  bedeutet  in  Wirklichkeit  nichts  anderes 
als  eine  Bejahung  der  freien  staatlichen  Persönlichkeit  im 
internationalen  Verkehr,  eine  Anerkennung  der  Staaten  als 
völkerrechtliche  Subjekte.  Die  Souveränität  ist  in  der  freien 
völkerrechtlichen  Persönlichkeit  ohne  weiteres  enthalten  und 
mit  ihr  gegeben ^^    Nicht  mit  einem  besonderen  Recht 


^'  Vgl.  V.  Liszt,  a.  a.  0.  S.  44:  »Nur  der  souveräne  Staat  ist  voll- 
berechtigtes  völkerrechtliches  Rechtssubjekt.  Souveränität  aber,  als 
Eigenschaft  des  Staates,  ist  höchste,  nach  autsen  wie  im  Innern  selb- 
ständige, von  keinem  Höheren  abhängige  Herrschermacht  (die  summa 
potestas).  Sie  äufeert  sich  in  der  uneingeschränkten  völkerrecht- 
lichen Handlungsfähigkeit"  Ferner  S.  56:  „Aus  dem  Begriff  des 
Völkerrechts  als  der  Gemeinschaft  gleichberechtigter  Staaten  ergibt 
sich  unmittelbar  der  Anspruch  jedes  Gliedes  dieser  Gemeinschaft  auf 
Anerkennung  seiner  Gleichberechtigung  mit  allen  übrigen  Rechts- 
|renossen,  auf  Anerkennung  seiner  völkerrechtlichen  Rechtssubjektivität." 
Das  Bedenken  v.  L  i  s  z  t  s  (a.  a.  0.  S.  57),  es  handle  sich  bei  den 
Grundrechten  um  positive  Rechtssätze,  die  gerade  deshalb  der  Form 
der  ausdrücklichen  Rechtssatzung  nicht  bedürfen,  weil  ohne  sie  ein 
Völkerrecht  überhaupt  nicht  denkbar  wäre,   möchte  ich  nicht  teilen. 
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^^t  Prinzip  haben  wir  es  also  bei  ihr  zu  tun,  sondern  ein- 

^^h  mit  dem  Staat  als  Person. 
V      In  diesem  Sinne  kann  nun  aber  die  Souveränität  selbst- 
^^^t5.ndlich  nicht  etwa  ein  Hindernis  für  die  Erfüllung  der 
^^ben    sein,   die    völkerrechtlich   an  den   Staat  gestellt 


^^t^en. 


Der  Grund,  weshalb  man  einen  Souveränitätsbegriff, 
der  in  Wirklichkeit  eine  Negation  der  freien  staatlichen 
Persönlichkeit  im  Völkerrecht  bedeutet ,  in  die  Diskussion 
über  völkerrechtliche  Probleme  hineinzubringen  pflegt  — 
geradezu  als  Hemmschuh  für  jeden  völkerrechtlichen  Fort- 
schritt — ,  liegt  meines  Erachtens  einfach  in  der  alten  Auf- 
fassung vom  Völkerrecht  als  einer  über  den  Staaten 
thronenden  Bechtsordnung,  einer  Idee,  bei  der  natürlich  das 
Moment,  dafs  der  Staatswille  selbst  alles  Völkerrecht 
schafft,  in  den  Hintergrund  treten  mufste.  Der  falsche  Sou- 
veränitätsbegriff war  eben  ein  Requisit  dieses  alten  Völker- 
rechts. Gegenüber  einer  so  hoch  thronenden  Rechtsordnung  ge- 
brauchte die  Diplomatie  unfehlbar  ein  Gegenmittel,  mit  dem  sie 
nötigenfalls  dem  Völkerrecht,  falls  es  ihr  bei  ihren  politischen 
Kalkulationen  unbequem  wurde,  zuleibe  rücken  konnte^'. 

Was  aber  bedeutet  der  Begriff  der  Souveränität  für  das 
moderne  Völkerrecht?  Nur  diejenigen  werden  ihn  hier  im 
Sinne  eines  Hemmschuhs  gebrauchen,  die  sich  von  dem  Um- 
schwung, der  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  vollzogen  hat, 
keine  Rechenschaft  geben.  Mehr  und  mehr  ist  infolge  dieses 
Umschwungs,  wie  wir  gesehen  haben,   auch  das  wirkliche 


Diese  letztere  Frage  dürfte  davon  abhängen,  wie  man  das  Völkerrecht 
konstruiert,  v.  Liszt  bemerkt  übrigens  weiter,  da  die  sogenannten 
Grundrechte  mit  dem  Begriff  des  Staates  als  eines  völkerrechtlichen 
Rechtssubjektes,  also  eines  Gliedes  der  Völkerrechtsgemeinschaft  ohne 
weiteres  gegeben  seien,  könne  man  sie  auch  als  j,yölkerrechtliche 
Fersönlichkeitsrechte"  bezeichnen. 

1'  Sehr  richtig  bemerkt  Olivart  (Revue  g^n^rale  de  droit  inter- 
national public,  Bd.  6,  S.  851X  hinter  den  Schleiern  der  Autonomie  usw. 
rerberge  sich  in  Wirklichkeit  oft  lediglich  die  Gewalt,  die  Negation 
des  Rechts. 
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Wesen  des  Völkerrechts  zutage  getreten.  Man  erkennt  heute 
das  Völkerrecht  als  das,  was  es  wirklich  ist,  als  ein  Recht, 
das  dem  Willen  der  Staaten  seine  Existenz  verdankt ^^ 
das  die  Staaten  selbst  gemeinsam  schaffen,  in  der  Überzeugung 
von  der  Solidarität  ihrer  Interessen  und  von  der  Notwendig- 
keit einer  rechtlichen  Regelung  ihrer  gegenseitigen  Be-. 
Ziehungen.  Die  Rechtsnormen,  die  die  Staaten  auf  diese  Weise 
schaffen,  stehen  also  nicht  über  ihnen,  sondern  sind  der 
Ausflufs  ihres  eigenen  Willens.  Es  heifst  im  Völker- 
recht zunächst  nicht:  „Du  mufst",  sondern  „Ich  will",  kraft 
meines  souveränen  staatlichen  Willens,  kraft  meiner  völker- 
rechtliclien  Persönlichkeit. 

Die  Erkenntnis,  das  dem  so  ist,  verdanken  wir,  wie  ge- 
sagt, dem  neuen  Völkerrecht,  namentlich  dem  stärkeren  Her- 
vortreten der  Staatsverträge  gegenüber  alten  Zeiten.  Völker- 
rechtlich äufsert  sich  der  staatliche  Wille  zumeist  in  der  Form 
von  Verträgen,  so  wie  er  sich  im  Staate  zumeist  in  der  Form 
von  Gesetzen  äufsert.  In  beiden  Fällen  haben  wir  denselben 
Vorgang,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dafs  der  staatliche  Wille 
sich  das  eine  Mal  nach  aufsen,  das  andere  Mal  nach  innen 
erklärt.  Das  innere  Recht  ist  Gesetzesrecht,  das  äufsere 
Recht  Vertragsrecht.  Für  die  Qualität  der  staatlichen 
Willenserklärung  macht  das  keinerlei  Unterschied  aus.  Das 
Recht,  das  durch  die  Erklärung  geschaffen  wird,  beruht  beim 
Vertrage,  im  Völkerrecht,  genau  ebenso  auf  dem  Willen  der 
vertragschliefsenden  Staaten,  wie  dies  entsprechend  beim 
Gesetz  im  innerstaatlichen  Recht  der  Fall  ist". 


^*  Inwieweit  der  Wille  der  Staaten  bei  der  Rechtsbildung  ein  freier 
ist,  inwieweit  ihn  eine  „Notwendigkeit'^  bestimmt,  das  zu  entscheiden 
überlasse  ich  den  Rechtsphilosophen.  Es  ist  nicht  Gegenstand  der 
rechtlichen  Betrachtung,  trotzdem  es  immer  wieder  dazu  gemacht  wird. 

'^  Ich  habe  das  ausführlich  behandelt  in  meinem  „Völkerrecht- 
lichen Vertrag".  Hier  ist  nicht  näher  auf  diese  Fragen  einzutreten. 
Ich  halte  meine  früheren  Ausführungen  aufrecht,  selbst  auf  die  Gefahr 
hin,  von  Triepel  ein  Ausrufungszeichen  zu  erhalten. 
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Indem  der  Staat  also  Verträge  schliefst,  seinen  Willen 
völkerrechtlich  erklärt,  betätigt  er  lediglich  seine  freie  völker- 
rechtliche Persönlichkeit**.  Er  vergibt  sich  durch  einen 
Vertragsabschlufs  ebensowenig  etwas  wie  durch  den  Erlafs 
eines  Gesetzes.  Die  staatliche  „Selbstbeschränkung"",  die 
im  Vertragsabschlufs  liegt,  ist  ein  Ausflufs  der  staatlichen 
Souveränität,  nicht  etwa  eine  Beschränkung  der  Sou- 
veränität. Wenn  der  Staat  eine  „Selbstverpflichtung"  ein- 
geht, so  tut  er  dies  nicht  trotz  seiner  Souveränität,  sondern 
kraft  seiner  Souveränität,  d.  h.  eben  seiner  freien  völker- 
rechtlichen Persönlichkeit.  Die  Souveränität  steht  dem  also 
nicht  etwa  im  Wege,  sondern  sie  befähigt  ihn  dazu:  der 
Staat  macht  von  seiner  Souveränität,  von  seiner  völkerrecht- 
lichen Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  Gebrauch,  wenn  er 
einen  Vertrag  abschliefst  und  sich  in  diesem  Vertrage  zu 
etwas  verpflichtet".  Wäre  der  Staat  nicht  souverän,  so 
könnte  er  ebensowenig  einen  völkerrechtlichen  Vertrag  ab- 
schliefsen,  wie  ein  Gesetz  erlassen.  Er  dokumentiert  also, 
indem  er  völkerrechtlich  handelnd  auftritt,  lediglich  seine 
eigenen  souveränen  Fähigkeiten,  er  handelt  kraft  seiner  freien 
Persönlichkeit,  seiner  Souveränität.  Ob  er  dabei  mit  seinem 
Mitkontrahenten    verabredet ,    unter    welchen    Bedingungen 


*^  Ich  habe  das  folgende  ausgeführt  in  meinem  Aufsatz  über 
„Internationale  Rechtseinheit^  in  den  „Blättern  für  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft und  Volkswirtschaftslehre",  Mai  1906. 

^"^  Dieser  BegrifT  kann  heute  wohl  als  eingehürgert  bezeichnet 
werden.  Ich  zitiere  hier  nur  Ullmann,  a.  a.  0.  S.  3:  „Erwägt  man, 
dais  alle  Rechtsordnung  in  einer  Beschränkung  des  Willens  der  Be- 
teiligten gipfelt,  die  normale  Grundlage  der  Herrschaft  des  Rechts 
aber  nicht  in  der  Machtentfaltung  der  obersten  Autorität,  sondern  in  der 
Selbstbeschränkung  der  Beteiligten  zu  suchen  ist,  so  ergibt  sich, 
da&  eine  rechtliche  Ordnung  von  sozialen  Verhältnissen  auch  durch 
die  Beteiligten  selbst  hergestellt  und  erhalten  werden  kann.'' 

^  Vergl.  auch  Descamps  in  der  „Denkschrift",  S.  4:  „Die  Wahl 
des  Schiedsgerichts  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  der  Verzichtleistung 
aaf  die  Souveränität;  sie  setzt  vielmehr  eine  sittlich  höher  stehende 
Anwendung  derselben  voraus.^ 
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Waren  die  beiderseitigen  Grenzen  passieren  dürfen,  oder  ob 
er  die  Abmachung  trifft,  dafs  die  beiderseitigen  Streitigkeiten 
einem  Schiedsgericht,  im  Haag  oder  sonstwo,  unterbreitet 
werden  sollen,  bleibt  sich  für  die  juristische  Beurteilung  der 
staatlichen  Handlungsweise  vollkommen  gleich.  Der  Staat 
braucht  diese  Verträge  nicht  abzuschliefsen.  Aber  wenn 
er  es  will,  dann  kann  er  es,  dann  kann  ihn  niemand  daran 
verhindern.  Wo  er  handelt,  da  handelt  er  also  kraft  seiner 
freien  Persönlichkeit.  Das  ist  der  wahre  Sinn  der  staatlichen 
Souveränität  im  Völkerrecht'". 

Wir  sehen,  von  einem  Hemmschuh  ist  in  Wirklichkeit 
keine  Spur  zu  erblicken.  Der  richtige  Begriff  der  Souveränität 
pafst  durchaus  zum  Wesen  des  modernen  lebensvollen  Staates, 
er  steht  völlig  im  Einklang  mit  dem  Begriff  des  Völkerrechts 
im  modernen  Sinn^^  Er  entspricht  in  dieser  Auffassung 
aber  auch  so  völlig  den  Tatsachen   des  Völkerlebens  sowohl 


>•  Vgl.  auch  Graf  Kamarowsky,  a.  a.  0.  S.  460:  „On  entend  par 
souverainetä  le  droit  qu'a  chaque  Etat  d'avoir  une  ezistence  libre  et 
Bans  entraves  dans  la  vie  Interieure  et  ext^rieure.  Ce  qui  est  pour  la 
personne  humaine  la  liberte  —  principe  fondamental  de  son  d^veloppe* 
ment)  est,  par  rapport  aux  Etats,  la  souverainet^.*^  Siehe  dort  auch  die 
weiteren  Ausführungen  über  die  Souveränitätslehre. 

'0  Fried,  Die  Haager  Konferenz,  1900,  S.  52,  bemerkt,  da&  viele 
Delegierte  im  Haag  sich  noch  nicht  mit  der  modernen  Auffassung  des 
Souveränitätsbegriffes  abgefunden  hatten,  „sie  meinten  noch  immer,  dafs 
jeder  Vertrag,  jede  einem  anderen  Staate  gemachte  Konzession  eine 
Einbuße  an  Souveränität  mit  sich  bringe,  und  dafe  dies  unter  keinen 
Umständen  zugegeben  werden  darf. . .  Noch  war  es  den  meisten  dieser 
Herren  unbekannt,  da&  die  Souveränität  mit  jeder  auf  Gegenseitigkeit 
beruhenden  Konzession,  also  mit  jedem  Vertrage  wächst,  in  ihrem  Werte 
erhöht  wird,  dafs  der  Vertrag  in  unserem  modernen  Leben  bindet  und 
löset  zugleich,  wie  das  Hecht.  Das  sind  alte  Anschauungen,  die  den 
Staatsegoismus  predigen  in  einer  Zeit,  wo  es  kein  einziges  Kulturvolk 
mehr  gibt,  das  alle  seine  Lebensbedingungen  und  die  Grundlagen  seiner 
Entwicklung  innerhalb  der  engen  Grenzen  des  eigenen  Gebietes  finden 
kann.  Nirgends  war  auf  der  Haager  Konferenz  von  einer  Beschränkung  der 
Souveränität  der  Staaten  die  Rede.  Diejenigen,  die  eine  solche  in  irgend 
einem  Vorschlage  meinten  herausgefunden  zu  haben,  haben  eben  noch  zu 
sehr  mit  ihrer  alten  Anschauungsmethode  die  neuen  Dinge  betrachtet** 
Vgl.  ferner  Fried,  Handbuch  der  Friedensbewegung,  1905,  S.  79 f. 
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als  dem  modernen  Rechtsbewufstsein ,  dafs  man  sich  in  der 
Tat  rundem  mufs,  dafs  trotz  allem  immer  noch  und  immer 
wieder  der  Begriff  der  Souveränität  in  seiner  mifsverstandenen 
mittelalterlichen  Auffassung  auftaucht.  Heute  bedarf  doch 
die  Diplomatie  eines  solchen  Mittels  gar  nicht  mehr,  denn 
wir  wissen  ja  jetzt,  dafs  die  staatliche  Souveränität  durch  das 
Völkerrecht  im  modernen  Sinn  gar  nicht  bedroht  werden  kann, 
da  dieses  doch  selbst  nur  ein  Ausflufs  dieser  Souveränität  ist. 
Wenn  man  sich  den  modernen  Staat  in  der  alten  starren  Sou- 
veränität vorstellt,  die  ihm  manche  Theoretiker  aufoktroyieren 
möchten,  dann  erscheint  er  gewissermafsen  wie  ein  Ritter  im 
Eisenpanzer,  der  aber  nicht  etwa  in  das  Mittelalter,  sondern 
in  die  Neuzeit  hineinversetzt  ist,  und  also  in  seinem  Eisen- 
kleide nicht  etwa  zum  Turniere  ziehen,  sondern  den  Ver- 
richtungen des  modernen  Kulturlebens  nachgehen  soll.  Die 
Rüstung  bietet  ihm  einen  Schutz,  dessen  er  gar  nicht  be- 
darf, und  der  ihn  lediglich  an  den  Arbeiten  verhindert,  denen 
er  nachgehen  will.  Er  ist  froh,  sie  gegen  ein  leichtes 
modernes  Gewand  umtauschen  zu  können,  durch  das  er  sich 
nicht  etwa  herabgesetzt  und  bedrückt  fühlt,  sondern  das  ihm 
im  Gegenteil  erst  Gelegenheit  gibt,  seine  Fähigkeiten  voll  zu 
entfalten.  Gerade  so  ist  es  mit  dem  alten  mifsbräuchlichen 
Begriff  der  Souveränität  und  dem  modernen  Staat.  Sie  passen 
eben  einfach  nicht  zusammen. 

Es  ist  ein  grofser  Irrtum  derjenigen,  die  den  Staat  immer 
noch  im  Lichte  einer  mifsverstandenen  Souveränitätsidee 
sehen,  wenn  sie  glauben,  ihm  dadurch  eine  gröfsere  Macht 
und  gröfsere  Fähigkeit  zu  verleihen  ^^  Das  direkte  Gegenteil 
ist  der  Fall!    Gerade  sie  sind  es,  die  den  Staat  in  der  Be- 


'^  Sehr  richtig  bemerkt  Kamarowsky,  a.  a.  0.  S.  2:  „Lee  Etats, 
consid^r^s  comme  membres  de  Tassociation  internationale,  ne  perdent 
ni  leur  ind^pendance  ext^rieure  ni  leur  libert^  int^rieure ;  au  contraire, 
leur  vie  entre  dans  une  nouvelle  phase  de  d^veloppement,  phase  im- 
comparablement  plus  ^lev^e  et  plus  humaine.^ 

Nippold,  Verfahren.  4 
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tätigung  seiner  freien  Persönlichkeit  zu  beschränken  suchen.  Ja, 
sie  behandeln  ihn  geradezu  nach  Analogie  eines  UnmOndigen, 
eines  Kindes,  das  man  nicht  allein  laufen  lassen  kann^^. 
Während  in  der  wahren  Souveränität  die  Fähigkeit  liegt,  alle 
Aufgaben  zu  erfüllen,  die  das  moderne  Leben  an  den  Staat 
stellt,  nationale  und  internationale,  während  sie  die  volle 
Unabhängigkeit  des  Staates  bedeutet,  versucht  man,  dem 
modernen  Staate  Fesseln  anzulegen,  die  ihn  an  der  Erfüllung 
seiner  völkerrechtlichen  Aufgaben  hindern  würden.  Man  sucht 
ihm  einzureden,  um  ein  anderes  Bild  zu  brauchen,  dafs  derjenige 
seine  Freiheit  aufgebe  oder  beschränke,  der,  statt  allein  auf  der 
Landstrafse  dem  fernen  Ziel  zuzustreben,  sich  in  die  Eisenbahn 
setzt,  wo  er  allerdings  mit  anderen  zusammen  eingesperrt  ist, 
aber  mit  ihnen  zusammen  auch  schneller  und  bequemer  ans  Ziel 
gelangt.  Genau  so  ist  es,  wenn  von  juristischer  Seite  immer 
wieder  betont  wird,  der  Staat  könne  um  seiner  Unabhängigkeit 
willen  nicht  mit  anderen  Staaten  zusammen  Vereinbarungen 
über  die  und  die  Gegenstände  treffen.  Und  das  heute  an- 
gesichts des  modernen,  mächtig  pulsierenden  internationalen 
Lebens,  das  immer  neue  Anforderungen  an  die  Staaten  stellt. 

Die  Staaten  haben  heute  auf  internationalem  Gebiet  un- 
endlich mehr  gemeinsame  Interessen  zu  verfolgen,  und  müssen 
sich  daher  auch  ungemein  vielseitiger  betätigen  können  als 
früher*®.  Nicht  nur,  indem  sie  weitere  gemeinsame  Inter- 
essen unter  ihren  gemeinsamen  Schutz  nehmen,  sondern  auch, 
indem  sie  diesen  Schutz  zu  einem  nachhaltigeren  gestalten 

*■  Der  Ausdruck,  daß  in  einem  Vertrage  geradezu  eine  Art  von 
„Selbstentmündigung  für  die  yertragschlielsenden''  liegen  könne,  stammt 
von  Stengel  (Archiv  für  öflFentliches  Recht,  Bd.  15,  S.  148).  Die  Ent- 
mündigung wird  aber  in  Wirklichkeit  von  einer  anderen  Seite  angestrebt. 
V.  Stengel  ist  überhaupt  einer  der  Hauptvertreter  der  Souveränitätsidee 
im  alten  Sinn. 

*'  In  diesem  Sinne  akzeptiere  ich  daher  auch  gerne  die  Au£fa8sung 
von  Rivier  (Lehrbuch,  S.  174),  wonach  die  Souveränität  das  Selbst- 
bestimmungsrecht ist.  Vgl.  dazu  aber  auch  die  zutreffenden  Bemerkungen 
von  Heilborn,  S.  301. 
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k/^  ihn  in  ein  System  bringen.   Frei  und  unbeengt  durch  mifs- 
^tandene  Ideen  und  Begriffe  müssen  sie  sich  daher  be- 
Vf6gen  können.    Und  diese  Bewegungsfreiheit  garantiert 
ihnen  die   staatliche   Souveränität   im    richtig    verstandenen 
Sinne  dieses  Wortes.    Sie  garantiert  ihnen  vor  allen  Dingen 
auch,  dafs  sie  im  eigensten  Interesse,  um  ihre  mit  anderen 
Staaten  gemeinsamen  Interessen  auf  internationalem  Boden 
schützen   zu  können,    diejenigen   Staatsverträge   abschliefsen 
können,  die  sie  wollen.    Sie  bedeutet  nie  und  nimmer  eine  Ein- 
schränkung der  staatlichen  Bewegungsfreiheit,  sie  ist  keine 
Kegation,  kein  Hemmschuh,  sondern  sie  ist  in  Wirklichkeit 
etwas  Positives,  nämlich  die  Bejahung  aller  derjenigen 
Fähigkeiten,  die  die  staatliche  Persönlichkeit  zu  entwickeln 
und  zu  betätigen  in  der  Lage  ist,  Fähigkeiten,  die  in  dem- 
selben Mafse  gewachsen   sind,  wie  die  Staatsidee   und  das 
moderne  staatliche  Leben.     Die  Staaten  wie  die  Menschen 
tragen  heute  ein  modernes  Gewand.    Und  in  diesem  Gewände 
„vergeben""  sie  sich  durchaus  nichts,  wenn  sie  darin  auch 
den  Aufgaben  nachzugehen  suchen,  die  das  Leben  und  damit 
das   Recht  heute  an   die    Staaten    stellen.     Der   Staat    im 
modernen  Sinne  ist  nicht  etwa  eine  Puppe,  ein  abgestorbenes 
Etwas,    sondern    ein   lebensvoller   Organismus  und   für  das 
Recht  eine  lebendige  Persönlichkeit.    Wenn  man  das  im  Auge 
behält,  dann  wird  man  auch  nicht  zögern,  mit  der  alten  Idee 
von  der  Staatssouveränität  als  Hemmschuh  für  den  völkerrecht- 
lichen Fortschritt  aufzuräumen**^.    Das  moderne  Völkerrecht 


*^  Dieser  Ausdruck  ist  eigentlich  nur  eine  Phrase,  die  man  ge- 
dankenlos nachzusagen  pflegt.  „Vergeben''  wird  sich  in  Wirklichkeit 
nur  derjenige  Staat  etwas,  der  es  aus  Ängstlichkeit  nicht  wagt,  seine 
Interessen  wahrzunehmen  und  seine  Lebensaufgaben  zu  erfüllen.  Diese 
Ängstlichkeit  ist  aber  meist  gerade  bei  dei^jenigen  Theoretikern  zu 
finden,  die  immer  die  „Souveränität"  hervorkehren  zu  müssen  glauben. 
Die  Staaten  sind  doch  keine  unmündigen  Kinder,  die  man  am  Gängel- 
bande führen  mufs. 

*»  Vgl.  Kamarowsky,  a.  a.  0.  S.  467:  „Du  moment  que  Ton 
reconnait  le  caractäre  juridique  de  TEtat,  son  absolutisme  disparalt  en 

4* 
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braucht  diesen  Hemmschuh  so  wenig  wie  die  Staaten,  die  nur 
gewinnen  können,  wenn  sie  seiner  ledig  werden.  Und  mit 
ihnen  gewinnt  das  Völkerrecht,  denn  es  erhält  so  die  nötige 
freie  Bahn  für  seine  Weiterentwicklung!  — 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  nun  aber  noch  ein  weiteres. 
Es  zeigt  uns  nicht  nur,  dafs  zu  einer  besonderen  Betonung 
der   staatlichen  Souveränität  häufig  keinerlei   Veranlassung 
vorliegt,  dafs  diese  dem  Fortschritt  im  Völkerrecht  gar  nicht 
im  Wege  steht,  sondern  weiter  auch,  dafs  die  Prinzipien,  auf 
die  die  Theorie  das  Völkerrecht  vielfach  aufzubauen  versucht 
hat,  zum  Teil  unrichtige  sind.   Die  Souveränität  ist  in  Wirk- 
lichkeit weder  ein  besonderes  Recht,  noch  ist  sie  ein  P  r  i  n  z  i  p 
des  Völkerrechts.    Es  ist  eine  ganz  falsche  Vorstellung, 
wenn  man  annimmt,  dafs  es  im  Völkerrecht  gewissermafsen 
zwei  entgegengesetzte  Pole  gebe :  einen  Nordpol,  die  Solidarität 
der  internationalen  Interessen,  und  einen  Südpol,  die  Sou- 
veränität der  Einzelstaaten.    Man  findet  diese  Vorstellung  in 
der  Literatur  ungemein  häufig  vertreten  und  könnte  dadurch 
zu  dem  irrigen  Glauben  verleitet  werden,  als  ob  es  sich  hier 
um  einen  in  der  Sache  begründeten  Gegensatz  handle,  um 
einen  Widerspruch,  der  sich  nun  einmal  nicht  aus  der  Welt 
schaffen  lasse.    Mit  dieser  Vorstellung  hängt  die  Lehre  von 
den  zwei  Prinzipien  des  Völkerrechts  zusammen. 

Ich  komme  hier  nicht  zurück  auf  die  altere  Theorie,  die 
die  Souveränität  auch  als  alleiniges  völkerrechtliches 
Prinzip  gelten  lassen  wollte,  und  die  namentlich  von  Hegel 
und  Ptitter  vertreten  wurde.  Dagegen  bemerkt  schon  Kama- 


principe  et  le  droit  international  devient  rationnel  et  n^cessaire.  Nons 
äcartons  par  \k  Tobjection  contre  le  tribunal  international  qui  est 
fond^e  sar  la  souverainetä  consider^e  comme  un  principe  qai  ne  sonfre 
aucune  diminution.  Pour  nous,  cette  objection  ...  est  fond^e  sor  la 
iiction  de  la  souverainet^  de  r£tat  appartenant  ä  Tordre  politique  ancien 
non  moderne.*'  Kamarowsky  ist  es  namentlich,  der  den  Nachweis 
erbracht  hat,  da(k  die  Institution  eines  internationalen  Schiedsgerichts 
sich  sehr  wohl  mit  der  Souveränität  verträgt  und  anderseits  den 
Forderungen  des  Solidaritätsprinzipes  entspricht. 
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Wsky'*:  „Pendant  Wen  longtemps  le  principe  de  la  sou- 
cf|^  ^Uet^  r6gnait  exclusivement  et  enti^rement  dans  la  science 
%  ^oit  international.  II  se  produit  encore  des  efforts  pour 
^^r  sur  ce  seul  principe  un  systfeme  de  droit  international. 
V/6S  tentatives  doivent  6tre  improuv^es,  parce  qu'elles  rejettent 
le  caract^re  distinct  de  ce  droit,  en  le  faisant  descendre  au 
rang  de  droit  politique  ext^rieur  et  en  confondant  deux 
notions  essentiellement  difförentes,  les  relations  internationales 
et  le  droit  international." 

Die  Idee,  dafs  das  Völkerrecht  sich  auf  zwei  Prinzipien 
aufbaue,  der  Souveränität  und  der  Solidarität,  be- 
deutet dieser  Theorie  gegenüber  immerhin  schon  einen  Fort- 
schritt. Sie  findet  sich  schon  bei  y.  Kalte nborn'^,  der 
neben  das  subjektive  Souveränitätsprinzip  das  objektive  Prinzip 
der  internationalen  Gemeinschaft  setzen  will.  Denselben  Ge- 
danken hat  auch  R.  v.  Mohl'^  des  näheren  auszuftlhren  und 
zu  begründen  versucht. 

Die  Kaltenbornsche  Auffassung  wird  neuerdings  u.  a.  von 
Kamarowsky  sehr  begrüfst,  der  schreibt:  „Le  droit  inter- 
national repose  tout  entier  sur  deux  principes  fondamentaux 
qui  incarnent  en  eux  les  droits  gönöraux  des  Etats,  en  tant 
que  membres  de  TUnion  internationale.  Ges  principes  sont: 
la  souverainetö  et  la  communaut^.  Ce  n'est  que  par  Taction 
qu'ils  exercent  Tun  sur  Tautre  et  par  leur  harmonie  que 

**  Kamarowsky,  a.  a.  0.  S.  460. 

"y.  Kaltenborn,  Kritik  des  Völkerrechts,  1847.  Dieser  Auf- 
fassung trat  Pütt  er  (»Über  das  Prinzip  des  praktischen  europäischen 
Völkerrechts"  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamten  Staatswissenschaften, 
1847,  S,  549)  mit  dem  Bemerken  entgegen,  dalk  es  wissenschaftlich  nur 
ein  Prinzip  gehen  könne,  da  das  Völkerrecht  sonst  ein  Wesen  mit 
zwei  Köpfen  sei. 

^  R.  y.  Mohl,  „Die  Pflege  der  internationalen  Gemeinschaft  als 
Aufgabe  des  Völkerrechts"  in  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  1, 
1860,  S.  579  f.  Gegen  die  nach  seiner  Meinung  zu  weite  Ausdehnung  der 
Pflichten  der  internationalen  Gemeinschaft  durch  y.  Mohl  wandte  sich 
Geyer,  „Über  die  neueste  Gestaltung  des  Völkerrechts^,  1866.  Vgl. 
toch  y.  Bulmerincq,  Völkerrecht,  S.  179. 
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s'^tablit  Texistence  r^guli^re  et  large  des  Etats,  unit6s 
s6par6es,  membres  du  tout  le  plus  ölev^,  Thumanit^.  La 
d^ii6gation  du  premier  de  ces  principes  prive  les  Etats  de 
leur  ind6pendance  et  les  fait  descendre  au  rang  de  provinces ; 
la  non-reconnaissance  du  second  conduit  ä  Tabolition  du  droit 
international  et  de  l'ordre  qui  s'y  r^ffere.  C'est  &M.  Kalten- 
born  que  revient  le  m6rite  de  raffirmation  et  de  l'öclair- 
cissement  de  ces  deux  principes  dans  la  science  .  .  .  le 
dualisme  reproch6  k  M.  Kaltenborn  est  plutöt  apparent 
que  r6el.  II  reconnatt  la  prtponderance  de  la  communaut6 
sur  la  souverainet^  et  sMl  admet  deux  principes,  c'est 
pr6cis6ment  ä  cause  des  deux  cöt^s  diff^rents  de  la  vie  des 
Etats,  national  et  international,  lesquels  se  ram^nent  ä  Tunit^ 
par  leur  nature  vivante,  en  tant  que  personnes  . . .  ce  principe 
(de  la  communant6)  est  appel6  ä  imprimer  ä  tout  le  Systeme 
de  droit  international  Tunitö  et  la  r6gularit^.  Si  la  sou- 
yerainet6  est  le  principe  juridique  de  Tind^pendance  des  Etats 
en  tant  que  membres  de  Thumanit^,  nous  entendons  par 
communaut^  le  principe  ^galement  juridique  de  leurs  rapports 
r6ciproques"'." 


^*  Revon,  a.  a.  0.  S.  397  äufeert  sich  folgendermaßen:  „N^anmoins, 
les  deux  principes  de  Kaltenborn  nous  paraissent  d'une  v^rit^  admi- 
rable  .  .  .  Qu'est-ce  que  la  souverainet^  ?  Le  droit  pour  chaque  Etat 
de  se  developper  librement,  soit  dans  sa  vie  interne,  soit  dans  son 
activit^  ext^rieure.  La  communaut^  ?  Un  principe  n^cessaire  qui  limite 
la  souverainet^  des  Etats,  chacun  ayant  un  droit  ägal,  et  tous  par 
suite  devant  subordonner  leurs  relations  k  une  loi  commune.  D'un 
cdt^.,  la  libert^;  de  Pautre,  la  r^glementation  de  cette  libertä  .  .  . 
Souverainetä,  communaut^,  k  ces  deux  notions  se  ram^nera,  fatalement, 
Torganisation  future;  car,  sans  la  premi^re,  les  Etats  ne  seraient  que 
des  provinces;  sans  la  seconde,  Tordre  international  ne  pourrait  se 
constituer.  Au  fond,  toute  la  difficult^  du  probl^me  r^side  dans 
Tanalyse  de  la  notion  de  souverainet^.  Certains  auteurs  .  .  .  voient 
dans  rid^e  d^une  juridiction  sup^rieure  k  tous  les  Etats  la  n^gation  de 
leur  souverainet^  elle-meme:  ils  confondent,  k  notre  avis,  cette  sou- 
verainet^  avec  le  droit  absolu,  pour  chaque  Etat,  de  se  developper  sans 
respect  pour  les  droits,  ^gaux  pourtant,  des  nations  voisines.  La  sou- 
verainet^  correspond,  dans  l'ordre  international,  ä  la  libert^  dans  Tordre 
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Es  könnte  vielleicht  scheinen,  dafs,  wenn  die  „beiden 
Grundlagen"  des  Völkerrechts  in  dieser  Weise  aufgefafst  und 
nebeneinandergestellt  werden,  dagegen  an  sich  nicht  viel  ein- 
zuwenden wäre.  Denn  die  zitierten  Schriftsteller  haben  die 
richtige  Auffassung  vom  Wesen  der  Souveränität,  sie  bringen 
dieselbe  nicht  in  einen  grundsätzlichen  Gegensatz  zur  Soli- 
darität, sondern  finden  im  Gegenteil  sehr  richtig,  dafs  beide 
sich  in  harmonischer  Weise  ergänzen.  Aber  in  Wirklichkeit 
handelt  es  sich  eben  doch  nicht  um  zwei  verschiedene 
völkerrechtliche  Prinzipien,  so  plausibel  diese  Theorie 
auf  den  ersten  Blick  erscheinen  mag. 

Die  Auffassung,  dafs  dem  so  sei,  ist  noch  neuerdings  auf 
der  Haager  Friedenskonferenz  mehrfach  zum  Ausdruck  gelangt. 
So  betont  z.  B.  der  Präsident  v.  St  aal  in  seiner  Schlufs- 
rede'^  das  Werk  der  Konferenz  bemühe  sich  zu  versöhnen, 
indem  es  die  beiden  Grundsätze,  die  die  Basis  des  Völker- 
rechts bilden,  den  Grundsatz  der  staatlichen  Souveränität  und 
den  Grundsatz  einer  gerechten  internationalen  Gemeinschaft- 
lichkeit, beachte. 

Dieser  Auffassung  gegenüber  ist  zu  sagen :  Gewifs  beruht 
das  Völkerrecht  zunächst  auf  der  Idee  der  freien,  der  sou- 
veränen Persönlichkeit  der  einzelnen  Staaten,  aber  deshalb 
ist  diese  doch  kein  besonderes  völkerrechtliches 
Prinzip,  sondern  im  Völkerrecht  gegeben,  wie  der  Begriff  des 
Rechts  und  der  Begriff  des  Staats.  Was  völkerrechtlich  zu 
diesen  schon  im  innerstaatlichen  Recht  gegebenen  Begriffen, 
die  eine  logische  Voraussetzung  des  Völkerrechts  bilden,  hin- 


priv^;  or  la  liberte  et  la  licence  sont  deux  choses  tr^s  differentes ;  pour 
ne  pas  d^g^n^rer  en  licence,  la  liherte  doit  ^tre  limit^e.  Dira-t  on  que 
je  ne  suis  pas  lihre  parce  que  les  lois  de  mon  pays  m'obligent  ä  respecter 
la  libertä  du  voisin?  La  souverainet^,  eile  aussi,  peut  et  doit  s^exercer 
dans  certaines  bomes;  or  c'est  pr^cis^ment  le  principe  de  communaute^ 
si  heureusement  combin^  avec  le  pr^c^dent  par  Kaltenborn,  qui  dätermine 
ces  bornes  n^cessaires.*' 

»0  Vgl.  Meurer,  a.  a.  0.  S.  48. 
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zukommt,  ist  lediglich  das,  was  die  Eigenart  des  Völkerrechts 
gegenüber  allem  sonstigen  Recht  ausmacht,  und  das  ist  die 
Gemeinsamkeit,  die  Solidarität.  Die  Aufgaben,  die  im 
Völkerrecht  an  die  staatlichen  Persönlichkeiten  herantreten, 
ergeben  sich  erst  aus  dieser  letzteren,  aus  der  Gemeinsamkeit 
ihrer  internationalen  Interessen. 

Schon  Bulmerincq  hat  daher  nicht  mit  Unrecht  eben- 
falls darauf  hingewiesen,  dafs  es  unzulässig  sei,  ein  System  auf 
zwei  Grundpiinzipien  zu  begründen.  Das  Souveränitätsprinzip 
ist  nach  seiner  Meinung  nur  für  das  Staatsrecht  das  mafs- 
gebende.  Für  das  Völkerrecht  dagegen  erkennt  Bulmerincq 
das  Prinzip  der  internationalen  Gemeinschaft  an,  in  dem 
Sinne,  „dafs  die  internationale  Bechtsidee  in  Theorie 
und  Praxis  zur  Geltung  kommen  müsse,  wie  sie  vielfach 
schon  zur  Geltung  gekommen  ist,  um  eine  internationale 
Rechtsgemeinschaft  immer  weiter  zu  entwickeln"*^ 
„Das  dem  Wesen  des  Völkerrechts  entsprechende  inter- 
nationale Rechtsprinzip  entwickelt  sich  aus  den  internationalen 
Rechtsüberzeugungen ...  In  der  Staatenpraxis  ist  dieses  Prinzip 
neben  und  gegenüber  den  politischen  zur  Geltung  gekommen 
sowie  neben  und  gegenüber  der  Sonderpolitik  die  internationale 
Rechtsgemeinschaft.  Das  intematianale  Rechtsprinzip  wirkt 
in  dieser,  bewirkt,  festigt  und  erweitert  sie  stetig  in  Normen 
und  Instituten.** 

In  der  Literatur  wird  denn  aucli  mehr  und  mehr  der 
Schwerpunkt  auf  das   Prinzip  der  internationalen   Gemein- 


'*  V.  Bulmerincq,  „Völkerrecht",  S.  178,  und  „Systematik  des 
Völkerrecht8^  1858,  S.  848.  Bulmerincq  scheidet  mit  Recht  die 
politischen  Prinzipien,  die  häufig  als  Prinzipien  des  Völkerrechts  ge- 
nannt werden  (Prinzip  des  politischen  Gleichgewichts,  Legitimitäts-  und 
Nationalitätsprinzip)  als  für  ein  Rechtssystem  ungeeignet  aus.  Er  hebt 
hervor,  gegenüber  diesen  verschiedenen  politischen  Prinzipien  sei  der 
Rechtscharakter  des  Völkerrechts  und  der  Gemeinschaft 
der  Völker  immer  mehr  erkannt  worden.  Vgl.  dazu  auch  die  treff- 
lichen Bemerkungen  von  Kamarowsky,  a.  a.  0.  S.  447. 
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^Aaft  verlegt,  selbst  von  denen,  die  daneben  ein  zweites 
Prinzip  annehmen.  Als  Beispiel  hiefür  kann  Kamarowsky'^ 
gelten. 

Die  neuere  Literatur  geht  jedoch  auch  vielfach  bereits 
hierüber  hinaus  und  erkennt  lediglich  noch  das  Prinzip 
der  Gemeinschaft  als  völkerrechtliches  Prinzip  an. 

Besonders  mufs  ich  v.  Märten s  hervorheben,  der  seinem 
Völkerrecht  durchaus  die  Idee  der  internationalen  Gemein- 
schaft zugrunde  gelegt  hat^'.  Er  schreibt  in  seinem  „Völker- 
recht* folgendes: 

„Die  Idee  der  Sonveränität  involviert  nur  das  eine,  nämlich 
dafs  jeder  Staat  für  sich  eine  selbständige  juristische  Persönlichkeit 
bildet;   sie  vermag  jedoch   nicht   darüber  Aufklärung  zu   geben, 
in  welchen  Beziehungen  sich  nun  der  eine  Staat  zum  anderen  be- 
findet,   welche    Rechts-    und   Pflichtverhältnisse    sie    miteinander 
verbinden.    Vom  Gesichtspunkt  der  absoluten  Staatsautonomie  aus 
ist  allerdings   die  Feindschaft  und  Mifsgunst,   welche  gewöhnlich 
die  auf  sich  selbst  zurückgezogenen  Staaten  von  den  anderen  trennt, 
verständlich.     Nur  dafs  man  sich  auch  nicht  einen  der  modernen 
Kaltarstaaten  in  einem  derartigen  primitiven  Zustande  denken  kann. 
Sie  werden  durch  den  beständigen  Verkehr  zwischep  den  zivilisierten 
Nationen    unerbittlich    gezwungen,     um    der    nur    mit    vereinten 
Kräften  erreichbaren,  über  die  Mittel  oder  den  Machtbereich  einer 
territorial  umgrenzten  Staatsgewalt  hinaus  liegenden  Güter  willen, 
die  Betätigung    ihrer   absoluten   Autokratie    einzuschränken.     Mit 
anderen  Worten:   die  Unentbehrlichkeit  eines  friedlichen  und  ge- 
ordneten  internationalen   Lebens   der  Staaten   entspringt  aus   der 
unentbehrlichkeit   der   internationalen   Verbindungen    und    Unter- 
nehmungen   als    solcher;    Ordnung    und    Recht    dieses    Gebietes 
beruhen   also  auf  der  internationalen  Gemeinschaft  und  nicht  auf 
der  Souveränität   der  Staaten.     Die    internationale   Gemeinschaft 
ist  die   freie  Verbindung   unter   den  Staaten  zur  Erreichung   der 
höchsten    Ausbildung   ihrer    Kräfte   und    Befriedigung   ihrer   ver- 
nünftigen Bedürfnisse  durch  gemeinsame  Tätigkeit.     Der  Inbegriff 


'*  Kamarowsky,  a.  a.0.  S.  468 f.  Die  Gemeinschaft  wird  nament- 
lich auch  betont  von  Zalesky,  „Zur  Geschichte  und  Lehre  der  inter- 
nationalen Gemeinschaft",  1866,  und  von  L.  v.  Stein,  „Einige  Be- 
merkungen über  das  internationale  Verwaltungsrecht"  in  Schmollers 
Jahrbuch,  Bd.  6. 

»»  Vgl.  V.  Märten 8,  Völkerrecht,  Bd.  1,  S.  199  f.,  sowie  Bd.  2,  a.  i. 
Siehe  auch  dessen  Bemerkungen  oben  §  1  Anm.  11.  Ferner  Kama- 
rowsky, «.  a.  0.  S.  468. 
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der  Rechtsnormen,  welche  die  fortwährende  Verwirklichung  der 
internationalen  Gemeinschaftsidee  regulieren,  bildet  das  Recht  der 
internationalen  Gemeinschaft.     Und  dies  ist  das  Völkerrecht.^ 

Von  neueren  Schriftstellern  möchte  ich  ferner  noch  U 11  - 
mann^*  anführen:  „Gegentiber  den  tatsächlichen  Erschei- 
nungen des  internationalen  Lebens  der  Neuzeit  ist  jene  Auf- 
fassung des  Völkerrechts  zweifellos  unzutreffend,  die  lediglich 
das  subjektive  Moment  der  Souveränität  der  in  Verkehr 
stehenden  Staaten  zum  Ausgangspunkte  wählt.  Das  inter- 
nationale Leben  in  seinen  vielgestalteten  Verhältnissen  ist 
kein  blofses  Aggregat  von  Erscheinungen,  die  wegen  ihrer 
Beziehung  zur  Existenz  souveräner  Staaten  schon  dann  eine 
erschöpfende  wissenschaftliche  Erkenntnis  gefunden  haben, 
wenn  sie  aus  dem  Gesichtspunkt  jener  Beziehung  gewürdigt 
worden  sind;  jene  Verhältnisse  sind  vielmehr  das  konstante 
kausale  Ergebnis  des  internationalen  Lebens,  das  uns  auf  das 
Vorhandensein  eines  ebenso  konstant  wirkenden  objektiven 
aufser  und  neben  den  souveränen  Staaten,  zugleich  aber  auch 
durch  die  souveränen  Staaten  existierenden  sozialen  Faktors : 
die  internationale  Gemeinschaft  hinweist.  Behalten  wir  das 
notwendige  Zusammentreffen  jenes  subjektiven,  in  der  Sou- 
veränität der  Staaten  gegebenen,  und  dieses  objektiven  Moments 
im  Auge,  so  vertieft  sich  der  Blick  in  jene  Fülle  von  Funk- 
tionen, durch  welche  die  modernen  Staaten  sich  in  den  Dienst 
von  Aufgaben  stellen,  die  ihnen  die  Existenz  der  inter- 
nationalen Gemeinschaft  auferlegt.*' 


'  ®*  üllmann,  a.  a.  0.  S.  6f.    Vgl.  femer  S.  253:  „Die  logischen 

!  Konsequenzen   des    abstrakten    Begriffs    der    Selbständigkeit   und   Un- 

I  abhängigkeit  der  Staaten  sind  eben  im  heutigen  Völkerverkehr  durch 

,  das  immer  mehr  sich  geltend  machende  Solidaritätsbewurstsein  und  das 

damit  gegebene  Bewulstsein  internationaler  Verpflichtung  vielfach  ein- 
geschränkt Die  Gesamtentwicklung  des  internationalen  Lebens  ist  un- 
streitig auf  eine  Vermehrung  der  internationalen  Pflichten  der  Kultur- 
Staaten  gerichtet.  Die  Gemeinschaft  dieser  Staaten  würde  nur  unvoll- 
ständig ihre  historische  Mission  erfüllen,  wenn  die  Einzelstaaten,  einem 
nüchternen  Formalismus  folgend ,  ihre  verwaltende  Tätigkeit  auf  die 
formellen  Konsequenzen  der  Einzelsouveränität  beschränken  wollten." 
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Ich  wiederhole:    die  Souveränität   ist   kein   besonderes 

Völkerrechtliches  Prinzip.    Sie  fällt  mit  der  völkerrechtlichen 
p 

'^önlichkeit  zusammen,  sie   ist  im  Völkerrecht  gegeben, 
^   insofern   etwas   für   das  Völkerrecht  durchaus   Selbst- 
jj^^^^ndliches ,  wie  der  Begriff  des  Rechts  und  der  Begriff 
^  Staates. 

Was  völkerrechtlich  zu  diesen  gegebenen  Begriffen  hinzu* 
kommt,  was  die  Eigenart,  die  Grundlage  des  Völkerrechts 
bildet,  das  ist  die  Gemeinsamkeit,  die  Solidarität. 
Diese  ist  daher  in  Wirklichkeit  auch  das  alleinige  „Prinzip 
des  Völkerrechts".  So  wie  man  unter  der  Herrschaft 
der  Sonderinteressen,  unter  dem  Regime  des  alten  politischen 
Völkerrechts  die  Souveränität  in  den  Vordergrund  zu  stellen 
pflegte,  so  gehört  heute,  wo  die  gemeinsamen  Interessen  ein 
Weltverkehrsrecht  erzeugt  haben,  die  Solidarität  in  den 
Vordergrund.  Diese  allein  ist  das  Prinzip  des  Völkerrechts 
und  sie  darf  und  mufs  daher  bei  allen  Fragen,  die  mit  der 
Fortbildung  des  Völkerrechts  in  Zusammenhang  stehen,  immer 
wieder  betont  werden,  unbeschadet  und  ohne  Gefahr  für  die 
staatliche  Souveränität,  die  in  dem  Prinzip  des  Völkerrechts 
nicht  eine  Gegnerin,  sondern  eine  notwendige  Ergänzung 
findet  —  gerade  so  wie  die  internationalen  staatlichen  Auf- 
gaben sich  an  die  nationalen  anreihen  und  wie  das  inter- 
nationale Recht  eine  notwendige  Ergänzung  der  nationalen 
Rechte  bildet.  — 

§  3.   Die  Aufgaben  des  neuen  Völkerrechts. 

Über  die  Aufgaben  des  modernen  Völkerrechts  liefse  sich 
natürlich  gar  mancherlei  sagen.  Sie  sind  so  mannigfaltige 
wie  das  moderne  Völkerrecht  selbst.  Aus  dem  Inhalte  des 
letzteren  ergibt  sich  schon  von  selbst  eine  Fülle  von  Auf- 
gaben. Der  neue  Inhalt  hat  natürlich  auch  neue  Forderungen 
gebracht,  neue  Ziele  gezeigt. 
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R.  V.  Mohl  hat  seinerzeit  den  Versuch  gemacht*,  die 
staatlichen  Aufgaben  auf  internationalem  Boden  ausführlich 
zu  schildern.  Wenn  wir  uns  das,  was  er  da  ausführt,  heute 
vergegenwärtigen,  dann  werden  wir  finden,  dafs  es  für  unseren 
modernen  Standpunkt  im  Grofsen  und  Ganzen  nicht  eigent- 
lich Postulate  sind,  die  da  aufgestellt  werden,  als  vielmehr 
Gegenstände  des  positiven  Völkerrechts.  Die  letzten  Jahr- 
zehnte  haben  uns  im  wesentlichen  bereits  eine  Erfüllung 
dieser  Aufgaben  des  Völkerrechts  gebracht  *.  Die  aufgeführten 
Gegenstände  sind  heute  im  ganzen  bereits  Gegenstand  der 
internationalrechtlichen  Regelung.  Um  uns  das  klar  zu 
machen,  brauchen  wir  uns  nur  eines  der  neueren  Systeme  des 
geltenden  Völkerrechts  von  v.  Martens,  v.  Liszt  oder 
Uli  mann  anzusehen.  Diese  Tatsache  zeigt  uns  vielleicht 
deutlicher,  als  irgend  etwas  anderes,  welche  Fortschritte  das 
Völkerrecht  in  den  letzten  Jahrzehnten  gemacht  hat. 

Doch  es  ist  nicht  meine  Absicht,  mich  hier  mit  den  Auf- 
gaben des  Völkerrechts  im  allgemeinen  zu  befassen.  Ich  möchte 
vielmehr  unter  diesen  Aufgaben  nur  die  wesentlichste,  nur 
diejenige  Aufgabe  hervorheben,  deren  Lösung  ich  für  das 
wichtigste  Problem  des  Völkerrechts  der  Gegenwart  halte: 
die  Schaffung  oder  richtiger  die  Fortbildung  des  völker- 
rechtlichen Verfahrens. 

Die  Anfänge,  die  für  die  Lösung  dieser  Aufgabe  in  der 
Haager  Konvention  bereits  gemacht  sind,  bedeuten  neben  den 
Anfängen  eines  internationalen  Verwaltungsrechts,  die  in  den 
verschiedenen  internationalen  Unionen  geschaffen  sind,  meines 


^  In  der  schon  zitierten  Abhandlung  über  die  „Pflege  der  inter- 
nationalen Gemeinschaft  als  Aufgabe  des  Völkerrechts'^. 

*  Das  betont  auch  Heilborn,  a.  a.  0.  S.  389,  daß  viele  der  von 
Mohl  gestellten  Aufgaben  von  den  Staaten  in  der  Tat  anerkannt  und 
auch  praktisch  erfüllt  werden,  sei  es  von  Fall  zu  Fall  oder  auf  Grund 
von  Verträgen.  „Das  ungeheure  Anschwellen  der  einschlägigen  Verträge 
im  19.  Jahrhundert  legt  beredtes  Zeugnis  dafür  ab,  dais  die  Staaten 
jene  Aufgaben  nicht  vernachlässigen.^ 
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£racht6ns  die  Höhepunkte  der  bisherigen  Entwicklung  des 
Völkerrechts. 

Von  der  letzteren  Erscheinung  war  bereits  die  Rede. 
Der  völkerrechtliche  Fortschritt  der  letzten  Jahrzehnte 
ionzentriert  sich  uns  gewissermafsen  in  der  Tatsache,  dafs 
wir  heute  einer  internationalen  Verwaltung  gegen- 
überstehen. Man  braucht  den  Begriff  dieser  Verwaltung  nicht 
so  weit  zu  fassen ,  wie  v.  Martens  dies  tut ,  der  von  inter- 
nationaler Verwaltung  selbst  da  spricht,  wo  im  Grunde  nur 
eine  internationale  Regelung  vorliegt^.  Aber  daneben  haben 
wir  als  bemerkbarstes  Zeugnis  des  Fortschritts  auf  völker- 
rechtlichem Gebiet  bereits  eine  ganze  Anzahl  von  wirklichen 
internationalen  Verwaltungen,  speziell  im  Gebiete  der  schon 
erwähnten  Unionen  oder  Weltverträge.  Zweifellos  repräsen- 
tieren z.  B.  die  internationalen  Bureaux  internationale  Ver- 
waltungen im  vollen  Sinne  dieses  Wortes  *.  In  der  Tatsache 
des  Vorhandenseins  solcher  Verwaltungen  dokumentiert  sich 
uns  aber  nicht  nur  einer  der  bemerkenswertesten  Fortschritte 
auf  internationalrechtlichem  Gebiet ,  ja,  wie  gesagt,  geradezu 


'  Siehe  oben  §  1  Anm.  17.  H  e  i  1  b  o  r  n ,  a.  a.  0.  S.  894  geht  anderseits 
zu  weit,  wenn  er  das  Vorhandensein  einer  internationalen  Verwaltung 
überhaupt  leugnet  und  sich  auf  den  Standpunkt  stellt,  dafs  man  z.  B.  bei 
der  europäischen  Donaukommission,  bei  der  Kommission  zur  Ordnung  der 
ägyptischen  Finanzen  nicht  wohl  von  einer  internationalen  Verwaltung 
reden  könne,  da  es  sich  hier  nur  um  Gelegenheitsorganisationen  handle. 
Heilborn  meint,  es  wäre  irrtümlich,  anzunehmen,  die  juristische  Eigen- 
tümlichkeit dieser  Gebilde  bestände  in  der  Schaffung  einer  internationalen 
Verwaltung.  Das  wesentliche  sei  einzig  und  allein  die  Vereinigung  mehrerer 
Staaten  zu  gemeinschaftlicher  Tätigkeit;  ein  gemeinsam  erstrebtes  Ziel 
soll  durch  gemeinschaftliche  Arbeit  erreicht  werden.  Er  hätte  beifügen 
können,  dies  habe  bei  einigen  Verträgen  bereits  zur  Einrichtung  einer 
internationalen  Verwaltung  geführt.  Statt  dessen  definiert  er  das  ge- 
schaffene Rechtsverhältnis  als  Gesellschaft,  der  zugrunde  liegende  Ver- 
trag sei  ein  Gesellschaftsvertrag  im  wahren  Sinne  des  Wortes. 

*  ▼.  L 1 B  z  t  unterscheidet  fünf  Arten  von  internationalen  Organen, 
denen  die  Verwaltung  gemeinsamer  völkerrechtlicher  Interessen  anvertraut 
ist:  Flu&kommissionen ,  Sanitätskommissionen,  Finanzkommissionen, 
internationale  Bureaux  und  internationale  Gerichte. 
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einer  der  Höhepunkte  in  seiner  Entwicklung,  sondern  sie  deutet 
auch  darauf  hin,  dafs  das  moderne  Völkerrecht  ganz  neue 
Wege  wandelt  und  dars  neue  Aufgaben  in  Zukunft  der  Lösung 
harren  dürften  —  Aufgaben,  an  die  man  früher  nicht  im 
Entferntesten  gedacht  haben  würde. 

Wie  richtig  ist  es,  wenn  Descamps'^  schreibt:  „Inter- 
nationale Verwaltung!  Wer  dieses  Wort  im  vorigen  Jahr- 
hundert gebraucht  hätte,  wäre  kaum  verstanden  worden. 
Heutzutage  sehen  wir  aber,  obwohl  die  Terminologie  noch 
nicht  allgemein  in  Anwendung  gekommen  ist,  hervorragende 
Rechtsgelehrte,  wie  z.  B.  v.  Märten s,  der  internationalen 
Verwaltung  mehr  als  den  dritten  Teil  ihrer  Werke  über  das 
Gesamtgebiet  des  Völkerrechts  widmen.  Die  Rechtsentwicklung 
hat  sich  in  dieser  Hinsicht  in  einer  sehr  bemerkenswerten 
Form  bekundet:  in  den  universellen  Verträgen,  welchen  die 
Deutschen  den  bezeichnenden  Namen  „Weltverträge"  gegeben 
haben,  sehen  wir  unserer  Zeit  eigentümliche  Akte,  worin  mit 
dem  Bewufstsein  der  Solidarität,  das  den  Völkern  innewohnt, 
das  durch  die  Mächte  erkannte  Bedürfnis,  gemeinsam  oder  zum 
mindesten  im  Einverständnis  an  Forderungen  des  Allgemein- 
interesses zu  arbeiten,  so  lebhaft  zum  Ausdruck  gelangt.  Es 
ist  bekannt,  dafs  die  Staaten  auf  dieser  Bahn  dazu  kamen, 
permanente  Verwaltungsbureaux ,  die  den  Anforderungen  des 
gemeinsamen  Dienstes  entsprechen,  zu  schaffen." 

Neue  Aufgaben  treten  also  an  die  Staaten  heran,  Auf- 
gaben, die  sich  heute  noch  bei  weitem  nicht  übersehen  lassen. 
So  wie  schon  die  bestehenden  internationalen  Verwaltungen 
zum  Teil  der  Weiterausgestaltung  harren®,  so  werden  auch 


*  Descamps  in  der  „Organisation  eines  internationalen  Schieds- 
gerichts', S.  44.  Vgl.  femer  über  das  internationale  Yerwaltungsrecht 
besonders  Meili,  „Die  internationalen  Unionen*',  1889,  Ullmann, 
a.  a.  0.  S.  252 f.,  Bonfils,  a.  a.  0.  S.  469 f.,  Poinsard,  „Les  Unions 
et  Ententes  internationales^  1901. 

*  Ich  erinnere  hier  nur  an  die  Eisenbahnkonrention,  die  Urheber- 
rechtskonvention. 
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neue  Verwaltungen  zu  den  bestehenden  hinzu  kommen,  auf 
Gebieten ,.  auf  denen  das  Bedürfnis  danach  schon  längst  ge- 
fohlt wird  und  auf  denen  man  zum  Teil  auch  schon  für  eine 
internationale  Regelung  und  Verwaltung  vorgearbeitet  haf. 
Doch  alle  diese  Aufgaben  sind  es,  wie  gesagt,  nicht,  von 
denen  ich  hier  im  folgenden  handeln  möchte,  so  sehr  ich  die 
Weiterausbildung  der  internationalen  Verwaltung  für  eine  der 
wichtigsten  Aufgaben  des  modernen  Völkerrechts  halte,  so 
sehr  ich  in  ihr  den  deutlichsten  Beweis  dafür  erblicke ,  dafs 
das  moderne  Völkerrecht  in  der  Tat  nicht  der  Politik,  sondern 
dem  Weltverkehr  dient  und  dafs  seine  wahre  Grundlage  die 
Gemeinsamkeit  der  internationalen  Interessen  ist.    Ich  habe 
vielmehr  dieser  Aufgabe  neben  dem  uns  speziell  beschäftigenden 
Problem   der   Fortbildung   des   völkerrechtlichen  Verfahrens 
hier  lediglich   deshalb  kurz   gedacht,  um  die  wesentlichen 
Eichtungen,  den  wahren  Weg  anzudeuten,  auf  dem  sich  die 
Weiterentwicklung  des  Völkerrechts  in  absehbarer  Zeit  voll- 
ziehen  könnte.     Neben   das   Postulat    der   Kreierung   eines 
völkerrechtlichen  Verfahrens  stellt  sich  uns  da  als  ebenfalls 
realisierbares  und  zum  Teil  schon  realisiertes  Postulat  das 
der  Schaffung  einer  internationalen  Verwaltung.    Diese  beiden 


''  Descamps,  „Les  offices  intemationaux  et  leur  avenir",  1894, 
zählt  folgende  Gebiete  auf,  auf  denen  solche  Verwaltungen  erwünscht 
wären:  Die  Statistik  im  allgemeinen  und  die  Handelsstatistik  im  be- 
sonderen (letztere  im  Anschluls  an  das  internationale  Bureau  für  Ver- 
öffentlichung der  Zolltarife),  das  Münzwesen,  Kolonialwesen,  Sanitäts- 
wesen, die  Justiz,  insbesondere  behufs  Publikation  von  Auslieferungen, 
femer  das  internationale  Privatrecht,  die  Gesetzgebung,  Bibliographie, 
die  Verträge  und  Konventionen.  Die  Kreierung  des  letzteren  „Bureau 
international  pour  la  publication  des  trait^s  et  Conventions  entre  les 
Etats"  hat  seinerzeit  bekanntlich  bereits  ernstlich  in  Diskussion  ge- 
standen. Siehe  darüber  auch  unten  im  §  21.  Ullmann,  a.  a.  0.  be- 
merkt sehr  richtig:  „So  hat  sich  in  unserem  Zeitalter  auf  vielen  Ge- 
bieten der  staatlichen  Tätigkeit  ein  ziemlich  entwickeltes  ,inter- 
nationales  Verwaltungsrecht'  ausgebildet,  das  im  Hinblick  auf  die  Natur 
vieler  staatlicher  Aufgaben  und  die  stetige  Zunahme  des  Verkehrs  und 
der  engeren  Verknüpfung  der  Interessen  der  zivilisierten  Staaten  zweifellos 
einer  intensiveren  weiteren  Ausbildung  entgegengeht.*' 
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Aufgaben  stehen  insofern  im  Gegensatz  zu  den  häufig  auf- 
gestellten Postulaten  einer  völkerrechtlichen  Gesetzgebung 
und  Kodifikation,  einer  Justiz  und  Exekutive  nach  inner- 
staatlichem Muster,  als  diese  letzteren  Postulate  sich  im 
Widerspruch  mit  dem  Begriff  und  der  Eigenart  des  heute 
geltenden  Völkerrechts  befinden,  und  zunächst  kaum  Aussicht 
auf  Verwirklichung  haben  dürften.  Der  Verwirklichung  einer 
völkerrechtlichen  Verwaltung,  eines  völkerrechtlichen  Ver- 
fahrens steht  dagegen  vom  Rechtsstandpunkte  aus  nicht  das 
Geringste  im  Wege. 

Hier  soll  nun  im  folgenden  lediglich  der  Nachweis  er- 
bracht werden,   dafs  die  Bahn  heute  frei  ist  für  den  einen 
dieser  Fortschritte,  für  die  Lösung  derjenigen  Aufgabe,  die  ich 
geradezu  als  die  Aufgabe  des  Völkerrechts  der  Gegenwart 
bezeichnen  möchte,  nämlich  für  die  Fortbildung  des  völker- 
rechtlichen Verfahrens,  seinen  Ausbau  im  Sinne  des 
modernen,  des  neuen  Völkerrechts.    Diese  Aufgabe  darf  in 
der  Tat  wohl  als  die  höchste  Aufgabe  des  heutigen 
Völkerrechts  bezeichnet  werden,  denn  es  gibt  keine  Auf- 
gabe auf  dem  Gebiet  des  internationalen  Rechts,  die  so  dring- 
lich   an   das   Zusammenarbeiten    der  Wissenschaft  und   der 
Staaten  appellierte  und  deren  Lösung  von  so  grofser  ein- 
schneidendster   Bedeutung    für    das    gesamte    Völker-    und 
Kulturleben  der  Gegenwart  und  der  Zukunft  werden  könnte. 

Anzuknüpfen  haben  wir  bei  unserer  Betrachtung  daran, 
dafs  die  Solidarität  der  internationalen  Interessen  der  Grund- 
pfeiler ist,  auf  dem  alles  moderne  internationale  Recht  ruht. 
Das  ist  der  Ausgangspunkt,  von  dem  aus  sich  uns  die  Not- 
wendigkeit, aber  auch  die  Möglichkeit  der  Lösung  unserer 
Aufgabe  ohne  weiteres  ergeben  wird. 

Was  das  praktische  Bedürfnis  insbesondere  nach  einer 
internationalen  Rechtsprechung  anlangt,  so  möchte  ich  hier 
nur  an  die  Worte  der  Descamps sehen  Denkschrift  erinnern ® : 

^  Descamps,  a.  a.  0.  S.  42 f. 
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gDie  Beziehungen  der  Staaten  untereinander  sowie  unter  ihren 
auswärtigen  Angehörigen  haben  sich  vervielfacht  und  tausend- 
&Itig  verwickelt.     Die   Vermehrung  der  Berührungspunkte 
macht   natürlich    die   juristischen   Streitfälle    zwischen    den 
Nationen  viel  häufiger,  so  dafs  die  Regierungen  heutzutage 
jeden  Augenblick  in  die  Lage  kommen,  zu  Gunsten  ihrer  An- 
gehörigen intervenieren  zu  müssen.   Wir  haben  hier  eine  neue 
Lage  der  Dinge  vor  uns ,  eine  positive  Entfaltung  der  inter- 
nationalen Streitrechte,  welche  dieser  Lage  angemessene  Rechts- 
organismen beansprucht.    Es  erweist  sich  zur  Evidenz,  dafs 
die  früheren  Institutionen   der   nach  jeder  Hinsicht  hin  in 
fast  unüberschreitbaren  Grenzen  eingepferchten  Staaten  der 
modernen  Vermischung   der  Völker  nicht  mehr  entsprechen 
können  .  .  .    Ein  permanentes  Schiedsgerichtsbureau,  das  den 
gemeinsamen  Bedürfnissen  der  Justiz  entgegenkäme,  stellt  sich 
uns,  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  als  eine  un- 
mittelbare Folge  der  Umwandlung  des  Völkerrechts  und  be- 
sonders des  gewaltigen  Anwachsens  der  internationalen  Prozefs- 
sachen  dar®.    Die  internationale  Verwaltung  und  die  inter- 
nationale Rechtssprechung,  beide  in  ihrer  Organisation  mit 
der  Unabhängigkeit  der  Staaten  in  Einklang  gebracht,   sind 
zwei  Institutionen,  die  mit  den  modernen  Existenzbedingungen 
der  Völker  im  Einklang  stehen  und  den  in  ihrem  Leben  und 


'  Die  Kommission  des  Institut  de  droit  international  beschloß  in 
ihrer  Sitzung  zu  Cambridge  vom  8.  April  1895,  in  der  Erfüllung  eines 
Auftrages,  die  Fragen  zu  prüfen,  die  sich  aus  der  Revision  der  Berner 
Konyention  ergeben,  wodurch  ein  internationaler  Verband  zum  Schutz 
der  Literatur-  und  Kunstwerke  geschaffen  wurde,  die  Errichtung  eines 
internationalen  Tribunals,  das  unter  gewissen  Bedingungen  beauftragt 
wAre,  über  die  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  bei  der  Interpretation 
der  Konvention  zu  entscheiden.  Fordert  nicht  die  Gegenwart  einer 
großen  Anzahl  von  Staaten  in  einem  Verbände,  sagten  die  Urheber  der 
Proposition,  eine  organisierte  Rechtsprechung,  um  dessen  regelmäßige 
Existenz  zu  sichern?  Gibt  sie  nicht  die  Mittel  an  die  Hand,  mit 
Leichtigkeit  diese  Rechtsprechung  mit  allen  nötigen  Garantien  zu  er- 
richten? (Annuaire  de  Tlnstitut  de  droit  international,  1895 — 96,  S.  107, 
258,  Descamps,  a.  a.  0.  Anm.  35.) 

Nippold,  Verfahren.  5 
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in   ihrem  Rechte  verwirklichten  Fortschritt  zum  Ausdruck 
bringen." 

Descamps  weist  hier  also  schon  darauf  hin,  dafs  eine 
internationale  Rechtssprechung  geradezu  zu  den  modernen 
Existenzbedingungen  der  Völker  gehört. 

Wir  haben  oben  gesehen,  wie  die  Idee,  die  Überzeugung 
von  der  Solidarität  der  Interessen  heute  das  Wesen  des 
internationalen  Rechts  ausmacht.  Sie  durchdringt  dasselbe 
in  allen  seinen  Teilen  mehr  und  mehr.  Auch  das  „alte 
Völkerrecht"  wird  durch  diese  Interessensolidarität  gewisser- 
mafsen  „konsolidiert".  Das  „Prinzip  der  internationalen  Ge- 
meinschaft" fängt  an,  sich  auch  da  geltend  zu  machen,  wo 
es  bisher  nur  wenig  zu  spüren  war,  teils  weil  es  sich  um  In- 
stitute handelte,  die  eben  noch  aus  der  Zeit  des  älteren  Völker- 
rechts stammen,  teils  weil  es  an  den  inneren  Voraussetzungen 
für  ein  solches  stärkeres  Hervortreten  dieses  Momentes  auf 
diesen  Gebieten  fehlte.  Heute  aber  gelangt  das  wahre 
„Prinzip  des  Völkerrechts"  doch  allenthalben  mehr  oder 
weniger  zum  Durchbruch,  wo  wir  völkerrechtlichen  Instituten 
begegnen. 

Es  wäre  daher  geradezu  unnatürlich,  wenn  es  nicht  auch 
das  völkerrechtliche  Verfahren  beeinflufst  hätte  oder  beein- 
flussen sollte.  Gerade  wie  das  materielle  Völkerrecht  heute 
seine  feste  Wurzel  in  der  Überzeugung  der  Staaten  von  der 
Solidarität  ihrer  Interessen  hat,  so  beginnt  auch  das  formelle 
Völkerrecht  mehr  und  mehr  von  der  Herrschaft  dieses  Prin- 
zips Zeugnis  abzulegen.  Das  Bewufstsein,  dafs  die  Solidari- 
tät der  Interessen  auch  beim  Ausbruch  von  Streitigkeiten 
zwischen  Staaten  unvermindert  fortbesteht  und  daher  ge- 
bieterisch Berücksichtigung  fordert  —  wenn  nicht  wegen  der 
streitenden  Staaten  selbst,  so  doch  wegen  dritter,  manchmal 
nicht  weniger  interessierter  Staaten  —  ist  heute  wohl  all- 
gemein verbreitet.  Und  so  können  wir  uns  denn  nicht  wundem, 
wenn  auch  auf  dem  Gebiete  des  völkerrechtlichen  Verfahrens, 
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in  der  Frage  der  Erledigung  von  völkerrechtlichen  Streitig- 
keiten, sich  heute  Fortschritte  zu  zeigen  beginnen,  die  ihre 
innere  Grundlage  eben,  wie  alles  moderne  Völkerrecht,  der 
Erkenntnis  von  der  Solidarität  der  völkerrechtlichen  Interessen 
zu  verdanken  haben. 

Insofern  war  es  also  durchaus  berechtigt,  schon  a  priori 
zu  sagen,  dafs  das  Völkerrecht  auf  seiner  modernen  Grund- 
lage in  weit  höherem  Mafse  eine  Herrschaft  des  Rechts  zu 
zeitigen  verspricht,  als  dies  früher  der  Fall  war.    Denn  in 
demselben  Mafse,  wie  das  Prinzip  der  Solidarität  auch  das 
Yölkerrechtliche  Verfahren  zu  beeinflussen  beginnt,  wird  der 
Antipode  der  Solidarität  auf  diesem  Gebiet,  die  Selbsthilfe, 
in  den  Hintergrund  gedrängt.    So  wie  das  übertriebene  Her- 
Torkehren  der  Souveränität  und  das  Vorherrschen  der  Selbst- 
hilfe bei  Streitigkeiten  im  Grunde  nur  dem  Wesen  des  poli- 
tischen Völkerrechts  mit  den  diesem  zugrunde  liegenden  Sonder- 
interessen entsprach,  so  entspricht  umgekehrt  das  Prinzip  der 
Solidarität,  das  sich   nicht  nur  im  materiellen  Völkerrecht, 
sondern  auch  im  völkerrechtlichen  Verfahren  zu  dokumentieren 
beginnt,  dem  Wesen  des  modernen  Verkehrsrechts  und  es  folgt 
daher  schon  aus  dem  Wesen  des  letzteren  ohne  weiteres  die 
Aufgabe,  aber  auch  die  prinzipielle  Möglichkeit,  den  gedachten 
Grundsatz  auch  bei  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  zur  An- 
erkennung zu  bringen. 

So  weist  also  schon  das  Wesen  des  modernen  Völkerrechts 
auf  eine  Aufgabe  hin,  die,  soweit  sie  noch  nicht  gelöst  ist, 
vor  allen  anderen  zum  Weiterbauen  auffordert,  eine  Auf- 
gabe, die  schon  an  sich  im  Wesen  des  Rechts  überhaupt  be- 
gründet ist,  und  die  besteht  in  der  Schaffung,  in  der  Fort- 
bildung des  völkerrechtlichen  Verfahrens.  In  der  Tat,  die 
vornehmste  Aufgabe,  die  das  Völkerrecht  noch  zu  lösen  hat 
und  deren  wenigstens  teilweise  Lösung  unserer  Zeit  vorbehalten 
zu  sein  scheint,  ist  diese  Normierung  des  Verfahrens 
in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten,  die  Kreierung 
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eines     Systems     der     internationalen     Rechts- 
sprechung. 

Wir  dürfen  nicht  nur,  nein  wir  müssen  uns  also  die 
Frage  vorlegen :  Was  fehlt  noch,  damit  diese  Aufgabe  gelöst 
sei,  und  damit  durch  diese  Lösung  die  Herrschaft  des  Rechts 
im  Völkerleben  zu  einer  vollkommeneren  gemacht  werde? 
Lftfst  sich  für  das  moderne,  auf  neuen  Grundlagen  sich 
aufbauende  Völkerrecht  eine  regelmäfsig  funktionierende 
Rechtssprechung,  ein  stets  in  Funktion  tretendes  Ver- 
fahren erzielen?  Und  wenn  nicht:  Wo  liegt  das  Hinder- 
nis, das  der  Lösung  der  Hauptaufgabe  des  Völkerrechts  im 
Wege  steht? 

So  naheliegend  diese  Fragen  vom  Rechtsstandpunkte  aus 
zu  sein  scheinen,  bei  einem  Gebiet,  für  das  man  den  Rechts- 
charakter vindiziert  —  der  Satz:  „Kein  Recht  ohneProzefs" 
hat  doch  zweifellos  eine  gewisse  Geltung  zu  beanspruchen  — 
so  wenig  ist  doch  bisher  verhältnismäfsig ,  wenigstens  von 
kompetenter  Seite,  auf  diese  Aufgabe  hingewiesen  worden 
—  so  selten  in  der  Tat,  dafs  es  fast  peinlich  erscheint,  dieser 
eigentlich  nächstliegenden  Aufgabe  des  Völkerrechts  Er- 
wähnung zu  tun.  Es  ist  fast,  wie  wenn  man  hier  einem  „noli 
me  tangere**  gegenüberstände. 

Es  wird  im  nächsten  Abschnitt  zu  erörtern  sein,  inwie- 
weit die  Völkerrechtswissenschaft  unsere  Frage  ihrer  Bedeu- 
tung entsprechend  behandelt  hat. 

Die  Einwände,  die  gegenüber  unserer  Aufgabe  erhoben 
worden  sind,  sind  zum  Teil  recht  eigentümliche.  So  soll  in 
den  Bestrebungen  zur  Schaffung  eines  völkerrechtlichen  Ver- 
fahrens nur  eine  unberechtigte  Analogie  zum  innerstaatlichen 
Recht  liegen  ^^.     Mit  genau  demselben  Recht  könnte  man 


^^  Vgl.  Heilborn,  a.  a.  0.  S.  404  f.  und  daza  die  anten  in  §  5 
zitierten  Bemerkungen  von  Ealtenbom.  Brentano  („Männer  der  Wissen- 
schaft über  die  Friedenskonferenz*'  in  „Berliner  Wissenschaftliche  Kor- 
respondenz*') sagt,  es  fehle  zu  sehr  an  einer  Rechtsbasis,  auf  Grund  deren 
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aber  sagen,  dafs  überhaupt  in  der  Statuierung  einer  Rechts- 
ordnung  im  Völkerleben  eine  unberechtigte  Analogie  liege 
imd  man  könnte  mit  Zuhilfenahme  dieser  Logik  schliefslich 
(las  ganze  Völkerrechtssystem  ad  absurdum  führen,  ja  man 
könnte  noch  weiter  gehen,  und  z.  B.  auch  Zivilprozefs  und 
Stra^rozefs  aus  genau  denselben  Gründen  für.  überflüssige 
Dinge  erklÄren  wie  den  völkerrechtlichen  Prozefs.    Vermögen 
<{enn  etwa  diese  letzteren  Prozesse  die  Selbsthilfe,  den  Streit 
öDd  die  Verbrechen  unter  den  Menschen  aus  der  Welt  zu 
sciiaffen?    Brauchen  wir  sie  etwa  deshalb  weniger,  weil  sie 
<fies   nicht  vermögen?    Und  sollen  wir  auf  ein  völkerrecht- 
liches  Prozefsverfahren  etwa  deshalb  Verzicht  leisten,  weil 
Streit  und  Krieg  auch  nachher  fortbestehen  werden,  nachdem 
^aa  völkerrechtliche  System  in  der  Richtung  des  Verfahrens 
^^sgebaut  worden  ist?   Doch  sicherlich  nicht!    Selbst  wenn 
^s  einmal  keinen  Krieg  mehr  geben  würde,  würde  öin  völker- 
Tf^chtliches  Prozefsverfahren  um  nichts  weniger  nötig  sein, 
^nd  im  übrigen  ist  das  Postulat  eines  rechtlichen  Verfahrens 
eine  vom  Bechtsstandpunkte  aus  so  fundamentale  Forderung, 
<lar8  man   sich   meines  Erachtens  nur  über  Eines  wundern 
mufs,  nämlich  dafs  es  Juristen  gibt,  die  von  ihrer  Not* 
wendigkeit  nicht  überzeugt  sind. 

Unsere  Frage  hat  namentlich  bei  Schlief  eine  recht  zu- 
treffende Würdigung  erfahren  und  ich  möchte  daher  wenigstens 
einige  seiner  Bemerkungen  über  den  Gegenstand  hier  wieder- 
geben ^* : 


die  InteressenYerschiedenheiten  ausgeglichen  werden  könnten,  als  da(^ 
man  von  der  Friedenskonferenz  gro&e  Ergebnisse  erwarten  könnte. 
Wenn  man  aber  den  Mangel  einer  Rechtsbasis  als  solchen  empfindet, 
daui  sollte  man  doch  meines  Erachtens  auch  die  Notwendigkeit  empfinden, 
eine  solche  Basis  zu  schaffen,  und  gerade  das  wollte  doch  die  Friedens* 
konferenz. 

1^  Schlief,  a.  a.  0.  Vgl.  auch  denselben  im  „Archiv  für  öffent- 
liches Recht^,  Bd.  14,  S.  260  f.  über  ^^Die  Petersburger  Kundgebungen  und 
die  Völkerrechtswissenschaft**.  Schlief  bemerkt  dort:  „Mit  der  Frage  nach 
einer  „internationalen  Judikatur"  wird  nicht  nur  das  urewige  Gebiet  der 
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„Zar  Schlichtung  btlrgerlicher  Streitigkeiten  dient  der  Pro- 
zefs  . . .  Ohne  Prozefs  kein  Recht!  Das  ist  der  Weisheit  letzter  Schlafs 
nnd  zeigt  auch,  wenn  man  die  Sache  rein  praktisch  aoffafst,  worin 
der  Mangel  des  jetzigen  internationalen  Lebens  eigentlich  besteht, 
nämlich  darin,  dafs  man  von  einem  Völkerrechte  spricht  and  keine 
den  heutigen  Ealtaranschaaangen  entsprechende,  ein  für  alle  Male 
festgestellte  Prozefsordnung  zur  Schlichtung  internationaler  Streitig- 
keiten kennt  .  .  .  Kein  Recht  .  .  .  ohne  Prozefs;  ehe  also  nicht 
darch  ein  den  modernen  Rechtsanschauungen  entsprechendes  Ver- 
fahren das  „objektive  Recht"  eines  bestimmten  Falles  festgestellt 
ist,  besteht  kein  subjektives  Unrecht.  Das  lehrt  das  ABC  des 
juristischen  Denkens,  und  darum  gibt  es  kein  Völkerrecht,  so 
lange  es  nicht  ein  Prozefsverfahren  gibt,  durch  welches  ein  Urteil 
über  einen  bestimmten  Streitfall  zu  erwirken  ist  und  dessen  sich 
jeder  bedienen  mufs,  wenn  er  behauptet,  Träger  eines  ihm  be- 
strittenen Rechts  zu  sein.  Wer  ein  solches  Urteil  nicht  anerkennt 
oder  überhaupt  verschmäht,  ein  solches  zu  provozieren,  der 
handelt  immer  und  ausnahmslos  widerrechtlich,  und,  wenn  einmal 
die  Grundzüge  eines  völkerrechtlichen  Prozefsverfahrens  festgestellt 
und  anerkannt  wären,  dann  wäre  jeder  Krieg,  den  ein  Staat 
gegen  das  durch  dieses  Prozefsverfahren  festgestellte  Recht  oder 
in  absichtlicher  Umgehung  dieses  Verfahrens  beginnen  wollte,  ein 
revolutionärer  Akt,  ein  „Friedensbruch**  im  vollen  juristischen 
Sinne  dieses  Wortes.  Dem  jetzigen  Zustande  fehlt  also  nichts  als 
die  Ausbildung  eines  völkerrechtlichen  Prozefsverfahrens,  um  ihn 
zu  einem  wirklichen  „System  des  Völkerrechts**  werden  zu  lassen; 
das  ist  der  springende  Punkt  des  Ganzen:  Mit  diesem  einen 
Schritt  wäre  das  Ziel  erreicht,  das  jeder  Kulturmensch  als  ein 
ebenso  notwendiges  wie  segensreiches  anzusehen  gelernt  hat.** 

Gegenüber  dem  Einwand,  dafs  Kriege  dadurch  nicht  ver- 
hindert würden,  bemerkt  Schlief: 

„Es  ist  ja  ganz  richtig,  dafs  das  zweifellos  auch  dann  noch 
der  Fall  sein  würde,  aber  beweist  man  dadurch  in  Wahrheit  auch 
nur  das  geringste  gegen  die  hier  vertretenen  Gedanken?  Will 
man  diese  daraufhin  für  verfehlt  erachten,  so  wäre  das  ebenso, 
als  wenn  man  erklären  wollte,  dafs  Recht  und  Gesetz  überhaupt 
überflüssige  Dinge  seien,  weil  sie  ja  doch  zeitweilig  ganz  sicher 
übertreten  werden  .  .  .  damit  würde  man  am  letzten  Ende  die 
Anarchie  rechtfertigen  .  .  .  Von  einem  Völkerrechte  .  .  .  kann  nicht 


juristischen  Terminologie,  sondern  gleichzeitig  jene  uralte  Grundwahrheit 
aller  Juristerei  berührt,  dals  ein  materielles  Recht  überhaupt  ein  „Nichts" 
ist,  wenn  es  nicht  eine  Ergänzung  durch  ein  formelles,  ein  Prozelsrecht 
findet,  mittelst  dessen  das  objektive  Recht  des  einzelnen  Falles  fest- 
gestellt wird;  das  ist  nicht  nur  eine  theoretische,  sondern  im  Gegenteil 
eine  sehr  praktische  Weisheit." 
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geredet  werdeD,    so    lange   die    grundsätzliche   Anerkennung    der 
Selbsthilfe,    als    des    letzten    Mittels    für   die    Entscheidung    von 
AfeioDDgsTerschiedenheiten,  bestehen  bleibt,  mag  man  sich  im  tlbrigen 
bei  Ausübung  dieser  Selbsthilfe   noch   so   grofse   Beschränkungen 
aoferJegen  .  .  .  Das  Völkerrecht  ...  ist  nur  ein  Torso,  eine  Summe 
yon  Grundsätzen  ohne  denjenigen,   durch  welchen   allen   anderen 
erst  ein   wahrhaft  bedeutsamer  Inhalt  gegeben   wtlrde  .  .  .     Ab- 
gesehen  von  dem   internationalen  Privat-    und   Strafrecht    besteht 
rfas  Völkerrecht  in  Wahrheit  nicht  aus  viel  mehr  als  etlichen  Be- 
^tuQiniiiigen  über  das  Kriegsrecht,  .  .  .  und   über  gewisse  Forma- 
ftäten ,    die    ziemlich    belanglos    sind   .  .  .     Von    einem    Völker- 
^cht    kann    so   lange  nicht   gesprochen   werden,   als   kein   durch 
fieses    Recht  selbst  sanktioniertes  Mittel  vorhanden  ist,  die  Selbst- 
fli/fe,    den  Appell  an  die  Gewalt  zur  Erzwingung  von  Ansprüchen 
ADszuschliefsen,  gleichviel  ob  man  dieselben  für  objektiv  berechtigt 
«flsielit  oder  nicht.     So  lange  besteht  nur  ein  Ansatz  zur  Bildung 
des   Völkerrechts^«.« 

^'  Ich  zitiere  hier  noch  Revon,  a.  a.  0.,  der  auf  S.  389  f.  über  die 
n^^cessit^  de  Tarbitrage**  folgendes  schreibt:  „Cette  n^cessit^  apparait, 
^^  ^IS^et,  ä  deux  points  de  vue:  au  point  de  vue  juridique  et  au  point 
^^  Vue  politique.    Au  point  de  vue  juridique :  car,  nous  allons  le  prouver, 
^^    droit  des  gens,  sans  un  Systeme   d'arbitrage,  est  un   6difice   sans 
^^uronnement.     Au  point  de  vue  politique:   car  la  Situation  actuelle 
^ige  manifestement  nne  Solution   .  .  .  En  effet,  comme   toute   soci^t^, 
V\»iion  internationale  exige  une  juridiction.    Les  deux  extremes  ä  ^viter, 
&  savoir  le  despotisme  et  Panarchie,  indiquent  assez  que  le  juste  milieu 
doit  etre  un  ordre  juridique.    Une  sociät^  ne  peut  se  concevoir,  que  de 
trois  faQons:  licence  absolue,    libert^    r^gl^e,    ou   tyrannie.     Dans  le 
Premier  cas,  point  de  tribunaux;  dans  le  troisieme,  inutile  d*en  avoir, 
DD  pouvoir  ex^cutif  absolu  pouvant  fort  bien  faire  leur  office;  c'est  dans 
Je  second  cas  seulement  qu'ils  trouvent  une  raison  d'exister.   La  soci^te 
des  nations  doit  etre  fond^e  exactement  sur  les  memes  principes  que 
celle  des  individus.    Nous  ne  pouvons  concevoir  pour  son  Organisation 
que  trois  systämes  possibles,  et  pas  un  de  plus:  d'une  part,  Panarchie, 
qui  est  encore  T^tat   actuel,   parce  que   le  droit  des  gens   se   trouve 
aigourd*hui  dans  une  Situation  tout-ä-fait  semblable  k  celle  qu'on  observe 
au   sein    des    l^gislations   primitives,    dans    la    p^riode    qui    pr^c^de 
r^tablissement  de  tribunaux  r^guliers;  d*autre  part,  la  monarchie  uni- 
verselle, sous  sa  forme  la  plus  absolue,  sans  principes  sup^rieurs  ä  la 
volonte  formidable  d'un  seul  chef;  enfiuf  entre  les  deux,  Tdtat  juridique . . . 
II  faut  opter  pour  Tun  de  ces  grands  syst^mes.    Le  premier  n'est  que 
trop  connu;   ses  d^fauts  s'^talent  dans  toute  Thistoire,  et  les  peuples, 
qui  en  fönt  aujourd'hui   encore  la   dure   expärience,   commencent  par 
bonheur,  k  s'en  fatiguer.    Le  troisi^me  serait  Tanäantissement  de  toute 
liberte  .  .  .  Reste  le  second  Systeme,  dont,  pour   tout  esprit  juridique, 
le  choiz  ne  saurait  Hre  douteux.'' 
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Ich  gehe  zwar  nicht  in  allen  Punkten  soweit  wie  Schlief, 
und  möchte  namentlich  auch  die  Existenz  des  Völkerrechts 
überhaupt  nicht  so  gänzlich  von  der  Prozefsfrage  abhängig 
machen.  Aber  hat  Schlief  anderseits  in  dem  hier  in  Frage 
stehenden  Punkte  nicht  vollkommen  Recht?  Im  Sinne  eines 
Postulats  ist  die  Normierung  eines  Prozefsverfahrens  zweifel- 
los für  jede  Rechtsordnung  anzustreben.  Dieses  Postulat  ist 
meines  Erachtens  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  die  natar- 
liche  Konsequenz  daraus,  dafs  man  für  eine  soziale  Ordnung 
den  Rechtscharakter  in  Anspruch  -nimmt,  und  die  Statuierung 
eines  Verfahrens  mufs  daher  ein  Ziel  sein,  das  jedem  vor 
Augen  schwebt,  der  die  Sache  vom  juristischen  Stand- 
punkte aus  betrachtet". 

Auch  insofern  hat  Schlief  in  seinen  Ausführungen  zweifel- 
los Recht  —  und  das  Heilbomsche  Werk  hat  dafür  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  hin  Belege  erbracht  —  als  es  bei  dem 
bisherigen  Zustande  des  Völkerrechts  in  der  Tat  oft  schwer 
zu  entscheiden  ist,  was  völkerrechtlich  als  erlaubt  gelten  darf 
und  was  nicht,  was  Recht  ist  und  was  Unrecht.  Es  ist  klar, 
dafs  namentlich  die  Lehre  von  der  Selbsthilfe  eine  Umwand- 


^^  Ich  möchte  hier  ferner  noch  einige  Ausführungen  von  Kama- 
rowsky,  a.  a.  0.  S.  470 f.  wiedergehen,  ohne  mich  im  übrigen  mit  dessen 
Idee  des  Schiedsgerichts  in  allen  Punkten  zu  identifizieren:  „L'application 
de  la  communaute  k  la  pratique  conduit  ä  la  n^cessit^  d'organiser  une 
Union  internationale  .  .  .  L'Union  internationale,  qui  embrasse  d^jä 
TEurope  et  TAm^rique,  doit  recevoir  une  Organisation  jundique  et  non 
une  Organisation  politique  .  .  .  L* Organisation  internationale  ne  peut  se 
realiser,  ce  nous  semble,  que  graduellement  et  par  parties  .  .  .  Le 
tribunal  international  se  präsente  comme  le  noeud  de  cette  Constitution, 
le  noeud  autour  duquelle  le  droit  positif  doit  pour  ainsi  dire  se  cristalliser. 
€e  tribunal  sera  un  organe  d'expression  et  le  d^positaire  du  principe 
juridique  de  la  communaute.  Ce  n'est  que  dans  le  tribunal  international 
que  ce  principe  atteindra  sa  manifestation  ind^pendante  et  compl^te. 
Au  für  et  k  mesure  que  Tid^e  de  ce  tribunal  pcn^trera  dans  la  vie,  le 
-droit  international  deviendra  plus  palpable,  plus  positif  .  .  .  les  Etats 
sentiront  leur  s^curit^  augmenter  et  un  terrain  stähle  sera  donnö  pour 
Torganisation  ult^rieure  de  leur  existence  en  commun,  sans  porter 
pr^judice  k  leur  originalitö  interne.'^ 
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lang  durchmachen  wird,  sobald  einmal  das  völkerrechtliche 
Verfahren  in  ein  System  gebracht  und  seine  praktische  An- 
wendang  gesichert  ist.  Damit  werden  dann  gleichzeitig  noch 
verschiedene  andere  Ubelstände  verschwinden,  die  sich  in  der 
Völkerrechtstheorie  jetzt  fühlbar  machen. 

Die  folgenden  Paragraphen  werden  mir  nun  Gelegenheit 
geben,  mich  mit  der  hier  skizzierten  Aufgabe  des  modernen 
Völkerrechts  etwas  näher  zu  befassen.  Ich  trete  daher  zu- 
nächst auch  nicht  auf  die  Frage  ein,  inwieweit  diese  Aufgabe 
etwa  bereits  gelöst,  inwieweit  ihrer  Lösung  vorgearbeitet  ist, 
UDd  inwieweit  eine  weitere  Entwicklung  nötig  und  möglich 
erscheint. 

Hier  möchte  ich  nur  noch  Eines  hervorheben:   Früher 
oder  später  mufste  eine  Lösung  unserer  Aufgabe  kommen. 
Bas  war  eine  innere  Notwendigkeit,  die  man  gerade  auf  der 
Seite  zuerst  zugeben  sollte,  die  so  gerne  mit  dem  Begriff  der 
Notwendigkeit   im   Völkerrecht    operiert.     Wenn    auch    die 
Völkerrechtstheorie  auf  die  Lösung  leider  nicht  in  genügender 
Weise  vorbereitet  hat,  kommen  mufste  diese  Lösung  trotz- 
dem —  wenn  nicht  in  unseren  Tagen,  dann  später!     Das 
^ar  nicht  nur  vom  Standpunkte  der  Rechtstheorie  eine  Not- 
wendigkeit,  sondern   ebenso  vom  praktischen  Standpunkte: 
^^  Leben  der  Einzelnen  und  der  Staaten  tendierte  in  seiner 
gäüzen  neueren  internationalen  Entwicklung  nach  einem  solchen 
Abschlüsse.     Diese  Tendenz  aber,  die  aus  dem  Wesen  des 
D^odernen  Völkerrechts  folgte  und  die  sich  im  19.  Jahrhundert 
^^  unzähligen  offiziellen  und  privaten  Zeugnissen  dokumentiert 
hat^*  —  sie  hat  nunmehr  ihren  Ausdruck  gefunden  in  der 
örsten  Haager  Friedenskonferenz. 


*^  Dieses  geschichtliche  Material  findet  sich  in  einer  ganzen  Anzahl 
Ton  trefflichen  Werken  verwertet,  die  ich  unmöglich  alle  hier  zitieren 
kann.  Ich  hebe  besonders  die  Schriften  von  Kouard  de  Card, 
M^rignhac,  Revon,  Dreyfus,  Kamarowsky,  Descamps 
hervor. 
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Auch  diese  Konferenz  mufste  kommen!  Wenn  nicht 
jetzt,  dann  später.  Wenn  nicht  durch  den  Zaren  einberufen, 
dann  durch  jemand  anders.  Aber  kommen  mufste  sie  mit 
innerer  Notwendigkeit. 

Dürfen  wir  also  diese  Konferenz  als  einen  blofsen  Zufall 
ansehen  und  sie  etwa  deshalb  mit  einem  Achselzucken  abtun, 
weil  sie  zuerst  im  Dunkeln  getappt  hat,  bevor  sie  sich  ihrer 
eigentlichen  Aufgabe  bewufst  geworden  ist?  Müssen  wir  nicht 
vielmehr  den  Zusammenhang  erkennen,  der  besteht  zwischen 
den  Aufgaben  des  modernen  Völkerrechts,  das  sich  längst 
losgemacht  hat  von  alten  Banden,  und  den  Aufgaben  dieser 
Konferenzen?  Tragen  nicht  vielmehr  gerade  diese  Haager 
Konferenzen  anscheinend  die  Mission  in  sich,  die  wesent- 
lichsten Aufgaben  des  Völkerrechts  lösen  zu  helfen,  und  sind 
daher  Völkerrechtskonferenzen  im  eminentesten  Sinne 
dieses  Wortes? 

Ich  glaube  nicht,  dafs  man  die  Bedeutung  der  Haager 
Konferenzen  anders  deuten  darf.  — 


Zweites  Kapitel. 
Die  Völkerrechtswissenschaft. 


§  4.   Allgemeines. 

Ich  habe  bereits  in  der  Einleitung  das  Verhältnis  der 
Völkerrechtswissenschaft  zu  unserer  Materie  angedeutet.  Von 
der  Wissenschaft  pflegt  man  im  allgemeinen  anzunehmen,  dafs 
sie  der  Praxis  die  Wege  weist  und  auf  die  erwachsenden  neuen 
Aufgaben  aufmerksam  macht.  Wir  können  uns  hier  der 
Prüfung  nicht  entziehen ,  ob  das  auch  auf  völkerrechtlichem 
Gebiete  der  Fall  gewesen  ist,  ob,  wenn  nicht  weitere  Kreise, 
so  doch  wenigstens  die  Völkerrechtswissenschaft  sich  beizeiten 
der  neuen  Bahnen,  die  das  internationale  Recht  in  seiner 
Entwicklung  eingeschlagen  hat,  bewufst  geworden  ist,  und 
ob  sie  auf  die  Aufgaben,  die  der  Lösung  hier  harren,  ent- 
sprechend hingewiesen  hat. 

Eine  allgemeingültige  Antwort  gibt  es  auf  diese  Frage 
natürlich  nicht.  Im  allgemeinen  lassen  sich  wohl  zwei  Haupt- 
strömungen unterscheiden.  Die  eine  läfst  es  sich  mit  dem 
gegenwärtigen  Zustande  des  Völkerrechts  und  seiner  Recht- 
fertigung genügen.  Der  Gedanke,  dafs  vielleicht  manches 
anders  sein  könnte  und  auch  in  Zukunft  anders  sein  werde, 
scheint  sie  nicht  zu  beunruhigen.  Die  andere  tritt  für  den 
völkerrechtlichen  Fortschritt  ein,  aber  leider  meist  ohne  Mafs 
and  Ziel,  ohne  sich  der  Grenzen^  die  durch  die  Eigenart  des 
Völkerrechts  gezogen  sind,  bewufst  zu  sein.  Was  anscheinend 
fehlt,  das  ist  die  goldene  Mittelstrafse,  die  dem  Völkerrecht- 
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liehen  Fortschritt  im  Sinne  einer  ruhigen  Weiterentwicklung 
des  Bestehenden  das  Wort  redet.  Was  die  zweite  Richtung 
an  übertriebenem  Optimismus  leistet,  das  ersetzt  die  erste 
durch  einen  hoffnungslosen  Pessimismus.  Und  so  wie  die  ein- 
seitig optimistische  Strömung  daher  bei  den  Staatsmännern 
und  Politikern  auf  eine  ernstliche  Berücksichtigung  kaum  zu 
rechnen  hat,  so  haben  die  Pessimisten  anderseits  Weg  und 
Ziel  aus  dem  Auge  verloren,  denen  die  Wissenschaft  zu  folgen 
hat :  sie  überlassen  der  Politik  ohne  weiteres  die  Führung, 
aus  Führern  sind  sie  Geführte  geworden. 

Fassen  wir  speziell  die  deutsche  Völkerrechtswissenschaft 
ins  Auge,  so  ist  es  nicht  schwer,  zu  sagen,  welche  der  beiden 
Strömungen  dort  überwiegt.  Es  mufs  bei  ihr  eine  gewisse 
Resigniertheit,  eine  Art  Kleinmut  auffallen.  Und  zwar  nicht 
etwa  nur,  insofern  es  sich  darum  handelt,  auf  die  Lösung 
künftiger  Aufgaben  hinzuweisen  —  die  deutschen  Völker- 
rechtsschriftsteller ziehen  es  zum  grofsen  Teile  vor,  gar  nicht 
in  eine  Erörterung  dieser  Aufgaben  einzutreten  — ,  sondern 
sogar  insofern  es  sich  um  die  Darstellung  des  positiven 
Rechts,  um  die  Systematik  handelt.  Die  Wenigen,  die  sich 
damit  befassen,  bitten  quasi  erst  um  Entschuldigung  dafür, 
dafs  sie  ein  solches  Wagnis  unternehmen.  Das  deutet  eigent- 
lich auf,  offen  gesagt,  ungesunde  Zustände !  Meines  Eracht^ns 
klingt  es  z.  B.  übertrieben  bescheiden,  wenn  Heil  bor n^ 
die  Frage  auf  wirft,  ob  es  nicht  sehr  anspruchsvoll  sei,  in 
gegenwärtiger  Zeit  mit  systematischen  Studien  hervorzutreten. 
Sicherlich  braucht  das  Völkerrecht  solche  Arbeiten  dringend 
und  Heilborn  hat  durch  sein  interessantes  Werk  selbst  den 
deutlichsten  Beweis  dafür  geliefert,  wie  —  überflüssig  eigent- 
lich seine  Frage  war.  Auch  TriepeP  fühlt  sich  veranlafst, 
die  Frage  aufzuwerfen,  ob  die  Zeit  denn  auch  günstig  sei, 
um  die  Fachgenossen  zur  Prüfung  völkerrechtlicher  Fragen 

^  Heilbom,  „System  des  Völkerrechts^  S.  414. 
'  Triepel,  „Völkerrecht  und  Landesrecht*^,  a.  i. 
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einzuladen;  es  herrsche  im  allgemeinen  nicht  nur  kein 
Interesse,  sondern  sogar  Mifstrauen  gegen  das  Völkerrecht. 
Diese  Äufserungen  sind  gewifs  charakteristisch.  Denn  wenn 
man  auch  nicht  daran  zu  zweifeln  braucht,  dafs  die  beiden 
Autoren  von  der  Notwendigkeit  ihrer  Arbeiten  selbst  über- 
zeugt gewesen  sein  werden  —  denn  sonst  hatten  sie  sie  nicht 
publiziert  —  und  dafs  also  ihrerseits  wohl  nur  eine  kleine 
Koketterie  zugrunde  liegt,  so  weisen  solche  Äufserungen  doch 
auf  allgemeine  Übelstände  hin.  Nicht  etwa  nur,  insofern  die 
Unabhängigkeit  der  wissenschaftlichen  Forschung  in  Frage 
kommt,  sondern,  was  für  uns  hier  das  wichtigere  ist,  insofern 
als  damit  ein  gewisser  Tiefstand  in  dem  betreffenden  Fach 
angedeutet  wird.  Das  Völkerrecht  ist  noch  immer  das  Stief- 
kind der  deutschen  Jurisprudenz.  Der  Unterschied  mit  Frank- 
reich ist  in  dieser  Beziehung  ein  geradezu  frappanter.  Und 
diese  Interesselosigkeit  der  deutschen  Juristen  mufs  um  so 
mehr  auffallen,  als  es  gegenwärtig  kaum  ein  Rechtsgebiet 
gibt,  auf  dem  so  viel  zu  schaffen  wäre,  auf  dem  so  inter- 
essante Aufgaben  winkten,  wie  auf  völkerrechtlichem  Gebiet. 
Das  geltende  Völkerrecht  bedarf  der  Durcharbeitung 
immer  noch  sehr,  an  systematischen  Aufgaben  wäre  durchaus 
kein  Mangel.  Aber  daneben  bedarf  die  Völkerrechtsordnung 
auch  der  Fortbildung  und  zwar  in  Fragen,  die,  wie  schon 
gezeigt,  nicht  nur  von  der  einschneidendsten  Bedeutung  sind, 
sondern  die  aufserdem  zum  Überflufs  auch  noch  geradezu  an 
der  Tagesordnung  stehen.  Die  deutsche  Völkerrechtswissen- 
schaft aber  rührt  sich  so  gut  wie  gar  nicht.  Sie  verzichtet 
anscheinend  von  vornherein  auf  der  Erreichung  des  Zieles,  sie 
resigniert.  Sie  scheint  ihre  Aufgabe,  die  Pfadfinderin  auch 
auf  völkerrechtlichem  Gebiet  zu  sein,  verkannt  zu  haben.  Wo 
sie  sich  aber  zu  den  völkerrechtlichen  Tagesfragen  regt,  da 
möchte  man  manchmal  meinen,  dafs  Would-be-Politiker  und 
Diplomaten  das  Wort  ergreifen.  Wir  begegnen  wohl  einer 
Menge   von    politischen    Gesichtspunkten.     Völkerrechtliche 
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Gesichtspunkte  aber  suchen  wir  häufig  vergebens.  Gewifs 
läfst  sich  das  alles  erklären.  Die  politische  Geschichte  Deutsch- 
lands liefert  dafür  mehr  als  eine  Erklärung.  Aber  alle  diese 
Erklärungen,  die  ja  im  übrigen  nicht  hierher  gehören  und 
auf  die  ich  daher  gar  nicht  einzutreten  versuche*,  ändern 
doch  nichts  an  der  Tatsache,  dafs  die  deutsche  Völkerrechts- 
wissenschaft im  Durchschnitt  sich  leider  nicht  über  politische 
Skrupel  zu  erheben  verstanden  hat  und  den  hier  zu  er- 
örternden Fragen  zum  Teil  resigniert  und  wohl  auch  interesselos 
gegenübersteht.  Also  von  Übernahme  einer  Führerrolle,  wie 
sie  ihr  sonst  naturgemäfs  zugekommen  wäre,  gar  nicht  erst 
zu  reden.  Deutschland,  das  sonst  in  den  Wissenschaften 
voranschreitet,  scheint  noch  zu  schlafen,  und  mufs  erst  ge- 
weckt werden. 

Diese  Tatsache  ist  übrigens  auch  schon  von  anderen  be- 
klagt worden.  Ich  möchte  auch  hier  nur  Schlief*  hervor- 
heben, der  u.  a.  folgendes  ausführt: 

^Die  berufsmäfsige  Yölkerrechtswissenschaft  steht,  fast  aas- 
nahmslos  . . .  [der  Frage]  mit  voller  Gleichgültigkeit  gegenüber,  weil 
sie  ganz  vergessen  zu  haben  scheint,  dafs  es  nicht  ihres  Amtes  ist, 


'  Ich  verzichte  an  dieser  Stelle  grundsätzlich  auf  alle  politischen 
Erörterungen.  Sonst  wäre  natürlich  sehr  vieles  zu  sagen.  Insbesondere 
über  die  Kirchturmspolitik  in  Europa,  die  vermutlich  so  lange  dauern 
wird,  bis  Amerika,  Japan  usw.  dem  alten  Europa  gänzlich  über  den 
Kopf  gewachsen  sind.  Dann  wird  man  sich  vielleicht  besinnen,  und 
das  wird  dann  auch  dem  Völkerrecht  zugute  kommen.  Man  wird  dann 
einsehen,  dafs  der  Fortschritt  des  Völkerrechts  auch  im  politischen 
Interesse  gelegen  wäre.  Vorläufig  sind  unsere  Politiker  aber  noch  weit 
von  der  Erkenntnis  entfernt,  dafe  es  auch  gemeinsame  europäische 
politische  Interessen  gibt.  In  meinen  beiden  Schriften:  „Die  Ent- 
wicklung Japans  in  den  letzten  50  Jahren'^,  1904,  und  „Ein  Blick  in 
das  europafreie  Japan^,  1905,  habe  ich  auf  diese  Gesichtspunkte  hin- 
gewiesen. Man  vgl.  zu  dieser  Frage  auch  d'Estournelles  de  Con- 
stant  in  der  Vorrede  zu  Fried,  „Haager  Konferenz",  ferner  Dumas, 
a.  a.  0.  S.  402  f.,  sowie  die  Rede  des  amerikanischen  Vertreters  Bart- 
hol  dt  auf  der  Interparlamentarischen  Konferenz  in  Brüssel  1905  (S.  72 
des  offiziellen  Berichts). 

^  Schlief,  a.  a.  0.,  S.  161  f.  Es  ist  schade,  dafs  dieses  inhalts- 
reiche Werk  nicht  in  etwas  gemeinfalslicherer  Form  geschrieben  ist. 


§  4.   Allgemeines.  79 

anter  allen  Umständen  eine  sophistische  Beschönigung  des  einmal 
Bestehenden  zu  liefern,  sondern  dafs  sie  auch   die  Aufgabe   bat, 
auf  die  YeryoUkommnung  desselben  vorzubereiten  .  .  .  Man  bemühte 
sich,  allem,  was  der  Realpolitiker  tat,  gleichsam  eine  theoretische 
Folie  zn  geben.    Die  Wissenschaft  begnügte  sich  damit,  dem  Real- 
politiker Handlangerdienste   zu  leisten  und  schien  ganz  vergessen 
zn  haben,    dafs   es  ihr   hehrer  Beruf   ist,   der  Entwickelung    der 
Dinge  die  Wege  zu  ebnen  und  die  Bahnen  vorzuzeichnen.    Man  er- 
achtete die  Aufgabe  der  Wissenschaft  für  erschöpft,  wenn  sie  nur 
verstand,  mit  einigem  Geschick,  allem,  was  da  w  a  r  und  tatsächlich 
geschah,   eine  Art  von  Rechtfertigung  zu  teil   werden    zu    lassen. 
Die  Wissenschaft   des   Völkerrechts    fand  in   dieser  Periode   ihre 
Vertretung  hauptsächlich ,   wie  ein  neuerer  Schriftsteller  bemerkt, 
durch  einige  in  akademischer  Freiheit  dressierte  Kasemengeister . . . 
Die  Wissenschaft  .  .  .  allein  vermag   schliefslich   die   Mittel    und 
Wege  anzugeben,  um  zu  dem  Ziele  zu  gelangen  .  .  .    Die  Lücke 
im  allgemeinen  Systeme  des  Rechtes,  die  das  Völkerrecht  auszu- 
fällen bestimmt  ist,   mufs  als   solche  klar  erkannt  und   dargelegt 
werden,  —  das  ist  jedenfalls  die  erste  und  wichtigste  Aufgabe  der 
Völkerrechtswissenschaft  .  .  .     Die  Wissenschaft  hielt  sich   meist 
geradezu  absichtlich   die  Hand  vor  die  Augen,  um  diese  einfache 
Wahrheit  nicht  zu  sehen  .  .  .     Man   müfste  hier   alle   die  Kom- 
pendien  des   Völkerrechtes    aufzählen,    welche    seit   etwa   einem 
halben  Jahrhundert  erschienen  sind,   um   nachzuweisen,    dafs  im 
Grunde  jeder,    der  sich   mit  den    einschlägigen  Fragen    befafste, 
die  Friedfertigung  der  zivilisierten  Welt  nicht  nur  als  wünschens- 
wert,   sondern    für    begrifflich     unabweisbar    ansah;    aber*   man 
wollte   nicht   einsehen  und   versuchte   durch   allerlei   künstliche 
Beruhigungsmittel,    sich     selbst    und    andere    über    diese    Sünde 
wider  den  heiligen  Geist   des  Völkerrechtes  hinwegzuhelfen.     Nur 
einige   wenige  unter   den   berufenen  Vertretern   der  Wissenschaft 
waren  ehrlich   und   —  mutig  genug,   offen  einzugestehen,  was  die 
anderen  gewifslich  ebenso  deutlich  fühlten  und  fühlen,  aber  nicht 
frei   und    offen    bekennen    wollen  ...     Es    fehlte    [der    Wissen- 
schaft]  eben   offenbar  an   der  nötigen  Übung   in  der  Behandlung 
des  damit  aufgeworfenen  Problems,   trotzdem   dasselbe  doch  ganz 
onstreitig  das  all  erwichtigste  für  die  zukünftige  Entwickelung   der 
zivilisierten  Menschheit  überhaupt  und  Europas  insbesondere  sein 
wird   ...     Da    [die   Wissenschaft]  ...   im  Dunkeln   tappte,   ist 
es   gar  nicht    zu  verwundern,    dafs    der   Dilettantismus   gewisser 
Menschenfreunde   erst  recht  in  der  Irre  umherlief,  und  nicht  nur 
das,  was    die    Wissenschaft   für    so    unendlich    schwierig    ansah, 
sondern  auch  noch  vielerlei   darüber  hinaus  für  nichts   erachtete 
nnd   ohne    weiteres   für   durchführbar   hielt  .  .  .      [Die]    Wissen- 
schaft [hatte] ,  ihren  Beruf  vollständig  verkennend ,    so   ganz   und 
gar    alle    Fühlung  mit    den    grofsen,    die    Fortentwickelung    der 
Menschheit   beherrschenden    geistigen    Strömungen    in   jeder   hier 
gedachten  Hinsicht  verloren  ..." 
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Kann  man  Schlief  in  dem  Gesagten  so  unrecht  geben  ? 
Es  ist  leider  Tatsache,  dafs  manche  Völkerrechtslehrer  ihre 
Aufgabe  nur  allzu  häufig  mit  der  der  Politiker  verwechselt 
haben.  Die  naturgemäfse  Folge  hiervon  ist  die  gewesen,  dafs 
die  Politiker,  da  sie  die  Richtschnur,  die  die  Wissenschaft 
ihnen  hätte  bieten  sollen,  vermifsten,  ihre  eigenen  Wege  ge- 
gangen sind.  Die  Rechtstheorie  darf  sich  aber  nicht  damit 
begnügen,  die  Geschehnisse  des  praktischen  Lebens  einfach 
zu  billigen,  sie  hat  ein  höheres  Ziel  zu  verfolgen.  In 
keiner  Materie  ist  es  vielleicht  so  wichtig,  wie  in  der  vor- 
liegenden, immer  und  immer  wieder  zu  betonen,  dafs  streng 
an  dem  völkerrechtlichen  Standpunkt,  an  der  juristischen  Be- 
trachtungsweise festgehalten  werden  mufs,  wenn  man  darauf 
hinarbeiten  will,  dafs  die  Politik  der  Staaten  sich  dem  Rechts- 
standpunkte mehr  und  mehr  nähere.  Ich  werde  im  Verlaufe 
dieser  Untersuchung  des  öfteren  Gelegenheit  haben,  auf  einen 
Grundfehler  hinzuweisen,  dessen  sich  selbst  hervorragende 
Juristen  schuldig  machen,  dafs  sie  nämlich  politische 
Schranken  als  Rechts  schranken  darstellen,  politische  Er- 
wägungen an  die  Stelle  von  rechtlichen  Erwägungen  setzen. 

Hier  möchte  ich  jedoch  den  Nachweis  für  die  Richtigkeit 
meiner  obigen  Behauptungen  zunächst  nach  zwei  Richtungen 
hin  erbringen.  Einmal  mit  bezug  auf  die  Systematik.  Und 
sodann  mit  bezug  auf  die  Beurteilung  der  Haager  Friedens- 
konferenz. 

§  5.   Die  Systematik. 

Meiner  Meinung  nach  gehört  die  Arbeit  von  Kalten- 
born  „Zur  Revision  der  Lehre  von  den  internationalen 
Rechtsmitteln"  *  noch  heute  zum  besten,  was  über  das  Ver- 
fahren in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  geschrieben  worden 
ist.    Eigentlich  schon  ein  Beweis  dafür,  dafs  die  völkerrecht- 


^  V.  Kaltenborn  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissen- 
schaft,  1861,  Bd.  17,  S.  69  f. 
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liehe  Systematik  keine  grofsen  Fortschritte  gemacht  hat,  auf 
einem  Gebiet,  auf  dem  die  letzten  Jahrzehnte  eine  gewaltige 
Arbeit  gebracht  und  geleistet  haben.  Die  Arbeit  K  alten - 
borns  verdient  jedenfalls  heute  mehr  gelesen  zu  werden,  als 
je  zuvor,  wenn  auch  bei  weitem  nicht  alles  darin  heute  ge- 
billigt werden  kann.  Aber  Kaltenborn  hat  doch  wenigstens 
schon  Eines  klar  erkannt:  dafs  das  völkerrechtliche  Verfahren 
nicht  etwa  nur  einer  selbständigen  Bearbeitung  bedarf,  sondern 
dafs  es  auch  eine  selbständige  Stellung  im  System  verdient  — 
eine  Erkenntnis,  von  der  die  heutigen  Systematiker  zum  Teil 
weiter  entfernt  zu  sein  scheinen,  als  dies  selbst  zu  K  alten - 
borns  Zeiten  der  Fall  war. 

In  der  heutigen   Systematik   wird  das   völkerrechtliche 
Verfahren  meist  ziemlich  stiefmtltterlich  behandelt,  was  um 
so  mehr  auffallen  mufs,  als  sich  manche  Systematiker  in  der 
Behandlung  der  Selbsthilfe  im  Völkerrecht  und  namentlich 
d^  Kriegsrechts  vielfach  anscheinend  kaum  genug  tun  können. 
Dieser  Tendenz  gegenüber  erscheint  es  daher  wirklich   an- 
8^2eigt,  an  das  von  Kaltenborn  Gesagte  wieder  einmal  mit 
^Ächdruck  zu  erinnern.     Gerade   weil  die  völkerrechtlichen 
Grundsätze  über  das  Verfahren  zum  Teil  erst  in  der  Bildung 
Gegriffen  sind  und  die  Materie  ihrer  vollen  Entwicklung  erst 
noch  entgegengeht,  ist  eine  solche  Erinnerung  doppelt  not- 
wendig ^». 

**  Es  ist  in  der  Tat,  wie  Kaltenborn  sagt,  „inmitten  der  Epoche 
des  ümbildungsprozesses  das  Urteil  über  die  fernere  praktische  Gültig- 
keit einzelner  bisher  gegoltener  Rechtswahrheiten  und  Rechtsinstitute 
and  über  die  Bedeutung  der  neu  sich  bildenden  Verhältnisse  schwierig." 
Diese  Schwierigkeit  darf  aber  von  einer  Behandlung  der  Materie 
natürlich  in  keiner  Weise  abhalten.  „Die  Wissenschaft  ist  darüber  nie 
im  Zweifel  gewesen  und  hat  sich  selbst  durch  die  furchtbaren  Wirren 
blutiger  Kriege,  wenn  alles  Recht  verschwunden  und  die  rohe  Gewalt 
ihre  Triumphe  zu  feiern  schien,  nicht  abhalten  lassen,  die  Grundsätze 
des  Rechts  für  das  internationale  Leben  mit  Bestimmtheit  auszusprechen 
und  feierlichst  zu  proklamieren  .  .  .  Und  so  wollen  denn  auch  wir  trotz 
der  auch  heutigestags  nicht  fehlenden  Leugner  des  Völkerrechts  und 
trotz  der  allerdings  nicht  geringen  Gefahren,  welche  der  Existenz  des 

Nippold,  Terfahren.  6 
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Kaltenborn  will  „von  den  internationalen  Rechts- 
mitteln oder,  im  Anscblufs  an  die  Kunstsprache  der  Zivilisten 
gesprochen,  vom  völkerrechtlichen  Prozefs"  handeln.  Er  hebt 
in  der  Einleitung  hervor: 

„Zwar    wenn    man    die    völkerrechtlichen   Hand-   und    Lehr- 
bücher  seit   Grotius    bis    aaf  unsere    Zeit    nachschlägt,   so    wird 
man  kaum  finden,   dafs  die  einzelnen  Rechtsinstitute,  welche  wir 
unter  dem  obigen  Namen  zusammenfassen,  unter  einer  solchen  all- 
gemeinen Rubrik  nebeneinandergestellt  oder  auch   nur  nach  dem 
von  uns  gewollten  Gesichtspunkt  des  Prozesses,    der  Rechtsmittel 
sämtlich   miteinander   in  einen   Zusammenhang   gebracht   würden. 
Nichtsdestoweniger   müssen    wir    eine    Zusammenfassung    gewisser 
verwandter  Völkerrechtsinstitute   und  eine  scharfe  Sonderung  der- 
selben als  Institute  des  formellen  oder  prozessualischen  Rechts  von 
allen  übrigen  Instituten  des  Völkerrechts,  welche  im  Unterschiede 
davon    der   Sphäre    des    materiellen   Rechts    angehören,   für  voll- 
kommen berechtigt  erklären  .  .  .    Diejenigen  Institute  des  Völker- 
rechts,  welche  sich  als   die  Mittel   und  Wege  kennzeichnen,   um 
internationale   Rechtsstreitigkeiten   zu   schlichten   oder   Rechtsver- 
letzungen aufzuheben,  haben  die  Natur  von  internationalen  Rechts- 
mitteln, stehen  völlig  analog  den  Rechtsmitteln  in  der  Sphäre  des 
Privat-  und  des  Staatsrechts   da  und   sind   wie  diese  naturgemäfs 
zu   einem    Systeme    des    Prozefsrechts    zusammenzufassen,    mithin 
zugleich    von    den    übrigen     internationalen    Rechtsinstituten    zu 
sondern  .  .  .     Dafs   eine   solche   Unterscheidung    des    materiellen 
und  formellen  Völkerrechts   der  im  Privat-  und  Kriminalrecht  ge- 
wöhnlichen Einteilung  vollkommen  entspreche,  mufs  unbedingt  zu- 
gegeben werden.     Aber   darin   ist   durchaus   kein  Nachteil  zu  er- 
blicken;   es   wird   damit  vielmehr   endlich   auf  dem   Gebiete    des 
internationalen  Rechts   ein  Fortschritt   gemacht,   der  längst  hätte 
gemacht  werden  sollen,  um  die  volle  Eigentümlichkeit  der  einzelnen 
Völkerrechtsinstitute   zu   würdigen.     An   eine  Vermischung  privat- 
rechtlicher   Ansichten    und  Verhältnisse    mit  völkerrechtlichen  ist 
dabei  auch  nicht  im  entferntesten  zu  denken ;  denn,  wohl  zu  merken, 
es    soll   ja   nicht  das   privat-  und   kriminalrechtliche  Prozefsrecht 


hisher  gültigen  Völkerrechtssystems  in  der  jüngsten  Praxis  entgegen- 
treten, den  Mut  nicht  sinken  lassen,  um  fCir  den  weiteren  Aushau  der 
Theorie  des  Völkerrechts  tätig  zu  sein  und  eine  internationale  Rechts- 
frage in  nähere  Erörterung  zu  ziehen,  welche  gerade  für  die  Leugner 
des  Völkerrechts  das  angebliche  Motiv  zum  Ableugnen  gewesen  ist, 
nämlich  über  die  mögliche  Geltendmachung  streitiger  und  verletzter 
internationaler  Rechte  oder  wie  es  flacher  Weise  von  jenen  meist  aus- 
gedrückt wurde,  über  die  Erzwingbarkeit  des  Völkerrechts  im  Wege 
sogenannter  Rechtsmittel.'^ 
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oder  das  eine  oder  andere  ins  Völkerrecht  hineingetragen  werden, 
sondern  es  sollen  nur  gewisse  internationale  Rechtsinstitute  als 
fonneller,  als  prozessualischer  Art,  weil  sie  es  an  sich  und  ihrem 
innersten  Wesen  nach  sind,  auch  wissenschaftlich  als  solche  an- 
erkannt werden  und  im  Systeme  des  Völkerrechts  den  ent- 
sprechenden Platz  angewiesen  erhalten." 

Ealtenborn,  der  somit  im  Unterschiede  von  der  üb- 
lichen Einteilung  des  Völkerrechts  in  das  Recht  des  Friedens 
iifld  das  Recht  des  Krieges  zwischen  materiellem  und  formellem 
(Prozefs-)  Völkerrecht  unterscheiden  will*,  betont  gewifs  mit 
üecht,  dafs  man  darin  keinen  Nachteil  erblicken  dürfe,  dafs 
diese  Unterscheidung  derjenigen  des  Privat-  und  Strafrechts 
entspreche.    Darin  kann  man  ihm  gewifs  beipflichten.    Ich 
iabe   bereits  hervorgehoben,  dafs  diese  sogenannte  „Analogie" 
i^&ch    keiner  Richtung  hin  etwas  Bedenkliches  hat,  dafs  man 
^  in  Wirklichkeit  überhaupt  nicht  mit  einer  Analogie,  sondern 
^it  einer  Unterscheidung  zu  tun  hat,  die  im  Völkerrecht  an 
^^h  schon  gerade  so  gut  gegeben  ist,  wie  in  jedem  anderen 
^ftchtsgebiet. 

Die  Unterscheidung  zwischen  materiellem  und  formellem 
Völkerrecht  befolgen  übrigens  mehrere  Schriftsteller,  von  denen 
hier  v.  Bulmerincq®  genannt  sei,  der  das  formelle  Völker- 
recht als  „die  Art  der  Verwirklichung  des  materiellen"  be- 
zeichnet und  mit  Recht  bemerkt:  „So  wie  bei  anderen  Rechts- 
disziplinen  mufs  auch  beim  Völkerrecht  die  Rechtsmaterie 
in  zwei  Hauptteile:  das  materielle  oder  zu  verwirklichende 
und  das  formelle  oder  die  Art  der  Verwirklichung  des  mate- 
riellen, geschieden  werden." 


'  Die  Grundzüge  dieses  Systems  hat  er  in  seiner  „Kritik  des  Völker- 
rechts nach  dem  jetzigen  Standpunkte  der  Wissenschaft^,  Leipzig  1847, 
S.  272  f.  niedergelegt 

*  Vgl.  aufeer  v.  Bulmerinq,  „Systematik  des  Völkerrechts  von 
Hugo  Grotius  his  auf  die  Gegenwart*',  Dorpat  1858,  auch  dessen 
«Völkerrecht"  in  Marquardsens  Handbuch,  S.  179,  sowie  dessen  Ab- 
handlung über  „Die  Staats  Streitigkeiten  und  ihre  Entscheidung  ohne 
Krieg**   in  Holtzendorffs  Handbuch,  Bd.  4,  S.  If. 

6* 
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Auch  Gar  eis*  unterscheidet  „Materielles  Völkerrecht* 
oder  „die  völkerrechtlichen  Befugnisse  der  Staaten",  und  „For- 
melles Völkerrecht"  oder  die  , Rechtsnormen  im  Verfahren 
zum  Schutze  streitiger  internationaler  Interessen". 

Im  übrigen  liegt  es  nicht  im  Rahmen  meiner  heutigen 
Aufgabe,  dieser  systematischen  Frage  hier  auf  den  Grund  zu 
gehen *.  Neuere  Schriftsteller,  wie  v.  Martens*,Ullmann^, 
y.  Liszt^  haben  sowohl  die  alte  Einteilung  in  Recht  des 
Friedens  und  des  Krieges,  wie  auch  die  Ealtenbornsche  Ein- 
teilung in  materielles  und  formelles  Völkerrecht  fallen  ge- 
lassen.   Erstere  gewifs  mit  Recht. 

Dagegen  dürfte  und  sollte  die  neuere  Entwicklung  des 
Völkerrechts  seit  der  Haager  Friedenskonferenz  nunmehr  den 
Anstofs  dazu  geben,  die  Ealtenbornsche  Einteilung  neuer- 
dings wieder  aufleben  zu  lassen  und  dadurch  die  Bedeutung 
der  Institute  des  völkerrechtlichen  Prozefsrechts  in  das  rich- 
tige Licht  zu  setzen. 

Ein  solcher  Umschwung  in  der  Systematik  erscheint  mir 
um  so  notwendiger,  als  ein  neuerer  Systematiker  den  Gegen- 
stand, der  sich  seit  Kalten born  einer  ausführlichen  mono- 
graphischen rechtswissenschaftlichen  Behandlung  nicht  zu  er- 
freuen gehabt  hat ,  aus  dem  System  geradezu  zu  eliminieren 


^  Gar  ei  8,  „Institutionen  des  Völkerrechts*',  1888. 
^  Eine  Übersicht  findet  sich  bei  Wagner,  „Zur  Lehre  von  den 
Streiterledigungsmitteln  des  Völkerrechts",  1900. 

*  V.  Martens,  „Völkerrecht",  deutsch  von  Bergbohm,  Bd.  2,  1886, 
S.  448 f.  y.  Martens  handelt  unter  dem  Abschnitt  „Die  internationale 
Verwaltung  im  Gebiet  des  Zwangsschutzes  der  Rechte  und  Interessen 
der  Völker"  im  ersten  Kapitel  vom  „Recht  des  internationalen  Zwangs- 
und Streitverfahrens".  Das  Recht  des  internationalen  Zwanges  ist  nach 
ihm  die  Sanktion  des  internationalen  Verwaltungsrechts,  indem  es  dieses 
letztere  einerseits  voraussetzt,  anderseits  ergänzt. 

"^  Uli  mann,  „Völkerrecht"  in  Marquardsens  Handbuch,  1898. 
Uli  mann  behandelt  im  achten  Buch  die  „Mittel  des  völkerrechtlichen 
Rechts-  und  Interessenschutzes". 

•  V.  Liszt,  „Das  Völkerrecht",  4.  Aufl.  1906.  v.  Liszt  behandelt 
im  vierten  Buch  „Die  Staatenstreitigkeiten  und  deren  Austragung". 
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bemaht  ist.  Ich  meine  Heilborn*,  der  in  seiner  sonst 
schätzenswerten  Arbeit  —  in  nicht  gerade  vorausahnender 
Weise,  mufs  man  sagen  —  das  ganze  Kapitel  des  „Prozefs- 
fechts"  aus  dem  System  völlig  ausschaltet.  Während  er 
schreibt:  „Die  Aufzahlung  der  Mittel  zur  gütlichen  Beilegung 
^^r  Staatsstreitigkeiten  ist  systematisch  ganz  unberechtigt "", 
^Ddelt  er  um  so  ausführlicher  von  der  Selbsthilfe. 

Ich  bin  nun  ganz  im  Gegenteil  der  Meinung,  dafs  die 
Behandlung  unseres  Gegenstandes  als  besonderer  Teil  des 
Völkerrechts  sich  sogar  in  hohem  Mafse  rechtfertigt.  Gewifs 
braucht  man  dabei  keineswegs  die  Methode  Kaltenborns 
zu  befolgen,  indem  man  eine  möglichst  grofse  Zahl  von  so- 
genannten Rechtsmitteln  zur  Aufzählung  bringt.  Aber 
wenigstens  ein  bescheidenes  Kapitel  darf  die  Lehre  von  den 
,,gQtlichen  Mitteln  zur  Erledigung  von  Staatsstreitigkeiten'' 
auch  in  einem  System  des  Völkerrechts  beanspruchen,  das  im 
übrigen  von  der  Kaltenbomschen  Zweiteilung  des  Völker- 
rechts in  materielles  und  formelles  Recht  nichts  wissen  will. 
Und  zwar  um  so  mehr,  als  man  sich  doch  eigentlich  im  Ernste 
wirklich  nicht  zu  fragen  braucht,  welches  Kapitel  mit  mehr 
Recht  in  ein  System  des  Völkerrechts  gehört,  das  Kapitel  vom 
rechtlichen  Verfahren  bei  Streitigkeiten  oder  das  Kapitel  von 
der  Selbsthilfe. 

Wenn  H  eil  bor  n  meint,  die  Auffassung  des  Krieges  als 
Völkerprozefsrecht  sei  wohl  die  Veranlassung  gewesen,  ihm 
das  schiedsrichterliche  Verfahren  als  eine  andere  friedliche 
Art  Prozefsrecht  gegenüberzustellen,  die  Äufserlichkeit  dieser 
Anordnung  liege  aber  auf  der  Hand,  das  schiedsrichterliche 
Verfahren  sei  nicht  das  V7esen  der  Sache,  es  werde  vom  ob- 
jektiven Völkerrecht  überhaupt  nicht  geregelt  —  so  ist  hier- 
gegen sehr  vieles  zu  sagen.    Zunächst  wäre  es  durchaus  ver- 


*  Heilborn,  „Das  System  des  Völkerrechts,  entwickelt  aus  den 
Tölkerrechtlichen  Begriffen'',  18%,  S.  408  f. 
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fehlt,  den  Krieg  als  „Völkerprozefsrecht"  aufzufassen.  Im 
Gegenteil,  gerade  weil  der  Krieg  kein  Völkerprozefsrecht 
ist,  bedarf  das  wirkliche  Prozefsrecht  der  Hervorhebung 
im  System  und  der  eingehenden  juristischen  Darstellung. 
Weshalb  die  Anordnung  eine  „äufserliche** ,  und  weshalb  das 
schiedsrichterliche  Verfahren  nicht  „das  Wesen  der  Sache** 
sein  soll,  hat  Heilborn  im  Unklaren  gelassen.  Meines  Er- 
achtens  trifft  diejenige  Auffassung,  die  es  für  berechtigt  er- 
achtet, das  Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  im 
System  an  besonderer  Stelle  zu  behandeln,  durchaus  den  Kern 
der  Sache. 

Heilborn  gibt  selbst  zu:  „Nun  könnte  allerdings  das 
Völkerrecht  dahin  ausgebildet  werden,  dafs  es  Normen  über 
das  schiedsrichterliche  Verfahren  enthielte.  Für  ein  Zukunfts- 
völkerrecht kann  man  indessen  ein  System  nicht  aufstellen.** 
Selbst  wenn  man  aber  mit  Heilborn  annehmen  wollte, 
dafs  vor  der  Haager  Friedenskonferenz  Normen  über  das 
schiedsrichterliche  Verfahren  fehlten,  so  würde  dies  noch 
keineswegs  die  Berechtigung  geben,  das  ganze  Prozefsrecht 
einfach  aus  dem  System  zu  streichen;  denn  an  Normen  über 
das  Verfahren  überhaupt  fehlte  es  doch  auch  damals  schon 
keineswegs. 

Man  kann  aber  wohl  annehmen,  dafs  Heilborn  mit 
dem  Stande  der  Schiedsgerichtsfrage  im  Jahre  1896  kaum  ge- 
nauer bekannt  war,  sonst  würde  er  schwerlich  durch  die  nega- 
tive Art  der  Behandlung  des  Völkerprozefsrechts  in  seinem 
System  einen  Schritt  in  Vorschlag  gebracht  haben,  der  nicht 
nur  theoretisch  einen  gewaltigen  Rückschritt  bedeuten  würde^ 
sondern  aufserdem  auch  im  denkbar  gröfsten  Gegensatz  zu 
der  damals  bereits  deutlich  erkennbaren  neuen  Richtung  im 
internationalen  Rechtsleben  steht.  In  Wirklichkeit  handelt 
es  sich  keineswegs,  wie  Heilborn  meint,  um  Aufstellung 
eines  Systems  für  ein  „Zukunftsvölkerrecht",  da  es,  wie  ge- 
sagt, an  Normen  für  das  völkerrechtliche  Verfahren  auch 
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schon  vor  der  Haager  Konferenz  nicht  gefehlt  hat.  Die  Tat- 
sache, dafs  diese  Nonnen  damals  noch  wenig  zahlreich  waren, 
kaon  und  darf  die  Frage  der  Systematik  nicht  beeinflussen. 
Sie  darf  es  um  so  weniger,  als  die  ganze  Materie  erst  in  der 
Entwicklung  begri£fen  ist,  also  an  Bedeutung  zunehmen  wird. 
Mochten  die  Ansätze  zu  einem  völkerrechtlichen  Verfahren  im 
Jahre  1896  auch  noch  so  bescheiden  sein,  keinesfalls  durfte 
man  das  Kapitel  im  System  einfach  ausschalten. 

Wenn  Heilborn  sich  der  Bedeutung  des  Gegenstandes  be- 
wafst  gewesen  wäre,  dann  wäre  er  gewifs  anders  vorgegangen. 
Aber  er  spricht  der  Aufzählung  der  „gütlichen  Mittel"  jeden 
juristischen  Wert  ab.  „Wenn  das  Völkerrecht  die  Aufgabe 
hat,  alle  möglichen  Wege  anzugeben,  welche  zur  Beilegung 
von  Streitigkeiten  führen  können,  dann  liefse  sich  vielleicht 
noch  mancherlei  ausdenken.  Dazu  steht  es  doch  zu  hoch  da  !** 
In  der  Tat  eine  eigentümliche  Auffassung  vom  Wesen  des 
Rechts  und  insbesondere  des  Völkerrechts!  Das  Völkerrecht 
soll  zu  hoch  dastehen,  um  seiner  ureigensten,  höchsten 
Aufgabe  zu  entsprechen!  Heilborn  stOfst  sich  vor  allen 
Dingen  an  der  schon  erwähnten  „Aufzählung**  der  gütlichen 
Mittel,  als  ob  es  in  der  Sache  auf  dieses  Moment  ankäme. 
Gewifs  ist  es  richtiger,  statt  von  möglichst  vielen  mehr  oder 
weniger*®  hierhergehörigen  „Rechtsmitteln"  einfach  von  dem 
Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  zu  handeln  und 
die  für  dieses  bestehenden  Normen  darzustellen. 

Wenn  Heil  bor n  der  Ansicht  ist,  der  Schiedsvertrag  sei 
die  Hauptsache  und  die  Schiedsmaterie  gehöre  deshalb  ins 
Vertragsrecht,  so  bin  ich  gewifs  der  letzte,  der  diese  vertrags- 
mäfsige  Grundlage  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  ver- 
kennen und  ihre  Bedeutung  unterschätzen  würde.  Ich  habe 
auf  dieses  Moment  bereits  nachdrücklich  hingewiesen.  Das- 
selbe kann  aber  für  die  Systematik  um  deswillen  nicht  mafs- 

'^  Einige  dieser  Kaltenbomschen  „Rechtsmittel"  sind  zweifellos 
auszuscheiden. 
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gebend  sein,  weil  nicht  nur  die  Schiedsmaterie,  sondern  über- 
haupt so  ziemlich  das  ganze  Völkerrecht  sich  auf  vertrags- 
mäfsigen  Grundlagen  aufbaut  und  man  also  bei  einem  seiner 
Natur  nach  konventionellen  Rechtsgebiet  aus  dem  Moment 
des  VertragRSchlusses  keinerlei  Kriterien  für  die  systematische 
Zugehörigkeit  einer  Materie  gewinnen  kann. 

Die  Entwicklung  geht  heute  gerade  nach  der  entgegen- 
gesetzten Richtung  von  der,  die  Heilborn  anzunehmen 
scheint.  Nicht  das  „gütliche  Verfahren",  sondern  die  Selbst- 
hilfe wird  mit  der  Zeit  mehr  und  mehr  aus  den  völkerrecht- 
lichen Systemen  verschwinden.  Das  ist  der  natürliche 
Gang  der  Rechtsentwicklung,  und  zwar  auf  allen  Rechts- 
gebieten.  Die  Selbsthilfe  steht  ihrer  Natur  nach,  im  Völker- 
recht wie  in  jedem  Rechtsgebiet,  in  grundsätzlichem  Gegen- 
satz zum  Recht  und  zum  rechtlichen  Verfahren.  Das  Völker- 
recht bildet  darin  keine  Ausnahme  und  darf  keine  Ausnahme 
bilden. 

Es  würde  mich  zu  weit  führen,  wenn  ich  an  dieser  Stelle 
in  eine  Erörterung  über  das  Verhältnis  der  Selbsthilfe  zum 
Völkerrecht  eintreten  wollte.  Wenn  man  auch  zugeben  mufs, 
dafs  die  Selbsthilfe  heute  und  auf  absehbare  Zeit  hinaus  in 
den  staatlichen  Beziehungen  immer  noch  eine  Rolle  spielen 
dürfte  —  auch  im  Leben  der  Individuen  läfst  sich  ja  die 
Selbsthilfe  nicht  ganz  aus  der  Welt  schaffen,  aber  man  charak- 
terisiert sie  dort  doch  wenigstens  als  ein  Überbleibsel,  das 
von  Rechtswegen  nicht  da  sein  sollte,  man  fafst  sie  nicht  als 
Rechtsinstitut  — ,  und  dafs  sie  vom  Standpunkte  des  heute 
geltenden  Völkerrechts  nicht  als  absolut  unerlaubt  oder  rechts- 
widrig angesehen  werden  kann,  so  mufs  doch  das  Bestreben 
zweifellos  dahingehen,  ihren  Spielraum  mehr  und  mehr  ein- 
zuschränken. Wenigstens  in  bestimmten  Fällen  müfste  die  Selbst- 
hilfe direkt  als  völkerrechtswidrig  gelten,  beziehungsweise 
sie  müfste  erst  dann  als  rechtlich  zulässig  erscheinen,  wenn 
von  dem  völkerrechtlichen  Prozefsverfahren  vorher  Gebrauch 
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gemacht  worden  ist.  Auf  eine  derartig  beschrankte  resp. 
subsidiäre  Anwendbarkeit  lafst  sich  die  Selbsthilfe  rechtlich 
zweifellos  auch  im  Staatenverkehr  reduzieren,  und  diese  Re- 
duzierung wird  von  selbst  eintreten  mit  der  Fortbildung  des 
völkerrechtlichen  Verfahrens.  In  demselben  Mafse  wie  das 
Anwendungsgebiet  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  zunehmen 
wird,  wird  daher  dasjenige  der  Selbsthilfe  zurückgehen. 

In  diesem  Sinne  läfst  sich  also,  ohne  dafs  man  irgend- 
welche Neigung  oder  Vorliebe  für  Utopien  zu  haben  braucht, 
behaupten,  dafs  die  Selbsthilfe  im  Völkerrecht  geradeso  wie 
in  anderen  Rechtsgebieten  mehr  und  mehr  hinter  das  völker- 
rechtliche Verfahren  zurücktreten  wird.  Diesem  natürlichen 
Entwicklungsgang  des  Rechts  wird  man  sich  auch  dadurch 
nicht  widersetzen  können,  dafs  man  im  System  das  völker- 
rechtliche Verfahren  eliminiert  und  die  Selbsthilfe  an  seine 
Stelle  zu  setzen  sucht.  Der  Umstand,  dafs  der  Selbsthilfe 
heute  im  Völkerrecht  noch  ein  gröfserer  Spielraum  offen  steht, 
berechtigt  in  keiner  Weise  dazu,  sie  in  der  Theorie  mit  dem 
völkerrechtlichen  Verfahren  ohne  weiteres  zu  identifizieren. 
Die  Fortbildung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  wird  trotz- 
dem kommen  und  die  Völkerrechtssysteme  werden  ihr  Rech- 
nung tragen  müssen.  Vorläufig  aber  wird  man  nicht  nur  das 
völkerrechtliche  Verfahren  in  seiner  heutigen  Geltung  zur 
Darstellung  zu  bringen  haben,  sondern  man  wird  daneben 
auch  das  Postulat  aufstellen  müssen,  dafs  im  Völkerrecht  zum 
mindesten  zwischen  erlaubter  und  unerlaubter  Selbsthilfe  unter- 
schieden werde  und  dafs  der  subsidiäre  Charakter  der  Selbst- 
hilfe durch  eine  Rechtsnorm  zur  Anerkennung  gelange. 

Prinzipiell  kann  wohl  niemand  darüber  im  Zweifel  sein, 
dafs  Selbsthilfe  im  Grunde  eine  Negation  des  Rechts  bedeutet. 
„Jede  Selbsthilfe  ist  Negation  der  Rechtsordnung**  sagt 
Burchardi^^      Der    Anerkennung    dieses    fundamentalen 


"  In  Rottecks  und  Welckers  Staatslexikon  s.  v.  Repressalien. 
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Rechtsgrundsatzes  mufs  daher  jedes  positive  Recht  zustreben. 
So  lange  eine  diesbezügliche  Rechtsnorm  nicht  besteht,  wird 
man  zwar  nicht  jede  Selbsthilfe  als  absolut  rechtswidrig  be- 
handeln können,  aber  man  wird  den  völkerrechtlich  als  zulässig 
anerkannten  Formen  der  Selbsthilfe  im  System  doch  nur  als 
einem  Appendix  zum  normalen  Verfahren  Raum  gönnen  dürfen. 

Zu  Rechtsinstituten  h&tte  die  Theorie  jedenfalls  die 
verschiedenen   Formen    der   Selbsthilfe   keinesfalls  stempeln 
dürfen,  so  wenig  wie  man  auf  den  Gedanken  verfallen  würde, 
etwa  den  Zweikampf  und  andere  entsprechende  strafrechtliche 
Delikte  als  Rechtsinstitute  aufzufassen  oder  im  Zusammen- 
hang mit  dem  Zivilprozefsverfahren  zur  Darstellung  zu  bringen. 
Alles,  was  mit  der  Selbsthilfe  im  Zusammenhang  steht,  mufs 
vielmehr  im  Rechtssystem  durch  seine  Stellung  schon  darauf 
hindeuten,  dafs  es  rechtlich  den  Charakter  des  Anormalen 
trägt.    Die  Theorie  dürfte  ihm  diesen  Charakter  auch  dann 
nicht  abzustreifen  suchen,  wenn  die  Praxis  der  Selbsthilfe  eine 
so  häufige  wäre,  dafs  sie  der  Anwendung  des  Rechtsverfahrens 
gleichkäme  oder  sie  überträfe.  Wollte  man  das  völkerrechtliche 
System  so  weitgehend  mit  einer  solchen  Praxis  in  Einklang 
zu  bringen  suchen,  so  würde  der  Rechtscharakter  eines  solchen 
Systems  mit  Recht  geleugnet  werden.    In  Wirklichkeit  liegt 
aber  hierzu  auch  keinerlei  Veranlassung  vor,  da  die  Staaten 
heute  nonnalerweise  von  den  völkerrechtlichen  Verfahrensarten 
durchaus  Gebrauch  machen  und  die  Beschreitung  der  Selbst- 
hilfe schon  heute  immerhin  die  Ausnahme  bildet,  so  dafs  sie 
also  auch  praktisch  den  Charakter  des  Anormalen  an  sich 
trflgt.     Die  Staatenpraxis  bedarf  also   mit  anderen  Worten 
dieses  Bollwerks  gar  nicht  einmal,  das  ihr  manche  Theoretiker 
in  übertriebenem  Eifer  errichten  möchten,  indem  sie  die  Selbst- 
hilfe in  einer  Weise  theoretisch  zu  rechtfertigen  suchen,   die 
über  das  durch  die  Tatsachen  Gebotene  weit  hinausgeht. 

Die  staatliche  Souveränität  wird  anderseits  nicht  im  ge- 
ringsten beschnitten  werden,  auch  wenn  die  Staaten  mit  der 
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Zeit  der  Anwendung  der  staatlichen  Selbsthilfe  einige  recht- 
liche Schranken  entgegensetzen  sollten.    Der  Fortbildung  des 
eigentlichen  völkerrechtlichen  Verfahrens  steht  also  auch  in- 
sofern nichts  im  Wege.    Nur,  weil  die  Theorie  die  Selbsthilfe 
im  Völkerrecht   vielfach  in  einem   übertriebenen  Lichte  er- 
blickte, ist  sie  dazu  gelangt,  in  pessimistischer  Weise  an 
etwas  zu  verzweifeln,  woran  man  im  Völkerleben  so  wenig  zu 
verzweifeln  braucht,  wie  im  Leben  der  Individuen,  dafs  näm- 
lich eine  Entwicklung  im  Sinne  des  Rechtsfortschritts  statt- 
findet und  dafs  der  Rechtsgedanke  taglich  an  Boden  gewinnt  ^'. 
Was  oben  gegen  Heilborn  gesagt  wurde,  ist  natürlich 
auch  gegen  Wagner"  anzuführen,  der  zwar  das  Bestehen 
von  Normen  für  das  schiedsrichterliche  Verfahren  zugibt,  sich 
aber  dagegen  verwahrt,  dafs  das  Recht  des  Schiedsvertrags 
.  aus  seinem  natürlichen  Zusammenhang  mit  dem  Völkervertrags- 
recht losgerissen  werde.    In  diesem  „natürlichen  Zusammen- 
hang" stehen  aber  eben  alle  Völkerrechtsmaterien  mehr  oder 
weniger;  wenn  dieses  Bedenken  stichhaltig  wäre,  dann  hätte 
alle  völkerrechtliche  Systematik  überhaupt  ein  Ende. 

Die  Ergebnisse  der  Wagner  sehen  Untersuchung  können 
auch  sonst  nur  wenig  befriedigen.  Die  Materien,  die  bisher 
unter  dem  Gesichtspunkt  der  Lehre  von  den  Streiterledigungs- 
mitteln üblicherweise  zusammengestellt  wurden^  bilden  nach 
Wagner  keine  systematische  Einheit,  sie  seien  teils  aus  dem 
Yölkerrechtssystem  auszuscheiden ,  teils  systematisch  von 
einander  zu  trennen  und  anderen  Rechtsmaterien  einzugliedern, 
teils  sei  ihnen  eine  isolierte  Stellung  im  Völkerrechtssystem 
anzuweisen.  Ä  priori  betrachtet  erscheint  ein  solches  Ergeb- 
nis   zwar    keineswegs   undenkbar.     Es   laufen    in   der   Tat 


'^  Man  Tgl.  zu  dem  hier  Gesagten  auch  die  Ausführungen  von 
Schlief,  a.  a.  0.,  namentlich  S.  161  f.,  sowie  oben  S.  70. 

'•  Wagner,  a.  a.  0.  S.  52,  97 f.  Wagner  will  nicht  nur  den 
Schiedsspruch,  sondern  auch  die  guten  Dienste  und  die  Vermittlung  dem 
Vertragsrecht  einverleiben. 
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Materien  mit  unter,  die  teils  ganz  auszuscheiden,  teils  anders- 
wo unterzubringen  sind.  Im  übrigen  aber  schiefst  Wagner 
doch  tlber  das  Ziel  hinaus  und  bringt,  ebenso  wie  Heilbom, 
einfach  die  ganze  Materie  zur  Auflösung. 

Demgegenüber  kann  nur  von  neuem  betont  werden,  dafs, 
wenn  es  tatsächlich  eine  rechtliche  Ordnung  des  Verfahrens 
in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  gibt,  die  darauf  bezüglichen 
Normen  im  System  auch  gesondert  zur  Darstellung  zu  bringen 
sind.    Über  das  Vorhandensein  dieser  Normen  kann  es  aber 
keinen  Zweifel   geben.    Nun  gibt  zwar  Wagner,  den  sein 
negatives  Ergebnis  anscheinend  selbst  nicht  ganz  befriedigt,  zu, 
dafs,  wenn  er  auch  die  üblichen  systematischen  Rubriken  als 
zur  Systematik  ungeeignet  zurückgewiesen  habe,  doch  jeden- 
falls der  Grundgedanke  derjenigen  Systematisierungsweise,  die 
die  Streiterledigungsmittel   als  Rechtsmittel   resp.   formelles 
Recht  oder  als  Arten  der  Selbsthilfe  auffasse,  ein  direktes  recht- 
liches Interesse  beanspruche.    „Sie  legt  den  Schwerpunkt  auf 
die  Frage :   wie  wird  das  verletzte  Völkerrecht  geschützt  resp. 
verwirklicht?     Es  ist  dies  eine  Frage  allgemein-rechtlicher 
Natur;  sie  hat  nicht  den  Inhalt  bestimmter  Rechtsnormen 
zum  Gegenstand,  sondern  bezieht  sich  auf  das  Völkerrecht 
als  Ganzes."     Infolge   davon   findet  Wagner,  diese  Frage 
sollte  in  der  Einleitung  zum  Völkerrechtssystem  besprochen 
werden !    Aber  weshalb  dann  nur  in  der  Einleitung  ?  Wenn  sich 
die  Frage  auf  das  Völkerrecht  als  Ganzes  bezieht,  verdient 
sie  doch  vielleicht  auch  als  ganzer  Teil  des  Völkerrechts  dar- 
gestellt zu  werden. 

Gegenüber  den  Ansichten  der  beiden  deutschen  Syste- 
matiker möchte  ich  hier  noch  Kamarowsky  anführen,  der 
«ehr  richtig  schreibt": 

„La  th^orie  des  moyens  de  d6fense  et  de  r^tablissement  da 
droit  entre  les  £tats  est,  avec  raison,  mise  par  les  ^crivains  dans 
une  section  ä  part  du  droit  international ;  cette  th^orie  est  appeläe 
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par  plasienrs  d'entre  eux  droit  de  proc^dure;  par  analogie  des 
droits  civil  et  criminel,  on  distingne  la  procödure  du  droit  inter- 
national proprement  dit.  Les  uns  signalent  üette  diffärence  comme 
base  du  Systeme;  les  autres,  sans  aller  aussi  loin,  ne  manquent 
ponrtant  pas  d'assigner  k  la  proc^dure  internationale  une  place 
distincte.  On  ne  saurait  contester  la  justesse  de  ce  point  de 
däpart  .  .  .  mais  il  s'öcoulera  encore  bien  des  ann^es  avant  que 
cette  doctrine  se  transforme,  ne  serait-ce  que  dans  ses  traits 
principaux,  en  la  forme  sup^rieure  de  droit  de  proc^dure,  qui,  en 
raison  de  son  caract^re  m^me,  gardera  toujours  des  traits  parti- 
culiers,  qui  la  distingueront  pöremptoirement  du  type  des  proc6s 
ciyils  on  criminels.  U61eyer  graduellement  aux  prineipes  et  aux 
formes  d'une  procädure  originale,  mais  ^labor^e  juridiquement, 
c*e8t  la  täche  du  droit  international/ 

Diesen  Worten  habe  ich  nichts  beizufügen.  Sie  zeugen 
in  jedem  Falle  von  einer  richtigeren  Auffassung  über  das 
Wesen  unserer  Materie,  als  wir  sie  bei  Heilborn  finden, 
dessen  Ausführungen  die  Behauptung  durchaus  bestätigt 
haben,  von  der  ich  meinen  Ausgang  genommen  habe :  nämlich 
dafs  Fortschritte  in  systematischer  Beziehung  seit  K  alten - 
born  in  unserer  Frage  nicht  gemacht  worden  sind. 

Hoffen  wir  daher,  dafs  Heil  born  mit  seinem  Vorschlage 
keine  Nachfolger  finden  werde. 

Vom  gegenwärtigen  Standpunkte  der  Systematik  dürfte 
im  übrigen  Gatellani  recht  haben,  wenn  er  schreibt":  „La 
doctrine  la  plus  r6cente  n^a  point  fait  disparattre  la  distinction 
entre  le  droit  de  la  guerre  et  le  droit  de  la  paix,  mais  eile 
n'en  fait  plus  une  base  fondamentale  de  la  syst^matique  du. 
droit  des  gens.  Le  droit  international  est  devenu  Tensemble 
des  prineipes  qui  r^gissent  T^tat  normal  des  relations  entre 
les  Etats,  c'est-ä-dire  leurs  rapports  pacifiques ;  ce  qui  a  trait 
k  la  guerre,  n'est  plus  envisag6  que  comme  une  chose  ex- 
ceptionnelle ,  anormale  dans  les  rapports  des  peuples:  c'est 
pour  ainsi  dire  le  cöt6  pathologique  du  droit  des  gens."" 

Wenn  das  der  gegenwärtigen  Auffassung  der  Systematiker 
in  der  Tat  entsprechen  dürfte,  so  wird  aber  die  zukünftige 


"  Catellani,  a.  a.  0.  S.  889. 
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Systematik  hoffentlich  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  und 
auch  in  einem  besonderen  Teil  des  Systems  handeln  von  dem 
Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten.  — 

§  6.  Die  Urteile  Aber  die  erfite  Haaf^er  Friedenskonferenz. 

Ich  wende  mich  nun  zu  einem  aktuelleren  Punkte,  der 
praktisch  von  gröfserer  Bedeutung  sein  dürfte,  als  die  er- 
örterte Frage  der  Systematik :  zu  dem  Verhalten  der  Völker- 
rechtswissenschaft gegenüber  der  ersten  Haager  Friedens- 
konferenz. Auch  hier  werden  wir  zunächst  bestätigt  finden, 
was  ich  oben  gesagt  habe:  dafs  der  Grundton  eines  Teiles 
speziell  der  deutschen  Völkerrechtswissenschaft  Gleichgiltig- 
keit  und  Resigniertheit  war.  Aber  wir  werden  daneben  doch 
auch  konstatieren  können,  dafs  neuerdings  eine  wesentliche 
Wendung  zum  besseren  eingetreten  ist.  Doch  ich  will  nicht 
vorgreifen. 

Da  wir  es  nur  mit  der  Stellungnahme  der  Völkerrechts- 
wissenschaft zu  tun  haben,  beschränke  ich  mich  natürlich  auf 
die  Wiedergabe  von  Urteilen,  die  von  juristischer  Seite 
stammen.  Auch  haben  natürlich  nur  diejenigen  Urteile  heute 
noch  Interesse,  die  aus  der  Zeit  nach  der  Konferenz  stammen; 
die  derselben  vorhergehenden  Meinungsäufserungen  sind 
meist  um  so  weniger  für  uns  von  Bedeutung,  als  sie  sich 
hauptsächlich  mit  der  Abrüstungsfrage  befassen^. 

Es  liegt  mir  im  übrigen  fern,  hier  eine  vollständige  Auf- 
zählung  der  völkerrechtlichen  Urteile  über  die  erste  Kon- 


^  Eine  Reihe  ron  Urteilen  aus  der  Zeit  vor  der  Konferenz  bringt 
die  von  der  „Berliner  Wissenschaftlichen  Korrespondenz^  herausgegebene 
Schrift  „Männer  der  Wissenschaft  über  die  Friedenskonferenz",  1899.  Sie 
enthält  Gutachten  von:  v.  Bar,  v.  Brentano,  v.  Esmarch,  Foerster, 
Laband,  Rehm,  Sombart,  Störk,  Strauch,  Ulimann,  Adolf 
Wagner,  Westerkamp,  Zorn,  Strisower,  Gairal,  M^rignhac, 
Selosse,  Kablukow,  Kamarowsky,  Kasansky,  Trubetzkoy. 
Auf  einzelne  dieser  Urteile  komme  ich  nachher  zurück.  Ihr  Wert  ist 
im  ganzen  heute  natürlich  nur  noch  ein  bedingter.  Auch  Fried,  Hand- 
buch, S.  207  f.,  bringt  eine  Reihe  von  interessanten  Äufserungen. 
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ferenz  versuchen  zu  wollen,  obschon  sich  dabei  zeigen  würde, 
dafs  die  deutschen  Urteile  auch  in  numerischer  Hinsicht  meine 
obige  Behauptung  beweisen  ■.  Ich  greife  hier  nur  einige  be- 
sonders charakteristische  Urteile  heraus^. 

Billigerweise  mufs  ich  mich  dabei  zunächst  mit  den 
Urteilen  der  beiden  deutschen  Haager  Delegierten  befassen. 

Ich  habe  bereits  erwähnt,  dafs  Zorn  gegen  den  Namen 
„Friedenskonferenz"  Opposition  macht  und  die  Bedeutung  der 
Konferenz  in  das  „kriegsrechtliche"  Gebiet  verlegen  möchte. 
Über  die  völkerrechtlichen  Ergebnisse  der  Konferenz  äufsert 
sich  Zorn  gleich  anfangs  dahin ^  dafs  die  Ergebnisse  auf 
politischem,  rechtsphilosophischem  usw.  Gebiet  das  rein 
juristische  Ergebnis  vielleicht  überragen  dürften.  Mit  bezug 
auf  die  Schlufsakte  —  die  bekanntlich  an  sich  juristisch  keine 
verbindliche  Kraft  besitzen  würde,  es  mufste  noch  die  Unter- 
zeichnung und  Ratifikation  der  einzelnen  Konventionen  hinzu- 
kommen —  betont  er,  es  sei  ihm  persönlich  immer  als  das 
einzig  richtige  und  das  einzig  sachlich  mögliche  Verfahren  für 
den  Abschlufs  der  Konferenz  erschienen,  dafs  lediglich  die 
Schlufsakte  unterschrieben  würde**.    Diese  Auffassung  findet 


'  Zu  den  Resignierten  muls  man  doch  wohl  auch  diejenigen  rechnen, 
die  sich  gar  nicht  zur  Sache  geäufsert  hahen,  und  diese  sind  in  Deutsch- 
land zahlreicher  wie  anderswo. 

'  Bemerken  möchte  ich  bei  dieser  Gelegenheit,  dals  ich  Wert  darauf 
lege,  in  dieser  Arbeit  nicht  nur  auf  die  Äulserungen  anderer  Schrift- 
steller hinzuweisen,  sondern  dieselben  gelegentlich  auch  selbst  zu  Wort 
kommen  zu  lassen.  Der  Grund,  der  mich  hierzu  bestimmt,  ist  wohl 
leicht  ersichtlich.  Der  Gegenstand  meiner  Untersuchung  liegt  vielen 
Juristen  so  fem,  dafs  ich  ihnen  das  Material  über  wichtigere  Fragen 
möglichst  in  extenso  unterbreiten  möchte. 

*  Zorn  in  der  „Deutschen  Rundschau",  a.  a.  0. 

^  „Läge  nur  diese  Akte  mit  diesen  Unterschriften  vor,  so  wurde 
dieselbe  ein  einheitliches  Dokument  über  das  historische  Ergebnis 
der  Konferenz  darstellen,  dessen  rechtliche  Gestaltung  dann  den 
weiteren  Verhandlungen  der  Konferenzmächte  überlassen  geblieben 
wäre.  Mir  persönlich  erschien  dies  immer  als  das  einzig  richtige  und 
das  einzig  sachlich  mögliche  Verfahren  für  den  Abschluß  der  Konferenz." 
Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  man  die  Ergebnisse  der  Kon- 
ferenz hierdurch  auf  Null  reduziert  haben  würde. 
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nun  übrigens  ohne  weiteres  ihre  Erklärung^,  wenn  wir  lesen, 
wie  Zorn  weiter  schreibt,  wenn  in  der  Haager  Konvention 
die  Worte  „respect  du  droit"  und  „d'ordre  juridique"  ge- 
braucht werden,  so  liege  darin  eine  Überschätzung  des 
formalen  Rechtes  für  Erledigung  internationaler  Streitig- 
keiten: „die  Begriffe  ,Recht'  und  «Rechtsordnung'  im  Sinne  des 
festen  Rechtssatzes  und  Rechtszwanges  des  innerstaatlichen 
Rechtes^  werden  im  internationalen  Staatsleben  immer  ver- 
sagen. Von  dem,  ich  will  gerne  zugeben:  Idealismus  des 
Gedankens,  als  liefsen  sich  die  Begriffe  ,Recht\  ,Rechts- 
ordnung',  ,Urteir  aus  dem  nationalen  Staatsleben  auf  das 
internationale  Staatsleben  übertragen,  sind  jene  . . .  Artikel  15 
und  16  beherrscht,  ist  auch  der  gelehrte  Bericht  des  ver- 
ehrungswürdigen Belgiers  Descamps  getragen,  wie  er  ja  auch 
die  meisten  deutschen  und  aufserdeutschen  Lehrbücher  des 
Völkerrechts  kennzeichnet®". 

Angesichts  der  hier  wiedergegebenen  Bemerkungen  ist  es 
nun  gewifs  von  Interesse,  zu  lesen,  was  Zorn  neuerdings 
über  „Internationale  Konferenzen"*  schreibt.  Er,  der  bisher 
die  Existenz  des  Völkerrechts  direkt  geleugnet,  zählt  sich  hier 
selbst  zu  den  „Arbeitern  auf  dem  Gebiet  des  Völkerrechts"  und 


^  Die  Erklärung  bieten  in  Wirklichkeit  schon  Zorns  frühere 
Schriften.  Vgl.  dazu  meine  Schrift  über  den  „völkerrechtlichen  Vertragt, 
insbesondere  S.  100  f.  Im  „Tag""  1903  Nr.  309  gesteht  Zorn  übrigens 
selbst  ein,  dafs  er  „einer  wirklichen  Begeisterung  für  internationale 
Dinge  unfähig  sei''.  Siehe  aber  auch  unten  sein  Urteil  in  der  „Deutschen 
Juristenzeitung*^. 

"^  In  diesen  Worten  liegt  eine  totale  Yerkennung  des  inter- 
nationalen Kechtsstandpunktes 

®  Vgl.  auch  Zorn,  a.  a.  0.  S.  118:  „Es  dient  immer  zur  Verwirrung, 
in  internationalen  Dingen,  die  im  letzten  Ende  alle,  selbst  wenn  sie 
durch  Staatsverträge  festgelegt  sind,  politischen  Charakter  tragen,  von 
,rempire  du  droit*  zu  sprechen  und  damit  die  Vorstellung  wachzurufen, 
als  könnten  jemals  internationale  Streitfragen  in  einen  dem  Zivilrecht 
und  Zivilprozefe  analogen  Rahmen  gebracht  werden."  Über  den  poli- 
tischen Charakter  der  Staatsverträge  habe  ich  mich  oben  zur  Genüge 
ausgesprochen.    Vgl.  dazu  auch  Meurer,  a.  a.  0.  S.  210. 

*  Zorn  in  der  „Deutschen  Juristenzeitung*'  vom  1.  Januar  1906. 
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spricht  von   „der  grofsen  Haager  Konferenz",  über  die  er 

dann  folgendes  bemerkt: 

„Eine   ganz  besonders   hervorragende  Stellung  in   der  Reihe 
der    internationalen    Konferenzen    darf    der    Haager    sogenannten 
Friedenskonferenz    zugesprochen    werden.     Obwohl    von    gewissen 
Seiten  in  Deatschland  alles  mögliche  geschah,  vor,    während  und 
nach  der  Konferenz,  um  ihre  Bedeutung  in  der  öffentlichen  Meinung 
herabzusetzen,    hat    trotz    einer    irregeleiteten    und    irreleitenden 
mächtigen  Presse   die  öffentliche  Meinung   auch  bei   uns  sich  aufs 
intensivste   mit  jener  Konferenz   beschäftigt  und  richtig   erkannt: 
dafs  die  Monate  dauernden  Verhandlungen   einer  von  allen  zivili- 
sierten Staaten   der  Welt  beschickten  Konferenz  auch  dann  nicht 
als  eine  Art  kurioser  Spielerei,   wie  es  kindischer  Unverstand  am 
Biertisch  und  in  manchen  Redaktionsstuben  darstellen  wollte,   be- 
trachtet werden   können,   wenn  in   der  Tat   utopistische  Ideen  in 
dem  Programm   enthalten   waren.     Die  Konferenz   hat  denn   auch 
in  Wirklichkeit    sehr    bedeutende    Ergebnisse    gezeitigt;    sie    hat 
endlich   in  der  viel  umstrittenen  und  viel  bekrittelten,  nur  unter 
schweren  Kämpfen  zustande   gebrachten  Schiedsgerichtskonvention 
den  unter  allen  Umständen  hochinteressanten  Anfang   einer  inter- 
nationalen  Rechtsprechung   durch   das  Haager   Schiedsgericht  ge- 
schaffen, das  bereits  mehrere,  zum  Teil  recht  verwickelte  und  ge- 
fährliche internationale  Streitfragen    durch  Urteil  entschieden  und 
sich  dadurch   um  den  Frieden   der  Menschheit  in   hohem  Grade 
verdient    gemacht    hat.     Durch    diese    Rechtsprechung    sind    die 
anfänglichen,   weitverbreiteten   Zweifel,   ob   die   Institution   dieses 
dauernden  Schiedsgerichts  überhaupt  werde  vom  Papier  ins  Leben 
übertragen  werden  können,  heute  schon  als  erledigt  zu  betrachten, 
und  es  darf  als  sicher  angenommen  werden,  dafs  die  Zukunft 
eine    gesunde  Weiterentwicklung   dieser  Institution 
bringen  wird.    Dafs  sie  eine  Beseitigung  aller  Kriege  und  damit 
den  ewigen   Frieden  herbeizaubern   werde,   konnten  und   können 
natürlich  nur  phantastische  Schwärmer  erwarten ;  die  verständigen 
Männer,    die  die  Schiedsgerichtskonvention  ausarbeiteten,  konnten 
nur    hoffen,    dafs    auf  diesem   Wege   manche,    den  Völkerfrieden 
gefährdende  Streitfälle  würden  beseitigt  werden  können,  und  diese 
Hoffnung  hat  sich  auch  heute  bereits  vollkommen  erfüllt." 

Zum  Schlufs  weist  Zorn  auf  den  Umstand  hin,  dafs  die 
erste  Konferenz  verschiedene  Fragen  durch  formellen  Be- 
schlufs    einer    späteren   Konfefenz    überwiesen   habe*^,    die 


^^  Auch  die  theoretischen  Ausführungen  Zorns  a.  a.  0.  sind  durch- 
aus zu  billigen.  So  insbesondere,  wenn  er  darauf  hinweist,  dafs  die 
Unterscheidung  der  älteren  Theorie  zwischen  Kongressen  und  Kon- 
ferenzen hinfällig  sei,  und  daiä  die  juristische  Form  und  die  juristischen 

Nippold,  Verfahren,  7 
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zum  Teil  zur  Entscheidung  durch  eine  Konferenz  durchaas 
reif  seien. 

Es  wäre  gewifs  zu  begrüfsen,  wenn  man  hiernach  an- 
nehmen dürfte,  dafs  Zorn  von  seinen  früheren  Ansichten 
durch  die  Arbeiten  im  Haag  abgekommen  wäre.  Man  mufste 
sich  bisher  mit  Recht  sagen,  dafs  jemand,  der  eine  so  negative 
Idee  vom  Völkerrecht  habe,  unmöglich  der  gegebene  Interpret 
der  Haager  Konferenz  sein  könne.  Um  so  erfreulicher  ist  es 
daher,  seine  jetzigen  Äufserungen  über  diese  Konferenz  zu 
lesen,  die  darauf  hindeuten,  dafs  er  seine  Anschauung  doch 
einigermafsen  geändert  hat". 

Ich  wende  mich  nun  zu  v.  Stengel",  dem  anderen 
deutschen  Delegierten.  Von  seinen  Anschauungen  über  die 
internationale  Lage  ist  schon  die  Rede  gewesen  ^*a.  Poli- 
tische Gesichtspunkte  sind  überhaupt  bei  ihm  vorherrschend. 
V.  Stengel  will  den  Wert  der  Schiedsgerichtskonvention, 
wie  er  sagt,  keineswegs  herabsetzen*^. 


Wirkungen  solcher  Staatsverträge  dieselben  seien,  ob  sie  nun  hoch- 
politische oder  wirtschaftliche  Angelegenheiten  regeln.  „Der  Staats- 
vertrag über  Neugestaltung  von  Staaten  wirkt  rechtlich  ganz  ebenso  wie 
der  Staatsvertrag  über  Eisenbahnfrachtwesen,  nämlich,  er  bindet  die 
Beteiligten  an  seinen  Inhalt.  Darum  ist  es  auch  juristisch  unmöglich, 
ein  rechtliches  Gebundensein  an  einen  Staatsvertrag  konstruieren  zu 
wollen  für  Parteien,  die  ihn  nicht  mit  abgeschlossen  haben.**  In  allen 
diesen  Punkten  bin  ich  mit  Zorn  ganz  einverstanden. 

^*  In  der  „Berliner  Wissenschaftlichen  Korrespondenz**  enthält  sich 
Zorn  eines  Votums,  bemerkt  aber:  „Ich  sehe  der  Konferenz  hoffnungs- 
voll entgegen  und  möchte  glauben,  dafe  bei  redlichem  Willen  aus  dieser 
und  etwaigen  späteren  Konferenzen,  wenn  auch  keine  »Abrüstung*,  so 
doch  eine  wertvolle  Weiterbildung  des  Yölkerrechts  zum  Segen  der 
Menschheit  sich  ergeben  wird.**  Das  beweist,  dafs  Zorn  persönlich  der 
Konferenz  nicht  unsympathisch  gegenüberstand. 

'»  V.  Stengel  im  „Archiv  für  Öffentliches  Recht**,  Bd.  15,  Heft  2. 

12»  Siehe  oben  S.  38  Anm.  4. 

1^  Aber,  fügt  v.  Stengel  bei,  anderseits  sei  doch  auch  hervor- 
zuheben, dafe  wohl  noch  niemals  die  friedliche  Beilegung  eines  inter- 
nationalen Konfliktes  daran  gescheitert  sei,  dafs  es  nicht  möglich  war, 
einen  Schiedsrichter  aufzutreiben,  oder  da&  man  nicht  gewufst  habe, 
welches  Verfahren  derselbe  beobachten  solle.     Damit  sucht  Stengel 
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„Im  übrigen  sind  ja,"  fährt  er  fort,  „die  bedenklichsten  Be- 
stimmangen,  welche  in  den  von  russischer,  englischer,  amerikani- 
scher und  italienischer  Seite  gemachten  Vorschlägen  enthalten 
waren^  ausgemerzt  worden  .  .  .  Allein  so  ganz  harmlos  sind  die 
teilweise  recht  phrasenhaften,  in  ihrer  Tragweite  aber  nicht  immer 
sofort  zu  übersehenden  Bestimmungen  der  Konvention  doch  nicht, 
da,  wie  bereits  betont,  denselben  der  Gedanke  zu  Grunde  liegt, 
dafs  alle  internationalen  Streitigkeiten  durch  Schiedsspruch  ent- 
schieden werden  sollen.  Diejenigen  Staaten,  die  sich  durch  einen 
derartigen  Grundsatz  nicht  in  jeder  Beziehung  die  Hände  binden 
lassen  wollen,  werden  daher  Sorge  tragen  müssen,  dafs  sie  auf  der 
durch  die  Konvention  eingeschlagenen  Bahn  nicht  weiter  gedrängt 
werden." 

Inwiefern  der  angeblich  zugrunde  liegende  Gedanke  in 
der  Konvention  oder  in  den  Verhandlungen  zum  Ausdruck 
kommt,  dafs  alle  Staatsstreitigkeiten  durch  Schiedsspruch 
entschieden  werden  sollen,  ist  das  Geheimnis  des  Herrn 
V.  Stengel.  Im  übrigen  erhellt  aus  dem  Angeführten  zur 
Genüge,  wie  der  Genannte  dem  Rechtsfortschritt  auf 
internationalem  Gebiet  gegenübersteht.  Es  ist  nicht  nur 
Resigniertheit,  die  sich  da  dokumentiert,  sondern  direkte 
Gegnerschaft.  Die  Erklärung  dafür  ist  im  übrigen  auch  hier 
nicht  schwer  zu  finden.  Da  v.  Stengel  nur  mit  poli- 
tischen Gesichtspunkten  operiert,  ist  es  für  ihn  natürlich 
schvrer,  Fortschritte  auf  dem  Rechtsgebiete  zu  verstehen 
oder  zu  begrüfsen.  Denn  Politik  und  Recht  machen  einander 
eben  das  Terrain  leider  vielfach  streitig,  da  man  schein- 
bar den  Fortschritt  des  Rechts  manchmal  nur  auf  Kosten 
der  Politik  erzielen  kann.  Der  Jurist  mufs  den  Politiker 
für  den  Rechtsfortschritt  zu  gewinnen  suchen,  das  ist  seine 
Aufgabe.  Dazu  darf  er  sich  aber  natürlich  nicht  selbst  die 
Bedenken  des  Politikers  ohne  weiteres  aneignen,  sondern  er 
mufs  im  Gegenteil  dem  Politiker  allmählich  die  Überzeugung 
beizubringen  suchen,  dafs  im  Rechtsfortschritt  auch  der  poli- 


den  Wert  der  Konvention  eben  doch  herabzusetzen.  Was  sollte  denn 
diese  offenbare  Verkleinerung  ihres  wirklichen  Wertes  sonst 
für  einen  Sinn  haben? 

7* 
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tische  Fortschritt  gelegen  ist,  indem  der  Rechtsfortschritt  nicht 
nur  dem  Recht,  sondern  auch  der  Politik  dient  Das  ist,  wie 
gesagt;  die  Aufgabe  der  Rechtswissenschaft.  Von  diesem 
Wege  ist  V.  Stengel  aber  oifenbar  weit  entfernt.  Er  schliefst 
seine  Abhandlung  damit,  dafs  er  bemerkt: 

„Es  ist  klar,  dafs  diejenigen,  welche  so  grofse  Hoffnungen 
auf  die  Friedenskonferenz  setzten,  nicht  zugeben  wollen,  dafs  auf 
derselben  das  von  den  Friedensfreunden  angestrebte  Ziel  nicht 
erreicht  und  dafs  auf  der  Konferenz  eine  völlig  neue  Grundlage 
für  das  Völkerrecht  nicht  geschaffen  wurde.  Umsomehr  betont 
man  die  positiven  Ergebnisse  der  Friedenskonferenz,  indem  man 
verschweigt,  dafs  die  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  Kriegsrechts 
den  Friedensfreunden  doch  eigentlich  recht  gleichgültig  sein  müssen." 

Ich  betrachte  die  Frage  hier,  wie  ich  schon  des  öfteren 
betont  habe,  lediglich  vom  Standpunkte  des  Völkerrechts,  im 
Lichte  der  Entwicklung,  die  die  internationale  Rechtsordnung, 
wie  jede  andere  Rechtsordnung,  naturgemäls  nehmen  mufs 
und  nehmen  wird.  Lediglich  ob  in  diesem  Sinne  ein  Fort- 
schritt erzielt  worden  ist,  haben  wir  zu  untersuchen.  Von 
diesem  Gesichtspunkte  aus  glaube  ich  aber,  dafs  schon  die 
Ergebnisse  der  ersten  Konferenz,  wenn  auch  nicht  eine  völlig 
neue  Grundlage  für  das  Völkerrecht  —  denn  die  Grundlagen 
waren  allerdings  grofsenteils  schon  vorher  da  — ,  so  doch 
einen  gewaltigen  Fortschritt  bedeuten,  einen  Fortschritt,  den 
man  aber  natürlich  nicht  für  sich  allein,  sondern  im  Lichte 
der  ganzen  Entwicklung  betrachten  mufs,  wenn  man  ihn  in 
seiner  vollen  Bedeutung  erkennen  will. 

Auch  bei  Stoerk**  mufs  es  auffallen,  dafs  er  in  seinem 
Urteil  so  stark  die  politische  Seite  hervorkehrt.    Er  schreibt : 


^^  Stoerk  in  der  Revue  g^n^rale  de  droit  international  public, 
Bd.  6,  S.  846  f.  Ich  muls  den  französischen  Text  zitieren,  da  der  Artikel 
mir  in  deutscher  Sprache  nicht  zu  Gesicht  gekommen  ist.  In  der 
„Berliner  Wissenschaftlichen  Korrespondenz"  äul^ert  sich  Stoerk  eben- 
falls skeptisch  mit  bezug  auf  den  denkbaren  praktischen  Wirkungskreis 
der  Schiedsgerichte;  dieses  Institut  könne  nur  für  einen  eng  be- 
grenzten Teil  des  Völkerverkehrs  mit  Aussicht  auf  Erfolg  in  Wirk- 
samkeit gesetzt  \verden ;  die  Tätigkeit  der  Schiedsgerichte  sei  aber  auch 
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,Ce   qne   les   pl^nipotentiaires   n'ont  pas   fait,   ce   qn'ils  ont 
kiss^  tomber   sous  la  table   de   la  Conference   dans   des  formes 
polies  et  sans  compromettre   en  rien  Tesprit  d'entente   internatio- 
Dale  doit  suffire   h  lenr  assurer  la  reconnaissance   de   tous  ceux 
qni  ont  Tesprit  bien  fait.     La   ,Conf6rence   de   la  paix'    prenait 
comme  point  de  d^part   cette  Id^e   de   däsarmement  da  Tsar,   si 
mena^ante  pour  les  relations  pacifiqaes  des  £tats,  ponr  aboutir  h, 
an  r^glement  sar  les  bons  offices,   la  m^diation,  les  commissions 
d'enqußte  et  l'arbitrage  ...     Si  on  Studie   la  Conference  en  de- 
hors  de  la   question   du  d^sarmement ,   on  peut  constater  qne  ses 
actes  ont  r^alisä  nn  progr^s  sensible   dans   la   grande   oenvre   de 
Timion   des   peuples   par   la  paix   et  par  le  droit.     Mais,   si   on 
Vappräeie  au  point  de  vne  de  la  täche  qne  Topinion  publique  du 
monde  civilis^  lui  avait  originairement  attribu^e,  il  faut  reconnattre 
sans  häsitation  qu'elle  a  €t^  un  ächec  ...     Or  la  Conference  de 
la  Haye  a  ecarte  ces  points,   eile  les   a  par  un   non  liquet  ray^s 
de  la  longue  liste  des  postulats  des  Associations  pour  la  paix ;  et 
cela  demeurera  le  trait  caracteristique  de  Fhistoire  de  cette  Con- 
ference ...     Au  reste  tout  ce  que  la  Conference  a  mis  au  jour 
n'a  d'autre  signification  que  celle   d'un  acte  de  courtoisie.     L'en- 
semble  de   ses   resolutions   a   ete   destine  uniquement  k  masquer 
i'^chec  subi  sur  la  question  du  desarmement,  ä,  construire  le  pont 
qui  devait  permettre   k   la  diplomatie   de  la  Russie   d'operer  une 
fetraite  honorable  .  .  .    Precisement  parce  que  les  resultats  poli- 
tfques   de  la  Conference  apparaissent   comme  de  purs  expedients, 
comme  un  simple  succ^s  d'estime,   on  ne  doit  se   livrer  ä  aucune 
illnsion  sur  leur  efficacite  pratique   .  .  .     L'impression   produite 
D  a  pas  et^  assez  encourageante  pour  que  Ton  soit  tente  de  renou- 
veler  ä  bröve  echeance   un  pareil   eflfort.     C'est  en  cela  que  con- 
siste  le  tort  que  la  Conference  de  la  Haye  a  porte  au  droit  inter- 
DÄtional.    On  n'eveille  pas   en  vain  les  aspirations   eievees  d'une 
^Poque  mouyementee." 


^^'  diesem  Gebiete  minderwertig  gegenüber  der  dauernden,  prunk- 
iOseu,  im  Stillen  geführten  ausgleichenden  Aktion  der  berufsmäfsigen 
{ti0tlichen  Diplomatie.  „In  den  weitaus  meisten  Fällen  ist  die  von  der 
letzteren  bewirkte  Ausgleichung  völkerrechtlicher  Differenzen,  politischer 
und  wirtschaftlicher  Interessengegensätze  erfolgreicher  und  minder  ge- 
fahr?oll  für  den  Yölkerfrieden,  als  der  häufig  pathetische  Gang  inter- 
nationaler Schiedsgerichte  und  Schiedssprüche.**  Es  wird  sich  unten  zeigen, 
dals  das  Anwendungsgebiet  der  Schiedsgerichte  durchaus  im  extensiven 
Sinn  interpretiert  werden  darf.  Der  Vergleich  mit  der  Diplomatie  ist 
hinfällig,  da  die  Schiedsgerichte  erst  da  in  Frage  kommen,  wo  die 
Diplomatie  versagt.  Die  Vorliebe  Stoerks  für  die  Diplomatie  verleitet 
ihn  dazu,  die  rechtlichen  Gesichtspunkte  hier  völlig  in  den  Hintergrund 
zu  stellen.  Ich  verweise  demgegenüber  auf  meine  Artikel  über  „Die 
Diplomatie  im  20.  Jahrhundert",  im  Bemer  „Bund"  1906,  Nr.  123, 124, 126. 
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Gegen  diese  AusführuDgen  mufs  man,  wenn  man  ohne 
Vorurteil  das  Werk  der  Konferenz  prüft,  zweifellos  sehr  vieles 
einwenden.    Wenn  Stoerk  sich  lediglich  darauf  beschränkt 
hätte,  in  nüchtern  realistischer  Weise  zu  urteilen,  so  wäre 
dagegen  gewifs  nichts  zu  sagen.    Ein  verständiger  Realismus 
läfst  sich  auch  mit  dem  Fortschritte  im  Recht  sehr  wohl  ver- 
einigen, namentlich  auf  einem  Gebiet,  das,  wie  das  hier  in 
Frage  stehende,  erst  in  der  Entwicklung  begriffen  ist.  Stoerk 
verläfst  aber  den  Boden  des  Realismus,  wenn  er  z.  B.  die 
Behauptung  aufstellt,  der  charakteristische  Zug  der  Geschichte 
der  Konferenz  werde  das  bleiben,  was  sie  nicht  erreicht, 
was  sie  vom  Programm  gestrichen  habe ;  im  übrigen  sei  alles, 
was  sie  positiv  geleistet  habe,  lediglich  ein  Akt  der  Kourtoisie. 
Das  ist  meines  Erachtens  nicht  nur  keine  realistische,  sondern 
auch  eine  unnatürliche  Auffassung.    Der  Gharakterzug  wird 
das  bleiben,  was  die  Konferenz  erreicht  hat,  nicht  das,  was 
sie  nicht  erreicht  hat.    Und   das  Erreichte  ist  nicht  etwa 
nur  auf  Kourtoisie  zurückzuführen,   „destin6  uniquement  ä 
masquer  Töchec  subi  sur  la  question  du  d^sarmement".   Es  ist 
im  Haag  in  ernstem  Arbeiten  positives  Völkerrecht  geschaffen 
worden,    das    ist   eine  unbestreitbare  Tatsache,    die   nicht 
nur  die  Konferenzakten,  sondern  auch  die  Urteile  der  weit- 
aus überwiegenden  Zahl  der  Konferenzteilnehmer  bestätigen. 
Mufs  man  nicht  den  Eindruck  erhalten,   dafs  die  im  Haag 
mit  so  vieler  Mühe  errungenen  Erfolge  auf  völkerrechtlichem 
Gebiet    bei    Stoerk    in    unberechtigter   Weise    verkleinert 
werden?    Denn  wie  ist  es  sonst  möglich,  die  positiven  Re- 
sultate zu  übersehen,  um  sich  nach  dem  umzuschauen,  was 
unter  den  Tisch  gefallen  ist  und  nach  der  Ansicht  aller  Ver- 
ständigen unter  den  Tisch  fallen  mufste.    Über  die  nega- 
tiven Ergebnisse  der  Konferenz  bin  ich  im  Grunde  mit  Stoerk 
ganz  einig,  in  der  Abrüstungsfrage  insbesondere  konnte  damals 
unmöglich  etwas  erwartet  werden.    Aber  mufs  man  sich  denn 
dadurch  nun  wirklich  die  Freude  an  den  unerwartet  grofsen 
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Erfolgen  der  Konferenz  auf  völkerrechtlichem  Gebiet  verderben 
lassen?    Ist  sonst  darüber  vom  juristischen  Standpunkte  aus 
denn  wirklich  so  wenig  zu  sagen?    Ich  glaube  nicht,  dafs 
mit  der   Stoerk sehen    Auffassung    dem   Völkerrechte    ge- 
dient ist,  und  meine,  dafs,  so  begreiflich  sein  Urteil  noch 
allenfalls  im  Munde  eines  Diplomaten  geklungen  haben  würde, 
es  doch  nicht  das  Urteil  ist,  das  die  Rechtswissenschaft  und 
die  Geschichte  einst  über  die  Haager  Konferenz  fällen  wird. 
Selbst  wenn  die  Friedenskonvention   „la  seule  besogne  qu'a 
faite  la  Conference"  gewesen  wäre,  „la  moins  Import  ante  de 
son  Programme''  war  sie  entschieden  nicht.    Wenigstens  nicht 
vom  Standpunkte  des  Völkerrechts !    Und  wenn  Stoerk  da- 
her zum  Schlufs  meint,  das  Ergebnis  der  Konferenz  sei  nicht 
ermutigend  genug  gewesen,  um  den  Versuch  so  bald  wieder- 
holen zu  lassen,  so  wird  er  über  diese  Prophezeiung  bald 
genug  eines  Besseren  belehrt  werden.    Die  Haager  Konferenz 
hat  bei  dem,  der  die  Sache  nüchtern  vom  Rechtsstandpunkte 
aus  betrachtete,  nie  falsche  Hoffnungen  erweckt.    Um  so  mehr 
darf  man  aber  sagen,  dafs  sie  die  Erwartungen  von  diesem 

« 

Standpunkte  aus  in  Wirklichkeit  übertrofTen  hat  und  daher 
für  die  Zukunft  unbedingt  zu  weiteren  Hoffnungen  berechtigt. 
Gerade  weil  man  jetzt  aus  der  ersten  Konferenz  gelernt  hat, 
ist  anzunehmen,  dafs  man  in  Zukunft  unrealisierbare  Projekte 
bei  Seite  lassen,  dafür  aber  um  so  tatkräftiger  für  die  rea- 
lisierbaren einstehen  werde. 

Auch  V.  Bar"  gehört  zu  den  Pessimisten.    Ihn  haben 
namentlich  die  politischen  Ereignisse  der  letzten  Jahre  ab- 


'*  V.  Bar,  „Der  Burenkrieg,  die  Russifizierung  Finnlands,  die  Haager 
Friedenskonferenz  und  die  Errichtung  einer  internationalen  Akademie 
zur  Ausgleichung  von  Streitigkeiten  der  Staaten*^,  1900.  In  seinem  Gut- 
achten in  der  zitierten  „Berliner  Wissenschaftlichen  Korrespondenz** 
änisert  sich  y.  Bar  gegen  die  Einrichtung  eines  grolsen,  allgemeinen 
und  ständigen  internationalen  Schiedsgerichtshofs,  auch  wenn  derselbe 
den  Staaten  nur  fakultativ  zur  Disposition  gestellt  wäre,  es  also  von 
ihrem  Belieben  abhinge,  sich  an  diesen  Schiedsgerichtshof  zu  wenden. 


104  Zweites  Kapitel.    Die  Yölkerrechtswissenschaft 

geschreckt.  Er  kritisiert  auch  mit  Recht  manche  Einschrän- 
kungen, die  die  Diplomaten  in  der  Konvention  angebracht 
haben  und  auf  die  unten  zurückzukommen  sein  wird.  Ich 
glaube  aber,  dafs  man  sich  durch  all  das  die  Freude  an  dem 
Erreichten,  an  dem  im  Werden  begriffenen  Bau  und  den  Mut 
zum  Weiterbauen  nicht  rauben  zu  lassen  braucht.  Rom  ist 
auch  nicht  an  einem  Tage  erbaut  worden.  Langsam  werden 
die  Fortschritte  möglicherweise  sein^*,  sowohl  was  die  Ver- 
besserung der  Konvention,  als  was  die  praktische  Anwendung 
derselben  betrifft,  obschon  die  Entwicklung  der  letzten  Jahre 
eher  für  eine  rasche  Entwicklung  zu  sprechen  scheint.  Aber 
selbst  wenn  der  Fortschritt  mühsam  und  langsam,  Schritt  vor 
Schritt,  erkämpft  werden  mufs,  die  Hauptsache  ist,  dafs  er 
überhaupt  erkämpft  wird,  und  ein  zu  langsamer  Schritt  ist 
unter  Umständen  sogar  besser  als  ein  zu  rascher.  In  diesem 
Punkte  hat  die  deutsche  Regierung  im  Jahre  1899  vielleicht 
nicht  so  ganz  unrichtig  gesehen,  vorausgesetzt  natürlich,  dafs 
es  ihr  mit  der  vorgebrachten  Begründung  Ernst  war.  Die 
Erkenntnis  von  dem  natürlichen  Entwicklungsgang  der  Dinge, 
von  dem  langsamen  Tempo  der  Geschichte  berechtigt  aber  in 
keiner  Weise  zu  einer  pessimistischen  Auffassung,  zur  Re- 
signation auf  einem  Gebiet,  wo  man  erst  gerade  einen  schönen 
Fortschritt  erzielt  hat. 


Dagegen  meint  er,  die  Haager  Konferenz  könnte  die  Errichtung  der  von 
ihm  befürworteten  ^internationalen  Akademie"  einleiten  und  damit  ein 
praktisches  Werk  tun. 

^^  Sehr  richtig  bemerkt  in  dieser  Beziehung  M^rignhac  „La 
Conference  internationale  de  la  Paix",  1900,  S.  399:  „Certes,  il  faudra 
s'attendre  k  bien  des  d^boires  dans  ravenir,  car  Tere  des  violences 
internationales  est  loin  d'etre  close.  Ainsi  les  r^solutions  de  La  Haje 
n*ont  pas  empechö  la  guerre  anglo-transvaalienne ;  et  les  Anglais  ont 
systematiquement  repousse  le  recours  aux  voies  pacifiques,  sp^cialement 
ä  Tarbitrage.  Mais  on  ne  doit  pas  oublier  que  des  innovations  pareilles 
k  Celles  que  la  Conförence  de  la  Paix  a  tent^es,  ne  s'introduisent  pas  en 
un  jour,  et  qu'il  faut,  pour  les  faire  accepter  d^finitivement,  une  öducation 
des  moeurs  publiques  qui  est  Toeuvre  du  temps  ...  La  Convention 
concemant  le  röglement  pacifique  des  conflits  internationaux  ne  produira 
un  r^sultat  que  peu  k  peu,  d'une  maniere  insensible." 
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T  r  i  e  p  e  1 "  weist  darauf  hin ,  dafs  es  sich  bei  der 
Haager  Konferenz  um  eine  der  wichtigsten  völkerrechtlichen 
Fragen  der  Neuzeit  handle.  So  vielfach  das  Interesse,  so 
schwankend  sei  noch  immer  das  Urteil  über  die  Bedeutung 
dieses  merkwürdigsten  aller  Kongresse,  den  die  einen  mit 
Lob,  die  andern  mit  Spott  überhäufen.  Er  meint,  die 
Konferenz  verdiene  das  eine  ebensowenig  wie  das  andere; 
immerhin  habe  sie  auf  Gebieten,  die  mit  dem  Weltfrieden 
zunächst  nichts  zu  tun  haben,  mehr  geleistet,  als  von  ihr 
erwartet  wurde.  Auch  betont  er,  dafs  eine  sprunghafte 
Entwicklung  auf  dem  Gebiet  des  Völkerrechts  nicht  möglich 
sei.  Letzteres  ist  nun  gewifs  richtig,  aber  man  darf  anderseits 
auch  nicht  vergessen,  dafs  bereits  eine  lange  Entwicklung 
vorhergegangen  war,  bevor  die  Frage  in  das  offizielle  Fahr- 
wasser kam.  Die  Haager  Konferenz  lag  am  Wege  dieser  Ent- 
wicklung, die  sich,  darin  pflichte  ich  Triepel  bei,  auch  in 
Zukunft  ohne  eigentliche  Sprünge  vollziehen  dürfte.  Das 
Terrain  ist  dafür  aber  besser  vorbereitet,  als  es  vielleicht  den 
Anschein  hat.  Letzteres  bezweifelt  Triepel.  Er  meint,  die 
Staatenpraxis  sei  nicht  reif  für  die  Verwirklichung  des  völker- 
rechtlichen Ideals.  Ich  glaube,  dafs  die  Staatenpraxis  in 
Wirklichkeit  doch  etwas  reifer  ist,  als  es  ihr  die  Theorie  in 
ihrem  Kleinmut  manchmal  zugestehen  will;  die  Schieds- 
gerichtspraxis und  die  geltenden  Verträge  beweisen  dies 
deutlich  genug.  Und  wenn  im  Haag  „der  Berg  nur  eine 
Maus  geboren"  haben  sollte,  dann  verspricht  dieser  kleine 
Keim  jedenfalls  ein  kräftiges  Wachstum.  Einen  Mifserfolg 
bedeutet  die  Konferenz  völkerrechtlich  keinesfalls.  Triepel, 
der  einen  solchen  annehmen  möchte,  stellt  die  Frage  auf: 
Warum  ist  es  so  gekommen  und  warum  mufste  es  so  kommen? 
Die  Antwort  darauf,  warum  die  Konferenz  nicht  mehr  er- 


"  Antrittsrede  von  Triepel  über  „Internationale  Schiedsgerichte 
und  die  Haager  Konferenz  von  1899".  Die  Rede  hat  mir  nur  auszugs- 
weise in  Zeitungsform  vorgelegen. 
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reicht  hat,  dürfte  man  wohl  in  Deutschland  am  besten  zu 
geben  vermögen. 

Im  übrigen  fehlt  es  glücklicherweise  auch  in  Deutschland 
nicht  an  günstigeren  und  gerechteren  Urteilen,  Zum  besten, 
was  mit  Bezug  auf  die  Konferenz  geschrieben  wurde,  darf 
man  namentlich  das  rechnen,  was  v.  Liszt  über  die  Kon- 
vention geäufsert  hat*®: 

„Die  Tragweite  dieser  Konvention  wird  vielfach  unterschätzt. 
Wenn  anch  manche  Lücke  offen  gelassen  ist,  so  stellt  doch  diese 
Konvention  das  höchste  dar,  was  unter  den  gegebenen  Umständen 
zu  erreichen  gewesen  ist,  und  selbst  ein  obligatorisches  Schieds- 
gericht würde  sich  nicht  so  wesentlich  von  dem  Erreichten  unter- 
schieden haben.  Das  wesentliche  liegt  darin,  dafs  eine  förmliche 
Zivilprozefsordnung  für  das  Schiedsgericht  mit  allen  einzelnen  Be- 
stimmungen geschaffen  worden  ist,  ferner  ein  Gerichtshof,  der  uns 
jeden  Augenblick  zur  Funktionierung  zur  Verfügung  steht.  Aber 
noch  wichtiger  ist  der  Umstand,  dafs  wir  hier  tatsächlich  zu  den 
schon  vorhandenen  Ansätzen  zur  Ausbildung  einer  Zentralgewalt 
ein  neues  Organ  bekommen  habeii,  ein  Organ,  das  seiner  ganzen 
Zusammensetzung  nach  weit  über  all  diesen  anderen  Organen  steht, 
die  wir  bis  jetzt  hatten.  Der  internationale  ScLiedsgerichtshof  im 
Haag  gibt  der  Gesamtheit  der  durch  das  Völkerrecht  beherrschten 
Staaten  in  greifbarer  Weise  Ausdruck ,  und  wir  werden  alle  die- 
jenigen Bestrebungen,  die  auf  eine  Beseitigung  des  Krieges  hin- 
zielen, nicht  mehr  als  eine  leere  Utopie  ansehen  können.  Wenn 
wir  die  ständige  Gerichtsschreiberei  im  Haag  ansehen,  werden  wir 
wissen,  dafs  hinter  dieser  Gerichtsschreiberei  der  ganze  Gerichtshof 
steht,  und  in  völlig  greifbarer  Weise  werden  wir  die  Verkörperung 
einer  die  Staaten  verbindenden  Rechtsgemeinschaft  erkennen.  Mit 
dieser  Schiedsgerichtskonvention  ist  in  der  Tat  eine  neue  Periode 
in  der  Entwicklungsgeschichte  des  Völkerrechts  angebrochen.  Es 
kann  noch  Jahre,  vielleicht  Jahrzehnte  dauern,  bis  sich  das  Er- 
rungene bewährt;  nichtsdestoweniger  wird  von  der  Einsetzung  des 
Haager  Schiedsgerichts  eine  neue  Periode  des  Völkerrechts  datieren." 

Auch  in  seinem  „Völkerrecht"  *•  schreibt  v.  Liszt: 

„Trotz  der  [kriegerischen  Ereignisse]  scheint  eine  neue  Periode 
des  Völkerrechts  mit  dem  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  ein- 
setzen zu  wollen.  Die  Haager  Friedenskonferenz  bedeutet  nicht 
nur  einen  wichtigen  Fortschritt  in  der  Humanisierung  des  Krieges, 


^®  V.  L  i  8  z  t ,  nach  Fried,  „Handbuch  der  Friedensbewegung",  S.  210, 
sowie  in  „Die  Zeit"  vom  8.  März  1902. 

'»  V.  Liszt,  „Völkerrecht",  8.  Aufl.,  S.  31. 


§  6.  Die  Urteile  über  die  erste  Haager  Friedenskonferenz.      107 

sondern  sie  eröffnet  zugleich  durch  die  Einsetzung  eines  ständigen 
Schiedsgerichtshofes  die  Möglichkeit  einer  auf  dem  Rechtswege 
erfolgenden  Austragung  der  Staatenstreitigkeiten.  Je  mehr  die 
Überzeugung  sich  festigt,  dafs  die  Aufgabe  aufstrebender  Staaten 
nicht  die  Erwerbung  neuer  Besitzungen,  sondern  die  Erschliefsung 
nener  Absatzgebiete  ist,  je  mehr  also  der  Wettbewerb  der  Staaten 
in  die  friedlichen  Wege  des  Handelsverkehrs  gelenkt  wird,  desto 
gröfser  wird  die  Aussicht  auf  die  Einbürgerung  des  schiedsrichter- 
lichen Verfahrens  in  das  Völkerrecht  und  damit  auf  die  Festigung 
der  Friedensgemeinschaft  der  Eulturstaaten/ 

Dieses  Urteil  kann  man  gewifs  nur  unterschreiben,  es 
zeugt  von  einer  ebenso  unbefangenen  wie  gerechten  Würdi- 
gung der  Resultate,  die  die  Haager  Konferenz  gezeitigt  hat*®. 

Seit  kurzem  besitzen  wir  nun  aber  in  deutscher  Sprache 
auch  eine  Darstellung  des  „Friedensrechtes"  der  Haager  Kon- 
ferenz, auf  die  ich  hier  kurz  zu  sprechen  kommen  möchte.  Was 
schon  mit  bezug  auf  die  Haager  Konferenz  mit  Recht  gesagt 
worden  ist,  nämlich,  dafs  sie  schon  an  und  für  sich  ein  höchst 
erfreuliches  Ereignis  bedeute,  selbst  wenn  ihre  Ergebnisse  auch 
noch  so  geringe  wären,  das  ist  auch  von  dem  Meur  er  sehen 
Buch*^  zu  sagen.  Es  ist  schon  an  und  für  sich  zu  begrüfsen, 
dafs  innerhalb  der  so  spärlich  fliefsenden  deutschen  Völker- 


*®  Unter  den  Urteilen  aus  der  Zeit  vor  der  Konferenz  hebe  ich 
hier  noch  Rehm  hervor,  der  meint,  ein  ständiges  internationales  Schieds- 
gericht lasse  sich  wohl  erreichen  und  wäre  von  grö&tem  Vorteil;  die 
Kriege  der  letzten  Jahre  wären  beim  Vorhandensein  eines  solchen  zu 
vermeiden  gewesen.  Ebenso  betont  damals  schon  UUmann,  die 
Friedenskonferenz  könne  in  der  Weiterbildung  des  Kriegsrechts  und  der 
Idee  des  Schiedsgerichts  am  ehesten  praktische  Resultate  erzielen,  denn 
auf  diesen  beiden  Gebieten  seien  schon  derzeit  die  Ansätze  einer  be- 
friedigenden Weiterbildung  des  Völkerrechts  im  ganzen  wirklich  vor- 
handen. Vgl.  dazu  die  „Berliner  Wissenschaftliche  Korrespondenz^  a.  a.  0. 

■*  Meurer,  „Die  Haager  Friedenskonferenz'',  1.  Bd.:  „Das  Friedens- 
recht der  Haager  Konferenz",  1905.  Mit  bezug  auf  die  Konferenz- 
protokolle bemerkt  Meurer,  diese  lesen  sich  nicht  wie  ein  Roman;  es 
werde  nicht  viele  Menschen  geben,  die  dieselben  von  Anfang  bis  zu 
Ende  gelesen  haben.  Mir  ist  ihre  Lektüre  so  interessant  erschienen, 
dals  ich  es  höchst  bedauerlich  finden  würde,  wenn  sie  wirklich  nur  wenige 
Leser  finden  sollten,  was  ich  Übrigens,  im  Gegensatz  zu  Meurer,  auch 
keineswegs  annehmen  möchte.  Gewi(s  würde  mancher  durch  diese 
Lektüre  aus  einem  Saulus  zu  einem  Paulus  werden. 
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rechtsliteratur  der  Haager  Konferenz  endlich  die  gebührende 
Aufmerksamkeit  zu  Teil  geworden  ist.  Das  unscheinbarste 
Landesgesetz  pflegt  sofort  seine  Kommentatoren,  sowie  eine 

• 

systematische  Behandlung  zu  finden.  Für  das  grofse  Haager 
Vertragswerk  aber  mufste  man  diese  in  deutscher  Sprache 
bis  heute  vermissen  und  sich  in  anderen  Ländern  Rats  holen. 

Meurer,  der  schon  frühere  Arbeiten  der  Schiedsgerichts- 
frage gewidmet  hat^*,  steht  der  Konferenz  im  allgemeinen 
sympathisch  gegenüber.  Er  ist  jedoch  in  seinem  eigenen 
Urteil  bei  aller  Sympathie  für  das  Haager  Werk  im  ganzen 
vorsichtig  und  zurückhaltend.  Stellenweise  vermifst  man  bei 
ihm  die  selbständige  Meinungsäufserung,  namentlich  insofern 
das  Verhältnis  der  deutschen  Regierung  zur  Haager  Kon- 
ferenz in  Frage  kommt.  Auch  scheint  er  mir  die  Bedeutung 
des  Gesetzes  der  Bewegung,  der  Entwicklung  einigermafsen  zu 
verkennen,  da  er  trotz  seiner  sympathischen  Haltung  nicht 
über  eine  gewisse  Resigniertheit,  über  ein  gelegentliches 
Schwanken  hinauskommt.  Doch  das  ist  angesichts  der  in 
Deutschland  noch  vorherrschenden  Stimmung  ja  gewifs  nicht 
zu  verwundem.  Im  ganzen  darf  man  jedenfalls  nicht  nur  der 
Meurer  sehen  Arbeit  als  solcher  Dank,  sondern  auch  seiner 
persönlichen  Stellungnahme  alle  Anerkennung  zollen. 

Da  ich  öfter  in  die  Lage  kommen  werde,  Meurer  im 
Verlaufe  dieser  Arbeit  zu  zitieren,  kann  ich  mich  hier  darauf 
beschränken,  einige  wenige  Bemerkungen  aus  seinem  Buche 
anzuführen.    Auf  S.  35  bemerkt  er: 

„Das  war  allerdings  eine  Friedensaufgabe,  die  nicht  in  einem 
ewigen  Frieden  ausklang.  Der  Präsident  hatte  recht,  als  er  ver- 
sicherte, man  betrete  damit  nicht  das  Gebiet  der  Utopie,  man 
halte  sich  von  der  Schimäre  fern  und  jage  nicht  Allgemeinheiten 
nach,  sondern  rechne  mit  dem  Möglichen,  bleibe  auf  dem  Boden 
der  Wirklichkeit,   die   ihre  Grenzen   habe   und   baue   auf  solider 


"  Meurer,  „Völkerrechtliche  Schiedsgerichte",  1890,  und  „Über- 
sicht üher  die  Arbeiten  der  Haager  Friedenskonferenz  usw.^  Festrede  1903. 
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Grundlage.  Die  so  gestellte  Eonferenzaufgabe  bedeutete  eine 
Friedensarbeit  im  Rahmen  mafsvoller  Realpolitik.  Diese  Aufgabe 
war  lösbar  und  wurde  in  der  Tat  auch  gelöst/ 

Mit  Bezug  auf  die  Des  camp s sehe  Denkschrift  bemerkt 
Meurer  S.  79: 

,Descamps    hielt   sich   in   gleicher  Entfernung    von   einer 
Eleinmfitigkeit,  die  nichts  wagt,  und  von  einer  Kühnheit,  die  alles 
aufs  Spiel  setzt.    Friedensfreunde  von  dieser  Art  müssen  den  Sieg 
an  ihre  Fahnen   heften.     Sie    streiten    für    eine    hohe   Idee   und 
halten  sich  dabei  auf   dem  Boden  der  Wirklichkeit.     Die  „Denk- 
scbnft'^  lag  bei  dem  Zusammentritt  der  üaager  Friedenskonferenz 
aof  dem  Tisch  des  Hauses.     Pauncefote  wies  auf  dieselbe  hin 
und  ihr  Verfasser   wurde   Berichterstatter  und   Vorsitzender  des 
Ausschusses  der  Schiedsgerichtskommission.    Das  mufste  die  weit- 
gehendsten  Hoffnungen    erwecken,   denen    sich   auch    der   ruhige 
Realpolitiker  anschliefsen  konnte/ 

Über  den  Inhalt  der  Konvention  äufsert  sich   Meurer 

S.  101  folgendermafsen : 

„Der  Krieg  wird  hierdurch  nicht  aus  der  Welt  geschafft. 
Eine  solche  Macht  besitzt  keine  Konferenz,  und  so  lange  die  Erde 
von  Menschen  bewohnt  wird  mit  Fehlern  und  Leidenschaften, 
mufs  wohl  auch  mit  der  Möglichkeit  nicht  blofs  des  Streites, 
sondern  auch  des  Krieges  gerechnet  werden.  Die  neue  Friedens- 
organisation ist  unzureichend  und  läfst  uns  nicht  hoffen,  dafs  die 
internationalen  Streitigkeiten  aller  Art  in  Wirklichkeit  friedlich 
geschlichtet  werden.  Die  Signatarmächte  setzten  sich  nur  das  ge- 
wifs  erhabene  Ziel,  ,die  Anrufung  der  Gewalt  soweit  als  möglich 
zu  verhüten'.  Leider  wird  es  nicht  immer  möglich  sein.  Aber 
ernstlich  bemühen  mufs  man  sich,  und  da  ist  es  von  Wert,  dafs 
die  Staatsoberhäupter  mit  Unterschrift  und  Siegel  ihr  Wort  ein- 
gesetzt und  vor  der  ganzen  Welt  erklärt  haben,  ,alle  ihre  Be- 
mühungen aufwenden  zu  wollen'  .  .  .  Die  innerliche  Gewissens- 
pflicht staatsgewaltlicher  Friedensbewahrung  ist  frisch  in  die  Öffent- 
lichkeit hinausgetreten  und  hat  sich  zum  offenen  Gelöbnis  ver- 
wandelt. Da  die  Signatarmächte  hiermit  die  öffentliche  Kritik 
ein  für  allemal  herausgefordert  haben,  so  werden  sie  dieselbe  von 
jetzt  an  allerdings  auch  ertragen  müssen.  Lassen  es  die  Regie- 
rungen zum  Krieg  kommen,  so  wird  ihnen  nunmehr  vor  der  Öffent- 
lichkeit die  Führung  des  Nachweises  nicht  erspart  werden  können, 
dafs  sie  in  Wirklichkeit  zur  Abwendung  des  Krieges  alle  ihre  Be- 
mühungen aufgewendet  haben.  Diese  Verantwortung  wird  in  erster 
Linie  die  Kriegführenden  treffen;  aber  auch  die  Neutralen  haben 
schon  in  Artikel  1  Pflichten  üJsernommen,  die,  wie  sich  bald 
zeigen  wird,  in  dem  Abkommen  selbst  eine  gröfsere  rechtliche  Be- 
stimmtheit erlangt  haben.  ** 
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Und  nun  sei  noch  ein  Urteil  von  Laban d"  angeführt, 
der  in  einem  Aufsatze  über  „Die  Fortschritte  des  Rechts 
1896—1905"  darauf  hinweist,  dafs  das  vergangene  Jahrzehnt 
eines  der  wichtigsten  in  der  Entwickelung  des  Völkerrechts 
gewesen  sei,  und  dann  folgendes  darüber  ausführt: 

„Trotz  scharfer  politischer  Gegensätze  und  Rivalitäten  hat 
das  Bewufstsein  der  Rechts-  und  Eulturgemeinschaft,  der  Überein- 
stimmung der  wichtigsten  Lebensinteressen  der  Völker,  der  Not- 
wendigkeit der  ungestörten  Entwickelung  des  internationalen  Ver- 
kehrs wohl  in  keinem  Zeitabschnitt  so  grofse  Fortschritte  gemacht, 
als  in  dem  letztvergangenen.  Staatsverträge  unter  den  in  Betracht 
kommenden  Staaten  über  .  .  .  und  viele  andere  den  Verkehr  be- 
treffende Gegenstände  geben  davon  den  unwiderleglichen  Beweis. 
Wichtiger  noch  sind  vielleicht  für  die  Weiterbildung  des  inter- 
nationalen Rechts  die  drei  auf  der  dritten  Haager  Konferenz  ver- 
einbarten Festsetzungen  (über  internationales  Privatrecht).  Aber 
nicht  nur  die  sogenannte  Kollision  der  Statuten  ist  vermindert 
worden,  auch  die  Kollision  der  Staaten  selbst.  In  erster  Linie 
steht  hier  die  Schlufsakte  der  Haager  Friedenskonferenz  vom 
29.  Juli  1899,  insbesondere  das  Abkommen  zur  friedlichen  Er- 
ledigung internationaler  Streitfälle.  Dasselbe  vermag  freilich  nicht 
Kriege  unmöglich  zu  machen  und  die  Selbstbehauptung  der  Staaten 
und  Wahrung  von  Interessen,  welche  ihre  Existenz,  Integrität  oder 
Ehre  betreffen,  mit  Waffengewalt  auszuschliefsen ;  aber  für  die 
zahlreichen  Konflikte  von  geringerer  Bedeutung  ist  ein  bestimmter 
Weg  der  friedlichen  Beilegung  gewiesen  und  dadurch  die  grofse 
Gefahr  vermindert,  dafs  ein  anfänglich  geringfügiger  Konflikt  durch 
einen  mifsglückten  Versuch  der  Erledigung  durch  die  Diplomaten 
zu  einem  die  Ehre,  das  Ansehen  und  die  Machtstellung  der  be- 
teiligten Staaten  berührenden  Streit  anwächst.  Eine  überaus 
wichtige  Ergänzung  und  Weiterbildung  hat  das  Haager  Abkommen 
erhalten  durch  sehr  zahlreiche  Schiedsgerichtsverträge,  welche  be- 
stimmen, dafs  streitige  Rechtsfragen  und  Streitfragen,  die  sich  auf 
die  Auslegung  der  zwischen  den  vertragschliefsenden  Teilen  be- 
stehenden Verträge  beziehen,    sofern  sie  nicht  auf  diplomatischem 


■*  Lab  and  in  der  „Deutschen  Juristenzeitung"  vom  1.  Januar  1906. 
Vgl.  auch  den  Aufsatz  von  Lab  and  über  „Die  völkerrechtlichen 
Schiedsgerichte**  in  den  „Blättern  für  vergleichende  Rechtswissenschaft 
und  Volkswirtschaftslehre",  April  1905.  Lab  and  hatte  sich  vor  der 
Konferenz  dahin  geäulsert,  dafs  er  von  der  Konferenz  ein  Resultat  von 
praktischer  Bedeutung  nicht  erwarte.  Vgl.  die  zitierte  „Berliner  Wissen- 
schaftliche Korrespondenz".  Er  hatte  dabei  aber  speziell  die  Abrüstungs- 
frage im  Auge. 
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Wege  haben  erledigt  werden  können,  durch  ein  Schiedsgericht 
entschieden  werden  sollen.  Jeder  dieser  Verträge,  namentlich 
wenn  er  nnter  Grofsmächten  geschlossen  ist,  bildet  eine  neue 
Sicherang  des  Friedens;  jedes  von  dem  Schiedsgericht  gefällte 
Urteil  ist  eine  Erweiterung  und  Festigung  des  Völkerrechts  und 
dient  der  Erledigung  ähnlicher  Streitfälle  zur  Richtschnur.  Es 
scheint  der  Weg  gefunden  zu  sein  zum  Ausbau  einer  alle  europäi- 
schen Staaten  umfassenden  Rechts-  und  Friedensordnung;  wie  im 
Mittelalter  die  Landfriedensverträge  das  Fehdewesen  einschränkten, 
so  schränken  die  Weltfriedensverträge  den  völkerrechtlichen  Krieg 
ein,  und  es  winkt  als  letztes  Ziel  die  Hoffnung,  dafs,  wie  der  ewige 
Landfriede  endlich  das  Fehdewesen  gänzlich  beseitigte,  auch  ein 
ewiger  Weltfrieden  den  Krieg  auf  solche  Fälle  beschränken  wird, 
welche  die  Existenz  oder  Unabhängigkeit  oder  Ehre  eines  Staates 
berühren.  Möge  das  kommende  Jahrzehnt  einen  weiteren  Fort- 
schritt znr  Erreichung  dieses  Zieles  bringen!'' 

Mit  diesem  erfreulichen  Urteile  möchte  ich  den  Über- 
blick über  die  deutsche  Völkerrechtsliteratur  abschliefsen.  Ich* 
glaube,  dafs  dieser  Überblick  bestätigt  hat,  was  ich  zu  An- 
fang behauptet  habe,  dafs  nämlich  eine  erfreuliche  Wendung 
zum  Besseren  eingetreten  ist,  indem  an  die  Stelle  der  an- 
fänglichen Resigniertheit  nachträglich  eine  offenbare  Freude 
an  den  erzielten  Erfolgen  getreten  ist.  Wenn  man  sich  aber 
diesen  Umstand  gegenwärtig  hält,  dafs  die  deutsche  Völker- 
rechtswissenschaft im  grofsen  und  ganzen  heute  die  Bedeutung 
des  im  Haag  geschaffenen  Werkes  anerkennt,  dann  darf  man 
sich  wohl  der  Hoffnung  hingeben,  dafs  es  ihr  gelingen  werde, 
allmählich  auch  den  in  weiteren  Kreisen  noch  herrschenden 
Pessimismus  zu  besiegen  und  so  darauf  hinzuwirken^  dafs  auch 
Deutschland  von  nun  an  kräftig  mitarbeite  an  der  hohen 
Kulturaufgabe  der  Fortbildung  des  völkerrechtlichen  Ver- 
fahrens. 

Ich  gehe  nun,  nachdem  ich  eine  Reihe  von  deutschen 
Urteilen  hier  wiedergegeben  habe,  zu  dem  österreichischen 
Delegierten    über.    Lammasch"*    weist  darauf   hin,    dafs 


^  Lammasch  in  der  „Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und 
Strafrecht",  Bd.  11,  S.  23  f.  Vgl.  auch  dessen  bereits  zitierten  Aufsatz 
in  der  „Deutschen  Revue"  vom  November  1905  über  „Die  Fortbildung 
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die  damaligen  politischen  Ereignisse  denen  Recht  zu  geben 
scheinen,  die  von  vornherein  mit  überlegenem  Lächeln  auf 
die  „Friedenskonferenz"  herabblickten,  und  betont  dann: 

„Um  so  mehr  wird  es  zur  Pflicht  deijenigen,  welche  noch 
immer  trotz  alledem  in  dieser  Konferenz  den  Ausgangspunkt  einer 
wichtigen  Fortentwickelung  und  positiveren  Ausgestaltang  des 
Völkerrechtes  erblicken,  ihrer  Überzeugung  öffentlichen  Ausdruck 
zu  geben.  Niemand  aufser  Schwärmern  und  RomaDSchriftstelle- 
rinnen  konnte  erwarten,  dafs  diese  Konferenz  den  Krieg  „ab- 
schaffen*^ und  die  Kriegsrüstnngen  der  Staaten  sofort  entbehrlich 
machen  würde  .  .  .  Was  aber  möglich  war,  ist  geschehen:  Grofs- 
mächte  und  Kleinstaaten,  Militärmächte  und  Marinemächte,  Staaten 
mit  grofsen  stehenden  Heeren  und  solche  mit  Milizsystem,  Mon- 
archien und  Republiken,  christliche,  mohammedanische  und  bud- 
dhistische Staaten,  Staaten  Europas,  Amerikas  und  Asiens  haben 
sich  über  eine  Reihe  gemeinsam  zu  befolgender  Grundsätze  ge- 
einigt, durch  welche  sie  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  fried- 
liche Ausgleichung  der  zwischen  ihnen  auftauchenden  Differenzen 
in  bestimmten  Formen  herbeizuführen  bezwecken  und  durch  die 
sie  für  den  Fall,  dafs  der  Krieg  doch  unvermeidlich  geworden 
sein  sollte,  die  Leiden  desselben  für  Kombattanten  und  Nicht- 
kombattanten auf  das  Mafs  des  Unvermeidlichen  zu  beschränken 
suchen.  Dafs  solcbe  Vereinbarungen  nach  den  Voraussetzungen 
ihrer  Wirksamkeit,  ihrem  Inhalte  und  ihrem  Umfange  nicht  sofort 
allen  Anforderungen  entsprechen,  die  vom  Standpunkte  einer  rein 
theoretischen  Beurteilung  des  Verhältnisses  der  Staaten  zueinander 
erhoben  werden  können,  ist  einleuchtend,  wenn  man  die  Schwierig- 
keit des  Problems  bedenkt,  eine  Ordnung  zu  schaffen,  welche 
souveräne  Staaten  binden  soll,  d.  h.  eine  Ordnung  über  denjenigen 
Gewalten,  deren  jede  für  sich  das  Recht  in  Anspruch  nimmt,  auf 
ihrem  Gebiete,  für  ihre  Untertanen,  für  die  sie  betreffenden  An- 
gelegenheiten die  höchste  Macht  auf  Erden  zu  sein.  Die  Schwierig- 
keit dieses  Problems  streift  hart  an  jene  der  Quadratur  des 
Zirkels.  Sie  kann  nur  überwunden  werden  durch  die  höchste 
Einsicht  derjenigen,  welche  die  Angelegenheiten  der  Staaten  leiten, 
und  durch  ihre  Bereitwilligkeit,  um  des  allen  zugute  kommenden 
Vorteiles  dauernder  Ordnung  willen  auf  die  Ausnutzung  momen- 
taner Überlegenheit  zu  verzichten  .  .  ,  Aus  diesem  für  alle  Fragen 
des  Völkerrechtes  allein  möglichen  Gesichtspunkte  der  Gleich- 
berechtigung  aller   souveränen  Staaten,   sowie  der  Unmöglichkeit 


des  internationalen  Schiedsgerichts  seit  der  Haager  Konferenz  und  die 
Kolonialgerichtsfrage''.  Lammasch  untersucht  hier,  ob  und  inwieweit 
sich  die  Institutionen  bewährt  haben,  „die  von  jenem  ersten,  grofsen, 
der  Kodifizierung  der  wichtigsten  Partien  des  Völkerrechts  gewidmeten 
Kongresse  geschaffen  worden  waren''. 
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einer  Gesetzgebung,  einer  regelmäfsigen  Recbtsprechnng  und  einer 
Zwangsvollstreckung  gegenüber  den  souveränen  Staaten  betrachtet, 
stellen  sich  die  Ergebnisse  der  Konferenz  in  der  Tat  als  ein  sehr 
bedeutender  Schritt  nach  vorwärts  dar.  .  .  .  Für  alle  Fälle  wird 
niemand,  der  der  ungeheuren  Schwierigkeiten  eingedenk  ist,  welche 
sich  der  Ausbildung  einer  Rechtsordnung  über  die  souveränen 
Staaten  entgegenstellen,  verkennen  können,  dafs  die  Haager  Kon- 
ferenz auf  dem  bisherigen  Entwicklungsgange  des  Völkerrechtes 
eine  der  wichtigsten  Stationen  bezeichnet.  Im  grofsen  und  ganzen 
konnte  Herr  v.  St  aal  in  seiner  Schlufsrede  mit  Recht  sagen, 
das  Werk  der  Konferenz  sei  zwar  durchaus  kein  vollkommenes, 
aber  es  sei  aufrichtig,  praktisch  und  vernünftig.  ** 

Dieses  Urteil  zeugt  von  Besonnenheit  bei  aller  An- 
erkennung, die  Lammasch  darin  den  Ergebnissen  der  Haager 
Konferenz  zollt,  und  ich  wüfste  in  der  Tat  nicht,  was  ich 
diesen  durchaus  zutreffenden  Bemerkungen  des  österreichi- 
schen Delegierten  noch  hinzufügen  sollte  ^'^. 

Dieselbe  nüchterne  Besonnenheit  einerseits,  verbunden  mit 
einer  richtigen  Abwägung  der  Bedeutung,  die  die  Haager 
Abmaehungen  für  die  Zukunft  des  Völkerrechts  haben  können, 
finden  wir  auch  bei  unserem  schweizerischen  Völkerrechts- 
lehrer Hilty'®.   Er  betont,  dafs  der  Erfolg  der  Konferenz  ge- 


'^  Im  Gegensatz  dazu  steht  das  Urteil  von  Menger,  „Neue  Staats- 
lehre'', 2.  Aufl.,  1904,  S.  163,  der  behauptet,  der  Mifserfolg  der  von  der 
Haager  Friedenskonferenz  geschafienen  Institutionen  sei  von  allem  Anfang 
an  zweifellos  besiegelt  gewesen.  Hiergegen  bemerkt  M  e  i  l  i ,  „Das  inter- 
nationale Zivilprozel^recht,  auf  Grund  der  Theorie,  Gesetzgebung  und 
Praxis",  1904,  2.  Teil,  S.  293,  mit  Recht,  dieses  Urteil  sei  ungerecht, 
insoweit  es  sich  um  die  Schöpfung  des  Haager  Gerichtshofs  handle,  der 
sicherlich  eine  groüse  Zukunft  habe.  S  tri  so  wer  in  der  „Berliner 
Wissenschaftlichen  Korrespondenz''  erwartete  von  der  Haager  Konferenz 
vor  allem  die  allgemeine  Stärkung  der  ihr  zugrunde  liegenden  Tendenzen; 
abgesehen  davon  und  von  ihrem  kriegsrechtlichen  Programm  dürfe 
wohl  am  ehesten  die  obligatorische  Annahme  des  Grundsatzes,  dafs  ein 
Stadium  von  Vermittlungsversuchen  dritter  Staaten  dem  Ausbruch  der 
Feindseligkeiten  voranzugehen  habe,  zu  erhoffen  sein.  Wir  werden 
sehen,  dafs,  wenn  die  erste  Konferenz  diese  Hofihung  auch  noch  nicht 
realisiert  hat,  ihre  Realisierung  doch  in  der  Tat  zu  den  wichtigsten 
Aufgaben  der  künftigen  Konferenzen  gehören  dürfte. 

*®  Hilty  im  „Politischen  Jahrbuch  der  Schweizerischen  Eid- 
genossenschaft", 1901:  „Die  Schweiz  und  die  Haager  Verträge".   Hilty 

Nippold,  Yerfahren.  8 
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wissermafsen  beiden  Teilen  Recht  gegeben  habe,  den  Friedens- 
freunden und  den  Skeptikern: 

„Dagegen  wäre  es  offenbar  (trotz  aller  politischen  Vorgänge) 
höchst  ungerecht,  nicht  anerkennen  zu  wollen,  dafs  dennoch  in 
einigen  wesentlichen  Punkten  das  bestehende  Völkerrecht  erweitert 
und  ein  Anfang  zu  einem  verbesserten  Eriegsrecht  und  zu  einer 
gröfseren  Möglichkeit,  Kriege  zu  vermeiden,  geschaffen  worden  ist, 
der  sich  nicht  mehr  beseitigen  läfst  und  dem  in  einer  besseren 
Zeit  eine  wirksame  Fortsetzung  folgen  mufs  .  .  .  Im  ganzen 
dürfen  wir  die  Resultate  der  Haager  Konferenz,  wenn  sie  auch 
den  ,ewigen  Frieden'  oder  die  allgemeine  Abrüstung  keineswegs 
herbeigeführt  hat,  aufrichtig  anerkennen.  Es  sind  Verbesserungen 
im  Kriegsrecht  eingeführt  worden,  soweit  sie  vorläufig  als  möglich 
erscheinen ;  es  sind  eine  ganze  Anzahl  von  Vorschlägen  für  künftige 
Konferenzen  aufgestellt  worden,  welche  damit  in  den  Bereich  der 
Möglichkeit,  sogar  teilweise  der  Wahrscheinlichkeit  einer  Aus- 
führung gerückt  sind,  und  es  ist  wenigstens  für  die  Fälle,  in  denen 
beidseitiger  guter  Wille  vorhanden  ist,  ein  Instrument  zur  Be- 
seitigung völkerrechtlicher  Streitigkeiten  in  richtiger  Weise  ge- 
schaffen worden,  welches  bisher  gefehlt  hat.  Daran  wird  die 
Zukunft  das  Ihrige  knüpfen,  wir  wollen  unseren  Söhnen  und  Enkeln 
auch  noch  etwas  zu  tun  übrig  lassen.^ 

Ich  stehe  meinerseits  durchaus  auf  demselben  Standpunkt 
und  wiederhole:  nur  wer  übertriebene  Hoffnungen  an  die 
Konferenz  geknüpft  hat,  ist  enttäuscht  worden.  Wer  ihr  mit 
verständigem  Realismus  entgegensah,  der  hat,  so  wenig  er 
enttäuscht  worden  ist,  so  wenig  zu  einer  pessimistischen  Be- 
urteilung Veranlassung.  Die  goldene  Mittelstrafse  ist  auch 
hier  der  richtige  Weg.  Er  weist  aber  mit  Notwendigkeit  auf 
ein  allmähliches  Erstarken  des  Rechtsgedankens  auch  im 
internationalen  Leben  hin  und  deshalb  dürften  diejenigen 
schliefslich  Recht  behalten,  die  überzeugt  sind,  dafs  hier  eine 
Entwicklung  im  Gange  begriffen  ist,  die  zu  schönen  Er- 
wartungen vollauf  berechtigt. 

Es  würde  mich  zu  weit  führen,  wenn  ich  versuchen  wollte, 
in  meinen  Beispielen  über  die  Beurteilung,  die  die  Haager 


hetont,  was  auch  an  dieser  Stelle  schon  des  öfteren  wiederholt  worden 
ist,  das  Haupthindernis  des  Fortschritts  sei  die  rücksichtslose  „Real- 
politik'' der  Staaten,  die  oft  geradezu  an  Immoral  grenze. 
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Konferenz  gefunden  hat,  auch  nur  einigermafsen  vollständig 
zu  sein.  Betonen  möchte  ich  jedoch  nochmals,  dafs  die  zuerst 
aufgeführten  pessimistischen  Urteile  in  keiner  Weise  als  für 
die  Art  der  Beurteilung  der  Konferenz  charakteristisch  an- 
gesehen werden  dürfen.  In  Wirklichkeit  ist  gerade  das  Gegen- 
teil zutreflFend.  Wenn  wir  die  Urteile  im  ganzen  über- 
blicken, ohne  Beschränkung  auf  ein  einzelnes  Land,  dann 
überwiegen  die  sympathischen  Urteile  bei  weitem. 

Das  vorwiegende  Urteil  der  Fachmänner  der  übrigen 
Länder  lautet  ziemlich  entgegengesetzt  zu  allem  Pessimismus. 
So  wie  Deutschland  auf  der  Konferenz  selbst  eine  ziemlich 
isolierte  Stellung  eingenommen  hat,  so  ist  auch  das  Urteil 
der  heute  angeführten  pessimistischen  deutschen  Schriftsteller 
ziemlich  alleinstehend.  Um  so  mehr  habe  ich  es  aber  für 
notwendig  gehalten,  hier  den  meines  Erachtens  zuweitgehenden 
Pessimismus,  der  sich  in  diesen  Urteilen  kundgibt,  zurück- 
zuweisen. Denn  man  darf,  wie  gesagt,  die  Hoffnung  nicht  auf- 
geben, dafs  auch  in  Deutschland  eine  gerechtere  Beurteilung 
der  Konferenz  mit  der  Zeit  allgemein  Platz  greifen  werde. 

Ich  möchte  lediglich  zu  diesem  Zwecke  hier  noch  einige 
Stimmen  aus  anderen  Ländern  anführen. 

Zu  den  verdienstvollsten  Schriftstellern  auf  dem  Gebiete 
des  Schiedsgerichtswesens  gehört  M6rignhac.  Er  erkennt 
die  Art  der  Tätigkeit  und  die  praktischen  Ergebnisse  der 
Konferenz  voll  an*',  allerdings  mit  dem  Beifügen:    „Elle  a 


*'^  Märignhacin  der  „Beyue  g^n^rale  de  droit  international  public'', 
Bd.  6,  S.  883  f.  Vgl.  ferner  namentlich  „La  Conference  internationale 
de  la  Paix^,  1900.  Das  Buch  von  M^rignhac  „Trait^  th^orique  et 
pratiqne  de  Parbitrage  international^,  1895,  gehört  zum  besten,  was  über 
die  Schiedsgerichte  bisher  geschrieben  worden  ist.  Wann  wird  wohl 
einmal  ein  solches  Werk  in  deutscher  Sprache  erscheinen?  —  In  der 
„Berliner  Wissenschaftlichen  Korrespondenz**  äulsert  M^rignhac  be- 
reits, die  Konferenz  erscheine  ihm  als  ein  weiser  Entschlufs,  der  gute 
Resultate  haben  könne;  das  sei  in  der  Tat  ein  allgemeiner  Kongreis, 
der  die  genügende  Autorität  haben  könnte,  um  die  Prüfung  so  kom- 
plizierter Fragen  vorzunehmen. 

8* 
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fait  beaucoup,  mais  eile  pouvait  faire  davantage."  Von  seinem 
Urteile  ist  in  dieser  Abhandlung  des  öfteren  die  Rede,  so 
dafs  ich  hier  ebenfalls  nicht  näher  darauf  einzutreten  brauche. 
Mit  Hecht  hebt  M^rignhac  namentlich  das  Entwicklungs- 
moment in  der  Materie  hervor:  „Rien  de  stable  ne  se  con- 
struit  que  par  des  phases  successives  dans  Thistoire  de  rhu- 
manit6.  A  ce  point  de  vue,  on  reconnattra  bien  que  la  Con- 
ference de  la  Paix  peut  6tre  cons)d6r6e  comme  ayant  pos6  le 
premier  jalon  de  la  r^forme  internationale  et  que  son  oeuvre 
m6rite  ä  cet  6gard  encore  les  plus  vifs  61oges." 

Bourgeois^®  weist  auf  die  Verschiedenartigkeit  der 
Urteile  über  die  Konferenz  je  nach  dem  Standpunkte  des 
einzelnen  Beurteilers  hin: 

„Ayec  les  amis  de  la  paix  et  les  philanthropes,  il  ponrra 
donner  ane  adhäsion  sans  r^serve  ä  Tensemble  des  D^clarations 
et  Conventions  volles  le  29  jnillet  1899  .  .  •  Sans  doute,  il 
constatera  qu'on  pouvait  aller  plus  loin  en  d^cr^tant  Tarbitrage 
obligatoire,  dont  le  domaine  d'abord  restreint  ^tait  susceptible 
d'une  extension  incalculable !  Mais  il  se  souviendra  que  la  r6- 
sistance  irr^ductible  d'nn  seul  vint  sur  ce  point  paralyser  toutes 
les  bonnes  volont^s  r^nnies.  Et,  mettant  en  balance,  d'un  c6t^, 
les  rösultats  obtenus,  de  Tautre,  ceux  qui  auraient  pu  l'ßtre,  il  re- 
connattra, dans  son  jngement  impartial,  qne  les  premiers  ne 
sanraient  6tre  effacäs  par  Tinsucc^s  de  plus  vastes  esp^rances.  — 
SUl  est  nn  juriste,  celui  qui  analysera  les  travaux  des  diplomates 
r^nnis  h,  la  Maison  du  Bois  par  Tinitiative  de  TEmpereur  Nicolas  II, 
ponrra  constater  qu'en  votant  les  trois  Conventions  snr  les  lois 
et  coutumes  de  la  gnerre  anssi  bien  que  snr  la  m^diation  et 
Tarbitrage,  en  61aborant  ainsi  une  codification  qui  ne  contient  pas 
moins  de  cent  vingt-sept  textes  de  fond,  la  Conference  de  La  Haye 
est  parvenue  h  6tablir,  pour  regier  ces  matiöres,  des  principes 
certains  Ik  oü  n'existaient  auparavant  que  des  usages  et  des 
opinions  plus  ou  moins  vagues.    On  regrettait,  avec  raison,  que  le 


'^  Bourgeois  in  der  Vorrede  zu  Märignhacs  „Conference 
internationale  de  la  Paix^  Bourgeois  sagt,  er  habe  auf  die  Frage, 
wie  er  über  die  Ergebnisse  im  Haag  denke,  einmal  mit  zwei  Worten 
geantwortet:  „Ni  scepticisme,  ni  impatience.''  Das  ist  in  der 
Tat  die  Parole,  die  man  sich  immer  gegenwärtig  halten  sollte.  Siehe 
femer  die  Äu&erungen  von  Bourgeois  bei  Fried,  Handbuch,  S. 209. 
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Droit  des  Gens  n^eüt  ^t^  encore  codiü^  en  aucune  de  ses  parties 
essentielles.  On  d^plorait  qne  le  professeur,  dans  sa  chaire,  le 
diplomate,  dans  les  congr^s,  Tarbitre,  dans  son  tribunal,  n'eussent 
aacun  gnide  sür  et  fussent  en  qnelqne  sorte  livräs  aux  seules 
inspirations  de  lear  conscience,  alors  que  la  gravit^  des  problömes 
s'agitant  entre  les  nations  räclamait  des  r^gles  fixes  et  präcises. 
D^somiais,  ces  regrets  et  ces  critiques  ne  pourront  se  produire 
qae  plus  rarement;  sur  des  points  importants  du  Droit  des  Gens, 
la  codification  est  falte;  et  si,  en  execution  des  voeux  ämis  ä  La 
Haye,  d'autres  Conferences  suivent  celle  de  1899  dans  le  cbemin 
trac^  par  celle-ci,  la  codification  generale  parviendra  certainement 
k  s'accomplir.  —  Enfin,  si  Thistorien  de  la  Conference  de  la  Paix 
est  un  philosophe,  c'est-k-dire  s'il  sait  apercevoir  sous  l'apparence 
des  faits  contingents,  le  tissu  profond  des  effets  et  des  causes, 
s'il  se  rappelle  que  les  id^es  sont  des  faits  dont  l'importance 
domine  celle  des  evenements  quotidiens  ...  11  saura  mesurer  la 
baute  portee  de  la  conception  nouvelle,  pour  la  premläre  fois 
reconnue  et  formul6e  k  La  Haye,  d'aprös  laquelle  les  nations 
ci?ilis6es,  hier  encore  isoläes  et  jalouses  de  leur  isolement,  ont 
enfin  proclamä  leur  solidaritä  mutuelle  et  consent!  ä  dire  d'elles- 
m^mes  ce  que  cbacun  des  hommes  doit  dire  de  son  semblable: 
,Nibil  humanl  a  me  alienum'.  Ce  principe  nouveau  de  la  Solida- 
rite  entre  les  £tats  civills^s  est  la  base  de  la  Convention  pour 
le  r^glement  pacifique  des  conflits  internationaux.*' 

Auch  d'Estournelles  de  Constant**  betont: 

„Les  Conventions  de  La  Haye  ne  sont  qu'un  premier  essai 
de  räalisation  positive,  jnridique  et  politique,  des  recherches  des 
philosophes.  Toute  la  civilisation ,  sans  dlstinction  d^origine,  a 
prepare  depuis  des  si^cles  reiaboration  de  ces  Conventions  dont 
on  se  moque,  alors  qu'elles  sont  une  premi^re  dedaration  du  droit 
des  peuples." 

An  anderer  Stelle  schreibt  er®^: 

„Das  noch  zu  sehr  verkannte  Werk  dieser  Konferenz  gleicht 
einem  wertvollen,  unverhofften  Keim,  den  die  öffentliche  Meinung 
zur  Reife  bringen  wird." 


^  D'Estournelles  de  Constant  in  der  Vorrede  zu  Dumas, 
„Les  Sanctions  de  Tarbitrage  intemational^i  1905.  Vgl.  ferner  namentlich 
auch  dessen  Artikel  im  „Temps*',  1899. 

^  Im  Vorwort  zu  Fried,  „Die  Haager  Konferenz,  ihre  Bedeutung 
und  ihre  Ergebnisse^  1900.  Diese  Schrift  enthält,  ebenso  wie  das 
„Handbuch  der  Friedensbewegung'*  desselben  Verfassers  sehr  be- 
merkenswerte Ausführungen  zu  der  uns  hier  beschäftigenden  Frage. 
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Renault^*  schreibt  folgendes: 

„La  g^nöreuse  initiative  da  Tsar  Nicolas  II  ...  a  donn^ 
lien  k  de  singoli^res  illasions  et  par  suite,  h.  de  tristes  d^s- 
illusions  .  .  .  Beancoup  ont  6t6  dispos^s  h.  croire  qa'il  n'y  avait 
eu  ä  La  Haye  que  de  helles  däclarations  de  principes  sans  aucnne 
portöe.  C*6tait  une  exagöration.  Je  n'ai  point  partag^  les  enthou« 
siasmes  de  la  premi^re  heure  non  plus  que  les  d^couragements 
qui  ont  suivi.  Nous  sommes  en  gän6ral  trop  press^s  et  nons 
vonlons  trop  nons  passer  de  Taide  da  temps  .  .  .  L'amälioration 
des  moeurs  publiques  et  priväes  est  plus  necessaire,  mais  plus 
difficile  que  Tälahoration  des  textes.  11  faudrait  que  nous  fussions 
davantage  persuadäs  de  la  n^cessit6  de  nous  respecter  les  uns  les 
autres,  Etats  et  particuliers,  de  ne  pas  souger  tout  de  suite  h.  1& 
force  pour  regier  les  diflPörends  qui  nous  divisent." 

Auch  Despagnet",  der  einsehr  besonnener  Beurteiler 

ist,    anerkennt    bezüglich    des    Schiedsgerichtshofs:     „Nous 

n'h^sitons  pas  ä  voir  lä  un  des  progr^s  les  plus  consid^rables 

du  droit  des  gens."    Mit  Recht   betont  er  sodann  ebenfalls 

die  Bedeutung,  die  man  dem  Moment  zuschreiben  mufs,  dafs 

eine  fortschreitende  Entwicklung  hier  im  Gange  ist: 

„Maintenant  que  ce  grand  besoin  de  rhumanitä  trouve,  daus 
Torganisme  ätabli,  un  moyen  de  se  satisfaire,  on  verra  se 
produire  un  ph6nom^ne  qui  n'est  pas  rare  dans  Thistoire  des 
institutions :  dues  d'abord  ä  Tinitiative  des  intäress^s,  faculta- 
tives  par  consäquent  et  sans  caractäre  16gal,  elles  se  g^n^ralisent 
par  le  fait  m6me  de  la  satisfaction  qu'elles  donnent  k  des  besoins 
socianx,  si  bien  que,  apräs  un  certain  usage,  on  ne  comprend  plus 
qu^elles  n^aient  pas  toujours  fonctionnä  et  que  les  moeurs  d'abord, 
la  loi  ensuite  les  rendent  obligatoires.  Volontairement  et  acci- 
dentellement,  en  premier  lieu,  puis  plus  fräquemment  quand  ils  en 
auront  appräci^  les  avantages,  les  gouvemements  recourront  h,  la 
Cour  permanente,  jusqu'au  jour  oü  Topinion,   habitu^e  h,  la  nou- 

'^  Renault,  „Un  premier  litige  devant  la  Cour  d^arbitrage  de 
La  Haye^  in  „Annales  des  sciences  politiques",  Januar  1903. 

'^Despagnet  in  der  Revue  g^n^rale  de  droit  international 
public,  Bd.  6,  S.  877.  Despagnet  gibt  eine  treffliche  Illustration  zu 
der  oben  in  Anmerkung  13  zitierten  Bemerkung  Stengels,  wenn  er 
schreibt:  „Qui  ne  sait  combien  d'arbitrages  sont  äcart^s  ou  ^chouent 
ä  cause  des  difficultes  mSmes  que  präsente  la  Constitution  du  tribunal 
arbitral?  ...  De  plus,  c'est  avoir  franchi  un  pas  immense  que  d'avoir 
cr^^  cette  juridiction  internationale  permanente  avec  le  concours  de  la 
dipiomatie  qui,  hier  encore,  voyait  dans  cette  tentative  une  g^nereuse 
et  peut-etre  ridicule  Utopie  des  amis  de  la  paix/ 
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velle  institation,  ne  tol^rera  plus  la  gaerre  que  dans  les  cas  oü 
eile  est  absolnment  inövitable,  et  forcera  les  gonvemements  eux- 
m^mes  k  se  lier  d^avance  ponr  Tarbitrage  dans  un  nombre  de 
conflits  qui  ira  tonjours  croissant." 

Über  den  Artikel  27  insbesondere  bemerkt  er: 

„Ainsi,  ä  däfant  d'obligation  juridiqne  encore  reponssäe  par  les 
pr6jnges  et  T^goisme,  le  devoir  moral,  fondement  et  pr^carseur  de  la 
loi  formelle,  confonn6ment  au  noble  g^nie  de  la  France,  a  ^t^  formnl^ 
ponr  la  premi^re  fois  en  termes  anssi  catögoriqnes  dans  nn  grand 
acte  de  la  diplomatie.  Simple  et  inefficace  proclamation  de  principe, 
dirart-on  encore.  Nous  r^pondrons  que  ce  sont  les  principes 
proclam^s  comme  manifestation  d'nn  sentiment,  peut-§tre  encore 
vagne,  de  justice  et  de  raison  qui  annoncent  in^vitablement  les 
grandes  rtSformes  effectives  .  .  .  Nous  pouvons  affirmer,  ä  cöte 
de  r^cbec  que  nous  n^avons  pas  dissimuld,  une  v^ritable  victoire 
pour  rhumanitd  et  le  droit.  Ce  ne  sont,  il  est  vrai,  que  des 
principes  sans  sanction  effective  qui  ont  ätä  pos^s,  encore  n'ont- 
ils  pas  eu  Tadhäsion  de  nombre  d'Etats  parmi  lesquels  on  compte 
des  plus  puissants.  Qu'importe!  Le  monde  est  averti,  non  par 
des  publicistes  sans  mandat,  mais  par  les  gouvernements,  que  ses 
esp6rances  sont  fond^es  en  raison  et  rtolisables  en  fait.  II  y  a, 
il  y  aura  des  r6sistanccs  formidables  contre  la  v^rit^  entrevue  et 
affirm^e ;  cette  v6rit6  en  est  encore  rödnite  ä  de  simples  formules 
dont  rien  ne  garantit  le  respect  dans  la  politique  des  Etats.  Mais 
les  Droits  de  Thomme  et  du  citoyen  n'^taient  eux  aussi  que  des 
formales  abstraites;  ils  ont  subi  et  subissent  encore  mille  vio- 
lations:  cependant  ils  sont  devenas  la  Charte  sociale  de  rhumanitä 
civilis6e." 

Dem  Urteil  von  Olivart®®  entnehme  ich  folgende 
Stellen : 

„L'oeuvre  parachev^e  au  Palais  du  Bois  nous  paratt  devoir 
§tre  Tune  des  plus  helles  et  des  plus  grandes  du  19.  siäcle.  Si 
la  Conference  de  La  Haye  u'a  pas  r^alis^  rirr^alisable ,  si  eile 
n'est  pas  parvenue  au  but  que  des  anges  seuls  auraient  pu  at- 
teindre,  eile  a  fait  tout  ce  qu'il  6tait  humainement  possible  de 
faire  .  .  .  Ce  sont  ces  deux  täches  qu'a  accomplies  avec  prudence 
la  Conference  de  La  Haye.  Elle  a  mis  de  nouvelles  entraves  ä 
la  guerre;  eile  a  de  plus  essaye  de  la  rendre  humaine.  Et,  ici 
comme  Ik,  eile  a  consacrä  les  principes  que  la  science  r^clamait .  .  . 
Mais  Toeuvre  la  plus  importante  de  la  Conference  de  la  Paix,  et 
qui  l'a  rendue  digne  de  ce  nom  (sort  bien  rare  des  institutions 
humaines),    est  Torganisation   de  Tarbitrage   international   sous  la 


»»  Olivart  in  der  Revue  generale,  Bd.  6,  S.  852 f. 
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forme  d'une  institution  visible,  angaste  comme  la  justice  dont  eile 
sera  la  plus  haute  repr^sentation  sur  la  terre.  Le  jour  marquera 
dans  rhistoire  du  droit  et  de  rhuiüanitö  une  date  unique,  qai 
äclipsera  Celles  des  trait^s  de  Westphalie  et  de  Yienne.*' 

Brusa®*  urteilt  folgendermafsen : 

„Ces  moyens  de  pacification,  pr^ts  h,  fonctionner  ä  tout  in- 
stant, sont  les  meilleurs  qu'on  puisse  imaginer:  ils  favorisent  la 
bonne  volonte  des  Etats  menac^s  d'un  conflit.  Mais,  ce  qu'il  j  a 
de  plus  nouveau,  de  plus  fäcond  pour  Tavenir  des  röglements 
pacifique's  dans  l'oeuvre  de  La  Haye,  c'est  le  consentement  m^me 
des  puissances  du  monde  civilis^  qui  Ta  rendue  possible  et  men^e 
k  bonne  fin  .  .  .  Yoilä  donc,  pour  la  premiöre  fois,  proclam^, 
en  droit  positif,  le  principe  du  pacigärat,  sous  la  forme  de  la 
solidarit^  de  toutes  les  nations  ätrang^res  au  litige  dans  le  devoir 
et  le  droit  d'interposer  leurs  bons  conseils  pour  le  maintien  de  la 
paix  .  .  .  Pour  conclure ,  la  Conference  de  La  Haye  a  döjä  fait 
beaucoup  pour  la  paix  par  les  institutions  et  dispositions  qu'elle 
a  votöes  et  par  celles  qu'elle  a  indiqu6es  pour  les  r^solutions 
futures. " 

Hören  wir  nun,  was  der  russische  Delegierte  v.  M arten s®*^ 
sagt.    Er  bemerkt  zunächst: 

„11  est  certain  que  des  divergences  d'opinions  notables 
existent  quant  aux  d^cisions  prises  par  cette  Conference,  et  ce  fait 
est  naturel  en  lui-m6me.  Selon  Tavis  des  uns,  cette  Conference  a 
fait  une  tentative  remarquable  pour  eiucider  et  räsoudre  differentes 
questions  arriv^es  k  un  etat  de  maturite  dans  la  vie  des  peuples 
civilises  de  nos  jours;  d'autres  pensent  au  contraire  qu'elle  n'a 
amene  aucun  resultat  positif  et  qu'elle  ne  saurait  exercer  aucune 
action  bienfaisante  sur  la  marche  des  relations  internationales/ 

Martens  betont  demgegenüber  sehr  richtig,  dafs  man, 
um  den  Wert  der  Haager  Konferenz  zu  würdigen,  sie  mit 
den  Kongressen  in  Wien,   Aachen,  Laibach,   Paris  in  Ver- 


**  Brusa  in  der  Revue  gönörale,  Bd.  6,  S.  891  f. 

**  de  Martens,  „La  Conference  de  la  Paix  ä  la  Haye.  Etüde 
d'histoire  contemporaine".  Übersetzt  von  Comte  de  Sance,  Paris  1900, 
S.  88 f.  Vgl.  ferner  das  Urteil  von  Martens  bei  Fried,  Handbuch, 
S.  208:  „Die  Welt  hat  noch  nie  eine  ähnliche  Versammlung  gesehen  . . . 
Die  Konferenz  war  ein  Triumph  des  Völkerrechts,  wie  ihn  die  Ge- 
schichte bisher  noch  nicht  verzeichnet  hat.^  Beachtenswert  sind  auch 
die  Bemerkungen  von  Kasansky  in  der  „Berliner  Wissenschaftlichen 
Korrespondenz",  S.  54  f. 
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gleichuDg  bringen  müfste.    Man  werde  dann  finden,  dafs  alle 

diese  Kongresse  wenig  Spuren  hinterlassen  haben,  da  sie  nur 

politische  Zeitfragen  zu  behandeln  hatten: 

„II  en  r^sulte  que  senles  les  dispositions  des  congr^s  et  des 
Conferences  qui  ont  une  certaine  port^e  generale  pour  Thamanit^ 
et  la  civilisation  ont  des  chances  de  daräe  et  de  d^veloppement 
dans  Tavenir.  Yoilä  pourquoi  je  me  permets  de  croire  que  les 
dispositions  de  la  Conference  de  la  Paix  ä.  La  Haye,  qai  portent 
tontes  Tempreinte  d'un  principe  de  civilisation,  sont  appeläes  k  ne 
Jamals  s'effacer  de  la  memoire  des  penples  reconnaissants."®* 

Kamarowsky*^  betont  ebenfalls  das  schon  hervor- 
gehobene Moment,  es  müsse  sich  einmal  die  Überzeugung 
festsetzen,  dafs  diese  Konferenz  lediglich  ein  vorbereitender 
Schritt  gewesen  sei,  der  erste  einer  Serie ;  ihre  Pflicht  sei  vor 
allen  Dingen,  den  Boden  vorzuarbeiten  und  Material  für  die 
Zukunft  vorzubereiten. 

Zum  Schlüsse  führe  ich  noch  eine  englische  und  eine 
amerikanische  Stimme  an^^. 

Darby**  führt  folgendes  aus: 

„That  the  peace  Conference  hold  at  the  Hagne  was  success- 
fol  beyond  all  anticipation  does  not  admit  of  qaestion.  It  was  in 
fact  the  opening  of  a  new  aera  for  mankind.  The  adoption  of  the 
Arbitration  Scheme  was  in  itself  an  epocbmaking  event  .  .  .  The 
meeting  of  this  diplomatic  body  marks  a  stage  and  is  a  distinct 
Step  forward,  in  the  historical  development  of  the  world.  It  is 
mainly  significant  becanse  of  its  place  in  history,  and  for  what  it 
renders  possible  and,  according  to  human  probability,  certain, 
rather  tban  for  what  it  actoally  accomplished  .  .  .  significance  is 
not  nnderstood  until  we  recognise  that  they  continue  a  process  of 

'*  Vgl.  zu  dieser  Frage  die  Bemerkungen  von  Schlief,  a.  a.  0. 
S.  124  f.,  140,  sowie  unten  im  §  20. 

"  Kamarowsky  in  »Die  Waffen  nieder!"  vom  Mai  1899.  Vgl. 
femer  dessen  Äu&erungen  in  der  „Berliner  Wissenschaftlichen  Kor- 
respondenz", S.  53. 

**  Vgl.  femer  namentlich  Perris,  „History  of  the  peace  Con- 
ference at  the  Hague",  1899,  Stead,  „La  chronique  de  la  Conference  de 
la  Haye",  1900. 

'*  Darby,  Evans,  „Intemational  tribunals,  a  coUection  of  the 
varions  schemes  which  have  been  propounded,  and  of  instances  in  the 
19th  Century".  4.  Aufl.  1904,  S.  687 f.  Vgl.  auch  dessen:  „The  peace 
Conference  at  the  Hague",  1900. 
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development  which  has  long  been  going  on,  and  that  they  are  one 
of  the  many  steps  taken  of  late  towards  extending  systematising 
and  organising  Arbitrations  in  dispates  between  nations/ 

Darby  betont  weiter  ebenfalls,  dafs  die  Konferenz  aus- 
drücklich als  die  erste  einer  Serie  bezeichnet  wurde  und  also 
der  Beginn  einer  neuen  politischen  Ordnung  sei*®: 

„Whatever  defects  may  have  attended  its  discussions  and 
decisions,  there  will  be  ample  opportanity  for  remedying  them  in 
the  fatnre  ..." 

Als  das  „Chief  work  of  the  Conference"  bezeichnet  er  die 

Schiedsgerichtskonvention : 

„Bat  the  great  work  of  the  Conference  was  the  Convention 
for  the  pacific  settlement  of  international  conflicts,  which  lays  the 
foundations  broad  and  deep  for  an  international  System  of  jadicature.^ 

Auch  Holls^S  der  amerikanische  Delegierte,  betont: 

„In  the  history  of  international  law  the  Conference  nndoubt- 
edly  marks  an  important  epoch.  Several  new  principles  have 
been  introduced  by  the  common  consent  of  all  the  nations  there 
assembled,  notably  those  of  Special  Mediation,  the  nsefol  anxiliary 
of  international  Commissions  of  Enquiry  and  the  Code  of  Pro- 
cedure  ..." 

Diese  Beispiele  mögen  genügen,  da  ich  mir  Vollständig- 
keit, wie  gesagt,  nicht  zur  Aufgabe  gemacht  habe. 

Ein  Moment  möchte  ich  hier  jedoch  im  Anschlüsse  an 
unsere  Übersicht  den  Pessimisten  gegenüber  noch  hervor- 
heben. Besagen  lienn  die  Akten  der  Konferenz  selbst  so  gar 
nichts?  Sind  wir  berechtigt,  die  Worte  von  Männern  wie 
Staal,  Descamps,  D'Estournelles  de  Gonstant, 
Bourgeois,  Beaufort  einfach  als  blauen  Dunst  anzu- 
sehen? 


^®  Sie  sei  „by  no  means  a  finalty",  sondern  „initial  and  preparatory; 
the  inauguration  of  a  new  regime,  the  first  of  a  Beries  belonging  to 
a  new  age.  In  no  sense  can  the  Conference  be  said  to  close  any  page 
of  history;  and  in  no  Single  question  does  it  profefe  to  utter  a  final 
Word  or  even  to   admit  final  failure.    It  is  emphatically  a  beginning". 

^^  Rolls,  „The  peace  Conference  at  the  Hague  and  its  bearings 
of  international  law  and  policy",  1900.  Vgl.  ferner  das  Urteil  von  Ho  Hb 
bei  Fried,  Handbuch,  S.  208. 
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Der   Präsident  v.   Staal   hebt  in   seiner  Schlufsrede *^ 

hervor : 

„Das  Werk,  welches  för  die  Herrschaft  des  Völkerrechts  so- 
zusagen eine  neue  Ära  eröffnet,  das  ist  das  Abkommen  zur 
friedlichen  Erledigung  der  internationalen  Streitfälle  .  .  .  Die 
Friedenskonferenz,  ausgestattet  mit  dem  Ansehen,  welches  einer 
Versammlung  innewohnt,  in  welcher  die  gesitteten  Nationen  ver- 
einigt sind,  hat  sich  gleichfalls  bemtlht,  in  hochbedeutsamen  Fragen 
die  grundlegenden  Sätze  des  Völkerrechts  zu  wahren.  Sie  ist 
daran  gegangen,  dieselben  näher  zu  bestimmen,  sie  zu  entwickeln, 
sie  vollständig  zur  Anwendung  zu  bringen.  Sie  hat  in  mehrfacher 
Richtung  ein  neues  Recht  geschaffen,  welches  entspricht  neuen 
Notwendigkeiten,  dem  Fortschritt  des  zwischenstaatlichen  Lebens, 
den  Forderungen  des  öffentlichen  Gewissens,  den  besseren  Be- 
strebungen der  Menschlichkeit.  Sie  hat  besonders  ein  Werk  voll- 
endet, welches  die  Zukunft  zweifellos  als  das  erste  internationale 
Friedensgesetzbuch  bezeichnen  wird  und  dem  wir  die  bescheidenere 
Aufschrift:  „Abkommen  zur  friedlichen  Erledigung  internationaler 
Streitfälle"  gegeben  haben  .  .  .  Dieses  Werk  ist  gewifs  nicht 
vollkommen,  aber  es  ist  aufrichtig,  praktisch  und  weise.  Es  be- 
müht sich,  zu  versöhnen,  indem  es  die  beiden  Grundsätze,  welche 
die  Basis  des  Völkerrechts  bilden,  den  Grundsatz  der  staatlichen 
Souveränität  und  den  Grundsatz  einer  gerechten  internationalen 
Gemeinschaftlichkeit  beachtet.  Es  geht  auf  das,  was  einigt,  im 
Bereich  des  Trennenden  .  .  .  Die  von  der  Haager  Konferenz  in 
dieser  Beziehung  gelöste  Aufgabe  ist  in  Wahrheit  verdienstlich 
und  schön  .  .  .  Zur  Stunde  ist  es  vielleicht  voreilig,  über  das 
kaum  beendigte  Werk  in  seiner  Gesamtheit  ein  Urteil  zu  fällen. 
Wir  stehen  noch  zu  nahe  an  der  Wiege:  es  fehlt  uns  noch  die 
Luftperspektive.  Sicherlich  aber  wird  sich  dieses  Werk  in  der 
Zukunft  entwickeln.  Wie  bei  einer  bemerkenswerten  Gelegenheit 
der  Vorsitzende  unserer  dritten  Kommission  (Bourgeois)  gesagt 
hat :  je  mehr  die  Zeit  vorwärts  schreitet,  um  so  klarer  wird  seine 
Bedeutung  hervortreten." 

Und  der  holländische  Minister  v.  Beaufort  betont  in 

der  Abschiedsrede**: 

„Wenn  die  Friedenskonferenz  nicht  die  Träume  der  Utopisten 
verwirklicht  hat,  so  darf  man  nicht  aus  dem  Auge  verlieren,  dafs 


^'  Vgl.  M eurer,  a.  a.  0.  S.  46 f.,  sowie  die  von  der  holländischen 
Regierung  herausgegebene  „Conference  internationale  de  la  Paix**, 
I,  S.  211  f. 

*•  Vgl.  Meurer,  a.  a.  0.  S.  50,  Conference  de  la  Paix,  I,  214. 
Graf  Nigra,  der  italienische  Bevollmächtigte,  nannte  die  Konferenz 
später  ;,das   grölste  Friedensereignis   des  abgelaufenen  Jahrhunderts''. 
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sie  das  mit  allen  Yersammlangen  ernster  and  einsichtsvoller 
Männer  gemein  hat,  die  sich  ein  praktisches  Ziel  setzen.  Wenn 
sie  anderseits  die  düsteren  Prophezeiungen  der  Pessimisten  Lüge 
gestraft  hat,  die  in  ihr  nur  ein  hochherziges  Bemühen  sahen,  das 
sich  schliefslich  mit  der  Aufzählung  einiger  Wünsche  zufrieden 
giht,  so  hat  sie  ehenso  die  Gerechtigkeit  der  Absichten  des  er- 
habenen Monarchen  erwiesen,  welcher  bei  der  Anregung  dieser 
Versammlung  den  günstigen  Augenblick  wahrgenommen  hat  .  .  . 
Ich  will  in  diesem  Moment  nicht  die  hohe  Bedeutung  der  er- 
zielten Ergebnisse  betonen  .  .  .  Wir  haben  die  feste  Über- 
zeugung, dafs  dieser  Aufenthalt  eine  neue  Ära  in  der  Ge- 
schichte der  internationalen  Beziehungen  der  gesitteten  Staaten 
eingeleitet  hat." 

Können  wir  uns  wirklich  einfach  über  die  augenscheinlich 
tiefe  Wahrheit  aller  dieser  Worte  hinwegsetzen?  Sind  wir 
berechtigt,  diese  Reden  einfach  als  Phrasen  abzutun?  Ich 
glaube,  es  gehört  ein  ziemlicher  Mut  dazu,  um  in  solcher 
Weise  zu  urteilen. 

Im  übrigen  fällt  es  meines  Erachtens  nicht  schwer,  die 
teilweise  ßesigniertheit  bei  einigen  Vertretern  der  Völker- 
rechtswissenschaft wenigstens  zu  erklären.  Ich  habe  auf  den 
Hauptgrund  dieser  pessimistischen  Stimmung  bereits  mehrfach 
hingedeutet:  dafs  man  nämlich  die  Frage  vielfach  leider  nicht 
vom  völkerrechtlichen,  sondern  vom  Standpunkte  der  politi- 
schen Sonderinteressen  aus  betrachtet.  Darin  dokumentiert 
sich  aber,  wie  gesagt,  eine  völlige  Verkennung  der  Aufgaben 
der  Rechtswissenschaft**.  Die  Politik  sollte  man  doch  zu- 
nächst den  Politikern  überlassen,  die  in  politischen  Fragen 
einer  Belehrung  seitens  der  Rechtswissenschaft  vielleicht  gar 
nicht  bedürfen.  Wohl  aber  bedürfen  sie  einer  solchen  zweifel- 
los in  Rechtsfragen,  und  diese  wird  ihnen,  so  wie  die  Dinge 
liegen,  vielfach  eben  vorenthalten.  Statt  eine  rechtliche  Be- 
lehrung zu  geben,  besorgen  die  Juristen  leider  vielfach  die 


*♦  Ich  erinnere  hier  nur  an  v.  Bulmerincq,  Völkerrecht,  S.  1: 
„In  den  Staatenbeziehungen  gebührt  das  Hechtliche  dem  Völkerrecht, 
das  Staatliche  der  äufseren  Politik.  Ersteres  ist  eine  juristische,  letztere 
eine  staatswissenschaftliche  Disziplin*'.  Vgl.  auch  die  daselbst  zitierten 
Schriftsteller. 
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Geschäfte  der  Politiker  und  Diplomaten  und  es  kommt  ihnen 
anscheinend  gar  nicht  zum  Bewurstsein,  wie  sehr  sie  sich 
durch  diese  negotiorum  gestio  ihrer  eigentlichen  Aufgabe  ent- 
fremden. Durch  diesen  schiefen  Gesichtswinkel  betrachtet, 
erscheint  ihnen  naturgemäfs  auch  die  Haager  Konferenz  nicht 
als  das,  was  sie  für  das  Recht  und  die  Rechtswissenschaft  in 
Wirklichkeit  bedeutet. 

Im  übrigen  ist  es  ja  anderseits  nicht  unrichtig,  was 
de  Lapradelle**  sagt:  „Depuis  que  la  Conförence  de  La 
Haye  s'est  dissoute,  les  jugements  les  plus  divers  ont  6t6  portös 
sur  eile.  Peut-6tre  est-ce  pr6matur6.  Comme  le  disait  le 
v^n6rable  President  de  la  Conf6rence,  M.  de  St  aal,  dans 
son  discours  de  clöture,  ,nous  sommes  encore  trop  pr^s,  la 
perspective  aßrienne  nous  fait  döfaut'." 

Das  gilt  gewifs  im  grofsen  und  ganzen  auch  heute  noch. 
Mögen  wir  auch  in  manchen  Beziehungen  zu  einem  ab- 
geklärteren Urteil  gelangt  sein,  wir  stehen  dem  grofsen  Er- 
eignis doch  noch  sehr  nahe,  zu  nahe  vielleicht,  um  den  Ent- 
wicklungsgang als  solchen  uns  genügend  vergegenwärtigen  zu 
können  ^^.  Auch  aus  diesem  Grunde  wäre  es  aber  daher  viel- 
leicht gewagt,  wenn  wir  behaupten  wollten,  dafs  wir  auf  die 
künftigen  Konferenzen  schon  hinreichend  vorbereitet  seien  und 


^  De  Lapradelle,  „La  Conference  de  la  Paix^  abgedruckt  in 
der  Revue  g^närale,  £d.  6,  S.  845.  Die  Art,  wie  de  Lapradelle  die 
Konferenz  beurteilt,  ist  im  übrigen  in  keiner  Weise  vorbildlich,  er  liefert 
eine  wesentlich  politische  Betrachtung,  die  daher  auch  hauptsächlich  für 
den  Politiker  Interesse  bietet. 

*•  Wer  erinnerte  sich  hier  nicht  der  trefflichen  Worte  von  Bour- 
geois in  seiner  berühmten  Konferenzrede  vom  20.  Juli  1899(vgl.  Meurer, 
S.  251):  „Einige  möchten  in  Yerkennung  der  Macht  der  Idee  behaupten, 
daß  das,  was  wir  hier  gemacht  haben,  wenig  bedeutet.  Ich  bin  im 
Gegenteil  überzeugt,  daHä,  wenn  diese  Konferenz  geschlossen  ist,  und 
wir  nicht  mehr  pflichtschuldig  die  besonderen  nationalen  Interessen  zu 
verteidigen  haben,  wir  selbst  die  Bedeutung  unseres  Werkes  höher  an- 
schlagen werden,  und  dals  diese  Bedeutung  um  so  klarer  hervortreten 
wird,  je  weiter  die  Zeit  vorschreitet." 
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alle  nötigen  Konsequenzen  aus  der  ersten  Konferenz  gezogen 
haben  *^ 

Hat  aber  insbesondere  die  Völkerrechtswissenschaft, 
speziell  die  deutsche,  ihre  Aufgabe  gegenüber  dieser  welt- 
geschichtlichen Entwicklung,  die  sich  vor  ihren  Augen  ab- 
spielt, erfüllt?    Wohl  kaum!  — 


*■'  Es  sei  hier  am  Schlüsse  noch  an  die  trefflichen  Worte  von 
Fried,  Handbuch,  S.  206,  erinnert:  „Will  man  die  Bedeutung  der 
Haager  Konferenz  und  der  daraus  herrorgegangenen  Institutionen 
ermessen,  so  ist  es  angebracht,  sich  darüber  klar  zu  werden,  dafs  es 
sich  hierbei  um  einen  Anfang  handelte  und  nicht  um  die 
Krönung  des  Werkes.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  bedeutet 
die  Haager  Konferenz  tatsächlich  einen  Wendepunkt  in  der  Yölker- 
geschichte.  Alle  Zaghaftigkeit,  die  wir  bei  der  Festsetzung  der  Be- 
stimmungen beobachteten,  hat  ihren  Grund  darin,  dafs  man  sich  in  der 
Hauptsache  etwas  Yöllig  neuem  gegenübersah,  dessen  Erprobung 
man  erst  abwarten  wollte,  ehe  man  sich  ganz  dafür  einsetzte. 
Anderseits  war  es  hocherfreulich,  zu  sehen,  wie  der  Gedanke  eines 
internationalen  Rechtes  bei  einzelnen  Völkern  bereits  tiefe  Wurzeln  ge- 
schlagen hat  und  wie  die  Vertreter  bereit  waren,  der  neuen  Institution 
einen  breiten  Umfang  zu  geben.  Ein  Kompromiis  dieser  überzeugten 
Anhänger  der  internationalen  Bechtsordnung  und  der  zaghaften  Ver- 
suchenden zeitigte  die  hier  näher  charakterisierten  Konventionen.  Es 
wird  nun  an  den  Völkern  liegen,  das  im  Haag  Geschaffene  auszubauen 
und  zu  vervollkommnen.  Der  breiteste  Spielraum  ist  gegeben,  dafs  diese 
Institution  in  wenigen  Jahrzehnten  der  Kristallisationspunkt  der  Kultur- 
welt sein  wird.  In  den  kaum  drei  Jahren,  die  seit  der  Eröffnung  des 
Schiedsgerichtshofes  verflossen  sind,  konnte  man  nur  beobachten,  wie 
der  Gedanke,  der  in  ihm  seine  Verkörperung  findet,  sich  in  aufsteigender 
Linie  bewegt.  Die  Haager  Konferenz  hat  den  Krieg  nicht  abgeschafft, 
sie  hat  die  Heere  noch  nicht  vermindert.  Das  war  aber  auch  nicht 
ihre  Aufgabe,  war  von  ihr  gar  nicht  zu  erwarten.  Sie  hat  aber  jeden- 
falls den  Kechtsgedanken  im  internationalen  Verkehr  ausgebaut  und 
neue  Pflichten,  neue  Möglichkeiten  erschaffen,  die  Kriege  zu  verhindern 
und  die  internationalen  Streitigkeiten  friedlich  beizulegen.^ 
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Wir  kennen  jetzt  die  Eigenart  des  modernen  Völker- 
rechts und  wissen  jetzt,  nach  welchen  Richtungen  hin  seine 
Entwicklung  sich  bewegt,  eine  Entwicklung,  die  durch  das 
Entstehen  von  Streitigkeiten  zwischen  den  Staaten  natürlich 
ebensowenig  gehindert  wird  ^,  wie  die  Entwicklung  des  inner- 
staatlichen Rechts  durch  die  dort  ebenso  unvermeidlichen  Zu- 
widerhandlungen Einzelner  gegen  die  Rechtsordnung  oder 
durch  Meinungsverschiedenheiten  Einzelner  über  ihre  Rechte. 

Streitigkeiten  zwischen  den  Staaten  wird  es  immer  geben, 
80  gut  wie  zwischen  Privatpersonen.  Die  Existenz  und  Not- 
wendigkeit einer  rechtliqhen  Ordnung  zwischen  den  Staaten 


^  Sehr  richtig  bemerkt  Uli  mann,  a.  a.  0.  S.  3:  „Die  trennenden 
Gegensätze  unter  den  Völkern  mögen  von  Zeit  zu  Zeit  noch  so  sehr  in 
den  Vordergrund  treten  und  die  Quelle  von  Streitfällen  bilden,  deren 
Lösung  nur  mit  dem  Aufgebot  der  ganzen  Volkskraft  herbeigeführt 
werden  kann,  es  mögen  wohl  auch  Epochen  eintreten,  in  denen  die 
spontane  internationale  Wirksamkeit  der  Staaten  durch  eigenartige 
politische  Strömungen,  von  denen  das  innere  Staatsleben  augenblicklich 
beherrscht  ist,  gehemmt  wird  oder  internationale  Prätensionen  einzelner 
Nationen  den  ungestörten  Fortgang  der  natürlichen  Entwicklung  des 
Verkehrs  selbständiger  Staaten  gefährden  oder  stören  —  derlei  Er- 
scheinungen des  Völkerlebens  sind  doch  nur  vorübergehend;  in  der 
Begel  lassen  sie  den  Wert  einer  stabilen  Ordnung  der  internationalen 
Verhältnisse  und  die  Notwendigkeit  aufrichtigen  Eintretens  für  die 
Herrschaft  des  Rechts  und  der  Humanität,  namentlich  in  Streitfällen, 
recht  deutlich  erkennen. ** 
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hat  hiermit  genau  ebensowenig  zu  tun,  wie  diejenige  einer 
innerstaatlichen  Rechtsordnung.  Es  fällt,  wie  schon  oben  be- 
tont wurde,  niemandem  ein,  das  Strafrecht  und  die  Straf- 
prozefsordnung  für  überflüssig  zu  erklären,  weil  man  dadurch 
Mord  und  Totschlag  nicht  aus  der  Welt  schaffen  kann.  Und 
hat  jemals  irgend  jemand  geglaubt,  etwa  durch  ein  Straf- 
gesetzbuch die  Verbrechen  abschaffen  zu  können?  Genau  so 
ist  es  im  Völkerrecht.  Eine  Völkerrechtsordnung  einschliefs- 
lich  eines  völkerrechtlichen  Prozefsverfahrens  sind  genau  eben- 
so nötig,  ob  man  nun  glaubt,  den  Krieg  aus  der  Welt  schaffen 
zu  können  oder  nicht '.  Mag  das  Völkerrecht  sich  auch  noch 
so  kräftig  weiter  entwickeln,  Streitigkeiten  zwischen  den 
Staaten  wird  es  immer  geben,  und  die  Notwendigkeit  einer 
völkerrechtlichen  Ordnung  und  eines  völkerrechtlichen  Ver- 
fahrens ist  daher  an  sich  auch  durchaus  unabhängig  von  der 
Frage  nach  Krieg  oder  Frieden  ®.  Selbst  wenn  man  annehmen 
wollte,  dafs  es  einmal  keinen  Krieg  mehr  geben  sollte,  würde 
man  diese  rechtlichen  Ordnungen,  das  kann  nicht  oft  genug 
wiederholt  werden,  um  nichts  weniger  brauchen,  denn  die 
völkerrechtlichen  Streitigkeiten  wären  damit  noch  lange  nicht 
aus  der  Welt  geschafft !  Vielmehr  wird  man  ganz  im  Gegen- 
teil sagen  müssen,  dafs  Streitigkeiten  zwischen  Staaten  nicht 
nur  stets  vorkommen  und  also  auch  stets  eine  rechtliche  Ord- 
nung nötig  machen  werden,  sondern  dafs  diese  Streitigkeiten 
auch  durch  die  Vermehrung  der  Berührungspunkte  zwischen 
den  Staaten  und  Völkern  immer  häufiger  und  eine  rechtliche 
Ordnung  des  Verfahrens  dadurch  immer  notwendiger  werden 
wird  *. 


^  Zutreffende  Bemerkungen  macht  Schlief  a.  a.  0.  über  diesen 
Punkt.    Siehe  insbesondere  oben  S.  70. 

'  Dieses  Moment  betont  S  tri  so  wer  a.  a.  0.:  „Auch hat  das  Schieds- 
gericht, ganz  abgesehen  von  der  Friedensidee,  einen  hohen  Wert  für  die 
Wahrung  des  Rechts.** 

*  Vgl.  dazu  die  Bemerkungen  von  Descamps  oben  §  3  S.  65. 
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Diese  Tatsache  der  Vergröfserung  der  Reibungsfläche, 
der  Vermehrung  der  Gelegenheiten  zu  MeinungsdifFerenzen 
und  Streitigkeiten  steht  nun  aber  keineswegs  im  Gegensatz 
zu  der  oben  hervorgehobenen  Tatsache,  dafs  der  moderne  Ver- 
kehr die  Staaten  einander  näher  gebracht  und  sie  durch  eine 
immer  intensiver  werdende  Interessensolidarität  mit  einander 
auf  mannigfaltige  Weise  verknüpft  hat^.  Das  wird  uns  ohne 
weiteres  klar  werden,  wenn  wir  uns  etwas  mit  dem  Charakter 
der  modernen  Staatenstreitigkeiten  befassen. 

Wenn  wir  uns  nämlich  die  Frage  vorlegen,  ob  der 
Charakter  dieser  Staatenstreitigkeiten  noch  derselbe  ist,   wie 


*  Sombart  (in  „Männer  der  Wissenschaft  über  die  Friedens- 
konferenz'') ist  der  Ansicht,  dafs  in  dem  Mafse,  wie  die  Interessensoli- 
darität der  Ettltnrmenschheit  wächst,  sich  passo  passo  die  Anlässe  zu  einer 
gesteigerten  Interessengegensätzlichkeit  der  Nationen  mehren,  wenigstens 
die  Gegensätzlichkeit  zahlreicher  der  bedeutendsten  Volksgemeinschaften 
untereinander.  Er  leitet  diese  Tatsache  aus  dem  Umstände  ab,  da&  wir 
am  Vorabend  einer  neuen,  definitiven  Aufteilung  der  Erdoberfläche  unter 
die  grolsen  nationalen  Gemeinschaften  stehen.  Die  Signatur  des  20.  Jahr- 
hunderts werde  unter  Berücksichtigung  aller  dieser  Umstände  die  sein 
eines  verschärften  Interessenkampfes  der  grolsen  Nationen  bei  fort- 
schreitender Anerkennung  der  menschlichen  Interessengemeinschaft  und 
der  hohen  Bedeutung  der  Idee  des  ewigen  Friedens.  —  Die  gesteigerte 
Interessengegensätzlichkeit  verhält  sich  meines  Erachtens  zu  der  ge- 
steigerten Interessensolidarität  wie  die  Ausnahme  zur  Regel.  Gewils 
wird  es  wohl  auch  in  Zukunft  in  der  Welt  nicht  ohne  einzelne  schwere 
Konflikte  abgehen.  Im  ganzen  sind  aber  die  internationalen  Verhält- 
nisse heute  doch  wesentlich  stabilere  als  früher,  namentlich  was  die 
europäischen  Staaten  anlangt.  Die  Streitigkeiten  werden  wohl  an  Zahl 
zunehmen,  aber  sie  werden  normalerweise  den  Charakter  von  Rechts- 
streitigkeiten tragen,  die  den  Frieden  nicht  gefährden.  Was  die  „Auf- 
teilung der  Erdoberfläche^  anlangt,  so  dürfte  diese  einen  wesentlich 
anderen  Verlauf  nehmen,  als  man  es  sich  in  Europa  träumen  lälst. 
Vgl.  dazu  auch  oben  §  2  Anm.  4,  sowie  meine  oben  im  §  4  Anm.  3  zitierten 
Schriften.  Auch  T ri ep e  1  (a.  a.  0.)  mifst  wohl  dem  „ausgeprägten  Gegen- 
satz der  nationalen  Interessen  der  gröfseren  Staaten^  eine  zu  gro&e  Be- 
deutung bei.  Er  fordert,  dafs  zunächst  eine  vollkommene  Interessen- 
gemeinschaft in  allen  Weltteilen  hergestellt  werde.  Diese  ist  aber  heute 
bereits  im  W^erden  begriffen  und  ist  jedenfalls  schon  grö&er,  als  Triepel 
annimmt.  Ein  ,|Anachronismus"  liegt  daher  heute  eher  darin,  wenn  man 
die  Gegensätze  zwischen  den  Nationen  auf  Kosten  der  Interessen- 
solidarität zu  vergrö&ern  sucht,  als  wenn  man  die  letztere  betont. 

Xippold,  Yerfahren.  9 
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in  früheren  Zeiten,  dann  werden  wir  eine  eigentümliche  Be- 
obachtung machen. 

Auszugehen  ist  bei  Beantwortung  dieser  Frage  selbst- 
verständlich davon,  dafs  wir  den  Charakter  der  Staatenstreite 
nur  erkennen  können,  wenn  wir  nicht  ausschliefslich  an  solche 
Streitigkeiten  denken,  die  zu  Kriegen  führen  oder  wenigstens 
zu  solchen  Veranlassung  geben  können.  Denn  so  viele  Kriege 
in  der  Weltgeschichte  auch  vorgekommen  sind,  unendlich  zahl- 
reicher ist  die  Zahl  der  staatlichen  Streitigkeiten  überhaupt, 
und  wir  können  uns  also  von  dem  wirklichen  Charakter  der 
letzteren  im  allgemeinen  absolut  kein  Bild  machen,  wenn  wir 
lediglich  diejenigen  Streitfalle  ins  Auge  fassen,  die  zu  Kriegen 
geführt  oder  auch  nur  die  Gefahr  von  Kriegen  herauf- 
beschworen haben. 

Aber  selbst  wenn  wir  daneben  noch  die  lange  Liste  der 
Schiedsgerichtsfälle  im  19.  Jahrhundert  an  die  Hand  nehmen 
würden,  so  würde  das  noch  lange  nicht  genügen,  um  daraus 
den  Charakter  der  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  im  allge- 
meinen zu  erkennen.  Denn  wie  viele  Streitfälle  sind  nicht 
aufserdem  noch,  ohne  dafs  die  Kenntnis  davon  zum  Teil  in 
weitere  Kreise  gedrungen  wäre,  auf  diplomatischem  Wege, 
durch  Vermittlung,  Vergleich,  Verzicht  oder  sonstwie  geregelt 
worden!  Gar  nicht  zu  reden  von  den  tausenden  von  An- 
ständen, Interzessionen  usw.,  die  alljährlich  vorkommen  und 
natürlich  auch  zu  eigentlichen  Streitigkeiten  oder  Konflikten 
führen  können,  wenn  sie  nicht  vorher  durch  die  staatlichen 
Organe  im  diplomatischen  oder  auf  sonstigem  W^ege  in  sach- 
gemäfser  und  befriedigender  Weise  erledigt  würden. 

Wir  müssen  also  natürlich  alle  Streitfälle,  bezw.  alle 
Arten  von  solchen  ins  Auge  fassen,  die  gefährlichen  und  die 
minder  gefährlichen,  wenn  wir  den  Charakter  der  modernen 
Staatenstreite  einigermafsen  richtig  beurteilen  wollen. 

Bei  diesem  Überblick  ergibt  sich  uns  nun  schon  eine  Be- 
obachtung, die  hervorgehoben  zu  werden  verdient :  es  ist  nicht 
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etwa  so,  wie  man  vielfach  glaubt,  dafs  die  schiedsgerichtlich 
erledigten  Streitfälle  eine  verschwindende  Ausnahme  bilden. 
Das  gerade  Gegenteil  ist  der  Fall!  Die  durch  Krieg,  die 
im  Wege  der  Selbsthilfe  erledigten  Streitfälle  sind  heute  bei 
weitem  die  seltensten,  sie  bilden  in  der  Zahl  der  Streitfälle 
einen  geradezu  verschwindenden  Prozentsatz. 

Schon  diese  Beobachtung  würde  uns  also  zu  der  Frage 
berechtigen:  Weshalb  sollen  wir  denn  das  Bedürfnis  nach 
einer  internationalen  Rechtsordnung  lediglich  nach  diesen 
wenigen  „Kriegsfällen"  beurteilen?  Und  das  angesichts  der 
weiteren  Tatsache,  dafs  die  Kriege  ja  aufserdem  zugestandener- 
mafsen  immer  seltener  werden.  Ist  es  im  Grunde  für  die 
juristische  Betrachtung  nicht  geradezu  ein  Nonsens,  dafs 
die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der  Staatsstreitigkeiten 
der  rechtlichen  Regelung  und  Schlichtung  entbehren  sollte 
lediglich  im  Hinblick  auf  etwaige,  in  langen  Intervallen  ein- 
tretende grofse  politische  Konflikte,  bei  denen  das  Bedürfnis 
nach  rechtlicher  Schlichtung  oder  die  Möglichkeit  einer  solchen 
naturgemäfs  weit  mehr  in  den  Hintergrund  tritt,  als  bei 
anderen  Streitigkeiten?  Liegt  in  einer  solchen  Auffassung 
der  Dinge  denn  irgendwelche  Vernunft?  Es  würde  ja  gerade- 
zu an  die  verkehrte  Welt  erinnern,  wenn  die  unzähligen  in- 
ternationalen Streitfälle  eines  Rechtsverfahrens  etwa  deshalb 
entraten  sollten,  weil  es  vielleicht  alle  20  Jahre  einmal  einen 
Konflikt  gibt,  der  sich  diesem  Verfahren  nicht  so  ohne  weiteres 
einfügen  läfst.  Demgegenüber  ist  also  nur  zu  wiederholen, 
dafs  das  Bedürfnis  nach  einer  rechtlichen  internationalen  Ord- 
nung in  Wirklichkeit  völlig  unabhängig  von  der  Frage  nach 
Krieg  oder  Frieden  ist,  schon  deshalb,  weil  bei  weitaus  den 
meisten  Streitfällen  die  Eventualität  eines  Krieges  überhaupt 
gar  nicht  in  Frage  kommt.  Dieses  Bedürfnis  besteht  an  sich 
schon  ohne  diese  Frage,  aber  es  wird  natürlich  durch  diese 
Frage  zu  einem  unendlich  dringlicheren.  Tatsache  ist  jeden- 
falls, dafs  weitaus  die  meisten  Streitfälle,  so  unentwickelt  die 

9* 
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internationale  Rechtsordnung  auch  noch  scheinen  mag,  doch 
heute  schon  auf  dem  Rechtswege  oder  im  Vergleichswege  ge- 
regelt werden.  Nicht  der  Krieg  ist  in  Wirklichkeit  die  Regel 
und  das  Schiedsgericht  die  Ausnahme,  sondern  das  direkte 
Gegenteil  ist  der  Fall.  Zahlen  werden  das  am  besten  be- 
weisen. Lafontaine*  zählt  in  der  Zeit  von  1794  big  1900 
nicht  weniger  als  177  Streitfälle  auf,  die  durch  Schiedsspruch 
erledigt  wurden,  Fried ^  in  der  Zeit  von  1794  bis  1903  sogar 
241  Streitfälle.  Demgegenüber  sind  die  Fälle  der  Selbsthilfe 
in  Wirklichkeit  verschwindend,  und  sicherlich  wird  sich  dieses 
Verhältnis  in  Zukunft  erst  recht  zugunsten  des  Schiedsgerichts 
verschieben. 

Alle  internationalen  Streitfälle  also  sind  in  Betracht  zu 
ziehen,  wenn  man  die  Frage  nach  dem  Charakter  der  modernen 
völkerrechtlichen  Streitigkeiten  beantworten  will.  Eine  Vor- 
aussetzung müssen  wir  allerdings  dabei  machen.  Wir  haben 
zwar  alle  Streitfälle  in  Betracht  zu  ziehen,  aber  anderseits 
doch  nur,  insoweit  es  sich  dabei  um  Staaten  handelt,  die  wir 
als  Mitglieder  der  völkerrechtlichen  Gemeinschaft  anerkennen,. 


*  Lafontaine^  „Histoire  sommaire  et  chronologique  des  arbitrages 
internationaux  (1794— 1900f  in  „Bevue  de  droit  international,  Bd.  84, 1902. 
Vgl.  ferner  desselben  „Pasicrisie  internationale.  Histoire  documentaire 
des  arbitrages  internationaux*',  1902,  und  „Bibliographie  de  la  paix  et  de 
Tarbitrage  international^,  Tome  1,  Mouvement  pacifique,  1904.  Lafon- 
taine schreibt  dazu:  „L*arbitrage  international  a  ^toIu^,  au  cours  du 
si^cle  qui  vient  de  finir,  avec  une  rapidit^  croissante,  et  s*il  ne  s'est  pas- 
encore  transmu^  en  juridiction  internationale  obligatoire,  la  Conference 
de  la  Paix .  .  .  a  definitivement  consacr^  son  efficacit^  et  sa  valeur 
aux  yeux  de  Topinion  publique  universelle.  .  .  .  Si  jamais  spectacle 
r^confortant  a  ^t^  offert  aux  hommes,  c^est  le  d^veloppement  continu, 
progressif,  acc^l^r^,  de  la  proc^dure  arbitrale  internationale..  .  .  Ce& 
constatations  sont  de  nature  ä  justifier  les  esp^rances  les  plus  hardies 
et  il  n'est  pas  t^märaire  d'affirmer  que  le  XX^  siecle  ne  se  terminera 
pas  Sans  voir  se  constituer  une  juridiction  internationale  permanente  et 
se  promulguer  un  code  de  droit  international  public."  Vgl.  übrigens 
auch  den  „Becueil  des  arbitrages  internationaux"  von  de  Lapradelle 
und  Politis,  1905. 

'  Fried,  Handbuch  der  Friedensbewegung,  1905,  S.  125.  VgL 
auch  Darby,  International  Tribunals,  4.  Aufl.  1904. 
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4ie  sich  also  einigermarsen  derselben  Kulturstufe  erfreuen. 
Denn  dafs  die  Kämpfe  zwischen  Wilden  und  Menschenfressern 
hier  nicht  in  Betracht  kommen  können,  ist  wohl  ohne  weiteres 
selbstverständlich. 

Dies  vorausgesetzt,  werden  wir  nun  bei  näherem  Zusehen 
«ine  eigentümliche  Beobachtung  mit  Bezug  auf  die  Staaten- 
streite machen :  Der  vorwiegende  Charakter  der  Streitigkeiten 
zwischen  den  modernen  Kulturstaaten  ist  nämlich  ein  wesent- 
lich anderer,  wenigstens  für  die  rechtliche  Betrachtung,  als 
die  Bechtstheorie  bisher  meist  anzunehmen  geneigt  ist.  Ge- 
wiss sind  die  Ursachen  der  Staatsstreitigkeiten  heutzutage 
unendlich  mannigfaltig,  genau  ebenso  mannigfaltig,  wie  die 
Interessen,  die  die  Staaten  und  ihre  Angehörigen  heute 
miteinander  verknüpfen.  Trotzdem  tragen  sie  aber  in  Wirk- 
lichkeit in  ihrer  weit  überwiegenden  Mehrzahl  ein  gemein- 
sames Merkmal,  wenigstens  in  der  Form,  in  der  sie  äufser- 
lich  in  Erscheinung  treten.  Die  Theorie  ist  sich  dieses  Merk- 
mals anscheinend  nur  noch  nicht  recht  bewufst  geworden. 
Wenigstens  würden  wir  bei  ihr  keine  Antwort  auf  die  Frage 
finden,  welches  wohl  diese  Eigentümlichkeit  sei,  die  wir 
nahezu  bei  allen  modernen  Staatsstreitigkeiten  konstatieren 
können,  bei  den  zahlreichen  harmloseren  ebensowohl  wie  bei 
den  weit  selteneren,  die  die  Leidenschaften  der  Nationen  bis 
auf  den  Grund  aufwühlen  und  die  der  Weltgeschichte  an- 
gehören. 

Die  Theorie  nennt,  wie  gesagt,  kein  solches  Merkmal. 
Sie  unterscheidet  im  allgemeinen  die  Staatsstreitigkeiten  in 
politische  und  rechtliche  Staatsstreitigkeiten.  So  setzt  z.  B. 
Bulmerincq^  auseinander,  dafs,  so  wie  zwei  Hauptprinzipien 
die  auswärtigen  Beziehungen  der  Staaten  bestimmen  und  be- 
herrschen, das  politische  und  das  internationale  Rechtsprinzip, 
dafs  so  auch  eine  Staatsstreitigkeit  aus  politischen  oder 


^  T.  Balmerincq  in  Holtzendorffs  Handbuch,  Bd.  IV,  S.  If. 
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Kechtsverhältnissen  entstehen  kann,  und  dafs  auch  die 
Ursachen  derselben  entweder  politische  oder  rechtliche  sein 
können.  „In  ein  System  des  Rechts  wie  das  Völkerrecht  ge- 
hören indes  nur  die  rechtlichen  Verhältnisse  und  kann 
auch  in  diesen  nur  das  Rechtsprinzip  die  Herrschaft  bean- 
spruchen, während  die  auswärtigen  politischen  Staatenverhält- 
nisse in  das  System  der  äufseren  Politik  hineingehören.'' 

Diese  Unterscheidung  erscheint  gewifs  nicht  unberechtigt, 
namentlich  v om  Standpunkte  der  Theorie  aus.  Bulmerincq 
betont  allerdings  selbst,  diese  Grenze  lasse  sich  nicht  immer 
einhalten.  Ebenso  schreibt  Uli  mann®,  die  Unterscheidung 
von  rechtlichen  und  politischen  Streitigkeiten  lasse  sich  schwer 
durchführen,  da  auch  in  Streitfällen,  die  augenscheinlich  auf 
einer  Verletzung  rechtlich  anerkannter  Interessen  beruhen, 
nicht  selten  politische  Momente  eine  Rolle  spielen,  und  ebenso 
sei  eine  Gruppierung  der  Völkerstreitigkeiten  mit  Rücksicht 
auf  die  den  Konflikt  zunächst  veranlassende  Ursache  schwer 
durchführbar,  weil  die  Ursachen  in  der  Gesammtheit  der  Ver- 
hältnisse des  nationalen,  politischen  und  ökonomischen  Lebens 
eines  Volkes  liegen  können. 

Nach  Uli  mann  beschränkt  sich  der  Begriff  der  Staats- 
streitigkeit in  rechtlicher  Beziehung  auf  die  Kollision  recht- 
lich anerkannter  Interessen,  die  aus  einem  konkreten  Tat- 
bestand entstanden  ist,  gerade  wie  bei  den  innerstaatlichen 
Rechtsordnungen.  Aber  das  Streitobjekt  sei  im  Völkerleben 
aus  den  oben  erwähnten  Gründen  nicht  immer  genau  abzu- 
grenzen, und  es  seien  auch  Konflikte  nicht  ausgeschlossen, 
die  nicht  auf  einer  wirklichen  Kollision  von  Interessen,  her- 
vorgerufen durch  Verletzungen  oder  Gefährdungen,  beruhen. 
Der  rechtlichen  Auffassung  und  Behandlung  zugänglicher  als 
diese  letzteren  seien  aber  solche  Konflikte,  die  auf  einer,  in 
konkreten  Tatsachen  zum  Ausdruck  kommenden  Verletzung 


»  üllmann,  a.  a.  0.  S.  295. 
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von  Interessen  beruhen.  Eine  solche  Verletzung  könne  aber 
entweder  in  einem  rechtswidrigen  Verhalten  innerhalb  eines 
durch  Rechtsgeschäft  (Vertrag)  oder  in  anderer  Art  be- 
gründeten Rechtsverhältnisses  bestehen  oder  in  einer  Ne- 
gierung der  völkerrechtlichen  Persönlichkeit  eines  Staates 
als  anerkannten  Mitgliedes  der  internationalen  Gemeinschaft 
und  der  freien  Betätigung  dieser  Persönlichkeit  im  Völker- 
verkehr *^  Diese  Verletzungen  seien  meist  so  geartet,  dafs 
deren  Tatbestand  und  das  Mafs  des  Eingriffs  in  die  fremde 
Rechtssphäre  eine  klare  Feststellung  und  eine  erschöpfende 
rechtliche  Beurteilung  zulassen,  so  dafs  sie  der  friedlichen 
Erledigung  leichter  zugänglich  seien. 

Ähnlich  unterscheidet  auch  v.  Liszt^*  zwischen  der  Be- 
hauptung von  völkerrechtlich  begründeten  Rechtsansprüchen 
und  der  Austragung  von  Interessenkonflikten  ^'. 

Alle  diese  theoretischen  Unterscheidungen  dürften  im 
Gninde  so  ziemlich  auf  dasselbe  hinauskommen.  Wo  recht- 
lich anerkannte  Interessen  oder  völkerrechtlich  begründete 
Rechtsansprüche  verletzt  sind,  gleichviel  ob  Vertragsrechte 
oder  sogenannte  „Grundrechte"  oder  sonstige  Rechtsansprüche, 
da  spricht  die  Theorie  von  rechtlichen  Staatsstreitigkeiten. 
Von  diesen  glaubt  sie  solche  Fälle  absondern  zu  können,  wo 
blofse  Interessenkonflikte  oder  auch  nur  blofse  politische 
Aspirationen  vorliegen.  Diese  sollen  die  politischen  Streitig- 
keiten darstellen. 


*®  Diese  Art  von  Verletzungen  bezeichnete  die  frühere  Theorie 
als  Verletzungen  der  sogenannten  Grundrechte,  im  Gegensatz  zu  den 
Verletzungen  der  erworbenen  Rechte.  So  schreibt  Bulmerincq 
a.  a.  0.:  n^ie  Rechtsstreitigkeiten  der  Staaten  können  sich  entweder 
auf  die  Grundrechte  der  Staaten  beziehen  . . .  oder  auf  sonst  im  Völker- 
rechte begründete  Rechte  und  auf  aus  den  Verträgen  derselben  ent- 
stehende oder  auf  durch  Herkommen  oder  durch  comitas  gentium  be- 
gründete Rechte.^ 

"  V.  Liszt,  a.  a.  0.  S.  292. 

^*  Vgl.  ferner  Kamaro wsky,  a.  a.  0.  S.  If.  über  den  „caractöre 
gen^ral  des   diff^rends  internationaux^,  und  Bonfils,  a.  a.  0.  S.  487. 
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Auch  in  der  Haager  Konvention  Artikel  16  begegnen 
wir  übrigens  einer  entsprechenden  Ausscheidung  von  Rechts- 
fragen und  anderen  Streitfragen,  die  sich,  wie  wir  sehen 
werden,  auch  in  den  neueren  Schiedsverträgen  eingebürgert  hat. 

Man  darf  nun  zweifellos  sagen,  dafs,  wenn  die  von  der 
Theorie  gemachten  Suppositionen  richtig  sind,  diese  Unter- 
scheidung zwischen  Rechtsstreit  und  politischem  oder  Inter- 
essenstreit gewifs  manches  für  sich  hat.  Würde  sie  doch 
u.  a.  auch  mit  dazu  beitragen,  zwischen  dem  Gebiet  des 
Rechts  und  dem  der  Politik  klare  Bahn  zu  schaffen,  indem 
sie  den  Gegensatz  zwischen  beiden  Gebieten  prägnant  zum 
Ausdruck  bringt.  Theoretisch  möchte  ich  also  gegen  diese 
Unterscheidung  zunächst  nichts  einwenden. 

Die  Antwort  über  die  Richtigkeit  und  Bedeutung  der 
Unterscheidung  hat  uns  nun  aber  nicht  die  Theorie,  sondern 
die  Praxis  zu  geben.  Hören  wir,  was  einer  der  bedeutendsten 
Praktiker,  was  Man  ein  i  über  die  Rechtsstreitigkeiten  sagt^*: 
„Mais  la  plus  l^göre  Observation  suffit  pour  reconnaitre  que 
ces  questions  vitales  se  prösentent  trfes  rarement  et  que  par 
contre  il  se  präsente  fr6quemment  des  questions  de  nature 
diverse  oü  il  s'agit  d'interpr6ter  une  Convention,  d'en  regier 
rex6cution,  de  rechercher  si  les  limites  ont  6t6  viol^es,  s'il 
a  6t6  commis  une  offense  donnant  lieu  ä  une  r^paration  et 
ainsi  de  suite.  Quiconque  est  familiaris6  avec  Tadministration 
des  affaires  6trangferes  attestera  que  presque  toutes  les  contro- 
verses  qui  s'ölfevent  entre  les  gouvernements  et  troublent  par- 
fois  la  Concorde  des  nations  civilis6es  appartiennent  ä  cette 
catögorie." 

Dieser  Satz  entspricht  vollkommen  der  Wirklichkeit. 
Das  wird  jeder,  der  im  praktischen  Leben  gestanden  hat, 


^^  Mancini  in  seiner  Rede  im  italienischen  Parlament  vom  24.  No- 
vember 1873.  Vgl.  „Revue  de  droit  international",  1874,  S.  175.  Die  Rede 
ist  u.  a.  abgedruckt  beiRouard  de  Card,  „Les  destin^es  de  Parbitrage 
international«,  1892,  S.  67  f. 
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ohne  weiteres  bestätigen.    Wenn  wir  uns  die  modernen  Staaten 
in  ihrer  externen  Tätigkeit  und  in  ihren  internationalen  Be- 
ziehungen vergegenwärtigen,  so  werden  wir  die  Beobachtung 
machen,  dafs,  wo  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  ihnen 
aaftaachen,   diese   formell   sich  fast   stets  auf  irgendwelche 
rechtlichen  Momente  zurückführen  lassen.    Der  moderne  Staat 
nennt  sich  schliefslich  doch  nicht  umsonst  Rechtsstaat.    Wo 
er  Ansprüche  erhebt  und  geltend  macht,  wird  er  diese  auch 
auf  irgendwelche  rechtlichen  Grundlagen  zu  stützen  suchen. 
Es  wäre  in  der  Tat  eine  Verkennung  des  Wesens  des  modernen 
Kulturstaates  —  gegen  dessen  Mängel   ich  im   übrigen  gar 
nicht  blind  bin  — ,  wenn  man  ihm   in  seinem  Verkehr  mit 
anderen  Gliedern  der  internationalen  Rechtsgemeinschaft  zu- 
trauen wollte,  dafs  er  sich  über  Recht  und  Unrecht  ohne 
weiteres  hinwegsetzen  und  in  Verfolgung  seiner  einseitigen 
Interessen  einfach  seinem  Egoismus  die  Zügel  schiefsen  lassen 
werde.     Eine   solche  Auffassung  mochte   in    früheren   Zeit- 
altem ihre  Berechtigung  haben,  in  denen  die  politischen  Inter- 
essen noch  unverhüllter  zum  Vorschein  kamen  und  eine  vor- 
herrschendere Rolle  im  Leben  der  Staaten  spielten,  und  wo 
eine  Solidarität  der  Interessen  auf  internationalem  Boden  noch 
wenig  zu  spüren  war.    Heute  aber  würde  man  sich  mit  einem 
solchen  Urteil  denn  doch  einer  schweren  Täuschung  hingeben. 
Gewifs  ist  im  politischen  Leben  bei  weitem  nicht  alles,  wie 
es  sein  sollte,  und  Ausnahmen  bestätigen  auch  hier  nur  die 
Regel.    Aber  im  grofsen  und  ganzen  wird  heutzutage  doch 
kein  moderner  Kulturstaat  mit  einem  anderen  in  Streit  ge- 
raten, ohne  dafs  irgendein  rechtliches  Interesse  vorhanden 
sei,  sei  es  nun  tatsächlich  oder  vermeintlich,  oder  dafs  nicht 
wenigstens  ein  solches  rechtliches  Interesse,  ein  Rechtsanspruch 
vorgeschützt  werde. 

Ich  sehe  hier  ganz  ab  von  den  Fällen,  die  von  der  Theorie 
ahne  weiteres  als  Rechtsstreitigkeiten  bezeichnet  werden  und 
die,  wie  wir  gesehen  haben,  meist  aus  Ansprüchen  auf  Grund 
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von  Verträgen**  oder  sogenannten  Grundrechten  oder  inter- 
nationalem Herkommen  entstehen.  Zweifellos  spielen  neben 
solchen  rechtlichen  Interessen  auch  die  mannigfachsten  poli- 
tischen Sonderinteressen  heute  wie  von  jeher  eine  Rolle. 
Aber  nicht  nur  herrschen,  wie  wir  bereits  gesehen  haben,  die 
politischen  Interessen  bei  weitem  nicht  mehr  so  vor,  wie 
früher,  sondern  wo  sie  gegenüber  anderen  Mitgliedern  der 
Staatengemeinschaft  tatsächlich  geltend  gemacht  werden,  da 
geschieht  dies  meist  auch  in  anderer  Form  als  in  früheren 
Zeiten.  Insofern  staatliche  Sonderinteressen  heute  völkerrecht- 
lich geltend  gemacht  werden  und  sich  zu  internationalen  An- 
sprüchen verdichten,  werden  sie  im  Verkehr  der  Eulturstaaten 
untereinander  auch  zweifellos  die  Form  von  Rechtsansprüchen 
annehmen.  Mit  Recht  oder  mit  Unrecht  natürlich,  es  können 
nicht  beide  Teile  Recht  haben,  aber  eine  Berufung  auf  recht- 
liche Ansprüche   wird  doch  stets   in   ihrer  Begleitung  sein. 

So  gut  wie  in  allen  Fällen  —  und  das  ist  für  uns,  wie 
unten  zu  zeigen  sein  wird,  der  springende  Punkt  —  werden 
sie  daher  der  rechtlichen  Beurteilung  auch  eine  Handhabe 
bieten,  eine  rechtliche  Beurteilung  zulassen.  Insofern  ver- 
dienen also  die  modernen  Staatsstreitigkeiten  fast  durchwegs 
auch  die  Bezeichnung  von  Rechtsstreitigkeiten.  Mag  daneben 
hinter  den  Kulissen  vorgehen,  was  da  will:  nach  aufsen  hin 
wahrt  jeder  Rechtsstaat  wenigstens  den  Schein  des  Rechtes. 

Läfst  sich  diese  Tatsache  etwa  leugnen?  Und  ist  sie 
etwa  so  gar  absonderlich?  Der  Richter,  der  einen  Zivil- 
prozefs  zu  entscheiden  hat,  erfährt  auch  nur,  was  in  den 
Akten  steht  oder  was  ihm  vorgetragen  wird.  Weshalb  sollte 
es  im  internationalen  Leben  anders  sein?  Auch  hier  kann 
der  Richter  nicht  mehr  tun,  als  nach  dem  äufseren  Schein 
urteilen,  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  der  innerstaatliche 


**  Je  mehr  das  Vertragsrecht  in  den  Vordergrund  tritt,  einen  um 
so  gröfseren  Prozentsatz  der  Streitigkeiten  machen  naturgemäß  auch 
die  Vertragsstreitigkeiten  aus. 


§  7.   Der  Charakter  der  völkerrechtlichen  Streitigkeiten.        139 

Richter.  So  roh  ist  aber  heute  kein  zivilisierter  Staat  mehr 
in  seinen  äufseren  Beziehungen,  dafs  er  Ansprüche  gegen 
andere  zivilisierte  Staaten  erheben  würde,  ohne  auch  nur  den 
Versuch  zu  machen,  sie  rechtlich  zu  begründen.  Wo  aber 
von  den  Streitteilen  ein  solcher  Versuch  gemacht  wird,  da 
haben  wir  für  die  rechtliche  Betrachtung  auch  einen  Rechts- 
streit vor  uns,  und  wenn  neben  den  rechtlichen  Gesichts- 
punkten, die  die  Gegner  vorbringen,  auch  noch  so  viele  poli- 
tische Aspirationen  herlaufen  sollten. 

Die  Wahrheit  des  Gesagten  ergibt  sich  uns,  wenn  wir 
irgend  einen  Eonfliktsfall  aus  der  neueren  Zeit  uns  vergegen- 
wärtigen. Der  Marokkofall  ist  dafür  ein  geradezu  typisches 
Beispiel.  Rechtliche  Ansprüche  wurden  hier  von  beiden 
Seiten  geltend  gemacht.  Politische  Interessen  bildeten  den 
allgemeinen  Hintergrund.  Man  wird  daher  vielfach  geneigt 
sein,  hier  von  einem  blofsen  Interessenkonilikt  zu  sprechen. 
Es  lag  aber  auch  ein  Rechtsstreit  vor,  der  auf  rechtlichem 
Wege  sehr  wohl  hätte  entschieden  werden  können.  Dagegen 
wird  man  einwenden,  dafs  durch  einen  Rechtsentscheid  zwar 
wohl  die  Rechtsfrage  zur  Entscheidung  gelangt  wäre,  dafs 
aber  damit  die  politischen  Zwecke  nicht  erreicht  worden 
wären.  Ich  sehe  davon  ab,  hier  zu  erörtern,  ob  und  inwie- 
fern vielleicht  auch  politisch  mehr  erreicht  worden  wäre, 
wenn  man  eine  Rechtsentscheidung  provoziert  hätte.  Hier 
kommt  es  nur  darauf  an,  festzustellen,  dafs  auch  die  so- 
genannten Interessenkonflikte  heute  regelmäfsig  in  der  Form 
von  Rechtsstreiten  aufzutreten  pflegen  und  daher  einen  Rechts- 
entscheid prinzipiell  ermöglichen.  Solche  „gemischte"  Kon- 
flikte" bilden  heute  unter  den  schwereren  Konflikten  durchaus 


^*  Auf  diesen  „gemischten^  Charakter  der  modernen  Staatenkonflikte 
weist  auch  Lammasch  (in  der  „Deutschen  Revue''  a.  a.  0.  S.  149) hin: 
„Die  meisten  Konflikte  unter  den  Staaten  werden  zusammengesetzter 
Natur  sein,  so  dafs  sie  zwar  eine  Rechtsfrage  in  sich  enthalten,  aber 
auch  für  die  Machtstellung  und  die  Ehre  des  betreffenden  Staates  be- 
deutsam sind.** 


140  Drittes  Kapitel.    Die  YÖlkerrechtlichen  Streitigkeiten. 

die  Kegel.  Sie  lassen  sich  für  die  rechtliche  Betrachtung 
sehr  wohl  als  Rechtsstreitigkeiten  charakterisieren. 

Das  Gesagte  findet  seine  Bestätigung  im  übrigen  nicht 
nur  aus  der  Praxis.  Es  erklärt  sich  nicht  nur,  wenn  wir  an 
den  Begriff  des  modernen  Rechtsstaates  anknüpfen ,  sondern 
auch,  wenn  wir  uns  den  neueren  Entwicklungsgang  des  inter- 
nationalen Rechts  vergegenwärtigen.  Was  haben  wir  denn 
als  das  charakteristische  Merkmal  des  modernen  Völkerrechts 
kennen  gelernt?  Das  Zurücktreten  der  politischen  Inter- 
essen und  Gesichtspunkte  gegenüber  den  Interessen  des 
wirtschaftlichen  und  sozial-kulturellen  Verkehrs.  Also  eine 
Verschiebung  der  Interessen !  Entspricht  es  nun  nicht  durch- 
aus dieser  neuen  Richtung  der  Interessen,  dafs  auch  die 
Interessenkonflikte  sich  vorwiegend  auf  dieser  neuen  Bahn 
bewegen  ? 

Die  Folgen  der  Verschiebung  des  Schwerpunktes  der 
internationalen  Interessen  zeigen  sich  ganz  naturgemäfs  auch 
im  Charakter  der  modernen  Staatenkonflikte.  Gewifs,  die 
politischen  Interessenkonflikte  spielen  nach  wie  vor  eine  nicht 
zu  unterschätzende  Rolle.  Aber  sie  sind  der  Zahl  nach  doch 
viel  seltener  geworden.  Nicht  nur,  weil  die  Ambitionen  der 
Staaten  andere  geworden  sind,  als  im  Zeitalter  des  politischen 
Völkerrechts,  sondern  vor  allem  auch,  weil  in  den  politischen 
Verhältnissen  insbesondere  der  europäischen  Staaten gebilde 
heute  doch  im  Verhältnis  zu  früher  eine  gewisse  Stabilität*® 
eingetreten  ist,  die  ein  Zurücktreten  der  rein  politischen 
Interessen  von  selbst  mit  sich  bringt  und  auf  der  anderen  Seite 
von  selbst  Raum  gewährt  für  eine  um  so  intensivere  Ent- 
wicklung der  mannigfachen  Verkehrsinteressen.  Somit  treten 
also  die  politischen  Interessen  einerseits  zurück  und  nehmen 


'•  Zu  diesem  Punkt  vgl.  Schlief,  a.  a.O.  S.331f.,  unter  „Stabilität". 
Schlief  hält  für  eine  wesentliche  Voraussetzung  des  Fortschritts  auf 
Yölkerrechtlichem  Gebiet  die  Anerkennung  des  Satzes,  dals  „die  ge- 
gebenen Verhältnisse  schlechterdings  stabil'^  bleiben  müssen. 
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anderseits  da,  wo  sie  geltend  gemacht  werden,  wie  gesagt, 
meist  wenigstens  die  Form  von  Rechtsansprüchen  an. 

Neben  ihnen  aber  treten  mehr  und  mehr  die  modernen 
Verkehrsinteressen  im  weitesten  Sinne  in  den  Vordergrund 
und  drängen  die  rein  politischen  Interessen  immer  mehr  zu- 
rück. Weitaus  die  meisten  Streitigkeiten  zwischen  Staaten 
entstehen  heute  aus  der  Verletzung  von  Verkehrsinteressen  ", 
die  Differenzen  erwachsen  heute  fast  ausschliefslich  auf  dem 
Boden,  den  wir  als  die  Domäne  des  neuen  Völkerrechts 
kennen  gelernt  haben. 

Auch  diese  „Verkehrsinteressen"  und  „Verkehrsstreitig- 
keiten" brauchen  nun  zwar  an  sich  noch  keine  rechtlichen 
Interessen  und  Streitigkeiten  zu  sein,  aber  sie  sind  es  doch 
ihrer  Natur  nach  weit  häufiger  als  die  rein  politischen,  schon 
deshalb,  weil  die  zugrunde  liegenden  Interessen  nicht  ein- 
seitige, sondern  gegenseitige  solidarische  Interessen  zu  sein 
pflegen.  Die  aus  Verkehrsinteressen  entstehenden  Konflikte 
sind  zweifellos  regelmäfsig  Rechtskonflikte.  Und  so  trägt  das 
Vorherrschen  dieser  Interessen  ganz  naturgemäfs  mit  dazu  bei, 
dafs  die  Natur  der  Staatenkonflikte  heute  eine  andere  geworden 
ist  und  dafs  die  Staaten  entsprechend  auch  der  Beschreitung 
des  Rechtsweges  bei  Streitigkeiten  leichter  zugänglich  sind 
als  froher.  Und  daher  steht  auch  die  Zunahme  der  völkerrecht- 
lichen Streitigkeiten  an  Zahl  keineswegs  im  Widerspruch  mit 
der  Tatsache  der  Annäherung  der  Völker  und  Staaten.    Die 

• 

entstehenden  Streitigkeiten  sind  eben  regelmäfsig  keine  solchen 
mehr,  die  die  Völker  ernstlich  zu  trennen  vermöchten. 

So  ist  denn  nicht  nur  das  neue  Völkerrecht  seinem  Wesen 
nach   mehr   und  mehr  ein  Recht  geworden,   das  nicht  die 


"  Vgl.  z.  B.  Lab  and  in  „Die  völkerrechtlichen  Schiedsgerichte" 
(Blätter  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Yolkswirtschaftslehrer 
April  1905),  der  darauf  hinweist,  dafe  die  Streitfälle,  die  der  Verkehr 
der  Staaten  hervorbringt,  um  so  häufiger  werdeA  können,  je  mehr  der 
internationale  Verkehr  wächst  und  sich  ausbreitet. 
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Sonderinteressen,  sondern  die  mannigfachen  gemeinsamen 
Interessen  der  Staaten  wiederspiegelt,  sondern  es  ist  auch  der 
Charakter  der  Streitigkeiten  zwischen  den  Staaten  unter  dem 
Einflüsse  dieser  neuen  Richtung  allmählich  ein  anderer  ge- 
worden. Man  kann  in  der  Tat  sagen,  dafs  die  modernen 
Staatsstreitigkeiten  insofern  ein  gemeinsames  Merkmal  auf- 
weisen, als  sie  im  allgemeinen  in  der  Form  von  Rechts- 
streitigkeiten aufzutreten  pflegen,  mag  ihre  eigentliche  nähere 
oder  entferntere  Veranlassung  im  übrigen  sein,  welche  sie 
will.  Nicht  nur  die  „Verkehrskonflikte",  selbst  die  politischen 
Konflikte  pflegen  sich  heute  in  der  Form  von  „Rechts- 
konflikten** zu  präsentieren.  Insoweit  sie  nicht  reine  Rechts- 
streitigkeiten sind,  tragen  sie  doch  meist  einen  gemischten 
Charakter  und  treten  wenigstens  in  der  Form  von  Rechts- 
streiten auf.  Der  Rechtsstreit  zwischen  den  Staaten  ist  daher 
heute  die  Regel  geworden,  der  blofse  Interessenstreit  bildet 
bei  weitem  die  Ausnahme.  Das  ist  die  Eigentümlichkeit,  auf 
die  ich  im  Anfange  hingedeutet  habe. 

Die  gedachte  Tatsache  zeigt,  dafs  die  theoretische  Unter- 
scheidung zwischen  politischen  und  Rechtsstreitigkeiten  prak- 
tisch von  geringerem  Wert  ist,  als  man  auf  den  ersten  Blick 
annehmen  möchte,  denn  beide  verhalten  sich  eben  wie  die 
Ausnahme  zur  Regel.  Der  Entwicklungsgang  im  Charakter 
der  Staatsstreitigkeiten  geht  durchaus  parallel  mit  dem  des 
Völkerrechts  überhaupt.  Mehr  und  mehr  gewinnt  überall 
das  Recht  an  Boden,  und  so  schwinden  denn  zwischen  den 
Kulturstaaten  auch  allmählich  immer  mehr  die  blofsen 
Interessenkonflikte.  Wo  sie  aber  noch  auftauchen,  da  kleiden 
sie  sich  im  allgemeinen  wenigstens  in  die  Form  von  Rechts- 
ansprüchen und  bieten  daher  —  diese  Nutzanwendung  werden 
wir  in  einem  späteren  Paragraphen  noch  näher  zu  ziehen 
haben  —  der  Rechtssprechung  gegebenenfalls  die  nötige  Hand- 
habe. — 

Die  erwähnte  Eigentümlichkeit,  die  die  modernen  Staats- 
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Streitigkeiten  aufweisen,  zeigt  uns  nun  aber  noch  ein  Weiteres. 
Nicht  nur  ist  der  Rechtsstreit  heute  die  Regel  geworden,  so 
dafs  es  im  Widerspruch  mit  den  Tatsachen  des  Staatenlebens 
steht,  wenn  man  behauptet,  die  Rechtsstreitigkeiten  seien 
weniger  zahlreich,  als  die  politischen,  sondern  es  ist  auch 
gänzlich  verkehrt,  wenn  man  immer  wieder  die  Behauptung 
aufstellt,  die  Rechtsstreitigkeiten  seien  lediglich  Bagatell- 
sachen. Diese  Behauptung  kann  man  fast  in  jedem  zweiten 
Yölkerrechtsbuch  nachlesen  ^®.  Sie  entspricht  aber  keineswegs 
den  Tatsachen. 

Zunächst   beweist   schon   die  Geschichte   das  Gegenteil. 
Insbesondere  auf  dem  schiedsgerichtlichen  Wege  sind  Streit- 
fälle von  der  weittragendsten  Bedeutung  erledigt  worden  ^•. 
Und  wer  will  ermessen ,  wohin  manche  Streitfälle  hätten 
führen  können,  wenn  sie  nicht  bei  Zeiten  im  Rechtswege  eine 
Erledigung  gefunden  hätten  ?    Selbstverständlich  kommt  es  bei 
der   Frage  nach   der  Bedeutsamkeit   bezw.  Gefährlichkeit*^ 
eines  Streits  in  erster  Linie  auch  darauf  an,   in  welchem 
Stadium  derselbe  seine  Erledigung  findet.    Aus  der  kleinsten 
„Streitigkeit"  kann  der  gröfste  „Streit"  erwachsen.    Und  die 
gefährlichsten  „Konflikte"   können  einen  durchaus  harmlosen 
Anfang  nehmen.    Aus  einem  Rechtsstreit  kann  ein  politischer 
Streit  werden  und  aus  einem  politischen  Streit  ein  Rechts- 
streit.   Es  ist,  wie  Goldschmidt '^  sagt,  man  darf  nicht 


^*  So  spricht  Stoerk  a.  a.  0.  z.  B.  von  dem  „eng  begrenzten 
Felde",  wo  es  sich  um  Juristische''  Fragen  handle. 

*•  Die  Behauptung  v.  Stengels  in  „Der  ewige  Friede",  S.  20, 
beim  Schiedsgericht  habe  es  sich  stets  nur  um  Differenzen  gehandelt, 
die  von  keiner  groisen  Tragweite  waren,  ist  nicht  zutreffend.  Das  Nähere 
darüber  siehe  unten. 

^  Die  Gefährlichkeit,  spezieller  die  Kriegsgefährlichkeit  eines 
Streites  ist  keineswegs  das  einzige  Kriterium  für  seine  Bedeutung.  Ein 
Streit  kann  von  enormen  Folgewirkungen  begleitet  und  doch  niemals  im 
obigen  Sinne  gefährlich  sein. 

^1  Goldschmidt,  „Ein  Keglement  für  internationale  Schieds- 
gerichte" in  „Zeitschrift  für  das  Privat-  und  Öffentliche  Kecht  der 
Gegenwart",  Bd.  2,  S.  717. 
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übersehen,  „dafs  die  grofsen  Völkerkonflikte  selten  von  vorn- 
herein in  voller  Intensität  bestehen,  dars  ursprünglich  dürftige 
Keime  allmählich  zu  schweren  Friedensbedrohungen  heran- 
wachsen, daher  sehr  wohl  die  rechtzeitig  eintretende  Ver- 
mittlung oder  schiedsrichterliche  Entscheidung  gefährliche 
Steigerung  des  Streits  verhüten  kann." 

Das  Staatenleben  gleicht  also  auch  hier  dem  Menschen- 
leben. Sodann  aber  beweist  doch  schon  der  Umstand,  dafs 
die  Staatsstreitigkeiten  heute  in  der  Regel  in  der  Form  von 
Rechtsansprüchen  auftreten,  dafs  es  unmöglich  richtig  seio 
kann,  zu  behaupten,  die  Rechtsstreite  seien  lediglich  Bagatell- 
sachen. Es  gibt  eben  im  internationalen  Leben  Rechtsstreite  von 
allen  Schattierungen,  selbst  bis  zu  den  schwersten  Konflikten 
hinauf,  die  zwar  glücklicherweise  nur  selten  auftreten,  aber 
im  modernen  Staatenverkehr  den  Rechtscharakter  auch  dann 
noch  und  gerade  dann  zu  wahren  suchen  werden,  wenn  sie 
mit  Sicherheit  dem  Kriege  entgegentreiben. 

Weshalb  sollten  aber  im  übrigen  diejenigen  Streitfälle  ohne 
weiteres  bedeutungslos  sein,  die  nicht  direkt  in  das  nationale 
politische  Leben  einschneiden?  In  dieser  Auffassung  dokumen- 
tiert sich  ebenfalls  eine  Verkennung  der  neueren  Entwicklung 
des  internationalen  Lebens.  Berechtigt  etwa  der  Umstand,  dafs 
die  Staaten  solche  Streitigkeiten,  die  die  nationalen  Leiden- 
schaften nicht  wachrufen,  mit  gröfserer  Ruhe  und  Friedfertig- 
keit zu  behandeln  pflegen,  dazu,  alle  diese  Konflikte  für  be- 
deutungslos anzusehen?  Auch  hier  kann  es  sich  um  die 
wichtigsten  Interessen  handeln,  und  auch  diese  Konflikte 
können  unvorherzusehende  Dimensionen  annehmen. 

Die  Anschauung,  als  ob  die  Rechtssachen  von  untergeord- 
neter Bedeutung  seien  —  bei  Juristen  sollte  man  dieser 
Auffassung  eigentlich  nicht  begegnen;  oder  ist  vielleicht 
überhaupt  das  Recht  der  Politik  gegenüber  etwas  Unter- 
geordnetes ?  —  hängt  oflfenbar  mit  der  veralteten  Anschauung 
zusammen,   als  ob  die  hohe  Politik  heute  noch  allein  der 
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Angelpunkt  wäre,  um  den  sich  alles  andere  drehte,  während 
das,  wie  wir  gesehen  haben,  im  heutigen  internationalen  Leben 
durchaus  nicht  mehr  so  der  Fall  ist.  Weshalb  sollte  heute,  im 
Zeitalter  des  Weltverkehrs,  alles  dasjenige,  was  den  Kern  des 
so  mächtig  pulsierenden  modernen  Lebens  ausmacht,  einzig 
und  allein  deshalb  bedeutungslos  sein,  weil  es  mit  der  hohen 
Politik  nichts  zu  schaffen  hat  ?  Eine  solche  Auffassung  mochte 
noch  vor  50  Jahren  erklärlich  sein.  Heute  ist  sie  rückständig, 
denn  heute  steht  der  Verkehr  obenan  und  in  seinem  Gefolge 
das  Recht  —  und  die  R  e  c  h  t  s  Streitigkeiten.  Die  grofsen 
politischen  Konflikte  aber,  sie  sind  nicht  nur  seltener  ge- 
worden, sondern  sie  werden,  in  demselben  Verhältnis,  wie  die 
Verkehrsbeziehungen  wachsen,  sicherlich  noch  seltener  werden 
und  entsprechend  auch  an  praktischer  Bedeutung  verlieren. 
Also  das  gerade  Gegenteil  von  dem  ist  der  Fall,  was  in 
manchen  Völkerrechtsbüchern  .behauptet  wird.  Vom  Rechts- 
standpunkte aus  aber  kann  man  diesen  Gang  der  Entwick- 
lung, diese  Veränderung  in  der  Natur  der  Staatenkonflikte 
sicherlich  nur  begrüfsen.  — 

Erwähnen  möchte  ich  hier  im  Anschlufs  an  unsere  Frage 
nach  dem  Charakter  der  Staatsstreitigkeiten  noch  kurz  die 
Terminologie  der  Haager  Konvention.  Meurer  bemerkt ^^ 
die  Verhandlungen  drehten  sich  darum : 

„Sollen  die  Bemühungen  der  Mächte  nur  der  Kriegsvorbeugung 
oder  der  friedlichen  Erledigung  aller  internationalen  Streitfälle 
gelten?  .  .  .  Der  russische  Hauptentwurf  hatte  im  Art.  1  von 
der  Medlichen  „Solution  des  conflits^  gesprochen.  Ein  Konflikts- 
fall ist  aber  nach  Art.  2  und  5  dieses  Entwurfs  ein  „dissentiment 
grave^,  also  eine  ernste  Meinungsverschiedenheit  oder  ein 
wirklicher  Streit.  Aber  schon  in  der  einleitenden  Kommissions- 
Verhandlung  am  29.  Mai  meinte  Descamps,  vielleicht  empfehle 
sich  im  Hinblick  auf  den  allgemeinen  Charakter  des  Art.  1  statt 
„confiit"  die  allgemeine  Bezeichnung  „diffärend".  Der  Ausschufs 
nahm  dann  auch  diese  Änderung  vor.  Der  rumänische  Bevoll- 
mächtigte Beldiman  widersprach  derselben  zwar  in  der  Kom- 
mission, indem  er  meinte,  der  Art.  1  fasse  doch  nur  die  Kriegs- 


"  Meurer,  a.  a.  0.  S.  102f. 
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fälle  ins  Auge  and  deshalb  sei  conflit  geeigneter.  Aber  Des- 
camps  wies  das  als  irrig  zurück;  man  brauche  gerade  einen 
allgemeinen  Ausdruck  für  Streitigkeiten  überhaupt,  also  für  Diffe- 
renzen jeder  Art,  die  mit  friedlichen  Mitteln  geschlichtet  werden 
sollten.  Auch  Beernaert  und  Asser  änfserten  sich  in  diesem 
Sinne.  In  der  Tat  sieht  man  nicht  ein,  warum  man  die  kleinen 
Meinungsverschiedenheiten  stets  erst  zum  Streit  auswachsen  lassen 
soll,  bevor  man  sich  um  die  friedliche  Beilegung  bemüht.  Eine 
Form  der  letzteren  ist  immer  noch  in  erster  Linie  die  unmittel- 
bare diplomatische  Verhandlung.  Erst  für  die  schweren  Fälle 
haben  sich  die  Mächte  der  durch  die  Haager  Konferenz  ausgebauten 
Friedensinstitute  zu  bedienen.^ 

Daraus  ergibt  sich,  dafs  die  Haager  Konvention  alle  Arten 
von  staatlichen  Streitigkeiten  im  Auge  hat.  Die  Unter- 
scheidung zwischen  „diflF6rends"  und  „conflits"  oder  „dissenti- 
nients  graves"  ^*  bezieht  sich  danach  lediglich  auf  den  Grad 
des  Streits,  ist  also  an  und  für  sich  für  die  rechtliche  Be- 
urteilung irrelevant.  Immerhin  hat  sie  aber  insofern  Be- 
deutung, als  je  nach  dem  Grade  des  Streits  bald  die  eine 
und  bald  die  andere  Art  des  völkerrechtlichen  Verfahrens 
leichter  anwendbar  erscheinen  dürfte. 

Das  betont  namentlich  Lammasch '^:  „ Der  in  der  ersten 
Sitzung  der  fünften  Kommission  vorgelegte  russische  Entwurf 
und,  ihm  folgend,  auch  die  Konferenzakte  unterscheidet  drei 
Gruppen  von  internationalen  Streitigkeiten:  1.  jene  schweren 
„Konflikte" ,  die  die  Gefahr  eines  Krieges  in  sich  bergen, 
2.  jene  minder  schweren  „Differenzen",  die  auf  verschiedener 
Beurteilung  von  Tatsachen  beruhen,  und  3.  jene  minder 
schweren  „Differenzen",  welche  rechtlicher  Natur  sind,  wozu 
namentlich  Streitigkeiten  über  die  Interpretation  und  über 
die  Anwendung  internationaler  Verträge  gezählt  werden." 
Lammasch  führt  aus,  dafs  für  die  „schweren  Konflikte"  die 


^'  Art.  9  spricht  aufeerdem  noch  von  „litiges**.  Dazu  bemerkt 
Meurer  S.  149:  „Übrigens  braucht  bei  den  ,litiges^  oder , Streitigkeiten' 
des  Art.  9  noch  kein  conflit  (=»  dissentiment  grave  oder  ,Streit*)  gegeben 
zu  sein,  wie  er  bei  der  Vermittlung  vorausgesetzt  ist." 

^*  Lammasch  in  der  „Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und 
Strafrechf*,  a.  a.  0.  S.  31. 


§  7.    Der  Charakter  der  yölkerrechtlichen  Streitigkeiten.       I47 

Bestimmungen  über  das  Vermittlungsverfahren  gelten  ** ,  für 
„den  Fall  minder  schwerer  Differenzen,  welche  weder  die 
Ehre  noch  die  wesentlichen  Interessen  der  Staaten  berühren 
und  welche  auf  verschiedener  Auffassung  tatsächlicher  Um- 
stände beruhen",  die  Bestimmungen  über  das  Untersuchungs- 
verfahren", und  für  „die  dritte  Gruppe  von  Differenzen, 
nämlich  für  jene  von  vorwiegend  juristischem  Charakter  und 
insbesondere  für  die  Streitigkeiten  über  Interpretation  und 
Anwendung  von  Staatsverträgen",  dieBestimmungen  über  das 
Schiedsgerichtsverfahren  ■^. 

Von  diesen  verschiedenen  Arten  des  Verfahrens  wird 
unten  zu  handeln  sein.  Es  wird  sich  dann  zeigen,  welche 
Bedeutung  den  obigen  Unterscheidungen  zukommt.  Hier  ist 
nur  nochmals  zu  betonen,  dafs  die  in  der  Haager  Konvention 
gemachte  Unterscheidung  der  Staatsstreitigkeiten  mit  dem 
Charakter  dieser  Streitigkeiten  insofern  nichts  2u  tun  hat, 
als  sowohl  die  schweren  Konflikte  wie  die  leichten  Differenzen 
an  sich  politischer  oder  rechtlicher  Natur  sein  können.  Nach 
dem  hier  Gesagten  werden  sie  heutzutage  regelmäfsig,  in  ihrer 
überwiegenden  Mehrzahl,  zweifellos  den  letzteren  Charakter 
tragen.  — 


«*  Vgl.  dazu  Meurer,  S.  108,  113. 

^  Hierzu  Meurer,  S.  142,  149.  Descamps  führte  in  der  Kom- 
missionsberatung aus :  „Es  handelt  sich  um  zusammenhängende  Friedens- 
bestimmungen für  Streitlagen.  Abgesehen  von  schweren  StreitiUllen, 
welche  die  Vermittlung  wünschenswert  machen,  gibt  es  rechtliche  und 
tatsächliche  Streitfragen;  für  die  ersteren  wird  die  Schiedssprechung, 
fdr  die  zweiten  die  Untersuchungskommission  bereit  gehalten.^ 

■^  Hierzu  Meurer,  a.  a.  0.  S.  168 f. 
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§  8.    Allgemeines. 

Es  liegt  mir,  wie  gesagt,  fern,  hier  eine  Darstellung  de» 
völkerrechtlichen  Verfahrens  versuchen  zu  wollen.  So  sehr 
eine  solche  einem  Bedürfnisse  entsprechen  würde,  so  schlecht 
wäre  doch  der  Zeitpunkt  dafür  gewählt.  Anderseits  darf  man 
aber  gewifs  hoffen,  dafs,  sobald  die  Rechtslage  etwas  ab- 
geklärter  ist,  eine  solche  Darstellung  nicht  auf  sich  warten 
lassen  werde.  Hier  möchte  ich  im  folgenden  lediglich  solche 
Momente  herausgreifen,  die  für  die  Frage  der  Fortbildung  des 
völkerrechtlichen  Verfahrens  von  unmittelbarem  Interesse 
sind,  einige  wenige  Punkte  nur,  aber  allerdings  solche  von 
grundlegender  Bedeutung  für  die  Materie. 

Vorausschicken  möchte  ich  einige  allgemeine  Bemerkungen, 
namentlich  über  die  Eigenart  des  völkerrechtlichen  Verfahrens^ 
die  von  der  herrschenden  Lehre  oft  gründlich  verkannt  wird. 

Das  völkerrechtliche  Verfahren  mufs  notwendigerweise 
der  Eigenart  des  Völkerrechts  entsprechen.  So  wie 
dieses  sich  zwar  einerseits,  wie  alles  Recht,  auf  den  Willen 
der  Staaten  zurückführt,  anderseits  aber  seine  Grundlage 
in  der  Gemeinsamkeit,  in  der  Solidarität  findet,  wie  es 
daher  von  den  Staaten  gemeinsam,  zumeist  in  der  Form 
von  Verträgen,  geschaffen  wird,  so  ist  es  auch  mit  dem 
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völkerrechtlichen  Verfahren  *.  Nicht  nur  das  materielle  Völker- 
recht, sondern  auch  das  formelle,  auch  das  Verfahren  in 
völkerrechtlichen  Streitigkeiten  mufs  als  Teil  des  Völker- 
rechts dessen  Eigenart  aufweisen  ^.  Mit  anderen  Worten :  das 
völkerrechtliche  Verfahren  beruht  zwar  ebenfalls  auf 
dem  sich  meist  in  der  Form  von  Verträgen^  äufsernden 
freien  Willen  der  Staaten,  trägt  aber,  wie  alle  Völker- 
rechtsnormen, das  Merkmal  der  Gemeinsamkeit  und  be- 
ruht im  Grunde  auf  der  Solidarität  der  internationalen  staat- 
lichen Interessen. 

Und  auch  für  das  Verfahren  gilt  die  Beobachtung,  die  uns 
unser  diesmaliger  Zusammenhang  bereits  für  das  Völkerrecht 
im  allgemeinen  gezeigt  hat.  Im  älteren  Völkerrecht  wird, 
wie  wir  sahen,  gerade  weil  man  noch  nicht  erkannt  hat,  dafs 
das  Völkerrecht  sich  auf  den  freien  Willen  der  Staaten  zu- 
rückführt, auch  beim  Verfahren  mit  Vorliebe  das  Moment 
der  Souveränität  im  unrichtigen  Sinne  betont,  —  eine 
Betonung,  die  nicht  nur  unrichtig,  sondern  auch  der  Weiter- 
eotwicklung  dieses  Verfahrens  im  höchsten  Grade  hinderlich 
ist,  da  man  naturgemäfs  dabei  von  der  irrigen  Meinung  aus- 
geht, dafs  die  Souveränität  bei  Staatsstreitigkeiten  nur  in  den 
Formen  der  Selbsthilfe  einen  entsprechenden  Ausdruck 
zu  finden  vermöge.  Erst  im  neueren  Völkerrecht  beginnt 
man  das  Wesen  des  Völkerrechts  zu  erkennen:  man  betont 


^  Vgl.  dazu  Schlief,  a.  a.  0.  S.  306:  „Gewils  wird,  rein  äufserlich 
betrachtet,  das  Völkerrecht,  wenn  einmal  ein  solches  geschaffen  wird,  auf 
Tertragsmälsiger  Übereinkunft  unter  denjenigen  beruhen,  für  welche  es 
gelten  soll." 

'Insoweit  ganz  richtig  Ulln>ann,  a.  a.  0.  S.  82:  „Der  Eigenart 
des  Völkerrechts  entspricht  die  eigenartige  Gestaltung  der  Geltend- 
machung von  subjektiven  Hechten  und  Interessen. ** 

*  Auf  diese  yertragsmäCsige  Basis  des  völkerrechtlichen  Verfahrens 
weist  namentlich  auch  Meili,  „Das  internationale  Zivilprozefsrecht'', 
1904,  Teil  2,  S.  273  f.,  hin.  Der  Charakter  des  Völkerrechts  bringt  es 
mit  sich,  dals  es  hier  keine  andere  als  die  vertragsmäßig  geregelte 
Kompetenz  geben  kann. 
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jetzt,  wo  man  der  Solidarität  der  internationalen  Inter- 
essen sich  bewufster  geworden  ist,  das  mit  diesem  Prinzip  im 
Einklang  stehende  völkerrechtliche  Verfahren,  dessen 
Eigenart  in  der  Gemeinsamkeit  des  Vorgehens  besteht,  im 
Gegensatz  zur  Selbsthilfe,  aber  auch  im  Gegensatze 
zum  innerstaatlichen  Verfahren. 

Das  Gesagte  erscheint  eigentlich  selbstverständlich.  Wes- 
halb sollten  denn  die  völkerrechtlichen  Institutionen  für  das 
Verfahren  bei  Staatsstreitigkeiten  nicht  die  Eigenart  des 
Völkerrechts  haben?  Nun,  der  Grund,  weshalb  man  diese 
Notwendigkeit  verkannt  hat,  ist  der,  dafs  die  Theorie  dieses 
Verfahren  meist  nicht  vom  völkerrechtlichen  Standpunkte  aus 
beurteilt  hat,  sondern  glaubt,  den  Mafsstab,  wie  so  häufig 
in  völkerrechtlichen  Materien,  beim  innerstaatlichen  Recht 
suchen  zu  müssen.  So  gelangt  sie  zu  der  Fragestellung,  ob 
und  inwieweit  das  völkerrechtliche  Verfahren  die  Merkmale 
des  innerstaatlichen  Verfahrens  aufweise. 

Eigentlich  eine  sonderbare  Idee!  Denn,  so  töricht  vom 
Standpunkte  des  Völkerrechts  die  Idee  war,  dafs  es  einen 
völkerrechtlichen  Gesetzgeber  geben  könnte,  der  den  Staaten 
Gesetze  vorschreiben  würde,  so  töricht  ist  nicht  minder  der 
Gedanke  an  einen  überstaatlichen  Richter  oder  Gerichtshof. 
Es  versteht  sich  von  selbst,  dafs  die  Staaten  in  ihrer 
freien  Organisation,  gerade  so,  wie  sie  sich  selbst  ihre  „Ge- 
setze" in  der  Form  von  gemeinsam  abgeschlossenen  Verträgen 
geben,  so  auch  sich  selbst  ihre  Richter  und  Gerichte  im 
Wege  von  Vertragsabschlüssen  zu  geben  vermögen.  Indem 
sie  so  das  Verfahren  regeln,  Richter  und  Gerichte  einsetzen 
und  deren  Kompetenzen  bestimmen,  überhaupt  Bestimmungen 
treffen  über  die  Art,  wie  bei  Streitigkeiten  zwischen  den 
Kontrahenten  verfahren  werden  soll,  sei  es  nun  mit  Bezug 
auf  einen  einzelnen  Streitfall  oder  generell  mit  Bezug  auf 
alle  oder  gewisse  Arten  von  Streitfällen,  dokumentieren  sie 
nicht  mehr  und  nicht  minder  als  —  ihre  eigene  Souveränität, 
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Sie  bekunden,  dafs  sie  sich  der  Solidarität  ihrer  Interessen 
bewufst  sind. 

Da  das  alles  aber  anders  ist,  als  im  innerstaatlichen 
Becht  —  obschon  auch  dort  der  Staat  Gesetze  erläfst,  Gerichte 
einsetzt  und  das  Verfahren  regelt,  ohne  dafs  sich  jemand 
darüber  wundert  — ,  so  folgert  man,  immer  von  dem  gleichen 
schiefen  Sehwinkel  ausgehend,  dafs  dieses  völkerrechtliche 
Verfahren  notgedrungen  minderwertiger  sein  müsse,  als  das 
Verfahren  des  innerstaatlichen  Rechts.  Man  vermag  von  diesem 
Sehwinkel  aus  natürlich  nicht  zu  erkennen,  dafs  es  so  sein 
mafs,  dafs  es  gar  nicht  anders  sein  kann,  dafs  es  in  seiner 
Gestaltung  durchaus  der  Eigenart  des  Völkerrechts  entspricht. 

Wie  sollte  denn  das  völkerrechtliche  Verfahren  dazu 
kommen,  die  Formen  des  innerstaatlichen  Rechts  anzunehmen  ? 
Würden  diese  denn  „souveränen''  Staaten  gegenüber  passen? 
Sind  für  den  Staatenverkehr,  den  Staatenstreit,  das  schieds- 
gerichtliche Verfahren  und  das  Vermittlungsverfahren  denn 
nicht  unendlich  geeigneter  als  irgend  eine  der  Formen  des 
innerstaatlichen  Verfahrens?  Was  sollen  uns  denn  im  Völker- 
recht Richter  und  Gerichte  nach  innerstaatlichem  Muster  mit 
dem  ganzen  Apparat  eines  organischen  Zwangsschutzes?  All 
das  würde,  wenn  es  überhaupt  denkbar  wäre,  allerdings  die 
staatliche  Freiheit  beengen,  und  es  ist  ja  gerade  einer  der 
Vorzüge  des  Völkerrechts  und  speziell  des  völkerrechtlichen 
Verfahrens,  dafs  es,  der  freien  Persönlichkeit  der  Staaten 
seine  Existenz  dankend,  in  seiner  Anlage  und  Organisation 
ungleich  freier  und  unbeengter  erscheint,  als  dies  beim  Ver- 
fahren im  Staate  der  Fall  ist  und  der  Fall  sein  kann.  So 
wenig  wie  wir  also  völkerrechtliche  Gesetze  haben,  brauchen 
oder  uns  denken  können,  so  wenig  brauchen  wir  im  Völker- 
recht ein  innerstaatliches  Verfahren  bezw.  ein  Verfahren,  das 
diesem  angepafst  wäre. 

Stellt  man  sich  auf  den  völkerrechtlichen  Standpunkt, 
so  erkennt  man,  dafs  es  von  vornherein  verfehlt  war,   das 
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völkerrechtliche  Verfahren  um  seiner  durchaus  berechtigten 
Eigenart  willen  für  an  sich  ungeeigneter  und  unvollkommener 
zu  halten,  als  das  innerstaatliche  Verfahren  in  Zivil-  und 
Strafsachen.  Die  völkerrechtlichen  „Rechtsmitter  sind  an 
sich  genau  ebenso  gut  geeignet^,  ihre  besonderen  Zwecke  zu 
erfüllen,  wie  irgendwelche  „Rechtsmittel",  die  innerhalb  des 
Staates  zur  Verfügung  von  Behörden  oder  Privaten  stehen. 
Es  hiefse  also  der  Natur  des  Völkerrechts  Zwang  antun, 
wollte  man  das  völkerrechtliche  Verfahren  von  Grund  auf 
ummodeln,  etwa  nach  dem  Muster  des  Verfahrens  in  bürger- 
lichen Streitigkeiten  oder  in  Strafsachen.  Der  Mafsstab  für 
die  Geeignetheit  und  Vollkommenheit  des  völkerrechtlichen 
Verfahrens  ist  so  wenig  i  m  Staate  zu  suchen  wie  der  für  das 
Wesen  des  Völkerrechts  überhaupt.  Zu  einer  Unterschätzung 
der  Arten  und  Formen  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  an 
sich  liegt  keinerlei  Grund  vor.  Sie  sind  durchaus  geeignet, 
ihre  Zwecke  zu  erfüllen.  Das  beweist  schon  das  Alter  dieser 
Institute,  schon  ihr  historisches  Werden  deutet  auf  ihre 
prinzipielle  Zweckmäfsigkeit  hin  ^.  Und  es  darf  daher  gesagt 
werden,  dafs  für  das  Völkerrecht  Schiedsgerichte  nicht  unter- 


^  Revon,  a.  a.  0.  S.  348,  schreibt,  viele  Juristen  „estiment  que  la 
proc^dure  internationale  actuelle,  avec  son  double  m^canisme  coercitif 
et  diplomatique,  suffit  aux  besoins  de  la  paix.  Cette  id^e  a  ^t^  soutenue 
particuli^rement,  d^une  mani^re  syst^matique,  par  Kaltenborn.''  Es  wird 
sich  unten  zeigen,  dalk  ich  mit  Bevon  durchaus  nicht  so  im  Widerspruch 
stehe,  wie  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen  könnte,  wenn  ich  auch  seinen 
Standpunkt  keineswegs  in  allen  Beziehungen  teile. 

^  Die  Haager  Konferenz  hat  diese  „Bechtsmittel"  nicht  etwa  erst  ge- 
schaffen, die  Formen  waren  im  wesentlichen  schon  gegeben  und  wurden  im 
Haag  nur  teils  prinzipiell  anerkannt,  teils  weiter  ausgestaltet.  Vgl.  z.  B. 
Meurer,  a.  a.  0.  S.  34:  „Von  mafsgebender  Bedeutung  zur  Bewahrung 
des  Yölkerfriedens  waren  bis  jetzt  die  guten  Dienste,  die  Vermittlung  und 
die  Schiedssprechung.  Diese  Mittel  zur  Verhinderung  von  Kriegen  sind 
alt;  und  die  Friedenskonferenz  soll  nur  die  Gebrauchsanwendung  der- 
selben näher  bestimmen.  Die  Praxis  der  Schiedssprechung,  der  Ver- 
mittlung und  der  guten  Dienste  soll  allgemein  und  verbindlich  gemacht 
werden.  Das  war  der  eigentliche  Inhalt,  das  allgemeinste  Ziel  der 
Friedenskonferenz.** 
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geordneter  sind,  als  staatliche  Gerichte  für  das  innerstaatliche 
Kecht,  so  wenig  wie  Verträge  im  Völkerrecht  untergeordneter 
sind,  als  Gesetze  im  Staats-  oder  Privatrecht.  Beide  beruhen 
durchaus  auf  der  Eigenart  des  Völkerrechts®. 


^  Hierauf  habe  ich  schon  in  meinem  ^^Völkerrechtlichen  Vertrag*^, 
insbesondere  auf  S.  223 — 225,  hingewiesen.     Ich  zitiere   daraus:   ^Das 
innerstaatliche  Recht  haben  wir  als  ein  Befehlsrecht,  ein  Gesetzesrecht 
kennen  gelernt.    Seinem  Charakter  entspricht  daher  durchaus   der  im 
Staate  bestehende  Rechtsschutz,  den  wir  kurz  als   einen    organischen 
Zwangsschutz  gekennzeichnet  haben.    Umgekehrt  ist  das  Völkerrecht  ein 
Vertragsrecht,   es   beruht  äußerlich  nicht  auf  Befehlen,   sondern   auf 
Eonsenserklärungen,  und  bedeutet  also   ein  rechtliches  Band  zwischen 
einer  Mehrzahl  von  Staaten.    Sollte  es  nun  im  Völkerrecht  nicht  be- 
grifflich   von   Yomherein    ausgeschlossen    sein,    da&    ein    organischer 
Zwangsschutz  als  Ausflufs  einer  übergeordneten  Willensmacht  stattfinde? 
Sollt«  es  nicht  viel  mehr  schon  die  Natur  dieses  „Vertragsrechtes*'  mit 
sich  bringen,  dafs,  wie  dieses  Recht  überhaupt,  so  auch  der  Schutz 
dieses  Rechtes  ein  „vertragsmälsiger''  sei,  d.  h.  da&  zwischen  Staaten, 
über  denen  es  ja  keine  höhere  Rechtsinstanz   geben  kann,  die  Schutz- 
und  Rechtsmittel  ihre  Existenz  „Konsenserklärungen''  der  zu  schützenden 
resp.  im  Streit  begriffenen  Staaten  verdanken,  und  dals  in  Ermangelung 
einer  höheren,  über  den    Staaten   stehenden  Autorität    die  Ausübung 
dieses  Schutzes  dritten  Staaten  übertragen  wird?    Unseres  Erachtens 
entsprechen    die    vorhandenen    Schutzmittel    durchaus    der   besonderen 
Natur  des  Völkerrechts:  sie  können  gar  keine  anderen  sein,  sie  können 
ihre  Eigenart  ebenso  wenig  ändern,  wie  das  Völkerrecht  seinen  Charakter 
als  konventionelles  Recht.   Gerade  wie  der  Charakter  des  Gesetzesrechts 
einen  organischen  Zwangsschutz  heischt,  so  heischt  das  „Vertragsrecht'' 
die   vertragsmäßige    Mitwirkung   Dritter.      Und    gerade    wie    wir    als 
charakteristisches  Merkmal  der  Entstehung  des  Völkerrechts   die  Ge- 
meinsamkeit kennen  gelernt  haben,  so  begegnen  wir  dieser  selben  Er- 
scheinung auch  bei  der  Frage  nach  dem  Schutz  des  Völkerrechts:  Ge- 
meinsamkeit ist  auch  hier  der  Grundzug.    Gemeinsam   übertragen  die 
Staaten  die  Mitwirkung  bei  ihren  Angelegenheiten  dritten  Staaten,  und 
gemeinsam  wirken  die  Staaten  zusammen,  das  Recht  zu  schützen.    Auf 
Gemeinsamkeit,  auf  Vertrag  beruht  nicht  nur  das  internationale  Recht, 
sondern   auch   der   Schutz   dieses   Rechtes.    In   der  Möglichkeit  einer 
Mitwirkung  dritter  Staaten  liegt  also   durchaus  ein  in  der  Natur  des 
Völkerrechts  begründetes  Äquivalent  für  diejenigen  Mittel,  die  innerhalb 
des  Staates  zur  Durchführung  des  Rechts  geboten  sind.     Die  völker- 
rechtlichen Rechtsmittel  haben  aber  nicht  nur  ihre  Begründung  in  der 
Natur  und  Eigenart  des  Völkerrechts,  sie  sind  auch  keineswegs  so  un- 
vollkommene Mittel,  wie  man  zu  behaupten  gewöhnt  ist.    So  wenig  wie 
das  Völkerrecht  ein  unvollkommenes  Recht  ist,  weil  es  in  anderer  Form 
in  Erscheinung  tritt,  als  das  innerstaatliche  Recht,  und  so  wenig  wie 
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So  viel  über  den  prinzipiellen  Standpunkt.  Nun  soll 
aber  anderseits  damit,  dafs  wir  diesen  Standpunkt  hier  be- 
tonen, keineswegs  etwa  gesagt  sein,  dafs  die  „Rechtsmittel ** 
des  Völkerrechts  heute  schon  auf  der  Höhe  ihrer  Ent- 
wicklungsfähigkeit angelangt  seien.  Davon  kann  natürlich 
keine  Rede  sein  und  ich  habe  es  ja  oben  gerade  als  die 
Hauptaufgabe  des  Völkerrechts  bezeichnet,  diese  Entwick- 
lung erst  zu  befördern.  Das  hier  Gesagte  beweist  also  ledig- 
lich, dafs  die  völkerrechtlichen  Rechtsmittel  infolge  ihrer 
prinzipiellen  Geeignetheit  sehr  wohl  im  Völkerrecht  ein  Ver- 
fahren zeitigen  können,  das  in  seiner  Art  dem  des  inner- 
staatlichen Rechts  ebenbürtig  ist.  Die  Frage  nach  dem 
praktischen  Wert  oder  Unwert  der  „Rechtsmittel"  des  Völker- 
rechts will  also  im  Lichte  der  Entwicklung  betrachtet  sein. 
Wenn  sie  heute  noch  unvollkommen  scheinen,  so  liegt  das 
lediglich  daran,  dafs  sie  noch  wenig  entwickelt  sind  bezw. 
noch  zu  wenig  angewandt  werden,  nicht  aber  an  ihrer  Natur. 
Der  Grund  der  gegenwärtig  üblichen  Unterschätzung  des  im 
Völkerrecht  gegebenen  Verfahrens  ist  also  keineswegs  in  der 
Unzulänglichkeit  der  Arten  dieses  Verfahrens  begründet.  An 
Arten  bezw.  Formen  des  Verfahrens  fehlt  es  im  Völkerrecht 
keineswegs.  Sie  sind  sogar  sehr  mannigfaltig  und  ein  Be- 
dürfnis nach  neuen  Formen  und  Rechtsinstituten  dürfte  kaum 
vorhanden  sein''^.    Was   not  tut,   ist  lediglich  eine  Weiter- 


seine Verbindlichkeit  eine  minder  gro&e  ist,  als  die  des  letzteren,  so 
wenig  sind  auch  die  dem  Völkerrecht  zur  YerfAgang  stehenden  Schatz- 
und  Rechtsmittel  an  sich  unvollkommene.^ 

^  Dies  ist  namentlich  dem  Vorschlage  von  v.  Bar  (a.  a.  0.)  auf 
Gründung  einer  Akademie  gegenüber  zu  betonen,  dem  sich  auch 
Brusa  (a.  a.  0.)  anschlieCst.  Die  Akademie,  die  dort  in  Vorschlag  ge- 
bracht wird,  hätte  meines  Erachtens  praktisch  ungefähr  dieselbe  Be- 
deutung, wie  das  „Institut  de  droit  international'^.  Letzteres  repräsentiert 
bereits  eine  solche  Akademie.  Die  bestehenden  Arten  des  völkerrecht- 
lichen Vermittlungsverfahrens  und  Schiedsverfahrens  haben  eine  prak- 
tisch ungleich  höhere  Bedeutung,  ihr  Wert  ist  nicht  nur  ein  „aka- 
demischer'^.   Vgl.  hierzu  auch  die  Vorschläge  von  Bajer  unten  im  §  21. 
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entwicklung  bezw.  Ausgestaltung  der  bestehenden  Formen, 
insbesondere  die  Ausbildung  eines  Systems  für  ihre  An- 
wendung. Das  fehlt  und  dieser  Mangel  ist  der  wahre  Grund 
der  Unterschätzung  der  völkerrechtlichen  „Rechtsmittel". 

Wir  haben  heute  schon  ein  schiedsgerichtliches  Ver- 
fahren und  einen  völkerrechtlichen  Gerichtshof,  wir  haben 
Bestimmungen  über  das  Vermitflungs-  und  Untersuchungs- 
verfahren. Die  Grundsteine  sind  also  vorhanden,  Grundsteine, 
auf  denen  man  in  vollem  Vertrauen  und  in  völliger  Anlehnung 
an  den  ursprünglichen  Bauplan  (d.  h.  die  Eigenart  des  Völker- 
rechts) weiterbauen  darf  und  auch  bereits  weitergebaut  hat. 
Die  Arbeit  daran  ist  im  Gange.  Eine  Fortbildung  wird  den 
bestehenden  Formen  des  Verfahrens,  die  an  sich  schon  in 
ihrer  jetzigen  Gestaltung  sehr  wohl  zu  funktionieren  ver- 
mögen, also  sicherlich  zu  Teil  werden. 

Die  Hauptsache  wird,  wie  ich  zu  zeigen  hoffe,  dabei  die 
sein,  dafs  die  Art  und  Weise,  wie  diese  Formen  anzuwenden 
sind,  in  ein  bestimmtes  System  gebracht  wird.  Das  völker- 
rechtliche Verfahren  sollte  zu  einem  richtigen  System  aus- 
gebaut werden.  Das  ist,  wie  schon  betont,  das  wesentlichste 
Ziel,  und  man  darf  vielleicht  schon  a  priori  sagen,  dafs,  wenn 
dieses  System  im  Sinne  der  Eigenart  des  Völkerrechtes  ge- 
staltet wird,  wenn  die  Entwicklung  so  weiterschreitet,  wie 
sie  bis  jetzt  eingesetzt  hat,  das  Verfahren  in  völkerrechtlichen 
Streitigkeiten  mit  der  Zeit  in  der  Tat  sich  dem  der  inner- 
staatlichen Rechtsordnungen  wird  an  die  Seite  stellen  dürfen. 
Weshalb  sollte  es  denn  nun  aber  nicht  möglich  sein,  das 
völkerrechtliche  Verfahren  weiter  auszubilden?  Zu  einer 
solchen  Annahme  liegt  in  Wirklichkeit  nicht  der  mindeste 
Grund  vor  und  die  Tatsachen  des  Völkerlebens  bejahen  diese 
Möglichkeit  auf  das  Nachdrücklichste.  Es  fehlt  ja,  wie 
gesagt,  nicht  sowohl  an  Rechtsmitteln,  als  vielmehr  an  der 
Anwendung  dieser  Rechtsmittel.  Daher  handelt  es  sich  vor 
allem  darum,    diese  den  Staaten  näher  zu  bringen,   wenn 
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man   dem   Recht  im   Völkerleben  regelmäfsig  Geltung  ver- 
sebaffen will. 

Das  tut  man  nun  aber  allerdings  nicht,  wenn  man  über  die 
durch  die  Eigenart  des  Völkerrechts  gezogenen  Grenzen  hin- 
aus will.  Und  das  ist  der  Fehler  fast  aller  der  unzähligen 
Vorschläge,  die  von  Einzelnen  wie  von  Versammlungen  und 
Kongressen  —  allerdings  weniger  im  Hinblick  auf  die  Fort- 
bildung des  völkerrechtlichen  Verfahrens,  als  vielmehr  im 
Hinblick  auf  die  Friedensfrage  ®  —  gemacht  worden  sind,  dafs 
sie  meist  der  Eigenart  des  Völkerrechts  vergessen  und  über 
das  Ziel  hinausschiefsen. 

Wenn  wir  uns  dieser  Eigenart  bewuist  bleiben,  dann  er- 
kennen wir  auch  von  vornherein  die  G  r  e  n  z  e  n ,  die  der  Ent- 
wicklung des  völkerrechtlichen  Verfahrens  gesetzt  sind  und 
über  die  dieses  nicht  hinaus  kann.  Es  ist  uns  dann  vor  allem 
ohne  weiteres  klar,  dafs  namentlich  alle  diejenigen,  die  von 
einer  politischen  Organisation  im  Anschlufs  an  die 
VFeiterentwicklung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  träumen, 
sich  im  Vfiderspruch  mit  der  Grundidee  des  heute  geltenden 
Völkerrechts  befinden  und  dafs  alle  darauf  hinauslaufenden 
Projekte  daher  vom  heutigen  Standpunkte  aus  als  Utopien 
zu  bezeichnen  sind®. 


®  Die  oben  im  §  3  Anm.  14  zitierten  Schriften  geben  u.  a.  auch 
diese  Vorschläge  zum  Teil  wieder.  Die  Literatur  ist  so  reich,  dafs  ich 
hier  auf  auch  nur  einigermalsen  vollständige  Literaturangaben  verzichten 
mu(s.  Den  vollständigsten  Überblick  über  die  Literatur  auf  unserem 
Gebiet  bietet  das  schon  zitierte  Werk  von  Lafontaine,  „Bibliographie 
de  la  paix  et  de  l'arbitrage  international". 

9  VgL  Schlief,  a.  a.  0.  S.  286 f.:  „Es  bedarf  keines  näheren  Be- 
weises, dais  eine  befriedigende  Lösung  der  Frage  nach  der  grundsätz- 
lichen Friedfertigung  der  Kulturwelt  nur  versucht  werden  kann  und 
darf  im  engsten  Anschluls  an  die  Zustände,  wie  sie  sich  bisher  tat- 
sächlich herausgebildet  haben.  .  .  .  Das  charakteristische  Merkmal  des 
gegebenen  Zustandes  ist  das  Dasein  mehrerer  selbständiger  Staaten, 
und  das  wesentlichste  Kennzeichen  dieser  wiederum  ihre  Souveränität, 
60  dafs  es  vernünftigerweise  nur  darauf  ankommen  kann,  unter  strenger 
Wahrung  dieser  Souveränität,  eine  Rechtsordnung  zwischen  den  ver- 
schiedenen  Staaten   zu   schaffen.*^      Vgl.    auch    die   Ausführungen  von 
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Aber  auch  diejenigen,  die  sich  die  Weiterentwicklung  des 
völkerrechtlichen  Verfahrens  lediglich  im  Rahmen  eines  in 
ein  System  gebrachten  rechtlichen  Verfahrens  denken,  tun 
häufig  der  Eigenart  des  Völkerrechts  Zwang  an,  indem  sie 
sich  dieses  Verfahren  mit  „Sanktionen^  ausgestattet  denken, 
die  es  nun  einmal  seiner  Natur  nach  nicht  haben  kann  und 
nicht  zu  haben  braucht*®.  Die  Weiterentwicklung  des  Ver- 
fahrens wird  niemals  soweit  gehen,  dafs  ein  Zwangsschutz  in 
irgendwelcher  Form  völkerrechtliche  Anerkennung  findet, 
denn  damit  wäre  dem  jetzigen  System  der  völkerrechtlichen 
Gemeinschaft,  die  sich  aus  freien  Staatspersönlichkeiten  zu- 
sammensetzt^ der  Todesstofs  gegeben. 

Auch  insofern  dürfte  sich  das  völkerrechtliche  Verfahren 
dem  innerstaatlichen  kaum  nähern,  als  die  völkerrechtliche 
Kechtssprechung  unter  den  jetzt  gegebenen  Verhältnissen  kaum 
den  Charakter  einer  Justiz  im  innerstaatlichen  Sinn  annehmen 
dürfte.  Freigewählte  Schiedsgerichte  sind  es,  die  im  Völker- 
recht Recht  sprechen,  und  die  der  völkerrechtlichen  Eigenart 
entsprechen.  Es  ist  kein  Bedarf  nach  „staatlichen  Gerichten'', 
nach  „staatlicher  Justiz"  im  Völkerverkehr  vorhanden.  Auch 
in  dieser  Beziehung  haben  manche  über  das  Ziel  hinaus- 
geschossen, wohl  weil  sie  in  einer  Gerichtsorganisation  nach 


Kamarowsky,  a.  a.  0.  S.  476 f.,  sowie  von  Revon,  a.  a.  0.  S.  278 f. 
Ferner  Descamps,  Denkschrift  S.  8:  „Zwischen  der  gegenwärtigen 
internationalen  GeseUschaft  mit  ihrem  doppelten  diplomatischen  und 
Zwangsmechanismus  und  zwischem  dem  Apparate  einer  Föderation  mit 
internationaler  gesetzgebender,  richterlicher  und  ausführender  Gewalt 
ist  der  Weg  so  weit,  dals  man  sich  keineswegs  der  Einbildung  hingeben 
kann,  solche  Umwandlungen  auf  den  ersten  Hieb  zu  erreichen.  Das  Beste 
ist  es  ohne  Zweifel,  nachdem  man  die  gegenwärtige  Situation  festgestellt 
hat,  die  fortschreitenden  Mittel  zu  ihrer  Verbesserung  zu  ergründen.^ 
^^  Die  Idee,  dals  das  Völkerrecht  eine  besondere  „Sanktion**  nötig 
habe,  wird  namentlich  von  den  französischen  Juristen  vertreten.  Ich 
komme  auf  diese  Frage  noch  unten  im  §  17  zurück.  Es  wird  dem- 
gegenüber einfach  zu  sagen  sein,  dalB  das  Völkerrecht  seine  innere 
„Sanktion''  in  sich  selbst  trägt  und  weiterer  äufserer  „Sanktionen**  aU 
der  bestehenden  nicht  bedarf.  Vgl.  dazu  auch  meinen  „Völkerrechtlicher. 
Vertrag",  S.  191  f. 
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staatlichem  Muster  eine  gröfsere  Garantie  für  den  Weltfrieden 
erblicken  mochten.  Aber  eine  solche  Organisation  ist  zur  Er- 
reichung dieses  Zieles  keineswegs  erforderlich.  Auch  durch 
Fortbildung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  kann  dem  Frieden  in 
durchaus  genügender  Weise  gedient  werden.  Und  für  die 
rechtliche  Betrachtung  ergibt  sich  ohne  weiteres,  dafs  das 
Völkerrecht  seine  Fortbildung  lediglich  im  Sinn  einer  Weiter- 
entwicklung der  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  nehmen  haben 
dürfte,  wenigstens  so  lange  es  sich  auf  den  heutigen  Grund- 
lagen aufbaut. 

Zu  denjenigen,  die  in  diesem  Punkte  anderer  Meinung 
sind,  gehört  Schlief".  Er  meint,  es  sei  ein  Fehler  ge- 
wesen, dafs  man  immer  nur  „Schiedsgerichte*"  ins  Auge  fafste, 
die  „der  Natur  der  Sache  nach  nur  zulässig  sind,  wenn  sich 
die  streitenden  Teile  über  die  Entscheidung  eines  konkreten 
Falles  durch  einen  arbiter  ausdrücklich  einigen,  die  also  unter 
allen  Umständen  nur  eine  fakultative  Einrichtung  bilden; 
während  es  für  die  Etablierung  eines  ,intemationalen  Rechts' 
in  wahrer  Bedeutung  ausschliefslich  darauf  ankommt,  einen 
,ordentlichen'  Staatengerichtshof  aufzutun,  der  nach  den 
Regeln  einer  ein  für  allemal  feststehenden  allgemeinen  ob- 
jektiven Rechtsordnung  jeden  vor  ihn  gebrachten  Fall  zu  ent- 
scheiden hat."  Schlief  findet  „das  eigentliche  begriffliche 
Wesen  der  Sache"  darin,  „dafs  die  ebenso  unerläfsliche  wie 
durchaus    einwandfreie    Grundlage    jeder    völkerrechtlichen 


^'  Vgl.  Schlief  aufeer  in  dem  bereits  zitierten  Werke  im  „Archiv 
für  öffentliches  Recht",  Bd.  14,  S.  272,  und  in  der  „B'riedens warte**  vom 
März  1906.  Vgl.  ferner  Nys,  „L'arbitrage**  in  der  „Revue  de  droit 
international'^,  1906,  S.  If.:  „Deux  buts  ont  6U  indiqu^s.  Pour  les  uns 
Tarbitrage  fournit  une  satisfaisante  Solution,  pour  les  autres  le  tribunal 
international  est  l'indispensable  institution  .  .  .  Dans  la  Solution  qui 
ä  la  fin  du  XIX«  si^cle  a  ^t^  donn^e  au  probl^me  de  Torganisation 
internationale,  Tarbitrage  l'a  emportö  sur  Tinstitution  d'un  tribunal.  Les 
causes  sont  faciles  k  discemer.  Införieur  au  tribunal  international  au 
point  de  vue  des  principes,  Tarbitrage  correspond,  somme  toute,  k  l'ordre 
de  choses  ezistant  de  nos  jours  dans  la  soci^t6  internationale.*' 
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Organisation  eine  ordentliche  Völkerjustiz  ist,  welche  — 
gegenflber  dem  immer  aufserordentlichen,  freiwilligen  Charakter 
der  Schiedsjustiz  bezw.  des  einzelnen  Schiedsgerichtsfalls  — 
einen  systematischen,  obligatorischen  Charakter  an  sich  trägt, 
d.  h.  obligatorisch  im  völkerrechtlichen,  also  in  dem  Sinn, 
dafs,  wenn  ein  Teil  die  Austragung  eines  konkreten  Kon- 
fliktes in  den  Formen  eines  rechtlichen  Verfahrens  herbei- 
geführt wissen  will,  auch  der  andere  dazu  bereit  sein  mufs  .  . . 
Es  gibt  in  Wahrheit  gar  kein  Schiedsgerichtsprinzip, 
sondern  nur  ein  Prinzip  ordentlicher  Völkerjustiz  mit  der 
unerläfslichen  Konstituierung  eines  ordentlichen  Völker- 
gerichtshofs." Schlief  meint,  „Schiedsgerichte"  seien  immer 
etwas  zufälliges,  das  niemals  zu  einer  grundsätzlichen  In- 
stitution werden  könne;  als  eine  solche  sei  nur  die  ordent- 
liche Justiz  —  in  begri£nichem  Gegensatze  zur  Schiedsjustiz 
—  anzusehen.  Man  dürfe  keinen  Kompromifs  schliefsen, 
der  gegen,  die  Logik  selbst  verstofse;  das  aber  geschehe, 
wenn  man  das  Völkerprozefsrecht  unter  demjenigen  Gesichts- 
punkte betrachte,  den  die  Verfechter  der  sogenannten  „Schieds- 
gerichtsidee" in  den  Vordergrund  stellen.  „Für  das  Völker- 
recht ist  ohne  den  Begriff  des  ,ordentlichen  Staatenrichters' 
unbedingt  nicht  auszukommen;  und  so  lange  man  das  nicht 
klar  begriffen  hat,  kann  von  der  Durchführung  einer  Staaten- 
gesellschaftsordnung gar  keine  Rede  sein;  so  lange  werden 
Bemühungen,  wie  sie  auf  der  Haager  Konferenz  zutage  traten, 
imn[ier  vergebliche  bleiben." 

Ich  glaube  nicht,  dafs  Schlief  mit  diesen  Ausführungen 
Recht  hat.  Vom  völkerrechtlichen  Standpunkte  vermögen 
Schiedsgerichte  nicht  nur  den  Bedürfnissen  nach  einer  inter- 
nationalen Rechtssprechung  ebenso  gut  zu  genügen  wie 
„ordentliche  Gerichte",  sondern  sie  passen  sich  der  Eigenart 
des  Völkerrechts  auch  um  vieles  besser  an  als  die  letzteren, 
die  eben  doch  einen  anderen  Begriff  des  Völkerrechts  zur 
Voraussetzung  haben  würden.    So  wie  Verträge  der  Eigenart 
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des  Völkerrechts  besser  entsprechen  als  Gesetze,  so  entsprechen 
Schiedsgerichte  der  Eigenart  der  völkerrechtlichen  Rechts- 
sprechung besser  als  ordentliche  Gerichte.  Diese  letztere 
mufs  sich  unter  allen  Umständen  ebenfalls  auf  einer  rein 
vertragsmäfsigen  Basis  aufbauen.  Dieses  Moment  aber  würde 
bei  einer  „ordentlichen  Justiz **  nicht  mehr  genügend  zum 
Ausdruck  kommen.  Vielmehr  wäre  diese  der  erste  Schritt 
zu  einem  Ausbau  des  Völkerrechts  nach  innerstaatlichem 
Muster.  Hätte  man  erst  eine  völkerrechtliche  Justiz  in  diesem 
Sinne,  dann  würde  man  wohl  bald  auch  nach  einer  völker- 
rechtlichen Legislatur  mit  einer  völkerrechtlichen  Exekutive 
rufen.  Die  Weiterentwicklung  des  Völkerrechts  würde  da- 
mit in  falsche  Bahnen  gelenkt.  Wir  bedürfen  des  innerstaat^ 
liehen  Musters  auch  für  die  Rechtssprechung  nicht.  Die  Rich- 
tung, die  einzuhalten  ist,  liegt  vielmehr  im  Weiterausbau  der 
Schiedsgerichtsbarkeit.  Wie  dieser  möglich  ist,  wird  im 
folgenden  zu  erörtern  sein.  In  dem  Moment  namentlich,  dafs 
die  Staaten  sich  ihre  Schiedsrichter  frei  wählen  können,  liegt 
ein  wesentlicher  Vorzug  der  Schiedsgerichte,  der  in  der  völker- 
rechtlichen Eigenart  begründet  ist,  und  den  wir  im  völker- 
rechtlichen Verfahren  nicht  mifsen  können.  Dafs  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit der  staatlichen  Freiheit  der  Entschliefsung  in 
diesem  und  in  anderen  Punkten  in  höherem  Mafse  Rechnung 
trägt,  als  dies  bei  einer  „ordentlichen  Justiz"  im  Völkerverkehr 
möglich  wäre,  hindert  keineswegs,  dafs  die  Schiedsgerichts- 
barkeit trotzdem  einer  Weiterentwicklung  fähig  ist,  die  den 
Bedürfnissen  nach  einer  internationalen  Rechtssprechung  durch- 
aus zu  genügen  vermag.  Weshalb  sollte  denn  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit im  Völkerrecht  nicht  gerade  so  gut  zu  einer 
„grundsätzlichen  Institution"  werden  können,  wie  die  „ordent- 
liche Justiz"?  Das  ist  doch  gar  nicht  einzusehen.  Zur  Be- 
antwortung dieser  Frage  braucht  man  doch  wahrhaftig  nicht 
an  den  gegenwärtigen  unfertigen  Zustand  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit anzuknüpfen.    Und  ebensowenig  liegt  es  im 
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H^esen  dieser  Institution  begründet,   dafs  sie   „unter  allen 
umständen  nur  eine  fakultative  Einrichtung"   bilden  kann, 
^i'e   bisherige  Entwicklung  beweist  deutlich  das  Gegenteil, 
^^eshalb  sollte  die  Schiedsgerichtbarkeit  nicht  gerade  so  gut 
»obligatorisch  im  völkerrechtlichen  Sinn"  werden  können,  wie 
»Ordentliche  Justiz",  die  sich  nun  einmal  mit  dem  Charakter 
des  Völkerrechts  nicht  vertragen  würde.    Wenn  man  an  diesem 
^^aiter  festzuhalten  sucht,  verstöfst  man  jedenfalls  weniger 
<\v^^^  die   „Logik",  als  wenn  man  einen  Begriff  des  inner- 
^^\\ichen  Rechts  auf  das  Völkerrecht  zu  übertragen  sucht, 
\X^  dem  er  keinen  Platz  hat  und  in  dem  man  ihn  gar  nicht 
braucht.    Wenn  man  die  Eigenart  des   Völkerrechts  betont 
und  verlangt,  dafs  die  Entwicklung  des  völkerrechtlichen  Ver- 
fahrens in  den   durch   diese  Eigenart   bezeichneten   Bahnen 
weiter  fortschreite,  statt  sich  den  innerstaatlichen  Rechts- 
ordnungen zu  nähern  und  so  die  natürlichen  für  das  Völker- 
recht gegebenen  Grenzen  zu  überschreiten,  dann  bedeutet  diese 
Forderung  doch  gewifs  keinen  „Kompromifs" !   Wir  vermögen 
vielmehr  vorläufig  im  Völkerrecht  ohne  den  Begriflf  des  „ordent- 
lichen Staatenrichters"  noch  sehr  wohl  auszukommen  und  zwar 
ohne  dafs  wir  dabei  das  Gefühl  zu  haben  brauchen,  dafs  darin 
ein  Verzicht  liege.  — 

Wie  weit  nun  die  Fortbildung  des  Verfahrens  innerhalb 
der  durch  die  Natur  des  Völkerrechts  heute  gezogenen  Grenzen 
wirklich  gehen  könnte,  das  möchte  die  folgende  Untersuchung 
anzudeuten  versuchen.  Es  wird  bei  derselben,  ich  möchte  das 
hier  nochmals  an  die  Spitze  stellen,  niemals  aus  dem  Auge  zu 
verlieren  sein,  dafs  wir  es  mit  einer  Entwicklung  im 
internationalen  Leben  und  im  internationalen  Recht  zu  tun 
haben,  die  naturgemäfs  ihre  verschiedenen  Stadien  und 
Stationen  durchmachen  mufs.  Falsch  wäre  es  daher,  von  ihr 
gleich  alles  auf  einmal  zu  erwarten ,  wie  das  vielfach  leider 
geschieht. 

Nippold,  Yerfahren.  11 
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Auch  die  zweite  Haager  Konferenz  dürfte,  wie  schon 
betont  wurde,  das  Völkerrecht  zwar  wieder  um  einen  Schritt 
weiter  bringen,  aber  sie  wird  einen  Teil  der  zu  lösenden  Auf- 
gaben doch  auch  wiederum  den  späteren  Konferenzen  zu  über- 
lassen haben.  Derartige  Fortschritte  im  Völkerleben,  wie  sie 
hier  in  Frage  stehen,  können  sich  nur  langsam  vollziehen, 
aber  sie  wurzeln  dann  auch  um  so  tiefer  in  den  Überzeugungen 
der  gesitteten  Welt. 

Falsch  wäre  es  aber  daher  auch,  wenn  man  die  Fort- 
schritte, die  hier  erzielt  werden,  um  deswillen  unterschätzen 
wollte,  weil  sie  nicht  gleich  alles  bringen,  was  man  sich  ge- 
wünscht hat  und  was  man  gewifs  oft  mit  Recht  für  an  sich 
durchaus  erreichbar  gehalten  hat.  Im  Lichte  der  Entwicklung 
betrachtet  gewinnt  auch  das  scheinbar  Unscheinbare  an  Be- 
deutung, da  es  auf  Gröfseres,  ja  Grofses  hindeuten  kann.  So 
unberechtigt  daher  insbesondere  die  vielfache  Unterschätzung 
der  Arbeiten  der  ersten  Haager  Konferenz  war,  so  falsch 
wäre  es  anderseits,  wenn  man  an  die  jetzt  bevorstehende  zweite 
Konferenz  wiederum  einen  Mafsstab  legen  wollte,  der  nur  an 
die  Entwicklung  im  Ganzen  gelegt  werden  darf. 

Wenn  wir  uns  den  Besitzstand  an  positivem  Recht  auf 
unserem  Gebiet  vergegenwärtigen  und  die  von  der  Zukunft 
zu  lösenden  Aufgaben  damit  vergleichen,  dann  müssen  wir 
uns  von  vornherein  sagen,  dafs  gewifs  manches  in  absehbarer 
Zeit,  anderes  aber  wohl  erst  in  ferner  Zukunft  realisierbar 
ist,  und  wir  müssen  daher  suchen,  das  jetzt  Realisierbare  von 
dem  später  Realisierbaren  auseinanderzuhalten.  Auf  diese 
Weise  ermöglicht  es  die  Rechtstheorie  der  Staatenpraxis  in 
viel  höherem  Mafse,  sich  die  ihr  gemachten  realisierbaren 
Vorschläge  wirklich  zu  eigen  zu  machen,  als  wenn  sie  das 
vom  politischen  Standpunkt  scheinbar  Unmögliche  fordert. 
Erkennbar  sind  jedenfalls  alle  diejenigen  Vorschläge,  die 
ernste  Beachtung  verdienen,  schon  daran,  dafs  sie  an  das 
vorhandene    positive   Recht    anknüpfen   und   also   festen 
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Boden  unter  den  Füfsen  haben  ".  Wo  dieses  Kriterium  fehlt, 
<ia  ist  auch  meist  eine  ernsthafte  Diskussion  von  vornherein 
ausgeschlossen.  — 

Die  Grenzen  der  Entwicklung  des  völkerrechtliehen  Ver- 
fahrens liegen  nun  aber  nicht  nur  in  der  Entfernung,  in  der 
man  sich  das  Ziel  steckt,  sondern  auch  in  der  Richtung,  in 
der  man  dasselbe  sucht.  Ich  habe  auch  auf  dieses  Moment 
bereits  vorhin  hingedeutet.  Das  völkerrechtliche  Verfahren  soll 
und  braucht  sich  in  keiner  Weise  dem  innerstaatlichen  Prozefs- 
verfahren  zu  nähern".  Es  hat  vor  diesem  in  seiner  Art 
manche  Vorzüge  voraus  und  es  soll  diese  Vorzüge  zu  be- 
wahren suchen. 

Worin  diese  Vorzüge  bestehen  und  vor  welchen  Ab- 
weichungen man  sich  zu  hüten  hat,  das  dürfte  sich  im 
folgenden  teilweise  ohne  weiteres  ergeben,  wennschon  ich 
hier  keineswegs  auf  alle  Einzelfragen  einzutreten  beabsichtige, 
sondern,  wie  gesagt,  nur  die  wesentlichsten  Gesichtspunkte 
herausgreifen  möchte.  Sind  doch  die  aufgeworfenen  Einzel- 
fragen im  Grunde  alle  nur  von  untergeordneter  Bedeutung 
gegenüber  der  einen  Hauptfrage,  wie  man  die  Anwendung  der 
einzelnen  Arten  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  in  ein  be- 
stimmtes System  zu  bringen  vermag ,  so  dafs  für  jeden  kon- 
kreten Streitfall  eine  bestimmte  Art  des  Verfahrens  als  recht- 
lich gegeben  erscheint.  Vermag  man  einmal  im  Haag  diese 
Frage  zu  beantworten,  dann  hat  man  dort  die  Aufgabe,  die 
das  Völkerrecht  an  die  Konferenz  stellt,  in  der  Hauptsache 
gelöst. 

Eine  Lösung  des  Problems  ist  aber,  wie  gesagt,  heute  nur 
denkbar  unter  Wahrung  der  Eigenart  des  Völkerrechts  und 
seines  Verfahrens. 


^'  „Das  Beste  ist,*'  wie  Descamps  a.  a.  0.  oben  Anm.  9  sagt, 
„ohne  Zweifel,  nachdem  man  die  gegenwärtige  Situation  festgestellt  hat^ 
die  fortschreitenden  Mittel  zu  ihrer  Verbesserung  zu  ergründen.'' 

"  Vgl.  Schlief,  a.  a.  0.  S.  236f. 

11* 
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Die  Grundlage  aller  Lösungsversuche  wird  daher  stets 
der  freie  Wille  der  einzelnen  Staaten  bleiben,  der  sich  in  den 
Verträgen  kundgibt,  gleichviel  ob  diese  nun  allgemeine  oder 
partikulare  sind.  Die  Staaten  werden  das  zukünftige  Ver- 
fahren so  gestalten,  wie  es  ihr  Wille  ist.  Das  versteht  sich 
auch  ohne  die  stetige  und  mifsverständliche  Betonung  des 
Moments  der  staatlichen  Souveränität  von  selbst.  Wo  sich 
der  staatliche  Wille  als  solcher  zu  erkennen  gibt,  da  sollte 
man  ihn  deshalb  aber  auch  anerkennen,  statt  in  der  Unter- 
werfung unter  das  Verfahren  immer  nur  eine  Beschränkung  der 
„Souveränität"  zu  erblicken.  Durch  die  Existenz  und  das  Funk- 
tionieren eines  völkerrechtlichen  Verfahrens,  das  der  Eigenart 
des  Völkerrechts  angepafst  ist,  kann  die  Souveränität  in 
Wirklichkeit  in  keiner  Weise  beeinträchtigt  erscheinen. 

Anderseits  verkennt  aber  wohl  Kaltenborn  die  Grund- 
lage des  völkerrechtlichen  Verfahrens,  wenn  er  schreibt": 

„Die  Eigentümlichkeit  dieses  Prozesses  im  Unterschiede  von 
allen  anderen  Arten  des  Prozesses,  namentlich  also  von  dem,  was 
man  in  der  privaten  and  staatlichen  Rechtssphäre  gewöhnlich  als 
Zivil-  und  Kriminalprozefs  bezeichnet,  besteht  nun  aber  vor  allem 
darin,  dafs  die  Rechtsprechung  hier  prinzipiell  von  den  das  Recht 
verfolgenden,  also  von  den  Parteien  selbst  ausgeht,  nicht  von  der 
Gesamtheit  .  .  .  Mithin  hat  jeder  Staat  sein  Recht  selbst  zu  ver- 
folgen. Er  selbst  fällt  den  Urteilsspruch  über  das,  was  er  gegen- 
über den  anderen  als  Recht  beansprucht;  er  selbst  hat  seinen 
Spruch  zu  exekutieren,  soweit  seine  Macht  dazu  reicht .  .  .  Dem- 
nach mag  es  den  Anschein  haben,  als  ob  dieser  ganze  Völker- 
rechtsprozefs  keine  reale  Bedeutung  für  die  Herrschaft  des  Rechts 
habe.  Aber  es  ist  auch  in  der  Sphäre  des  Privat-  und  Staats- 
rechts weder  unerhört,  dafs  die  Parteien  sich  selbst  Recht 
sprechen,  noch  wird  in  solchen  Fällen  geleugnet  werden  können, 
dafs  wirklich  eine  rechtliche  Regelung  stattgefunden  habe.'' 

Der  Gedanke  Kaltenborns  ist  insoweit  ganz  richtig, 
als  sich  die  Normierung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens 
generell  wie  in  concreto  auf  den  staatlichen  Willen  zurück- 
führt   Kaltenborn  übersieht  aber  dabei,  dafs  der  Staat 


»*  V.  Kaltenborn,  a.  a.  0.  S.  86. 
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«einen  Willen  im  Völkerrecht  gemeinsam  mit  anderen  Staaten 
äufsert,  dafs  das  vom  völkerrechtlichen  Standpunkte  aus 
wesentliche  Moment  nicht  sowohl  in  der  Einzelwillens- 
äufserung,  sondern  in  der  gemeinsamen  Willensäufserung  be- 
steht. Die  völkerrechtliche  Rechtsprechung  geht,  wenn  sie  sich 
auch  im  Grunde  auf  Verträge  und  Kompromisse  und  insofern 
auf  den  Willen  der  einzelnen  Staaten  zurückführt,  doch  nicht 
„prinzipiell  von  den  das  Recht  verfolgenden,  also  von  den 
Parteien  selbst"  aus,  nicht  Jeder  Staat  verfolgt  sein  Recht 
selbst"  und  „fällt  selbst  den  Urteilsspruch  über  das,  was  er 
als  Recht  beansprucht,"  sondern  das  gerade  Gegenteil  ist  der 
Fall:  das  völkerrechtliche  Verfahren  besteht,  wenn  es  sich 
auch  seiner  Entstehung  nach  auf  den  Willen  der  Beteiligten 
zurückführt ,  äufserlich  doch  regelmäfsig  in  einer  „Mit- 
wirkung Dritter"^^ 

Diese  letztere  kann  man  in  der  Tat,  wie  ich  schon  her- 
vorgehoben habe,  in  Wirklichkeit  als  das  gemeinsame  Merk- 
mal der  verschiedenen  Arten  des  völkerrechtlichen  Verfahrens 
bezeichnen*®.  In  ihr  dokumentiert  sich  deutlich  dasjenige, 
was  wir  als  das  Wesen,  als  die  Grundlage  des  modernen 
Völkerrechts  erkannt  haben:  die  Solidarität. 

Je  nach  der  Art  des  Verfahrens  wird  die  Tatsache,  dafs 
die  Anwendung  des  rechtlichen  Verfahrens  im  Grunde  nur 
auf  dem  staatlichen  Willen  beruht,  zwar  äufserlich  bald  mehr 
oder  bald  minder  stark  hervortreten,  aber  selbst  da,  wo  dieses 
Moment  am  meisten  zurücktritt,  beim  permanenten  Schieds- 
vertrag mit  obligatorischer  und  genereller  Schiedsklausel,  ist 
es  in  Wirklichkeit  doch  ebenso  vorhanden,  wie  bei  einem 
Kompromifs  über   einen   speziellen  Streitfall    oder  bei  Ein- 


^*  Darin  liegt  einerseits  der  Gegensatz  zur  „Selbsthilfe^  aus- 
gedrückt, anderseits  aber  auch  der  Gegensatz  zu  der  übergeordneten 
innerstaatlichen  Justiz. 

^*  Vgl.  meinen  „Völkerrechtlichen  Vertrag",  S.  220,  sowie  oben 
Anm.  6. 
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setzuDg  einer  Untersuchungskommission.  In  allen  Fällen  be- 
tätigt sich  beim  völkerrechtlichen  Verfahren  genau  ebenso  wie 
beim  gewaltsamen  Verfahren,  bei  der  Selbsthilfe,  der  Wille 
des  souveränen  Staats. 

Anderseits  aber  werden  wir  überall  da,  wo  wir  vom 
völkerrechtlichen  Verfahren  zu  handeln  haben,  als  Merkmal 
einer  „Mitwirkung  Dritter"  begegnen,  die  ebenfalls  bald  mehr, 
bald  minder  stark  hervortritt,  stets  aber  das  Merkmal  des 
völkerrechtlichen  Verfahrens  bildet.  Man  könnte  also  in  der 
Tat  geradezu  dieses  Moment  im  Völkerrecht  demjenigen  sub- 
stituieren, das  wir  im  innerstaatlichen  Gesetzesrecht  finden 
und  das  man  fälschlicherweise  auch  im  Völkerrecht  hat  zur 
Nachahmung  empfehlen  wollen:  was  dort  durch  Befehl  der 
Behörde,  durch  Rechtsspruch  des  vorgesetzten  staatlichen 
Gerichts  erreicht  wird,  das  erreicht  man  im  Völkerleben 
durch  die  Mitwirkung  dritter,  an  sich  weder  vorgesetzter 
noch  beteiligter  Persönlichkeiten,  denen  die  Staaten  das  Recht 
zur  Mitwirkung  einräumen  und  je  nachdem  sogar  Richter- 
qualität verleihen.  Diese  Möglichkeit  einer  Mitwirkung  dritter 
an  sich  Unbeteiligter  haben  wir  uns  also  im  Völkerrecht  in 
der  Tat  gewissermafsen  als  Äquivalent  für  das  Fehlen  einer 
höheren  Autorität  zu  denken,  aber  als  ein  Äquivalent,  das 
seinem  Zweck  ebenso  gut  zu  entsprechen  vermag,  wie  das 
erstere,  und  das  dabei  durchaus  begründet  ist  in  der  Eigenart 
des  Völkerrechts. 

Wenn  wir  uns  dieses  Moment  stets  vergegenwärtigen, 
dann  laufen  wir  auch  nicht  Gefahr,  die  Weiterentwicklung 
des  völkerrechtlichen  Verfahrens  in  Richtungen  zu  suchen^ 
die  im  Widerspruch  mit  seiner  Natur  stehen  würden.  Die 
Fortbildung  des  Verfahrens  kann  nicht  im  Sinne  einer  Unter- 
ordnung unter  eine  höhere  Gewalt  stattfinden,  sondern  nur 
im  Sinne  einer  erhöhten  „Mitwirkung  Dritter",  also  in  einer 
verstärkten  Betonung  der  Solidarität  im  Völkerleben,  die  sich 
sowohl  gegenüber  Verletzungen  des  Völkerrechts  wie  auch 
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bei  RecMsstreitigkeiten  und  Rechtsverletzungen  einzelner 
Glieder  der  Gemeinschaft  zu  betätigen  hat. 

In  dieser  schärferen  B e 1 0 n u n g  der  Solidarität  auch 
bei  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  liegt  also  der 
eigentliche  Weg  vorgezeichnet,  den  die  Entwicklung  unserer 
internationalen  Rechtsordnung  zu  gehen  hat.  Die  vollständige 
Erreichung  dieses  Zieles  wäre  gleichbedeutend  mit  einer  Ver- 
wirklichung der  Herrschaft  des  Rechts  im  Völkerleben.  Ob 
ein  solches  Ziel  erreichbar  ist,  wie  und  wann  es  erreicht 
werden  kann,  das  sind  Fragen,  die  sich  nicht  a  priori  be- 
antworten lassen.  Die  Rechtstheorie  mufs  sich  begnügen,  hier 
Postulate  aufzustellen. 

Sicherlich  hat  Kaltenborn  nicht  Unrecht,  wenn  er 
schreibt": 

„Zwar  darf  man  wohl  aus  dem  Gesichtspunkte  des  philo- 
sophischen Völkerrechts  die  Gesamtheit  der  nach  Völkerrecht 
lebenden  Staaten  zum  Schütze  des  Rechtes  jedes  einzelnen  Staates 
mid  demnach  zur  Rechtsverfolgung  und  Rechtsprechung  bei  Rechts- 
streitigkeiten und  Rechtsverletzungen  in  abstracto  für  verpflichtet 
halten.  Durch  die  Verletzung  eines  Gliedes  der  internationalen 
Gesamtheit,  durch  Rechtsverweigerung  oder  gar  Rechtsbruch  von 
selten  des  einen  Staates  gegenüber  dem  anderen,  wird  wegen  der 
organischen  Verbindung  jedes  einzelnen  Gliedes  mit  dem  Ganzen 
allemal  auch  die  Gesamtheit  mitbetroffen.  Aber  bis  jetzt  ist  das 
europäisch -amerikanische  Staatensystem  noch  nicht  zu  einer  so 
geschlossenen  Gesamtheit  herangewachsen,  dafs  es  sich  wirklich 
durch  die  Verkümmerungen  des  Rechts  einzelner  Staaten  hinläng- 
lich verletzt  fühlen  möchte,  um  im  Namen  des  Ganzen  auf  die 
Herrschaft  des  Rechts  gegenüber  den  Widerstrebenden  zu  dringen. 
Der  obige  Gedanke  ist  also  noch  nicht  einmal  als  solcher  in  der 
Praxis  herrschend  geworden,  und  demnach  ist  es  denn  auch  bis 
jetzt  zu  keiner  völkerrechtlichen  Organisation  gekommen,  welche 
geeignet  wäre,  im  Namen  der  internationalen  Gesamtheit,  also  des 
Staatensystems,  das  Recht  zu  schützen  und  zu  sprechen." 

Es  müssen  noch  grofse  Fortschritte  gemacht  werden, 
wenn  das  Solidaritätsbewufstsein  solche  Kraft  erlangen  soll, 
und  es  mag  auch  zweifelhaft  erscheinen,  ob  es  sie  jemals  er- 
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langen  wird  ^®.  So  grofs  die  Fortschritte  auch  sind ,  die  der 
Gedanke  der  Gemeinsamkeit  der  internationalen  Interessen 
unter  der  Herrschaft  des  Weltverkehrs  im  modernen  Völker- 
recht gemacht  hat,  es  sind  doch  auch  seinem  Fortschreiten 
und  seiner  Entwicklung  gewisse  Grenzen  gesetzt,  über  die 
hinaus  er  nicht  fruchtbar  zu  werden  vermag,  Grenzen,  die 
namentlich  von  politischen  Faktoren  abhängig  sind  und  die 
ihrerseits  natürlich  auch  der  Entwicklung  des  völkerrecht- 
lichen Verfahrens  eine  Schranke  setzen.  In  demselben  Mafse, 
wie  diese  politischen  Grenzen  sich  etwa  in  Zukunft  verschieben 
sollten,  wird  sich  also  auch  die  Herrschaft  des  Völkerrechts 
zu  festigen  vermögen. 

Heute  dürfen  wir  gegenüber  solchen  Zukunftshoffnungen 
nur  soviel  sagen :  wenn  etwas  auf  der  Welt  geeignet  ist,  dem 
Solidaritätsgefühl  Kraft  zu  verleihen  und  damit  auch  das 
Völkerrecht  zu  stärken,  dann  sind  es  die  Fortschritte,  die  die 
Haager  Friedenskonferenz  durch  ihre  Arbeiten  gezeitigt  hat. 

A.   Das  schiedsgerichtliche  Verfahren. 

§  9.   Die  rechtlichen  Grenzen  der  Anwendbarkeit 

des  Schiedsgerichts. 

Einer  der  Kernpunkte  der  Schiedsgerichtsfrage  ist  zweifel- 
los der,  ob  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  an  sich  auf 
alle  Staatsstreitigkeiten  anwendbar  ist,  eventuell  auf  welche 

^^  Kamarowsky,  a.  a.  0.  S.  8,  schreibt:  „En  cas  de  violation 
par  un  Etat,  non-seulement  des  droits  d^un  autre,  mais  encore  des 
principes  fondamentaux  du  droit  interDational,  ce  n'est  plus  TEtat  \6s6 
seul,  mais  aussi  tous  les  autres  Etats,  en  mesure  de  le  d^fendre,  qui 
ont  le  devoir  de  protester,  et,  au  besoin,  d'employer  la  force  arm^e  afin 
de  sauvegarder  le  droit,  commun  a  tous.  C'est  en  cela  que  consiste  la 
solidarit^  juridique  entre  les  Etats."  Wenn  es  auch  gewils  wünschens- 
wert wäre,  dafs  das  Solidaritätsbewufstsein  bis  zu  der  Erkenntnis  dieser 
Pflicht  vordringen  möchte,  so  sind  die  praktischen  Konsequenzen  doch 
keineswegs  zu  billigen,  die  Kamarowsky  daran  anknüpft.  In  der  von 
ihm  vorgeschlagenen  Weise  dürfte  sich  die  Solidarität  praktisch  jeden- 
falls nicht  äufsern. 
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davon.  Man  hat  diese  Frage  bisher  leider  von  anderen 
Fragen  nicht  genügend  klar  geschieden.  Namentlich  sind  die 
rechtliche  und  die  politische  Seite  der  Frage  nach  der  An- 
wendbarkeit des  Schiedsgerichts  von  der  Theorie  nicht  aus- 
einandergehalten worden  *.  Unter  der  prinzipiellen  Anwendbar- 
keit kann  man  meines  Erachtens  nur  die  Anwendbarkeit  vom 
Rechtsstandpunkte  aus  verstehen.  Auch  die  Frage,  ob  die 
Unterwerfung  unter  das  Schiedsgericht  fakultativen  oder  obliga- 
torischen Charakter  tragen  müsse,  ist  häufig  mit  der  Frage 
nach  der  Anwendbarkeit  des  Schiedsgerichts  vermengt  worden. 

Ich  möchte  mich  hier  nun  zunächst  auf  die  prinzipielle 
Rechtsfrage  beschränken.  Eignet  sich  das  schiedsgerichtliche 
Verfahren  an  sich  zur  Beilegung  aller  Arten  von  völkerrecht- 
lichen Streitigkeiten,  und  wo  liegen  eventuell  die  Grenzen 
seiner  Anwendbarkeit?  In  dieser  Fassung  ist  die  Frage 
zweifellos  eine  rein  rechtstheoretische,  und  ich  sondere 
daher  die  Betrachtung  vom  praktisch  -  politischen 
Standpunkt  zunächst  ausdrücklich  aus.    Die  Antwort,  zu  / 

der  die  Rechtstheorie  gelangt,  braucht  selbstverständlich  mit 
den  Anschauungen  der  zeitweiligen  Politiker  keineswegs  not- 
wendigerweise übereinzustimmen. 


^  Klar  auseinandergehalten  finde   ich  die  beiden  Fragen  nur  bei 
Nys,  „L'arbitrage"  in  der  „Revue  de  droit  international",  a.  a.  0.  S.  17: 
,^A  la  cause  d'arbitrage  g^n^rale  ont  ^t^  faites  des  objections  d'ordre 
politique  et  d'ordre  juridique.**   Die  politischen  Grenzen,  vitale  Inter- 
essen, nationale  Ehre  usw.  seien  schon  im  Haag  von  Ruisland  betont 
worden.    „Au  point  de  vue  juridique,  une  critique  est  faite.    Le  com- 
promis,  dit-on,  c'est-ä-dire  la  Convention  par  laquelle  les  Etats  d^clarent 
recourir  k  une   Solution  judiciaire  de  leurs  conflits,  doit  avoir  un  objet 
precis,  connu  des  deux  parties;  un  compromis  n'a  de  valeur  juridique  que 
lorsqa'on  y  d^signe   exactement  la  difficult^  sur  laquelle  il  porte  et  sur 
laqueUe  les  arbitres  devront  statuer."   Nys  bemerkt  dann  speziell  gegen- 
über Goldschmidt,  der  seinerseits  die  Rechtsschranke  betont:  „II  faut  se 
garder  cependant  de   trop  restreindre  le  champ  d'action  de  l'arbitrage 
et  d'exclure  absolument  tous  les  diff^rends  qui  ont  un  caractere  politique: 
oombre  de  ceux-ci  peuvent,  sans  trop  de  difficultes,  etre  ^nonces  de  fagon 
k  former  des  litiges.** 
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Die  meisten  Schriftsteller,  die  sich  mit  der  Frage  über- 
haupt beschäftigt  haben,  erwähnen  dieselbe  nur  kurz  nebenher, 
und  doch  ist  dieselbe  für  die  Beantwortung  der  Schiedsgerichts- 
frage nach  verschiedenen  Richtungen  hin  zweifellos  von  ge- 
radezu grundlegender  Bedeutung  *.  Insoweit  die  Theorie  unsere 
Frage  überhaupt  berührt,  stellt  sie,  ohne  auf  eine  nähere 
Begründung  einzutreten,  meist  den  Grundsatz  auf,  dafs  das 
schiedsgerichtliche  Verfahren  nur  auf  Rechtsstreitigkeiten  An- 
wendung finden  könne,  indem  nur  bei  dieser  Art  von  Konflikten 
die  Ansprüche  juristisch  formuliert  werden  können,  während 
andere  Streitfälle  sich  mit  Hilfe  einer  juristischen  Analyse 
nicht  lösen  lassen,  so  dafs  also  in  diesen  Fällen  das  Schieds- 
gericht gar  nicht  in  der  Lage  sein  werde,  ein  juristisches 
Fundament  für  seinen  Schiedsspruch  zu  finden. 

Diese  Auffassung  erscheint  zweifellos  für  die  juristische 
Betrachtung  auf  den  ersten  Blick  sehr  einleuchtend. 

Bei  der  grofsen  Wichtigkeit,  die  der  Frage  zukommt 
—  hängt  doch  von  der  Art  ihrer  Beantwortung  im  wesent- 
lichen auch  der  Ausblick  auf  die  zukünftigen  Entwicklungs- 
möglichkeiten der  Schiedsgerichtsbarkeit  ab  —  möchte  ich 
mich  nun  aber  nicht  damit  begnügen,  den  Standpunkt  der 
Theorie  hier  kurz  zu  skizzieren,  sondern  ich  möchte  einige 
Stimmen  aus  der  völkerrechtlichen  Literatur,  die  den  er- 
wähnten Standpunkt  hauptsächlich  vertreten,  hier  zu  Worte 
kommen  lassen.  Es  dürfte  sich  später  zeigen,  dafs  diese 
Äufserungen  für  uns  auch  in  anderen  Beziehungen  nicht  ohne 
Interesse  sind. 

Trendelenburg®  schreibt  über  unsere  Frage,   wenn 


'  Kamarowsky,  „Le  tribunal  international^,  S.  319,  sagt  sehr 
richtig:  „La  d^termination  des  conflits  susceptibles  de  Tarbitrage  sera  le 
Premier  pas  vers  son  elävation  au  rang  d'uneinstitutionjudiciaire  reguliere.*' 

»Trendelenburg,  „Lücken  im  Völkerrecht",  1870,  S.  21,  32. 
Auch  Bluntschli  ist  hier  wohl  zu  zitieren,  da  er  das  Schiedsgericht 
nur  für  die  sogenannten  „kleinen  Angelegenheiten  der  völkerrecht- 
lichen Justiz**  akzeptiert.   Vgl.  „Gesammelte  kleine  Schriften",  1879, 
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man  ein  Schiedsgericht  zur  Beilegung  alles  Völkerhaders  für 
möglich  halte ,  so  vergesse  man  zweierlei :  einmal  lerne  im 
Staate  das  Individuum  von  Eind  auf  der  Selbsthilfe  entsagen, 
und  doch  werde  diese  Entsagung  selbst  dem  Manne  manchmal 
schwer;  für  Staaten  aber  sei  sie  noch  schwerer.  Ferner  werde 
ein  Schiedsgericht  nach  der  Natur  der  Sache  höchstens,  wo 
es  sich  um  Verletzung  von  Verträgen  handelt,  wo  also  im 
Vertrag  eine  Norm  der  Entscheidung  vorliegt,  an  seinem  Orte 
sein.  Anders  sei  es,  wenn  die  Entwicklung  der  Dinge  dahin 
dränge,  dafs  ein  neues  Rechtsverhältnis  zwischen  Staaten  ge- 
schaffen werden  müsse.  Nur  was  im  Völkerkonflikt  juristi- 
scher Natur  sei,  werde  überhaupt  einen  Schiedsspruch  zu- 
lassen. Was  darüber  hinausgehe,  wie  die  Entwicklung  eines 
Volks,  die  nationale  Gesinnung,  entziehe  sich  richterlicher 
Entscheidung.  Wo  das  Nationale  hineinspiele,  sei  alles  so 
individuell,  dafs  jede  Nation  der  anderen  das  Verständnis  da- 
für abzusprechen  geneigt  sei.  Insbesondere  die  Krisen  der 
Weltgeschichte  entstehen  durch  so  tief  liegende  Konflikte, 
dafs  sie  sich  einem  Schiedsspruch  fremder  Staaten  kaum 
unterwerfen  lassen. 

Goldschmidt^  äufsert  sich  folgendermafsen: 

„Konflikte,  welche  nicht  Rechtsstreitigkeiten  sind,  deren  Natur 
eine  Beurteilung  nach  Rechtsregeln  ausschliefst,  bieten  für  richter- 
liche, somit  auch  für  schiedsrichterliche  Urteile  keinen  Raum. 
Allerdings  ist  durch  die  neuere  Praxis  .  .  ,  der  schiedsrichter- 
lichen Entscheidung  im  Völkerkonflikt  ein  weites  Feld  eröffnet .  .  . 
Die  Bewegung  .  .  .  hat  auf  dem  Gebiet  des  internationalen  Rechts, 
wo  es  nicht  Beseitigung  der  geordneten  Rechtspflege,  sondern 
Anbahnung  einer  solchen  und  Einschränkuug  der  Selbsthilfe  gilt, 
weit  günstigere  Aussichten.  Allein  es  ist  schwerlich  denkbar,  dafs 
jemals  souveräne  Staaten  ...  für  alle  Zeiten  und  hinsichtlich 
aller  in  Zukunft  möglichen  Konflikte,  sich  im  voraus  schiedsrichter- 


Bd.  2,  S.  279.  Bei  grofeen  Fragen  könne  nur  die  Gemeinschaft 
aller  Staaten  zu  einer  entscheidenden  Autorität  werden,  der  aUein  sich 
die  streitenden  Staaten  zu  fügen  bereit  sein  würden. 

*  Goldschmidt  in  der  „Zeitschrift  für  das  Privat-  und  öffentliche 
Becht  der  Gegenwart",  1875,  Bd.  2  S.  716. 
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licher  Entscheidung  unterwerfen  werden.  Die  Staatenkonflikte 
verwickelterer  Art,  in  welchen  die  Fragen  der  Nationalität,  der 
Gleichberechtigung  oder  Vorherrschaft  den  Kern  der  Differenz 
bilden  oder  doch  hinter  den  vorgeschützten  Streitpunkten  als 
wahre  Konfliktsursachen  erscheinen,  welche  so  ihrer  Natur  nach 
nicht  sowohl  Rechts-  als  Machtfragen  involvieren,  werden  sich 
diesem  Wege  der  Beilegung  stets  entziehen.  Denn  über  ihre 
wirklichen  oder  vermeintlichen  obersten  Interessen  werden  Staaten, 
welche  die  Kraft  des  Widerstandes  besitzen,  niemals  einen  Richter 
anerkennen  .  . .  Die  [Schiedssprüche]  betreffen  durchgehends  nur 
solche  Konflikte,  welche  durch  sichere  Begrenzung  eines  nach 
Rechtsgrundsätzen  zu  entscheidenden  Streitpunktes  sich  zur  Bei- 
legung durch  Richterspruch  eigneten  .  .  .  Der  Ausdruck  „Rechts- 
streit**  umfafst  jeden  nach  Rechtsgrundsätzen  zu  entscheidenden 
Streit.** 

Geffcken*  schreibt  ebenfalls: 

„Fragen,  welche  Machtstellung  und  Ehre  betreffen,  wird  nicht 
leicht  ein  Staat  einem  Schiedsspruch  unterstellen,  ein  solcher  ist 
nur  anwendbar,  wenn  die  widerstreitenden  Ansprüche  juristisch 
formuliert  werden  können,  diese  Fälle  sind  die  bei  weitem  weniger 
zahlreichen  oder  wichtigen.*' 

Auch  R  i  V  i  e  r  •  äufsert  sich  tibereinstimmend : 

„Insbesondere  mufs  der  Streitgegenstand  der  Art  sein,  dafs 
darüber  kompromittiert  werden  kann  und  darf.  Hier  ist  fest- 
zuhalten, dafs  nur  Rechts  fragen  auf  diese  Weise  zu  entscheiden 
sind,  nicht  politische  Fragen." 

Kamarowsky'  schliefst  gleichfalls  innere  Staatsange- 
legenheiten und  juristisch  nicht  qualifizierbare  Staatsstreitig- 
keiten von  der  Behandlung  durch  das  Schiedsgericht  aus,  indem 
er  den  juristischen  Charakter  des  Schiedsgerichts  betont. 
Er  anerkennt  aber: 


*  Geffcken  bei  Heffter,  „Das  europäische  Völkerrecht  der 
Gegenwart«,  8.  Ausgabe,  1888,  S.  231. 

•  Rivier,  „Lehrbuch  des  Völkerrechts«,  S.  368. 

"^  Kamarowsky,  a.  a.  0.  S.  317 f.  Auch  Lacointa  in  der 
Einleitung  zu  Kamarowsky  S.  XIX  bemerkt:  qu'on  devra  consid^rer 
comme  en  dehors  des  attributions  de  la  juridiction  arbitrale  „toutes  les 
questions  qui  ne  Bont  pas  en  quelque  sorte  tangibles,  toutes  celles  qui 
excitent  d'une  mani^re  exclusive  les  haines,  les  antagonismes  inter- 
nationaux,  qui  n'offrent  ä  des  juges  aueune  difficult^  precise  k  r^soudre, 
aucun  y^ritable  litige  du  ressort  d'une  juridiction  et  defient  ToeuTre  du 
meilleur  arbitre". 
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„Qaand  une  fois  la  juridiction  internationale  aura  6t^  cräe, 
eile  attirera  dans  le  cercle  de  sa  compötence,  par  la  force  meme 
des  choses,  un  norabre  toujours  croissant  de  difförends  möme 
politiqnes,  parce  que  le  droit,  affermi  par  lä,  offrira  des  principes 
g^n^raux  pour  examiner  impartialement  ces  diflförends,  en  les 
envisageant  soas  toutes  leurs  faces  et  tels  qu'ils  sont  r^ellement. 
Mais  un  diff6rend  quel  qn'il  soit,  privö  ou  politique,  portö  sur  le 
terrain  de  droit,  diminue  et  perd  de  sa  force:  car  les  mani^res 
de  voir,  excessivement  subjectives,  et  les  pr6tentions  des  parties 
sont  amoindries  par  la  critique  juridique,  bas^e  sur  la  stricte 
justice,  et  s'6vanouissent  comme  le  brouillard  au  soleil." 

V.  Martens®  bemerkt,  die  ansehnliche  Menge  der  in 
unserem  Jahrhundert  gefällten  und  gewissenhaft  erfüllten 
Schiedssprüche  führe  ganz  von  selbst  auf  den  Gedanken, 
dieses  Auskunftsmittel  bei  allen  internationalen  Differenzen 
überhaupt  in  Anwendung  zu  bringen.  Es  seien  dem  Schieds- 
gericht gegenüber  zwei  verschiedene  Standpunkte  denkbar: 
einerseits  der  Standpunkt  der  frommen  Wünsche,  anderseits 
der  der  realen  internationalen  Zustände  und  Verhältnisse. 
Niemand  werde  bestreiten  wollen,  dafs  es  gut  wäre,  wenn  die 
Staaten  ihre  Zwistigkeiten  mittels  friedlich  schiedsgericht- 
lichen Verfahrens  lösen  wollten.  Aber  es  frage  sich,  inwie- 
weit bei  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  unter  den  Staaten 
dieses  Auskunftsmittel  für  praktisch  oder  selbst  nur  möglich 
hinsichtlich  aller  vorkommenden  internationalen  Kollisionen 
erachtet  werden  dürfe.  Um  der  Zukunft  der  Institution  des 
Schiedsgerichts  selbst  willen  heifse  es,  sich  keinen  Illusionen 
über  das  Erreichbare  hinzugeben.  Die  Wirklichkeit  beweise,  dafs 
es  viele  Streitfälle  gegeben  habe,  und  dafs  immer  neue  Anlässe 
zu  Kollisionen  entstehen,  die  sich  mit  Hilfe  einer  juristischen 
Analyse  entschieden  gar  nicht  lösen  lassen.  Es  sei  schwerlich 
anzunehmen,  dafs  die  Parteien  bei  einem  weltgeschichtlichen 
Konflikt  sich  einem  Schiedstribunal  unterwerfen  werden  oder 
dafs  das   letztere  in  der  Lage  sein  werde,  ein  juristisches 


^  y.  Martens,  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  462.    Siehe  aber  denselben  auch 
unten  im  §  10. 
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Fundament  für  seinen  Spruch  ausfindig  zu  machen.  In  allen 
internationalen  Streitigkeiten,  bei  denen  ein  politisches  Ele- 
ment im  Vordergrund  stehe,  sei  ein  schiedsgerichtlicher  Aus- 
gleich unmöglich.  Anwendbar  sei  er,  wenigstens  in  den  meisten 
Fällen,  bei  solchen  unwesentlichen  Differenzen,  wo  es  sich 
vornehmlich  um  Interessen  juristisch  definierbarer  Natur 
handle  und  es  nur  darauf  ankomme,  die  den  streitenden 
Teilen  gebührenden  Rechte  zu  präzisieren.  Unstatthaft  sei 
es,  aus  Sympathie  für  das  Schiedsgericht  die  Wirkungssphäre 
dieses  Instituts  übermäfsig  zu  erweitern  und  ihm  Aufgaben 
zuzuweisen,  die  vom  Rechtsstandpunkte  aus  nicht  lösbar  seien. 

V.  Bar  schreibt®: 

„Schiedsgerichte  sind  sehr  zweckmäfsige  Mittel,  den  Frieden 
zu  sichern  bei  internationalen  Streitigkeiten  minderer  Bedeutmig, 
die  sich  sonst  leicht  zu  sogenannten  Ehrenfragen  erweitem  können. 
Für  die  Entscheidung  ganz  schwerwiegender  nationaler  Fragen 
eignen  sich  Schiedsgerichte  nicht,  zumal  diese  Fragen  meist 
nicht  oder  doch  vorwiegend  nicht  als  Rechtsfragen  bezeichnet 
werden  können." 

Auch  Uli  mann  ^®  betont,  nicht  jeder  internationale 
Streitfall  sei  geeignet,  durch  Schiedsspruch  erledigt  zu  werden. 
Bei  politischen  Konflikten  sei  die  Lösung  in  der  Regel  der 
rechtlichen  Erledigung  entzogen.  Zumeist  handle  es  sich 
um  Streitigkeiten,  die  auf  widersprechender  Auslegung  von 
Verträgen  beruhen,  um  Verletzungen  von  vermögensrechtlichen 
Interessen,  Geltendmachung  von  Ersatzansprüchen  aus  Ver- 
letzungen der  Neutralität,  um  Verletzungen  der  Gebietshoheit, 
Grenzstreitigkeiten  u.  dgl. 

Bonfils"  unterscheidet  ebenfalls  von  den  „moyens 
diplomatiques"  das  „moyen  juridique",  den  Schiedsspruch, 
und  bemerkt,  es  sei  ein  schwerer  Irrtum  und  eine  gefähr- 
liche Illusion,  im  Schiedsgericht  ein  Mittel  zu  sehen,  um  alle 


®  Y.  Bar  in  der  „Berliner  Wissenschaftlichen  Korrespondenz"  a.  a.  0. 
10  Ullmann,  a.  a.  0.  S.  299. 

^1  Bonfils,  „Manuel  de  droit  international  puhlic",  2.  Aufl.,  1898, 
S.  473  f.,  und  deutsche  Ausgabe,  1904,  S.  497. 
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Konflikte  zu  schlichten  und  die  Achtung  vor  dem  Recht  zu 

sichern : 

„Pour  faire  Tobjet  d'une  sentence  rendue  par  des  juges  ou 
par  des  arbitres  volontaires,  nn  litige  doit  ^tre  nettement  d^- 
termin^  et  de  nature  ä  Stre  apaisä,  clötarä  par  cette  sentence. 
Cr  ce  caractäre  fait  d^fant  h,  un  tr^s  grand  nombre  de  litiges 
intemationaax  .  .  .  Mentionnons  encore  comme  objets  d'arbitrage 
possibles  les  controverses  relatives  anx  Privileges  diplomatiques 
on  consulaires,  anx  fronti^res,  aux  indemnit^s,  anx  droits  de  navi- 
gation,  ä  Tinterpr^tation  et  h,  la  violation  des  trait^s,  toutes 
questions  se  Präsentant  sous  une  forme  juridique  et  permettant 
une  discassion  ägalement  juridique/ 

Im  „Röpertoire  du  droit   frangais"    von   Fuzier- 

Herman"  wird  bemerkt: 

„On  a  tort  de  penser  que  tout  confiit  international  est  de 
nature  k  se  r^soudre  par  un  arbitrage.  Pour  qu'il  puisse  en  §tre 
ainsi,  il  faut  qu'il  y  ait  vraiment  un  litige,  un  point  de  droit  ou 
de  fait,  dont  la  v^rification  et  l'appr^ciation  soient  susceptibles 
d'etre  soumises  ä  des  arbitres.  Cela  n^est  pas  toujours  et  il  est 
vrai  de  dire  que  les  plus  graves  difficultös  qui  s'dövent  entre  les 
Etats,  Celles  qui  menacent  le  plus  souvent  d'amener  la  rupture  des 
relations  pacifiques  qui  les  unissent,  ne  sont  pas  de  ce  genre  .  .  . 
Quant  aux  contestations  qui:  comme  les  questions  de  dommages, 
les  controverses  relatives  k  Textradition  des  criminels,  les  questions 
d*6tiquettes  et  autres,  qui  ne  menacent  ni  l'existence  ni  le  d6ve- 
loppement  des  £tats,  la  violation  d'un  devoir  international  com- 
mnn^ment  admis,  et,  en  g^n^ral  toutes  celles  qui  comportent 
Tappr^ciation  d*un  point  de  fait  ou  de  droit,  on  enseigne  avec 
raison  qu'elles  doivent  ^tre  comprises  dans  la  d^termination  des 
conflits  susceptibles  d'^tre  rösolus  par  Tarbitrage." 

Auch  V.  Stengel"  macht  darauf  aufmerksam,  dafs  in 
unserer  Frage  ein  von  den  Verfechtern  der  Schiedsgerichts- 
idee nicht  immer  genügend  gewürdigter  Gesichtspunkt  in  Be- 
tracht kommt,  dafs  nämlich  ein  Richterspruch,  also  auch  ein 
Schiedsspruch,  grundsätzlich  nur  über  streitige  Rechtsverhält- 
nisse, nicht  aber  über  Interessengegensätze  ergehen  kann: 

„Allerdings  entscheiden  die  staatlichen  Behörden  nicht  selten 
auch  über  Interessenkollisionen,  indem  in  solchen  Fällen  der  Staat 


^'  Bd.  5,  S.  5,  s.  V.  „arbitrage  international''. 
^*  V.  Stengel,  „Die  Haager  Friedenskonferenz  und  das  Völker- 
recht« im  „Archiv  für  Öffentliches  Recht",  Bd.  15,  1900,  S.  193. 
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als  die  den  Streitenden  übergeordnete  Macht  bestimmt,  dafs  das  eine 
Interesse  dem  anderen  zu  weichen  hat,  z.  B.  das  Einzelinteresse  dem 
Gesamtinteresse.  Bei  Streitigkeiten  unter  Staaten  ist  aber  eine  der- 
artige Entscheidung  über  Interessengegensätze  durch  Richterspruch 
ausgeschlossen.  Es  ist  möglich,  dafs  der  zum  Schiedsrichter  bestellte 
Souverän  oder  ein  aus  Rechtsgelehrten  bestehendes  Schiedsgericht 
ausspricht,  dafs  in  einem  Streitfalle  der  eine  Teil  das  Recht  auf 
seiner  Seite  hat,  aber  kein  Staatsoberhaupt,  kein  Gelehrter  und 
kein  Staatsmann  wird  in  der  Lage  sein,  auszusprechen,  dafs  der 
Staat  A.  dem  Staat  B.  seine  Interessen  zum  Opfer  bringen  mufs  ^*. 
Es  entziehen  sich  sonach  alle  Fälle  einer  schiedsrichterlichen  Ent- 
scheidung, die  formell  als  Interessenstreitigkeiten  auftreten.  Dabei 
ist  zu  beachten,  dafs  sehr  häufig  hinter  anscheinend  geringfügigen 
Rechtsstreitigkeiten  unter  Staaten  sich^  recht  tiefgehende  Interessen- 
gegensätze verbergen.  In  allen  solchen  Fällen  werden  aber  die 
streitenden  Staaten  selbst  anscheinend  geringfügige  Rechtsstreitig- 
keiten einer  schiedsrichterlichen  Entscheidung  weder  unterwerfen 
wollen  noch  können.  Dafs  in  den  Fällen,  in  denen  wirklich  oder  ver- 
meintlich die  nationale  Ehre  oder  Lebensinteressen  der  betreffenden 
Staaten  in  Frage  stehen,  von  einer  schiedsrichterlichen  Entscheidung 
keine  Rede  sein  kann,  mag  der  Streit  als  Rechtsstreit  oder  Inter- 
essengegensatz auftreten,  ist  selbstverständlich  .  .  .  Nach  diesen 
Ausführungen  ist  der  Anwendungsbereich  des  schiedsgerichtlichen 
Verfahrens   in   Streitigkeiten  unter  Staaten   ein   beschränkter**." 

In  ähnlichem  Sinn  ist  wohl  auch  F6raud-Giraud  zu 
verstehen,  wenn  er  schreibt  *•,  man  habe  den  wahren  Charakter 
des  Schiedsgerichts  häufig  deshalb  verkannt,  weil  man  ihn 
mit  dem  Zweck  verknüpfte,  Kriege  zu  verhüten,  und  daher 
von  ihm  Dienste  verlangte,  die  es  gar  nicht  leisten  könne. 


^^  So  töricht  würde  auch  kein  Schiedsrichter  sein.  In  dieser  Weise 
läl^t  sich  die  Schwierigkeit  natürlich  nicht  lösen. 

^^  Daraus  folgert  v.  Stengel,  da&  der  Grundsatz  des  obliga- 
torischen Schiedsverfahrens  falsch  sein  müsse.  Aber  wenn  das  An- 
wendungsbereich auch  wirklich  ein  beschränktes  sein  sollte,  so  kann 
das  Schiedsverfahren  doch  innerhalb  dieser  Grenzen  obligatorisch  sein. 
Die  beiden  Fragen  wollen  eben  auseinandergehalten  sein. 

^*  Föraud-Giraud,  „Des  trait^s  d'arbitrage  g^n^ral  et  per- 
manent^ in  der  „Revue  de  droit  international",  Bd.  29,  1897,  S.  333  f. 
Auch  die  Bemerkung  von  Fiore  („Nouveau  droit  international'',  Bd,  2, 
S.  620,  übersetzt  von  Antoine) :  „Les  Etats  doivent  soumettre  k  la  d^cision 
d'un  tribunal  arbitral  toutes  les  difficultäs  qui  naissent  entre  euz,  toutes 
les  fois  que  d'apr^s  les  principes  du  droit  elles  peuvent  faire  l'objet  d'un 
compromis",  ist  wohl  in  diesem  Sinne  aufzufassen.  Weitere  Literatur- 
angaben finden  sich  übrigens  noch  bei  F^raud-Giraud,  a.  a.  0. 
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Meist  sei  das  Schiedsgericht  aber  in  solchen  Streitfällen  an- 
gewandt worden,  in  denen  man  einen  Krieg  gar  nicht  gewollt 
habe  und  die  man  geregelt  zu  sehen  wünschte : 

„Pour  conserver  k  chaque  proc^d^  sa  force  et  sa  poissance, 
il  ne  fallt  pas  m^connaitre  sa  natnre  et  son  caract^re,  et  l'^nerver 
par  an  snnnenage  qni  paralyserait  les  heureux  effets  qa'on  doit 
en  attendre.  Le  propre  de  Tarbitrage,  c'est  le  röglement  d'nn 
diM^rend  n6,  parfaitement  connn  et  volontairement  confi6  par 
les  int^ress^s  ä  Tappr^ciation  et  k  la  d^cision  d'un  tiers  choisi 
k  cet  effet  par  eox.  Si  le  difförend  doit  naitre  de  circonstances 
qn'il  est  impossible  de  pr^voir  et  de  pr^ciser,  si  ane  volonte  libre 
et  consciente  n'intervient  pas  afin  de  provoquer  oa  d'accepter 
Tarbitrage,  si  Tarbitre  n'est  pas  d6sign6  oa  si  sa  mission  n'est 
pas  accept^e  par  lai  en  connaissance  de  cause,  aucune  des  con- 
ditions  n6cessaires  pour  un  arbitrage  n'est  remplie." 

Dafs  der  Artikel  16  der  Haager  Konvention  das  hier  in 
Frage  stehende  Moment  ebenfalls  betont,  wurde  schon  er- 
wähnt".   Der  Descampssche  Bericht  bemerkt  dazu": 

gL'article  16  d^termine  la  nature  des  questions  litigieuses, 
qni  sont  du  ressort  propre  de  la  justice  arbitrale.  Ce  sont  les 
qnestions  d'ordre  juridique  et  principalement  les  questions  d'inter- 
prötation  ou  d'application  des  trait^s  .  .  .  Dire  que  Tarbitre 
est  jage  et  qu'il  statue  en  droit ,  c'est  dire  que  T arbitrage  ne 
s'applique  pas  k  toute  espöce  de  diffärends  entre  Etats.  Les 
diffärends,  dans  lesquels  les  pr^tentions  contradictoires  des  parties 
ne  peuvent  dtre  formulöes  juridiquement ,  ^chappent,  en  quelque 
Sorte,  par  leur  nature,  k  la  comp6tence  d'une  Institution  appel^e 
ä  ,dire   le  droits     Les  conflits  d'intär^t,   les   dissidences   d'ordre 


^"^  Oben  im  §  7.  Siehe  aber  die  neuere  Staatenpraxis  unten  im 
§  10  f.,  in  der  die  Einschränkung  des  Art.  16  zum  Teil  eliminiert  ist. 

^®  Vgl.  Conference  internationale,  I,  112.  Femer  M^rignhac, 
a.  a.  0.  S.  291  f.,  Lapradelle,  a.  a.  0.  S.  776 f.  Arnaud,  „Un  traite 
d'arbitrage  permanent  entre  la  France  et  l'Angleterre'',  S.  9  f.  bemerkt 
über  das  Verhältnis  der  Art.  15  und  17  zum  Art.  16 :  „II  n'est  pas  possible 
de  dire  plus  clairement  ni  plus  explicitement  que  tout  litige,de  quelque 
nature  qu'il  soit,  qu'il  soit  n4  ou  qu'il  soit  encore  ä  naitre,  est  susceptible 
d'etre  räsolu  par  Tarbitrage  et  peut  faire  Pobjet  t^nt  d'une  Convention 
arbitrale  generale  et  permanente  que  d'un  compromis  special.  Et  la 
Cour  permanente  d'arbitrage  peut  Stre  saisie  de  toute  difficult^,  qu'elle 
soit  territoriale  ou  qu'il  s'agisse  d'int^rets  vitauz,  d'honneur  et  de  prestige, 
paisque  l'article  20  indique  sans  restriction  le  but  de  cette  Cour  .  .  . 
et  que  l'article  21  contient  cette  stipulation  formelle:  La  Cour  permanente 
sera  compätente  pour  tous  les  cas  d'arbitrage  etc.  etc.** 

Ni  p  p  o  1  d  ,  Verfahren.  12 
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politiqne  ne  rel^vent  pas,  k  proprement  parier,  de  Tarbitrage. 
Mais  pour  les  difförends  qui  ont  le  caract^re  de  contestations  de 
droit  et  qui  n'ont  pa  §tre  räsolus  par  les  voies  diplomatiques 
ordinaires,  Tarticle  16  reconnait  dans  Tarbitrage  le  moyen  le  plus 
efiicace  et  le  plus  6quitable  d'arriver  h,  une  solation  pacifique.  Le 
plus  efficace,  car  11  tranche  d^finitivement  la  qaestion  en  litige. 
Le  plus  ^quitable,  car  il  rend  k  chacun  ce  qui  lui  revient  en 
justice.  L*article  16  ne  va  pas  toutefois  au  delä  de  cette  re- 
connaissance  g^n^rale.  11  n'emporte  pas  Tengagement  positif  poor 
teile  Puissance,  vis-k-vis  de  teile  autre,  de  döf^rer  tel  litige  k  la 
juridiction  arbitrale.  Sous  l'empire  de  la  präsente  Convention, 
chaque  Etat  d^cide  souverainement ,  k  ce  point  de  vue,  si  tel  ou 
tel  cas  sera  soumis  k  Tarbitrage  —  sous  la  röserve  des  obligations 
qu'il  peut  avoir  contractöes  par  d'autres  traitös^*.** 

Meurer*®  schreibt  hierzu: 

„Internationale  Streitigkeiten  jeder  Art  der  Schiedssprechung 
zu  unterstellen,  ist  eine  Unmöglichkeit,  so  lange  man  dabei  bleibt, 
dafs  der  Schiedsspruch  eine  Entscheidung  auf  Grund  der  Achtung 
vor  dem  Rechte,  also  eine  Eechtsentscheidung  ist.  Eine  Rechts- 
entscheidung gibt  es  hier  wie  im  Privatleben  nur  bei  Rechts- 
streitigkeiten .  .  .  Weitere  Einschränkungen  als  die  des  Rechts- 
fragencharakters, der  eben  eine  logische  Folge  der  Schiedssprechung 
als  Rechtsentscheidung  ist,  brauchten  aber  im  Haager  Abkommen 
selbst  nicht  gemacht  zu  werden,  da  dieses  den  russischen  Grund- 
satz der  notwendigen  Schiedssprechung  abgelehnt  hat." 

Ich  habe  diese  Auffassung  hier  in  extenso  wiedergegeben, 
weil  die  Frage,  wie  gesagt,  für  die  Beurteilung  des  schieds- 


^^  Vgl.  ferner  den  Descampsschen  Ausschufebericht :  Conference 
IV,  14  f. 

*®  Meurer,  a.  a.  0.  S.  190.  Auch  die  russische  „Note  explicative" 
stellt  speziell  auf  die  „questions  de  droit^  ab.  Aber  wenn  sie  auch 
sagt:  „W&hrend  die  Vermittlung  bei  jedem  Interessenstreit  Platz  greifen 
kann,  bleibt  die  Schiedssprechung  auf  die  Entscheidung  von  Rechtsfragen 
beschränkt,^  so  vgl.  man  doch  die  weiteren  Ausführungen  in  der  „Note 
explicative",  die  Meurer  S.  169  wiedergibt :  „Im  einzelnen  Streitfall 
kann  durch  besonderen  Vertrag  jede  Frage  der  schieds- 
richterlichen Entscheidung  zugeführt  werden:  Rechts- 
fragen ohne  weiteres,  und  andere  Fragen  —  das  Völker- 
recht hat  unglücklicherweise  viele  Lücken  — ^  indem  alle 
Parteien  eine  Rechtsnorm  ad  hoc  schaffen,  nach  welcher 
entschieden  werden  soll.  Insofern  ist  die  wahlfreie 
Schiedssprechung  unbegrenzt."  Sehr  richtig !  Das  Nähere 
darüber  siehe  in  der  Note  im  Anhang. 
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gerichtlichen  Verfahrens  von  grundlegender  Bedeutung  ist. 
Wenn  die  Art  der  Argumentation,  der  wir  hier  gegenüber- 
stehen, schon  an  sich  sympathisch  berühren  mufs,  aus  dem 
einfachen  Grunde,  weil  sie  mit  rechtlichen  Gesichtspunkten 
operiert,  und  schon  deshalb  für  den  Juristen  etwas  Bestechendes 
haben  mufs,  so  liegt  dieser  Auffassung  im  übrigen  zweifellos 
auch  ein  durchaus  richtiger  Gedanke  zugrunde  und  ich 
bin  daher  weit  davon  entfernt,  gegen  diesen  Gedanken  an 
sich  hier  polemisieren  zu  wollen. 

Der  zu  Grunde  liegende  Gedanke  ist,  wie  gesagt,  durch- 
aus richtig  —  aber  worüber  man  sich  einer  Täuschung  hin- 
gibt, das  ist  die  praktische  Tragweite,  die  Bedeutung,  die  der 
hier  gemachten  Unterscheidung  zukommt. 

Gewifs  ist  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  seiner  Natur 
nach  das  „Rechtsmittel"  im  engeren  Sinn ,  das  „moyen  juri- 
dique"  des  Völkerrechts,  und  insofern  naturgemftfs  auf  „Rechts- 
streitigkeiten" anwendbar.  Darüber  kann  keinerlei  Streit  be- 
stehen. Darin  liegt,  das  sei  hier  zunächst  festgestellt,  dafs 
dieses  Verfahren  infolge  davon  auf  Rechtsstreitigkeiten 
an  sich  aber  auch  unbedingt  anwendbar  sein  mufs.  Das 
geben  übrigens  wohl  auch  die  Gegner  des  schiedsgerichtlichen 
Verfahrens  zu.  Bis  zu  diesem  Punkte  finden  sich  wohl  so 
ziemlich  alle  Ansichten  zusammen.  So  viel  mufs  ja  von  vorn- 
herein klar  sein,  dafs  Rechtsstreitigkeiten,  die  „durch  sichere 
Begrenzung  eines  nach  Rechtsgrundsätzen  zu  entscheidenden 
Streitpunktes  sich  zur  Beilegung  durch  Richterspruch  eignen", 
auch  geeignet  sein  müssen,  Objekt  von  Schiedssprüchen  zu 
sein**.    Zweifellos  würden  sich  vom  Rechtsstandpunkte  aus 


*^  Vgl.  Revon,  a.  a.  0.  S.  496 f.:  „Sur  les  questions  proprement 
juridiqaes,  nulle  difficult^;  elles  Bont  toutes  de  la  comp^tence  arbitrale; 
elles  entrent  de  la  mani^re  la  plus  naturelle  dans  un  mecanisme  qui 
a  et^  pr^cis^ment  construit  ä  leur  usage.  L'histoire  des  arbi träges 
proave  d'ailleurs  que,  jusqu'ici,  ce  sont  en  principe  des  conflits  susceptibles 
de  recevoir  une  Solution  juridique  qui  ont  6t6  portäs  devant  les  Colleges 

d'arbitres.** 

12* 
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keinerlei  Gründe  anführen  lassen,  weshalb  man  solche  Streitig- 
keiten  prinzipiell  im  Wege  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens 
nicht  sollte  zur  Beilegung  bringen  können.  So  wie  das  schieds- 
gerichtliche Verfahren  der  eigentliche,  der  einzige  Rechtsweg 
ist,  den  das  Volkerrecht  kennt,  so  wie  seine  Anwendung  die 
völkerrechtliche  Justiz  im  vollen  Sinne  dieses  Worts  bedeutet, 
so  gehört  auch  im  Völkerstreit  alles,  was  Rechtscharakter 
trägt,  naturgemäfs  vor  das  Forum  des  Schiedsgerichts**. 

Insoweit  herrscht  also  wohl  keinerlei  Unklarheit  oder 
Meinungsverschiedenheit.  Was  die  angeführten  Schriftsteller 
jedoch  sagen  wollen,  ist  nicht  nur  das  obige.  Sie  wollen 
vielmehr  gleichzeitig  damit  vom  rechtlichen  Standpunkte  au* 
eine  Schranke  für  die  Anwendbarkeit  des  schiedsgericht- 
lichen Verfahrens  errichten,  eine  Begrenzung,  von  der  sie 
wohl  meist  annehmen,  dafs  sie  dem  Schiedsgericht  in  praxi 
ziemlich  enge  Grenzen  setzen  müfste.  Betrachten  wir  die 
obigen  Ausführungen  daher  nunmehr  von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  und  fragen  wir  uns,  welche  Bedeutung  dieser 
„Rechtsschranke"  in  Wirklichkeit  zukommt,  ob  und  inwieweit 
diese  rechtliche  Beschränkung  der  prinzipiellen  Anwendbar- 
keit des  Schiedsgerichts  im  wirklichen  Staatenleben  eine  reelle 
Begründung  findet. 

Sind  die  Staatenstreitigkeiten  in  der  Tat  so  beschaffen^ 
dafs  sie  nur  zum  Teil  als  Rechtsstreitigkeiten  bezeichnet 
werden  können?  Und  entziehen  sich,  wenn  dies  der  Fall  ist, 
die  anderen  Staatenstreitigkeiten  schon  a  priori  einer  juristi- 
schen Beurteilung?  Und  sind  diese  letzteren  Streitigkeiten 
zahlreich,  so  dafs  die  hier  vorhandene  oder  supponierte 
Rechtsschranke  von  gröfserer  Tragweite  für  die  Frage  nach 


*'  Vgl.  V.  Bulmerincq  in  Holtzendorffs  Handbuch,  Bd.  4,  S.  57 r 
„Streitsachen,  auch  internationaler  Art,  können  nur  durch  juridisch  ge- 
bildete Richter  entschieden  werden  und  in  juridischer  Weise.  Dem 
Recht,  dem  Rechts  verfahren  und  dem  Rechtsspruch  müssen  sich  alle 
Staaten  in  gleicher  Weise  unterwerfen.^  Vgl.  auch  denselben  im  Rechts- 
lexikon, Bd.  3,  s.  V.  Schiedsspruch.   Femer  Meurer,  a.  a.  0.  S.  187,  188. 
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dem  prinzipiellen  Wert  oder  Unwert  des  schiedsgerichtlichen 
Verfahrens  ist? 

Für  diese  Fragen  haben  wir  die  Antwort  eigentlich  schon 
oben  im  Paragraph  7  gefunden :  Der  Rechtsstreit  ist  zwischen 
den  modernen  Kulturstaaten  durchaus  die  Regel,  er  ist  weder 
die    seltenere  Form  noch  seinem  Inhalte  nach  absolut  un- 
bedeutend.  Reine  Interessenkonflikte  sind  eine  Ausnahme;  wo 
sie  auftreten,  da  sind  sie  regelmäfsig  mit  Rechtsansprüchen 
vermengt  und  bieten  also  ebenfalls  eine  rechtliche  Seite  und 
der   rechtlichen  Beurteilung  gegebenenfalls  eine  Handhabe. 

I>as  war  das  Resultat  unserer  Untersuchung  über  den 
Chara^lter    der    modernen    völkerrechtlichen    Streitigkeiten. 
Wenn  wir  uns  dieses  Resultat  gegenwärtig  halten,  dann  er- 
gabt sich  uns  nun  auch  ohne  weiteres  der  Wert  der  hier  von  der 
l^eorie  gemachten  Unterscheidung :  Der  Gedanke  der  Theorie 
\^^  z^ar  an  sich  ganz  richtig,  aber  er  ist  praktisch  so  gut  wie 
^^deutungslos.  Die  von  der  Theorie  errichtete  Schranke  ist  eben 
ttieoretischer  Natur,  in  Wirklichkeit  existiert  sie  gar  nicht. 
Mit  bezug  auf  die  Rechtsstreitigkeiten  erklärt  die  Theorie 
das  Schiedsverfahren  ja  ausdrücklich  als  anwendbar.    Wenn 
diese  Streitigkeiten  nun  heute  die  Regel  sind,  so  würde  die 
von  der  Theorie  behauptete  Begrenzung  der  Anwendbarkeit 
des  Schiedsverfahrens  also  selbst  dann  schon  ihre  Bedeutung 
so  gut  wie  ganz  verlieren,  wenn  die  weitaus  selteneren  Fälle, 
wo  reine  Interessenkonflikte  oder  mit  politischen  Momenten 
vermischte  Konflikte  vorliegen,  sich  tatsächlich  prinzipiell  dem 
Schiedsverfahren  entzögen. 

Aber  auch  das  letztere  ist  tatsächlich  nicht  der  Fall. 
Die  Bedenken  der  Theorie  sind  diesen  Fällen  gegenüber  er- 
klärlich, aber  sie  sind  ungerechtfertigt.  Rechtliche  Elemente, 
die  es  gestatten,  ihn  einer  von  rechtlichen  Gesichtspunkten  aus- 
gehenden Beurteilung  zu  unterziehen,  enthält  heute  eben  wohl 
jeder  Staatenstreit,  selbst  derjenige,  bei  dem  politische  Momente 
im  übrigen  überwiegen  mögen.    Damit  soll  nun  natürlich  nicht 
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gesagt  sein,  dafs  die  Staaten  einen  solchen  vorwiegend  poli- 
tischen Streit  dem  Schiedsspruch  so  leicht  unterwerfen  werden, 
sondern  nur,  dafs,  we  n  n  sie  ihn  diesem  Verfahren  unterwerfen, 
der  Schiedsrichter  auch  regelmäfsig  nach  rechtlichen  Gesichts- 
punkten wird  Recht  sprechen  können.  Es  gibt  wohl  reine 
Rechtsstreitigkeiten,  aber  es  gibt  im  modernen  Staaten  verkehr 
kaum  reine  politische  Streitigkeiten  ohne  irgendwelche  Bei- 
mischung von  wirklichen,  vermeintlichen  oder  vorgeschobenen 
Rechtsansprüchen.  Rechtliche  Momente  werden  stets  im 
Staatenstreit  mitsprechen  und  daher  eine  rechtliche  Beur- 
teilung nach  Rechtsgrundsätzen  ermöglichen. 

Ob  man  im  übrigen  manche  Streitigkeiten  im  Hinblick 
auf  das  überwiegen  der  politischen  Momente  nun  als  poli- 
tische Streitigkeiten  bezeichnen  und  sie  nicht  als  eigentliche 
Rechtsstreitigkeiten  gelten  lassen  will  —  das  ist  im  Grunde 
für  unsere  Frage  gleichgültig.  Denn  es  kommt  für  uns  ledig- 
lich darauf  an,  ob  sie  Gegenstand  einer  rechtlichen  Beur- 
teilung sein  können 2^,  vorausgesetzt,  dafs  sie  einer  solchen 
wirklich  unterbreitet  würden.  Diese  Frage  aber  dürfte  sich 
bei  den  modernen  Staatenstreitigkeiten  ohne  weiteres  bejahen 
lassen,  und  in  diesem  Sinne  sind  diese  daher  jedenfalls  auch 
dann  Rechtsstreitigkeiten,  wenn  im  übrigen  neben  rechtlichen 
Momenten  politische  und  andere  Faktoren  mitspielen  und  den 
Rechtskern  in  den  Hintergrund  treten  lassen. 

Welche  von  diesen  Faktoren  bei  dem  Schiedsspruch  Be- 
rücksichtigung finden  dürfen  oder  sollen,  das  zu  entscheiden, 
ist  natürlich  in  erster  Linie  Sache  des  Kompromisses.    Da- 


*■  Man  hat  auch  eine  Unterscheidung  zwischen  „questions  d'ordre 
juridique"  und  „questions  de  droit"  gemacht,  die  davon  ausgeht,  jeder 
Streit  sei  eine  Rechtsanmalsung  oder  Rechtsaneignung,  aher  nicht  immer 
von  juristischer  Art.  Vgl.  Conference  de  la  Haye  IV,  64,  Meurer^ 
a.  a.  0.  S.  190.  Ich  meine,  wo  üher  einen  Streit  wegen  einer  „Rechts- 
anmalsung" kompromittiert  wird,  da  ist  dieser  auch  ohne  weiteres 
juristischer  Art,  und  insofern  ist  also  die  obige  Unterscheidung  un* 
herechtigt. 
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für  kann  man  keine  theoretischen  Regeln  aufstellen.  Sicher- 
lich werden  sich  manche  Momente,  die  im  konkreten  Konflikte 
von  Bedeutung  sind ,  der  richterlichen  Berücksichtigung  ent- 
ziehen; der  Schiedsrichter  wird  die  politische  Seite  des  Kon- 
flikts vielleicht  ganz  ignorieren  und  sein  Augenmerk  auf  die 
rechtlichen  Tatsachen  konzentrieren  —  das  alles  läfst  sich 
nicht  allgemein  a  priori  bestimmen. 

Das  aber  läfst  sich  a  priori  sagen,  dafs  ein  rechtliches 
Fundament  sich  stets  finden  wird,  wenn  man  sich  die  Mühe 
gibt,  es  aufzusuchen  —   im  Staatenstreit  in  weit  höherem 
Mafse  als  bei  privaten  Streitigkeiten.    So  wenig  wie  wir  da- 
her das  Gefühl  haben,  das  Anwendungsgebiet  für  das  bürger- 
liche Verfahren  einzuschränken,  wenn  wir  sagen,  dasselbe  be- 
ziehe sich  auf  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  so  wenig  dürfen 
wir  in  Wirklichkeit  eine  Beschränkung  dahinter  suchen,  wenn 
wir  sagen,  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  beziehe  sich  auf 
völkerrechtliche  Rechtsstreitigkeiten.    Im  Staatenverkehr  ist 
der  Rechtsstreit  noch  mehr  die  Regel  als  im  bürgerlichen 
Verkehr.    Wenn  aber  der  Rechtsstreit  die  Regel  ist,  dann  ist 
wirklich  nicht  einzusehen,   weshalb  das  Rechtsverfahren 
nicht  ebenfalls  die  Regel  sein  könnte. 

Sieht  man  näher  zu,  so  mufs  man  sich  in  der  Tat 
sagen,  dafs,  wenn  die  in  einem  Konflikt  befindlichen  Staaten 
sich  einmal  entschliefsen,  die  Entscheidung  dieses  Konflikts  im 
Kompromifswege  einem  Schiedsgericht  zu  übertragen  —  ledig- 
lich dies  ist  im  allgemeinen  die  Voraussetzung^*  — ,  eigentlich 
kein  Grund  denkbar  ist,  weshalb  dieses  Gericht  nicht  zu 
einem  auf  rechtlichen  Erwägungen  beruhenden  Urteil  gelangen 
sollte.  Entscheiden  sich  die  beteiligten  Staaten  einmal  für 
das  schiedsgerichtliche  Verfahren,  so  darf  gesagt  werden,  dafs 
der  Schiedsrichter  prinzipiell  auch  in  der  Lage  sein  wird, 
auf  Grund   des  Kompromisses  eine  rechtliche  Entscheidung 


**  Die  Möglichkeit  des  Kompromittierens  ist  nach  dieser  Richtung 
hin  prinzipiell  jedenfalls  unbeschränkt. 
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ZU  treffen,  die  den  Grundsätzen  des  internationalen  Bechts 
und  der  internationalen  Billigkeit  entspricht.    Ein  juristisches 
Fundament  für  seinen  Spruch  wird  er  stets  zu  finden  ver- 
mögen.   Dasselbe  wird  vielleicht  im  einen  Fall  leichter,  im 
anderen  Fall  schwerer  **  zu  finden  sein,  je  nachdem  die  recht- 
lichen Ansprüche  mehr  oder  weniger  offen,  bezw.  mit  anderen 
Ansprüchen  unvermischt,  zutage  treten  und  von  den  Parteien 
mehr    oder    weniger    genau    formuliert    sind.     Aber    diese 
Schwierigkeiten,  die  schon  beim  Abschlufs  des  Kompromisses 
zutage  treten  und  schon  hier  daher  zum  Teil  behoben  werden 
dürften,  brauchen  deshalb  doch  keine  unüberwindlichen  zu 
sein.   Man  darf  vielmehr  sagen :  Gelingt  einmal  der  Abschlufs 
des  Kompromisses,   dann  läfst  sich  unter  allen   Umständen 
auch  ein  Urteil,  ein  Schiedsspruch  fällen. 

Der  schiedsgerichtliche  Normalfall  ist  ja  nun  gewifs  der, 
wo  die  Parteiansprüche  rechtlich  ganz  genau  formuliert  sind 
und  andere  Interessen  als  die  rechtlich  begründeten  entweder 
fehlen  oder  doch  in  den  Hintergrund  treten,  so  dafs  keinerlei 
Komplikationen  mit  rein  politischen  oder  sonstigen  Ansprüchen 
zu  befürchten  sind,  und  der  idealste  Zustand  wäre  gewifs  der, 
dafs  alle  Streitfälle  zwischen  Staaten  einen  rein  rechtlichen - 
Charakter  trügen.  Ganz  so  weit  sind  wir  nun  zwar  noch  nicht, 
aber  doch  weiter,  als  man  meist  anzunehmen  pflegt,  nämlich 
so  weit,  dafs  rechtliche  Ansprüche  wenigstens  mitzusprechen 
pflegen,  auch  wo  sie  nicht  ausschliefslich  vorherrschen. 

Es  kommt  daher  in  Wirklichkeit  lediglich  darauf  an,  ob 
die  Parteien  kompromittieren  wollen  oder  nicht.  Es  ist 
an  sich  sehr  wohl  denkbar,  dafs  ein  Kompromifs  auch  da  zu- 
stande kommt,  wo  die  Theorie  von  einem  blofsen  Interessen- 


**  Wenn  Meurer,  a.  a.  0.  S.  192  davon  spricht,  dafs  die  vielleicht 
an  sich  des  Schiedsspruch  fähigen  DifiPerenzen  den  politischen  Anspruch 
nur  verdecken,  der  mit  einer  rein  juristischen  Würdigung  nicht  abgetan 
werden  kann,  so  folgt  daraus  keineswegs,  dats  ein  solcher  Streitfall  sich 
t\berhaupt  der  Schiedssprechung  entzieht,  wie  Meurer  annehmen  möchte. 
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konflikt  sprechen  würde.  Ist  der  Schiedsrichter  hier  unfähig, 
Recht  zu  sprechen  und  das  Schiedsgericht  also  unanwendbar? 
Nein,  gewifs  nicht!  Eine  Rechtsgrundlage  wird  der  Schieds- 
richter auch  solchenfalls  de  facto  stets  finden.  Schon  das 
£ompromifs  wird  sie  ihm  sicher  stets  bieten,  wo  er  in  die 
Lage  kommt.  Recht  sprechen  zu  sollen  ^^.  Daher  besteht  die 
Schranke,  die  die  Rechtstheorie  hat  aufstellen  wollen,  in 
Wirklichkeit  in  der  Tat  nicht. 

Schranken  sind  für  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  wohl 
vorhanden,  das  soll  damit  nicht  geleugnet  werden.  Ich  werde 
auf  diese  Schranken  im  folgenden  Paragraphen  zu  sprechen 
kommen.    Aber  diese   Schranken   liegen   auf  einem  anderen 


**  Insofern  muls  man  also  Arnaud  („Un  Trait^  d'arbitrage  per- 
manent entre  La  France  et  L'Angleterre^,  S.  7  f.)  beipflichten,  wenn  er 
schreibt:  „Rien,  dans  la  nature  de  Parbitrage,  ne  s'oppose  ä  sa 
g^neralisation.  Toutes  les  limitations  qu'on  a  voulu  lui  imposer  reposent 
sur  des  arguties  ou  sur  le  d^sir  des  autenrs  de  justifier  quand  m^me  le 
droit  de  guerre  pour  les  Etats,  ou  encore,  ce  qui  paraitra  bizarre  et 
illogique,  sur  ce  que  le  droit  de  souverainet^  des  Nations  leur  interdit 
de  conclure  des  Conventions  organisant  la  justice  entre  elles,  alors  que 
cependant  la  conclusion  des  trait^s  internationaux  est  un  attribut  de  la 
souTerainet^ :  ce  qui  revient  k  porter  atteinte  ä  la  souverainet^  des 
Etats,  par  respect  pour  cette  souverainetä !  .  .  .  Serait-il  vrai,  que, 
Selon  la  Convention  de  la  Haye,  Tarbitrage  est  applicable  seulement 
aux  „questions  d^ordre  juridique'^  et  sp^cialement  aux  questions  d'inter- 
pretation  ou  d'application  des  Conventions  internationales"?  .  .  .  Tout 
d^abord,  et  sans  plus  tarder,  nous  voulons  protester  contre  ces 
expressions  impropres:  questions  d'ordre  juridique  ou  litiges  d'ordre 
juridique,  gräce  auxquelles  on  tend  ä  exclure  de  toute  Solution  juridique 
de  nombreuses  categories  de  diff^rends  internationaux,  sous  pr^texte 
qu1ls  ne  peuvent  pas  etre  juridiquement  exposes.  Tout  differend, 
en  mati^rc  internationale  comme  en  mati^re  individuelle,  peut  §tre 
^noncä  ou  expos^  de  maniäre  ä  pouvoir  etre  soumis  k  des  juges: 
fii  Vune  des  parties  ne  pouvait  ^noncer  ses  pr^tentions,  c'est  que 
celles-ci  n'auraient  aucnn  fondement  s^rieux.  Les  gouvernements  savent 
bien  präsenter,  ä  leur  mani^re,  k  l'opinion  publique  les  donn^es  du 
conflit  quand  ils  ddsirent  la  prendre  pour  juge  ou  se  la  concilier:  ils 
peuvent  donc  les  consigner  pour  tout  autre  tribunal,  et  cela  quelle  que 
8oit  la  nature  ou  la  gravit^  du  diffärend;  par  cons6quent  tout  litige  est 
d'ordre  juridique  et  la  distinction  ainsi  tent^e  par  les  auteurs  est 
purement  factice.  Mais  Interpretation  de  la  Convention  de  La  Haye 
signal6e  ne  peut  etre  admise.  .  .  ." 
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Gebiet:  sie  sind  weder  in  der  Natur  des  schiedsgerichtlichen 
Verfahrens,  noch  in  der  Natur  der  modernen  Staatsstreitig- 
keiten begründet,  sondern  sie  liegen  auf  praktisch-politischem 
Gebiet.  Vom  Rechtsstandpunkte  aus  mufs  daher  jedenfalls 
betont  werden,  dafs  der  vermeintlichen  Rechtsschranke  prak- 
tisch keine  Bedeutung  zukommt;  sie  ist,  so  richtig  der  Ge- 
danke an  sich  auch  ist,  von  dem  man  bei  ihrer  Statuierung 
ausgegangen  ist,  doch  im  Völkerleben  tatsächlich  nicht  be- 
gründet. 

Man  mufs  sich  eigentlich  darüber  wundem,  dafs  die 
Theorie  es  bisher  noch  nicht  für  nötig  befunden  hat,  dieser 
wichtigen  Frage  einmal  auf  den  Grund  zu  gehen.  Einzig  bei 
M^rignhac  finden  sich  darüber  einige  nähere  Ausführungen. 
Er  schreibt  *'  mit  Bezug  auf  den  Artikel  1  des  Schiedsvertrags 
zwischen  England  und  Frankreich  vom  14.  Oktober  1903: 

„Ainsi  Taccord  exclut  les  diff6rends  d'ordre  politique  qni  ne 
sauraient,  dit-on,  rentrer  dans  la  comp^tence  des  juges,  car  la  rögle 
de  droit  n'est  falte  que  ponr  les  diff^rends  oü  le  droit  est  int^ress^. 
Nous  ferons  tout  d'abord  remarquer  que  la  distinetion  entre  les 
diff^rends  politiques  et  juridiques  sera  souvent  bien  malais^e  k 
6tablir,  et  voilk  pourqnoi  les  autcurs  se  boment  en  g^n^rnl  k 
Texposer,  saus  pouvoir,  et  pour  cause,  dire  exactement  oü  com- 
mence  et  oü  finit  le  diff<6rend  politique.  Ajontons  que,  si  le 
diff^rend  v«5ritablement  reconnu  politique  se  plie  quelquefois  diffi- 
cilement  aux  r^gles  du  droit  pur,  il  se  pretera,  au  contraire,  fort 
souvent  k  Tapplication  des  r^gles  de  la  justice,  k  moins  qu'on 
n'ait  une  raison  cach^e  et  mauvaise  de  ne  vouloir,  en  aucun  cas, 
recourir  k  Tarbitrage.  Nous  conseillerions  done,  si  Ton  veut  ap- 
pliquer  le  compromis  loyalement  comme  il  convient,  de  nMnvo- 
quer  que  daus  des  cas  tr^s  -  exceptionnels  le  caract^re  politique. 
M.  Kamarowsky^®  affirmait,  dans  cet  ordre  d'idöes,  que  la 
juridiction  internationale  une  fois  organis^e  attirerait  dans  le  cercle 
de  ses  attributions  un  nombre  toujours  croissant  de  litiges  m§me 
politiques,  en  ajoutant  que  ces  litiges  lui  paraissaient  pouvoir 
ßtre  port^s  sur  le  terrain  du  droit  .  .  .  IS'insistons  pas  et  ne 
cherchons  pas  k  d^finir  le  diff^rend  politique  oppos^  au  diff^rend 
juridique;  car  les  d^finitions  tent^es  risqueraient  d'ätre  vaines,  la 


"  M<5rignhac,  „Le  traitä  d'arbitrage  franco-anglais  du   14  oc- 
tobre  1903*'  in  der  Revue  g^n^rale,  1903,  S.  803. 

2«  Kamarowsky,  a.  a.  0.  S.  317.    Siehe  oben  S.  172. 
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chose  se  sentant  mieax  qu'elle  ne  se  däfinit,  ainsi  qu'il  a  6td  dit 
pour  Vordre  public.  Bomons  noas  h.  conseiller  en  cas  d'insucc^s 
des  o^gociations  directes  le  recours,  sanf  impossibilitd  absolue,  ä 
l'arbitrage,  qui  mettra  le  plns  soavent  toutes  choses  aa  point 
voulu." 

Es  wird  unten  nach  Betrachtung  der  politischen  Grenzen, 
die  der  Verallgemeinerung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  heute 
entgegenstehen,  zu  zeigen  sein,  dafs  es  in  der  Völkerrechts- 
literatur nicht  an  Stimmen  fehlt,  die  im  Einklang  mit 
M6rignhac  für  das  Schiedsgericht  eine  allgemeine  Anwend- 
barkeit vindizieren,  die  also  nicht  nur  rechtliche  Grenzen  fttr 
seine  Anwendbarkeit  nicht  anerkennen  *• ,  sondern  sogar  die 
politischen  Grenzen  für  überwindbar  halten. 

Hier  haben  wir  uns  zunächst  auf  die  Feststellung  des 
Vorhandenseins  oder  Nichtvorhandenseins  der  rechtlichen 
Grenzen  zu  beschränken.  Nachdem  wir  in  dieser  Frage  zu 
einem  negativen  Resultat  gelangt  sind,  möchte  ich  mich  nun- 
mehr noch  mit  den  Gründen  befassen,  durch  die  die  Theorie 
hauptsächlich  zu  der  Annahme  des  Vorhandenseins  von 
Rechtsschranken  in  unserer  Materie  gelangt  sein  dürfte. 

Ich  sehe  dabei  ab  von  solchen  Gründen,  die  nicht  auf  einer 
rein  rechtlichen  bezw.  sachlichen  Betrachtungsweise  beruhen  — 
hierher  rechne  ich  namentlich  das  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
vielfach  a  priori  entgegengebrachte  unbegründete  Mifstrauen. 


*•  Kolben,  „Wahrheit  und  Klarheit  über  die  Haager  Friedens- 
konferenz", 1900,  S.  42,  bemerkt,  der  Art  16  der  Haager  Konvention 
solle  wohl  „mit  der  oft  und  auch  auf  der  Konferenz  gegen  das  Schieds- 
gericht vorgebrachten,  das  Gebiet  desselben  einschränkenden  Meinung 
versöhnen,  dafs  ja  nicht  alle  völkerrechtlichen  Konflikte  auf  Rechts- 
fragen zurückzuführen  sind,  deshalb  wird  die  Anpreisung  des  Schieds- 
gerichts auf  Rechtsfragen  beschränkt.  Ich  glaube  schon  früher  diese 
Meinung  widerlegt  zu  haben.  Im  Augenblicke,  wo  entgegengesetzte 
Interessen  welcher  Art  immer  zu  einem  (internationalen)  Konflikte  führen, 
entsteht  eben  immer  die  Frage  nach  der  größeren  Berechtigung  des 
einen  Interesses  und  damit  die  Rechtsfrage,  mindestens  die  Frage,  ob 
nicht  das  Interesse  der  Gesamtheit  berechtigter  sei  als  dies  eine  oder 
andere  oder  beide  gegenüberstehende  Einzelinteressen,  also  die  Frage 
der  Gefährdung  der  allgemeinen  Rechtsordnung." 
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Der  Standpunkt  der  Theorie  erklärt  sich  meines  Er- 
achtens  nicht  etwa  nur  aus  einer  Verkennung  des  Charakters 
der  modernen  Staatenstreitigkeiten,  sondern  noch  aus  einem 
weiteren  Umstände.  Er  beruht  auf  einer  Anschauungsweise, 
die  dem  innerstaatlichen  Recht  entnommen  ist  und  die,  so 
berechtigt  sie  dort  sein  mag,  sich  doch  nicht,  wenigstens  nicht 
in  vollem  Mafse,  auf  das  internationale  Recht  übertragen 
läfst.  Nicht  alle  Schranken  des  innerstaatlichen  Rechts,  die 
dieses  für  die  ordentlichen  Gerichte  oder  für  die  privaten 
Schiedsgerichte  aufgestellt  hat,  sind  ohne  weiteres  auch  im 
Völkerrecht  mafsgebend.  Der  Gesichtskreis  ist  im  Völker- 
recht in  vielen  Beziehungen  ein  anderer ,  ein  weiterer ,  und 
entsprechend  können  auch  a  priori  schon  die  Schranken,  die 
für  die  völkerrechtliche  Rechtsprechung  zu  setzen  sind,  weniger 
enge  sein.  Der  internationale  Schiedsspruch  braucht  an  sich 
keineswegs  allen  Voraussetzungen  und  Erfordernissen  zu  ent- 
sprechen, die  wir  an  den  Spruch  eines  staatlichen  Gerichts 
oder  an  den  Schiedsspruch  in  privatrechtlichen  Streitigkeiten 
zu  stellen  gewohnt  sind.  Insbesondere  kann  auch  die  streng 
juristische  Art  der  Beurteilung  von  Streitfällen,  der  wir  im 
innerstaatlichen  Recht  begegnen,  nicht  ohne  weiteres  auf  das 
Völkerrecht  übertragen  werden.  Mafsgebend  wird  vielmehr 
für  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der  Schiedsspruch  den 
Erfordernissen,  die  an  eine  völkerrechtliche  Entscheidung  zu 
stellen  sind,  entspricht,  in  allen  Fällen  zunächst  das  Kompro- 
mifs  sein.    Für  dieses  letztere  aber  fehlt  es  im  Völkerrecht 

a 

durchaus  an  beschränkenden  Vorschriften  und   mufs  es  an 
solchen  fehlen. 

Die  Parallelen,  die  sich  mit  den  Instituten  des  inner- 
staatlichen Rechts  aufdrängen,  passen  in  Wirklichkeit  nur 
teilweise.  Weshalb  sollte  man  auch  das  internationale  Schieds- 
gericht absolut  in  die  enge  Jacke  hineinzwängen,  die  auf  die 
Streitigkeiten  zwischen  Privatpersonen  zugeschnitten  ist?  Es 
ist  ja  gerade  einer  der  Hauptvorzüge,  die   das  Völkerrecht 


§  9.  Die  rechtlichen  Grenzen  der  Anwendbarkeit  des  Schiedsgerichts.    189 

vor  dem  innerstaatlichen  Recht  voraus  hat,  dafs  es  nicht  so 
enge  Schranken  aufweist  wie  dieses.  Auch  der  Richter  im 
Völkerrecht  erfreut  sich  im  allgemeinen,  soweit  nicht  das 
Eompromifs  ihm  engere  Grenzen  zieht,  einer  gröfseren  Be- 
wegungsfreiheit als  der  staatliche  Richter.  Da  man  sonst 
immer  von  den  angeblichen  Mängeln  des  Völkerrechts  zu  be- 
richten weifs,  so  sollte  man  auf  der  anderen  Seite  doch  auch 
dieser  seiner  Vorzüge  eingedenk  sein. 

Die  Verhältnisse  sind  für  den  internationalen  Schieds- 
richter nach  allen  Richtungen  hin  eigenartige.  Der  staatliche 
Richter  handelt  im  Namen  der  übergeordneten  Staatsgewalt 
nach^bestimmten  gesetzlichen  Vorschriften.  Der  internationale 
Schiedsrichter  handelt  auf  Grund  eines  freiwilligen  Kompro- 
misses zwischen  souveränen  Staaten,  die  ihm  an  sich  in  keiner 
Weise  unterstehen,  sondern  sich  freiwillig  seine  Mitwirkung 
erbeten  und  sich  seinem  Spruch  im  voraus  unterworfen  haben. 
Weshalb  sollen  nun  diesem  letzteren  Richter  die  Hände  denn 
genau  gerade  so  gebunden  sein,  wie  dem  ersteren  ?  Wenn  die 
kompromittierenden  Staaten  ihm  die  Entscheidung  auf  Grund 
der  Bedingungen  des  Kompromisses,  die  unter  Umständen 
sehr  wenig  einläfsliche  sein  können,  anheimgeben  wollen,  wer 
will  ihm  dann  noch  weitere  Vorschriften  machen?  Etwa  das 
Völkerrecht?  Eine  solche  Völkerrechtsnorm,  die  z.  B.  die 
möglichen  Kompromifsgegenstände  limitierte  oder  die  Ent- 
scheidungsnormen vorschriebe,  existiert  aber  nirgends. 

Und  ebensowenig,  wie  man  die  für  den  staatlichen  Richter 
geltenden  Grundsätze  ohne  weiteres  auf  den  internationalen 
Schiedsrichter  übertragen  darf,  so  wenig  darf  man  vom  inner- 
staatlichen Schiedsgericht  auf  das  internationale  Schiedsgericht 
zu  viele  Schlüsse  ziehen.  Die  Rechtslage  ist  in  beiden  Fällen 
mit  Bezug  auf  unseren  Gegenstand  sogar  eine  direkt  ent- 
gegengesetzte. Das  private  Schiedsgericht  ist  an  sich  kein 
so  absolutes  Bedürfnis,  keine  Notwendigkeit,  da  es  im  inner- 
staatlichen Leben  an  staatlichen  Instanzen  zur  Rechtsprechung 
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keineswegs  fehlt ^*^.    Wenn  daher  auch  die  Möglichkeit  der 
Anrufung  von  Schiedsrichtern  den  privaten  Parteien  im  all- 
gemeinen selbstverständlich  unbenommen  bleiben  mufs,  so  liegt 
doch  auf  der  anderen  Seite  kein  Grund  vor,  solchen  privaten 
Schiedsgerichten  irgendwie  besondere  Kompetenzen  gegenüber 
dem   staatlichen  Gericht  einzuräumen.    In  der  Freiheit  der 
Behandlung  und  Beurteilung  des  Streitfalles  sind  die  Schieds- 
richter dem  staatlichen  Richter  vielfach  ja  ohnehin  voraus. 
Ganz  anders  ist  die  Rechtslage  im  Völkerrecht.    Hier  gibt 
es  für  die  Schiedsrichter  keine  im  Prinzip  konkurrierenden 
Bechtsinstanzen.    Das   schiedsrichterliche  Verfahren   ist   die 
einzige  Art  des  Rechtsverfahrens  im  engeren  Sinn  in  völker- 
rechtlichen   Streitigkeiten***.    Hieraus    ergibt   sich    für    die 


*®  Dies  Moment  betont  z.  B.  auch  Descamps  in  seinem  Bericht 
vor  der  Haager  Konferenz,  Conference  IV,  S.  14:  „La  justice  arhitrale 
ne  präsente  pas  dans  le  droit  international  le  caract^re  qu'elle  affecte 
dans  le  droit  national.  Dans  ce  dernier  droit  eile  apparalt  comme  une 
Borte  de  derogation  ä  Torganisation  publique  des  juridictions.  Dans  le 
droit  international,  eile  pourvoit  k  Pabsence  de  toute  juridiction  et  eile 
tend  directement  k  pr^venir  le  recours  k  la  force.** 

•*  Vgl.  Merignhac,  „Conference**  a.  a.  0.  S.  291:  „L'arbitre  est 
toujours  Institut  par  la  volonte  de  ceux  qui  lui  def^rent  le  litige.  Mais 
tandisque  les  particuliers  d'un  pays  peuvent  recourir  au  juge  officiel 
institue  par  les  pouvoirs  publics,  et  qui  pour  eux  constitue  le  juge  de 
droit  commun,  il  n^existe  aucune  juridiction  devant  trancher  sou- 
Terainement  les  Conflits  des  Etats.  L'arbitrage  volontaire  est  donc 
actuellement  et  sera  probablement  pour  longtemps  encore  la  seule  juri- 
diction existante,  la  juridiction  de  droit  commun  des  rapports  inter- 
nationaux."  Vgl.  ferner  Dreyfus,  a.  a.  0.  S.  272 f.:  „C'est  le  meme 
procede,  mais  appliqu^  dans  deux  domaines  tellement  distincts,  k  des 
interets  de  nature  tellement  diverse ,  que  Tassimilation  compl^te  est 
impossible  ou  forc^e.  Dans  ^Organisation  judiciaire  et  nationale  des 
Etats,  Tarbitrage  n'est  qu'une  juridiction  suppiementaire  ou  alternative. 
II  ne  remplace  pas  les  tribunaux  r^guliers  .  .  .  En  droit  public  inter- 
national, Tarbitrage  est  la  seule  juridiction  connue;  encore  n'est-elle 
qu'ä  TEtat  embryonnaire.  Point  de  choix  entre  des  arbitres  et  des 
juges,  puisqu'il  n'y  a  pas  de  tribunaux  organis^s.  Point  de  droit  ecrit 
k  appliquer  puisqu'il  n'y  a  pas  de  code  r^digö.  Point  de  force  ex^cutoire, 
puisqu'il  n*y  a  pas  de  force  ex^cutive.  Ces  diff^rences  sont  edatantes. 
II  faut  s'en  p^n^trer  avant  de  r^diger  des  r^gles  de  proc^dure  arhitrale 
internationale.** 
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Eecbtstheorie,  die  der  intern ationalen  Rechtsentwicklung 
die  Wege  weisen  will,  eigentlich  schon  von  selbst  die  Auf- 
gabe, die  Anwendbarkeit  dieses  Verfahrens  nicht  etwa  in 
möglichst  enge  Grenzen  zu  setzen,  sondern  ganz  im  Gegenteil 
die  Frage  nach  seiner  Anwendbarkeit  möglichst  in  exten- 
sivem Sinne  zu  beantworten,  selbst  auf  die  Gefahr  hin, 
dafs  die  Anschauungen  der  zeitweiligen  Politiker  mit  diesem 
Ergebnis  der  Theorie  nicht  übereinstimmen.  Die  Theorie  kann 
dies  um  so  mehr  tun,  als,  wie  gesagt,  der  internationale 
Schiedsrichter  im  Zweifel  eine  wesentlich  gröfsere  Bewegungs- 
freiheit besitzt  als  der  staatliche  ordentliche  Richter,  so  dafs 
schon  aus  diesem  Grunde  tatsächlich  keine  Veranlassung  zu 
der  Annahme  vorliegt,  dafs  ein  Streitfall  sich  in  concreto  der 
schiedsrichterlichen  Entscheidung,  der  er  unterbreitet  wird, 
entziehen  werde  aus  Gründen,  die  in  der  Natur  dieses  Streits 
oder  dieses  Verfahrens  gelegen  sind. 

Dem  Zweck,  der  von  dem  Schiedsgericht  erwartet  wird, 
dürfte  dieses  daher  unter  allen  Umständen  zu  entsprechen  in 
der  Lage  sein.  Darauf  allein  kommt  es  aber  an,  nicht  etwa 
darauf,  ob  die  Art,  w  i  e  dies  geschieht,  vom  Standpunkte  des 
innerstaatlichen  Rechts  aus  technisch  vielleicht  weniger 
vollkommen  erscheint,  als  die  Theorie  dies  bei  der  inner- 
staatlichen Rechtsprechung  zu  finden  gewohnt  ist.  Und  eben- 
sowenig ist  der  andere  Gesichtspunkt  für  das  Völkerrecht 
mafsgebend,  ob  der  Schiedsspruch  vielleicht  über  Verhältnisse 
abgegeben  wird,  die  sich  i  m  Staate  möglicherweise  der  recht- 
lichen Beurteilung  ohne  weiteres  entziehen  würden. 

Die  Richtschnur  für  die  Schiedsrichter  wird,  wie  gesagt, 
im  allgemeinen  lediglich  das  Kompromifs  zu  bilden  haben. 
Das  gilt  insbesondere  auch  mit  Bezug  auf  die  Frage,  nach 
welchen  Grundsätzen  sich  die  Schiedsrichter  bei  ihrer 
Entscheidung  zu  richten  haben.  Die  Parteien  selbst  haben 
zunächst  darüber  zu  befinden,  ob  die  Schiedsrichter  nach 
strengem  Recht  oder  nach  Billigkeit  entscheiden  sollen. 
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Keinesfalls  ist  man  a  priori  berechtigt,  etwa  in  Anlehnung 
an  innerstaatliche  Vorschriften,  die  Berücksichtigung  der 
aequitas  für  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  im  Völkerrecht 
einfach  auszuschliefsen  ^^.  Die  Streitteile  können  sich  über 
diesen  Punkt  im  Kompromifs  in  durchaus  souveräner  Weise 
vereinbaren,  Unterlassen  sie  es,  eine  Vereinbarung  darüber 
zu  treffen,  so  liegt  nicht  der  mindeste  Grund  vor,  weshalb 
die  Billigkeit  im  völkerrechtlichen  Schiedsverfahren  neben 
dem  strengen  Recht  nicht  als  Entscheidungsnorm  sollte  gelten 
können.  Der  Wortlaut  des  Art.  15  der  Haager  Konvention  „sur 
la  base  du  respect  du  droit*'  ist  dem  gewifs  nicht  entgegen. 

Ohne  hier  auf  die  Einzelheiten  der  Frage  eintreten  zu 
wollen,  die  wohl  zu  den  interessantesten  in  unserer  Materie 
gehören  dürfte,  möchte  ich  hier  nur  so  viel  sagen,  dafs 
meines  Erachtens  der  völkerrechtliche  Schiedsrichter  im 
Zweifel  wohl  berechtigt  erscheint,  die  Billigkeit  seiner  Ent- 
scheidung mit  zugrunde  zu  legen  •■.  Ich  verweise  für  diese 
Behauptung  auf  die  Ausführungen  von  M6rignhac,  der  die 
Frage  am  eingehendsten  behandelt  hat,  und  mit  dessen  Er- 
gebnissen ich  im  ganzen  durchaus  übereinstimme'^. 


SS  Wenn  v.  Bar,  a.  a.  0.  S.  47  also  behauptet:  „Ein  Schieds- 
spruch mufs  nach  dem  strengen  Recht  erfolgen^,  so  steht  diese  Be- 
hauptung nicht  nur  im  Widerspruch  mit  den  Tatsachen  der  Schieds- 
gerichtspraxis, sondern  sie  erscheint  auch  vom  theoretischen  Standpunkte 
aus  angesichts  der  Bestrittenheit  der  Frage  zum  mindesten  als  willkürlich. 

**  Zu  weit  geht  wohl  Schlief  im  „Archiv  für  öffentliches  Recht", 
Bd.  14,  S.  264,  wenn  er  schreibt:  „Ein  Schiedsrichter  (arbiter)  ist  nach 
allen  Rechtssystemen  der  Welt  ein  solcher,  welcher  nicht  streng  an  ein 
formelles  Recht,  sondern  lediglich  an  sein  subjektives,  billiges  Ermessen 
gebunden  ist,  also,  wenn  man  so  will,  gleichsam  der  Gesetzgeber  für 
den  einzelnen  konkreten  Fall." 

**  Vgl.  M^rignhac,  „Traitä  th^orique  et  pratique  de  l'arbitrage 
international",  1895,  S.  286 f.  Ferner  Merignhac,  Conference,  S.  363, 
V.  Bnlmerincq  im  Rechtslexikon,  a.  a.  0.  S.  55.  Goldschmidt, 
a.  a.  0.  S.  738  schreibt  über  unsere  Frage:  „Sofern  nicht  durch  den 
Schiedsvertrag  oder  durch  nachträgliche  Übereinkunft  der  Kompro- 
mittenten  entweder  1.  dem  Schiedsgericht  gestattet  ist,  lediglich  nach 
billigem   Ermessen    zn   entscheiden,    oder  2.   dem   Schiedsgericht  vor- 
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M6rignhac  unterscheidet  zunächst  den  Fall,  wo  das 
Eompromirs  den  Schiedsrichtern  die  Prinzipien  vorschreibt, 

geschrieben  ist,    nach    bestimmten    vereinbarten  Hechtsregeln   zu  ent- 
scheiden, 80  hat  die  rechtliche  Beurteilung  des  Tatbestandes  nach  den- 
jenigen Rechtsnormen  zu  erfolgen,  welche  in  Gemälsheit  der  Grundsätze  des 
internationalen  Rechts  als  die  zutreffenden  erscheinen.'*   Goldschmidt 
weist  f&r  die   Beantwortung  der  Frage,   ob  das   Schiedsgericht  nach 
Billigkeit  oder  nach  Recht  zu  entscheiden  habe,  auf  die  Verschiedenheit 
der  Auffassung  auf  dem  europäischen  Kontinent  und  im  Gebiet  des 
englisch-amerikanischen  Rechts  hin.    Im  ersteren  sei  man  darüber  ein- 
Teistanden,  dafe  an  sich  der  Schiedsrichter  gebunden  sei,  nach  positivem 
Recht  zu  entscheiden,   dessen  billige  Handhabung   freilich  ihm  nicht 
minder  als  dem  Staatsrichter  zustehe.     „Allein  wie  das   Gegenteil   im 
Schiedsverträge  bestimmt  sein  kann,  so  können  auch  umgekehrt  dem 
Schiedsrichter  gewisse  Rechtsgrundsätze   als    Entscheidungsnorm    vor- 
gezeichnet sein.    Der  Schiedsrichter  entscheidet  somit  in  der  Regel  nach 
den  Grundsätzen  des  bestehenden  internationalen  Rechts.     Das  heifs^: 
er  wendet  bei  völkerrechtlichen  Streitpunkten  das  zwischen  den  Parteien 
dorch  Vertrag  oder  Herkommen  begründete  Völkerrecht,  in  zweiter  Linie 
das  allgemeine  Völkerrecht  an."    Das  Reglement  des  Institut  de  droit 
international  bestimmt  im  Art  18:  „Le  tribunal  arbitral  juge  selon  les 
principes  du  droit  international,  k  moins  que  le  compromis  ne  lui  impose 
des  regles  diff^rentes  ou  ne  remette  la  d^cision  ä  la  libre  appräciation 
des  arbitres.**    Dreyfus,  a.  a.  0.  S.  287  bemerkt  dazu:  „D'apr^s  quels 
principes   doit  juger  le  tribunal  arbitral?    En  droit  civil,  les  arbitres 
decident  d'apr^s  les  regles  du  droit,  ä  moins  que  le  compromis  ne  leur 
donne  pouvoir  de  prononcer  comme  amiables  compositeurs.    En  ce  cas, 
üs  doivent  consulter  ,r^quit^,  la  raison  naturelle,  Tavantage   commun 
des  deux  parties,  plutöt  que   les   regles  strictes  et  littärales  du  droit*. 
L'Institut  s'est  evidemment  inspir^  de  cette  r^gle  .  .  .  En  doctrine,  les 
ans  vealent  qu'on  applique    le   droit   strict,  les  autres   tiennent  pour 
r^quite  .  .  .  Mieux  vaut  indiquer  aux  arbitres   dans  le  compromis  les 
regles  qui  doivent  servir  de  fondement  ä  leurs  decisions.   Dans  le  silence 
du  compromis  ils  jugeront  ex  aequo  et  bono   et  trouveront  dans  leur 
conscience  personnelle  la  meilleure  mesure  du  droit  des  parties. '^    Auch 
Kamarowsky,  a.  a.  0.  S.  340 f.  behandelt  die  Frage.  Er  betont:  „II  faut, 
en  d^cidant  cette  question,   ^viter  deux   extremes  ögalement  dangereux: 
attendu  que  le  tribunal  arbitral  est  avant  tout  un  organe  du  droit,  il 
est  impossible  qu'il  prononce  suivant  des  considerations  politiques  ni  selon 
r^quit^  (ex  aequo  et  bono),  subjectivement  comme  l'entendent  les  juges. 
Sous  le  Premier  rapport,  la  mission  du  tribunal  arbitral  se  distingue 
essentiellement  des  moyens  diplomatiques  employ^s  pour  mettre  fin  aux 
diffärends;   la  seconde   r^gle   ne  dätruit  pas  Tindäpendance  des  juges 
dans  la  recherche  du  droit,  mais  reconnalt  comme  indispensable,  ä  cöte 
d'elle,  certaines  objections  d'apr^s  lesquelles  eile  doit  se  guider.*^    Mit 
bezug  auf  einen  russischen  Schriftsteller,  der  neben  dem  positiven  Recht, 
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die  sie  auf  den  Streitfall  anwenden  sollen;  sodann  den  Fall, 
wo  es  den  Schiedsrichtern  vorschreibt,  nach  den  Regeln  des 
Völkerrechts  zu  richten ;  ferner  wo  es  schweigt  über  die  Prin- 
zipien, die  die  Schiedsrichter  leiten  sollen;  und  schliefslich 
wo  es  die  Entscheidung  der  absoluten  Freiheit  der  Schieds- 
richter überlafst. 

Mit  Bezug  auf  den  zweiten  Fall  bemerkt  M6rignhac, 
dafs  selbst  hier,  wenigstens  insoweit  England  und  Amerika  in 
Betracht  kommen,  die  Billigkeit  berücksichtigt  werden  kann : 

„L'öquitö  pourra   fort  bien  6tre   prise  en  considäration  d'one 
maniöre  principale,  car,  dans  ces  pays,  eile  forme  une  loi  v^ritable, 
ä  c6t6  du  droit  proprement  dit,  ce  que  n'admettent  pas,  au  con- 
traire,   les  peuples  du  continent  europ^en.     Maintenant,  vis-k-vis 
de  ces  demiers,  faut-il  dire  que,  dans  Thypothöse  qui  nous  occupe, 
Tarbitre  n'a  nullement  k  prendre  en  consid^ration  la  notion  d'äquit6 
et   doit   en  faire   abstraction   complöte?     Cette   idöe   serait   aussi 
dangereuse  que  celle  qui,  en  sens  contraire,  conduirait  k  lai  per- 
mettre  de  juger,  en  tout  cas,    suivant  T^quitö  seule.     II  est  bien 
certain  d^abord  que,  si  le  droit  international  g^n^ral  on  particulier 
ne  lui  fournit  aucune   Solution,  il   sera  oblig^  de  recourir  k  celle 
qu'il  croira  la  plus  öquitable.    Et  m^me,  dans  Thypothöse  inverse, 
il  devra   souvent  tempörer  Tapplication   trop  rigoureuse  des  prin- 
cipes   par  Täquitö  ...     On   ne   voit   pas   pourquoi   T^quitö,   qui 
constitue  Tune  des  bases  da  droit  positif  interne  des  nations,   ne 
constituerait  pas  aussi  Tune   des  bases  du  droit  international,    et 
ne   serait  pas   prise   en   consid^ration   d'une   mani^re   raisonnable 
dans   Tapplication    de   ce    dernier  .  .  .     L'arbitre    se    conformera 
donc  au  compromis   en  tout   cas,   qu'on   lui   ait  ou   non   prescrit 
d'appliquer  les  r^gles  du  droit  international.     Mais,   dans  Tinter- 
prätation  du  compromis  aussi   bien   que  dans   Tapplication  de  ces 
rögles,  il  devra  procöder  avec  cet  esprit  dMmpartialitö,  de  justice 
et  de  modöration,  sans  lequel  ses  sentences  seront  accueillies  avec 
.  .  .  döfaveur  .  .  .     Ainsi,  dans  le  droit  international,   il  n'existe 
pas   d'opposition   entre   se   conformer  k   ce   droit   et  juger   selou 


das  in  internationalen  Verträgen  und  internationalem  Herkommen  sich 
äu&ert,  noch  die  Meinung  der  Rechtsgelehrten  und  die  „conscience 
personnelle  de  l'equit^  des  arbitres"  gelten  lassen  will,  bemerkt  Eama- 
rowsky:  „Nous  admettons,  avec  cet  auteur  que,  dans  la  Sphäre  inter- 
nationale, il  faut  reconnattre  aus  arbltres,  en  cas  d'lnsuffisance  de  droit 
positif,  un  certain  röle  createur,  mais  plus  ce  pouvoir  cr^ateur  repose 
sur  le  terrain  du  droit  positif  et  de  la  conscience,  de  l'epoque ,  moins 
il  est  subjectif,  plus  il  est  efficace  et  sert  au  triomphe  de  la  justice.^ 
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V6qüit6;  et  la  formale  qui  nous  semble  vraiment  exacte,  est  celle 
qoj  condait  ä  dire  qu'on  applique  le  droit  international 
avec  äquitö.** 

Mit  bezug  auf  den    dritten  Fall,    wo   das  Kompromifs 

schweigt,  schreibt  M^rignhac: 

„Li'arbitre,   dans   ce   cas,  ne   demeure-t-il   soumis   ä  ancane 

rögle  ,    et  est-il  libre  de  se  prononcer  d'aprös   ce   qu'il   croit  §tre 

i'äqait^?    II  semble  qae,  paisque  le  compromis  est  muet,  Farbitre 

seit   investi  d'nn  pouvoir   absolu  d'appr^ciation ;   mais  cette   idäe, 

qui   serait  extr^mement  dangereuse,  n*a  jamais  triompb^   dans  la 

öiati^re  de  Tarbitrage  .  .  .    L'arbitre  international  devra  .  .  .  s'in- 

spirer  du  droit  qui  r^git  les  nations  dans  leurs  rapports  mutuels, 

et    proc^der  comme   si  Tapplication  lui   en  avait   6i6  expressäment 

or<ioxm6e.    Ce  principe  d'aprös  le  quel,  dans  le  silence  du  compro- 

'"*®-»    l'arbitre  prend  le  droit  des  gens  pour  guide,  a  6t6  acceptö  par 

^*    I>i:'stique  arbitrale  .  .  .  Si  l'arbitre  doit  s'inspirer  des  rögles  du 

h»*^^^   des  gens,  ce  n'est  pas  ä  dire  pourtant  qu'il  soit  tenu  de  faire 

*  -?^*^ction  compl^te  de  l'idöe  d'öquit^  .  .  .  il  peüt  en  tenir  compte, 

^^^^^e  au  cas  oü  il  lui  est  prescrit  de  se  conformer  au  droit  inter- 

^l^^^nal;  h,  plus  forte  raison  a-t-il  ce  pouvoir,  lorsque  le  compro- 

^     «st  muet  au  sujet  des  principes  sur  lesquels  il  doit  s'appuyer." 

Im  vierten  Fall  endlich  bemerkt  M6rignhac: 

„Aucune  rfegle  ne  s'impose,  en  principe,  k  Tarbitre  inter- 
national et  il  est  libre  de  statuer  ,suivant  la  conscience  per- 
soIlnelle^  Nous  estimons  cependant  qu'on  ne  saurait  trop  lui 
recommander  de  se  conformer,  toutes  les  fois  qu'il  le  pourra, 
aox  Solutions  du  droit  international,  mitig6  le  cas  äch^ant,  par 
l'öquitö." 

Ich  glaube,  dafs  M^rignhac  mit  diesen  Ausführungen 
das  Richtige  getroffen  hat.  Für  unsere  Betrachtung  ergibt 
sich  daraus,  dafs  es  in  jedem  Falle  falsch  wäre,  wenn  man  im 
Völkerrecht  von  allzu  streng-formalistischen  Anschauungen 
ausgehen  wollte.  Die  Freiheit  der  Parteien  sowohl  wie  die 
der  Schiedsrichter  anderseits  ist  dem  offenbar  entgegen. 
Diese  Freiheit  macht  es  dem  internationalen  Schiedsrichter 
aber  daher  auch  leichter,  selbst  in  solchen  Fällen  noch  Recht 
zu  sprechen,  wo  nicht  alle  Kriterien  eines  eigentlichen  Rechts- 
streits vorliegen.  Dieser  Umstand  spricht  also  ebenfalls  nach- 
drücklich dafür,  nicht  a  priori  Rechtsgrenzen  für  die  Anwend- 
barkeit    des    schiedsgerichtlichen    Verfahrens    aufzustellen, 

13* 


196     Viertes  Kapitel.  Das  Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten. 

sondern  dem  Kompromifs  und  den  Schiedsrichtern  vertrauens- 
voll das  Weitere  zu  überlassen. 

In  Theorie  und  Praxis  ist  man  sogar  noch  einen  Schritt 
weiter  gegangen  und  hat  den  Schiedsrichtern  nicht  nur  viel- 
fach absolute  Freiheit  für  ihren  Entscheid  gegeben,  sondern 
sie  sogar  häulBg  auch  zu  „amiables  compositeurs^  gemacht. 
Zweifellos  kommt  man  bei  dieser  letzteren  Auffassung  Ober 
den  reinen  Begriff  des  Rechtsentscheids,  des  richterlichen  Ver- 
fahrens hinaus  und  nähert  sich  dem  Vermittlungsverfahren. 
Immerhin  hat  aber  eine  derartige  Auffassung  in  der  Praxis 
als  mit  dem  Amte  eines  Schiedsrichters  wohl  vereinbar  ge- 
golten'^.   Die  Entscheidung  des  Schiedsrichters  erfolgte  ent- 
weder „nach  minne",  durch  freundliche  Versöhnung,  oder 
„nach  rechte",  durch  definitiven  Spruch"*.    Der  ersteren 
Art   von    Schiedsgerichten   begegnen   wir   z.  B.   in   den   ge- 
mischten Kommissionen  des  englisch-amerikanischen  Systems'^. 


"  Vgl.  Nys,  a.  a.  0.  S.  19:  „Les  parties  peuvent  conferer  ä  l'arbitre 
la  qualit^  d'amiable  compositeur ...  lui  donner  le  pouvoir  d'accommoder 
le  diff^rend  au  mieux.** 

^*  Vgl.  dazu  insbesondere  Meisterhans,  „Die  Schweiz  und  die 
öffentlichen  Schiedsgerichte'',  1892. 

^"^  Vgl.  über  diese  den  „Recueil  des  Arbitrages  intemationaux''  von 
de  Lapradelle  und  Politis,  1905.  Laband,  „Die  völkerrechtlichen 
Schiedsgerichte",  a.  a.  0.  bemerkt  dazu:  „Die  Kommissionen  haben  nicht 
eigentlich  den  Charakter  eines  Gerichts;  ihre  Mitglieder  sind  diplomatische 
Vertreter  der  betreffenden  Regierungen,  welche  durch  Verhandlungen 
einen  Ausgleich  der  Streitpunkte  herbeiführen  sollen.  Falls  die  beiden 
Parteien  zu  keiner  Einigung  gelangen,  wird  die  Entscheidung  einem 
dritten  (oder  fünften)  Schiedsrichter  übertragen,  der  ebenfalls  aus  den 
Angehörigen  eines  der  beiden  streitenden  Staaten  genommen  wird  .  •  . 
Die  Verbindung  von  Diplomatie  und  Justiz,  von  Vergleich  und  Urteil 
gibt  der  gemischten  Kommission  eine  besondere  Verwendbarkeit;  auch 
als  Schiedsgericht  hat  sie  das  fast  unbegrenzte  Gebiet  behauptet,  welches 
ihr  zukam,  als  sie  noch  einen  rein  diplomatischen  Charakter  hatte;  sie 
ist  vorwiegend  ein  Mittel  gegenseitiger  Verständigung  .  .  .  Bei  dem 
Schiedsgericht  im  eigentlichen  Sinn  dagegen  bestimmt  der  Schiedsvertrag 
ein  Gericht  mit  einer  einfachen  und  festbestimmten  Zuständigkeit  und 
es  ist  kein  Raum  für  Transaktionen  mit  Rücksicht  auf  andere  An- 
sprüche.*' Danach  ergeben  sich  also  zwei  Hauptformen  der  inter- 
nationalen Schiedsgerichtsbarkeit,  die  sich  einander  nähern  zur  Ans- 
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Im  allgemeinen  darf  man  jedoch  sagen,  dafs  die  Tendenz 
heute  dahin  geht,  den  reinen  Charakter  des  schiedsgericht- 
lieben Verfahrens  möglichst  zu  wahren.  Der  Schiedsrichter 
soll  Recht  sprechen ,  urteilen ,  entscheiden ,  nicht  vermitteln 
und  aussöhnen.  Diese  Tendenz  ist  zweifellos  zu  begrüfsen. 
Sie  ist  auch  auf  der  Haager  Konferenz  deutlich  zutage  ge- 
treten. Es  wird  unten  zu  zeigen  sein,  in  welcher  Weise  neben 
der  Schiedsgerichtsbarkeit  auch  der  Vermittlung,  der  Diplo- 
matie eine  Kolle  im  völkerrechtlichen  Verfahren  zufällt.  Die 
Aufgaben  des  Schiedsrichters  und  die  des  Diplomaten  sind 
nicht  identisch.  Der  letztere  hat  unter  allen  Umständen 
lediglich  die  Interessen  seines  Staates  zu  wahren,  nicht  dem 
Rechte  Geltung  zu  verschaffen.  »Eine  Vermischung  beider 
Funktionen,  die  das  Prinzip  der  Schiedsgerichtsbarkeit  hätte 
geflihrden  können,  wäre  es  gewesen,  wenn  man  im  Sinne  des 
russischen  Entwurfs  den  Schiedsrichtern  unter  Umständen  auch 
eine  gewisse  vermittelnde  Tätigkeit  eingeräumt  hätte.  Dieser 
Fehler  ist  von  der  Konferenz  zum  Glück  für  eine  segensreiche 
und  ungetrübte  Entwicklung  des  Instituts  vermieden  worden  ^^.'^ 


bildang  eines  einheitlichen  Typus.    Beide  Systeme  haben  ihre  Vorzüge. 

Aber,  wie  Laband  richtig  betont:  ,,Wa8  den  Wert  und  die  Bedeutung 

der  internationalen   Schiedsgerichte   sehr  beeinträchtigt  hat,   war   die 

Verquickung  von  juristischen  Erwägungen  mit  diplomatischen,  politischen 

Rücksichten;  die  Schiedssprüche  waren  mehr  Ausgleiche   als  Urteile**. 

Es  wird  ferner  darauf  hingewiesen,  wie  sich  die  Schiedsgerichtsbarkeit 

von  der  Bevormundung  durch  die  Diplomatie  allmählich  losgesagt  hat: 

„Aus  einem  Auskunftsmittel  der  Diplomatie  wurde  das  Schiedsgericht 

ein  Hilfsmittel;  später  wird  es  ein  Konkurrent  und  vielleicht  sogar  ihr 

Meister  werden.** 

*^  Lammasch  in  der  „Deutschen  Revue**,  a.  a.  0.  S.  155.  Vgl. 
femer  Meurer,  a.  a.  0.  S.  188:  „Die  Schiedssprechung  ist  Rechts- 
entscheidung, keine  praktische,  sondern  eine  gerechte  Lösung  des  Streit- 
faUes.  Sie  gibt  jedem  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  sein  einfaches 
Recht**  M^rignhac,  Conference, S. 354 berichtet:  „Apropos de rarticle48, 
W  Asser  a  exprim<^  le  regret  de  ne  pas  voir  accorder  aux  arbitres  le 
ponvoir  de  s'^carter  de  la  ligne  stricte  des  pretentions  des  parties  et  de 
saggärer  uns  Solution  interm^diaire  .  •  .  pouvoir,  qu*on  a  qualifie  de 
pouvoir  d'amiable  composition  .  .  .  Si  l'arbitre  n'a  pas  regu  les  pouvoirs 
d'ofl  amiable  compositeur,  il  est  Obligo  de  s*en  referer  absolument  aux 


198     Viertes  Kapitel.   Das  Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten. 

Wenn  nun  aber  auch  die  Tendenz  im  allgemeinen  dahin 
geht,  die  Schiedsgerichtsbarkeit  mehr  und  mehr  zu  einer 
reinen  Rechtsinstanz  zu  gestalten,  und  wenn  auch  insbesondere 
die  Haager  Konvention  eine  vermitteUide  Tätigkeit  der 
Schiedsrichter  nicht  ins  Auge  gefafst  hat,  so  bleibt  es  den 
Parteien  nichtsdestoweniger  unbenommen,  im  Kompromifs  den 
Schiedsrichtern  weitergehende  Kompetenzen  zu  erteilen.  Da, 
wo  sie  dies  tun,  wo  der  Schiedsrichter  also  de  facto  eigent- 
lich gänzlich  uneingeschränkt  erscheint,  wird  ja  nun  wohl 
niemand  behaupten  wollen,  dafs  für  die  Anwendbarkeit  des 
schiedsgerichtlichen  Verfahrens  rechtliche  Schranken  gegeben 
seien.  Aber  auch  da,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  wo  der 
Schiedsrichter  lediglich  Richter  ist  und  sonst  nichts,  muls 
nachdrücklich  betont  werden,  dafs  in  dieser  Beziehung  ein 


conclusions  des  parties  .  .  .  Des  critiques  fort  serieuses  ont  ^'te  ^l^vees 
contre  Tinsertion  de  la  clause  d'amiable  composition  dans  les  com- 
promis.  On  peut  les  refuter  et  nous  Tavons  fait  ailleurs,  en  essayant 
de  demontrer  que  la  clause  a,  d'autre  part,  des  avantages  tr^s  appr^- 
ciables.  Mais  nous  ne  pensons  pas  qu'il  eüt  dt^  opportun  de  la  faire 
figurer  dans  la  proc^dure  generale  d'arbi trage  institu^e  ä  La  Haye.  La 
clause,  en  effet,  doit  ^tre  express^ment  accept^e  ou  repouss^e,  dans 
chaque  hypoth^se  speciale,  par  les  parties  qui  en  mesurent  les  con- 
s^quences  ...  La  clause  d'amiabl«  composition  fait  donc  partie,  suivant 
nous,  du  droit  conventionnel  de  l'arbitrage  et  ne  saurait  etre  introduite 
dans  les  prdvisions  d'un  acte  aussi  g^neral  que  la  Convention  relative 
au  r^glement  pacifique  des  conflits  iDtemationaux.  On  doit,  des  lors, 
se  bomer  ä  recommander  aux  parties  de  Tintroduire  le  plus  possible 
dans  la  pratique  des  compromis.  La,  eile  rendra  des  Services  signales 
pour  les  hypoth^ses  oü  l'objet  de  l'arbitrage  est  quelque  peu  incertain  . . ." 
Vgl.  ferner  zu  der  Frage  de  Lapradelle  in  der  Revue  g^n^rale, 
a.  a.  0.  S.  821 :  „A  travers  la  pratique  arbitrale,  11  est  facile  d'observer 
une  double  tendance:  tantöt  l'arbitrage  se  comporte  comme  un  jugement; 
tantöt,  au  contraire,  comme  une  transaction;  tantöt  l'arbitre  cherche 
a  dire  le  droit;  tantöt,  au  contraire,  il  ne  tend  qu'ä  concilier  les  parties; 
tantöt  il  s'attribue  le  röle  modeste  d'un  observateur  deb  faits  et  d'un 
interprete  de  la  loi  des  nations;  tantöt,  au  contraire,  il  s'arroge  le  pouvoir 
supreme  d'un  l^gislateur  qui  statue  librement,  suivant  ses  inspirations 
personnelles.  Avec  Tarri^re-pens^e  de  ne  m^contenter  personne  et 
d'amortir  les  effets  du  conflit,  l'arbitrage  est  ainsi  devenu  peu  k  peu, 
dans  une  certaine  tendance,  beaucoup  plus  un  moyen  de  concilier  qu'un 
moyen  de  trancher  les  diff^rends.^ 
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(/iiterschied  nicht  vorhanden  ist.  Eine  rechtliche  Entscheidung 
^ird  auch  hier  de  facto  stets  möglich  erscheinen,  gleichviel 
ob  der  Streitfall  einen  rein  rechtlichen  oder  einen  vorwiegend 
politischen  Charakter  trägt.  Gerade  der  Umstand,  dafs  Theorie 
Qfiflf  Praxis  es  mit  der  Stellung  eines  Schiedsrichters  prin- 
^^p/eil    als  wohl  vereinbar  gehalten  haben  und  vielfach  noch 
^hen^   dafs  er  sogar  über  seine  eigentliche  richterliche  Tätig- 
^^!t   hinaus  noch  quasi  als  Vermittler  fungieren  könne,  dürfte 
Äier    deutlicher  als  irgend  etwas   anderes  illustrieren,   wie 
^örk^hxt  es  wäre,  in  das  andere  Extrem  zu  verfallen  und 
priQzi^ielle    Kechtsschranken    für    die    Anwendbarkeit    des 
Sclii^dsgerichts  proklamieren  zu  wollen.    Angesichts  der  Tat- 
sache ^   (jafg  (jie  Praxis  in  so  weitherziger  Weise  über  alle 
Sclxiranken  hinausgegrififen  hat,  ist  es  für  die  Theorie  vielmehr 
doppelt  geboten,  insbesondere  die  Anwendbarkeit  des  schieds- 
gerielitlichen  Verfahrens  prinzipiell  in  extensivem  Sinne  zu 
^^^^x^retieren.    Der  Rechtscharakter  des  Schiedsgerichts  im 
^^llc  errechtlichen  Sinne  aber  katin  deshalb  um  nichts 
^^uiger  gut  gewahrt  werden. 

Ich  glaube,  dafs  diese  Auffassung  von  der  prinzipiellen 
Anwendbarkeit  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  im  übrigen 
auch  insofern  gerechtfertigt  sein  dürfte,  als  man  doch  von 
vornherein  annehmen  mufs,  dafs  die  Aufgabe  des  Völkerrechts 
sich  nicht  darin  erschöpfen  kann,  nur  für  die  eigentlichen 
Rechtsstreitigkeiten  Rechtsmittel  zur  Verfügung  zu  halten, 
sondern  möglichst  für  alle  Staatsstreitigkeiten  auch  eine  Aus- 
gleichsmöglichkeit zu  schaffen.  Gewifs  braucht  diese  nicht 
stets  das  Schiedsgericht  zu  sein,  aber  in  Ermangelung  fester 
Grenzen  zwischen  dem  Anwendungsgebiet  der  einzelnen  Ver- 
fahrensarten wäre  es  eben  auch  unter  diesem  Gesichtspunkte 
verfehlt,  wenn  man  nun  bei  einem  einzelnen  Verfahren  die 
Grenzen  zu  eng  setzen  wollte  —  enger,  als  es  durch  die 
Natur  dieses  Verfahrens  in  Wirklichkeit  bedingt  ist.  Bul- 
merincq,  der  ja  sonst  sehr  gerade  die  r e c h 1 1  i c h e n  Seiten 
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ZU  betonen  geneigt  ist,  bemerkt  sehr  richtig,  dafs  auch  der 
politische  Staatenstreit  durch  im  Völkerrecht  vorgesehene 
Rechtsmittel  beigelegt  oder  geschlichtet  werden  kann*®».  Bei- 
fügen darf  man,  dafs  prinzipiell  nichts  im  Wege  steht,  auch 
dem  Schiedsrichter  gegebenenfalls  eine  solche  Mission  anzu- 
vertrauen. 

In  Wirklichkeit  liegt  übrigens  in  einer  solchen  Aus- 
dehnung keineswegs  eine  so  grofse  Anomalie,  wie  es  vielleicht 
auf  den  ersten  Blick  scheinen  möchte.  Vergessen  wir  doch 
nicht,  dafs  auch  staatliche  Gerichte  über  blofse  Interessen- 
konflikte zu  befinden  haben  können.  Es  ist  kein  anderer,  als 
V.  Stengel,  der  darauf  hinweist"^,  dafs  nicht  selten  staat- 
liche Behörden  auch  über  Interessenkollisionen  entscheiden. 
Aus  dieser  Tatsache  ziehe  ich  allerdings  den  entgegengesetzten 
Schlufs,  wie  v.  Stengel,  der  meint,  bei  Streitigkeiten  unter 
Staaten  sei  eine  derartige  Entscheidung  über  Interessen- 
gegensätze durch  Richterspruch  ausgeschlossen.  Ich  meine 
umgekehrt,  dafs,  wenn  schon  im  innerstaatlichen  Rechte  der 
Begriff  des  „  Rechtsstreits *"  keine  absolute  Schranke  bildet, 
wirklich  nicht  einzusehen  ist,  weshalb  er  dies  im  Völkerrecht 
sein  sollte.  Wenn  irgendwo,  dann  ist  es  prinzipiell  beim  in- 
ternationalen Schiedsgericht  möglich,  über  diese  Schranke 
hinwegzusehen.  Einzig  bei  den  Streitteilen  selbst  liegt  ja 
hier  der  Entscheid  darüber,  ob  und  inwieweit  man  Schranken 
als  gegeben  erachten  will  oder  nicht. 

Im  übrigen  aber  sei  nochmals  betont,  dafs,  wenn  sich 
auch  für  unsere  rechtstheoretische  Betrachtung  Schranken 
nicht  ergeben  haben,  und  wir  also  von  diesem  Standpunkte 
aus  sagen  müssen,  dafs  das  Schiedsgericht  wohl  geeignet  er- 
scheint, jeden  Staatenstreit  zu  entscheiden,  der  ihm  unter- 
breitet wird,  gleichviel,  welches  der  Charakter  dieses  Streites 
ist,  damit  doch  nicht  gesagt  sein  soll,  dafs  es  heute  überhaupt 


»«»  V.  Bulmerincq,  H.  H.  IV,  S.  1. 
•»  V.  Stengel,  a.  a.  0.  S.  193. 
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leine  Grenzen  für  die  Anwendung  dieses  Verfahrens  gebe. 

•^^der  soll  das  Vorhandensein  dieser  Grenzen  hier  geleugnet 
'^^tlen,  noch  soll  mit  dem  Gesagten  ohne  weiteres  für  eine 

®^allgemeinerung  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens 

^lert  werden.  Hier  war  zunächst  lediglich  die  Prinzipien- 
üi^i    2u  erörtern.   Die  praktischen  Folgerungen  werden  in  den 

^^ten  Paragraphen  zu  ziehen  sein,  nachdem  wir  die  Natur 

HfeX  vorhandenen  Grenzen  festgestellt,  nachdem  wir  konstatiert 

haben,  auf  welchem  Gebiete  die  Schranken  in  Wirklichkeit 

liegen.    Auf  rechtlichem  Gebiete  sind  sie  jedenfalls ,  das 

dürfte  meines  Erachtens  feststehen,  nicht  gelegen.  — 

§  10.   Die  poUtisehen  Grenzen  der  Anwendbarkelt 

des  Schiedsgerichts. 

Indem  wir  nun  dazu  übergehen,  uns  mit  der  Frage 
der  Anwendbarkeit  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  vom 
praktisch -politischen  Standpunkte  aus  zu  befassen,  müssen 
wir  uns  von  vornherein  über  eines  klar  sein :  Wenn  wir  hier 
einer  Reihe  von  Einschränkungen  begegnen,  dann  müssen  wir 
uns  sagen,  dafs  es  zunächst  Sache  der  Politiker  und  Staats- 
männer ist,  über  die  Berechtigung  oder  Notwendigkeit  dieser 
politischen  Schranken  zu  entscheiden.  Die  Völkerrechtstheorie 
kann  hier  nicht  allein  mafsgebend  sein.  Sie  kann  nicht  mehr 
tun,  als  den  Politikern  auseinandersetzen,  dafs  wir  im  schieds- 
gerichtlichen Verfahren  eine  Methode  besitzen,  die  sich  zur 
Beilegung  der  vorkommenden  völkerrechtlichen  Streitigkeiten 
an  sich  wohl  eignet,  so  dafs  vom  Rechtsstandpunkte  aus  die 
Bahn  für  das  Rechtsverfahren  frei  ist.  Im  übrigen 
aber  mufs  sie  es  den  Politikern  überlassen,  darüber  zu  be- 
finden, ob  und  inwieweit  sie  trotz  dieser  offenen  Bahn  es  für 
angezeigt  halten,  Schranken  aufzustellen. 

Selbstverständlich  ist  es  aber  trotzdem  von  nicht  zu  unter- 
schützender  Bedeutung,  sich  über  die  prinzipielle  Geeignetheit 
des  Schiedsverfahrens  im  klaren  zu  sein  und  zu  wissen,  wo 
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die  Schranken  far  die  Schiedsgerichtsbarkeit  in  Wirklichkeit 
gelegen  sind,  ob  auf  rechtlichem  oder  auf  politischem  Gebiet 
Denn  nur  so  wird  man  auch  den  Grund  der  Schwierigkeiten 
erkennen,  die  dem  Fortschritte  in  der  Entwicklung  des  schieds- 
gerichtlichen Verfahrens  im  Wege  stehen,  und  nur  so  wird 
man  ferner  erkennen,  wo  einzusetzen  ist,  wenn  man  auf  ein 
Weiterschreiten  dieses  Entwicklungsganges  hinwirken  will, 
und  wo  die  schliefslichen  Grenzen  für  die  zukünftigen  Ent- 
wicklungsmöglichkeiten gelegen  sind. 

Man  mufs  sich  also  davor  hüten,  zu  behaupten,  dafs  die 
von  der  heutigen  Staatenpraxis  für  die  Schiedsgerichtsbarkeit 
aufgestellten  Schranken  vom  politischen  Standpunkte  aus 
keine  Berechtigung  hätten.  Letzteres  wird  zum  grofsen  Teil 
von  der  jeweiligen  politischen  Lage  abhängen,  die  ja  sehr  dem 
Wechsel  unterworfen  ist.  Es  ist  ohne  weiteres  selbstverständ- 
lich, dafs  rechtliche  ErwAgungen  für  den  Politiker 
nicht  allein  ausschlaggebend  sein  können. 

Dafs  anderseits  aber  auch  für  die  Rechtswissenschaft 
keine  Veranlassung  vorliegt,  sich  die  Erwägungen  der  Politiker 
ohne  weiteres  zu  eigen  zu  machen,  habe  ich  schon  mehrfach 
betont.  Sie  wird  im  Gegenteil  suchen  müssen,  den  rechtlichen 
Standpunkt  vom  politischen  nach  Möglichkeit  auseinander- 
zuhalten. Wohin  es  führt,  wenn  man  das  nicht  tut,  das  zeigt 
sich  vielleicht  bei  keiner  anderen  Frage  in  so  frappanter 
Weise,  wie  gerade  bei  der  Frage  nach  der  Anwendbarkeit 
des  Schiedsverfahrens.  Lediglich  der  üblichen  Durcheinander- 
mengung  der  beiderseitigen  Gesichtspunkte  ist  es  zu  danken, 
dafs  man  auch  auf  juristischer  Seite  diese  Anwendbarkeit  in 
so  weitgehendem  Mafae  zu  beschneiden  versucht  hat.  Diese 
Durcheinandermengung  hat  dann  die  Folge  gehabt,  dafs  man 
zwei  so  gänzlich  voneinander  unabhängige  Fragen,  wie  die 
nach  den  Grenzen  der  Anwendbarkeit  des  Schiedsverfahrens 
und  die  nach  den  Grenzen  des  obligatorischen  Schiedsgerichts 
miteinander  identifiziert  hat.    Das  Schiedsgericht  kann  doch 
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^^ipiell  sehr  wohl  uneingeschränkt  auf  alle  Streitigkeiten  an- 
F^ll  ^^^'  ^^^  obligatorische  Schiedsgericht  aber  auf  bestimmte 
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beschränkt  sein.    Wer  die  Schiedsgerichtsbarkeit  für 
f^tüein  anwendbar  hält,  braucht  doch  deshalb  noch  lange 
üicht  fOr  ein  obligatorisches  Schiedsgericht  in  allen  Völker- 
streitigkeiten einzutreten.    Man  sieht  hier  also  deutlich,  wo- 
hin es  führt ,  wenn  man  nicht  klar  unterscheidet.    Bedauer- 
lieh  ist  diese  Unklarheit  namentlich  im  Hinblick  auf  die  zu- 
künftigen   Entwicklungsmöglichkeiten    in    der   Materie.    In 
seiner  vollen  Bedeutung  vermag  man  das  schiedsgerichtliche 
Verfahren  nur  zu  erkennen,  wenn  man  es  frei  sieht  von  den 
jeweiligen  politischen  Schranken,  die  durch  seine  Eigen- 
art in  keiner  Weise  bedingt  sind.    Wenn  diese  Erkenntnis 
vielleicht  auch  für  die  augenblickliche  Gestaltung  der 
schiedsgerichtlichen  Normen  scheinbar  von  geringerem  Werte 
sein  mag,  so  ist  sie,  wie  gesagt,  von  um  so  höherem  Werte, 
wenn  man  gleichzeitig  die  Zukunft  ins  Auge  fafst  und  sich 
fragt,    welche   Entwicklung   das   völkerrechtliche   Verfahren 
denkbarerweise  überhaupt  nehmen  kann.    Für  diese  Frage  ist 
es  von  unmittelbarer  Bedeutung,  zu  wissen,  ob  es  Schranken 
gibt,  die  schon  durch  die  Natur  und  Eigenart  dieses  Ver- 
fahrens gegeben  sind  und  also  einen  notwendig  bleibenden 
Charakter  tragen  oder  ob  die  vorhandenen  Schranken  nur  von 
den  zeitweiligen  politischen  Anschauungen  und  Verhältnissen 
abhängen  und  also  an  sich  sehr  wohl  weggedacht  werden 
können.  — 

Dies  vorausgeschickt,  möchte  ich  mich  nun  etwas  mit  dem 
befassen^  was  ich  als  politische  Grenzen  für  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit bezeichnet  habe.  Dafs  es  solche  Grenzen  gibt, 
wurde  bereits  angedeutet.  Man  ist  politisch  heute  im  all- 
gemeinen weit  davon  entfernt,  eine  unbedingte  Anwendbarkeit 
des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  anzunehmen.  Wenn  auch 
die  Entwicklung  in  dieser  Beziehung  nicht  überall  gleich  weit 
gediehen  ist  und  wir  bereits  heute,  wie  im  folgenden  Para- 
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graphen  zu  zeigen  sein  wird,  permanenten  Schiedsver- 
trägen begegnen,  die  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  für 
alle  Streitigkeiten  ohne  Ausnahme  zulassen,  so  ist  doch  die 
Regel  heute  im  allgemeinen  die,  dafs  die  Staaten  eine  Anzahl 
von  Reserven  aufstellen,  die  sie  a  priori  von  der  schieds- 
gerichtlichen Behandlung  ausnehmen.  Als  solche  Reserven 
erscheinen  insbesondere  die  staatliche  Unabhängigkeit  oder 
Autonomie,  die  vitalen  Interessen  und  die  Ehre. 

Dafs  diese  Reserven  erst  da  auftauchen,  wo  das  Schieds* 
gericht  einen  sogenannten  obligatorischen  Charakter  annimmt, 
braucht  nicht  besonders  hervorgehoben  zu  werden.  Solange 
das  Schiedsgericht  fakultativen  Charakter  trägt,  sind  Vor- 
behalte gegenüber  der  Schiedsgerichtsbarkeit  weder  Bedürfnis 
noch  würden  sie  überhaupt  einen  Sinn  haben. 

Als  Beispiel  für  die  gegenwärtig  herrschende  politische 
Auffassung  über  die  Anwendbarkeit  des  Schiedsgerichts  können 
wir  den  Schiedsvertrag  zwischen  Frankreich  und  Eng- 
land vom  14.  Oktober  1903  anführen,  der  für  die  neueste 
Entwicklung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  von  typischer  Be- 
deutung geworden  ist^  Dieser  bestimmt  in  Artikel  1:  „Les 
diif^rends  d'ordre  juridique  ou  relatifs  ä  Tinterprötation  des 
trait^s  existant  entre  les  deux  parties  contractantes  qui  vien- 
draient  ä  se  produire  entre  elles  et  qui  n'auraient  pu  6tre 
r6gl6s  par  la  voie  diplomatique,  seront  soumis  ä  la  Cour  per- 
manente d'arbitrage  6tablie  par  la  Convention  du  29  juillet 
1899  ä  La  Haye,  ä  la  condition  toutefois  quMIs  ne  mettent 
en  cause  ni  les  int^r^ts  vitaux  ni  Tind^pendance  ou  l^onneur 
des  deux  Etats  contractants  et  qu'ils  ne  touchent  pas  aux 
intörßts  de  tierces  puissances.** 


*  Der  Vertrag  ist  abgedruckt  bei  Meurer,  S.  202,  Fleisch- 
mann,  S.  340.  Ich  ziehe  im  Gegensatz  zu  Meurer  die  französischen 
Originaltexte  den  deutschen  Übersetzungen  vor,  nicht  nur  in  diesem, 
sondern  auch  in  anderen  Fällen.  Die  deutschen  Übersetzungen  sind 
häufig  recht  mangelhaft. 
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^iese  FormulieruDg  hat  den  meisten  seither  abgeschlossenen 
^^igen  als  Muster  gedient,  die  Staaten  hielten  meist  dar- 
Ällf,  dafs  von  dieser  Formel  nicht  abgewichen  werdet  Sie 
dürfte  daher  ein  deutliches  Bild  von  der  gegenwärtigen  poli- 
tischen Auffassung  geben. 

Wie  stellen  wir  uns  nun  vom  Rechtsstandpunkte  aus  zu 
dieser  Formulierung?  Dafs  wir  die  Statuierung  von  poli- 
tischen Grenzen  nicht  ohne  weiteres  als  unberechtigt  zurück- 
weisen dürfen,  habe  ich  schon  betont.  Anderseits  soll  aber 
damit  nicht  gesagt  sein,  dafs  man  nun  jede  politische  Formu- 
lierung ohne  weiteres  zu  billigen  habe,  selbst  da,  wo  sie  die 
Kritik  geradezu  herausfordert.  Wenn  auch  gewisse  Grenzen 
politisch  notwendig  erscheinen  können,  so  kann  doch  die  Art 
und  Weise,  wie  diese  Grenzen  formuliert  werden,  Anlafs  zur 
Kritik  auch  vom  Rechts^ tandpunkte  aus  geben,  und  es  erscheint 
daher  nötig,  die  obige  Formel  etwas  näher  auf  ihre  logische, 
besser  juristische  Stichhaltigkeit  hin  zu  prüfen. 

Vorher  bemerken  möchte  ich  nur,  dafs  die  in  der  Formel 
am  Schlufs  des  Artikel  1  wiedergegebenen  Vorbehalte  mit 
dem  zusammenfallen,  was  ich  hier  als  „politische  Grenzen "" 
der  Schiedsgerichtsbarkeit  bezeichnet  habe.  Ich  glaube  nicht, 
dafs  diese  Bezeichnung  ungerechtfertigt  ist.  Die  Gründe,  die  für 
die  Aufstellung  von  Reserven,  wie  die  der  „vitalen  Interessen", 
der  „Ehre",  der  „Unabhängigkeit"  mafsgebend  waren,  sind 
offenbar  auf  politischem  Gebiet  zu  suchen.  Eine  rechtliche  Be- 
trachtungsweise liegt  dieser  Statuierung  keinesfalls  zugrunde^. 

'  Vgl.  die  im  Anhang  abgedruckte  Botschaft  des  Schweizerischen 
Bundesrats.  Femer  den  offiziellen  Bericht  der  Interparlamentarischen 
Union,  1905,  S.  188. 

^  In  diesem  Sinne  äu&ert  sich  auch  M^rignhac,  „Le  trait^ 
d'arbitrage  franco-anglais  du  14  octobre  1903"  in  der  Revue  g^n^rale, 
1908,  S.  799  f.  Er  bemerkt  über  die  Aufzählung  der  Reserven  im  Art.  1 : 
yLes  diffärends  d'ordre  jnridique  ne  seront  soumis  k  la  Cour  arbitrale 
qoe  s'ils  ne  mettent  pas  en  cause  les  int^rSts  vitaux,  Tind^pendance  ou 
rhonnenr  des  deux  Etats  contractants.  On  aurait  pu,  ä  la  rigueur,  se 
dispenser  de  cette  Enumeration,  car,  dans  tous  ces  cas,  on  peut  affirmer 
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Der  Artikel  1  beschränkt  sich  im  übrigen  keineswegs  auf 
die  Statuierung  dieser  politischen  Reserven.  Er  umschreibt 
vielmehr  das  Anwendungsgebiet  für  das  Schiedsgericht  dahin, 
dafs  nur  streitige  Rechtsfragen  oder  Streitfragen,  „die  sich 
auf  die  Auslegung  der  Verträge  zwischen  den  Vertrags- 
parteien beziehen",  dem  Schiedsgerichtshof  überwiesen  werden 
sollen.  Es  bedarf  keines  Hinweises  mehr  darauf,  dafs  eine 
rechtliche  Notwendigkeit  zu  dieser  Umschreibung  nicht  vorlag. 

Diese  rechtliche  Begrenzung  hätte  um  so  eher  in  Wegfall 
kommen  können,  als  ja  am  Schlufs  die  politischen  Reserven 
noch  besonders  aufgezählt  werden.  Letzteres  hätte  durchaus 
genügt,  um  die  politische  Auffassung  zu  fixieren.  Die  ge- 
wählte Form  mufs  aber  um  so  mehr  tautologisch  wirken,  als 
neben  den  „streitigen  Rechtsfragen""  auch  noch  ausdrücklich 
„Streitfragen  aus  der  Interpretation  von  Verträgen"  erwähnt 
werden.  In  dieser  Fassung  geht  der  juristische  Sinn  vollständig 
verloren.  Streitfragen  über  die  Interpretation  von  Verträgen 
sind  ohne  weiteres  Rechtsfragen.  Eine  Unterscheidung 
zwischen  beiden  hat  daher  juristisch  keinen  Sinn. 

Die  Fassung  des  Artikel  1  geht  offenbar  auf  den  Artikel  16 
der  Haager  Konvention  zurück.  Dieser  Artikel  erkennt  das 
Schiedsverfahren  als  das  wirksamste  und  zugleich  gerechteste 
Mittel  zur  Erledigung  von  Streitigkeiten  an  „dans  les 
questions  d*ordre  juridique  et  en  premier  lieu  dans  les 
questions  d'interprötation  ou  d'application  des  Conventions 
internationales."  In  dieser  Form  hatte  die  Nebeneinander- 
stellung wenigstens  noch  einen  Sinn,  wenn  sie  auch  entbehr- 
lich war.  In  dem  englisch-französischen  Vertrag  dagegen  und 
in  den  ihm  nachgebildeten  späteren  Verträgen  fehlt  dieser 
Sinn.    Es  ist  daher  zu  hoffen,  dafs  man  in  Zukunft  auf  diese 


quUl  y  a  une  question  politique  d^jä  exclue  du  traite  par  la  restriction 
anterieure.  Et  les  auteurs  qui  ont  ^crit  sur  Tarbitrage  fönt  le  plus 
sonvent  rentrer  pr^cis^ment  dans  les  questions  politiques  celles  qui 
concernent  les  int^rets  vitaux,  Thonneur  et  Tind^pendance." 
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Eingangsformel  Verzicht  leisten  werde.  Am  besten  wäre  es, 
wenn  die  Haager  Konvention  selbst  den  Artikel  16  anders 
fassen  würde.  Dann  würden  die  Schiedsverträge  sich  diesem 
Muster  schon  mit  der  Zeit  anpassen.  Der  Artikel  16  könnte 
ohne  jedes  Bedenken  unter  Weglassung  des  Eingangs  einfach 
folgendermafsen  lauten: 

„L'arbitrage  est  reconnu  par  les  Puissances  signataires 
comme  le  moyen  le  plus  efficace  et  en  m6me  temps  le  plus 
^quitable  de  regier  les  litiges  qui  n'ont  pas  6t6  r^solus  par 
les  Yoies  diplomatiques." 

Diese  Fassung  hätte  weder  rechtliche  noch  politische 
Bedenken*.  Letztere  könnten  dabei  um  so  weniger  mit- 
sprechen, als  es  sich  ja  zunächst  keineswegs  um  die  Übernahme 
einer  Rechtspflicht,  sondern  lediglich  um  die  Anerkennung 
eines  Rechtsgrundsatzes  handelt*^,  durch  die  das  Schiedsgericht 
noch  keinen  obligatorischen  Charakter  annimmt  und  durch 
die  der  Aufstellung  von  politischen  Schranken  nicht  das 
mindeste  in  den  Weg  gestellt  wird.  Möchte  also  die  Haager 
Konvention  selbst  hier  mit  gutem  Beispiele  vorangehen  und 
dazu  beitragen,  dafs  die  angebliche  Rechtsschranke  aus  den 
Schiedsverträgen  womöglich  überhaupt  entfernt  werde,  zum 
mindesten  aber,  dafs  die  jetzt  übliche  sinnlose  Nebeneinander- 
stellung zweier  Arten  von  Rechtsstreitigkeiten  baldigst  aus 

*  Anderer  Meinung  ist  Meurer,  S.  190 f.  Dazu  siehe  oben  S.  178  f. 
Frie  d,  Handbuch  S.  176,  sagt  übrigens  mit  Recht:  „In  Fragen,  die  die  Ehre 
der  Nationen  berühren  oder  deren  Lebensinteressen,  wird  die  Wirksamkeit 
des  Schiedsgerichts  auch  nach  den  Haager  Konventionen  keineswegs 
ausdrücklich  verneint."  Das  betont  auch  Meurer,  S.  195:  „Das  Lob 
des  Art.  16  wollte  und  sollte  in  keiner  Weise  die  Signatarmächte  für 
die  künftigen  Streitfalle  rechtlich  festlegen. '^ 

^  In  dem  Bericht  von  Descamps  an  die  dritte  Kommission  wird 
ausdrücklich  betont,  dals  der  Art.  16  über  eine  solche  Anerkennung 
nicht  hinausgeht  „II  n'emporte  pas  Tengagement  positif  pour  teile 
Puissance,  vis-ä-vis  de  teile  autre,  de  d^f^rer  tel  litige  ä  la  juridiction 
arbitrale.  Sous  Tempire  de  la  präsente  Convention,  chaque  Etat  d^cide 
soaverainement,  si  tel  ou  tel  cas  sera  soumis  k  Parbitrage  —  sous  la 
räserve  des  obligations  qu'il  peut  avoir  contractäes  par  d'autres  trait^s.*" 
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den  Verträgen  verschwindet  •.  Neuere  Schiedsverträge,  so  der- 
jenige zwischen  Rufsland  und  Schweden  und  Norwegen  vom 
9.  Dezember  1904,  haben  die  Einschränkung  auf  „Rechts- 
streitigkeiten'' und  „Streitigkeiten  aus  der  Interpretation  von 
Verträgen"  bereits  eliminiert.  Der  gedachte  Vertrag  spricht 
einfach  noch  von  „les  diff^rends  qui  viendraient  k  s'^lever 
entre  elles**.  Es  liegt  kein  Grund  vor,  weshalb  die  anderen 
Staaten  hier  nicht  sollten  folgen  können. 

Auch  der  weitere  Zwischensatz  „qui  n'auraient  pu  6tre 
r6gl6s  par  la  voie  diplomatique'',  der  wohl  ebenfalls  auf  eine 
Nachbildung  des  Art.  16  zurückgeht,  erscheint  im  Grunde 
überflüssig,  weil  durchaus  selbstverständlich.  Doch  kann  diese 
Einschiebung  immerhin  in  keiner  Weise  schaden,  so  dafs  da- 
gegen nicht  viel  einzuwenden  sein  dürfte^. 

Es  bleiben  sodann  die  politischen  Reserven  am  Schlüsse 
des  Art.  1:  Vitale  Interessen,  Unabhängigkeit,  Ehre,  Inter- 
essen dritter   Mächte^.     Vom   politischen   Standpunkte  aus 


*  So  auch  Märignhac,  a.  a.  0.  S.  808:  „Nous  avouous  ne  pas 
trop  comprendre  poorquoi  on  a  ajout^  les  difficult^s  resultant  de  Tinter- 
pr^tation  des  trait^s  ä  ce  qui  präc^de :  ou  elles  sont  juridiques  ou  elles 
sont  politiques;  donc  il  est  absolument  inutile  de  les  mentionner  d'une 
fagon  toute  speciale.'' 

^  M^rignhac  a.  a.  0.  wendet  sich  auch  gegen  diesen  Zwischen- 
satz:  „Egalement  la  röserve  que  le  diff^rend  n'aura  pas  ^tä  r^gl^  par 
la  voie  diplomatique  paralt  absolument  inutile,  car  la  chose  va  de  soi. 
Avant  de  soumettre  un  proc^s  k  des  juges  les  Etats  aussi  bien  que  les 
particuliers  essayeront,  s'ils  sont  sages,  de  n^gocier  directement;  la 
tentative  de  conciliation  prdcädera  toujours  Tinstance.  A  ce  compte  on 
pourrait  ^galement  r^server  le  recours  ä  toutes  les  autres  voies  pacifiques 
que  pr^voit  la  Convention  de  La  Haye  pour  le  r^glement  des  conflits 
internationaux :  bons  ofüces,  m^diation  etc.^  Das  ist  gewife  nicht  un- 
richtig. 

"  Diese  Vorbehalte  kennt  die  Haager  Konvention  beim  Schieds- 
gericht nicht.  Dagegen  kommen  sie  im  Artikel  10  des  russischen  Ent- 
wurfs vor  und  ebenso  spricht  der  Artikel  9  der  Haager  Konvention  bei 
den  Untersuchungskommissionen  von  „litiges  n'engageant  ni  Phonneur 
ni  des  intörets  essentiels.'^  Vgl.  auch  M eurer,  S.  191,  sowie  oben 
S.  178.  Daß  die  politischen  Schranken  erst  gegenüber  dem  Obligatorium 
auftauchen,  wurde  schon  betont. 
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mögen,  das  habe  ich  schon  betont,  solche  Vorbehalte  wie  die 

gedachten  gewifs  vielfach  nicht  nur  erwünscht,  sondern  sogar 

notwendig  erscheinen.    Aber  man  wird  sich  doch  die  Frage 

vorlegen  müssen,  ob  sie  in  der  oben  wiedergegebenen  Weise 

auch  zweckmäfsig  formuliert  sind  oder  ob  nicht  vielmehr  eine 

kürzere,  unmifsverständlichere  Formulierung  am  Platze  wäre. 

Selbst  wenn  die  Staaten  gewifser  Reserven  nicht  entraten  zu 

können  glauben,  wird  man  sich  vielleicht  doch  fragen  müssen, 

ob  es  denn  auch  wirklich  aller  dieser  Vorbehalte  bedurfte,  um 

dje  notwendige  staatliche  Selbständigkeit  zu  wahren,  oder  ob 

das  Feld  für  die  Schiedsgerichtsbarkeit  nicht  vielleicht  zum 

^^il    gsrnz  unnötigerweise  eingeschränkt  erscheint. 

Die  Kritik  hat  sich  namentlich  gegen  die  Aufzählung  der 
»vitalen  Interessen"  und  der  „staatlichen  Ehre"  gewandt, 
wahrend  der  Vorbehalt  der  „Unabhängigkeit"  im  allgemeinen 
uur   selten  beanstandet  worden  ist. 

Meines  Erachtens  dürfte  es  zunächst  weniger  darauf  an- 
kommen, den  Vorbehalt  der  hierher  gehörigen  Streitfälle  über- 
^^pt  zu  kritisieren,  als  ihn  vielmehr  auf  seine  richtige  Be- 
deutung zurückzuführen. 

Unter  diesem  Gesichtspunkte  mufs  man  es  nun  nament- 
lich mifsbilligen ,  dafs  die  Theorie  dem  Vorbehalt  der  ge- 
dachten politischen  Schranken  vielfach  eine  rechtliche  Be- 
gründung hat  beilegen  wollen.     Nicht  sowohl  die  Politiker 
sind  um   der   in  der  Praxis  üblichen  Vorbehalte  willen  zu 
kritisieren,  die  vom  Standpunkte  des  Staatsmannes  unter  den 
heutigen  politischen  Verhältnissen  gewifs  begreiflich  erscheinen 
müssen,  als  vielmehr  die  Theorie,  die  den  Anschein  zu  er- 
wecken versucht  hat,   als  ob  diese  Beserven  dem  schieds- 
gerichtlichen Verfahren   gewissermafsen  immanent  wären. 
Die  Völkerrechtstheorie  ist  sich  aber  nicht  nur  anscheinend 
des  Umstandes  nicht  bewufst  geworden,   dafs  die  üblichen 
Schranken    durchwegs    einen    politischen  Charakter    tragen, 
sondern    sie  hat  sich  auch  von  der  praktischen  Bedeutung 

Nippoldy  Verfahren.  14 
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dieser  Vorbehalte  eine  übertriebene  Vorstellung  gemacht,  so 
wie  sie  ja  überhaupt  den  politischen  Fragen  im  Verhältnis  zu 
den  Rechtsfragen  eine  übertrieben  grofse  Bedeutung  beimifst. 
Insofern  ist  daher  die  Kritik,  die  einige  Schriftsteller  nament- 
lich dem  Vorbehalt  der  vitalen  Interessen  und  der  staatlichen 
Ehre  haben  angedeihen  lassen,  gewifs  nicht  ohne  Interesse, 
selbst  wenn  man  annimmt,  dafs  die  Staatenpraxis  im  ganzen 
noch  Bedenken  tragen  sollte,  sich  von  diesen  zur  Gewohnheit 
gewordenen  Vorbehalten  loszumachen. 

Es  erscheint  mir  aber  um  so  weniger  überflüssig,  mich 
hier  etwas  mit  dieser  Kritik  zu  befassen,  als  wir  im  folgenden 
Paragraphen  Gelegenheit  haben  werden,  der  neuesten  Fort- 
schritte der  Staatenpraxis  zu  gedenken  und  zu  sehen,  dafs 
gerade  diese  letztere  den  Kritikern  neuerdings  keineswegs 
Unrecht  zu  geben  scheint,  sondern  dafs  im  Gegenteil  heute 
bereits  Anzeichen  dafür  vorhanden  sind,  dafs  die  Staaten  über 
die  jetzt  üblichen  Reserven  wenigstens  teilweise  schon  in  ab- 
sehbarer Zeit  hinausgelangen  dürften. 

Wenn  auch  die  herrschende  Völkerrechtstheorie  an  den 
jetzt  in  der  Praxis  üblichen  Vorbehalten  im  allgemeinen  fest- 
hält®, so  gibt  es  neben  diesen  Stimmen  in  der  Völkerrechts- 


^Mörignhae  a.  a.  0.  sagt  ganz  richtig:  „En  effet,  en  r^gle 
g^n^rale,  les  publicistes  et  la  pratique  des  Etats  excluent  du  champ  du 
compromis,  si  vaste  qu*il  soit,  tout  ce  qui  touche  aux  droits  primordiaux, 
aux  int^r^ts  vitaux  des  Etats.''  Ich  zitiere  hier  Calvo,  „Le  droit  inter- 
national", 3.  Aufl.,  Bd.  1  Nr.  667,  Bd.  2  Nr.  1565.  „L'arbitrage  peut 
porter  sur  toute  esp^ce  de  disaccord  ou  de  döbat  international,  hormis 
ceux  dans  lesquels  Thonneur  ou  la  dignit^  nationale  sont  directement 
en  jeu  et  qui  rel^vent,  d'un  sentiment  intime,  pour  ainsi  dire  personnel, 
dont  un  Etat  tiers  ne  saurait  se  rendre  juge."  Ebenso  schreibt  Roiin- 
Jaquemyns  in  der  „Hevue  de  droit  international '^j  Bd.  7  S.  80:  „841 
y  a  des  differends  susceptibles  d'arbitrage,  il  y  en  a  aussi  qui  n'en  sont 
pas  susceptibles,  par  exemple  ceux  qui  touchent  ä  Thonneur,  k  Tinde- 
pendance  des  nations.'^  Vgl.  auch  dessen  „L'arbitrage  comme  moyen 
d'accommoder  des  dififärends  entre  nations.'^  Garnazza-Amari, 
„Trait^  de  droit  international",  1882,  Bd.  2  S.  560,  schreibt:  „Les 
differends  dans  lesquels  s'agite  un  droit  primitif,  l'independance  et 
l'intdgrite  d'une  nation,  par  exemple,  ne  sont  pas  susceptibles  d'Stre  la 
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Wissenschaft  doch  auch  andere,  die  die  eigentliche  Bedeutung 
der  politischen  Schranken  näher  geprüft  haben  und  die  dazu 
gelangt  sind,  weitere  Entwicklungsmögtichkeiten  für  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  ins  Auge  zu  fassen,  und  die  Berech- 
tigung der  Reserven  nur  in  beschränktem  Umfange  an- 
zuerkennen. Die  Tendenz  geht  dabei  im  allgemeinen,  wie  ge- 
sagt, dahin,  lediglich  noch  das  Moment  der  staatlichen  Un- 
abhängigkeit, der  Souveränität,  als  berechtigte  Ausnahme  an- 
zuerkennen. 

Was  den  Vorbehalt  der  vitalen  Interessen  anlangt, 
so  sind  nicht  nur  in  der  Theorie,  sondern  auch  in  der  Praxis 
Versuche  gemacht  worden,  ihn  aus  den  Verträgen  zu  elimi- 
miuieren.  Ich  erinnere  in  dieser  Beziehung  nur  an  die  Bot- 
schaft des  Schweizerischen  Bundesrats  ^^  die  ausführt,  dafs  der 
Bundesrat  eine  etwas  veränderte,  präzisere  Fassung  für  die  von 
der  Schweiz  abgeschlossenen  Schiedsverträge  vorgeschlagen 
hatte  und  namentlich  den  Ausdruck  „vitale  Interessen"  zu 
streichen  gewünscht  hätte,  „weil  er  einen  zu  allgemeinen  und 
unbestimmten  Vorbehalt  bildet  und  leicht  zu  Weigerungen,  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  anzurufen,  Anlafs  geben  kann*".  Das  ist 
nur  in  dem  Vertrage  mit  Belgien  gelungen.  Die  Botschaft 
fährt  fort:  „Man  kann  freilich  bedauern,  dafs  die  angewendete 


mati^re  d'un  arbitrage  qui  tire  son  origine  d'un  traitö  et  dont  la  d^cision 
derni^re  a  la  valeur  d'une  transaction."  Rouard  de  Card  in  den 
„Etudes  de  droit  international",  1890,  S.  230,  meint  ebenfalls:  „11  s'agit . . . 
d'adopter  les  arrangements  amiables  dans  tous  les  differends  qui  ne 
mettent  pas  en  question  d'une  fa^on  evidente  Thonneur  et  la  puissance 
d'une  nation."  Vgl.  auch  dessen  „L'arbitrage  international,  son  passe, 
son  präsent  et  son  avenir",  S.  56.  Ferner  Merignhac,  Traitä,  S.  186, 
Funck-Brentano  et  Sorel,  „Pr^cis  du  droit  des  gen s",  1877,  S.  461, 
Bonfils  S.  497,  Renault  in  der  „Revue  de  droit  international^  1881, 
S.  22. 

^^  Vgl.  im  Anhang  die  „Botschaft  des  Bundesrates  an  die  Bundes- 
versammlung zum  Bundesbeschlufsentwurf,  betreffend  Ratifikation  der 
mit  Belgien,  Grojlsbritannien,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
Italien,  Österreich-Ungarn,  Frankreich  und  Schweden  und  Norwegen  ab- 
geschlossenen Schiedsverträge^  vom  19.  Dezember  1904.  Vgl.  femer 
unten  den  §  11. 
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Formel  Vorbehalte  enthält,  die  den  Verträgen  einen  ziemlicli 
schwankenden  Charakter  geben,  indem  sie  die  Anwendungs- 
sphäre des  Schiedsgerichtswesens  beschränken  und  der  An- 
rufung schiedsgerichtlicher  Entscheidung  gegebenenfalls  aus- 
zuweichen erlauben.  Vfir  sind  der  Meinung,  dafs  die  Auf- 
nahme eines  bestimmteren  und  klareren  Textes  wünschbar 
gewesen  wäre ;  aber  es  mufs  den  Vorurteilen,  die  noch  vieler- 
orts gegen  das  Schiedsgerichtswesen  sich  kundgeben,  und  den 
Bedenken,  gewisse  Streitigkeiten  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
unterstellen  zu  müssen,  Rechnung  getragen  werden.  *" 

In  der  Theorie  hat  sich  namentlich  M6rignhac  gegen 
die  üblichen  Vorbehalte  gewandt"*  Bereits  in  seinem  „Traitö*' 
wirft  er  die  Frage  auf,  „si  un  Etat  pourra  compromettre  sur 
tous  droits  quelconques  ou  si,  au  contraire,  pour  certains 
jug6s  plus  pr6cieux  que  les  autres,  il  ne  sera  pas  dans  Tim- 
possibilit6  de  recourir  ä  Tarbitrage.  Ges  droits  r6put6s  plus 
pr^cieux  seront  ceux  que  Ton  considäre  comme  primordiaux 
et  indispensables  pour  la  vie  d'un  Etat  et  Taccomplissement  de 
sa  mission  sociale,  comme  li6s  k  Texistence  m£me  de  la  nation 
ou  ä  ses  int6r6ts  les  plus  chers/  M6rignhac  untersucht  mit 
bezug  auf  die  vier  Fälle,  wo  die  Ehre  und  Würde  einer  Nation, 
wo  ihre  Existenz,  ihre  Integrität  oder  ihre  Unabhängigkeit 
im  Spiele  sind,  die  Frage,  ob  sie  eine  Ausnahme  von  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  verlangen.  Er  gelangt  dazu,  diese  Frage 
in  allen  Fällen  zu  verneinen:  „L'arbitrage  peut  parfaitement 
se  produire  sans  r^serve,  si  Ton  y  a  recours  dfes  le  d6but, 
avant  que  les  passions  surexcit^es  rendent  impossible  toute 
Solution  amiable.  Et  il  semble  que  la  Situation  n'ait  6t6 
envisag^e  qu'apr^s  cette  premi^re  päriode  seulement  par  les 
auteurs,  qui  .  .  .  acceptent  des  exceptions  ä  la  Sphäre  d'ap- 
plication  de  Tarbitrage  international."  Entsprechend  stellt 
M^rignhac  für  die  Zukunft  den  Satz  auf:   „On  peut  6ta- 


^^  M^rignhac,  a.  a.  0.  S.  804|  sowie  „Trait^  th^orique  etpratique 
de  Tarbitrage  international'',  1895,  S.  184  f.,  474. 
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blir  en  principe  que  la  compötence  de  la  jurldiction  inter- 
nationale sera  g^n^rale  et  embrassera,  sans  exception,  tous 
les  litiges  qui  se  produiront  entre  les  Etats"." 

In  seiner  Kritik  des  englisch-französischen  Vertrags  nimmt 
M^rignhac  gegenüber  der  herrschenden  Lehre  auf  diese 
Ausführungen  Bezug  und  wendet  sich  dann  ebenfalls  gegen 
die  einzelnen  Reserven  in  dem  Vertrag  ^^,  um  zu  schliefsen: 
„Quoi  qu'il  en  seit  des  consid^rations  qui  pröcMent,  la  r^serve 
des  cas  oü  Thonneur,  Texistence,  l'ind^pendance  ou  Tint^grit^ 
des  Etats  est  en  jeu,  est  traditionnelle ;  ce  sont  ]k  ces 
questions  essen tiellement  politiques  dont  il  a  6t6  question 
ci-dessus,  et  il  faudra  longtemps  encore  avant  que  la  diplo- 
matie  consente  ä  signer  un  trait6  d'arbitrage  permanent  sans 
räserve  des  int^rfits  qualifiös  de  vitaux." 

Wenn  mir  nun  auch  eine  so  weitgehende  Kritik  der 
politischen  Reserven  nicht  unbedenklich  erscheinen  will,  da 
man  mit  den  heutigen  politischen  Zuständen  und  Anschauungen 
nun  einmal  rechnen  mufs,  so  ist  doch  die  M6rignhacsche 
Kritik  mit  Bezug  auf  einzelne  dieser  Reserven  keineswegs  von 
der  Hand  zu  weisen.  Das  hat  sogar  Descamps^  der  sich 
sonst  möglichst  an  die  diplomatischen  Gepflogenheiten  an- 
zulehnen sucht,  anerkannt.  Es  erscheint  mir  nicht  angebracht, 

'^  Merignhac  nimmt  nur  Eonfliktsfalle  zwischen  zivilisierten 
Staaten  und  barbarischen  Völkern,  sowie  zwischen  Staaten  und  In- 
sargentenbanden  aus:  „Pour  compromettre  avec  un  adversaire,  il  faut 
avant  tout  reconnaitre  qu'il  existe.^ 

^*  Merignhac  wendet  sich  zunächst  gegen  die  Ehrenklausel. 
Existenzfragen  hält  er  heute  nur  noch  für  chimärisch;  er  meint,  kein 
grolser  Staat  könne  vor  diesen  zurückscheuen;  sie  können  nur  kleine 
Staaten  bedrohen  und  für  diese  sei  das  Schiedsgericht  dann  die  beste 
Rettung.  Dasselbe  gelte  von  Angriffen  auf  die  Integrität,  Unabhängig- 
keit und  Souveränität.  „Ici  encore  ä  notre  ^poque  on  ne  con^oit  guöre 
de  grande  puissance  faisant  la  guerre  uniquement  en  vue  de  confisquer 
Qne  partie  de  territoire  d'üne  autre  grande  puissance  ou  de  porter 
atteinte  ä  son  ind^pendance  et  ä  sa  souverainet^."  Zu  vgl.  sind  zu  der 
Frage  auch  Langlade,  „De  la  clause  compromissoire  et  des  trait^s 
d'arbitrage  permanent  dans  le  droit  international  moderne^,  1899,  und 
Godefroy,  „Les  restrictions  des  trait^s  d'arbitrage^,  1906.. 
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mich   hier   mit  der  Kritik  der  politischen  Grenzen  für    die 
Schiedsgerichtsbarkeit  zu  befassen,  ohne  den  Genannten  über  | 

den  Gegenstand  zu  Wort  kommen  zu  lassen. 

In    seiner    berühmten   Denkschrift    führt   Descamps 
folgendes  aus^*:  „Die  Verallgemeinerung  der  Schiedsgerichts- 
anwendung, über  gewisse  Grenzen  hinaus,  bietet  ernste,   un- 
bestreitbare  Schwierigkeiten,   oder,   wie  manche   sogar    be- 
haupten, wirkliche  Unmöglichkeiten.     Eine  gewisse  Anzahl 
von  Streitigkeiten,  wie  solche  ökonomischer  oder  kommerzieller 
Art,  Streitigkeiten  über  Gebietsabgrenzungen,  gewisse  Ver- 
letzungen  der   Neutralität,   Ersatzverpflichtungen   an  einen 
Staat  oder  an   dessen  verletzte  Angehörige,  Differenzen  in 
bezug  auf  Fischereigerechtigkeit  und  das  Seebeuterecht,  Kon- 
flikte zwischen  den  verschiedenen  Zivil-  oder  Strafgesetzen  der 
Staaten,    werden    bei   der  Anwendung  des   Schiedsgerichts-  | 

Verfahrens  keiner  ernsthaften  Opposition  mehr  begegnen. 
Man  mufs  sogar  zugeben,  dafs  die  Sphäre,  innerhalb  welcher 
sich  bis  jetzt  die  meisten  Spezialschiedsgerichtsfälle  abgespielt 
haben,  sich  bedeutend  erweitern  liefse.  Es  ist  auch  nicht  zu 
verkennen,  dafs  in  den  meisten  zur  schiedsgerichtlichen  Ent-  | 

Scheidung  gelangten  Fällen  die  Staaten  an  eine  Vertretung 
ihrer  Ansprüche  bis  zu  den  äufsersten  Konsequenzen  gar  nicht 
dachten,  dafs  ihnen  das  Schiedsgericht  alsdann  als  ein  ehren- 
haftes Mittel  erschien,  sich  aus  der  Affäre  zu  ziehen.  Die 
Reserven  kommen  erst  zum  Vorschein ,  wenn  man  auf  jene 
Streitigkeiten  zu  sprechen  kommt,  wo  die  ,absoluten  und 
fundamentalen  Rechte,  die  die  Natur  allen  Völkern  zuerkennt, 
und  die  zu  den  wesentlichsten  Bestandteilen  eines  Volkes  ge- 
hören^  im  Spiele  sind,  oder  auf  die  sogenannten  ,höheren 
oder  dafür  gehaltenen  Interessen  der  Staaten',  oder  gar  auf 
die  ,Hauptfragen  der  nationalen  Ehre'.  Was  den  ersten  Punkt 
betrifft,     ist    angeblich     keinerlei    Verhandlung,     keinerlei 

'^  Descamps,    „Die   Organisation   des    internationalen    Schieds- 
gerichts", S.  35  f. 
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VerständigUDg    möglich.     ,Es    gibt    keine   richterliche    Ent- 
scheidung',  sagt  Arthur  Desjardins,  ,die  ein  Volk  in 
die  Knechtschaft  führen  könnte.   Dies  wäre/   fügt  er  weiter 
hinzu,  ,di6  schlimmste  Ungeheuerlichkeit,  es  wäre  unter  dem 
Scheine    der    Gerechtigkeit   eine   Hinopferung    des   Rechts.' 
Im  zweiten  Falle  findet  man  sich  einer  Art  von  Nationalerbe 
gegenüber,  das  eine  Generation  der  anderen  zu  hinterlassen 
berufen  ist  und  über  welches  den  Regierungen  keioe  freie 
Verfügung  zusteht.    Auch  können  in  diesem  Falle  die  sich 
widersprechenden   Ansprüche,   da   sie   von  Natur   aus   mehr 
politisch   sind,   meistens  nicht  juristisch  formuliert  werden. 
Im  dritten  Falle  handelt  es  sich  um  Fragen  der  nationalen 
Würde,  die  einem  intimen  Gefühle  entspringen,  über  das  sich 
eine  andere  Nation  kaum  Rechenschaft  zu  geben  imstande 
wäre.    Dei:artige^  Differenzen  können  eben  nicht  wie  Kredit- 
oder Eigentumsangelegenheiten  erledigt  werden.    Wenn  man 
objektir  und  gründlich  Jene  ,Spezialfälle'  prüft,  deren  Formel 
sich  mit  jedem  Autor  ändert,  so  stöfst  man  zweifelsohne  auf 
solche,  wo  man  nicht  immer  die  vollkommene  Rechtfertigung 
findet.    Was  speziell  die  Ehrenangelegenheiten  anbetrifft,  so 
hat  man  nicht  ohne  Begründung  beobachtet,  dafs  dies  gerade 
jene  Fragen  waren,  bei  denen  es  wichtig  erscheint,  sie  nicht 
a  priori  jeder  schiedsrichterlichen  Entscheidung  zu  entziehen  . . . 
In  der  Tat  mufs  man  anerkennen,  dafs  die  Ehrenfragen  heut- 
zutage, wenigstens  der  Form  nach,  weniger  übertrieben  be- 
handelt werden,  wie  früher,  dafs  man  im  allgemeinen  ruhigere 
Ansichten  darüber  hegt,  und  dafs  es  immer  schwerer  wird, 
anzunehmen,  dafs  nationale  Empfindlichkeiten  keine  andere 
Erledigung  finden  könnten,  als  durch  vergossenes  Blut.    Die 
Rechtsgelehrten,  die  die  auf  die  Schiedsgerichtsfrage  bezüg- 
lichen  Materialien  aufs  gründlichste  studiert  haben,  haben 
nicht   ohne   Ergebnisse  die  Theorie   der  Spezialfälle   umge- 
stQrzt.     Es  ist  interessant,  darüber  die  diesem  Gegenstande 
gewidmeten   Seiten    in   Herrn   M6rignhacs   neuerlich    er- 
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schienener  Abhandlung  über  das  internationale  Schiedsgericht 
nachzulesen.    Der  Autor  gelangt  dahin,  dem  Wirkungskreise 
des  Schiedsgerichts  nur  jene  Fälle  zu  entziehen,  wo  es  sich 
um  Schwierigkeiten  einer  zivilisierten  und  einer  barbarischen 
Nation  handelt,  vergifst  aber  nicht  hinzuzufügen,  dafs  selbst 
in  solchen  Fällen  eine  Verständigung  nichts  unmögliches  wäre. 
So  gewichtige  Argumentationen  der  gelehrte  Jurist  auch  bei- 
bringt, und  so  sehr  man  auch  wünschen  mag,  dafs  man  sich 
seinen  hochedlen  Schlüssen  fügen  könnte,  ist  man  doch  ge- 
zwungen, anzuerkennen,  dafs  gewisse  internationale  Streitig- 
keiten solcher  Art  sein  könnten  oder  infolge  der  Umstände 
und  der  im   Spiele  stehenden  Interessen  solchen   Charakter 
annehmen  könnten,  dafs  es  schwer  wird,  sie  in  piano  als  Gegen- 
stände des  Schiedsgerichts  aufzufassen;  man  mufs  vielmehr 
zugeben,  dafs  der  Widerstand  gegen  eine  unbegrenzte  Zu- 
lässigkeit  des  Schiedsgerichtssystems  nicht  zu  besiegen  sein 
dürfte  .  .  .    Wahrscheinlich  werden  sogar  in  den  allgemeinen 
Schiedsgerichtsverträgen  noch  sehr  lange  Reserven  bestehen 
bleiben,  die  gewisse  Arten  von  Streitigkeiten  ins  Auge  fassen. 
Diese  Reserven  sind  zweifellos  sehr  bedauerlich,  weil  ihre 
Dehnbarkeit  Auslegungen  zuläfst,  die  es  in  gewissen  Fällen 
sehr  leicht  machen,  die  schiedsrichterliche  Lösung  zu  um- 
gehen.    Aber   diese   Reserven    haben    ihre   Begründung   in 
dauernd  bestehenden  Befürchtungen,  die  unmöglich  übergangen 
werden  könnten,  und  die,  wenn  sich  die  Möglichkeit  heraus- 
stellen würde,  sie  in  Formeln  zu  zwingen,  auf  die  ganze  Ver- 
tragsschliefsung  von  schädlicher  Rückwirkung  sein  würden. 
Wir  sind  daher  der  Ansicht,  dafs  die  Abschlüsse  allgemeiner 
Schiedsgerichtsverträge    mit    der    begrenzten    Reserve    für 
Streitigkeiten,  die  nach  der  Meinung  der  Staaten  ihre  Unab- 
hängigkeit und  Autonomie  mit  hineinbeziehen  würden,  un- 
gefähr das  Höchste  des  gegenwärtig  realisierbaren  Fortschritts 
auf  dem  Gebiete  des  Schiedsgerichts  darstellen." 

Diesen  Ausführungen  wird  man  meines  Erachtens  vom 
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P'Äktischen    Standpunkte    aus    im    wesentlichen    beipflichten 

Gössen.    Descamps  trennt  allerdings  die  prinzipielle  Seite 

ö^ensowenig  von  der  praktisch-politischen  Seite  wie  andere 

Motoren,  Er  hält  sich  jedoch  von  allen  Übertreibungen  gleich- 

misi^  fern  und  repräsentiert  innerhalb  der  Völkerrechtstheorie 

^^^      deines  Eintretens  für  die  Fortbildung  des  Schiedsrechts 

rföC      einen   Standpunkt,    mit   dem    sich  auch    die    weniger 

So  ^^^^^erichtsfreundliche  Praxis  leicht  anfreunden  dürfte. 

\^ie  Bedenken,  die  Descamps  ebenso  wie  Mörignhac 
namentlich    über   den    praktischen    Wert   der    Ehrenklausel 
äufsem^*,  teile  ich  vollkommen.    Und  ebensowenig  kann  ich 
mich  von  der  Notwendigkeit  des  Vorbehaltes  der    „vitalen 
Interessen"   überzeugen.    Mir  scheint,  dafs  dem  politischen 
Bedürfnis  in  den  meisten  Fällen  vollständig  Rechnung   ge- 
tragen wäre,   wenn   in   den   Verträgen   gesagt   würde,  dafs 
diejenigen  Streitfragen  von   der  Schiedsgerichtsbarkeit   aus- 
genommen werden,  die  die  Unabhängigkeit,  die  Souveränität 
der  vertragschliefsenden  Staaten  berühren.    In  dieser  Formel 
sind  meines  Erachtens  sowohl  die  „vitalen  Interessen"  wie  die 
„Ehre"  bereits  enthalten,  falls  sie  wirklich  ernsthaft  auf 
dem  Spiele  stehen.   Anderseits  würde  man  aber  zweifellos  einer 
mifs bräuchlichen  Berufung  auf  die  i, Vorbehalte"  dadurch 
vorbeugen,  dafs  man  bei  ihrer  Formulierung  weniger  freigebig 
wäre.  Tatsächlich  haben  ja  auch  manche  Staaten  die  Formel  in 
ihren  Verträgen  bereits  präziser  gefafst,  gewifs  der  beste  Beweis 
dafür,  dafs  wir  da  vor  keinen  praktischen  Unmöglichkeiten 
stehen  und  dafs  den  einzelnen  Vorbehalten  eine  prinzipielle 
Bedeutung  nicht  zukommt.    So  wenig  wie  sich  die  heutigen 
Schiedsverträge    noch    sämtlich    auf    „Rechtsstreitigkeiten" 
versteifen,  so  wenig  behalten  sie  sämtlich  die  Ehrenfragen 
oder  die  vitalen  Interessen  vor,  ja  es  fehlt  nicht  an  Beispielen 


1^  Gegen  Descamps  glaubt  sichMeurer,  S.  191,  aussprechen  zu 
sollen. 
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von  Verträgen,  die  noch  weiter  gehen  und  überhaupt  keinerlei 
Grenzen  statuieren. 

Vom  praktisch-politischen    Standpunkte  wird  man    aber 
natürlich  hier  mit  Recht  sagen,  dafs  eines  sich  nicht  für  alle 
schickt,  und  dafs  ein  solcher  Verzicht  wohl  zwischen    be- 
stimmten, keineswegs  aber  zwischen  allen  Staaten  mög- 
lich ist.  Und  diese  Verschiedenheit"*  der  politischen  Lage,  die 
auf  geographische,  wirtschaftliche,  politische  Gründe  zurück- 
geführt werden  kann,  wird  davor  bewahren,  hier  in  einseitiger 
Weise  allgemeingültige  Regeln  aufstellen  zu  wollen.   Sie  wird 
dasjenige  in  Erinnerung  zurückrufen,  was  ich  hier  an   die 
Spitze  gestellt  habe :  dafs  es  in  erster  Linie  Sache  der  Politiker 
ist,  über  die  Notwendigkeit  der  politischen  Grenzen  zu  be- 
finden.   Nicht  gegen  die  Ziehung  dieser  Grenzen  überhaupt 
dürfen  wir  uns  daher  vom  Rechtsstandpunkte  aus  wenden, 
sondern  nur  gegen  die  Art  ihrer  Formulierung,  wenn  diese 
nämlich  auf  Kosten  des  Schiedsgerichtsprinzips  erfolgt,  ohne 
dafs  damit  der  Sache   irgendwie  gedient  wäre.    Einen  prak- 
tischen Wert  hat  namentlich  die  Häufung  von  Vorbehalten 
noch  keineswegs;  mit  einer  richtig  gefafsten  Reserve  kann 
unter  Umständen  genau  ebenso  viel  gesagt  sein,  ohne  dafs 
dabei  die  wirklichen  Grenzen  der  Schiedsgerichtsbarkeit  wesent- 
lich verschoben  werden. 

Beherzigt  die  Staatenpraxis  einmal  diesen  Umstand,  dann 
wird  man  es  ihr  im  übrigen  also  wohl  anheimgeben  müssen, 
darüber  zu  befinden,  ob  und  inwieweit  sie  der  Vorbehalte  tat- 
sächlich glaubt  entraten  zu  können.  Die  Frage,  was  vitale 
Interessen  für  einen  Staat  sind,  hat  ja  in  concreto  schliefslich 


1^»  Man  vgl.  hierzu  unten  im  §  21  den  von  Plener  verfalsten  Kom- 
missionsbericht für  die  Londoner  Interparlamentarische  Konferenz,  in  dem 
darauf  hingewiesen  wird,  dals  eine  Ausdehnung  der  Grenzen  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit für  die  kleinen  und  neutralen  Staaten  sowie  fQr  diejenigen 
Staaten,  zwischen  denen  die  Eventualität  eines  Konflikts  wenig  wahr- 
scheinlich ist,  leichter  durchführbar  ist,  als  für  andere  Staaten,  wie 
namentlich  die  Grofsmächte. 
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ebeoso  die  Politik  zu  entscheiden,  wie  die  Frage,  ob  in  concreto 
die  Ehre  eines  Staates  engagiert  oder  seine  Unabhängigkeit  in 
Ge/ahr  ist.".    Vom  politischen  Standpunkte  aus  können  Vor- 
bebalte  an  sich  wohl  berechtigt  erscheinen,  und  daher  mufs  man 
^uch  den  Politikern  das  schliefsliche  Urteil  darüber  überlassen, 
ob  und  inwieweit  man  die  Reserven  aus  den  Schiedsverträgen 
^Qssschalten  kann.    Vom  Rechtsstandpunkte  aus  kann  man 
^^ne  solche  Ausschaltung  wünschen  und  man  kann  hoifen, 
^«fs   sie  mehr  und  mehr  Platz  greifen  werde,  aber  man  kann 
^^e  n  icht  unbedingt  anraten,  da  die  Entscheidung  dar- 
über   von  politischen  Faktoren  abhängig  ist  und  die  Politiker 
daher,    selbst  wenn  sie  davon  überzeugt  sind,  dafs  die  Lösung 
emes  Xionfliktes  im  Schiedsgerichtswege  an  sich  sehr  wohl 
D'^Sl  ich  wäre,  doch  ihre  guten  Gründe  haben  können,  in 
b^^^iromten  Fällen  davon  abzusehen.    Und  man  kann  eine  un- 


^e  Ausschaltung  aller  Vorbehalte,  wie  gesagt,  auch  des- 
^^^^v^  ^icht  anraten,  weil  die  Verhältnisse  nicht  zwischen  allen 
^V^'aten  dieselben  sind. 

So  läfst  sich  denn  auch  nicht  a  priori  sagen,   wie  weit 
die  Staaten  in  der  Bejahung  der  Anwendbarkeit  des  schieds- 
gerichtlichen Verfahrens   gehen   werden.    Die  Rechtstheorie 
mofs  sich  auf  den  Hinweis  beschränken,   dafs  praktisch  mit 
einer  Reserve  unter  Umständen  ebensoviel  erreicht  werden 
kann,  wie  mit  vieren,  und  dafs  prinzipiell  der  Weg  den  Staaten 
offen  steht,    sobald  sie   es   auch  politisch   für   angebracht 
halten  sollten,  die  Anwendung  des  Schiedsgerichts  zu  ver- 
allgemeinern und   die  bisher  üblichen  Vorbehalte  ganz 
oder  teilweise  fallen  zu  lassen. 

Selbst  wenn  aber  die  Staaten  heute  noch  vorwiegend  an 
den  hergebrachten  Reserven  festhalten  sollten,  darf  man  diesen 


^*  Inwieweit  die  Staatenpraxis  bereits  den  Versuch  gemacht  hat, 
einer  mi/sbräuchlichen  Auslegung  der  Reserven  vorzubeugen,  im  Wege 
einer  authentischen  Interpretation  bestimmter  Streitkategorien,  darauf 
wird  im  nächsten  Paragraphen  zurückzukommen  sein. 
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letzteren  aber  doch  keine  übertriebene  Bedeutung  bei- 
messen, sondern  mufs  sich  der  Tatsache  bewufst  sein,  dafs 
Ehrenfragen  usw.  im  heutigen  internationalen  Leben  lange  nicht 
mehr  so  häufig  eine  Rolle  spielen  wie  früher,  dafs  Konflikte 
dieser  Art  vielmehr  heutzutage  eine  verhältnismäfsige  Selten- 
heit sind  ^^.    Man  braucht  also,  selbst  wenn  diese  Streitfragen 


^"^  Auf  dieses  Moment  hat  namentlich  auch  Fried  verschiedentlich 
hingewiesen.    Im  „Handbuch",  S.  99  f.,   betont  er  sehr  richtig,  dafs  die 
Gegner  der  Schiedsgerichtsbarkeit  die  Unvollkommenheiten  des  Augen- 
blicks far  die  Unvollkommenheiten  des  Systems  halten.    Mit  bezug  auf 
die  „Ehrenfragen*'   schreibt  er:   „Derselbe  Einwand ,  der  in  bezug  auf 
die  Unzulänglichkeit  des  Schiedsgerichts  für  vitale  Fragen  gemacht  wird, 
wird  auch  in  bezug  auf  jene  Fragen  erhoben,   die  die  staatliche  Ehre 
und  das  Ansehen  einer  Nation  berühren.    Hier  bietet  aber  schon   die 
Gegenwart  reichlich    Gelegenheit,  diesen   Einwand   abzutun.     Bei   den 
y  öl  kern  modemer  Gesittung  ist  es  heute  ja  fast  ausgeschlossen,  dafs  eine 
Verletzung  der  Ehre  und  des  Ansehens  eines  anderen  Staates  und  eines 
anderen  Volkes  von  verantwortlichen  Orgauen  begangen  werden  kann. 
Wo  derartiges   durch  unverantwortliche   Organe   begangen   wird,   wird 
jede  Regierung  gern  bereit  und  in  der  Lage  sein,  die  notwendige  Ge- 
nugtuung zu  gewähren.    Kriege  um  Ehrenfragen  dürften  grofee  Staaten 
miteinander  bei  der  zunehmenden  Gefährlichkeit  des  Kriegsmechanismus 
überhaupt  nicht  mehr  führen.    Es  wäre  ja  auch  das  kriegerische  Ver- 
lahren  nur  ein  Mittel   der   Starken   gegen   Schwache;    der  Kleinstaat 
würde  in  betreff  seiner  Ehre  den  Grofsstaaten  gegenüber  vogelfrei  sein. 
Hier  wird  das   Schiedsgericht,  falls   es    überhaupt   nicht  möglich   sein 
sollte,  die  Genugtuung  auf  einfachstem   diplomatischem  Wege   zu   er- 
halten, gar  bald  das  einzige  Mittel  zur  Beilegung  bilden.     Man  wird 
sich  eben  an  seiner  Ehre  und  seinem  Ansehen  nichts  mehr  vergeben, 
wenn  man  in  solchen  Angelegenheiten  statt  der  zufälligen  und  gefähr- 
lichen Entscheidung  des  Krieges  .  .  .  das  Urteil  unparteiischer  Richter 
anruft.    Der  springende  Punkt  bei  den  Einwänden,  dafs  das  Schieds- 
gericht bei   vitalen  und  Ehrenfragen  nicht   wirksam  sein  könne,  liegt 
eben  darin,  dafs  man  bis  in  die  Gegenwart  hinein  derartige  Fragen  mit 
Vorliebe  als  Kriegsvorwände  benützte.    Damit  ist  aber  noch  nicht  ge- 
sagt, dafs  man  diese  Konflikte  nicht  auch  früher  ohne  gewaltsame  Ent- 
scheidung hätte  aus  der  Welt  schaffen  können;  man  fand  nur  gerade 
diese  Vorwände  immer  am  geeignetsten,  um  andere,  weniger  Begeisterung 
wirkende  Kriegsabsichten  zu  verdecken.    Bei  der  völlig  veränderten  Ge- 
staltung,  die  die  internationalen  Verhältnisse  jetzt  angenommen  haben, 
bei  der  eine  kriegerische  Auseinandersetzung  überhaupt  nicht  mehr  im 
Interesse  grolser  Staaten  liegt,  wird  man  sich  bald  wundern,  wie  wenig 
bedrohte  Lebensinteressen  und  wie  wenig  gekränkte  Ehre  und  verletztes 
Ansehen  es   mehr   gibt.    Bei   den   Schiedsgerichts  vertragen  der  letzten 
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rorJäufig  von  der  Schiedsgerichtsbarkeit  ausgeschlossen  bleiben 
sollten,  doch  keineswegs  zu  glauben,  dafs  dieser  letzteren  des- 
lialb  im  heutigen  Staatenleben  nur  eine  untergeordnete  Rolle 
zukomme. 

Der  englisch -französische  Vertrag  nimmt    auch  solche 
Streitfragen  aus,   die  die  Interessen   dritter   Mächte 
angehen.    Von   allen  Vorbehalten   ist  dieser,  juristisch  be- 
trachtet, zweifellos  der  überflüssigste.    So  sehr  man  auch 
sonst    die  vorsichtige  Art  des  Vorgehens  der  Staatsmänner 
begreifen   und   billigen   mufs,  —  vor    gewissen  juristischen 
Selbstvenständlichkeiten  sollte  man  dennoch  Halt  machen.  Und 
m    eine  solche  handelt  es  sich  hier^^.    Ich  glaube  daher. 


Zeit  ixrurde  deren  Kompetenz  für  die  vitalen  nnd  Ehrenfragen  ebenfalls 
noch,    ausgeschlossen.     Dies  gab  den  Gegnern   der  Schiedsgerichtsidee 
neaerdings  Veranlassung,   zu  behaupten,  dals  das  Schiedsgericht  eben 
för  die    wichtigsten  und  allein  zum  Kriege  führenden  Fragen  nicht  an- 
wend.l)a,r  sei.    Die  Gegner  haben  aber  dabei  übersehen,  dafs  der  Umstand, 
dafä   man  Fragen  dieser  Art  von  der  Kompetenz  der  ständigen  Schieds- 
gericlktsbarkeit  ausgenommen  hat,  keineswegs  die  Annahme  rechtfertigt, 
dft^   diese  auch  immer  auf  kriegerischem  Wege  erledigt  werden  müssen. 
Di^  A^nnahme  ist  vielmehr  berechtigter,  dals  sich  die  kontrahierenden 
Staaten  für  solche  Eventualitäten   nur  freie   Hand  bewahren  wollten. 
S^^  Wollen  nur  nicht  verpflichtet  sein,  derartige  wichtige  Streitigkeiten 
^on  voruherein  einem  Schiedsgericht  unterbreiten  zu  müssen;   aber  es 
^^^  fast  als  sicher  anzunehmen,  dafs  sie  in  der  überwiegenden  Mehrzahl, 
trotz  der  Ausnahmebestimmung,  auch  solche  Streitfälle  dem  Schieds- 
gericht unterbreiten  werden.    Man  darf  eben  nicht  vergessen,  dals  die 
Schiedsgerichtspraxis  noch  ziemlich  jung  ist  und  eigentlich  erst  in  den 
letzten  Jahrzehnten  anfing,  eine  Rolle  zu  spielen,  so  da&  man  in  der- 
artigen Yorsichtsmafsregeln  nur  die  Schüchternheit  einer 
Übergangs-   und    Versuchsperiode,   aber   nicht   ein   Argu- 
ment gegen  die  ganze  Institution  zu  erblicken  hat.    Mit  der 
Zunahme  der  Schiedsgerichtspraxis  wird  sich  der  Vorteil  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit immer  mehr  geltend  machen  und  man  wird  schlielslich 
eines  Tages  ganz  verwundert  darüber  sein,  dals  man  ein  so  vernünftiges 
und  nützliches   Institut  anfangs  so  zaudernd  in  Anspruch   nahm.*^  — 
Man  vgl.  femer  Fried,  „Die  Haager  Konferenz,  ihre  Bedeutung  und 
ihre  Ergebnisse",  1900,  S.  70.  .    . 

"  Meurer,  S.  207,  schreibt:  „Der  Vorbehalt  der  Interessen  Dritter 
ist  neu,  aber. wohl  begründet,  um  nicht  zu  sagen  selbstverständlich.'' 
Ich  glaube,  man  darf  ruhig  das  letztere  sagen.  Merignhac,  a.  a.  0. 
S.  808,  hat  vollkommen  Becht:  „Le  trait^  ^carte  formellement  de  ses 
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dars  auch  dieser  Vorbehalt  ohne  jedes  Bedenken  in  Wegfall 
kommen  könnte.  — 

Man  darf  also  in  der  Tat  wohl  annehmen,  dafs  da,  wo 
die  politische  Lage  heute  die  Statuierung  von  Vorbehalten 
erwünscht  oder  notwendig  erscheinen  läfst,  diesem  Bedürfnis 
durch  Vorbehalt  insbesondere  von  allem  dem,  was  die  staatliche 
Souveränität  —  im  modernen  Sinne  dieses  Wortes  — 
ernsthaft  tangieren  würde,  im  allgemeinen  zur  Genüge  Rech- 
nung getragen  wäre,  und  dafs  also  —  wenn  auch  keine  Aus- 
schaltung, so  doch  —  eine  Einschränkung  der  heutigen 
Reserven  zu  den  Aufgaben  gehört,  die  im  Interesse  der  Fort- 
bildung des  völkerrechtlichen  Verfahrens  gelöst  werden  müssen. 

Unter  den  Schriftstellern,  die  sich  in  ähnlichem  Sinne 
äufsem,  sei  mir  gestattet,  hier  noch  Revon  anzuführen. 

R  e  V  0  n  "  führt  folgendes  aus : 


stipulations  le  cas  oü  les  int^r^ts  de  tierces  puissances  seraient  en  jeu. 
II  est  bien  Evident  qu'une  Convention,  en  droit  international  aussi  bien 
qu'en  droit  interne,  ne  peut  ni  profiter  ni  nuire  aux  tiers.  C'est  le 
cas  de  rappeler  ici  Taxiome  juridique:  res  inter  alios  acta  aliis  neque 
nocet  neque  prodest.  Si  donc  un  litige  entre  deuz  Etats  en  intäressait 
^galement  un  troisiäme,  l'arbitrage  peut  parfaitement  se  produire  entre 
les  deux  puissances,  mais  salvo  iure  tertii;  et  le  tiers  serait  en  droit 
de  tenir,  en  ce  qui  le  concernerait,  la  sentence  pour  non  avenue.  II 
est  arriv^  quelquefois  que  des  puissances  tierces,  läs^es  par  un  com- 
promis  ou  par  une  sentence  arbitrale,  ont  protest^  avec  coup;  mieux 
vaut  encore,  au  prealable,  se  mettre  d'accord  avec  toutes  les  puissances 
engag^es  dans  le  „diff^rend*'.  Man  vgl.  im  übrigen  auch  den  Art.  56 
Abs.  2  der  Haager  Konvention. 

'^  Revon,  a.  a.  0.  S.  496 f.  Auch  die  Ausführungen  von  Des- 
jardins,  „Extrait  du  rapport  sur  le  concours  Bordin^  (abgedruckt  bei 
Revon,  S.  17)  gehören  hierher:  „Les  publicistes  et  les  jurisconsultes 
reconnaissaient  assez  g^neralement ,  il  y  a  peu  d'ann^es  encore,  que  la 
compotence  des  juridictions  arbitrales  devait  etre  restrainte  ä  certaines 
esp^ces  de  litiges  .  .  .  Ces  conceptions  ätroites,  d'ailleurs  ^branl^es  par 
les  derniers  evenements,  sortiront  probablement  amoindries  du  concours 
actuel.  La  plupart  des  m^moires  . . .  ^largisseut  la  sphäre  de  Tarbitrage. 
Oü  trouver,  k  vrai  dire,  un  crit^rium  pour  discerner,  en  pareille  mati^re, 
les  contestations  juridiques  des  contestations  politiques?  Ge  sont  les 
circonstances  qui  fönt  d'un  litige,  bien  plus  que  sa  nature  intrins^ue, 
une  affaire  politique  ...  De  meme,  on  peut  se  demander  d'apr^s  quels 


. 
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„Qnels   conflits   vont   ^chapper   h   la    comp^tence    arbitrale? 

Uoiqaeinent  ceax  dont  la  Solution  ponrrait   blesser^^  Tautonomie 

elle-mime,    Sur  ce  point,    aueun  compromis   possible;   nul   droit 

pour  les  Etats  de  faire  appel  k  des  arbitres ;  incomp^tence  absolue 

de  tonte  jaridiction  .  .  .    Toat  se  ram^ne  ä  la  qnestion  de  savoir, 

^t&nt  donn^  an  conflit,   qnel  qu^il  soit,   s'il  touche  k  Tantonomie 

soQveraine  d'nn  peaple ;  si  oui,  incompötence  absolne  de  Tarbitrage ; 

si  ooD,  compötence  ägalement  absolue  .  .  .    C'est  la  thöorie  pure, 

^ais  en  pratique,   11  faut  bien  le  reconnattre,   la   comp^tence  ar- 

Mtrale  n'est  pas  aussi  6tendue,   et   les  auteurs   discutent   depuis 

iongtemps  pour   savoir  quels   objets  sp^ciaux  doivent,  en   fait,  j 

entrer   ou  en  6tre  exclus  .  .  .     [Les  opinions]  semblent  toutes  se 

nunener  k  trois  ordres  de  questions:  les  questions  juridiques,  les 

qnestions  politiques  et  les  questions  d'honneur.    Sur  les  questions 

proprement  juridiques,    nulle   difficultä;   e'les   sont  toutes    de  la 

conp^tence  arbitrale;  elles  entrent  de  la  mani^re  la  plus  naturelle 

dans    XX j^  mäcanisme   qui  a  ^i6  pr^cis^ment  construit  k  leur  usage. 

L'histoire  des  arbitrages  prouve   d'ailleurs  que,  jusqu'ici,   ce  sont 

en    priDcipe    des    conflits    susceptibles    de    recevoir   une    Solution 

jaridiqiie   qui   ont  6t6  portös   devant  les  Colleges   d'arbitres  .  .  . 

Qva.iit    aux  questions  politiques,  nous  ne  pouvons  partager  Topinion 

^^^     jurisconsultes   qui  les   regardent  comme   d^passant  la  comp^ 

teace    arbitrale.     Sans   doute,   elles  ne  se   prösenteront  gufere  de- 

vant  ces  juridictions;  mais  dans  le  cas,  oü  elles  y  seraient  portöes, 

i\  ^appartiendrait,  croyons  nous,  aux  arbitres  d'en  connaitre;  c'est 

m^me  Tune  des  hypothfeses   oü  leur  Intervention   pourrait  etre  le 

pVus  ^utile  .  .  ,     Nous   ne  ferions   exception   que   pour  le   cas  oü 

^^%  questions  toucheraient  k  des  difficultäs  de  politique  Interieure; 

^^  respect  de  Tautonomie   des  peuples  commanderait   alors  de  les 


signes  certains  le  monde  civilisä  pourra  mettre  k  part  ces  „questions 

d'honneur*'  qui  ne  sauraient  etre  videes  par  un  tribunal  quelconqne  . . . 

Oo  arrive  donc  ä  n*excepter  que  ce  qui  touche  ä  rautonomie  nationale 

proprement  dite,  sur  laquelle   aucune   transaction  n'est  possible."     In 

demselben  Sinne  äufsert  sich  femer  D  r ey f  u s ,  ;,L'arbitrage  international" 

1892,  S.  278  f.,  der  die  Regel  des  französischen  Rechts  „Toutes  personnes 

peuvent  compromettre  sur  les  droits  dont  elles  ont  la  libre  disposition", 

auf  das  politische  Leben  angewendet  wissen  will:   „Le  texte  dit  tout: 

les  nationSy  pas  plus  que  les  individus,  n'ont  la  libre  disposition  de  leur 

patrimoine  moral  .  .  .  Pour  ^tendu  que  soit  Tarbitrage,  il  est  des  litiges 

auxqnels   il   ne    peut   s'appliquer   obligatoirement;   quand   il   s'agit   de 

l'ind^pendance,  de  rint^grit^  d'une  nation,  tous  les  traites  du  monde  ne 

saaraient  forcer  cette  nation  k  Taccepter  .  .  .  II  y  a  en  droit  public 

comme  en  droit  priy^  des  objets  sur  lesquels  on  ne  peut  compromettre. 

Hs  sont  en  dehors  de  l'arbitrage  g^n^ral  comme  de  Tarbitrage  special. 

La  clause  compromissoire  qui  pretendrait  les  pr^voir  serait  nulle  comme 

le  compromis  qui  s'y  r^fererait." 
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^Carter.  Quant  aux  questions  de  politique  internationale^  pourqnoi 
les  soustraire  k  la  comp^tence  arbitrale  ?  Ne  se  ram^nentrelles  pas 
presque  toujoars  ä  quelques  incidents  juridiques  pr^cis?  Ne 
naissent-elles  pas  en  gin^ral  par  suite  de  faits  accidentels,  fortaits, 
qu'une  juridiction  arbitrale  pourrait  estimer  k  leur  valeur  reelle 
et  ramener  aux  proportions  d'un  detail  de  police?  .  .  .  Nous 
pensons  que,  comme  les  questions  juridiques  proprement  dites,  les 
questions  politiques  rentreraient  utilement  dans  la  comp^tence  ar- 
bitrale, toutes  les  fois  qu'elles  ne  toucheraient  en  aucune  mani^re 
k  Tautonomie  des  Etats  .  •  .  Kestent  les  questions  d'honneor. 
C'est  sur  ce  point  que  le  d6bat  est  le  plus  vif.  Parmi  les  auteurs, 
les  uns  repoussent  ici  la  comp^tence  arbitrale ;  d'autres  Tadmettent. 
Nous  n'hösitons  pas  k  nous  ranger  du  c5t6  de  cette  derni^re 
opinion  .  .  ,  Nous  ne  ferons  exception  que  pour  les  cas  oü  la 
juridiction  arbitrale  l^serait  Tautonomie  proprement  dite  d'une 
nation;  hors  de  Ik,  comp4tence  universelle." 

Diese  Auffassung  scheint  mir  im  wesentlichen  richtig  zu 
sein.  Sie  dürfte  sich  mit  der  Meinung,  die  ich  hier  ver- 
treten habe,  so  ziemlich  decken  ^^. 

Von   gänzlich  anderen  Voraussetzungen  geht  Schlief*^ 

aus,  wenn  er  schreibt: 

„Es  versteht  sich  ganz  von  selbst,  dafs  alle  internationalen 
Streitigkeiten ,  welche  von  den  Parteien  nicht  auf  gütlichem  Wege 
beigelegt  werden  können,  vor  jenem  Gerichtshofe  ausgetragen 
werden  sollten  •  .  .  Ein  wirklich  nachhaltiger  Zwang  —  mag 
man  ihn  nun  als  einen  rechtlichen  oder  moralischen  bezeichnen  — , 
Meinungsverschiedenheiten  friedlich  beizulegen,  besteht  für  die 
Eulturstaaten  grundsätzlich  nur,  wenn  die  Grundidee,  die  Jiierbei 
in  Betracht  kommt,    eine  systematische  Ausbildung  erföhrt,  d.  h. 


^  In  demselben  Sinne  ist  wohl  auch  Hilty  zu  verstehen,  wenn  er 
im  „Politischen  Jahrbuch"  pro  1901,  „Die  Schweiz  und  die  Haager  Ver- 
träge'', schreibt:  „Im  allgemeinen  dürfte  sich  der  Satz  rechtfertigen,  dafs 
in  Fällen,  wo  es  sich  um  Ehre  oder  Existenzbedingungen  eines  Staates 
handelt,  schiedsgerichtlicher  Entscheid  überhaupt  ausgeschlossen  bleiben 
muis.''  Ebenso  schreibt  Hilty  im  Jahrgang  1892,  S.  210,  über  die 
natürliche  Begrenzung  der  Schiedsgerichte.  „Es  ist  ganz  unrichtig,  die- 
selben für  alle  Fälle  anwendbar  zu  erklären.  Es  gibt  Fragen,  die  sich 
nie  schiedsgerichtlich  entscheiden  lassen,  so  lange  eine  Nation  Sinn  für 
Ehre  und  Selbständigkeit  besitzt,  und  ihre  Souveränität  nicht  dem 
Friedensbedürfnisse  opfern  will  .  .  .  Ein  Staat  kann  also  nicht  über 
seine  Existenzbedingungen  schiedsrichterlich  absprechen  lassen,  und  ob 
eine  Frage  zu  seinen  Existenzbedingungen  gehöre ,  darüber  ist  auch  er 
der  alleinige  Richter,  wenn  er  überhaupt  ein  souveräner  Staat  ist.'' 

"  Schlief,  a.  a.  0.  S.  302f.  '       ,•  -,   '  .     : 
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wenn  es  gelingt,   ganz  im  allgemeinen,   aas  vollem  Verständnisse 
fftr  die  Rechtsidee  heraus ,   die  Bildung  eines  Yölkergerichtshofes 
zn  veranlassen,   der   an    sich   zur  Entscheidung  jedweder   inter- 
nationalen Streitigkeit  für  zuständig  erklärt  wird,  und  dessen  Zu- 
ständigkeit durch  keinen  Staatsvertrag ,    er  mag  Dinge  betreffen, 
welche  er  will  —  in   Frage   gezogen  werden  kann  .  .  .     Wenn 
ifian  also  die  Behauptung   aufstellen  wollte ,   dafs  ein  Völkerrecht 
bezw.  ein  yölkerrechtliches  Prozefsverfahren  überhaupt  nur  gelten 
solle  für  „internationale  Bagatellsachen'',   so  ist  das  ein  bedauer- 
licher Irrtum.    Erkennt  man  einmal  an,  dafs  die  Rechtsidee  auch 
^^^  internationalen  Beziehungen   zu   durchdringen   berufen  ist,   so 
erscheint   es    als    der    offenbarste    Widersinn,    grundsätzlich    nur 
nebensächliche    oder    verhältnismäfsig    nebensächliche    Dinge    der 
JJ^^itlichen  Entscheidung  vorzubehalten  .  .  .     Wo  ist   schliefslich 
St^  .^^ßnze   zwischen   internationalen  Bagatellsachen   und  „grofsen 
^itftiien"  zu  finden?  ...     Es   geht  demnach   auch  schlechter- 
Qings  nicht  an,  die  Kompetenz  eines  Yölkergerichtshofes  etwa  nur 
auf  internationale  Bagatellsachen  oder  solche  Fälle  zu  beschränken, 
iB  denen  lediglich  das  Belieben  zweier  Parteien  die  Anrufung  des- 
selben herbeiführt,  —  sondern  diese  Kompetenz  erstreckt  sich  an 
sich  auf  alle  internationalen  Streitigkeiten,   und  zwar  gerade  und 
besonders  auch   auf  diejenigen,   bei   denen  tiefgehende   nationale 
Leidenschaften  den  klaren  Blick  der  Völker  oder  der  Regierenden 
zu  trüben  pflegen/ 

Rein  prinzipiell  gesprochen  mag  das  ja  richtig  sein,  aber 
praktisch  ist  eine  Ausdehnung  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
heute  zweifellos  in  diesem  Mafse  nicht  realisierbar. 

Immerhin  ist  es  aber  anerkennenswert,  wenn  die  Völker- 
rechtstheorie bei  ihren  Betrachtungen  sich  nicht  ausschliefs- 
lich  auf  das  schon  heute  Mögliche  beschränkt,  sondern  auch 
die  künftigen  Entwicklungsmöglichkeiten  einigermafsen  ins 
Auge  fafst. 

Für  diese  letzteren  scheint  nun  namentlich  Meurer  wenig 
Interesse  zu  bekunden.  Gewifs  hat  er  nicht  unrecht,  wenn 
er  vom  praktischen  Standpunkte  aus  davor  warnt,  dafs  man 
die  Schiedsgerichte  heute  schon  auf  eine  zu  harte  Probe 
stelle.  Aber  anderseits  sieht  er  doch  wohl  zu  schwarz,  wenn 
er  folgendes  schreibt: 

„In  Lebensfragen  entscheidet  nach  altem  Entwicklungsgesetz 
nur  der  Kampf,  und  zwar  der  Kampf  auf  Leben  und  Tod.  Das 
ist  flberall  gleich :  in  der  Natur  wie  im  Leben  der  Menschen  und 

Xjppold,  Yerfahxen.  15 
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der  Völker.  Hier  hilft  kein  Schiedsrichter,  und  die  berechtigtsten 
Klagen  über  die  Unnatur  und  Sinnlosigkeit  des  Krieges  halten  das 
Rad  der  Weltgeschichte  nicht  auf.  Handelt  es  sich  daher  einmal 
um  die  staatliche  Existenz  und  Unabhängigkeit,  so  ist  und  bleibt 
die  Kanone  die  ultima  ratio  regis.  Das  mag  man  beklagen,  aber 
man  kann  es  nicht  ändern,  und  muTs  sich  daher  notgedrungen 
darauf  einrichten  .  .  .  Für  seine  Unabhängigkeit  und  Lebens- 
interessen wird  ein  Staat  nötigenfalls  mit  und  ohne  Vor- 
behalt kämpfen.  Der  vorbehaltlose  Schiedsvertrag  wird  ihn  also 
am  Kampf  nicht  hindern.  Wo  man  keinen  Vorbehalt  bezüglich  der 
Unabhängigkeit  usw.  macht,  geht  man  davon  aus,  dafs  Fragen 
dieser  Art  zwischen  den  Kontrahenten  nicht  entstehen.  Man  hält 
auch  solche  Vorbehalte  für  selbstverständlich  oder  wird  andern- 
falls den  Vertrag  für  ungültig  erklären,  auf  jeden  Fall  jedoch  über 
ihn  hinwegsehen.  Das  kann  aber  dem  Schiedsgedanken  nur  ab- 
träglich sein,  und  deshalb  soll  man  schon  beim  Abschlufs  der 
Schiedsabkommen  Vorsicht  walten  lassen**." 

Das  scheint  mir  doch  in  einigen  Beziehungen  etwas  pessi- 
mistisch geurteilt  zu  sein,  vor  allem,  wenn  M eurer  meint, 
dafs  ein  vorbehaltloser  Schiedsgerichtsvertrag  im  Ernstfalle 
so  ohne  weiteres  ignoriert  werden  würde.  Das  dürfte  denn 
doch  sehr  auf  die  Umstände  ankommen.  Ich  bin  aber  auch 
nicht  der  Meinung,  dafs  Vorbehalte  im  allgemeinen  als  selbst- 
verständlich gelten  können,  wo  sie  nicht  ausdrücklich  be- 
dungen sind.  Wohl  aber  glaube  ich,  dafs  ohnehin  jeder  Staat 
sich  vorher  reiflich  tiberlegen  wird,  was  er  tut,  bevor  er 


**  Vgl.  Meurer,  S.  192 f.  Anderseits  nimmt  Meurer,  S.  205,  die 
Schiedsverträge  mit  Recht  gegen  den  £inwand  der  Nutzlosigkeit  in 
Schutz,  dagegen,  da&  die  Klauseln  schon  dafür  sorgen  würden,  da(s 
alles  beim  alten  bleibe.  Er  betont  demgegenüber,  wer  ein  gutes  Ge- 
wissen habe,  werde  gerne  die  Schiedsrichter  entscheiden  lassen ;  nur  wer 
ein  schlechtes  Gewissen  habe,  werde  den  Weg  der  diplomatischen 
Verhandlungen  nicht  gerne  verlassen.  Das  Schiedsgericht  könne  aber 
auch  zu  viel  gerechteren  Ergebnissen  vordringen,  als  die  Diplomatie. 
„Die  Schiedsabkommen  halten  der  Welt  die  Wahrheit  gegenwärtig, 
daCs  nicht  blols  das  Leben  der  einzelnen  Menschen,  sondern  auch 
das  Verhalten  der  Staaten  zueinander  durch  das  Recht  beherrscht 
ist  resp.  beherrscht  sein  soll,  dem  sich  jeder  zu  fügen  hat.  Mit  den 
Schiedsgerichtsabkommen  steigt  das  Ansehen  und  die  Bedeutung  des 
Rechts  im  internationalen  Leben;  ihr  ausgleichender  Einflufe  auf  inter- 
nationale Stimmungen  und  Handlungen  wird  immer  mehr  hervortreten 
und  festere  Beziehungen  unter  den  Staaten  begründen." 
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einen  Schiedsgerichtsvertrag  abschlierst,  und  dafs  es  also 
keineswegs  nötig  ist,  hier  noch  besonders  zur  Vorsicht  zu 
mahnen.  Aus  diesem  Grunde  halte  ich  es  daher  auch  nicht  für 
angängig,  Vorbehalte  in  den  Verträgen  ohne  weiteres  zu  prä- 
sumieren oder  gar  zuzügeben,  dafs  in  Ermangelung  von  Vor- 
behalten ein  Vertrag  für  ungültig  erklärt  oder  über  ihn  ein- 
fach hinweggesehen  werden  darf.  Für  die  rechtliche  Be- 
trachtung scheinen  mir  derartige  Schlufsfolgerungen  denn 
doch  etwas  gar  schwerwiegend  und  weitgehend  zu  sein. 

M eurer  hält  die  Vorbehalte  im  bisherigen  Umfang  für 
unentbehrlich  resp.  für  selbstverständlich  *®.  Überhaupt  scheint 
es  seiner  Auffassung  zu  entsprechen,  wenn  in  der  Schieds- 
materie  auch  in  Zukunft  vorläufig  alles  möglichst  beim  Alten 
bleibt^*.  Aber  man  kann  an  einen  Fortschritt  in  der 
Materie  glauben  und  dabei  doch  noch  einen  „Mittelweg"  ein- 
halten zwischen  den  Skeptikern  und  den  Utopisten.  Man 
braucht  einerseits  die  Schwierigkeiten,  die  im  Wege  stehen, 
keineswegs  zu  verkennen,  aber  man  sollte  sich  hüten,  Fort- 
schritte für  unmöglich  zu  erklären,  die  doch  lediglich  von 
dem  gutenWillen  der  Beteiligten  abhängen  **.  Vom  Stand- 
punkte der  gegenwärtigen  politischen  Lage  mag  ein  über- 
triebener Optimismus  gewifs  nicht  überall  am  Platze  sein. 
Aber  anderseits  liegt  auch  zum  Pessimismus  kein  Grund  vor. 

Vor  allem  aber  darf  man  nicht  übersehen,  dafs  wir  im 
internationalen  Leben  und  im  Schiedswesen  insbesondere  heute 
in  einer  Zeit  der  Entwicklung  leben,  die  schon  manche  Über- 


2«  Meurer,  S.  208. 

•*  Auf  S.  194  spricht  er  von  der  „vernünftigen  Mittellinie"  Roose- 
vehs.  Unter  dieser  Mittellinie  versteht  man  aber  gerade  in  Amerika 
etwas  ganz  anderes  als  in  Deutschland. 

••  Meurer  schreibt  selbst  auf  S.  191:  „Wie  die  Staaten  ihre  Ehren- 
und  Existenzfragen  wahren  wollen,  entscheiden  dieselben  ganz  wie  früher 
völlig  frei.  Es  steht  ihnen  insbesondere  auch  nichts  im  Wege,  Fälle 
dieser  Art  im  voraus  durch  die  Schiedsklausel  oder  auch  erst  nach 
losgebrochenem  Streit  der  Schiedssprechung  zu  unterwerfen,  wenn 
sie  das  eben  wollen." 

15* 
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raschuDgen  gebracht  hat.    So  langsam  auch  sonst  der  Ent- 
wicklungsgang des  internationalen  Rechts  im  allgemeinen  sein 
mag,  die  letzten  Jahrzehnte  haben  es  in  unserer  Materie  an 
überraschenden  Fortschritten  nicht  fehlen  lassen  *•.    Wer  hätte 
einige  Jahre  vorher  es  vorauszusagen  gewagt,  dafs  wir   am 
Ende  des  19.  Jahrhunderts  einen  völkerrechtlichen  Vertrag 
wie   die  Haager  Konvention  erhalten   würden?    Noch    kurz 
vorher  prophezeiten  hervorragende  Juristen,  dafs  ein  ständiger 
internationaler  Gerichtshof  schwerlich  jemals  errichtet  werden 
würde ^^.   Und  nun  haben  wir  ihn  doch  erhalten!    Die  Praxis 
selbst  ist  der  Theorie  darin  mit  gutem  Beispiel  vorangegangen. 
Wird  sie  es  nicht  vielleicht  auch  mit  bezug  auf  die  Grenzen 
der  Schiedsgerichtsbarkeit  tun?   Mit  dieser  Frage  werden  wir 
uns  im  nächsten  Paragraphen  zu  beschäftigen  haben.    Soviel 
aber  dürfen  wir  schon  jetzt  sagen:  Wer  behaupten  wollte,  dafs 
die  jetzt  erreichten  ersten  Fortschritte  auch  die  letzten  ge- 
wesen seien,  könnte  sich  doch  der  Gefahr  aussetzen,  in  einigen 
Jahren  als  kurzsichtig  und  kleinmütig  gescholten  zu  werden. 


^  Vgl.  Schlief,  S.  467:  „Vieles  hat  sich  besonders  in  allemeuester 
Zeit  ereignet,  das  ganz  vor  kurzem  noch  den  meisten  und  gerade  den- 
jenigen, welche  sich  für  die  gewiegtesten  Köpfe  halten,  unerreichbar  er- 
schien! Die  Weltgeschichte  rückt  allerdings  .  .  .  nicht  im  Geschwind- 
schritte vor;  aber  es  gibt  Epochen,  in  denen  vieles  anscheinend  ganz 
plötzlich  in  die  Erscheinung  tritt,  was  bisher  langsam  und  vielleicht  von 
der  Allgemeinheit  unbemerkt,  seiner  Vollendung  entgegenreifte ;  an  einem 
solchen  Wendepunkt  ist  die  Geschichte  offenbar  auch  heutigen  Tages 
angelangt." 

^''  So  schreibt  z.  B.  Lue  der  in  Holtzendorffs  Handbuch,  Bd.  4 
S.  420:  „Man  würde  sich  über  die  Fülle  der  Schwierigkeiten  wundem, 
die  hervorträten,  wenn  es  sich  in  praxi  um  die  Installierung  einer  haute 
cour  und  dergl.  handelte.  Es  hat  damit  deshalb  vorläufig  auch  noch 
gute  Wege,  und  man  braucht  sich  noch  nicht  den  Kopf  über  die  Details 
der  EinrichtuDgi  wie  z.  B.  über  die  Frage,  wo  das  ständige  Schiedsgericht 
am  geeignetsten  seinen  Sitz  nähme,  zu  zerbrechen.'^  —  Zehn  Jahre  später 
war  diese  „haute  cour''  bereits  zur  Tatsache  geworden.  Und  nun  denke 
man  sich  noch  zwei  oder  drei  Konferenzen  mit  ähnlichen  Resultaten  wie 
die  erste.  Kann  man  es  leugnen,  dafe  damit  gewaltige  Fortschritte 
erzielt  wären,  selbst  wenn  man  über  den  Wert  der  ersten  Konferenz 
noch  so  skeptisch  denkt? 
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Der  Schiedsgerichtsgedanke,  der  vor  30  Jahren  noch  so 
fern  zu  liegen  schien,  liegt  heute  so  nahe,  dafs  es  wohl 
richtiger  sein  dürfte,  nicht  ohne  weiteres  an  weiteren  Fort- 
schritten zu  verzweifeln.  Auch  darf  man  nicht  vergessen,  dafs, 
wie  die  Zeiten,  so  auch  die  Menschen  und  Völker  in  ihren 
Anschauungen  und  Stimmungen  wechseln  '^.  Man  sollte  daher 
den  gegenwärtigen  Zeitgeist  nicht  als  einen  fttr  alle  Zeiten 
maßgebenden  ausgeben,  und  auch  nicht  vergessen,  dafs  er 
denn  doch  in  sehr  verschiedenen  Schattierungen  auftritt. 

So  darf  man  denn  wohl  auf  weitere  Fortschritte  hofifen. 
Wenn  die  Entwicklung  dabei  auch  nur  in  dem  bisherigen 
Tempo  fortschreitet,  dann  berechtigt  sie  zu  den  besten 
Hoffiiungen.  Und  es  ist  keineswegs  nötig,  ja  nicht  einmal 
wünschenswert,  dafs  der  Berg  in  einem  Anlauf  erklommen 
wird.  Worauf  es  ankommt,  ist,  das  Ganze  im  Lichte  der 
Fintwicklung  zu  betrachten.  Von  der  Gegenwart 
können  wir  sagen,  dafs  sie  soweit  gelangt  ist,  die  Bedeutung 
des  Schiedsgerichts  anzuerkennen  und  ihm  bereits  einen  mehr 
oder  weniger  beschränkten  Spielraum  offiziell  anzuweisen. 
Vielleicht,  ja  höchst  wahrscheinlich  wird  die  Zukunft  diesen 
Spielraum  vergröfsem  und  die  jetzigen  Beschränkungen  nach 
und  nach  fallen  lassen.  Sache  der  Rechtstheorie  ist  es  dem 
gegenüber,  sich  dieser  vom  Rechtsstandpunkte  aus  doch 
unter  allen  Umständen  zu  begrüfsenden  Entwick- 
lung nicht  etwa  hindernd  in  den  Weg  zu  stellen,  sondern  zu 


^  Dals  man  in  einer  solchen  internationalen  Frage  auch  nicht 
lediglich  nach  den  Stimmungen  eines  einzelnen  Landes,  wie  z.  B.  Deutsch- 
lands, gehen  kann,  habe  ich  schon  betont  Ein  Land  allein  macht  noch 
keine  internationale  Öffentliche  Meinung.  Vgl.  Schlief,  S.  809,  der  be- 
tont, „daJs  die  Solidarität  der  Eulturinteressen  auch  dem  eifrigsten, 
streng  national  gesinnten  Yaterlandsfreunde  es  notwendig  macht,  neben 
dem  eigenen  Lande  und  seiner  Entwicklung  zugleich  diejenige  der  ge- 
samten Kulturwelt  ins  Auge  zu  fassen,  dafe  jede  politische  MaC^regel, 
wenn  ihr  eine  wahrhaft  zwingende  Gewalt  innewohnen  soll,  von  der 
überwiegenden  Mehrzahl  der  Kulturmächte  als  gerechtfertigt  anerkannt 
sein  mufe." 
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zeigen,  dafs  rechtlich,  dafs  prinzipiell  einer  Yer- 
gröfserung  des  Spielraums,  einer  Verallgemeinerung  der 
Anwendung  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  nichts  im 
Wege  steht.  Alles  weitere  aber  haben  dann  die 
Staatsmänner  zu  besorgen. 

Kein  Geringerer  als  v.  Martens,  der  ursprünglich,  wie 
wir  gesehen  haben,  die  Anwendbarkeit  des  schiedsgericht- 
lichen Verfahrens  ebenfalls  limitieren  zu  sollen  geglaubt  hat, 
schreibt  neuerdings  *• : 

„Dans  le  monde  chr^tien  et  civilis^  Tarbitrage  doit  parcourir 
3  pbases: 

1.  les  qnestions  d*an  caract^re  absolnment  juridiqne  seront 
seules  soumises  k  Tarbitrage. 

2.  les  questions  jmidiqnes  seront  säparöes  des  conflits  politiqaes 
qai  ont  surgi  entre  les  nations,  afin  d'^tre  soamises  ä  la 
Cour  permanente  de  La  Haye. 

3.  enfin,  dans  la  troisi^me  et  demi^re  phase,  toas  les  conflits 
juridiqnes  ou  politiqaes,  entre  les  nations,  tronveront  le 
chemin  de  La  Haye  et  seront  vid^s  par  la  Cour  permanente. 

Dans  ce  moment-ci,  nons  ne  sommes  qu%  la  premi^re  phase  .  • . 
Toatefois  il  serait  puäril  de  croire  qa*ä  cette  premi^re  phase 
s'arr^tera  le  däveloppement  de  Tarbitrage  international.  Non,  je 
suis  profond^ment  convaincn  que  bientdt  arrivera  le  moment  oü 
les  nations  chr^tiennes  et  civilis6es  se  convaincront  de  la  näcessit^ 
absolue  de  s'adresser  k  la  Cour  de  La  Haye,  ponr  yider  m6me 
les  questions  en  litige,  dans  lesquelles  sont  mSl^s  des  int^r^ts 
politiques  d'une  importance  soi-disant  ,yitale''^/ 

§  IL  Die  neueste  Entwieklimg  der  Schiedsgeriehtsbarkeit. 

Im  Jahre  1883  legte  der  Schweizerische  Bundesrat  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  einen  Schiedsvertrags- 
entwurf  vor  ^  demzufolge  sich  die  beiden  vertragsschliefsenden 

**  V.  Martens  in  der  Vorrede  zu  Jacobson,  „Le  premier  grand 
proc^s  international  ä  la  Cour  de  la  Haye'',  1904. 

'^  In  ähnlicher  Weise  wie  v.  Martens  urteilt  auch  Kamarowsky, 
siehe  oben  im  §  9,  S.  173. 

^  Der  Entwurf  ist  z.  6.  abgedruckt  bei  Hilty  im  „Politischen 
Jahrbuch**,  Bd.  8,  S.  213,  femer  bei  Meili,  „Geschichte  und  System  des 
internationalen  Privatrechts**,  1892,  S.  134,  bei  Descamps,  Denkschrift, 
S.  104,  V.  Holtzendorff,  H.  lY,  S.  55,  Rouard  de  Card,  Destin^es, 
S.  258,  sowie  im  Schweizerischen  Bundesblatt,  1884,  II,  S.  577. 
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Staaten  verpflichteten,  alle  Streitigkeiten,  die  während  der 
Dauer  des  Vertrags  zwischen  ihnen  entstehen  sollten,  welches 
immer  ihre  Ursache,  ihre  Natur  oder  ihr  Gegenstand  sein 
möge,  einem  Schiedsgericht  zu  unterbreiten.  Dieser  Entwurf 
fand  nicht  die  Annahme  des  amerikanischen  Senats.  Er  hat 
aber  nichtsdestoweniger  in  der  Geschichte  der  neueren  Schieds- 
gerichtsbewegung eine  hervorrageode  Bedeutung.  Wir  sehen 
hier  einen  Vertrag  vor  uns,  der  das  Schiedsgericht  frei  von 
allen  Schranken,  rechtlichen  oder  politischen,  unbedingt  für 
anwendbar  erklärt.  Ein  solcher  Vertrag  stellt  das  Ideal  aller 
Friedensfreunde,  sowie  aller  derjenigen  dar,  die  rechtliche 
Grenzen  für  die  Schiedsgerichtsbarkeit  nicht  anerkennen  und 
die  politischen  Grenzen  nicht  für  unübersteigbar  halten.  Ein 
Ideal,  das  auch  heute,  nahezu  ein  Vierteljahrhundert  später, 
nur  ganz  ausnahmsweise  im  Staatenleben  seine  Erfüllung  ge- 
funden hat. 

Blicken  wir  auf  diesen  Zeitraum  zurück,  so  begegnen 
wir  zwar  grofsen ,  überraschenden  Fortschritten ,  aber  doch 
nur  wenigen,  die  an  das  Beispiel  Schweiz- Vereinigte  Staaten 
heranreichen.  Der  Schweizerische  Bundesrat  sagt  selbst", 
er  habe  sich  überzeugen  müssen,  dafs  der  damalige  Entwurf 
zu  weit  ging.  Immerhin  müssen  wir  aber  konstatieren,  dafs 
die  Schiedsgerichtsbarkeit,  wenn  die  Staatenpraxis  auch  auf 
gewisse  Grenzen  im  allgemeinen  nicht  verzichten  zu  können 
geglaubt  hat,  doch  in  der  neuesten  Zeit  eine  Ausdehnung 
erfahren  hat.  Die  Grenzen  sind  zwar  nicht  ganz  verschwunden, 
aber  sie  sind  doch  weniger  eng  gesteckt,  wie  früher  und 
dann  wollen  wir  auch  nicht  vergessen,  dafs  schon  die  Tat- 
sache des  Abschlusses  von  besonderen  Schiedsverträgen  an 
sich  einen  gewaltigen  Fortschritt  bedeutet,  der  als  solcher 
schon  gewürdigt  werden  will,  gleichviel  ob  dabei  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit Grenzen  gezogen  sind  oder  nicht. 


'  Vgl.  die  Botschaft  des  Schweizerischen  Bundesrats  im  Anhang. 
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Die  neuere  Entwicklung  ist  schon  vor  der  Haager 
Friedenskonferenz  eine  überraschende  gewesen.  Ich  halte  es 
nicht  für  nötig,  hier  auf  die  Einzelheiten  dieses  geschicht- 
lichen Werdeganges  einzutreten,  da  es  an  trefflichen  Dar- 
stellungen und  Verwertungen  dieses  historischen  Materials 
keineswegs  fehlt®.  Hervorgehoben  sei  nur,  dafs  die  An- 
wendung des  Schiedsverfahrens  bereits  in  einer  Anzahl  von 
allgemeinen  Staatsverträgen  vorgesehen  war.  Abgesehen  von 
den  Bestimmungen  des  Pariser  Kongresses  von  1856,  die 
speziell  das  Vermittlungsverfahren  im  Auge  haben,  erwähne 
ich  die  Generalakte  der  Berliner  Kongokonferenz  von  1885, 
die  Generalakte  der  Brüsseler  Antisklavereikonferenz  von 
1890,  ferner  den  Weltpostvertrag  und  das  internationale  Über- 
einkommen über  den  Eisenbahnfrachtverkehr ,  die  sämtlich 
einen  Hinweis  auf  das  Schiedsverfahren  enthalten. 

Neben  diesen  allgemeinen  Verträgen  findea  wir  nun  aber 
bereits  vor  der  Haager  Konferenz  eine  grofse  Zahl  von 
partikularen  Schiedsverträgen,  nicht  zu  reden  von  den  un- 
zähligen Verträgen,  die  die  Schiedsklausel  nur  so  nebenbei 
enthalten^.  Ich  greife  von  diesen  permanenten  Schieds- 
verträgen hier  nur  einige  wenige  heraus*^,  die  deshalb  von 


'  Man  vgl.  namentlich  das  „Relev^  g^n^ral  des  clauses  de  mediation 
et  d'arbitrage  concemant  les  puissances  repräsentöes  k  la  Conference 
de  la  Paix"  von  Descamps,  das  im  Anhang  auszugsweise  wieder- 
gegeben ist.  Dasselbe  ist  abgedruckt  in  Conference,  I,  179.  Vgl.  ferner 
die  Denkschrift  von  Descamps,  sowie  M eurer,  S.  59 f.  und  200 f., 
Fried,  ^Die  moderne  Schiedsgerichtsbewegung^  und  „Handbuch  der 
Friedensbewegung^,  namentlich  S.  114f.,  Rouard  de  Card,  „Destinees*' 
a.  a.  0.,  Bonfils,  S.  516,  v.  Liszt,  S.  296. 

*  Zu   diesem  Entwicklungsgang  ist  auch  unten  der  §  12  zu  vgl. 

^  Man  vgl.  zu  den  älteren  Verträgen  die  im  Anhang  befindliche 
Liste  von  Descamps.  Ferner  M eurer,  S.  65f.  Nach  Duplessix 
(a.  a.  0.)  sind  allein  von  1880 — 1899  über  50  Schiedsgerichtsverträge  ab- 
geschlossen worden.  Gaston  Moch,  „D^sarmons  les  Alpes*',  1905, 
zählt  von  1822  bis  1905  ca.  120  Schiedsverträge  auf;  seine  Liste  scheint 
mir  aber  nicht  ganz  zuverlässig  zu  sein;  interessant  ist  seine  graphische 
Darstellung  der  Schiedsverträge.  Lafontaine  zählt  von  1823  bis  1900 
188  Verträge  mit  Eompromifeklauseln,  von  1880  bis  1900  11  permanente 
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besonderer  Bedeutung  erscheinen,  weil  sie  durch  Weiter- 
setzung der  Grenzen  für  die  Schiedsgerichtsbarkeit  einen 
Fortschritt  in  der  Entwicklung  derselben  bekunden. 

Von  Interesse  ist  in  dieser  Beziehung  die  Erklärung 
zwischen  Holland  und  Portugal  vom  5.  Juli  1894,  in  der 
die  Schiedsgerichtsbarkeit  auf  alle  Streitigkeiten  ausgedehnt 
wird,  die  nicht  die  Unabhängigkeit  oder  Autonomie  betreffen  ®. 
Hier  sind  also  die  politischen  Grenzen  auf  denjenigen  Faktor 
reduziert,  der^  wie  wir  gesehen  haben,  eigentlich  allein  auf 
die  Länge  vom  politischen  Standpunkte  aus  für  erheblich  er- 
achtet werden  dürfte:  auf  die  staatliche  Souveränität. 

Ein  Vertragsentwurf  zwischen  England  und  den  Ver- 
einigten Staaten  vom  10.  Januar  1897,  der  hier  ebenfalls 
Erwähnung  verdient,  ist  leider  nicht  in  Kraft  getreten,  da 
der  amerikanische  Senat  auch  hier  wieder  die  Ratifikation 
verweigerte.  Hier  war  von  der  Aufstellung  von  Grenzen  für 
die  Schiedsgerichtsbarkeit  ebenfalls  abgesehen  worden  uiid 
aufserdem  bestimmt,  dafs  ein  Vermittlungsversuch  jedem  Akt 
der  Feindseligkeit  vorherzugehen  habe. 

Von  besonderem  Interesse  ist  sodann  der  Schiedsgerichts- 
vertrag  zwischen  Italien  und  Argentinien  vom  25.  Juli 
1898^.    Dieser  Vertrag,  der  auch  eingehende  Bestimmungen 


Schiedsverträge.  Die  neueren  Verträge  enthält  u.  a.  die  „Correspon- 
dance  bimensueUe**  des  „Bureau  international  permanent  de  la  Paix*', 
sowie  das  „Annuaire  de  la  Vie  internationale '^  von  Fried,  das  mir 
ein  recht  verdienstvolles  Unternehmen  zu  sein  scheint. 

*  Vgl.  dazu  Meurer,  S.  66,  Descamps,  S.  33.  Von  den  älteren 
Schiedsverträgen,  die  in  Amerika  ihre  Wiege  hatten,  sehe  ich  hier  ganz 
ab,  da  ich  nur  die  neueste  Entwicklung  kurz  betrachten  möchte.  Vgl. 
dazu  Fried,  Handbuch,  S.  112.  Auf  die  Panamerikanischen  Kongresse 
komme  ich  nachher  kurz  zu  sprechen.  Der  älteste  Schiedsvertrag 
zwiBchen  einem  europäischen  und  einem  amerikanischen  Staat  ist  der 
zwischen  der  Schweiz  und  Salvador  vom  30.  Oktober  1883. 

"^  Derselbe  ist  abgedruckt  bei  Meurer,  S.  66.  Zu  diesem  Vertrage 
ist  namentlich  zu  vgl.  Gorsi,  „Un  nouveau  trait^  d'arbitrage  permanent'' 
in  der  «Hevue  g^n^rale  de  droit  international  public",  Bd.  6  S.  9  f.  Ob 
der  Vertrag  ratifiziert  wurde,  ist  nicht  ganz  klar,  da  die  Angaben  wider- 
sprechend lauten.    Vgl.  z.  B.  Renault,  a.  a.  0.  S.  54. 
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Über  das  Verfahren  enthält  und  dadurch  das  Kompromifs  in 
sehr  glücklicher  Weise  entlastet,  und  der  auch  auf  der  Haager 
Friedenskonferenz  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  vor- 
bildlich war,  bestimmt,  dafs  alle  Streitigkeiten,  die  während 
der  Vertragsdauer  entstehen  sollten  und  die  nicht  auf  diplo- 
matischem Wege  erledigt  werden,  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
Natur  und  ihren  Grund  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterstehen 
sollen;  es  soll  auch  nichts  verschlagen,  wenn  die  Streitig- 
keiten ihren  Ursprung  in  Tatsachen  haben,  die  vor  dem  Ab- 
schlufs  des  Vertrags  liegen.  Wir  begegnen  also  auch  hier 
wieder  einem  Versuche,  ähnlich  wie  bei  dem  Vertrage  Schweiz- 
Vereinigte  Staaten,  die  Schiedsgerichtsbarkeit  für  unbegrenzt 
anwendbar  zu  erklären. 

Wenn  die  Entwicklung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  nach 
dem  Gesagten  bereits  in  den  Jahren  vor  der  Haager  Kon- 
ferenz eine  überraschende  genannt  werden  mufs,  so  ist  sie 
nun  aber  seit  dieser  Konferenz  noch  viel  mehr  in  die  Augen 
springend^.  Man  darf  wohl  sagen,  dafs  diese  neueste  Ent- 
wicklung eine  geradezu  ungeahnte  gewesen  ist  und  dafs  sie 
den  deutlichsten  Beweis  dafür  erbracht  hat,  wie  ernst  es  der 
überwiegenden  Mehrzahl  der  Regierungen  mit  den  Ver- 
handlungen im  Haag  gewesen  ist,  wie  sehr  das  Haager 
Werk  der  öffentlichen  Meinung  fast  der  ganzen  Welt  ent- 
sprochen hat®. 

Die  Bewegung  nahm  auch  jetzt  wieder  ihren  Anfang  in 
Amerika.  Der  zweite  panamerikanische  Kongrefs  in  Mexiko 
1901/1902  führte  zum  Abschlufs  mehrerer  Schiedsverträge 
zwischen  den  amerikanischen  Staaten,  in  denen  eine  Reihe 
von  Fortschritten  erzielt  wurde,  die  weit  über  das  hinaus- 


"  Man  vgl.  zu  dieser  Entwicklung  auch  die  erste  Resolution  der 
Interparlamentarischen  Konferenz  in  Wien,  1903.  Ferner  Fried,  Hand- 
buch, S.  115  f. 

^  Fried  hat  recht,  wenn  er  sagt,  dais  durch  diese  nachträgliche 
Schiedsgerichtsaktion  das  Haager  Werk  in  seiner  Bedeutung  erhöht  wurde. 
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gehen,  was  im  Haag  vergeblich  angestrebt  wurde  ^®.  Einmal 
wurde  am  29.  Januar  1902  zwischen  Argentinien,  Bolivia, 
San  Domingo,  Guatemala,  San  Salvador,  Mexiko,  Paraguay, 
Peru  und  Uruguay  ein  Schiedsvertrag  geschlossen,  wonach 
diese  Staaten  alle  Streitigkeiten,  die  weder  ihre  Unabhängig- 
keit noch  ihre  Ehre  oder  ihre  Konstitution  berühren,  dem 
Haager  Schiedsgerichtshof  zu  unterwerfen  haben,  und  sodann 
wurde  in  einem  Protokoll  vom  15.  Januar  1902  beschlossen, 
den  Bestimmungen  der  Haager  Konvention  beizutreten". 
Femer  wurde  am  30.  Januar  1902  ein  Schiedsvertrag  zwischen 
17  amerikanischen  Staaten  abgeschlossen,  der  für  alle  Streitig- 
keiten aus  Schadensersatzforderungen  den  ständigen  Schieds- 
gerichtshof einsetzte. 


^^  Dazu  vgl.  namentlich  Beernaert,  „Les  Etats  Am^ricains  et  la 
Conference  de  la  Haye"  in  der  „Revue  de  droit  international",  Bd.  85, 
S.  556 f.,  femer  Fried,  „Die  moderne  Schiedsgerichtsbewegung"  und 
Handbuch,  S.  115,  Darby,  „International  Tribunals",  S.  716,722,  Dumas, 
„Les  sanctions  de  Tarbitrage  international",  1905,  S.  398  f.,  Andr^,  „De 
Parbitrage  obligatoire  dans  les  rapports  internationaux",  1903.  Die  ersten 
panamerikanischen  Konferenzen  von  1889/1890  hatten  bereits  zum  Ab- 
schlufs  von  Verträgen  zwischen  9  bezw.  15  amerikanischen  Staaten  ge- 
führt, die  aber  nicht  ratifiziert  worden  waren.  Zu  diesen  vgl.  namentlich 
Rouard  de  Card,  Destin^es,  S.  195 f.;  Pradier-Fod^rö,  „L'arbitrage 
devant  la  Conference  internationale  am^ricaine  de  Washington"  in  der 
„Revue  de  droit  international",  Bd.  22,  S.  537  f.,  Bonfils,  S.  518.  Die 
vertragschlielsenden  Staaten  anerkannten  darin  das  Schiedsgericht  als 
Prinzip  des  amerikanischen  Völkerrechts  für  die  Schlichtung  aller  Arten 
von  Streitigkeiten;  das  Schiedsgericht  sollte  im  Prinzip  obligatorisch 
sein  in  allen  Fragen,  welches  auch  die  Entstehung,  die  Art  oder  der 
Gegenstand  des  Streites  sei;  insbesondere  wurden  als  obligatorische 
Schiedsgerichtsfälle  aufgezählt  alle  Streitigkeiten,  die  sich  auf  die 
diplomatischen  und  konsularischen  Vorrechte,  auf  die  Grenzen,  das 
Staatsgebiet,  Schadensersatzansprache,  Schiffahrtsberechtigungen,  sowie 
aaf  die  Gültigkeit,  die  Auslegung  oder  die  Ausführung  von  Verträgen 
beziehen.  Die  einzigen  Fragen,  die  ausgenommen  wurden,  waren  die- 
jenigen, bei  denen  nach  dem  Dafürhalten  eines  der  Streitteile  seine  Un- 
abhängigkeit in  Frage  kam;  in  diesem  Fall  sollte  die  Schiedssprechung 
für  diesen  Staat  fakultativ,  für  die  Gegenpartei  aber  obligatorisch  sein. 
Der  Schiedsweg  sollte  auch  den  europäischen  Mächten  anempfohlen 
werden. 

"  Dazu  siehe  auch  unten  §§  20  und  21. 
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Gleichzeitig  kamen  Schiedsverträge  zwischen  Spanien  und 
den  lateinischen  Republiken  Amerikas  zustande,  am  11.  Januar 
1902  ein  Schiedsvertrag  Spaniens  mit  Mexiko  und  mit  Guate- 
mala, und  am  28.  Januar  1902  ein  Vertrag  Spaniens  mit 
San  Domingo,  Uruguay,  Bolivia,  Argentinien,  Columbien, 
Paraguay,  San  Salvador,  der  alle  Streitigkeiten  umfafste,  die 
nicht  die  Konstitution  berühren. 

Dieselbe  Bestimmung  enthält  auch  der  Schiedsvertrag 
zwischen  Chile  und  Argentinien  vom  28.  Mai  1902;  auch  hier 
sind  nur  solche  Streitigkeiten  ausgenommen,  die  die  Kon- 
stitution eines  der  Vertragsstaaten  tangieren  würden. 

Gegenwärtig  tagt  der  dritte  panamerikanische  Eongrefs, 
um  deswillen  die  zweite  Haager  Friedenskonferenz  verschoben 
worden  ist.  Man  darf  wohl  annehmen,  dafs  er  auch  einige  wich- 
tige völkerrechtliche  Fortschritte  bringen  wird,  die  auch  für 
die  europäischen  Staaten  nicht  ohne  Bedeutung  sein  werden  ^'. 

In  Europa  kam  die  neueste  Schiedsgerichtsbewegung  erst 
etwas  später  in  Flufs.  Den  Anstofs  dazu  sollte  der  Schieds- 
vertrag zwischen  England  und  Frankreich  vom  14.  Ok- 
tober 1903  geben  ".  In  der  kurzen  Zeit,  die  seit  der  Haager 
Konferenz  verflossen  ist,  sind  nunmehr  nahezu  50  permanente 
Schiedsverträge  abgeschlossen  worden^*. 

*^  Sollte  es  der  Druck  des  Buches  ermöglichen,  so  werde  ich  noch 
kurz  auf  diesen  Kongreß  zu  sprechen  kommen.  Einen  orientierenden 
Artikel  darüber  bringt  die  „Woche^  vom  21.  Juli  1906. 

**  Vgl.  Meurer,  S.  203  f.:  „Das  englisch-französische  Abkommen . . . 
ist  der  Anfang  einer  mächtigen  Schiedsvertragsbewegung  ge- 
worden, die  in  der  Hauptsache  weniger  den  Diplomaten  zu  danken  ist, 
als  vielmehr  auf  die  unermüdliche  Agitation  der  Friedensfreunde  zu- 
rückgeht. ...  ,So  ziehen  sich  die  Maschen  des  Schiedsgerichtsnetzes 
an  einzelnen  Punkten  immer  dichter  von  Nation  zu  Nation.*  Erst  sechs 
Jahre  sind  seit  der  Haager  Konferenz  vergangen.  Fried  hat  recht: 
,DaB  Haager  Werk  hat  seine  Feuerprobe  bestanden.  In  damals  kaum 
geahnter  Weise  hat  der  Friedens-  und  Schiedsgerichtsgedanke  seinen 
Aufschwung  genommen.***  Über  die  Geschichte  des  englisch-französischen 
Schiedsvertrags  vgl.  namentlich  Fried,  Handbuch,  S.  321  f. 

**  Das  Verzeichnis  derselben  siehe  im  Anhang.  Vgl.  ferner  Fried, 
Handbuch,  S.  121,  Meurer,  S.  203.    Meurer,  S.  204,  hat  nicht  un- 


§  11.  Die  neueste  Entwicklung  der  Schiedsgerichtsbarkeit.      237 

Die  meisten  dieser  Verträge  folgen  im  Wortlaut  durch- 
aus dem  englisch  -  französischen  Muster,  von  dem  im  vorigen 
Paragraphen  bereits  die  Rede  war.  Wir  begegnen  hier  und 
in  den  meisten  neuen  Verträgen  den  Vorbehalten  der  vitalen 
Interessen,  der  Unabhängigkeit,  der  Ehre  und  der  Interessen 
dritter  Mächte  und  der  Beschränkung  auf  Rechtsfragen  oder 
Vertragsstreitigkeiten  ^•. 


recht,  wenn  er  sagt:  „Fortwährend  melden  die  Zeitungen  von  neuen 
Schiedsabkommen.  Jedes  Buch,  welches  darüber  berichtet,  ist  in  dieser 
Richtung  bei  seinem  Erscheinen  schon  veraltet."  Es  ist  in  der  Tat 
schwer,  sich  zuverlässige  Nachrichten  zu  verschaffen.  Der  Mangel  einer 
offiziellen  Zentrale,  wo  die  Verträge  gesammelt  werden,  macht  sich  sehr 
f&hlbar,  und  zwar  um  so  mehr,  als  wir  eine  solche  in  dem  internationalen 
Bureau  im  Haag  eigentlich  besitzen  sollten.  Aber,  wie  Fleischmann, 
S.  840,  berichtet,  waren  diesem  Bureau  bis  Januar  1905  nur  sieben  Ver- 
träge mitgeteilt  worden,  trotz  des  Art.  22  der  Haager  Konvention. 
Würde  sich  nicht  eventuell  eine  gegenseitige  Notifikation  des  Ab- 
schlusses von  Schiedsverträgen  auch  bei  dritten  Staaten  empfehlen, 
damit  der  Überblick  etwas  erleichtert  würde? 

^'^  Als  Beispiel  eines  solchen  modernen  Schiedsgerichts  Vertrags  gebe 
ich  hier  den  Schiedsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Grofs- 
britannien  vom  16.  November  1904  wieder: 

„Der  Bundesrat  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  die 
königlich  grofsbritannische  Regierung,  als  Mitunterzeichner  der  am 
29.  Juli  1899  im  Haag  unterzeichneten  Konvention  für  die  friedliche 
Schlichtung  internationaler  Streitigkeiten; 

in  Erwägung,  daA  die  hohen  vertragschließenden  Teile  gemäls 
Artikel  19  dieser  Konvention  sich  vorbehalten  haben,  Verträge  ab- 
zuschließen, um  alle  Fragen  schiedsgerichtlicher  Beurteilung  zuzuführen, 
die  ihrer  Ansicht  nach  derselben  unterstellt  werden  können, 

haben  die  Unterzeichneten  ermächtigt,  folgende  Bestimmungen  zu  ver- 
einbaren : 

Artikel  L 

Streitige  Rechtsfragen  und  Streitfragen,  die  sich  auf  die  Auslegung 
der  zwischen  den  beiden  vertragschließenden  Teilen  bestehenden  Verträge 
beziehen,  sollen,  sofern  sie  nicht  auf  diplomatischem  Wege  haben  er- 
ledigt werden  können,  dem  durch  die  Konvention  vom  29.  Juli  1899 
eingesetzten  ständigen  Schiedsgerichtshof  im  Haag  unterbreitet  werden. 
Dabei  ist  jedoch  vorausgesetzt,  daß  solche  Streitigkeiten  weder  die 
vitalen  Interessen  noch  die  Unabhängigkeit  oder  die  Ehre  der  beiden 
Fertragschliefiienden  Staaten  und  ebensowenig  die  Interessen  dritter 
Mächte  berühren. 
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Immerhin  finden  sich  unter  den  neueren  Verträgen  doch 
auch  eine  Anzahl  von  Beispielen,  die  sich  von  diesem  Zwangs- 
muster  emanzipiert  haben. 

Als  Mustervertrag  wird  neuerdings  insbesondere  der 
Schiedsvertrag  zwischen  Dänemark  und  Holland  vom 
12.  Februar  1904  aufgeführt,  der  in  der  Tat  in  verschiedenen 
Beziehungen  bemerkenswert  ist.  Einmal  indem  er  alle  Streitig- 
keiten dem  ständigen  Schiedsgerichtshof  unterwirft,  die  nicht 
auf  diplomatischem  Wege  gelöst  werden  können.  Sodann  in- 
dem er  anderen  Staaten  den  Beitritt  offen  hält. 

Auch  in  den  späteren  Schiedsverträgen,  die  Dänemark 
seither  abgeschlossen  hat,  dem  Vertrag  mit  Rufsland  vom 
1.  März  1905,  mit  Belgien  vom  26.  April  1905,  mit  Frank- 
reich vom  15.  September  1905,  mit  Grofsbritannien  vom 
25.  Oktober  1905,  mit  Spanien  vom  1.  Dezember  1905,  mit 
Italien  vom  16.  Dezember  1905,  ist  es  bemüht  gewesen,  sich  an 
dieses  Muster  zu  halten.  Es  ist  ihm  dies  jedoch  nur  in  dem 
Schiedsvertrag  mit  Italien  gelungen,  von  dem  man  sagen  kann, 
dafs  er  zurzeit  wohl  den  gröfsten  Fortschritt  auf  dem  Gebiet  des 
partikularen  internationalen  Schiedsrechts  darstellt,  trotzdem 
er  die  Beitrittsklausel  des  dänisch-holländischen  Vertrags  nicht 
enthält.  Ich  gebe  diesen  Vertrag  daher  hier  im  Wortlaut  wieder: 

Artikel  II. 
In  jedem  Einzelfalle  sollen  die  hohen  Vertrags chliefsenden  Teile, 
bevor  sie  den  ständigen  Schiedsgerichtshof  anrufen,  eine  besondere  Ver- 
einbarung abschliefsen,  die  den  Streitgegenstand,  den  Umfang  der  Be- 
fugnisse der  Schiedsrichter  und  die  Fristen  klar  bestimmt,  welche  für 
die  Bildung  des   Schiedsgerichts  und  das  Verfahren  festzusetzen  sind. 

Artikel  III. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  ist  für  einen  Zeitraum  von  fünf  Jahren, 
vom  Tage  der  Unterzeichnung  an,  abgeschlossen.^ 

Dieser  Vertrag  entspricht  nahezu  wörtlich  demjenigen  zwischen 
Frankreich  und  Grofsbritannien  vom  14.  Oktober  1903  und 
zwischen  Deutschland  und  Grofsbritannien  vom  12.  Juli  1904. 
Diese  letzteren  Verträge  sind  abgedruckt  bei  Fleisch  mann,  S.  340. 
Auch  die  Schiedsverträge  der  Schweiz  mit  den  Vereinigten 
Staaten,  Italien,  Österreich-Ungarn,  Frankreich  entsprechen 
annähernd  diesem  Muster. 
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„Art.  1.  Les  Haates  Parties  contraetantes  s'engagent  k  sou- 
n^ettre  ä  la  Conr  permanente  d^arbitrage ,  stabile  k  La  Haye  par 
^&  Conyention  da  29  jnillet  1899,  tous  les  diff^rends  de  n'importe 
Qiielle  natnre  qui  viendraient  ä  s'^lever  entre  EUes  et  qni  n'auraient 
P&  @tre  r^solus  par  les  voies  diplomatiques  et  cela  meme  dans  le 
Cfts  oü  ces  diifärends  aaraient  lenr  origine  dans  des  faits  ant^rienrs 
^  h  conclusion  de  la  präsente  Convention. 

Art.  2.    Dans  chaque  cas  particalier  les  Haates  Parties  con- 

^^tantes,  ayant  de  s'adresser   ä  la  Cour  permanente  d'arbitrage, 

'^'gneront  an  compromis  special,   däterminant  nettement  Tobjet  du 

%e,  r^tendae  des  pouvoirs  des  arbitres,  et  les  dölais  h  observer 

o!L  ^®   ^^i  conceme  la  Constitution  du  tribunal   arbitral  et  la  pro- 

/s   1    '^   d^faut  d'un  compromis   special,   les   arbitres  jugeront  sur 

*^^se  des  prötentions  formul^es  par  les  deux  Parties. 

-^/!b:j^  -^  döfaut  de  clauses  compromissoires  contraires,  la  procödure 

^ig^^^^le    sera   rägläe    par  les   dispositions  stabiles   par  la   Con- 

^^)^^Ti  sign6e   ä  La  Haye  le  29  juillet  1899,  pour  le  r^glement 

^^CV^que  des  conflits  intemationaax,  addition  faite  des  dispositions 

stippl^mentaires  indiqaäes  h  Tarticle  suivant. 

Art.  3.  Aucun  des  arbitres  ne  pourra  6tre  sujet  des  Etats 
signataires  de  la  präsente  Convention,  ni  6tre  domicilii  dans  leurs 
territoires,  ni  ötre  intöressö  dans  les  questions  qui  feront  Tobjet 
de  Tarbitrage. 

Le  compromis  präva  par  Tarticle  präcädent  fixera  an  terme 
avant  Texpiration  daquel  devra  avoir  lieu  Tächange  entre  les  deux 
Parties  des  mämoires  et  docaments  se  rapportant  k  Tobjet  du 
litige.  Cet  behänge  sera  terminä  dans  tous  les  cas  avant  Tou- 
vertore  des  säances  da  tribunal  arbitral. 

La  sentence  arbitrale  contiendra  Tindication  des  dälais  dans 
lesquels  eile  devra  ^tre  ex6cutäe. 

Art.  4.  H  est  entenda  qu'k  moins  que  la  controverse  ne 
porte  sur  Tapplication  d'une  Convention  entre  les  deux  Etats  ou 
qn'il  ne  s'agisse  d'un  cas  de  d6ni  de  justice,  Tarticle  1er  ne  sera 
pas  applicable  aux  diffärends  qui  pourraient  s' Clever  entre  un  res- 
sortissant  de  Tune  des  Parties  et  Tautre  Etat  contractant  lorsque 
les  tribunaux  auront,  d'apr^s  la  lägislation  de  cet  Etat,  compötence 
pour  jager  la  contestation.'' 

Dieser  Vertrag  ist  für  das  Problem  der  Fortbildung  des 
völkerrechtlichen  Verfahrens  nach  verschiedenen  Richtungen 
hin  bemerkenswert,  nicht  nur,  indem  er  auf  die  Aufstellung 
von  rechtlichen  und  politischen  Grenzen  für  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit absolut  verzichtet,  sondern  auch,  indem  er  dem 
ständigen     Schiedsgerichtshof    die    Kompetenz    der   Rechts- 
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sprechung  zuweist  und  das  Verfahren  der  Haager  Konvention 
für   subsidiär  anwendbar  erklärt,  so  dafs  die  Notwendigkeit 
von    besonderen    kompromissarischen   Abmachungen    auf   ein 
Minimum  reduziert  wird,  sodann,  indem  er  Staatsangehörige 
der  Streitteile  als  Schiedsrichter  ausschliefst,  und  indem  er 
Verschleppungen  sowohl  in  der  Prozefsführung  wie  in  der  Voll- 
streckung des  Schiedsspruchs  vorzubeugen  sucht,  lauter  Punkte, 
in  denen  die  Haager  Konvention,  wie  wir  unten  sehen  werden, 
noch  revisionsbedürftig  erscheint.     Würde  es  gelingen,   das 
Völkerrecht  im   allgemeinen  wirklich  bis  zu  der  Höhe  dieses 
Vertrags   fortzubilden,   so   wäre   damit  in  der  Tat  für   die 
Schiedsgerichtsbarkeit  der  Sieg  ein  vollständiger.    Doch  ein 
so  weitgehender  allgemeiner  Fortschritt  dürfte  zur  Zeit  wohl 
mehr   als   fraglich  erscheinen.     Mag  auch   im   partikularen 
Völkerrecht  hier  und  dort  ein  ähnliches  Resultat  zu  erreichen 
sein,   so   läfst   doch   die   allgemeine   politische  Lage   diesen 
Fortschritt  heute  keinesfalls  als  überall  und  unter  allen  Um- 
ständen durchführbar  erscheinen". 

Auch  der  Schiedsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und 
Schweden  und  Norwegen  vom  17.  Dezember  1904  ent- 
hält einige  bemerkenswerte  Ansätze  zur  Weiterbildung  des 
Schiedsrechts.  Er  läfst  unter  den  Vorbehalten  denjenigen  der 
Ehre  fallen  und  bestimmt  ferner,  dafs  die  Streitteile  in 
folgenden  Fällen,  in  denen  das  Schiedsverfahren  immer  ob- 
ligatorisch ist,  die  Vorbehalte  nicht  geltend  machen  dürfen: 

1.  im  Falle  von  Anständen  betreifend  die  Auslegung  oder 
die  Anwendung  aller  zwischen  den  hohen  vertragsschliefsenden 
Teilen  bestehenden  Verträgen, 


'*  Auch  die  übrigen  Schiedsverträge  Dänemarks  sind  nicht  so 
weitgehend.  Vgl.  dazu  die  „Correspondance  bi-mensuelle"  vom  10.  März 
1906.  Am  weitesten  geht  der  Vertrag  zwischen  Dänemark  und 
Spanien,  doch  behält  er  die  vitalen  Interessen  und  die  Unabhängigkeit 
ebenfalls  vor.  Der  Vertrag  zwischen  Dänemark  und  Rufsland  vom 
1.  März  1905  lälst  die  Ehrenklausel  fallen.  Über  diesen  letzteren  Vertrag 
vgl.  auch  unten  den  §  21. 
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2.  im  Falle  von  Anständen  betreffend  Geltendmachung 
Yon  Schadensersatzansprüchen,  wenn  die  Schadensersatzpflicht 
von  den  Parteien  grundsätzlich  anerkannt  ist. 

Auch  die  weiteren  Abmachungen  dieses  Vertrags  weisen 
auf  die  Richtungen  hin,  in  denen  eine  Fortbildung  des 
Schiedsrechts  zur  Zeit  besonders  erwünscht  sein  dürfte.  So 
werden  auch  hier  Angehörige  der  Yertragsstaaten  als  Schieds- 
richter ausgeschlossen.  So  werden  femer  auch  hier  Fristen 
für  den  Schriftenwechsel  und  für  die  Vollstreckung  des  Schieds- 
spruchs vorgesehen. 

Dieselben  Fortschritte  weist  auch  der  Schiedsvertrag 
zwischen  der  Schweiz  und  Belgien  vom  15.  November 
1904"  auf,  nur  mit  dem  Unterschied,  dafs  er  anstatt  des 
Vorbehalts  der  Ehre  denjenigen  der  vitalen  Interessen  fallen 
läfst.  — 

Wir  sehen  also,  dafs  die  heutige  Staatenpraxis  schon  be- 
merkenswerte Ansätze  zur  Durchbrechung  der  bisherigen  poli- 
tischen Grenzen  aufweist,  die  immerhin  darauf  hindeuten,  dafs 
diese  Grenzen  keine  endgültigen  sein,  dafs  sie  sich  vielmehr 
mit  der  Zeit  wohl  allgemein  weiter  verschieben  dürften. 

Wenn  wir  den  gegenwärtigen  Stand  der  Entwicklung  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  überblicken^^,  alle  die  zahllosen  per- 


"  Abgedruckt  bei  Fleisch  mann,  S.  842.  Vgl.  zu  diesen  Ver- 
tragen auch  Lammasch  in  der  „Deutschen  Bevue"  a.  a.  0.  S.  151. 

'^  Fried,  Handbuch  S.  119,  resümiert  die  Schiedsgerichtsbewegung 
folgendermaßen:  „So  zeigt  sich  denn  die  Schiedsgerichtsbarkeit  in  voller 
Entwicklung  begriffen.  Aus  den  isolierten  Schiedsgerichtsfällen 
mit  dem  ad  hoc  getroffenen  Schiedsgerichtsabkommen  sahen  wir  die 
spezielle  Kompromifsklausel  erstehen,  die  die  künftigen  Streitig- 
keiten über  eine  bestimmte  Materie  eines  Vertrages  der  Schiedsgerichts- 
barkeit zuwiesen,  die  allgemeine  Kompromifsklausel,  die  alle 
künftigen  Streitigkeiten  der  Yertragsstaaten,  abgesehen  von  gewissen 
Einschränkungen,  im  Anschlulk  an  allgemeine  Verträge  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit zuwies.  Wir  sahen  dann  den  ständigen  Schieds- 
gerichtsvertrag in  Erscheinung  treten,  der  die  Schiedsgerichts- 
barkeit zur  Grundlage  künftig  abzuschlle&ender  Verträge  machte,  wir 
sahen  dieHaagerEonventionen  mit  ihrem  fakultativen  Schiedsgericht 
und  ihrem  ständigen  Schiedsgerichtshof,  wir  sahen,  wie  einzelne  Staaten 
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manenten  Schiedsverträge  mit  teils  weiteren  und  teils  engeren 
Grenzen,  dann  müssen  wir  uns  in  der  Tat  sagen,  dafs  dieser 
Stand  der  Staatenpraxis  auf  eine  weitere  Entwicklung  hin- 
zudeuten scheint.  Man  darf  angesichts  dieser  Entwicklung 
im  Staatenleben  sicherlich  ohne  alle  Übertreibung  sagen,  dafs 
in  demselben  Mafse,  in  dem  die  friedlichen  und  gemeinsamen 
Verkehrsinteressen  im  internationalen  Leben  zu  über- 
wieg e  n  begonnen  und  in  dem  die  Staatsstreitigkeiten  mehr 
und  mehr  den  Charakter  von  Rechtsstreitigkeiten  an- 
genommen haben,  zweifellos  auch  bei  den  Staatsmännern  die 
Tendenz  gewachsen  ist  und  noch  mehr  wachsen  wird, 
bei  vorkommenden  Konflikten  das  Rechtsverfahren  immer 
mehr   und  immer  allgemeiner  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Damit  dürfte  aber  auch  die  praktische  Bedeutung  der 
heute  noch  üblichen  Yertragsreserven  von  selbst  abnehmen. 
Sie  dürften  der  täglich  zunehmenden  Bedeutung  und  Ver- 
allgemeinerung des  Schiedsverfahrens  kaum  ernstlich  im  Wege 
stehen.  Der  allgemeinen  Tendenz  zur  Beschreitung  des  Rechts- 
wegs gegenüber  erscheint  die  Frage  nach  der  Katur  und  dem 
Gegenstande  des  Staatenkonflikts  heute  eigentlich  nur  noch 
als  ein  Punkt  von  sekundärer  Bedeutung. 

Vergessen  wir  im  übrigen  auch  nicht,  dafs  die  Staaten- 
praxis selbst  bereits  mehrfach  bemüht  gewesen  ist,  die  Ver- 
tragsreserven grundsätzlich  auf  ihre  wahre  Bedeutung  zurück- 
zuführen, indem  sie  für  bestimmte  Kategorien  von  Streitfällen 
ausdrücklich  erklärt,  dafs  hier  die  Reserven  von  den  Vertrags- 
teilen keinesfalls  geltend  gemacht  werden  dürfen.    In  diesem 


daran  gingen,  die  fakultativen  Bestimmungen  der  Haager  Konventionen 
teilweise  obligatorisch  zu  gestalten  und  sehen  schlielslich ,  wie 
einzelne  Staaten  schon  jetzt  sämtliche  zwischen  ihnen  entstehenden 
Streitigkeiten,  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen,  für  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  geeignet  erachten  . . .  Man  wird  zugeben  müssen, 
daft  der  Aufschwung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  sowohl  nach  der  Be- 
festigung der  Einrichtung,  wie  nach  der  Bedeutung  der  kontrahierenden 
Staaten  unbestreitbar  ist,  so  dals  er  die  besten  Aussichten  fftr  die  fernere 
Entwicklung  dieser  Institution  zulä&t  •  .  ." 
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Fällen  hat  also  die  Unterwerfung  unter  die  Schiedsgerichts- 
barkeit einen  unbedingt  obligatorisehen  Charakter  ^*.  Wir  be- 
gegnen diesem  Versuche,  der  sich  schon  in  dem  russischen 
Eonventionsentwurfe  von  1899  fand,  neuerdings  z.  B.  in  dem 
«panisch-mexikanischen  Schiedsvertrag  vom  11.  Januar  1902 
und  m  dem  panamerikanischen  Schiedsvertrag  vom  29.  Januar 
1902"®,  femer,  wie  bereits  erwähnt,  in  den  Schiedsverträgen 
der  Schweiz  mit  Belgien  und  mit  Schweden  und  Norwegen 
vom  15.  November  bezw.  17.  Dezember  1904. 

Einen  anderen  Weg,  um  eine  willkürliche  Berufung  auf  die 

vitalen  Interessen  und  die  nationale  Ehre  abzuschneiden,  be- 

^hreitet  die  Karistader  Konvention  zwischen  Schweden  und 

l^orwegen  in  der   „Convention  concemant  le  r^glement  de 

diff6rends  par  arbitrage"  vom  26.  Oktober  1905,  indem  sie  in 

Artikel  2  bestinunt**: 

„£n  cas  de  divergence  sur  le  point  de  savoir  si  le  diff^rend 
qni  se  sera  produit  met  en  cause  les  int^r^ts  vitaux  de  Tan  ou 
de  l'aatre  des  Etats,  et  de  ce  chef  doit  ^tre  compris  parmi  ceux, 
qni,  an  terme  de  Tarticle  pr^c^dent  sont  exceptäs  de  Tarbitrage 
obligatoire,  la  dite  divergence  sera  soumise  &  la  Cour  d'arbitrage 
snsnommöe.^ 


'*  Mit  bezug  auf  die  Frage  des  Obligatoriums  ist  im  übrigen  auf 
den  folgenden  Paragraphen  zu  verweisen.  Fried,  Handbuch  S.  118 
bemerkt  richtig:  „Diese  zwischen  europäischen  Staaten  abgeschlossenen 
Schiedsgerichtsverträge  beziehen  sich  fast  durchwegs  auf  den  Artikel  19 
der  Haager  Konventionen  und  bilden  dadurch  eine  Art  Ergänzung  dieser 
Konventionen,  indem  sie  das  damals  nur  fakultativ  zustande  gekommene 
Schiedsgerichtsabkommen  für  die  Kontraktstaaten,  in  Bezug  auf  die  an- 
gegebenen Fälle,  obligatorisch  gestalten.  Die  Verträge  gewinnen 
dadurch  insofern  an  Bedeutung,  als  sie  einen  sichtbaren  Fortschritt  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  erweisen.^ 

^  Vgl.  Beernaert  a.  a.  0.:  „Les  litiges  qui  concernent  les  Privi- 
leges diplomatiques,  les  limites,  les  droits  de  navigation  et  la  validit^, 
rinterpr^tation  et  Taccomplissement  des  trait^s  ne  seront  pas  considär^s 
comme  compromettant  Tind^pendance  et  l*honneur  nationaux."  Vgl. 
auch  Lammasch  in  der  „Deutschen  Bevue^  a.  a.  0.  S.  151. 

*^  Vgl.  „Zeitschrift  für  Völkerrecht  und  Bundesstaatsrecht"  S.  74. 
Siehe  aber  unten,  im  §  21  die  von  Flener  gegenüber  diesem  Ausweg 
geäul^erten  Bedenken. 

16* 
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Auch  auf  diesem  Wege  kann  natürlich  die  Bedeutung  der 
Vertragsvorbehalte  in  die  richtigen  Grenzen  zurückgewiesen 
werden. 

Alles  das  zeigt  also  deutlich,  dafs  wirklich  nach  keiner 
Richtung  hin  ein  Grund  vorliegt,  etwa  um  dieser  Vorbehalte 
willen  an  der  Bedeutung  und  an  der  Fortbildung  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit zu  zweifeln.    Man   wird   vielmehr  ganz    im 
Gegenteil  davon  auszugehen  haben,  dafs  wir  uns  in  unserer 
Materie   keinesfalls  bereits  an  einem   Endpunkte  der   Ent- 
wicklung befinden,  über  den  man  nicht  mehr  hinaus  kann, 
sondern  inmitten  einer  Bewegung,  die  zur  Zeit  noch 'im  Zu- 
nehmen begriffen  ist.   Über  diesen  Punkt  kann  man  nicht  wohl 
im  Zweifel  sein  und  diesem  Moment  wird  auch  die  Völker- 
rechtstheorie  Rechnung  tragen    müssen:   sie  mufs   aus 
dieser  Entwicklung  ihre  Schlüsse  ziehen  und  diese  können 
unmöglich   auf  eine  einschränkende   Interpretation  des    zu- 
künftigen  Anwendungsgebiets  des  schiedsgerichtlichen  Ver- 
fahrens   hinauslaufen.     Das    Institut    de   droit    inter- 
national ist  auch  hier  mit  gutem  Beispiel  vorangegangen, 
indem   es   für  Weitersetzung   der   Grenzen   bezw.    für    Be- 
seitigung  der  Vorbehalte  eingetreten  ist'*.     Die  Tatsache, 
dafs   eine  so  vorsichtig  abwägende  Körperschaft  keine  Be- 
denken trägt,  dem  Verzichte  auf  die  Vorbehalte  das  Wort  zu 
reden,  sollte  den  Skeptikern  wie  Meurer  doch  zu  denken 
geben.    Ein  Teil  der  Theoretiker  hat  sich  bereits,  wie  wir 
im  vorigen  Paragraphen  gesehen  haben,  in  demselben  Sinne 
ausgesprochen.    Es  ist  daher  vom  Standpunkte  der  Theorie 
aus  heute  wohl  kaum  vermessen,  sondern  nur  ein  Akt  der 
Gerechtigkeit  gegenüber  dieser  überraschenden  Entwicklung 
der  letzten  Jahre,  wenn  wir  der  Hoffnung  und  der  Über- 
zeugung Ausdruck  geben,  dass  die  Staaten  sich  in  Zukunft 
in  der  Statuierung  von  Vorbehalten  gegenüber  der  Schleds- 

^*  Auf  der  Versammlung  in  Edinburg  1904  nach  Meurer  S.  208, 
„Friedenswarte''  1904  S.  192. 
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gerichtsbarkeit  mehr  Zurückhaltung  als  bisher  auferlegen 
werden  und  dafs  damit  das  Schiedsgerichtsverfahren  an  Boden 
noch  gewinnen  wird.  So  wird  sich  das  Wort  von  Märten s, 
das  ich  am  Schlüsse  des  vorhergehenden  Paragraphen  an- 
geführt habe,  in  der  Zukunft  vielleicht  doch  bewahrheiten.  — 

§  12.  Die  Garantien  für  die  Anwendung  des  Schieds« 
geriehts:  das  obligatorisehe  Seliiedsgerieht. 

Mit  der  Feststellung  der  prinzipiellen  Anwendbarkeit  und 
Eignung  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  ist  es  natürlich 
nicht  getan.  Die  Hauptsache  ist,  dafs  dieses  Verfahren  auch 
tatsächlich  angewendet  wird*,  und  deshalb  haben  wir 
uns  hier  vor  allen  Dingen  nun  mit  der  weiteren  Frage  zu 
beschäftigen,  wie  man  diese  Anwendung  in  der  Praxis 
sichern  kann,  ob  das  geltende  Völkerrecht,  namentlich 
aber  die  Haager  Konvention,  irgendwelche  Garantien  kennt, 
die  auf  eine  Sicherung  der  Anwendung  des  schiedsgericht- 
lichen Verfahrens  hinauslaufen,  und  in  welcher  Weise  eventuell 
solche  Garantien  geschaffen  werden  können.  Jetzt,  wo  wir 
eine  Haager  Konvention,  eine  internationale  Prozefsordnung, 
nebst  einem  internationalen  Schiedsgerichtshof  besitzen,  mufs 
es  selbstverständlich  in  erster  Linie  darauf  ankommen,  dafs 
die  Staaten  von  diesen  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Rechts- 
mitteln auch  praktisch  Gebrauch  machen. 

Diese  Frage  führt  mich  nun  zu  dem  Kapitel  vom  obli-. 
gatorischen  Schiedsgericht.  In  der  sogenannten  obligatori- 
schen Form  des  Schiedsgerichts  hat  man  wohl  nicht  mit  Un- 
recht eine  der  am  meisten  zu  empfehlenden  Garantien  für  die 
Anwendung  des  Schiedsverfahrens  zu  erblicken  gemeint. 


^  Revon  a.  a.  0.  S.  479  schreibt  sehr  richtig:  „Toute  juridiction, 
pour  fonctionner,  exige  trois  äl^ments  essentiels:  une  Organisation,  une 
comp^tence,  une  proc^dure.  II  faut  que  la  machine  soit  constitu^e, 
qu'elle  agisse  en  ?ue  d'une  fin  pr^cise,  que  sa  marche  enfin  soit  r^gl6e 
d'tme  certaine  fa^on." 
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Wir  haben  gesehen,  dafs  die  UnterwerfuDg  unter  das 
Schiedsgericht  durchaus  von  dem  freien  Willen  der  Staaten 
abhängt.  Das  ist  nun  selbstverständlich  auch  beim  sogenannten 
obligatorischen  Schiedsgericht  der  Fall*.  Der  Unterschied 
dieses  letzteren  vom  fakultativen  Schiedsgericht  ist  lediglich 
der,  dafs  die  Unterwerfung  beim  sogenannten  obligatorischen 
Schiedsgericht  nicht  von  Fall  zu  Fall,  sondern  im  voraus 
durch  Vertrag  fttr  alle  StreitfiUle  wenigstens  einer  bestimmten 
Kategorie  ausgesprochen  wird.  Der  juristische  Vorgang  ist 
also  im  Grunde  in  beiden  Fällen  genau  derselbe.  Die  Unter- 
werfung unter  das  Schiedsgericht  beruht  stets,  und  wenn  sie 
auch  noch  so  genereller  Art  ist,  auf  dem  souveränen  Willen 
der  Kontrahenten,  sie  ist  unter  allen  Umständen  ein  Ausäufs 
dieses  souveränen  Willens  und  kann  also  insofern  auch  un- 
möglich einen  Widerspruch  zur  staatlichen  Souveränität  be- 
deuten.   Dies  nur  zur  nochmaligen  Feststellung®. 


^  Der  Ausdruck  „obligatorisches  Schiedsgericht"  beruht  insofern 
im  Grunde  auf  einem  nicht  ganz  richtigen  Gedanken  und  ist  insofern 
irreführend.  „Obligatorisch"  ist  schlielslich  jedes  Schiedsgericht,  auch 
das  fakultative.  Anderseits  beruht  auch  das  obligatorische  Schieds- 
gericht, ebenso  wie  das  fakultatiTe,  auf  der  freien  Entschliefeung  der 
Staaten.  £s  ist  daher  auch  verkehrt,  von  zwei  verschiedenen  „Schieds- 
gerichtsprinzipien" zu  sprechen.  Vgl.  dazu  auch  Langlade,  a.  a.  0.  S.  185. 

'  Vgl.  dazu  Darby  a.  a.  0.  S.  745  f.:  „Obligatory  arbitration  is 
that  to  which  rulers  and  peoples  obligate  themselves  by  the  engagement 
they  make  with  each  other  and  to  which  they  are  morally  bound  and 
obliged  by  their  own  act  and  deed  and  voluntary  consent"  Von  Inter- 
esse ist  auch,  was  Fried  in  seinem  „Handbuch"  S. 95  über  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit ausführt:  „Die  Schiedsgerichtsbarkeit  ist  bereits  das  Er- 
gebnis einer  Kette  vorangegangener  Umwandlungen  innerhalb  der  inter- 
nationalen Struktur,  es  bildet  den  krönenden  Oberbau  eines  Systems, 
dessen  wesentliches  Merkmal  durch  den  Sieg  des  Rechtsgedankens  aber 
das  Gewaltsystem  bedingt  wird.  In  dem  Mafse,  wie  die  Staaten  für  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  reif  geworden  sind,  ist  schon  eine  grundsätzliche 
Umwandlung  in  ihren  Beziehungen  vor  sich  gegangen,  die  einen  vor- 
handenen, immer  mehr  sich  erweiternden  Bruch  mit  der  alten  Gewalt- 
anschauung  beweist.  Die  Schiedsgerichtsbarkeit  ergibt  sich  ebenfalls 
aus  einer  freiwilligen  Beschränkung  der  staatlichen  Souveränität  und  je 
mehr  sich  der  Schiedsgerichtsgedanke  entwickelt,  um  so  mehr  gewöhnen 
sich  die  Staaten  daran,  das  ihnen  noch  immer  sehr  riskant  erscheinende 
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Das  gegebene  Mittel  zur  Sicherung  der  Anwendung  des 
schiedsgeriehtlichen  Verfahrens  dürfen  wir,  wie  gesagt,  in 
der  Form  des  obligatorischen  Schiedsgerichts  erblicken. 

Wenn  wir  das  Schiedsgerichtswesen  in  seiner  geschicht- 
liehen Entwicklung  überblicken,  so  zeigt  sich  offenbar,  dafs 
das  obligatorische  Schiedsgericht  die  spätere  Entwicklungsform 
ist.  Bevor  die  Staaten  dazu  gelangten,  sich  dem  schieds- 
gerichtlichen Verfahren  mehr  oder  weniger  generell  zu  unter- 
werfen und  dem  Schiedsgericht  damit  einen  sogenannt  ob- 
ligatorischen Charakter  zu  geben,  haben  sie  dieses  Verfahren 
naturgemäfs  zunächst  nur  in  einzelnen  speziellen  Fällen,  also 
auf  sogenannt  fakultativer  Basis,  zur  Anwendung  gebracht. 

Die  ursprüngliche  Form  des  Schiedsgerichts  ist  also 
zweifellos  die  fakultative,  die  sich  regelmäfsig  als  die  ver- 
tragsmäfsige  Unterwerfung  der  Streitteile  unter  einen  Schieds- 
SfTuch  im  Hinblick  auf  einen  konkreten  Fall  darstellen  wird. 
Inwieweit  vermag  diese  fakultative  Form  wohl  dem  prak- 
tischen Bedürfnisse  nach  einer  regelmäfsigen  internationalen 
Rechtssprechung  zu  genügen? 

Prinzipiell  könnte  man  gewifs  den  Standpunkt  einnehmen, 
dafs  an  und  für  sich  das  fakultative  Schiedsgericht  wohl  ge- 
eignet ist,  eine  regelmäfsige  internationale  Rechtssprechung 
herbeizuführen  *,  und  dafs  diese  Form  der  Unterwerfung  unter 
die  Schiedsgerichtsbarkeit  vielleicht  auch  am  meisten  im  Ein- 
klang steht  mit  der  freien  Art  der  Organisation  der  inter- 
nationalen Gemeinschaft  und  insofern  mit  der  Eigenart  des 
Völkerrechts.  Und  gewifs  wäre  es  an  sich  nicht  bedauerlich, 
beim  fakultativen  Schiedsgericht  stehen  zu  bleiben,  wenn  man 
nur  mit  seiner  Hilfe  dahin  gelangen  könnte,  die  internationale 
Rechtssprechung  in  ein  System  zu  bringen,  durch  das  ihre 
Anwendung  einigermafsen  gesichert  erschiene. 


Unternehmen  der  Umwandlung  von  eigener  Macht  in  fremde  Pflicht  vor- 
zunehmen.'' 

^  Vgl.  dazu  die  Bemerkungen  bei  Darby  a.  a.  0. 
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Das  fakultative  Schiedsgericht  hat  auch  heute  seine  An- 
hänger, Dicht  etwa  nur  unter  den  Politikern,  sondern  auch 
unter  den  Völkerrechtstheoretikern*.  Wenn  man  aber  von 
seinen  Vorzügen  auch  noch  so  sehr  überzeugt  ist,  mufs  man 
sich  doch  sagen,  dafs  man  bei  alledem  im  Interesse  der  regel- 
mäfsigeren  Anwendung  des  Schiedsgerichts  auf  eine  Weiter- 
entwicklung der  Schiedsgerichtsbarkeit  —  denn  das  bedeutet 
der  Übergang  vom  fakultativen  zum  obligatorischen  Schieds- 
gericht nach  Lage  der  Dinge  —  keinesfalls  verzichten  darf, 
es  sei  denn,  dafs  man  auf  internationalem  Boden  eine  Ton 
der  Politik  mehr  oder  weniger  abhängige  Moral  für  gleich- 
wertig mit  einer  wirklichen  Rechtsordnung  ansehen  und  auf 
den  Fortschritt  im  Völkerrecht  endgültig  Verzicht  leisten  wollte. 

Die  Sicherung  der  Anwendung  des  Rechtsverfahrens,  und 
damit  der  Fortschritt  in  der  internationalen  Rechtsentwick- 
lung erscheint  mir  als  ein  Postulat,  dessen  Wünschbarkeit 
nicht  erst  bewiesen  werden  mufs.    Es  ist  aber  nur  zu  reali- 


'^  Gegen  diese  wendet  sich  Revon  a.  a.  0.  S.  347  f.:  „Tout  ce 
Systeme  de  la  proc^dure  internationale  actuelle  est  manifestement  in- 
complet;  il  y  manque  un  rouage  n^cessaire,  le  seul  qai  puisse  veritable- 
ment  fonder,  vivifier  et  maintenir  le  droit:  une  juridiction  proprement 
dite.  Mais  quel  doit  6tre  le  caractäre  de  cette  juridiction?  Ici  encore, 
nombre  d'auteurs  donnent  une  Solution  insuffisante,  ils  admettent  bien 
le  principe,  et  ils  en  voudraient  voir  multiplier  les  applications ;  seule- 
ment  ils  se  contentent  d'une  juridiction  internationale  facultative,  et  ainsi 
le  caract^re  obligatoire,  g^näral,  permanent  du  droit  se  trouve  singali^re- 
ment  diminu^.  Par  exemple  M.  Lieber  (Revue  de  droit  international 
1872,  p.  380  f.),  comparant  l'idäe  de  l'arbitrage  facultatif  k  ceUe  d*un 
tribunal  permanent,  estime  que  la  premi^re  est  infiniment  sup^rieure  ä 
la  seconde,  pr^cisöment  parceque  la  nature  facultative  de  la  juridiction 
internationale,  qui  est  pour  la  plupart  des  auteurs  le  principal  d^faut 
de  cette  juridiction,  lui  en  paralt  Stre  la  qualite  essentielle.^  Revon 
zitiert  ferner  insbesondere  Kaufmann,  Trendelenburg,  Seebohm 
und  Guillaume-Pays  und  bemerkt  schlieislich :  „En  somme,  tous  ces 
projets  ne  visent  qu'ä  constituer  une  juridiction  internationale  faculta- 
tive. Ce  serait  \k  sans  doute  un  bienfaisant  progräs;  la  pratique  de 
Tarbitrage  y  prendrait  une  regularit^  qu*elle  n'a  pas  encore;  mais  ce 
ne  serait  point  T^tablissement  de  droit  d^finitif,  permanent,  durable, 
d*un  v^ritable  tribunal  obligatoire  pour  les  Etats." 
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sieren,  indem  man  das  Rechtsverfahren  einigermafsen  in  ein 
System  zu  bringen  sucht,  und  ein  solches  System  ist  eben 
wiederum  nur  denkbar,  wenn  das  obligatorische  Schiedsgericht 
darin  wenigstens  teilweise  Aufnahme  findet.  Doch  ich  möchte 
nicht  vorgreifen,  sondern  mich  hier  zunächst  nur  darauf  be- 
schränken, festzustellen,  dafs  das  obligatorische  Schiedsgericht 
zweifellos  als  ein  Faktor  anerkannt  werden  mufs,  auf  den  man 
unter  dem  Gesichtspunkte  der  Fortbildung  des  Völkerrechts 
und  seines  Verfahrens  unter  keinen  Umständen  verzichten  kann. 

Im  übrigen  darf  aber  gleich  betont  werden,  dafs  dieser 
Faktor  nicht  etwa  nur  theoretischer  Natur  ist,  sondern  dafs 
er  sich  als  eine  Institution,  als  ein  Bestandteil  des  heute 
geltenden  Völkerrechts  darstellt •.  Das  Obligatorium 
besteht  bereits.  Wenn  es  auch  in  die  Haager  Konvention 
nicht  aufgenommen  wurde,  so  begegnen  wir  ihm  doch,  wie  wir 
gesehen  haben,  bereits  in  zahllosen  anderen  Staatsverträgen  und 
man  darf  ohne  Übertreibung  sagen,  dafs  es  einen  wesentlichen 
Bestandteil  des  partikularen  Völkerrechts  der  Neuzeit  ausmacht. 

Ich  brauche  daher  hier  schon  aus  diesem  Grunde  nicht 
auf  die  immer  wieder  erhobenen  Einwände  einzutreten,  dafs 
das  Obligatorium  mit  dem  Wesen  des  Völkerrechts,  mit  der 
staatlichen  Souveränität  oder  mit  dem  Charakter  des  Schieds- 
gerichts im  Widerspruch  stehe.  Es  handelt  sich  ja  keines- 
wegs darum,  etwas  neues  einzuführen.  Die  Praxis  hat 
bereits  zur  Genüge  bewiesen,  dafs  das  sogenannte  Obligatorium 

*  Vgl.  dazu  Dreyfus  a.  a.  0.  S.  354:  „Beste  Tarbitrage  organis^, 
c'est-ä-dire  pr^existant  et  permanent.  Ce  n^est  plus  une  pure  conception, 
c'est  une  r^alit^.  L Institution  fonctionne.  La  clause  compromissoire 
n*^tait  qu*un  desideratum  scientifique  avant  1856.  Le  Congräs  de  Paris 
Va  adoptäe  et  en  a  fait  Tobjet  d'un  voeu  formel.  Elle  est  entr^e  dans 
la  coutume.  Eile  figure  dans  des  trait^s  techniques  et  meme  dans  des 
traitäs  g^n^raux.  Entre  nations  am^ricaines ,  eile  est  d'une  pratique 
constante.  Le  projet  de  trait6  entre  les  Etats-Unis  et  la  Suisse  en  est 
le  type  . . .  C'est  Tarbitrage  pr^alable,  permanent,  g^n^ral  et  obligatoire. 
Une  fois  ce  trait^  conclu,  il  ne  restera  plus  qu'ä  Tappliquer  par  des 
compromis  d'esp^ce  vot^s  pour  chaque  litige  sur  '  ces  fondements 
gfe^raux.** 
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skh  der  Eigenart  des  Völkerrechts  und  der  Schiedsgerichts- 
barkeit sehr  wohl  anpafst,  die  Souveränität  nicht  beeinträchtigt, 
und  dafs  es  durchaus  im  Wege  der  modernen  internationalen 
Rechtsentwicklung  gelegen  ist. 

Der  Entwicklungsgang  des  schiedsgerichtlichen  Ver- 
fahrens führt,  wie  bereits  hervorgehoben  wurde,  vom  speziellen 
Kompromifs  über  einen  konkreten,  bereits  entstandenen 
Streitfall  durch  verschiedene  Entwicklungsstadien  hindurch 
allmählich  zum  permanenten  Schiedsvertrag. 

Die  Schiedsvertrag  ad  hoc,  der  init  dem  Kompromifs 
zusammenfiel,  bezeichnete  in  verschiedener  Beziehung  noch 
eine  mangelhafte  Entwicklungsphase  ^.  Es  darf  namentlich  als 
ein  Nachteil  dieser  ursprünglichen  Form  gelten,  dafs  es  natur- 
gemäfs  nach  ausgebrochenem  Streit  schwerer  sein  mufs,  sieh 
auf  ein  Schiedsgericht  zu  einigen,  als  so  lange  die  Beziehungen 
zwischen  den  Streitteilen  noch  ungetrübte  sind,  und  unter 
diesem  Gesichtspunkt  verdient  zweifellos  das  „arbitrage  a  priori 
ou  pröventif**  den  Vorzug  vor  dem  „arbitrage  a  posteriori  ou 
röpressif®**.  Dieser  Gesichtspunkt  dürfte  in  praxi  von  riel 
gröfserer  Wichtigkeit  sein,  als  die  von  F^raud-Giraud 
u.  a.*  aufgestellten  Erfordernisse,  denen  zufolge  eigentlich 


''  VgL  dazu  Fried,  Handbuch,  S.  109:  „Die  Mehrzahl  der  Schieds- 
gerichtsfälle bildete  bis  vor  wenigen  Jahren  das  Ergebnis  eines  im 
Hinblick  auf  einen  vorliegenden  Streit  ad  hoc  geschlossenen  Kompromisses 
zwischen  streitenden  Staaten.  Man  hatte  sich,  nachdem  die  Beilegung 
eines  Streites  auf  diplomatischem  Wege  nicht  mehr  möglich  war,  erst 
grundsätzlich  über  die  schiedsgerichtliche  Schlichtung  dieses  Streites» 
hernach  über  die  Modalitäten,  die  Zusammensetzung  und  Befugnisse  des 
Schiedsgerichts  zu  einigen.  Dieser  Umstand  bildete  immerhin  eine  Er- 
schwerung der  Schiedsgerichtsbarkeit 

^  So  unterscheidet  Pradier-Fod^r^  in  seinem  „Traitf^  de  droit 
international  public^,  Bd.  6,  S.  324.   Vgl.  femer  Langlade,  a.  a.  0.  S.  17. 

*  Siehe  oben  im  §  9  S.  177.  Vgl.  dagegen Dreyfus,  a.  a.  0.  S.  355: 
„.  . .  les  trait^s  d'arbitrage  permanent .  .  .  commencent  et  ouvrent  T^re 
de  r^tat  juridique  entre  les  peuples.  Hb  rendent  la  guerre  illegale 
pendant  la  dur^e  qu*ils  ont  pr^vue.  Hs  ätablissent  une  paiz  temporaire 
appuy^e  sur  un  trait^.  En  pr^voyant  les  conflits,  ils  en  diminuent 
Tacuitä.   En  montrant  la  voie  qui  m^ne  aux  arbitrages  sp^ciaux,  ils  les 
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nur  das  Schiedsgericht  a  posteriori  Berechtigung  hätte.  Heute^ 
wo  ein  Prozefsverfahren  und  ein  Gerichtshof  im  Haag  zur 
Verfügung  bereit  stehen,  wird  man  mit  doppeltem  Recht 
sagen  können,  dafs  dem  Schiedsvertrag  a  priori  unbedingt  der 
Vorzug  zukommt,  so  wie  er  denn  auch  im  modernen  Völker- 
recht bereits  zur  Regel  geworden  ist^^ 

Ein  „arbitrage  a  priori"  bedeutete  schon  die  Schieds- 
gerichtsklausel. Wenn  sie  ursprünglich  auch  nur  auf 
einen  bestimmten  Vertrag,  in  den  sie  eingestreut  war,  bezug 
nahm  (sogenannte  „spezielle  Schiedsklausel"),  so  waren 
durch  sie  die  aus  dem  betreffenden  Vertrage  entstehenden 
Streitigkeiten  doch  schon  im  voraus  dem  Schiedsgericht  unter- 
worfen, und  man  darf  daher  mit  Recht  sagen ,  dafs  mit  der 
Einfahrung  der  Eompromifsklausel  nicht  nur  der  erste  greif- 
bare Fortschritt  in  der  Schiedsgerichtsbewegung  errungen, 
sondern  auch  bereits  der  erste  Schritt  zum  obligatorischen 
Schiedsgericht  gemacht  war^'. 

Aus  und  neben  der  speziellen  Kompromifsklausel  ent- 
wickelte sich  bald  die  generelle  Kompromifsklausel,  in  der 
wir  eine  weitere  Phase  in  dem  rapiden  Entwicklungsgang  der 


facilitent.  IIs  abr^gent  les  n^gociations ,  qui  les  pr^c^dent  en  fixant 
d'avance  lear  proc^dure.  Ils  m^nagent  Tamour-propre  national  en  obtenant 
le  consentement  des  parties  avant  qu'elles  connaissent  le  litige.^ 

^®  Die  Haager  Konvention  anerkennt  im  Art.  17  ausdrücklich  beide 
Möglichkeiten.  Descamps  bemerkt  dazu  im  Kommissionsbericht,  dieser 
Artikel  „d^termine  d*une  mani^re  utile  Textension  que  peut  comporter 
la  Convention  d'arbitrage.'^   Durch  die  neben  dem  „compromis^  gegebene- 
Möglichkeit  der  „stipulation  compromissoire"  könne  man   „cräer  dans 
certaines  zönes  de  relations  une  paix  pr^voyante,  appuy^e  sur  un  trait^.'^ 
"  Vgl.  dazu  Fried,  „Die  moderne  Schiedsgerichtsbewegung^  S.  7 f.. 
Um  diesen  Fortschritt  hat  sich  namentlich  Mancini  grofse  Verdienste  er- 
worben. Über  die  Kompromi&klausel  schreibt  Fried,  Handbuch,  S.  109: 
„Da  es   angesichts   heftiger   Meinungsdifferenzen    nicht   immer    leicht 
war,  die  Modalit&ten  einer  friedlichen  Beilegung  zu  finden,  nahm  man 
bei  der  Häufung  der  internationalen  Differenzen  zur  Kompromifsklausel 
Zuflucht    Durch  die  Aufnahme  dieser  Klausel  in  die  verschiedensten 
Verträge  kamen  die  Partelen  im  voraus  tiberein,  Streitigkeiten,  die  noch 
gar  nicht  entstanden  viraren,  eventuell  schiedsgerichtlich  zu  erledigen.^ 
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modernen  Schiedsgerichtsbewegung  und  einen  Übergang  zu 
ihrer  neuesten  Form,  zum  permanenten  Schiedsvertrag,  er- 
blicken dürfen.  Wenn  diese  Klausel  sich  auch  nur  einem 
Vertrage  sonstigen  Inhalts,  z.  B.  einem  Handelsvertrage  usw^ 
anzuschliefsen  pflegt,  so  beschränkt  sich  doch  die  Unter- 
werfung unter  das  Schiedsgericht  a  priori  hier  keineswegs 
nur  auf  diesen  Vertrag,  sondern  die  Klausel  unterwirft  auch 
Streitigkeiten  zwischen  den  Kontrahenten  aus  anderen  Ver- 
trägen und  sogar  darüber  hinaus  überhaupt  Sti-eitigkeiten 
der  Kontrahenten  mehr  oder  weniger  unbeschränkt  dem 
Schiedsgericht ". 

Unvermerkt  sind  so  die  Staaten  mehr  und  .mehr  zum 
obligatorischen  Schiedsgericht  übergegangen  und  haben  so  den 
besten  Beweis  dafür  erbracht,  dafs  dieser  Übergang  weder 
irgendwelchen  Systemwechsel  in  den  staatlichen  Anschauungen 
und  Beziehungen,  noch  eine  Änderung  im  Charakter  des 
schiedsgerichtlichen  Verfahrens  involviert,  sondern  dafs  es 
sich   dabei   einfach   um  eine   in   der   Natur   der  Dinge   be- 


^'  Vgl.  dazu  M eurer,  a.  a.  0.  S.  65:  „Auch  in  Spezialahkommen 
einzelner  Staaten,  insbesondere  in  Handels-,  Schiffahrts,  Konsular^, 
Schutz-,  Freundschafts-  und  Niederlassungsverträgen  findet  sich  schon 
oft  die  Schiedsgerichts-  und  Yennittlungsklausel.  Dieselbe  ist  dabei 
meist  auf  jenen  Vertrag  beschränkt  Es  wird  also  für  den  Fall,  daft 
über  die  Auslegung  und  Anwendung  des  betreffenden  Vertrages,  mit- 
unter auch  anderer  Verträge,  Streit  entsteht,  schiedsgerichtliche  Ent- 
scheidung vereinbart.  Seltener  aber  ist  die  Friedensklausel  unbeschränkt, 
dehnt  also  die  schiedsrichterliche  und  Vermittlertätigkeit  auf  Streitig- 
keiten aller  Art  aus."  Femer  Fried,  Handbuch,  S.  109:  „Die  Kom- 
promifsklausel  tritt  in  zweierlei  Gestalt  in  Erscheinung;  sie  ist  spezieller 
und  allgemeiner  Natur.  Die  spezielle  Kompromilsklausel  bezieht  sich 
auf  Streitigkeiten,  die  sich  bei  der  Anwendung  oder  Auslegung  über  die 
Materie  eines  Vertrages  in  bestimmter,  ausdrücklich  hervorgehobener 
Weise  ergeben  könnten. . . .  Die  allgemeine  Eompromifsklausel  bedeutet 
einen  weiteren  Fortschritt  der  Schiedsgerichtsbarkeit,  da  sie  im  Anschluß 
an  gewisse  Verträge  bereits  alle  künftigen  Streitigkeiten,  ohne  Unter- 
schied, soweit  sie  nach  den  Anschauungen  der  Vertragschliefeenden  dazu 
geeignet  sind,  der  schiedsgerichtlichen  Lösung  unterwirft.**  Beispiele 
solcher  Klauseln  finden  sich  bei  M eurer  und  Fried,  a.  a«  0.,  femer 
bei  Langlade,  a.  a.  0.  S.  90 f. 
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grOndete  Fortbilduog  dessen  handelt,   was   man   bisher  als 
fakultatives  Schiedsgericht  bezeichnet  und  allgemein  als  un- 
bedenklich anwendbar  erkannt  hatte.    Ein  innerer  Gegensatz 
zwischen  einer  fakultativen  und  einer  obligatorischen  Form 
des  Schiedsgerichts  existiert  in  Wirklichkeit  also  gar  nicht, 
und  daher  handelt  es  sich  beim  „Übergang''  vom  einen  zum 
andern  auch  nicht  um  eine  Prinzipienfrage ^^  sondern 
lediglich   um  die  Frage  des  Weiterschreitens  auf  einer 
längst  eingeschlagenen  Bahn,  ein  Entschlufs,  der  einer  mit  ihrer 
Zeit  fortschreitenden  Regierung  also  eigentlich,  so  sollte  man 
denken,  weder  Bedenken  verursachen  noch  Mühe  kosten  kann. 
Von  den  Verträgen,  die  die  generelle  Schiedsklausel  ent- 
hielten,   war  es  nur  ein    Schritt  bis  zum  permanenten 
Schiedsvertrag,  bei  dem  die  Schiedsklausel  nicht  nur  als 
Anhängsel  zu  einem  Vertrag  mit  beliebigem  anderem  Inhalt 
erscheint,  sondern  bei  dem  die  Unterwerfung  unter  das  Schieds- 
gericht a  priori  den  ausschliefslichen  Zweck  und  Inhalt  des 
Vertrags  ausmacht.    Der  ständige  Schiedsvertrag  ist  seiner 
Natur  nach  generell,  und  zwar  umfafst  er,  wie  wir  gesehen 
haben,  häufig  nicht  etwa  nur  bestimmte  Kategorien  von  Streitig- 
keiten, sondern  er  unterwirft  in  einer  ganzen  Beihe  von  Fällen 
die  sämtlichen  Streitigkeiten  zwischen  den  Kontrahenten  bis 
auf  gewisse  Reserven  dem  Schiedsverfahren  und  verzichtet  in 
einigen  Fällen  sogar  schon  auf  die  Statuierung  dieser  Reserven. 

Mit  dem  Abschlufs  solcher  ständiger  Schiedsverträge 
scheint  der  Höhepunkt  der  Entwicklung  nach  manchen  Rich- 
tungen hin  in  der  Tat  erreicht  zu  sein.  Das  Schiedsgerichts- 
abkommen gilt  hier  über  alle  schon  geschlossenen  oder  noch 
zu  schliefsenden  sonstigen  Verträge  der  Kontrahenten  hinweg 


^*  Fried,  Handbuch,  S.  179,  bemerkt,  die  Einwendungen  der 
deutschen  Delegierten  im  Haag  gegen  das  Obligatorium  hätten  sich  mehr 
gegen  das  Prinzip,  als  gegen  die  Sache  gerichtet.  Um  so  weniger  würden 
sie  aber  dann  berechtigt  erscheinen.  In  einer  praktisch  so  wichtigen 
Frage  sollte  blofse  Prinzipienreiterei  denn  doch  ausgeschlossen  sein. 
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und  selbst  da  noch,  wo  Verträge  bezw.  Vertragsstreitigkeiten 
nicht  vorliegen.  Mag  ein  solcher  Schiedsvertrag  nun  Vor- 
behalte statuieren  oder  nicht,  unter  allen  Umständen  stellt 
er  einen  höchst  bemerkenswerten  Fortschritt  dar**. 

Das  alles  hat  sich  in  wenigen  Jahren  aus  der  unschein- 
baren Kompromifsklausel  entwickelt".  Das  „obligatorische' 
Schiedsgericht  ist  damit  ein  fester  Bestandteil  des  positiven 
Völkerrechts  geworden,  und  zwar  unbedingt  einer  seiner  be- 
deutsamsten Bestandteile. 

Dafs  die  Staaten  nun  da,  wo  sie  einen  solchen  ständigen 
Schiedsvertrag  abschliefsen ,  sein  Anwendungsgebiet  um- 
schreiben, ist  nicht  mehr  als  selbstverständlich.    Diese  Um- 


1^  Vgl.  Fried,  Handbuch,  S.  111:  „Den  nächsten  Schritt  in  der 
Entwicklung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  bildet  der  st&ndige  Schieds- 
gerichtsvertrag.  Hier  erscheint  die  allgemeine  Kompromifsklausel  nicht 
mehr  als  Anhang  zu  einem  Vertrage,  sondern  bereits  als  selbständiges 
Abkommen,  das  die  Inanspruchnahme  der  Schiedsgerichtsbarkeit  für  alle 
späteren,  zwischen  den  vertragschließenden  Staaten  entstehenden  Streitig- 
keiten im  allgemeinen  oder  unter  gewissen  Beschränkungen  festsetzt  und 
regelt.  .  .  .  Der  ständige  Schiedsgerichtsvertrag  [erhebt]  die  schieds- 
gerichtliche Beilegung  künftiger  Streitigkeiten  zum  Tenor  eines  Ver- 
trages, der  die  Grundlage  aller  später  zwischen  den  Vertragsstaaten 
abzuschliefsenden  Verträge  und  der  eventuell  sich  ergebenden  Streitig* 
keiten  bildet."    Vgl.  ferner  Langlade,  a.  a.  0.  S.  107  f.,  216  f. 

^^  Wie  Descamps  im  Kommissionsbericht  hervorhebt,  kann  die 
„stipulation  compromissoire*^  generell  sein:  „Elle  embrasse  alors  Tuni- 
versalit^  ou  du  moins  la  g^n^ralit^  des  litiges  entre  Etats.  C'est  le 
trait^  g^n^ral  d'arbitrage,  contrat  vraiment  organique  de  la  paix  juri- 
dique,  cons^cration  positive  de  la  justice  arbitrale  comme  mode  propre, 
normal ,  accept^  d*avance,  de  Solution  de  litiges  internationaux.  L'E  tat 
actuel  du  droit  international  positif,  au  point  de  vue  des  extensions 
diverses  du  contrat  d'arbitrage   se  caract^rise  par  les  traits  suivants: 

1.  Accroissement  progressif  du  nombre  des  compromis  appliquant 
Tarbitrage  ä  des  contestations  n^es. 

2.  Multiplication  des  stipulations  compromissoires  visant  des  s^ries 
particuli^res  plus  ou  moins  nombreuses  de  contestations  eventu- 
elles. 

3.  Gonclusion  de  certaines  Conventions  etendant  la  stipulation 
compromissoire  soit  ä  tous  les  litiges  entre  Etats  sans  exception 
soit  ä  Tensemble  de  ces  litiges  sous  une  r^serve  jug^e  n^cessaire 
ä  r^gard  d'un  ordre  de  contestations  que  les  Etats  ne  croient 
pas  pouvoir  livrer  aux  ^ventualit^s  d'un  arbitrage.** 
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Schreibung  hat  jedoch  da,  wo  sie  einen  limitierenden  Charakter 
tragt,  heute,  wie  wir  gesehen  haben,  in  vielen  Verträgen  nur 
eine  negative  Form,  indem  man  einfach  Vorbehalte  macht  für 
die  Fälle,  auf  die  das  Obligatorium  sich  nicht  erstrecken 
soll,  mit  anderen  Worten,  man  erkennt  das  Obligatorium  bereits 
vielfach  als  für  alle  nicht  ausdrücklich  ausgenommenen  Fälle 
za  Recht  bestehend  an. 

Es  liegt  ohne  weiteres  auf  der  Hand,  dafs  dieser  Ent- 
wicklung gegenüber  die  Haager  Konvention  in  ihrer  jetzigen 
Gestaltung  kein  höheres  Stadium  bedeutet.  So  grofs  der 
Fortschritt  auch  war,  den  sie  durch  Statuierung  eines  Prozefs- 
verfahrens  und  eines  Schiedsgerichtshofs  gebracht  hat,  das  An- 
wendungsgebiet des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  hat  sie  in 
keiner  Weise  weder  festgelegt  noch  erweitert,  und  dem  Obliga- 
torium, das  längst  dem  geltenden  Völkerrecht  angehörte,  hat 
sie  die  Anerkennung  versagt.  Damit  hat  sie  also  auch  darauf 
verzichtet,  eine  Garantie  für  die  Anwendung  des  Rechts- 
verfahrens zu  schaffen,  die  damals  schon  gewissermafsen  in 
der  Luft  lag  und  auf  die  das  allgemeine  Völkerrecht  auf  die 
Länge  nicht  wird  verzichten  können". 

Im  partikularen  Völkerrecht  ist  die  Haager  Konvention 
so  inhaltlich  längst  überholt  worden  und  man  darf  schon  aus 
dieser  Tatsache  einen  Grund  entnehmen,  der  mit  innerer  Not- 
wendigkeit darauf  hinweist,  dafs  die  Haager  Konvention  sich 
dieser,  wenn  auch  formell  nur  partikularen,  in  Wirklichkeit 
aber  allgemeinen  Rechtslage  früher  oder  später  anpassen,  dafs 
sie   die   tatsächliche   allgemeine   Rechtslage   auch   ihrerseits 

'*  Indirekt  hat  die  Haager  Konvention  allerdings  trotzdem  auch 
f&r  das  Obligatoriam  und  für  die  Anwendung  des  schiedsgerichtlichen 
Verfahrens  Grofses  erreicht.  Das  hat  uns  die  Entwicklung  des  Schieds- 
gedankens  seit  dem  Jahre  1899  deutlich  gezeigt.  Vgl.  dazu  Meurer, 
a.  a.  0.  S.  200:  „Auf  dem  Gebiet  des  Schiedswesens  hat  die  Haager  Kon- 
ferenz selbst  keine  unmittelbaren  Erfolge  zu  verzeichnen.  Es  blieb  alles 
beim  alten.  Aber  die  Konferenz  hat  sich  mit  Nachdruck  für  diese  hervor- 
ragende Friedenseinrichtung  eingesetzt  und  durch  die  vorbereitende  Akte 
wie  die  gründlichen  Verhandlungen  klärend  und  aufmunternd  gewirkt.^ 
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wiederspiegeln  mufs.  Es  ist  nicht  mehr  als  eine  selbst- 
verständliche Konsequenz  aus  der  ersten  Konferenz, 
dafs  die  Haager  Konvention,  nachdem  sie  eine  Gerichts- 
verfassung und  eine  Prozefsordnung  geschaffen  hat,  auch  an 
die  Regelung  der  gerichtlichen  Kompetenzen  herantritt  und 
das  Anwendungsgebiet  fQr  das  völkerrechtliche  Verfahren 
regelt.  Der  in  dieser  Beziehung  bestehende  Gegensatz  zwischen 
dem  partikularen  und  dem  allgemeinen  Völkerrecht  bedeutet 
eine  Dissonanz  auf  intemationalrechtlichem  Gebiet.  Ein 
Ausgleich  mufs  hier  erfolgen! 

Wie  aber  kann  dieser  Ausgleich  erzielt  werden?  Und 
was  steht  der  Erreichung  dieses  Zieles  im  Wege?  Irgend- 
welche prinzipielle,  rechtliche  Hindernisse  oder  Bedenken 
existieren  nicht.  Das  Ganze  ist  heute  in  Wirklichkeit  ledig- 
lich eine  Frage  der  Politik. 

Worauf  es  ankommt,  das  ist,  wie  die  Politik  sich  zu  der 
Frage  dieses  Ausgleichs  verhält,  ob  die  Politiker  sich  für  eine 
Einführung  des  obligatorischen  Schiedsgerichts  in  die  Haager 
Konvention  werden  entscheiden  können.  Die  Staaten  haben 
es  selbstverständlich  in  der  Hand,  das  obligatorische  Schieds- 
gericht auch  generell,  universell,  in  der  künftigen  Konvention 
zur  Anerkennung  zu  bringen.  Sie  haben  natürlich  die  Macht 
und  die  Fähigkeit,  das  obligatorische  „Schiedsgerichtsprinzip'', 
wenn  sie  dies  für  opportun  erachten,  jederzeit  auch  in  der 
Haager  Konvention  in  die  Wirklichkeit  zu  tibertragen.  Ihre 
Entschliefsungen  hängen  aber  häufig  weniger  von  rechtlichen,  als 
von  realpolitischen  Erwägungen  ab,  sie  betrachten  das  Ganze 
vielfach  in  erster  Linie  als  eine  Machtfrage.  Das  gesteht 
M  e  u  r  e  r  offen  zu,  wenn  er  mit  Bezug  auf  die  Verhandlungen 
im  Haag  schreibt":  „Es  war  eine  reine  Frage  der 
Politik,  ob  es  zweckmäfsig  sei,  den  Schieds- 
gedanken  derart  zu  stärken,  dafs  demselben  noch 


"  Meurer  a.  a.  0.  S.  178. 
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SO  zahlreiche  andere  wirtschaftlich-technische 
fragen  in  obligatorischer  Weise  unterworfen 
Worden.« 

Dieser  Satz  enthält  eigentlich  die  ganze  Quintessenz  der 
^^Wierigkeiten ,  die  in  unserer  Frage  zu  tiberwinden  sind. 
Leider  ist  es  so.    Die  Staaten  wollen   sich  im  allgemeinen 
^^t  davon  tiberzeugen,  dafs  sie  auch  in  ihren  politischen 
üteressen  auf  ihre  Rechnung  kommen,  bevor  sie  einen  recht- 
iichen  Fortschritt  wagen.    Manche  Staaten  gehen  aber  bei  Ab- 
w&gang    dieser  Interessen  einfach  davon  aus,  dafs  sie  mög- 
licist  viel  Macht  in  der  Hand  behalten,  möglichst  wenig  Macht 
aus  der  Hand  geben  wollen.    Lediglich  von  diesem  Gesichts- 
winkel   aus  wird  »die  Kunst  der  Politik"  häufig  verstanden  ". 
Da    die    Staaten    nun    teilweise   vorläufig   noch    die   unein- 
geschrankte  Macht  in  der  Hand  haben,  internationale  Streitig- 
Aöiteu    nach  eigenem  Gutdünken  zu  regeln,  so  befürchten  sie 
^^^  ^er  Einftihrung  des  Schiedsgerichts  eine  Schmälerung  ihrer 
^^eiht.     Ob  damit  dem  Recht  gedient  wäre  oder  nicht,  ist 
^^^^u  gleichgtiltig.    Sie  lassen  lieber  Macht  vor  Recht  gehen, 
^^^  dafs  sie  auf  Macht  verzichten**." 


^"  Die  Kechnung  trifft  aber  nicht  immer  zu.  c>ber  diesen  Punkt 
lielse  sich  in  der  vorliegenden  Frage  allein  ein  Buch  schreiben.  An 
dieser  Stelle  müssen  politische  Betrachtungen  jedoch  unterbleiben. 

^*  Gegen  die  Gegenüberstellung  von  Politik  und  Völkerrecht  wendet 
sich  Niemeyer  in  der  „Deutschen  Juristenzeitung**  vom  15.  April  1906. 
£r  schreibt :  „Völkerrecht  und  Politik  stehen  historisch  und  systematisch 
flicht  im  Verhältnis  der  Disjunktion,  sondern  in  der  Beziehung  gegen- 
seitiger Abhängigkeit.    Das  Völkerrecht  ist  nichts  anderes  als  die  Ver- 
gesellschaftung der  Staaten  mittelst  Feststellung  und  Geltendmachung 
der  Solidarität  ihrer  Interessen.    Die  internationale  Vergesellschaftung 
vollzieht  sich  durch  die  Mittel  der  Politik,  und  also  unter  anderem  auch 
mit  Hilfe  der  Machtfaktoren,  welche  der  Politik  zu  Gebote  stehen.    Es 
kommt  nicht  auf  die  Mittel,  sondern  auf  das  Ziel  an.   Wenn  mit  Macht- 
mitteln völkerrechtliche  Fortschritte  erzwungen  werden,  so  ist  die  Frage- 
stellung »Rechtsfrage*  oder  ,Machtfrage*  ad  absurdum  geführt  —  Wenn 
auch  die  völkerrechtlichen   Fortschritte  mit  politischen  Mitteln  erzielt 
werden,  so  berechtigt  das  meines  Erachtens  doch  noch  nicht,  zu  sagen, 
dals  der  Zweck  die  Mittel  heiligt  und  dals  die  Wissenschaft  sich  der 
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V^enn  das  in  grofsen  Zügen  der  Standpunkt  mancher 
sogenannten  Realpolitiker  ist,  so  mufs  man  diese  natürlich 
zunächst  davon  überzeugen,  dafs  ein  Eintreten  für  die  Schieds- 
gerichte gerade  ihren  politischen  Sonderinteressen  zu  dienen 
vermag.  Aber  aufserdem  nicht  nur  mittelbar  ihren  rein  politi- 
schen Interessen,  sondern  daneben  auch  unmittelbar  denjenigen 
Interessen,  die  in  Wirklichkeit  meist  in  Frage  stehen  werden, 
und  die  wir  als  solidarische,  als  rechtliche  Interessen  kennen 
gelernt  haben.  Die  Überzeugung  von  der  Solidarität  der  inter- 
nationalen Interessen  wird  und  mufs  mit  der  Zeit  auch  die 
widerstrebenden  Realpolitiker,  und  gerade  diese,  für  den 
Schiedsgerichtsgedanken  gewinnen.  Denn  die  Schieds- 
gerichtsfrage ist  heute  eine  Frage  der  Real- 
politik im  vollen  Sinne  dieses  Wortes  geworden! 
Darüber  sollte  man  sich  keinen  Zweifeln  hingeben. 

Natürlich  wird  man  nun  aber  die  „Realpolitiker"  nur  dann 
für  den  Schiedsgerichtsgedanken  gewinnen,  wenn  ihnen  dieser 
in  realisierbarer  Form  entgegengebracht  wird.  Das  ist 
ein  Haupterfordernis,  wenn  man  der  Frage  näher  tritt,  wie 
man  vom  rein  praktischen  Standpunkte  aus  am  leichtesten 
dazu  gelangen  kann,  die  Anwendung  des  schiedsgerichtlichen 
Verfahrens  durch  Einführung  des  Obligatoriums  in  die  Haager 
Konvention  nach  Möglichkeit  zu  sichern.  Man  darf  nicht 
zu  viel  auf  einmal  fordern  und  mufs  sich  auch  kein 
Endziel  setzen,  das  im  Widerspruch  steht  mit  der 
Eigenart  des  Völkerrechts  und  mit  der  Art  der  Or- 
ganisation der  völkerrechtlichen    Gemeinschaft. 

Staatenpolitik  gegenüber  des  Rechts  auf  Kritik  begeben  soll.  Wird 
durch  die  Mittel  der  Politik  positives  Völkerrecht  geschaffen,  so  ist  dieses 
letztere  natürlich  als  geltend  anzuerkennen.  Aber  die  Mittel  der  Politik 
sind  leider  keineswegs  stets  solche,  die  vom  Rechtsstandpunkte  aus  ge- 
billigt werden  können.  Die  Politik  arbeitet  nur  zu  häufig  mit  unmorali- 
schen Mitteln  und  nicht  alle  Taten  der  Politik  sind  ohne  weiteres  an- 
erkennenswert. Es  geschieht  auch  noch  heute  in  der  politischen  Welt 
sehr  viel  Unrecht,  mit  dem  sich  die  Rechtswissenschaft  nicht  identi- 
fizieren darf. 
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Beachtet  man  dies,  dann  wird  man  auch  finden,  dafs  der 
anscheinende  Gegensatz  zwischen  Politik  und  Recht  sich  wohl 
überbrücken  läfst.    Je  mehr  man  sich  sagt,  dafs  Völkerrecht 
und  Politik  in  gewissen  Beziehungen  Gegensätze  sind,  ja  dafs 
die  Interessenpolitik  häufig  geradezu  als  der  Antipode  des 
völkerrechtlichen  Fortschritts  erscheint,  um  so  mehr  mufs  man 
sich  fragen,  wie   denn  bei  solchen  anscheinenden  oder  wirk- 
lichen Gegensätzen  ein  Ausweg  gefunden  werden  kann.    Dieser 
kann  aber  immer  nur  in  einer  weisen  Selbstbeschränkung  be- 
stehen.  Wenn  man  die  Staaten  für  das  Schiedsgerichtssystem 
gewinnen  will,  ohne  dafs  sie  das  Gefühl  haben  sollen,  dadurch 
eiDC  Machteinbufse  zu  erleiden,  dann  darf  man  auch  keine  un- 
erfüllbaren Forderungen  stellen.  Bescheidet  man  sich  aber  und 
Oberzeugt  die  Politiker  davon,  dafs  es  ihr  eigener  Vorteil 
ist,  der  in  Frage  steht,  dann  werden  diese  auch  selbst  den 
Kechtsgedanken  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  aufnehmen, 
wenn  auch  zunächst  nur,  weil  sie  erkennen,  dafs  dies  die  beste 
Politik  ist.    Aber  schliefslich  hängen  von  der  fortschreitenden 
politischen  Einsicht  der  Völker  und  der  Staatsmänner  auch 
die  Fortschritte  des  Völkerrechts  ab^^ 

Nicht  zu  viel  darf  also  verlangt  werden.  Das  obli- 
gatorische Schiedsgericht  bedarf  der  Begrenzung.  War  diese 
prinzipiell  auch  nicht  geboten,  so  ist  sie  es  doch  praktisch, 
und  zwar  tritt  diese  Notwendigkeit  in  dem  Momente  ein,  in  dem 
das  Schiedsgericht  einen  obligatorischen  Charakter  annehmen 
soll,  in  dem  wir  eine  generelle,  rechtliche  Verpflichtung  kon- 
struieren v?ollen.  Hierüber  mufs  man  sich  von  vornherein  klar 
sein.  Das  obligatorische  Schiedsgericht  ist  unter  den  gegen- 
wärtigen politischen  Verhältnissen  nur  innerhalb  gewisser 
Grenzen  möglich.    Das  bestätigt  die  Theorie  wie  die  Praxis. 


*®  Vgl.  dazu  die  trefflichen  Bemerkungen  von  Hilty,  „Über  Krieg 
und  Frieden  und  die  Voraussetzungen  schiedsrichterlicher  Entscheidung 
von  völkerrechtlichen  Streitigkeiten"  S.  204,  208,  sowie  Niemeyer 
a.  a.  0. 
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Die  Staaten  anerkennen  die  Anwendbarkeit  des  schiedsgericht- 
lichen Verfahrens,  wie  wir  gesehen  haben,  auch  im  parti- 
kularen Völkerrecht  meist  nur  mit  gewissen  Vorbehalten^*, 
und  die  Theorie  stellt  diese  Vorbehalte  zum  Teil  sogar  all- 
gemein auf,  ohne  Bücksicht  auf  die  Frage  des  Obligatoriums. 
Also  könnte  dieses  letztere  in  der  Haager  Konvention  zunächst 
wohl  keinesfalls  über  diese  Vorbehalte  hinausgehen,  sondern 
es  wird  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  im  besten  Fall 
bis  an  diese  Vorbehalte  heranreichen  können  *^ 

Daher  müssen  wir  also,  sobald  wir  der  Frage  näher  treten, 
ob  und  inwieweit  das  obligatorische  Schiedsgericht  sich  in 
absehbarer  Zeit  in  das  allgemeine  Völkerrecht  einführen  läfst, 
von  vornherein  die  Grenzen  feststellen,  bis  zu  denen  das 
Obligatorium  reichen  soll.  Wenn  wir  auch  bei  der  Frage 
nach  der  prinzipiellen  Anwendbarkeit  des  schiedsgerichtlichen 
Verfahrens  von  der  Aufstellung  von  Grenzen  absehen  konnten, 
da  rechtliche  Schranken  für  das  Schiedsgericht  in  der  Tat 
nicht  vorhanden  sind,  so  müssen  wir  doch  natürlich  von  dem 
Moment  an,   wo  eine  rechtliche  Obligation  zur  Anwendung 


*^  Fried,  „Die  moderne  Schiedsgerichtsbewegung"  S.  35  weist  aber 
mit  Kecht  darauf  hin,  dafe  die  Fragen,  die  aus  den  Verträgen  fort- 
gelassen wurden,  deshalb  noch  keineswegs  der  Entscheidung  durch  Ge- 
walt anheimgegeben  sein  sollen;  nur  dem  Zwang,  sie  dem  Schiedsgericht 
zu  unterwerfen,  seien  sie  entzogen,  aber  nicht  dem  Schiedsgericht  über- 
haupt. Wenn  man  ^'ragen  von  solcher  Tragweite  nicht  schon  im  voraus 
einer  festen  Schlichtungsmethode  unterwerfen  woUte,  so  liege  darin 
Achtung  vor  dem  Schiedsgerichtsprinzip:  man  woUte  ihm  nicht  Be- 
stimmungen verleihen,  die  man  möglicherweise  nicht  halten  konnte. 
Auch  sei  das  Mittel  nach  dieser  Richtung  hin  noch  nicht  genügend 
erprobt.  Die  ständige  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  sei  noch  ein 
Novum  und  es  sei  daher  klug  gehandelt  gewesen,  die  ernsten  Fragen 
für  die  Zeit  der  Versuche  noch  zu  eliminieren.  Von  Fall  zu  Fall  können 
die  Staaten  aber  auch  Lebensfragen  dem  Schiedsgericht  zuführen.  — 
Man  kann  diesen  Ausführungen  nur  zustimmen. 

*^  Insofern  pflichte  ich  also,  wie  gesagt,  Descamps  (siehe  oben 
S.  216)  vollständig  bei,  wenn  er  schreibt,  die  Verallgemeinerung  der  Schieds- 
gerichtsanwendung über  gewisse  Grenzen  hinaus  biete  ernste  Schwierige 
keiten,  man  müsse  zugeben,  dals  der  Widerstand  gegen  eine  unbegrenzte 
Zulässigkeit   des  Schiedsgerichtssystems  nicht  zu  besiegen  sein  dürfte. 
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dieses  Verfahrens  in  Frage  kommt,  auch  wissen,  wie  weit 
diese  Verpflichtung  reichen  soll. 

Dies  Moment  betont  sehr  richtig  die  „Note  explicative" 
zu  Art.  10  des  seinerzeit  der  Haager  Konferenz  unter- 
breiteten russischen  Schiedsentwurfes  ^® :  Während  die  fakul- 
tative Schiedssprechung  unbegrenzt  sei,  müsse  die  obliga- 
torische von  vornherein  abgegrenzt  werden. 

Also  müssen  Grenzen  aufgestellt  werden **,  und  das  ge- 
schieht natürlich  am  sichersten  dadurch,  dafs  man  einfach  die 
Streitfälle,  die  dem  Obligatorium  unterliegen  sollen,  zur  Auf- 
zählung bringt. 

Diesen  Gedanken  hat  der  erwähnte  russische  Entwurf 
seinerzeit  denn  auch  in  sehr  richtiger  Weise  zur  Ausführung 
zu  bringen  versucht**'.    Es  war  darin  bekanntlich  eine  Fort- 


<"  Siehe  daza  den  Anhang  und  „Conference  de  la  PaiK**,  Annexe  10, 
lY  212,  M eurer,  a.  a.  0.  S.  169.  Maurer  nennt  die  obligatorische 
Schiedssprechung  „notwendige  Schiedssprechung''.  Ich  halte  diesen 
Ausdruck  nicht  f&r  glücklich  gewählt;  ein  Fremdwort  ist  schlielslich 
besser,  als  ein  Ausdruck,  der  den  Sinn  nicht  richtig  wiedergibt. 

^Bulmerincq  (in  Holtzendorffs  Rechtslexikon,  Bd.  3,  s.  v. 
Schiedsspruch  S.  568)  meint,  er  sei  nicht  der  Ansicht  Lorimers  (in  „Revue 
de  droit  international",  Bd.  6,  S.  171),  dals  keine  genaue  Festsetzung 
derjenigen  Arten  von  Streitigkeiten  möglich  sei,  die  einem  Schiedsgericht 
unterworfen  werden  können,  er  halte  eine  solche  vielmehr  zur  regel- 
mälsigen  Wirksamkeit  des  Instituts  für  unerläislich  und  wolle  die  Fälle 
der  Anwendbarkeit  nicht  blofs  in  das  freie  Ermessen  der  streitenden 
Staaten  stellen;  jedenfalls  seien  möglichst  wenige  Arten  von  Streitig- 
keiten dem  Schiedsspruch  zu  entziehen.  „Wir  anerkennen  zwar  die 
Schwierigkeit  der  Feststellung  der  für  den  Schiedsspruch  sich  eignenden 
Kategorien,  indes  erscheint  es  möglich,  dals  vorläufig  einzelne  Staaten 
sich  darüber  verständigen."  Das  ist  durchaus  richtig,  und  die  Ver- 
handlungen im  Haag  liefern  dafür  den  besten  Beweis.  Nur  muls  man 
festhalten,  dals  die  Notwendigkeit  einer  solchen  Feststellung  sich  nicht 
sowohl  vom  Standpunkte  der  Theorie,  als  vielmehr  von  dem  der  Staaten- 
praxis aus  ergibt,  und  dafs  sie  erst  aktuell  wird,  wenn  es  sich  um  die 
Frage  des  obligatorischen  Schiedsgerichts  handelt. 

^  Da  der  russische  Entwurf,  sowie  die  russische  „Note  explicative", 
«benso  wie  die  darauf  bezüglichen  offiziellen  Berichte  für  unsere  Frage 
von  hervorragendem  Interesse  sind,  gebe  ich  sie  im  Anhang  in  extenso 
wieder.  Vgl.  dazu  auch  M  eurer  a.  a.  0.  S.  169.  Man  darf  wohl  sagen, 
da&  alle  diese  Dokumente  historische  Bedeutung  haben. 
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bildung  des  Völkerrechts  durch  Einfahrung  des  obligatorischen 
Schiedsgerichts  in  die  Haager  Konvention  ins  Auge    gefafst, 
und  zwar  in  richtiger  Erkenntnis  der  gegenwärtigen  inter- 
nationalen Lage    unter   genauer    Feststellung   der    Grenzen 
für  dieses  Obligatorium.    Der  Entwurf  enthielt  insofern    an 
sich  absolut  nichts  Bedenkliches ,  was  ja  auch  schon  aus  der 
Tatsache  erhellt,  dafs  sämtliche  Staaten,  mit  Ausnahme  des 
Deutschen  Reichs,  bereit  waren,  den  russischen  Vorschlag  an- 
zunehmen.   Das  Schiedsgericht  war  nach  dem  Entwürfe  von 
vornherein  ausgeschlossen  '•),  wenn  die  vitalen  Interessen  oder 
die  nationale  Ehre  in  Frage  kamen,   so  dafs  von  einer    Ge- 
fthrdung  der  staatlichen  Freiheit  in  Wirklichkeit  nicht    die 
Rede  sein  konnte.   Das  Obligatorium  insbesondere  war  nur  für 
Entschädigungsansprüche  und   für  Streitigkeiten  über   Aus- 
legung oder  Anwendung  einer  bestimmten   Reihe  von  Ver- 
kehrsverträgen vorgesehen,  die  der  Artikel  10  des  Entwurfes 
einzeln  aufzählte*'. 

Bei  den  Verhandlungen,  die  im  Haag,  zunächst  im  so- 
genannten Ausschufs,  stattfanden,  schienen  sich  nennenswerte 


^  Vgl.  Art.  8  des  russischen  Entwurfs  im  Anhang. 

*''  Vgl.  die  Art.  9  und  10  des  Entwurfs  im  Anhang.  Siehe  dazu 
Zorn  in  der  „Deutschen  Rundschau^  a.  a.  0.  S.  109:  „1.  Das  ganze 
System  des  obligatorischen  Schiedsgerichtes  sollte  streng  beschränkt  sein 
auf  Geld-,  wirtschaftliche  und  technische  Fragen,  denen  schon  ihrer 
Natur  nach  kein  politischer  Charakter  beiwohne;  wirtschaftliche  Streit- 
fragen, die  mit  der  Politik  zusammenhängen,  waren  ausgeschlossen,  so 
insbesondere  Streitfragen  aus  Handelsverträgen ;  der  Anregung  des  Grafen 
Nigra,  auch  die  Handelsverträge  in  die  Liste  des  obligatorischen  Schieds- 
gerichtes aufzunehmen,  gemäls  der  von  Italien  geübten  Praxis,  wurde  von 
deutscher  und  russischer  Seite  bestimmt  widersprochen;  2.  das  ganze 
obligatorische  Schiedsgerichtssystem  des  russischen  Entwurfes  war  be- 
herrscht von  dem  Prinzip :  sobald  Fragen  der  Lebensinteressen  oder  der 
nationalen  Ehre  des  Staates  in  Betracht  kommen,  sei  es  von  vornherein, 
sei  es  im  Laufe  der  Entwicklung  des  Streites,  ist  jeder  beteiligte  Staat 
in  der  Lage,  auch  das  „obligatorische"  Schiedsgericht  abzulehnen,  und 
ob  solche  Interessen  auf  dem  Spiele  stehen,  ist  jeder  Staat  allein  zu 
entscheiden  immer  berechtigte^  —  Das  war  also  doch  in  der  Tat  ein 
Vorschlag,  der  keine  wirklichen  Bedenken  erregen  konnte. 
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« 

Schwierigkeiten  vorerst  auch  nicht  zu  ergeben^®.  Man  be- 
fafste  sich  mit  den  Fragen  einer  Erweiterung  oder  Ein- 
schränkung des  Umfanges  des  Obligatoriums  in  einzelnen 
Punkten.  So  verhandelte  man  in  der  ersten  Lesung  über  Auf- 
nahme oder  Streichung  der  Schiffahrtsverträge,  der  Handels- 
und Konsularverträge,  der  Telephonverträge,  der  Münz- 
verträge, der  Genfer  Konvention,  der  Verträge  zur  Unter- 
stützung bedürftiger  Kranker.  Auf  Grund  dieser  Verhand- 
lungen wurde  vom  Redaktionsausschufs  eine  neue  Fassung 
des  Artikel  10  ausgearbeitet^*,  über  die  in  der  folgenden  Aus- 
schufssitzung  beraten  wurde.  Daraus  entstand  dann  die  Fas- 
sung, die  vom  Ausschufs  in  der  ersten  Lesung  genehmigt 
wurde  *®. 

In  der  zweiten  Lesung  beantragte  dann  Deutschland  die 
Streichung  der  Art.  9  und  10.  Meurer®^  bemerkt  darüber 
folgendes : 

„Deutschland  erkannte  an,  dafs  sich  der  Entwurf  in  dem  all- 
gemeinen RahmeD  bewege,  dem  auch  der  Weltpostvertrag  angehört. 
Deutschland  hatte  damals  in  dieser  Richtung  sogar  kräftige  An- 
regung gegeben  und  dem  Prinzip  des  obligatorischen  Schieds- 
gerichts zugestimmt.  Aber  es  war  eine  reine  Frage  der  Politik, 
ob  es  zweckmässig  sei,  den  Schiedsgedanken  derart  zu  stärken, 
dafs  demselben  noch  so  zahlreiche  andere  wirtschaftlich-technische 
Fragen  in  obligatorischer  Weise  unterworfen  würden.  Die  deutsche 
Staatsleitnng  stützte  sich  nach  dem  Bismarckschen  Vorbild  auf  die 
eigene  Kraft.  Sie  war  der  freiwilligen  Schiedssprechung  nicht  ab- 
geneigt, hatte  auch  selbst  schon  gelegentlich  die  Schiedssprechung 
vorgesehen-  wie  angerufen,  hielt  aber  die  Zeit  für  eine  allgemeine 
obligatorische  Schiedssprechung  mangels  zureichender  Erfahrungen 
noch  nicht  für   gekommen   und   die  Menschheit  einstweilen  noch 


«»  Vgl.  Conference,  Bd.  4,  S.  108  f. 

«»  Vgl.  Conference,  Bd.  4,  S.  113,  und  Meurer  a.  a.  0.,  S.  175. 

^  Siehe  diese  im  Anhang.  Daselbst  findet  sich  auch  der  Des- 
c am p Sache  Ausschufebericht  abgedruckt. 

'^  Meurer,  a.  a.  0.,  S.  178  f.  £s  ist  nicht  meine  Absicht,  hier  in 
eine  Kritik  der  Stellungnahme  der  deutschen  Regierung  einzutreten. 
Ich  gebe  daher  hier  lediglich  die  Meurer  sehen  Ausführungen  wieder. 
Man  Tgl.  ferner  namentlich  Zorn  in  der  „Deutschen  Rundschau"  a.  a.  0., 
Märignhac,  Conf.  S.  297  f.,  de  Lapradelle,  a.  a.  0.,  S.  776  f. 
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nicht  für  reif.  Mittlerweilen  hatte  das  Schiedsgerichtsinteresse  in 
der  Schiedshoffrage  seinen  Höhepunkt  erreicht.  Aber  auch  dafür 
konnte  man  sich  deatscherseits  nicht  begeistern,  and  der  deutsche 
Vertreter  lehnte  bei  der  ersten  Beratung  das  Schiedshofprojekt 
ab.  Aber  Deutschland  stand  mit  seiner  Abneigung  gegen  den 
ständigen  Schiedshof  allein^'  und  da  der  so  mächtig  hervor- 
getretene Schiedshof  plan  unmöglich  mehr  ausgeschaltet  werden 
konnte,  ergab  sich  für  Deutschland  folgendes:  entweder  blieb  es 
bei  seiner  Ablehnung  und  schied  damit  von  der  Mitarbeit  ans, 
oder  es  schlofs  sich  an  und  stellte  seine  Gegenforderung.  Und 
da  entschied  es  sich  mit  realpolitischem  Blick  für  das  letztere,  am 
so  mehr,  als  sich  der  deutsche  Vertreter  überzeugt  hatte,  dafs 
man,  wenn  irgend  möglich,  das  Werk  nicht  ohne  Zustimmung 
Deutschlands  zum  Abschlufs  bringen  werde,  also  zu  weitgehenden 
Zugeständnissen  bereit  sei.  So  kam  man  zum  Eompromifs,  zu 
,concessions  r^ciproques  faites  par  les  d61^gu6s  entre  eux,  et  en 
ifaveur  de  TAllemagne*^.  Eine,  und  zwar  die  wichtigste  der  von 
Deutschland  gestellten  Gegenforderungen  war  nun  die,  dafs  der 
obligatorische  Charakter  des  Schiedswesens  aus  dem  Abkommen 
beseitigt  werde.  Unter  der  Bedingung  und  im  Hinblick  auf  ein 
solches  Zugeständnis  hatte  Deutschland  mittlerweilen  am  1.  Jali 
durch  eine  förmliche  Erklärung  seines  Vertreters  in  der  Ausschafs- 
sitzung dem  ständigen  Schiedshof  zugestimmt,  und  nun  hatte  der 
Ausschufs  die  hinter  den  Kulissen  gemachte  Zusage  an  Deutsch- 
land einzulösen.  Zorn  gab  demgemäfs  in  der  Ausschufssitzang 
am  4.  Juli  nur  eine  kurze  Erklärung  ab :  Die  deutsche  Regierang 
sei  nicht  in  der  Lage,  die  notwendige  Schiedssprechung  anza- 
nehmen.  An  den  bisherigen  Verträgen  mit  kompromissarischer 
Klausel  solle  damit  nicht  gerüttelt  werden.  Das  gelte  also  auch 
für  die  Kollektivabkommen,  an  welchen  Deutschland  beteiligt  sei. 
Aber  weiter  könne  Deutschland  nicht  gehen;  es  glaube  vielmehr, 
genug  getan  zu  haben,  wenn  es  die  Schiedsrichterliste  und  den 
ständigen  Schiedshof  zugestehe.  Er  hoffe,  dafs  die  bisherige  Ein- 
mütigkeit nicht  in  die  Brüche  gehen  und  man  ihm  für  die  bereits 
gemachten  Zugeständnisse  Dank  wissen  werde.** 

Der  russische  Vertreter  v.  Martens  versuchte  vergeb- 
lich, das  Obligatorium  in  einem  beschränkteren   Umfangt' 


"  Unter  den  Delegierten  bestand  eine  Zeitlang  die  feste  Absicht, 
das  Obligatorium  ohne  Deutschland  anzunehmen.  Heils  erklärte:  „Der 
Zug  ist  zum  Abgang  bereit,  und  wenn  die  Deutschen  in  den  Waggons 
nicht  Platz  nehmen  wollen,  wird  man  sie  am  Bahnsteig  zurücklassen.^ 
Vgl.  Fried,  Handbuch  S.  179. 

"  Er  schlug  nunmehr  folgende  Fassung  vor:  Art.  9:  „Chaque  Etat 
reste  seul  juge  de  la  question  de  savoir  si  tel  ou  tel  cas  doit  ^tre 
soumis  ä  Tarbitrage:  sauf  les  cas  ^num^r^s  ä  Tart.  10  et  au  sujet  des- 
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züT  Einführung  zu  bringen ,  bei  der  Deutschland  neue  Ver- 
pflichtungen de  facto  eigentlich  gar  nicht  eingegangen  wäre"^, 
da  es  bezüglich  der  dort  obligatorisch  gemachten  Fälle  bereits 
vertraglich  gebunden  war,  und  da  für  die  übrigen  Fälle  des 
bisherigen  Artikel  10  das  Schiedsgericht  nach  diesem  Vorschlag 
nicht  obligatorisch,  sondern  nur  besonders  empfohlen  sein 
sollte.  Deutscherseits  beharrte  man  auf  einfacher  Streichung 
der  Artikel  9  und  10. 

Das  Resultat  war  schliefslich  ein  Eompromifsvorschlag,  der 
von  Descamps  ausging ^^  und  als  welcher  sich  der  heutige 
Artikel  19  der  Schiedsgerichtskonvention  darstellt,  der  an  die 
Stelle  der  Artikel  8—12  des  russischen  Entwurfs  getreten  ist**. 


qnels  les  H.  P.  C.  reconnaissent  Tarhitrage  et  s*ohligent  k  le  pratiquer 
—  soit  en  vertu  d'nne  Convention  speciale,  soit  en  vertu  du  präsent 
acte  —  comme  le  meilleur  moyen  de  regier  pacifiquement  les  cas  de 
litige.**  Art.  10:  „L'arhitrage  est  reconnu  par  les  Parties  contractantes 
comme  le  meilleur  moyen  de  regier  les  cas  de  litige  relatifs  ä  .  .  . 
snivent  les  4  cas  au  s^jet  desquels  le  Gouvernement  allemand  s'est  en- 
gag^  ä  recourir  ä  Tarbitrage  par  Conventions  particuliäres).^  Art.  11: 
„Ponr  les  cas  de  litige  non  vis^s  ä  Part.  10,  Tarbitrage  est  reconnu 
comme  tr^s  d^sirable  et  recommand^  dans  les  cas  suivants:  (suit  une 
enum^ration  analogue  k  celle  de  Pancien  art  10).'' 

«  Vgl.  Meurer  S.  179. 

"  Der  Vorschlag  war  ausdrücklich  als  „Vote  de  transaction*'  be- 
zeichnet. Meurer  bemerkt  dazu  (S.  181):  „Abgesehen  von  den  bereits  ab- 
geschlossenen allgemeinen  oder  besonderen  Verträgen  mit  Schiedsklauseln 
wollte  also  Descamps  nur  den  Abschlufs  neuer  Verträge  dieser  Art 
einfach  vorbehalten.  Das  bedeutete  keine  Änderung  gegenüber  der  Ver- 
gangenheit und  keine  Verpflichtung  für  die  Zukunft.  Aber  Descamps 
wollte  die  Frage  der  notwendigen  Schiedssprechung  ausdrücklich  offen 
halten;  er  wollte  eine  sichtbare  Lücke  schaffen,  an  welcher  man  in  der 
Zukunft  nicht  achtlos  vorbeigehen  kann.  In  seinem  Kommissionsbericht 
betonte  er  mit  Recht:  „L'avenir  demeure  donc  largement  ouvert  k  la 
r^alisation  de  tous  les  progr^s  dans  cette  voie.^ 

^  Über  die  noch  folgende  Geschäftsordnungsdebatte  vgl.  gleichfalls 
Meurer  S.  181  f.  Wer  sich  übrigens  ein  zutreffendes  Bild,  nicht  nur 
von  den  Verhandlungen,  sondern  auch  von  dem  Eindruck,  den  dieselben, 
aach  aufserhalb  Deutschlands,  gemacht  haben,  verschaffen  will,  darf  sich 
doch  nicht  auf  die  Darstellungen  von  Zorn  und  Meurer  beschränken, 
die  auf  eine  einfache  Bechtfertigung  der  Haltung  der  deutschen  Be- 
gierung  hinauslaufen,  sondern  sollte  daneben  die  Akten  selbst,  sowie  die 
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Das  wäre  in  Kürze  die  Geschichte  des  ersten  Versuchs, 
dem  obligatorischen  Schiedsgericht  Aufnahme  in  das  allge- 
meine Völkerrecht  zu  verschaffen. 

Es  ist  nun  nicht  meine  Absicht,  hier  auf  diesen  Vorschlag 
zurückzukommen,  der  seine  Bedeutung  in  der  Geschichte  des 
Völkerrechts  und  der  Schiedsgerichtsbewegung  für  alle  Zeiten 
behalten   wird.    Nur    soviel   möchte    ich   hervorheben,    dafs 
dieser  Versuch  seiner  ganzen  Anlage  nach  als  ein  sehr  glück- 
licher bezeichnet  werden  mufs'^.    Gerade  weil  er  die  Auf- 
gabe als  eine  notwendigerweise  zu  begrenzende  auffafste, 
verdient  er  alle  Anerkennung,  und  auch  die  Art,  wie  er  diese 
Begrenzung  vorzunehmen  versuchte,  war  eine  äufserst   ge- 
schickte.   Eine  direkte  Aufzählung  der  Fälle,  die  dem  Obli- 
gatorium unterstehen  sollen,  mufste  für  den  Anfang  als  der 
sicherste  Weg  erscheinen,  um  dasselbe  in  die  Praxis  allgemein 
einzuführen  ®®. 


Schilderungen  der  nichtdeutschen  Beurteiler  vergleichen.  Verschiedene 
Vertreter  gaben  in  den  Verhandlungen  ihrem  Bedauern  darüber,  da(s  das 
Prinzip  der  obligatorischen  Schiedssprechung  für  gewisse  Streitigkeiten 
fallen  solle,  sehr  deutlichen  Ausdruck.  Da&  Deutschland  gänzlich 
isoliert  dastand,  wird  übrigens  von  niemand  bestritten. 

^"^  Namentlich  war  der  russische  Vorschlag  ein  entschiedener  Fort- 
schritt gegenüber  den  Vorschlägen  der  Interparlamentarischen  Konferenz 
in  Brüssel  vom  Jahre  1895,  die  ich  nicht  für  in  allen  Punkten  glückliche 
halte,  ohne  deshalb  das  Verdienst  schmälern  zu  wollen,  das  dieser  Kon- 
ferenz dem  Haag  gegenüber  zukommt. 

'"  Von  einem  „Sprung  ins  Dunkle*',  vor  dem  Meurer  sonst  nicht 
mit  Unrecht  warnt,  war  also  hier  absolut  keine  Rede.  Lammasch 
in  der  „Deutschen  Revue",  a.  a.  0.  bemerkt  anderseits  mit  bezug  auf 
die  Ablehnung  des  russischen  Vorschlages  sehr  richtig:  „Es  ist  vielfach 
behauptet  worden,  dals  die  Streichung  jener  Fälle,  für  die  der  russische 
Entwurf  die  Anrufung  des  Schiedsgerichts  zur  Pflicht  machen  wollte, 
deshalb  ohne  Belang  gewesen  sei,  weil  ja  jene  angebliche  Pflicht,  da 
ihre  Erfüllung  in  das  Ermessen  des  betreffenden  Staates  gestellt  war, 
in  Wirklichkeit  gar  keine  Pflicht  gewesen  wäre,  weil  auch  jene  an- 
geblichen Fälle  obligatorischen  Schiedsspruches  in  Wahrheit  blofs 
fakultative  gewesen  wären.  Das  ist  zwar  richtig.  Nichtsdestoweniger 
hat  jene  Streichung  der  Fälle  des  bedingtobligatorischen  Schieds- 
spruches tief  in  die  Regelung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  eingegriffen. 
Denn    insoweit    als    eine,    wenn    auch    noch    so    verklausulierte    und 
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Aber  auch  seinem  Inhalte  nach  fufste  der  russische 
Vorschlag  durchaus  auf  einer  richtigen  Erkenntnis  der  modernen 
internationalen  Rechtslage.  Wenn  wir  uns  den  Charakter  der 
Verträge  vergegenwärtigen,  die  der  russische  Entwurf  auf- 
zählte, so  erkennen  wir  unschwer,  dafs  sie  durchgehends  auf 
dem  Boden  des  neuen  Völkerrechts  stehen,  dafs  es  lauter 
aVerkehrs  vertrage"  sind,  die  in  Frage  kommen  sollten  ••. 

und  in  der  Tat,  wenn  das  obligatorische  Schiedsgericht 
ein  Bestandteil  des  allgemeinen  Völkerrechts  werden  soll, 
dann  läfst  sich  ohne  weiteres  sagen,  dafs  das  neue  Völker- 
recht der  Boden  sein  mufs,  auf  dem  es  in  erster  Linie  ge- 
deihen kann.  Ist  doch  auf  diesem  Boden  zugestandener- 
mafsen  kein  Grund  vorhanden,  weshalb  das  schiedsgerichtliche 


bedingte,    Verpflichtung  zur   Unterwerfung    unter   das    Schiedsgericht 
aufgestellt    wird,    insoweit    wird    die    schiedsgerichtliche    Austragung 
dieser  Fälle  nach  fruchtloser  Beschreitung  des   diplomatischen  Weges 
als  die  normale  Art  ihrer  Erledigung  bezeichnet.    Will  nun  ein  Staat 
in  einem  solchen  Falle   sich  auf  ein  von  der  anderen  Seite  ihm  vor- 
geschlagenes  Schiedsgericht  nicht  einlassen,    so    muls    er    diese    Ab- 
lehnung durch  den  Hinweis  auf  vitale  Interessen  oder  auf  die  natio- 
nale Ehre  begründen.    Freilich  braucht  er  diese  Begründung  nicht  weiter 
auszuführen  und  zu  entwickeln,  sondern  es  genügt,  da(s  er  überhaupt 
diesen  Einwand  vorbringt   Aber  selbst  dies  wird  unter  Umständen  ihm 
milslich  erscheinen.     Würde  nun  aber,  wie  dies  durch  die  Ablehnung 
des  russischen  Vorschlages  geschah,  auch  diese  Schwierigkeit  behoben, 
so  wird  die  Ablehnung  des  von  der  anderen'  Seite  proponierten  Schieds- 
gerichtes erleichtert,  was  kaum  im  Interesse  des  Völkerfriedens  und  der 
internationalen  Gerechtigkeit  liegen  dürfte.    Gewi&  wurde  daher  durch 
die  Ablehnung  des  russischen  Vorschlages  nach  dieser  Richtung  hin  die 
praktische  Verwirklichung  der  schiedsgerichtlichen  Austragung  völker- 
rechtlicher Differenzen  wenigstens  vorläufig  eingeengt.    Um  so  beachtens- 
werter ist  es  deshalb,  dafs  die  der  Konferenz  nachfolgende  Entwicklung 
in  dieser  Beziehung  eine  Korrektur  geschaffen  hat  .  .  .^ 

'•  Vgl.  dazu  übrigens  auch  M eurer,  Rektoratsrede,  S.  29  f.  Fried, 
Handbuch  S.  178,  sagt  mit  Recht:  „Man  sieht,  dafs  dieser  Vorschlag 
kein  sehr  revolutionärer  war,  denn  für  jeden  Sehenden  ist  es  klar,  da& 
Streitigkeiten  dieser  Art  heute  niemals  mehr  Gegenstand  einer  gewalt- 
samen Auseinandersetzung  sein  könnten,  und  dafe  eine  Bestimmung, 
wonach  Streitigkeiten  dieser  Art  obligatorisch  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
unterworfen  werden,  nur  dem  allgemeinen  Bedürfnis  und  dem  allge- 
meinen Gebrauche  entsprochen  hätte.** 
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Verfahren  nicht  regelmäfsig  Anwendung  finden  sollte.  Es 
gibt  in  der  Tat  nicht  ein  einziges,  wirklich  stichhaltiges  Be- 
denken, das  sich  dem  auf  die  Länge  entgegensetzen  liefse. 
Das  einzige  geäufserte  Bedenken  der  mangelhaften  praktischen 
Erfahrung  beansprucht  eben  doch  nur  vorübergehende  Be- 
deutung*®. Es  wird  heute  dadurch  mehr  als  aufgewogen,  dafs 
das  Schiedsgericht  nicht  nur  die  öffentliche  Meinung  der 
zivilisierten  Welt,  sondern  auch  bereits  eine  reiche  Betätigung 
hinter  sich  hat.  Aufserdem  handelt  es  sich  bei  den  auf  dem 
Gebiet  des  modernen  Völkerrechts  entstehenden  Streitigkeiten 
auch  fast  ausschliefslich  um  reine  Bechtsstreitigkeiten,  die  ihrer 
Natur  nach  gar  nichts  besseres  verfangenes  als  im  Wege  des 
Schiedsverfahrens  erledigt  zu  werden.  Wirkliche  Hindemisse, 
rechtliche  Bedenken  gibt  es  auf  diesem  Gebiete  gegenüber 
dem  obligatorischen  Schiedsgericht  in  der  Tat  nicht. 

Die  vorhandenen  Bedenken  sind,  wie  man  ja  offen  zu- 
gestanden hat,  im  Grunde  lediglich  politischer  Natur**.  Man 
darf  wohl  hoffen,  dafs  diese  Bedenken  mit  der  Zeit  abnehmen 
werden.  Dafür  spricht  schon  der  heutige  Zeitgeist,  die  über- 
wiegende Stimmung  bei  den  Staaten  und  Völkern,  der  sich 
kein  einzelnes,  hochstehendes  Volk  auf  die  Länge  allein  ent- 
ziehen kann.  Die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  auf 
dem  Gebiet  des  Weltverkehrsrechts*®  dürfte  daher  auch  für 


^^  Lammasch,  a.  a.  0.  S.  150,  betont,  das  Hauptbedenken,  das 
gegen  die  pflichtmäisige  Unterwerfung  unter  ein  Schiedsgericht,  nament- 
lich von  deutscher  Seite,  geltend  gemacht  wurde,  sei  der  Mangel  aus- 
reichender Erfahrung  gewesen.  „Auf  dem  Wege  der  Abschlie(sung  von 
Einzelverträgen  konnte  nun  diesem  Mangel  abgeholfen  werden.  Deshalb 
beschritt  eine  grotse  Anzahl  von  Staaten  alsbald  diesen  Weg.'' 

*^  Übereinstimmend  Meurer  S.  209. 

^^  Diesen  politischen  Bedenken  gegenüber  ist  auch  zu  betonen,  dals 
durch  Einsetzung  des  obligatorischen  Schiedsgerichts  der  Weg  der  staat- 
lichen, diplomatischen  Verhandlungen  ja  keineswegs  abgeschnitten  oder 
auch  nur  verkürzt  wird,  da  das  Schiedsgericht  erst  dann  in  Funktion 
tritt,  wenn  alle  anderen  Verhandlungen  zu  keinem  Ziele  geführt  haben. 

^'  Über  die  Fragen,  um  die  es  sich  hier  handelt,  führt  man  ja 
ohnehin  keine  Kriege,  und  sie  lassen  sich  au&erdem  sehr  wohl  ohne 
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das  allgemeine  Völkerrecht  nur  eine  Frage  der  Zeit  sein.  Je 
mehr  praktische  Erfahrungen  gesammelt  werden,  desto  mehr 
wird  man  sich  auch  von  der  Notwendigkeit  und  Unbedenk- 
lichkeit dieses  Obligatoriums  überzeugen. 

Im  übrigen  mufs  aber  betont  werden,  dafs  dieses  Postulat 
an  sich  noch  keineswegs  eineVerallgemeinerung  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit involvieren  würde,  denn  das  Anwendungsgebiet 
des  Schiedsgerichts  bewegt  sich  tatsächlich  bereits  bis  zu 
den  gedachten  Grenzen.  Eine  Ausdehnung  dieser  Grenzen 
braucht  man  bei  der  Befürwortung  des  Obligatoriums  also 
keineswegs  im  Auge  zu  haben.  Lediglich  um  die  Herbeiführung 
eines  Ausgleichs  zwischen  dem  partikularen  und  dem  all- 
gemeinen Völkerrecht,  sowie  um  die  S  i c h  e  r  u n  g  der  A  n  w  e n- 
dung  des  Schiedsverfahrens  handelt  es  sich  bei  dem  Postulat, 
das  Obligatorium  in  das  allgemeine  Völkerrecht  einzuführen. 
Und  das  Bedürfnis  nach  definitiver  Feststellung  der  Kompe- 
tenzen des  Richters  ist  doch  gewifs  etwas,  was  man  als  ein  all- 
gemein gefühltes  juristisches  Bedürfnis  bezeichnen  darf. 

Ganz  abgesehen  davon  glaube  ich  aber  im  übrigen  nicht, 
dafs  die  Schranken  des  russischen  Entwurfs  auf  die  Länge 
sämtlich  festgehalten  werden  dürften**.  Schon  in  den  Ver- 
handlungen im  Haag  suchte  man  Handels-,  Konsularverträge 
usw.  in  das  Obligatorium  miteinzubegreifen ,  und  zweifellos 
kann  dieses  letztere  an  sich  unbedenklich  auf  das  gesamte 

Hereinziehnng  politischer  Gesichtspunkte  betrachten,  sobald  nur  aller- 
seits der  gute  Wille  dazu  vorhanden  ist. 

^  Auch  M eurer,  a.  a.  0.  S.  205  bemerkt:  „Die  neuesten  Schieds- 
abkommen  knüpfen  ganz  ersichtlich  an  das  russische  Prinzip  an,  wie 
es  in  den  „Elements"  ausgesprochen  war;  nur  gehen  sie  insofern  weiter, 
als  sie  keine  Auswahl  treffen  und  keine  Aufzählung  brauchen.  Da- 
durch vermeiden  diese  Schiedsabkommen  das  Ängstlich-Kleinliche  und 
dienen  der  Friedensordnung  um  so  besser.*^  Vgl.  ferner  Lammasch, 
a.  a.  0.  S.  152:  „Nicht  blofs  die  zwei  letztgenannten  (Belgien-Schweiz 
und  HoUand-D&nemark),  sondern  auch  alle  übrigen  dieser  Verträge 
gehen  in  der  Ausdehnung  der  Pflicht  übrigens  etwas  weiter  als  der 
russische  Entwurf,  der  nicht  alle  streitigen  Rechtsfragen,  sondern  blofs 
gewisse  Kategorien  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterwerfen  wollte." 
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Gebiet  des  neuen  Völkerrechts  ausgedehnt  werden.  Ledig- 
lich im  Gebiet  des  politischen  Völkerrechts  dürfte  seine  Kin- 
führung  wirklichen  Schwierigkeiten  begegnen. 

Auf  dem  Gebiet  des  politischen,  des  „alten"  Völker- 
rechts, dürften  aber  diejenigen  Fragen  wohl  stets  gelegen  sein, 
die  von  den  Staaten  heute  als  „Vorbehalte"  oder  „Reserven" 
in   den    Schiedsverträgen   ausgeschaltet   zu   werden   pflegen. 
Auf  diese  das  Obligatorium  auszudehnen,  dürfte  unter  den 
heutigen  Verhältnissen,  wie  wir  gesehen  haben,  in  der  Tat 
teilweise   nicht   ohne   Bedenken   sein***.    Die  Zeiten   werden 
sich    vielleicht    auch    in    dieser    Beziehung    ändern.    Heute 
müssen  wir  jedoch  wohl  daran  festhalten ,   dafs  Obligatorium 
und  Begrenzung  auf  das  Verkehrsvölkerrecht  Hand  in  Hand 
gehen  müssen.    Wo  die  Politik  ihre  Schranken  einsetzt,  da 
mufs  das  Schiedsgericht  vorläufig  wohl  fakultativ  bleiben. 

Was  wir  anzustreben  haben,  ist  also  zunächst  die  Ein- 
führung des  Obligatoriums  auf  dem  Gebiete  des  neuen 
Völkerrechts.  Der  einfachste,  nächstliegende  und  wünschens- 
werteste Weg  hierzu  ist  natürlich  der  einer  Revision  des 
Artikel  19  der  Haager  Konvention.  Ob  man  bei  dieser  Revision 
auf  die  russischen  Vorschläge  zurückgreift  oder  ob  man  sich 
für  neue  Vorschläge  entschliefst,  kommt  erst  in  zweiter  Linie 
in  Betracht*®.  Die  Hauptsache  ist,  dafs  aus  der  „vote  de 
transaction",  die  jetzt  vorliegt  und  die  eigentlich  auch  nur  eine 
„vote  de  transition"  ist,  recht  bald  eine  „vote  definitive"  wird,  -^ 
ein  Ziel,  das  an  sich  sehr  leicht  erreichbar  ist,  wofern  nur  das 
Deutsche  Reich  eine  andere  Haltung  in  der  Frage  einnimmt 


^^  Vgl.  Lammasch,  a.  a.  0.:  „Dals  die  allermeisten  dieser  Ver- 
träge die  Pflicht  zur  schiedsgerichtlichen  Austragung  sorgfältig  um- 
grenzen, verdient  nur  Anerkennung.  Diese  Begrenzung  ist  ein  Beweis 
für  den  Ernst  und  die  Festigkeit  des  Entschlusses,  sie  gewissenhaft  ein- 
zuhalten. Nichts  wäre  bedenklicher,  als  wenn  ein  Staat  durch  die 
Macht  der  Tatsachen  gedrängt  wurde,  einen  von  ihm  in  unüberlegter 
Ausdehnung  abgeschlossenen  Vertrag  dieser  Art  zu  brechen.^ 

*•  Vgl.  hierzu  unten  den  §  21. 
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und  der  internatioDalen  allgemeinen  Situation  Rechnung  trägt. 
Ad  Stelle  des  Descampsschen  Kompromifsvorschlages  im 
Artikel  19  sollte  früher  oder  später  unbedingt  ein  Artikel 
kommen,  der  entweder,  entsprechend  dem  russischen  Vor- 
schlage, die  obligatorischen  Schiedsgerichtsfälle  direkt  zur  Auf- 
zählung bringt  oder  aber,  entsprechend  dem  heute  vor- 
herrschenden partikularen  Völkerrecht,  das  Schiedsgericht, 
vorbehaltlich  der  ftir  notwendig  erachteten  Reserven,  für 
obligatorisch  erklärt. 

Auch  M  e  u  r  e  r  *''^  weist  darauf  hin,  dafs  der  Weg  für  die 
Weiterentwicklung  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  durch 
Artikel  19  gezeigt  wurde: 

„Hier  hat,  wie  Fried ^®  ganz  richtig  sagt,  das  Haager  Ab- 
kommen die  Hintertür  angebracht,  durch  welche  das  obligatorische 
Schiedsprinzip  einziehen  kann.  Die  Staaten  haben  sich  nach 
Art.  19  vorbehalten,  ,neue  allgemeine  oder  besondere  Überein* 
kommen  abzuschliefsen ,  um  die  obligatorische  Schiedssprechung 
auf  alle  Fälle  auszudehnen,  die  ihr  nach  ihrer  Ansicht  unter- 
worfen werden  können'.  Ein  allgemeines  oder  Konferenzabkommen 
ist  unmittelbar  nach  der  Konferenz  nicht  wohl  zu  erwarten. 
Zeitungsnachrichten  gehen  freilich  dahin,  dafs  Roosevelt  nach 
der  Yerstflmmelung  der  von  ihm  vorbereiteten  besonderen  Schieds- 
abkommen  durch  den  Senat  den  Weg  eines  allgemeinen  Konferenz- 
abkommens zu  beschreiten  geneigt  wäre.  Aber  besondere 
Übereinkommen  sind  möglich,  und  es  scheint,  dafs  die  Haager 
Konferenz  das  Zeitalter  der  Schiedsabkommen  und  damit  in 
der  Tat  eine  neue  Ära  eingeleitet  hat." 

Und  an  anderer  Stelle  schreibt  Meurer**: 

„Die  Schiedssprechung  mufs  zur  Gewohnheit  werden.  Vor 
allem  handelt  es  sich  jetzt  darum,  dem  Art.  19  Leben  einzu- 
hauchen, ihm  Fleisch  und  Blut  zu  geben.  Durch  besondere  Ab- 
kommen müssen  die  Fundamente  des  obligatorischen  Schiedsrechts 
aasgebaut  werden." 

M eurer  verweist  also,  obschon  auch  er  eine  Weiter- 
entwicklung ins  Auge  fafst,  auf  einen  anderen  Weg.  Ein 
allgemeines  Abkommen,  eineKevision  der  Haager  Kon- 

*^  Meurer,  a.  a.  0.  S.  201. 

*»  Fried,  Handbuch,  S.  180. 

*^  Meurer  in  der  schon  zitierten  Rektoratsrede  1908. 


272     Viertes  Kapitel.  Das  Yei fahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten 

vention  hält  er  nicht  für  wahrscheinlich*®.  Nun  ist  aber  seit 
der  ersten  Haager  Konferenz  nicht  nur  bereits  eine  Anzahl 
von  Jahren  vergangen,  sondern  es  steht  auch  die  zweite  Kon- 
ferenz bereits  in  Sicht,  wie  denn  überhaupt  das  Prinzip  der 
Kontinuität  bezw.  Periodizität  für  die  Konferenzberatungeu 
auf  der  ersten  Konferenz  deutlich  zum  Ausdruck  gelangt 
ist.  Es  ist  daher  an  sich  jedenfalls  kein  Grund  vorhanden, 
ein  allgemeines  Abkommen  heute  für  ausgeschlossen  zu  er- 
klären, und  wird  die  Frage  einmal  Gegenstand  der  kon- 
ferenziellen  Behandlung,  dann  dürfte  diese  Behandlung  wohl 
auch  eine  Revision  des  Artikels  19  involvieren. 

Die  Bedenken  Meurers  dürften  sich  wohl  auf  die  Hal- 
tung Deutschlands  bei  der  ersten  Konferenz  zurückführen. 
Man  darf  aber  nicht  vergessen ,  dafs  auch  Deutschland  seit 
dem  Jahre  1899,  wie  ja  M eurer  selbst  betont *S  in  die  Reihe 
der  Mächte  eingetreten  ist**,  die  permanente  Schiedsverträge 
mit  obligatorischer  Schiedsklausel  abgeschlossen  haben,  und 
es  ist  daher  zunächst  jedenfalls  noch  kein  Grund  vorhanden, 
anzunehmen,  dafs  von  Deutschland*®  oder  von  anderen  Mächten 


"^  In  diesem  Sinne  bemerkt  auch  Lammasch,  a.  a.  0.  S.  153: 
„Vielleicht  wird  es  auch  für  die  nächste  Zukunft  noch  vorsichtiger  sein, 
auf  dieiem  Wege  zu  verbleiben,  statt  einen  allgemeinen,  alle  Konferenz- 
staaten fQr  gewisse  Fälle  zur  Anrufung  des  Schiedsgerichts  verpflichtenden 
Vertrag  abzuschlielsen.^ 

^^  Meurer,  a.  a.  0.  S.  210. 

*'  Schiedsvertrag  Deutschland-Gro&britannien  vom  12.  Juli  1904, 
abgedruckt  bei  Fleischmann,  S.  341,  ferner  Schiedsvertrag  Deutsch- 
land-Vereinigte Staaten  vom  22.  November  1904.  Auch  zwischen  Deutsch- 
land und  der  Schweiz  schweben  diesbezügliche  Verhandlungen.  Fried, 
Handbuch,  S.  326,  bemerkt  dazu:  „Dafs  sich  auch  die  deutsche  Politik, 
die  der  Schiedsgerichtsbewegung  mit  Hartnäckigkeit  schon  seit  den 
Haager  Tagen  widerstand,  dazu  veranlagt  sah,  der  herrschenden  Strömung 
Konzessionen  zu  machen,  war  ein  neuer  Beweis  für  den  sieghaften  Fort- 
schritt der  Schiedsgerichtsidee. ** 

^'  Lammasch,  a.  a.  0.  S.  154  bemerkt:  „Hervorhebung  verdient 
es  gewifs  auch,  da&  das  Deutsche  Reich,  also  jene  Macht,  die  1899  der 
Schiedsgerichtsidee  mit  der  gröfsten  Skepsis  und  Zurückhaltung  gegen- 
über stand,  es  war,  das  den  Vorschlag  machte,  den  Venezuelafall  dem 
Haager  Schiedsgericht  zu  übertragen.** 
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a  priori  Bedenken  dagegen  erhoben  werden,  die  Haager  Kon- 
vention mit  dem  gegenwärtig  bestehenden  partikularen  Rechts- 
zustand  in  Einklang  zu  bringen.  Gegen  übertrieben  weit- 
gehende Vorschläge  hätte  man  aber  natürlich  Opposition  zu 
gewärtigen^*. 

Das,  was  Meurer  zunächst  voraussetzen  will,  dafs  man 
nämlich  durch  besondere  Abkommen  zuerst  die  Fundamente 
des  obligatorischen  Schiedsrechts  ausbauen  müsse,  das  ist 
in  der  Zwischenzeit  in  so  reichem  Mafse  eingetreten,  wie  es 
wohl  im  Jahre  1899  noch  niemand  erwartet  hätte.  Auf  diesen 
Ausbau  braucht  man  also  jetzt  nicht  mehr  zu  warten  und  es 
steht  daher  an  sich  auch  nichts  im  Wege,  jetzt  einen  Schritt 
weiterzugehen  und  die  einzelnen  Teile  des  Baues  zu- 
sammenzufügen. Lediglich  von  der  fortschreitenden  poli- 
tischen Einsicht  der  Staatsmänner  hängt  es  also  ab,  ob  man 
auf  der  zweiten  Konferenz  sich  sagen  wird,  dafs  es  ein  auf 


^Meurer,  a.  a.  0.  S.  210,  schreibt  Ober  das  Verhalten  des 
Deutschen  Reichs  gegenüber  der  neuesten  Schiedsgerichtsbewegung: 
„Die  deutsche  Regierung  ist  also  der  Politik  treu  geblieben,  keinen 
Sprung  ins  Dunkle  zu  machen,  aber  dem  Zug  der  Zeit  folgend,  dem 
Schiedswesen  übersehbare  Funktionen  zu  übertragen  und  es  Torsichtig 
auszubauen.  Auch  ich  habe  trotz  aller  Hochschätzuug  vor  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit einer  allgemeinen  vorzeitigen  Bindung  niemals  das  Wort 
geredet  Dieses  behutsame,  sich  der  vollen  Verantwortung  bewul^te 
Vorgehen  der  Reichsregierung  ist  mehr  wert,  als  der  sich  überstürzende 
Wagemut,  der  gleich  aufs  ganze  geht  und  vielleicht  auch  manches  auf 
einen  Schlag  erreicht,  um  dann  alles  wieder  ebenso  plötzlich  zu  ver- 
lieren. Wenn  das  vertragsmäfsig  vereinbarte  Schiedswesen  nur  einmal 
an  einem  Punkte  versagen  sollte,  so  wäre  das  für  die  ganze  Institution 
ein  Schlag,  der  nur  schwer  überwunden  würde.  Die  Prüfung  der 
Leistungsfähigkeit  wird  da  zur  gebieterischen  Pflicht.*^  Gegen  diese 
Mahnung  zur  Vorsicht  ist  an  und  für  sich  gewifs  nichts  einzuwenden, 
vorausgesetzt,  dafs  sie  mit  dem  guten  Willen,  vorwärtszuschreiten,  ver- 
bunden ist,  und  man  wird  zweifellos  in  der  Gegenwart  weiter  kommen, 
wenn  man  sich  bewulst  bleibt,  dafe  man  einen  Teil  der  Entwicklung  der 
Zukunft  überlassen  muls,  als  wenn  man  alles  auf  einmal  erreichen 
will.  Nur  so  kann  die  Theorie  die  notwendige  Fühlung  mit  den  Politikern 
unterhalten  und  erwarten,  ds^ls  diese  die  gemachten  Vorschläge  in  ernst- 
liche Erwägung  ziehen.  Aber  anderseits  darf  man  auch  nicht  zu 
lange  stehen  bleiben  wollen. 

Nippold,  Yerfahren.  18 
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die  Länge  nicht  zu  duldender  Zustand  ist,  wenn  das  all- 
gemeine Völkerrecht,  das  durch  die  Haager  Konvention  re- 
präsentiert wird,  so  auffallend  hinter  dem  partikularen  Völker- 
recht zurücksteht.  Das  obligatorische  Schiedsgericht  hat  in 
der  Tat  durch  die  „  Hintertüre  *"  des  Artikels  19  seinen  Einzug 
in  das  moderne  Schiedsrecht  gehalten  und  es  ist  daher  jetzt 
an  der  Zeit,  ihm  die  Vordertüre  eines  Gebäudes  zu  öffiien, 
von  dem  es  tatsächlich  längst  Besitz  ergriffen  hat^. 

Auch  Lammasch  betont^*,  dafs  die  neuere  Entwicklung 
die  Korrektur  für  die  im  Haag  erfolgte  Ablehnung  des  rus- 
sischen Vorschlags  geschaffen  habe.  Indem  der  Artikel  19 
den  Staaten  ausdrücklich  das  Recht  wahrte,  in  Zukunft  zur 
schiedsgerichtlichen  Austragung  verpflichtende  Verträge 
abzuschliersen,  habe  er  zwar  an  sich  etwas  vollkommen  selbst- 
verständliches ausgesprochen,  das  überflüssig  scheinen  mochte. 

^^  Fried,  Handbuch,  S.  180,  weist  ebenfalls  darauf  hin,  dafs  die 
zahlreichen  Schiedsabkommen  und  Schiedsklauseln,  die  auf  Grund  des 
Artikel  19  geschlossen  wurden,  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  die 
Wiederherstellung  des  im  Haag  abgelehnten  russischen  Vorschlags  be- 
deuten. »Das  Schiedsgericht  blieb  für  alle  Streitigkeiten  fakultativ. 
Dennoch  gelang  es  aber,  gewissermaCsen  durch  eine  Hintertüre,  das 
obligatorische  Prinzip  zu  retten.  Diese  Hintertür  erblicken  wir  in  dem 
berühmten  Artikel  19.  .  .  .  Durch  dieses  Abkommen  ist  wenigstens  für 
einen  Teil  der  Eulturwelt  der  teilweise  obligatorische  Charakter  des 
Haager  Schiedsgerichts  gerettet  worden.*'  Auch  M^rignhac  betont 
dieses  Moment  im  Hinblick  auf  den  Abschluls  des  englisch -französischen 
Schiedsvertrags:  „11  transforme  en  arbitrage  obligatoire  ce  qui  n'^tait 
et  ne  serait  rest^  en  dehors  de  lui  que  Tarbitrage  facultatif.  Yoilä  le 
point  important  qu'il  convient  nettement  de  dägager  k  propos  de  cet 
Instrument  diplomatique."  Unrichtig  ist  es  aber,  wenn  M eurer  bemerkt, 
dafs  diese  Wiederherstellung  bis  jetzt  nur  nach  der  von  Deutschland 
empfohlenen  Methode  des  vorsichtigen  Ausprobierens  erfolgt  sei.  Die 
ungeahnt  rasche  Entwicklung  zeugt  doch  von  etwas  mehr,  als  von  vor- 
sichtigem Ausprobieren,  und  würde  sicherlich  nicht  vor  sich  gegangen 
sein,  wenn  man  dabei  auf  das  Deutsche  Reich  h&tte  warten  wollen.  Das 
letztere  steht  ja  auch  heute  gegenüber  allen  anderen  Staaten  noch  weit 
zurück,  wie  man  am  besten  aus  der  schon  erwähnten  graphischen  Dar- 
stellung der  Schiedsverträge  ersehen  kann.  Auch  gehen  die  neueren 
Schiedsverträge  meist  über  den  seinerzeit  von  Deutschland  abgelehnten 
russischen  Entwurf  noch  hinaus. 

"*  Lammasch,  a.  a.  0.  S.  150,  152. 
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nichtsdestoweniger  praktisch  aber  sehr  wichtig  geworden  sei. 
Diese  Bestimmung  „sprach  es  offen  aus,  dars,  wenn  es  auch 
damals  nicht  möglich  schien,  dal's  alle  Signatar  mächte  gegen- 
über allen  anderen  Signatarmächten  sich  auf  unbestimmte 
Zeit  verpflichten,  Streitfälle  in  einem  ein  für  allemal  ab- 
gegrenzten Umfange  schiedsgerichtlich  auszutragen,  es  den- 
noch sehr  wohl  möglich  sein  werde,  dafs  einzelne  dieser 
Signatarmächte  mit  bestimmten  anderen  unter  ihnen,  viel- 
leicht zunächst  für  eine  von  vornherein  abgegrenzte  Zahl  von 
Jahren,  und  in  einem  gewissen,  engeren,  vielleicht 
aber  auch  weiteren  Umfange,  solche  Verträge  abschlössen." 

Zuzugeben  ist  in  der  Tat  dafs  für  die  Weiterentwicklung 
des  Schiedsgerichtswesens,  an  der  heute  wohl  niemand  mehr 
zweifelt,  an  sich  auch  andere  Wege  denkbar  wären,  neben 
einer  Revision  der  Haager  Konvention.    Man  könnte  dabei 
z.  B.  an  eine  allmähliche  Generalisierung  der  bestehenden 
partikularen  Schiedsverträge  denken,  bei  der  man  inhaltlich 
vielleicht   weiter  kommen  würde,  als  bei  einer  Revision  der 
Haager  Konvention.    Man  würde  so  wenigstens  für  bestimmte 
Gruppen  von  Staaten  zu  einem  System  der  Rechts- 
sprechung gelangen^''.    Dieser  Weg  bleibt  natürlich  immer 
oifen  und  würde  vielleicht  auch  eingeschlagen  werden,  wenn 
eine  allgemeine  Verständigung  nicht  zustande  käme.    Aber 
80 grofs  dieser  Fortschritt  auch  wäre,  das  wünschenswerte 
Ziel  mufs  doch  ein  allgemeiner,  ein  universeller  Ver- 
trag bleiben,  wie  er  durch  die  Haager  Konvention  bereits  re- 
präsentiert wird.    An  diese  werden  daher  die  zukünftigen 
Fortschritte  im  Gebiete  des  Schiedsgerichts wesens  unter  allen 
Umständen  zunächst  anzuknüpfen  haben. 


"  Auf  diesen  Weg  deutet  der  Schiedsvertrag  Danemark-Holland 
hin.  ,Die  amerikanischen  Staaten  sind  in  der  Anerkennung  des  obli- 
gatorischen Schiedsgerichts  bereits  einen  Schritt  weiter  gegangen.  Für 
diese  Gruppe  von  Staaten  wird  man  also  vielleicht  bereits  von  einem 
System  der  Schiedssprechung  sprechen  können. 

18* 
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Meurer  weist  noch  auf  einen  dritten  Weg  hin**:  die 
weitere  Entwicklung  des  Schiedswesens  könne  auch  eine 
andere  Richtung  einschlagen,  als  die  der  permanenten  Schieds- 
verträge; man  sollte  es  mit  der  speziellen  Schieds- 
klausel versuchen ;  der  Artikel  19  gebe  auch  hierfür  die  Rich- 
tung und  die  Konferenzverhandlung  das  Material.  Man  solle 
also  nach  dem  Beispiel  von  Italien  in  Verträgen  nach  Mög- 
lichkeit die  auf  jene  Verträge  beschränkte  Schiedsklausel  ein- 
führen: speziell  mit  bezug  auf  die  Handelsverträge  habe  man 
sich  ja  mit  dieser  Frage  schon  im  Haag  befafst*'. 

Nun  ist  ja  gewifs  auch  gegen  diesen  Weg  an  sich  nichts 
einzuwenden ,  und  je  mehr  er  begangen  wird ,  desto  besser. 
Aber  die  spezielle  Schiedsklausel  hat  doch  nur  da  noch 
aktuelle  Bedeutung,  wo  ein  permanenter  Schiedsvertrag  nicht 
vorhanden  ist,  da  Vertragsstreitigkeiten  ja  regelmäfsig  inner- 
halb des  Geltungsbereichs  des  permanenten  Schiedsvertrags 
liegen.  Wenn  man  sich  nun  das  Netz  vergegenwärtigt,  das  die 
permanenten  Schiedsverträge  bereits  heute  über  die  ganze  W^elt 
gespannt  haben,  dann  wird  man  ohne  weiteres  einsehen,  dafs  ein 
nennenswerter  Fortschritt  auf  dem  Wege  der  Einführung  der 
speziellen  Schiedsklausel  heute  nicht  mehr  erzielt  werden 
kann,  bezw.  dafs  damit  höchstens  für  die  Staaten  ein  Fort- 
schritt erzielt  würde,  die  sich  von  der  allgemeinen  Schieds- 
bewegung    sonst    ferngehalten    haben.     So    sehr   man    also 

»8  Meurer,  a.  a.  0.  S.  209. 

^^  Vgl.  auch  die  Rektoratsrede  von  Meurer,  S.  29:  „Ich  habe 
schon  vor  13  Jahren  empfohlen,  dafe  in  den  Handels-,  Schiffahrts-, 
Niederlassungs-  und  anderen  völkerrechtlichen  Verträgen  die  Schieds- 
klausel eine  gesteigerte  Anwendung  finden  möge.  Der  russische  Entwurf 
kann  jetzt  hier  die  Richtung  weisen.  Die  Verkehrs  Verhältnisse  sind  von 
so  grolser  Bedeutung,  da(s  sie  am  wenigsten  den  Ausgangspunkt  eines 
Krieges  geben  sollten.  Hier  ist  auch  regelmäßig  eine  juristische  Grund- 
lage gegeben  und  eine  freiwillige  Erfüllung  des  Schiedsspruchs  zu  er- 
warten. .  .  .  Regierungen  und  Parlamenten  erwächst  hier  eine  dankens- 
werte Aufgabe ,  an  die  ich  gerade  jetzt  angesichts  der  Erneuerung  der 
deutschen  Handelsverträge  erinnere,  wie  ich  das  auch  vor  Abschluß  der 
heutigen  Handelsverträge  getan  habe.^ 
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namentlich  im  Hinblick  auf  diese  letzteren  Staaten  auch  die 
Einstreuung  der  speziellen  Schiedsklausel  begrtlfsen  mag,  so 
wenig  kann  man  doch  heute  diesen  Weg  für  einen  aus- 
reichenden anerkennen,  oder  gar  annehmen,  dafs  die  all- 
gemeine Schiedsbewegung  auch  nur  im  entferntesten  bei  diesem 
Wege  stehen  bleiben  wird*^.  Denn  damit  würde  sie  ja  um 
20  Jahre  zurückschreiten.  Im  einzelnen  bediene  man  sich  also 
gewifs  da,  wo  dies  noch  erforderlich  ist,  der  speziellen  Schieds- 
klausel möglichst  häufig,  namentlich  in  allen  Yerkehrsver- 
trägen*^  Aber  man  beschränke  sich  nicht  darauf  und  vergesse 
darüber  nicht,  dafs  die  Schiedsgerichtsbewegung  heute  bereits 
in  andere  Bahnen  eingelenkt  hat,  die  einen  wesentlich 
gröfseren  Fortschritt  bedeuten,  in  die  Bahnen  des  per- 
manenten Schiedsvertrags,  der  seinerseits  wieder  seine 
Krönung  finden  soll  in  der  Haager  Konvention.  Denn 
darüber  sollte  man  sich  klar  sein,  dafs  diese  Konvention  im 
Gebiete  des  Völkerprozersrechts  die  Führung  übernehmen 
und  behalten  sollte. 

Möchte  es  also  gelingen,  vor  allem  inderHaagerKon- 


^  Vgl.  hierzu  auch  Schlief,  S.  304:  „Man  sieht  leicht  ein,  dafs» 
falls  einmal  ein  allgemeines  yölkerrechtliches  ProzeCsverfahren  statuiert 
sein  warde,  jede  besondere  Schiedsgerichtsklausel  in  den  einzelnen 
Staatsverträgen  schlechterdings  überflüssig  wäre,  denn  damit  hätte  man 
ein  Völkerrecht,  im  eigentlichen  und  besten  Sinne  dieses  Wortes,  ge- 
schaffen und  im  Geltungsbereiche  desselben  nicht  mehr  nötig,  für  den 
einzelnen  Fall  besonders  zu  versichern,  daCs  nicht  die  Gewalt,  sondern 
das  Recht  über  streitige  Forderungen  entscheiden  solle.^ 

*^  Die  Handelsverträge,  auf  die  Meurer  speziell  hinweist,  sind 
lediglich  ein  ßeispiel.  Meurer  bemerkt  übrigens  mit  bezug  auf  diese 
Verträge  (S.  210):  „Zorn  hat  auch  später  noch  abgeraten  mit  der  Be- 
gründung, da6  die  Handelsfragen  wirtschaftliche  Materien  seien,  ,die  an 
sich  mit  der  Politik  zusammenhängen'.  Es  ist  aber  ein  Erfolg  der 
Friedensbewegung,  da6  nun  die  deutsche  wie  die  Österreich-ungarische 
Regierung  mit  dieser  Anschauung  gebrochen  haben/  Zorn  ist  also  noch 
politischer  als  die  Politiker.  Meurer  betont  demgegenüber,  dals  das 
Deutsche  Reich  in  sechs  neuen  Handelsverträgen  zum  erstenmal  die 
Schiedsgerichtsklausel,  wenigstens  für  Meinungsverschiedenheiten  inTarif- 
iragen,  aufgenommen  hat.  Vgl.  dazu  auch  Lammasch,  a.  a.  0.  S.  152. 
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ventioD  künftig  dasjenige  zur  Anerkennung  zu  bringen 'S 
was  die  permanenten  Schiedsverträge  heute  als  die  allgemeine 
Rechtsüberzeugung  der  Staaten  dokumentieren.  Die  Stellung, 
die  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  in  der  Theorie  und  Praxis 
der  Gegenwart  einnimmt,  berechtigt  voll  und  ganz  dazu,  ihm 
eine  unbedingte  Anwendbarkeit  wenigstens  auf  dem  Gebiete 
des  neuen  Völkerrechts  zuzuvindizieren.  Das  Postulat  einer 
einheitlichen  Festlegung  der  schiedsgerichtlichen  Kom- 
petenzen innerhalb  eines  Gebiets,  auf  dem  die  Anwendbarkeit 
des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  längst  nicht  mehr  be- 
stritten ist,  erscheint  daher  nach  allen  Richtungen  hin  wohl- 
begründet. Die  Realisierung  dieses  Postulats  halte  ich  für  eine 
der  wichtigsten  Aufgaben,  die  unsere  Gegenwart  zu  lösen  hat, 
denn  sie  bedeutet  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  die  Er- 
reichung des  von  mir  oben  gekennzeichneten  Zieles :  nämlich 
die  Kreierung  eines  Systems  der  Rechtssprechung  im 
neuen  Völkerrecht.  Möchten  die  zukünftigen  Konferenzen 
dem  neuen  Völkerrecht  also  ein  allgemeines,  ein  einheit- 
liches Schiedsabkommen  schenken.  Dann  werden  sie 
ihren  wesentlichsten  Zweck  erfüllt  haben. 

Ist  aber  einmal  dieses  Ziel  erreicht,  hat  das  obligatorische 
Schiedsgericht  einmal  die  räumlichen  Grenzen  überschritten 
und  im  allgemeinen  Völkerrecht  Aufnahme  gefunden,  dann 
darf  man  die  weitere  Entwicklung  getrost  dem  Laufe  der 
Zeit  anheimgeben,  die  am  besten  zu  zeigen  vermag,  ob  das 
Schiedsgericht  imstande  ist,  auch  über  die  von  der  Gegen- 
wart gezogenen  sachlichen  Grenzen  hinaus  zu  wachsen^ 
und  die  Wünsche  derjenigen  zu  erfüllen,  die  ihm  eine  unbe- 


*'  M eurer  schreibt  selbst  in  seiner  Rektoratsrede,  S.  90:  »Hat 
man  dann  genügende  ErfahruBgen  gesammelt,  so  mag  .  .  .  darch  eia 
entsprechendes  allgemeines  Abkommen  die  Entwicklung  abgeschlossen 
werden.''  Auf  diesen  Abschluls  durch  ein  allgemeines  Abkommen  drängt 
die  Entwicklung  jetzt  unzweifelhaft  hin.  Alle  Voraussetzungen  daf&r 
liegen  vor  und  die  Hoffnung  ist  daher  nicht  unberechtigt,  dais  dieser 
Abschlufs  lediglich  noch  eine  Frage  der  Zeit  ist. 
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dingte  Anwendbarkeit  auch  auf  weitere,  ja  auf  alle  völker- 
rechtlichen Streitigkeiten  zukommen  lassen  möchten.  — 

Auf  Seiten  der  Freunde   des  Obligatoriums   wird   man 
diesem  Resultat  gegenüber  vielleicht  der  Befürchtung  Baum 
geben  und  auf  Seiten  der  Gegner  einwenden,  dafs  man  bei 
Realisierung  unseres  Postulats  noch  weit  davon  entfernt  sei, 
ein  System  für  das  internationale  Bechtsverfahren  zu  erhalten. 
Denn   so  lange  das  Obligatorium  ein  auf  das  neue  Völker- 
recht beschränktes  Obligatorium  sei,  bleibe  das  schieds- 
gerichtliche Verfahren  in  den  anderen  Fragen,  die  einen 
mehr  politischen  Charakter  tragen  und  die  gerade  die  ernstesten 
Konflikte  begreifen  können,  vorläufig  eben  nach  wie  vor 
fakultativ,  und  somit  seine  Anwendung  vom  Zufall,  d.  h. 
vom  mehr  oder  weniger  guten  Willen  der  Beteiligten  abhängig. 
Man  könnte  diesem  Einwände  gegenüber  auf  mancherlei 
hinweisen,  namentlich  darauf,  dafs,  je  mehr  das  Schiedsgericht 
sich  in  der  Praxis  einbürgere  und  zur  Begel  werde,  desto 
mehr  die  gedachten  Ausnahmen  auch  an  Bedeutung  verlieren, 
femer,  dafs  das  neue  Völkerrecht  heute,  wie  wir  gesehen 
haben,  bei  weitem  den  gröfsten  Raum  in  den  international- 
rechtlichen Beziehungen  einnimmt,  kurz,  man  könnte  an  alles 
dasjenige  erinnern,  was  in  den  früheren  Paragraphen  über 
diesen  Gegenstand  gesagt  wurde. 

Aber  es  bedarf  dieser  Hinweise  gar  nicht  einmal,  da  wir 
auch  ohne  dies  uns  ein  System  des  Verfahrens  für  alle  völker- 
rechtlichen Streitigkeiten  sehr  wohl  denken  können.  Man 
darf  nämlich  nicht  vergessen,  dafs  das  schiedsgerichtliche 
Verfahren  nicht  die  einzige  Art  des  Verfahrens  in 
völkerrechtlichen  Streitigkeiten  ist,  und  dafs,  wenn  man  die 
anderen  Verfahrensarten  in  ähnlicher  Weise  weiter  ausbildet, 
wie  wir  es  uns  hier  beim  Schiedsgericht  gedacht  haben,  wir 
sehr  wohl  zu  einem  völligen  System  gelangen  können,  das 
schon  heute  alle  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  umfafst  und 
das  daher   den  von  Schlief  betonten  Erfordernissen  ent- 
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spricht,  indem  es  uns  gestattet^  im  Völkerrecht  zwischen  be- 
rechtigter und  unberechtigter  Selbsthilfe  zu  unterscheiden, 
und  also  in  jedem  konkreten  Fall  festzustellen,  wo  das  inter- 
nationale Recht  aufhört  und  das  internationale  Unrecht  beginnt. 

Das  Weitere  über  diese  Frage  gehört  jedoch  nicht  in  das 
Kapitel  vom  Schiedsgericht.  Hier  war  nur  so  viel  festzustellen, 
dafs  ein  auf  das  Weltverkehrsrecht  beschränktes  Obligatorium 
nicht  nur  als  erwünscht  und  als  möglich  zu  bezeichnen  ist, 
sondern  dafs  seine  Einführung  in  das  allgemeine  Völkerrecht 
auch  unbedingt  angestrebt  werden  mufs,  da  ohne  dieses  ein 
System  der  völkerrechtlichen  Rechtssprechung  undenkbar  ist. 

Über  die  Mittel  eines  völkerrechtlichen  Verfahrens,  die 
es  neben  dem  Schiedsgericht,  insbesondere  für.  die  Gebiete 
gibt,  die  aufserhalb  des  Obligatoriums  stehen  würden, 
und  die  wir  als  „Reserven"  kennen  gelernt  haben,  wird  unten 
zu  bandeln  sein.  — 

§  13«   Die  Garantien   für   die  Anwendung  des  Schieds- 
gerichts: der  Artikel  27  der  Haager  Konvention. 

Die  rechtlichen  Garantien,  die  nach  dem  heute  geltenden 
Völkerrecht  für  die  Anwendung  des  schiedsgerichtlichen  Ver- 
fahrens gegeben  sind,  sind  doppelter  Art  und  hängen  von 
zwei  verschiedenen  Faktoren  ab.  Eine  dieser  Garantien  haben 
wir  im  vorhergehenden  Paragraphen  behandelt:  das  obliga- 
torische Schiedsgericht.  Dieses  bildet  eine  Garantie  dafür,  dafs 
die  Streitteile  selbst  das  Schiedsgericht,  dem  sie  sich  im 
voraus  vertraglich  unterworfen  haben,  anrufen  werden.  Die 
Initiative  liegt  hier  normalerweise  also  bei  den  Streitteilen 
und  es  sollte  angesichts  des  Vorhandenseins  einer  solchen 
völkerrechtlichen  Obligation,  insofern  die  Anwendbarkeit  der 
Schiedsklausel  in  concreto  feststeht^,  eigentlich  kein  Bedürfnis 


^  Hilty  führt  im  „Politischen  Jahrbuch  der  Schweizerischen  Eid- 
genossenschaft^ 1899  einen  Fall  an,  in  dem  sich  eine  Partei  weigerte, 
einen  Schiedsgerichtsvertrag  auf  eine  gegebene  Streitsache  anzuwenden, 
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nach  ^Breiteren  Sicherungsvorschriften  Torhanden  sein.  Eine 
Erinnerung  an  das  Schiedsgericht  seitens  Dritter  sollte  hier 
im  allgemeinen  weder  angebracht  noch  nötig  sein.  Das  obliga- 
torische Schiedsgericht  gehört  jedoch  zurzeit,  wie  wir  gesehen 
haben,  lediglich  dem  partikularen  Völkerrecht  an  und  kann 
daher  schon  insofern  nicht  in  allen  Fällen  eine  genügende 
Sicherheit  bieten. 

Offenbar  bedarf  es  also  neben  der  im  obligatorischen 
Schiedsgericht  gelegenen  Garantie  noch  einer  weiteren 
Sicherung  der  Anwendung  des  rechtlichen  Verfahrens,  ins- 
besondere für  die  aufserhalb  der  Grenzen  des  Obligatoriums 
gelegenen  Fälle,  sowie  für  die  Fälle,  wo  über  die  Anwend- 
barkeit der  Schiedsklausel  Zweifel  bestehen.  Wäre  das  Obliga- 
torium allgemein  für  alle  Fälle  gegeben,  oder  wäre  die  An- 
wendbarkeit der  Schiedsklausel  stets  feststehend,  dann  böte 
der  Schiedsvertrag  vielleicht  auch  allein  die  nötigen  Garantien 
dafür,  dafs  das  Schiedsverfahren  stets  angewendet  wird.  So 
aber  mufs  man  sich  notwendigerweise  die  Frage  vorlegen, 
ob  das  Völkerrecht  noch  andere  Garantien  kennt,  die  er- 
gänzend da  eingreifen,  wo  das  Obligatorium,  wo  der  Schieds- 

und  meint,  es  gebe  dann  kein  Mittel,  sie  dazu  zu  veranlassen;  es  gehöre 
immer  der  freie  Entschlufs,  auch  im  einzelnen  konkreten  Streitfall, 
dazu,  eine  Sache  schiedsgerichtlich  entscheiden  zu  lassen,  selbst  wenn 
ein  Schiedsvertrag  bestehe,  mit  anderen  Worten,  es  sei  eigentlich  ziem- 
lich gleichgültig,  ob  ein  Schiedsvertrag  ein  für  allemal  vorhanden  sei 
oder  ob  er  für  jeden  einzelnen  Fall  geschlossen  werde.  —  So  weit 
möchte  ich  nun  doch  nicht  gehen.  Wäre  es  so,  dann  hätte  die 
Opposition  gegen  das  obligatorische  Schiedsgericht  ja  gar  keinen  Sinn. 
Ich  glaube,  normalerweise  bietet  der  Schiedsvertrag  denn  doch  eine 
gewisse  Garantie  für  die  Anrufung  des  Schiedsgerichts,  aber  es  können 
eben  Fälle,  wie  der  von  Hilty  zitierte,  vorkommen,  wo  zwischen  den 
Parteien  eine  Meinungsverschiedenheit  über  die  Anwendbarkeit  der 
Schiedsklausel  besteht.  In  solchen  Fällen  sollte  allerdings  eine  Instanz 
da  sein,  die  über  diese  Anwendbarkeit  entscheidet  Dies  geschähe  am 
besten  dadurch,  dafs  gleich  im  Schiedsvertrag  Vorsorge  für  die  Art 
der  Erledigung  einer  solchen  Kompetenzfrage  getroffen  würde,  indem 
man  übereinkäme,  diese  Vorfrage  dem  Haager  Schiedsgerichtshof  zur 
Entscheidung  zu  unterbreiten.  Zu  dem  angeführten  Kompetenzstreit 
Tgl.  übrigens  auch  Langlade,  a.  a.  0.  S.  201. 
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vertrag  versagt'.    Namentlich  vom  Standpunkte  der  Haager 
Konvention,  die  das  Schiedsgericht  überhaupt  für  alle  Streit- 
fragen fakultativ  gelassen  hat,  mufs  man  sich  fragen,  ob 
denn  dafür  wenigstens  ein  Äquivalent  geschaffen  worden  ist, 
ob  die  Konvention  doch  auch  einigermafsen  auf  die  Sicherung 
der  Anwendung   des  Schiedsverfahrens  bedacht  gewesen  ist, 
wenn  sie  auch  vor  dem  Obligatorium  Halt  machen  zu  müssen 
geglaubt  hat.    Es  ist  ja  natürlich  nicht  nur  an   sich  sehr 
wohl  möglich,  sondern  glücklicherweise  auch  Tatsache,  dafs 
die  Streitteile  häufig  selbst  die  Initiative  zur  Anrufung  des 
fakultativ   gelassenen  Schiedsgerichts   ergreifen.    Aber  auch 
das  Gegenteil  kann  der  Fall  sein.    In  jedem  Fall  erscheint 
es  daher  notwendig,  dafs  noch  ein  weiteres  Mittel  vorhanden 
ist,  um  die  Anwendung  des  Schiedsverfahrens  nach  Möglichkeit 
zu  sichernd 

Die  Haager  Konvention  hat  nun  in  der  Tat  noch  eine 
andere  Garantie  für  diese  Anwendung  zu  schaffen  gesucht 
Ich  meine  damit  nicht  den  Artikel  1  der  Konvention,  der 
generell  die  moralische  Verpflichtung  ausspricht ,  auf  die 
friedliche  Beilegung  von  Streitigkeiten  hinzuarbeiten^.  Ich 
meine  auch  nicht  den  Artikel  16,  in  dem  die  Signatarmächte 
die  Anerkennung  aussprechen,  dafs  das  Schiedsverfahren  das 
am  meisten  wirksame  und  gerechte  Mittel  zur  Beilegung  von 
Streitigkeiten  ist.  Die  Bedeutung  dieser  beiden  Artikel  ist 
von  vornherein  nur  auf  das  moralische  Gebiet  abgestellt 
worden.    Und  zweifellos  bedeuten  dieselben  in  der  Tat  auch 


^  Meurer,  S.  301,  schreibt:  „Weigert  sich  eine  Partei  trotz  eines 
früheren  Schiedsabkommens  nach  ausgebrochenem  Streit  den  Schieds- 
vertrag abzuschliefsen  und  so  den  Weg  der  Schiedssprechung  in  Wirk- 
lichkeit zu  beschreiten,  so  versagt  das  Völkerrecht.*'  Offenbar  handelt 
es  sich  solchenfalls,  wenn  die  Zugehörigkeit  des  Streitfalls  unter  die 
Schiedsklausel  aufser  Zweifel  steht,  um  einen  Vertragsbruch,  der  völker- 
rechtlich wie  jeder  andere  Rechtsbruch  zu  beurteilen  ist  Aber  natürlich 
mufs  man  suchen,  Garantien  gegen  solche  Möglichkeiten  zu  schaffen. 

'  Vgl.  dazu  de  Lapradelle,  a.  a.  0.  S.  812. 

^  Auf  diesen  Artikel  werde  ich  unten  im  §  20  zurückkommen. 
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einei)  grofsen  grundsätzlichen,  moralischen  Erfolg  des  schieds- 
gerichtlichen Gedankens.  Aber  sie  bedeuten  auch  nicht  mehr 
als  das!  Sie  enthalten  vor  allem  keinerlei  Ansatz  zu  einer 
rechtlichen  Garantierung  für  die  Anwendung  des  Schieds- 
gerichts. 

Anders  ist  es  mit  dem  Artikel  27  der  Konvention ,  den 
ich  hier  im  Auge  habe.  Dieser  wollte  in  der  Tat,  ebenso 
wie  das  obligatorische  Schiedsgericht,  eine  Rechtsgarantie  zu- 
gunsten der  Anwendung  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens 
bieten.  Er  bildet  insofern  eine  Ergänzung  des  ersteren:  Wo 
keine  Verpflichtung  zur  Anrufung  des  Schiedsgerichts  für  die 
Streitteile  vorhanden  ist^,  da  soll  der  Artikel  27  in  die  Lücke 
treten  •.  Er  sucht  aber  die  Garantie  auf  einem  anderen  Wege 
herbeizuführen:  nicht  die  Streitteile,  sondern  dritte  Mächte 
erscheinen  jetzt  als  die  Träger  der  Rechtsgarantie.  Denn  der 
Artikel  27  schafft  einen  Rechtstitel  für  diese  Dritten,  auf 
Grund  dessen  diese  berechtigt  sind,  insoweit  die  Streitteile 
nicht  selbst  die  Initiative  zur  Anrufung  des  Schiedsgerichts 
ergreifen  wollen,  dieselben  ihrerseits  auf  den  Schiedsweg  hin- 
zuweisen ^. 

Der  Artikel  27  schafft  einen  Rechtstitel  für  die  neutralen 
Mächte.  Weiter  geht  er  nicht.  Zu  einer  Rechtsverpflich- 
tung, zu  einer  wirklichen  Rechtsgarantie  im  Sinne  der 
Statuierung  einer  Rechtspflicht  ist  er  nicht  ausgebaut  worden. 
Aber  er  hatte  doch  die  Tendenz,  es  zu  werden  und  bietet 
also  wenigstens  die  Ansätze  zu  einer  solchen  vollen  Garan- 
tierung. Daher  verdient  er  in  diesem  Zusammenhang  wohl 
speziell  hervorgehoben  zu  werden. 


*  £ine  solche  Verpflichtung  kann  nach  Art.  19  immerhin  bestehen, 
wenn  sie  auch  nicht  auf  die  Haager  Konvention  zurückgeht. 

*  Prinzipiell  ist  es  natürlich  auch  gegenüber  einem  Obligatorium 
zulässig,  von  Art.  27  Gebrauch  zu  machen,  aber  die  Bestimmung  hat 
hier  doch  nicht  dieselbe  Bedeutung. 

'  Vgl.  dazu  M^rignhac,  Conference,  S.  833. 
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Ursprünglich  wollte  der  Artikel  27  weitergehen.  In  seiner 
ursprünglichen  Fassung  lautete  er®: 

„Les  Puissances  signataires,  consid^rant  comme  an  devoir, 
dans  le  cas  oü  nn  conflit  aigu  menacerait  d*äclater  entre  deax  ou 
plusieurs  d*entre  elles,  de  rappeler  k  celles-ci  que  la  Cour  per- 
manente lenr  est  ouverte,  donnent  mandat  au  Secr^taire  Gänöral 
du  Bureau  de  se  mettre,  le  cas  ech^ant,  k  la  disposition  de  cbaenne 
des  parties  int^ressäes,  en  s'adressant  par  ^crit  h  leurs  repr^sen- 
tants  dans  les  Pays-Bas. 

L'exercice  de  ce  mandat  ne  pourra  pas  ^tre  considär^  comme 
an  acte  non  amicaU^ 

In  dieser  Form  statuierte  der  Artikel  27  eine  Rechts- 
pflicht der  Signatarmächte  und  machte  gleichzeitig  den  folge- 
richtigen Versuch,  den  Träger  dieser  Rechtspflicht  zu  fixieren. 
Kein  Zweifel,  dafs  der  Artikel  in  dieser  Form  von  der  gröfsten 
Bedeutung  gewesen  wäre.    Er  hätte  in  der  Tat  den  einzig 
möglichen  Ersatz  für  das  unter  den  Tisch  gefallene  obliga- 
torische Schiedsgericht  geschaffen.    An  Stelle  einer  Verpflich- 
tung der  Streitteile  hätte  er  eine  Verpflichtung  der  neutralen 
Mächte  gesetzt,  und  zwar  eine  solche,  die  nicht  lediglich  einen 
papiernen  Beschlufs  dargestellt  hätte,  da   der  Weg  für  die 
Ausübung  der  Rechtspflicht  deutlich  gewiesen  war. 

Leider  scheiterte  der  Artikel  in  dieser  Form  an  den  Be- 
denken der  Diplomaten.  M eurer  sagt  mit  Recht*,  es  sei 
kaum  ein  anderer  Artikel  der  Konvention  so  heifs  umstritten 
worden,  wie  dieser.  Der  Hauptgrund  der  Bedenken  war  der, 
dafs  man  sich  über  den  Träger  der  hier  zu  statuierenden  Rechts- 
pflicht nicht  einigen  konnte.  An  den  scheinbar  unüberwind- 
lichen Schwierigkeiten  der  Organisation  für  die  Ausübung 
der  Erinnerungspflicht  scheiterte  dieser  höchst  bedeutsame 
Rechtsfortschritt.  Den  einen  war  der  in  Aussicht  genommene 
Generalsekretär  zu  wenig,  zu  unbedeutend  für  die  ihm  zu- 
gedachte Mission,  die  anderen  fürchteten,  dafs  er  zu  viel,  dafs 
er  zu  bedeutend  werden  könnte. 


®  So  wurde  er  von  d'Esto  Urne  lies  vorgelegt.  Vgl.  Conference, 
IV,  167,  Meurer,  S.  241. 
•  Meurer,  S.  240. 


§  13.  Die  Garantien  für  die  Anwendung  des  Schiedsgerichts.     285 

Die  Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand  sind  so 
charakteristisch,  dafs  ich  glaube,  hier  einiges  daraus  hervor- 
heben zu  sollen'®. 

Seitens  der  französischen  Delegation  war  schon  bei  Be- 
ginn der  Verhandlungen^^   darauf  hingewiesen  worden,  dafs 
man  dem  internationalen  Bureau  im  Haag  noch  eine  besonders 
wirksame  Rolle  zuweisen  könne,  indem  man  ihm  einen  inter- 
nationalen Auftrag  erteile,  der  ihm  das  Recht  der  Initiative 
verleihe,  wodurch  in  vielen  Fällen  die  Anrufung  des  Schieds- 
gerichts erleichtert  würde.    In  den  Fällen,  wo  sich  zwischen 
den  Signatarmächten  eine  Schwierigkeit  herausstelle,  die  nach 
der  Konvention  der  Schiedssprechung  unterliege,  würde  das 
Bureau  die  Aufgabe  haben,  den  streitenden  Parteien  die  Ar- 
tikel der  Konvention,  ebenso  wie  die  von  ihnen  selbst  be- 
schlossene Möglichkeit  oder  gar  Pflicht  zur  Anrufung  schieds- 
richterlicher Entscheidung  in  Erinnerung  zu  rufen.    Es  würde 
also  als  Vermittler  zwischen  ihnen  dienen,  um  das  Schieds- 
verfahren  in   Bewegung   zu    setzen   und   den   Zugang  zum 
Richterspruch  freizumachen.    Hier  stecke  oft  das  Hindernis. 
Diejenige  Regierung,  die  den  Schiedsspruch  wünschen  würde, 
befürchte,  dafs  man  selbst  im  eigenen  Land  ihre  Initiative 
als  einen  Akt  der  Schwäche,  nicht  als  Beweis  ihres  Rechts* 
Vertrauens  ansehe  ^'.   Wenn  das  ständige  Bureau  mit  der  be- 
sonderen Pflicht  der  Initiative  betraut  werde,  so  komme  man 
dieser   Auffassung   zuvor.     Aus  einer  ähnlichen   Erwägung 
habe  die  Kommission  für  Fälle,  die  indes  gewichtiger  und 
allgemeiner  seien,  den  Neutralen  das  Recht  zugebilligt,  ihre 
Vermittlung  anzubieten.    Um  so  mehr  sei  es  in  den  besonderen 

^^  Das  Nähere  bei  M eurer,  a.  a.  0. 

^^  Rede  von  Bourgeois  in  der  Ausschussitzung  vom  9.  Juni. 
Vgl.  Meurer,  S.  223. 

^*  Meines  Erachtens  spricht  dieses  Argument  auch  zugunsten  des 
obligatorischen  Schiedsgerichts.  Der  Entschluß  zur  Unterwerfung  unter 
ein  Schiedsgericht  ist  in  concreto  leichter  zu  fassen,  wo  er  auf  einer 
Rechtspflicht  beruht,  als  wo  diese  fehlt.  Das  Odium  der  Schwäche 
braucht  im  ersteren  Fall  nicht  gefürchtet  zu  werden. 
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Fällen,  für  die  die  Konvention  die   Schiedssprechung    offen 
halte,  möglich,  dem  ständigen  Bureau  einen  bestimmten  Auf- 
trag   der   Initiative    zu    geben.     Dasselbe   solle   verpflichtet 
werden,  den  Parteien  die  Artikel  der  einschlägigen  Verein- 
barung vorzuhalten  und  solle  sie  fragen,  ob  sie  unter  den  von 
ihnen  selbst  vorgesehenen  Bedingungen  es  auf  einen  Schieds- 
spruch ankommen  lassen  wollen,  d.  h.  ob  ihre  eigenen  Ab- 
machungen nun  verwirklicht  werden  sollen.    Auf  eine  derart 
gestellte  Frage  werde  die  Antwort  leicht  sein  und  die  Rück- 
sicht auf  die  Würde  werde  verschwinden.    Um  eine  dieser 
mächtigen  Maschinen,  durch  die  die  moderne  Wissenschaft  die 
Welt  umbilde,  in  Bewegung  zu  setzen,  genüge  es,  den  Finger 
auf  den  Berührungspunkt  zu  legen:    es  müsse  nur  jemand 
beauftragt  werden,  diese  einfache  Bewegung  zu  vollziehen. 

In  der  Ausschufssitzung  vom  1.  Juli  hatte  Bourgeois 
diesen  Gedanken  wieder  aufgegriffen  ^^ :  man  solle  das  Bureau 
im  Haag  mit  der  Aufgabe  betrauen,  den  Parteien  daä  Be- 
stehen des  ständigen  Schiedsgerichts  ins  Gedächtnis  zu  rufen; 
dieselben  seien  dann  nicht  mehr  durch  Ehrenerwägungen  be- 
hindert, während  anderenfalls  jede  Partei  darauf  warte,  dafs 
die  andere  beginne.  Auch  solle  man  erklären,  dafs  ein  solcher 
Hinweis  auf  das  Schiedsgericht  nicht  als  unfreundlicher  Akt 
angesehen  werden  dOrfe. 

In  demselben  Sinn  äufserte  sich  d' Es to urnelies:  man 
müsse  ein  Mittel  finden,  den  Schiedshof  in  Tätigkeit  zu  setzen, 
man  müsse  die  Mächte  daran  gewöhnen,  die  neue  Einrichtung 
zu  nützen  und  ihnen  helfen,  einen  Entschlufs  zu  fassen.  Da 
sich  keine  Regierung  vor  der  anderen  entscheiden  wolle ,  so 
bedürfe  es  eines  Mechanismus,  der  von  selbst  funktioniere 
und  die  Regierungen  zwinge,  sich  vor  der  öffentlichen  Meinung 
und  den  Parlamenten  für  oder  gegen  die  Schiedssprechung 


^^  Meurer,  S.  240.  Lammasch  sprach  damals  die  Befürchtung 
aas,  die  Erinnerung  an  das  Schiedsgericht  könne  für  die  Parteien  etwas 
verletzendes  haben,  im  Gegensatz  zum  Yermittlungsangebot. 
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ZU  erklären.  Es  werde  dann  für  eine  Regierung  ebenso  schwer, 
die  schiedsrichterliche  Austragung  abzulehnen,  als  es  bis  jetzt 
schwierig  far  sie  sei,  dieselbe  anzunehmen. 

Bereits  damals  äufserte  v.  Martens  praktische  Bedenken: 
das  Bureau  habe  als  Vermittler  nicht  die  erforderliche  mora- 
lische Autorität;  der  Verwaltungsrat,  das  diplomatische  Korps, 
aber  sei  nicht  unabhängig  genug. 

Man  beschlofs  damals,  eine  Form  zu  suchen  ^^ ,  durch  die 
die  Schiedssprechung  empfohlen  und  die  Empfehlung  als  eine 
Betätigung  der  guten  Dienste  angesehen  werden  sollte. 

Darauf  wurde  in  der  Ausschufssitzung  vom  3.  Juli  der 
Artikel  27  in  der  oben  wiedergegebenen  Fassung  vorgelegt. 
d'Estournelles  betonte  bei  dieser  Gelegenheit  noch- 
mals,   die    Schaffung    eines    Schiedsgerichtshofs   und   eines 
Schiedsverfahrens  sei  gewifs  eine  Leistung,  aber   das  stehe 
alles  nur  auf  dem  Papier.    Der  Schiedsgerichtshof  laufe  Ge- 
fahr, nicht  leben  zu  können.    Die  Parteien  würden  es  nicht 
wagen,  an  ihn  zu  gelangen,  um  nicht  den  ersten  Schritt  tun 
zu  müssen.  Man  müsse  also  für  die  Parteien  die  Notwendigkeit 
schaffen,  sich  zu  entscheiden,  indem  man  dem  Bureau  die  Pflicht 
auferlege,  ihnen  das  Schiedsgericht  in  Vorschlag  zu  bringen  ^^. 
Die  Bedenken,  die  nun  auftauchten,  richteten  sich  nicht 
sowohl  gegen  die  Empfehlung  als  solche,  als  vielmehr  gegen 
das  Organ,  das  nach  dem  Vorschlage  mit  dieser  Empfehlung 
betraut  werden  sollte.    Man  fand,  der  Generalsekretär  sei  un- 
geeignet, da  er  nicht  die  nötige  Autorität  habe;  man  müsse 
das  Sekretariat  daher  aus  dem  Spiele  lassen  ^^. 


^^  Descamps  wies  darauf  hin,  dals  der  Hinweis  auf  die  Existenz 
des  Schiedshofs  und  der  Rat,  sich  an  diesen  zu  wenden,  den  Charakter 
der  guten  Dienste  habe  und  dafe  die  praktische  Formulierung  daher  auf 
diesem  Wege  gesucht  werden  müsse.    Vgl.  Meurer,  S.  241. 

^*  Seitens  des  schweizerischen  Vertreters  0  d  i  e  r  wurde  sehr  richtig 
angeregt,  daß  diese  Verpflichtung  sich  nicht  auf  die  Vertragsmächte  be- 
schränken sollte. 

'*  In  diesem  Sinne  äufterte  sich  z.  B.  der  deutsche  Vertreter 
Zorn:  der  Generalsekretär  könne  nicht  darüber  urteilen,  ob  ein  Streit 
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Descamps,  der  diese  Bedenken  teilte,  und  befürchtete, 
dafs  eine  ungeschickte  und  unzeitige  Einmischung  die  Ein- 
richtung des  ständigen  Schiedsgerichtshofs  in  Mifskredit  bringen 
könnte  ^^  meinte,  man  würde  besser  nur  sagen,  dafs  der  Hin- 
weis auf  den  Schiedsgerichtshof  eine  Betätigung  der  guten 
Dienste  sei.  Er  suche  gleichfalls  nach  einer  Formel,  in  der 
die  Pflichtidee  zum  Ausdruck  komme,  aber  die  französische 
Formel  genüge  ihm  nicht. 

D'Estournelles  entgegnete,  er  habe  lediglich  ein  Mittel 
gesucht,  durch  das  die  Schiedsgerichtsbarkeit  gewinnen  sollte. 
Er  sei  glücklich,  wenn  man  ein  besseres  vorschlage.  Der 
Generalsekretär  in  seiner  bescheidenen  Stellung  sei  seines 
Erachtens  die  einzige  Persönlichkeit,  deren  Initiative,  ohne 
jemanden  zu  verletzen,  die  Regierungen  zwingen  könnte,  sich 
für  Krieg  oder  Frieden  zu  entscheiden. 

Angesichts  dieser  Bedenken  machte  nun  v.  Martens 
einen  anderen  Vorschlag:  der  Generalsekretär  könne  sich  an 
eine  neutrale  Macht  wenden,  damit  diese  die  Parteien  an  den 
Schiedsgerichtshof  erinnere.  Aber  auch  gegen  diesen  Vor- 
schlag wurden  Bedenken  laut. 

Graf  Nigra  schlug  schliefslich  vor,  die  Erinnerungs- 
pflicht auf  die  Mitglieder  des  Schiedsgerichtshofs  zu  über- 
ernsthaft sei  nnd  der  holländische  Minister  des  Äu&eren,  als  Vor- 
sitzender des  Verwaltungsrats,  könne  nicht  die  Verantwortung  für  die 
Wahl  des  Augenblicks  übernehmen,  in  dem  der  Generalsekretär  zum 
Schreiben  ermächtigt  werden  sollte.  Die  deutsche  Regierung  werde  ein 
Sekretariat  mit  solcher  politischer  Verantwortlichkeit  nicht  annehmen. 
Umgekehrt  meinte  der  holländische  Vertreter  Asser,  die  politische 
Bedeutungslosigkeit  der  Stellung  des  Sekretärs  sei  hier  eine  Wohltat; 
seine  Schwäche  schütze  ihn  gegen  staatliche  Empfindlichkeit.  Vgl. 
Meurer,  8.  243. 

^"^  Auch  der  amerikanische  Vertreter  Ho  11s  sprach  die  Befürchtung 
aus,  dals  unzeitige  Einmischung  des  Generalsekretärs  den  Konflikt  ver- 
schlimmern könnte.  Meurer,  S.  244.  Dagegen  M^rignhac,  S.  334, 
der  diesen  Bedenken  keine  reelle  Tragweite  beimi&t:  Ein  solcher  Brief 
„ne  pouvait  avoir  aucune  cons^quence  f&cheuse.  Elle  risquait  simplement 
dVchouer,  ce  qui  arrive  fr^quemment  ä  des  propositions  de  mddiation 
ou  d'arbitrage". 
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tragen.     Die  Schiedsrichter  könnten  mit  der  Pflicht  betraut 
werden,  ihre  Regierungen  an  die  Schiedssprechung  zu  erinnern. 
Es  ergab  sich  also,  dafs  der  Ausschufs  über  das  Prinzip 
des  Art.  27  an  sich  einig  war  und  nur  über  die  Form  sich 
nicht  schlüssig  werden  konnte.    Das  betonte  auch  Bourgeois, 
indem  er  am  Schlufs  der  Debatte  hervorhob,   die  Grundidee 
habe   volle  Zustimmung   gefunden.    Man   sei  einverstanden, 
dafs  ein  moralischer  Druck  auf  die  Mächte  ausgeübt  werden 
sollte,  indem  man  einen  Mechanismus  schaffe,  der  den  Streit 
automatisch  vor  den  Schiedsrichter  bringe.    Die  Schwierigkeit 
sei  nur,  ob  der  Generalsekretär  in  der  Lage  sei,  die  politische 
Verantwortung  zu  tragen,  die  man  ihm  auferlege.    Man  habe 
an  ihn  gedacht,  weil  er  einen  Gesamtwillen  zum  Ausdruck 
bringen  solle,  weil  er  geeignet  sei,  die  Einheit  der  Mächte  zu 
vertreten,  deren  Beauftragter  er  sei.    Es  handle  sich  darum, 
für  die  Haager  Verträge  den  Beweis  der  Ernsthaftigkeit  zu 
erbringen.    Wenn  man  aber  einmal  die  Anrufung  des  Schieds- 
gerichts als  Pflicht  ansehe,  so  werde  sich  das  Detail   des 
Mechanismus  von  selbst  ordnen.    Das  Wesentliche  sei,  eine 
neue  moralische  Atmosphäre  zu  schaffen  und  hier  die  Idee 
der  Pflicht  in  den  Vordergrund  zu  stellen.    Die  Mittel  der 
praktischen  Anwendung  würde  man  leicht  finden.    Vor  allem 
müfsten  es  die  Mächte  als  eine  gemeinsame  Pflicht  ansehen, 
die  Schiedssprechung  anzuregen. 

Graf  Nigra  schlug  darauf  vor,  den  Schlufs  des  Satzes, 
der  vom  Generalsekretär  handelte,  wegzulassen,  entsprechend 
der  jetzigen  Fassung  des  Art.  27  Abs.  1.  Dieser  Vorschlag 
wurde  angenommen. 

Bourgeois  dankte  dem  Ausschufs  dann  noch  speziell 
fQr  die  Beibehaltung  der  Pflichtidee.  Darin  stecke  die  ganze 
moralische  und  praktische  Tragweite  des  Konferenzbeschlusses. 
In  Zukunft  würden  sich  die  Staaten  nicht  gleichgültig  gegen- 
überstehen. Wenn  zwei  Staaten  in  Streit  geraten,  würden 
die  anderen  nicht  teilnahmslose  Neutrale  sein,  sondern  als 
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gute  Nachbarn  für  einander  einstehen,  indem  sie  die  Pflicht 
hätten,  den  allgemeinen  Frieden  zu  wahren  ^^. 

Interessant  ist  nun,  dafs  in  der  späteren  Sitzuog  des 
Ausschusses  vom  15.  Juli  der  bulgarische  Vertreter  Stancioff, 
der  den  früheren  Sitzungen  nicht  beigewohnt  hatte,  den  Art.  27 
zwar  sehr  begrüfste  —  es  tue  sich  damit  eine  neue  Ära  auf, 
in  der  sich  die  Idee  der  wechselseitigen  Verantwortlichkeit  von 
Nation  zu  Nation  mehr  und  mehr  geltend  mache  — ,  aber 
betonte,  es  müsse  ein  praktisches  Mittel,  ein  Mechanismus  an- 
gewandt werden,  der  den  Staaten  erlaube,  ihre  Pflicht  sicher 
und  schnell  zu  erfüllen.  Man  müsse  dafür  einen  Weg  aus- 
findig machen. 

„Der  Ausschufs  wich  aber  aus,"  bemerkt  Meurer  "  hierzu. 

In  der  Kommissionssitzung  vom  20.  Juli  brach  nun  aber 
der  Kampf  um  den  Art.  27  von  neuem  los,  und  zwar  wurde 
dieser  jetzt  auch  in  seiner  abgeschwächten  Fassung  ange- 
griflen'^.  Die  Balkanstaaten  glaubten  nämlich,  in  der  vor- 
geschlagenen Erinnerungspflicht  ebenso  eine  Bedrohung  der 
Kleinstaaten  erblicken  zu  sollen,  wie  sie  eine  solche  in  den 
Untersuchungskommissionen  erblickten  *^. 

Der  rumänische  Vertreter  Bei  d  im  an  wendete  sich  zu- 
nächst gegen  den  obligatorischen  Charakter  des  Art.  27,  der 
der  fakultativen  Schiedssprechung  nicht  entspreche. 

D'Estournelles  betonte  dem  gegenüber,  dafs  durch 
den  Art.  27  den  Parteien  selbst  keinerlei  Verpflichtung  auf- 
erlegt werde,  sondern  lediglich  den  unbeteiligten  Signatar- 
mächten.   Die  Bestimmung  sei  für  die  Kleinstaaten  günstig, 


1«  Meurer,  S.  245. 

"  Meurer,  S.  247. 

'^  Vgl.  Märignhac,  S.  335:  „Ainsi  il  ne  restait  de  la  proposition 
de  la  d^l^gation  fran^aise  que  Texpression  d'un  devoir,  devoir  demuni 
de  toute  sanction  et  livr^  simplement  k  la  conscience  des  Etats  signa- 
taires  de  la  Convention.  Et  meme  ainsi  restreinte  cette  proposition  allait 
Boulever  des  d^bats  passionnes  dans  la  Commission.*' 

'^  Dazu  vgl.  unten  §  19. 


§  13.    Die  Garantien  für  die  Anwendung  des  Schiedsgerichts.     291 

da  gerade  die  Schwächeren  es  unter  Umständen  sonst  nicht 
wagen  würden,  das  Schiedsgericht  anzurufen.  Wichtig  sei, 
dafs  neben  den  Rechten  der  Staaten  jetzt  auch  ihre  Pflichten 
statuiert  würden.  Erst  das  gebe  der  Konvention  ihre  mora- 
lische Bedeutung. 

Der  serbische  Vertreter  Veljkovitch  verwahrte  sich  aber 
dagegen,  dafs  man  den  Art.  27  als  einen  Schutzartikel  für 
die  Kleinstaaten  ausgebe.  Ihre  höchste  moralische  Bedeutung 
würde  die  Konvention  dadurch  erhalten  haben,  dafs  die  Grofs- 
mächte  das  obligatorische  Schiedsgericht  angenommen  hätten. 
Dieses  würde  Serbien  angenommen  haben,  da  es  der  Ausdruck 
der  Rechtsgleichheit  der  Staaten  sei  und  den  Wunsch  derselben 
nach  friedlicher  Beilegung  der  Streitigkeiten  auf  juristischer 
Grundlage  dokumentiere.  Der  Art.  27  dagegen  sei  nur  eine 
unnötige  Wiederholung  des  Art.  1,  sowie  der  Bestimmungen 
über  die  Vermittlung"*. 

Zorn  wendete  hiergegen  mit  Recht  ein,  wenn  der  Art.  27 
in  gewissem  Sinn  eine  Wiederholung  sei,  so  sei  das  kein  Fehler. 
Man  brauche  eine  solche  Grundlage  für  die  möglichst  weite 
Anwendung  der  friedlichen  Mittel.  Art.  27  sei  eine  wieder- 
holte Empfehlung,  und  zwar  moralischer  Art.  Wenn  der 
Artikel  einen  wirklich  juristischen  Inhalt  hätte,  wäre  er  auch 
für  ihn  unannehmbar  gewesen. 

Veljkovitch  berief  sich  für  seine  sonstige  Stellung- 
nahme auf  die  Tatsache,  dafs  er  sich  für  die  obligatorische 
Schiedssprechung  erklärt  habe.  Der  Art.  27  sei  aber  eine 
Art  Einladung  an  die  Grofsmächte  zu  Handlungen,  die  für 


^  Graf  Nigra  erklärte  während  dieser  Rede:  „Hier  gibt  es  keine 
Grolsmächte  und  Kleinstaaten,  sondern  Vertreter  ebenbürtiger  Regie- 
rungen." Vgl.  Meurer,  S.  248,  Conference  IV  72.  De  Lapra- 
delle,  S.  814  bemerkt  hierzu:  „Alors  les  petits  Etats  . .  .  se  pretendent 
menac^s,  comme  si,  dans  ce  rappel  solennel  des  puissances  aux  deux 
parties  en  cause,  ä  la  yeille  d'un  conflit,  il  y  avait  la  moindre  atteinte 
i  la  Bouverainete  des  Etats,  libres  d'ecouter  le  rappel  et  d^accepter 
ou  non  rinyitation.*' 
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die  Kleinstaaten  verletzend  seien.  An  der  Tatsache,  dafs  es 
Grofs-  und  Kleinstaaten  gebe,  sei  nun  einmal  nichts  zu 
ändern  und  der  Art.  27  lasse  daher  keine  Gegenseitigkeit 
erwarten.  Denn  die  Kleinstaaten  könnten  ohne  Verletzung 
der  internationalen  Schicklichkeit  den  Artikel  nicht  auch 
gegen  die  Grofsmächte  in  Anwendung  bringen'^. 

Von  dieser  Auffassung  liefs  sich  Veljkovitch  zunächst 
nicht  abbringen.  Vielmehr  suchte  er  seine  Einwendungen 
nun  mit  dem  von  Serbien  gegenüber  der  Vermittlung  ge^ 
machten  Vorbehalt  zu  stützen,  indem  der  Art.  27  ebenfalls 
einen  Akt  der  Vermittlung  im  Auge  habe**. 

Hierauf  hielt  Bourgeois  nun  eine  Rede,  die  es  wohl 
verdient,  hier  zum  Teil  wiedergegeben  zu  werden,  und  die 
er  als  letzte  Aufforderung  an  den  Vertreter  Serbiens  be- 
zeichnete. Er  betonte,  die  Streitigkeiten,  die  der  Art.  27 
ins  Auge  fasse,  seien  nur  diejenigen,  die  eine  Kriegsgefahr  be^ 
deuten;  erst  hier  halte  man  die  freundliche  Erinnerung  an 
das  Schiedsgericht  für  berechtigt.  Wenn  ein  mächtiger  Staat 
den  Art.  27  dazu  benutze,  sich  mifsbräuchlich  in  die   An- 


'^  Gegen  diese  sehr  anfechtbaren  Behauptungen  wendete  sich  auch 
der  schweizerische  Vertreter  Odier,  indem  er  ausführte,  es  solle 
sich  eine  neue  Ära  für  die  zwischenstaatlichen  Beziehungen  auftun. 
Bis  jetzt  hätten  einzig  und  allein  die  im  Streit  befindlichen  Staaten 
über  Krieg  und  Frieden  entschieden,  ohne  dafs  die  Neutralen  hier 
einen  Einfluiä  hätten  geltend  machen  können.  Mit  der  neuen  Ära 
kämen  neue  Pflichten,  und  zwar  der  Neutralen.  Sie  dürften  sich  nicht 
mehr  mit  einem  mehr  oder  weniger  milsbilligenden  Schweigen  begnügen. 
Sie  dürften  nur  dann  noch  gestatten,  da(k  zwei  Staaten  zu  den 
Waffen  greifen,  wenn  alle  Bemühungen  gegen  den  Krieg  umsonst  ge- 
wesen seien.  Der  französische  Antrag  gebe  einer  Pflicht  der  Neutralen 
die  Weihe.  Übereinstimmend  äu&erte  sich  Holls:  Ohne  den  Art.  27 
könne  die  Konvention  nicht  recht  praktisch  werden.  Die  moralische 
Erinnerungspflicht  haben  die  Staaten  nicht  nur  untereinander,  sondern 
auch  gegenüber  der  Menschheit.  Damit  leite  sich  eine  neue  Ära  ein, 
in  der  die  Völker  ein  Gemeinschaftsband  umschlinge  und  wo  für  sie  die 
gebieterische  Pflicht  erwachse,  sich  nicht  nur  für  ihren  eigenen  Frieden, 
sondern  auch  für  den  ihrer  Nachbarn  zu  interessieren.  Vgl.  Meurer, 
S.  250,  Conference,  IV  78.    M^rignhac,  S.  385. 

^^  Meurer,  S.  94.    Über  diesen  Vorbehalt  vgl.  unten  den  §  18. 
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gelegenheiten   eines   schwächeren  Staates   einzumischen,   so 
könne  eine  solche  Macht  d^  Art.  27  nicht  für  sich  anrufen, 
sie   handle   dann   vielmehr  vollständig  gegen  dessen  Zweck 
und  Sinn.   Wenn  dieser  Artikel  solche  Folgen  haben  könnte, 
so  hätte  man  ihn  nicht  angeregt,  und,  falls  er  von  anderer 
Seite  gestellt  worden  wäre,  bekämpft  und  abgelehnt.    Was 
den  von  Veljkövitch  bestrittenen  Nutzen  des  Art.  27  an- 
lange, so  sei  es  nötig,  für  die  Schiedssprechung  die  Grund- 
sätze des  Art.  1  zur  Anwendung  zu  bringen.    Diese  Grund- 
sätze beherrschen  schon  das  YermitÜungsgebiet.    Es  sei  not- 
wendig und  folgerichtig,  den  Rat,  den  Schiedsgerichtshof  an- 
zurufen, denselben  Bestimmungen  zu  unterstellen  und  auch 
hier  die  aufrichtige   Bemühung  zur   Aufrechterhaltung  des 
internationalen  Friedens  für  die  Neutralen  zur  Pflicht  zu 
machen.    Aber  es  handle  sich  nicht  blofs  um  die  praktische 
Nützlichkeit  dieser  Bestimmung.    Sie  werde  auch  deshalb  so 
nachdrücklich  verteidigt,  weil  sie  einen  moralischen  Nutzen 
habe.    Der  moralische  Wert  der  Bestimmungen  des  Art.  27 
liege  darin,  dafs  die  gemeinsame  Pflicht  der  Friedensbewahrung, 
wie  sie  unter  den  Menschen  bestehe,  nun  auch  für  die  Staaten 
anerkannt  sei:   „Glauben  Sie,  dafs  es  wenig  bedeutet,  wenn 
in  dieser  Versammlung,  das  heifst  nicht  in  einem  Verein  von 
Theoretikern  und  Philosophen,  die  frei  und  unter  ihrer  höchst 
persönlichen  Verantwortung  Reden  halten,  sondern  in  einer 
Versammlung,  in  der  die  Regierungen  fast  aller  gesitteten 
Staaten   vertreten   sind,   das  Bestehen  einer  solchen   inter- 
nationalen Pflicht  verkündet  worden  ist  und  die  Vorstellung 
dieser  für  immer  in  das  Volksgewissen  eingestellten  Pflicht 
in  Zukunft  die  Handlungen  der  Regierungen  und  Völker  be- 
herrscht?   Den  Gegnern  möchte  ich  sagen:  ich  fürchte,  dafs 
sie  die  Augen  nicht  auf  das  ihnen  gesetzte  Endziel  gerichtet 
haben.    Sie    scheinen   voreingenommen   zu   sein    durch   die 
Gegensätzlichkeit  von  Interessen  der  Grofsmächte  und  Klein- 
staaten   auf   Schiedsrechtsgebiet.    Ich    sage   aber   mit  dem 
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Grafen  Nigra:  es  gibt  hier  weder  grofse  noch  kleine  Mächte  v 
alle  sind  gleich  vor  dem  zu  bewältigenden  Werk.  Wenn  aber 
das  Werk  für  einige  Staaten  mehr  Vorteile  bringen  sollte^ 
so  werden  es  sicherlich  gerade  die  schwächeren  Staaten  sein^ 
die  den  gröfseren  Nutzen  haben  .  .  .  Wenn  in  der  Welt  ein 
Gericht  gebildet  wird  und  eine  unparteiische  Entscheidung 
den  Streit  der  Interessen  und  Leidenschaften  beendigt,  ist 
das  nicht  jedes  Mal  ein  Schutz  mehr,  der  den  Schwachen 
gegen  den  Mifsbrauch  der  Gewalt  erwächst  ?  Bei  den  Nationen 
ist  es  wie  bei  den  Menschen.  Einrichtungen,  wie  diese  hier^ 
sind  der  Schutz  der  Schwachen  gegen  die  Starken.  In  den 
Kämpfen  der  Gewalt,  wenn  Soldaten  in  Tätigkeit  treten,  da 
gibt  es  Grofse  und  Kleine,  Schwache  und  Starke.  Wenn  man 
in  die  zwei  Wagschalen  die  Klingen  wirft,  so  erweist  sich  die 
eine  möglicherweise  als  leichter,  die  andere  als  schwerer. 
Aber  wenn  es  sich  um  Ideen  und  Rechte  handelt,  dann  gibt 
es  keine  Ungleichheit,  und  die  Rechte  des  Kleinsten  und 
Schwächsten  drücken  in  der  Wage  mit  derselben  Kraft,  wie 
die  Rechte  der  Stärksten.  Von  diesem  Geist  sind  wir  bei 
unserem  Werke  ausgegangen :  wir  haben  hauptsächlich  an  die 
Schwachen  gedacht.  Mögen  diese  uns  begreifen  und  unserer 
Hoffnung  entsprechen,  indem  sie  sich  unseren  Bemühungen 
anschliefsen,  die  darauf  gerichtet  sind,  die  Zukunft  der  Mensch- 
heit mehr  und  mehr  durch  das  Recht  zu  ordnen*^." 

Mit  dieser  Auslegung  des  Art.  27  erklärte  sich  nun  auch 
der  serbische  Vertreter  einverstanden  und  sprach  den  Wunsch 
aus,  dafs  dieselbe  im  Protokoll  festgehalten  werde.  Damit 
war  das  Einvernehmen  über  den  Art.  27  in  der  Kommission 
hergestellt. 

Stancioff  warf  zum  Schlufs  zwar  nochmals  die  Frage  der 
Organisation  der  Erinnerungspflicht  auf;  es  müsse  auch  gesagt 
werden,  wie  diese  Pflicht  erfüllt  werden  solle.   Wer  dürfe  die 


26  Meurer,  S.  251. 
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ErinneruDg  betätigen?  Man  müsse  erwägen,  wie  man  den 
Art.  27  am  wirksamsten  und  schnellsten  zur  Ausführung  bringe. 

„Die  Kommission  wich  aber  wiederum  behutsam  aus," 
bemerkt  Meurer,  „sie  beschränkte  sich  höflich  darauf,  von 
dieser  Bemerkung  Kenntnis  zu  nehmen  und  gab  dann  dem 
Art.  27  ihre  Zustimmung.**  — 

So  viel  zur  Entstehungsgeschichte  des  jetzigen  Artikel  27. 
Ich  habe  dieselbe  aus  verschiedenen  Gründen  so  ausführlich 
wiedergegeben.  Sie  ist  einmal  im  höchsten  Grade  charakte- 
ristisch für  den  Geist,  der  bei  den  Verhandlungen  im  Haag 
herrschte.  Sie  zeigt  deutlich,  wie  sehr  der  neue  Rechtsgrund- 
satz, dafs  dritte  Staaten  bei  der  Friedensstiftung  mitzuwirken 
haben,  da  eine  Solidarität  der  Interessen  alle  Staaten  um- 
schlingt, bereits  an  Boden  gewonnen  hatte.  Sie  zeigt  ander- 
seits aber  auch,  wie  ungerechtfertigt  die  Bedenken  waren**, 
die  gegenüber  diesem  Prinzip  geltend  gemacht  wurden.  Die 
Balkanstaaten  hatten  nicht  etwa  sachliche  Gründe,  sondern 
lediglich  Mifstrauen  gegenüber  dem  vorgeschlagenen  Bechts- 
fortschritte  bekundet,  und  man  darf  daher  um  so  mehr  hoffen, 
dafs  sie  von  ihrer  Voreingenommenheit  durch  die  trefflichen 
Ausführungen  Bourgeois'  endgültig  bekehrt  worden  sind. 
Die  im  Ausschufs  zutage  getretenen  formellen  Bedenken  mit 
bezug  auf  die  Art  und  Weise  der  praktischen  Ausgestaltung 
des  neuen  Rechtsprinzips  aber  dürften  nicht  derartige  sein, 
dafs  sie  nicht  bei  gutem  Willen  überwunden  werden  könnten.  — 

So  hat  denn  also  der  Art.  27  das  Pflichtprinzip  beibe- 
halten. Aber  leider  nur  in  einer  sehr  abgeschwächten  Be- 
deutung; denn  diese  Pflicht  hat  den  offiziellen  Charakter  einer 
^moralischen  Verpflichtung"  erhalten.  Das  betonte  v.  Martens 
bereits  im  Ausschufs,  das  betonten  auch  Zorn  und  H  o  1 1  s  ^^ 


^  Absatz  2  des  Art.  27  betont  ausdrücklich,  dafs  der  Rat,  sich  an 
den  ständigen  Schiedshof  zu  wenden,  im  höheren  Interesse  des  Friedens 
erteilt  werden  muls. 

"  Vgl.  Meurer,  S.  115,  247,  249,  250. 
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Dies  ist  nun  gewifs  im  höchsten  Grade  bedauerlich.  Ent- 
weder entschliefst  man  sich,  eine  Verpflichtung  aufzustellen 
oder  man  entschliefst  sich  nicht  dazu.  Wenn  es  den  Mächten 
ernst  ist  und  sie  wirklich  den  guten  Willen  haben,  von 
dem  sie  sprechen,  dann  ist  in  der  Tat  nicht  recht  ein- 
zusehen, warum  sie  hier  nicht  eine  rechtliche  Verpflichtung 
statuieren  sollten.  Ein  Rechtsabkommen,  wie  die  Haager 
Konvention  ist  dafür  der  gegebene  Platz,  und  die  zivilisierten 
Staaten  sind  dafür  die  kompetenten  Faktoren. 

W^eshalb   also   ist   man    auf  halbem   Wege    stehen     ge- 
blieben^^?   Es  ist  das  wohl  hauptsächlich  dadurch  zu    er- 
klären,   dafs    man   kein    allzu    rasches   Tempo    einschlagen, 
sondern  allmählich  vorgehen  wollte.    Das  neue  Prinzip  mufste 
sich  bei  den  Staaten  und  Völkern  erst  einbürgern.   Es  mufste 
ihnen  erst  in  Fleisch  und  Blut  übergehen,  dafs  Dritte  bei  der 
Frage   über   Krieg    und   Frieden    auch   ein   Wort   mitreden 
dürfen,   bevor  man  aus  diesem  Grundsatze  rechtliche   Ver- 
bindlichkeiten ableiten  wollte.    Dies  dürfte  wohl  der  Haupt- 
grund sein,  der  der  Statuierung  einer  wirklichen  Rechtspflicht 
im  Haag  im  Wege  gestanden  hat.  Denn  in  der  Sache  selbst 

^  Auch  Meurer,  8.254^  gibt  seinem  Bedauern  darüber  Ausdruck, 
dafs  man  die  ursprüngliche  Fassung  des  Art  27  nicht  beibehalten  hat: 
,,Der  Art.  27  war  in  der  ersten  französischen  Anregung  etwas  wesentlich 
anderes,  und  zwar  etwas  wirklich  Bedeutsames.''  Meurer  erklärt  den 
Hergang  folgendermafsen :  „Die  Signatarmächte  übernehmen  hier  die 
Pflicht,  die  streitenden  Staaten  an  den  Schiedshof  zu  erinnern.  Die  ein- 
schlägige Pflicht  des  Generalsekretärs  war  natürlich  als  Rechtspflicht 
gedacht  gewesen.  Aber  allen  Staaten  eine  solche  Rechtspflicht  aufzu- 
laden, ging  nicht  an,  und  so  einigte  man  sich  denn  auf  die  Auslegung, 
dals  das  nur  eine  moralische  Pflicht  sei.  Aber  seit  wann  werden  denn 
moralische  Pflichten  durch  Rechtsabkommen  geschafien?  Ein  Rechts- 
abkommen kann  nur  Rechtspflichten  begründen.**  —  Meines  Erachtens 
wäre  eine  Rechtspflicht  aller  Staaten  wohl  denkbar,  aber  natürlich 
müiste  die  Ausübung  dieser  Pflicht  einigermalsen  organisiert  sein.  In  der 
ursprünglichen  Fassung  wären  übrigens  ebenfalls  die  Mächte  die  Ver- 
pflichteten gewesen  und  der  Generalsekretär  lediglich  ihr  Mandatar.  Im 
übrigen  bin  ich  aber  auch  der  Meinung,  dafs,  wo  in  einem  Rechts- 
abkommen von  Rechten  und  Pflichten  die  Rede  ist,  dies  nur  im  recht- 
lichen Sinn  zu  verstehen  sein  sollte. 
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schienen  die  meisten  Vertreter  einig  zu  sein,  das  Prinzip  als 
salches  fand  von  Anfang  an  die  allgemeine  Billigung.  Daher 
darf  man  wohl  hoffen,  dafs  einer  Fortbildung  dieses  „moralischen 
Rechtsprinzips**  wenigstens  in  Zukunft  etwas  Ernstliches  nicht 
entgegenstehen  werde.  Früher  oder  später  dürfte  daraus  eine 
Rechtspflicht  werden,  dieser  Hoffnung  darf  man  sich  hingeben. 
Dafür  bürgt  neben  der  in  den  Verhandlungen  im  Haag  zutage 
getretenen  Stimmung  auch  schon  die  wachsende  Interessen- 
solidarität der  Völker. 

In  jedem  Falle  darf  man  diesen  Rechtsfortschritt  somit 
als  ein  Postulat  für  die  zukünftige  Fortbildung  der  Haager 
Konvention  aufstellen.  Und  zwar  als  eines  der  wesentlichsten 
Postulate**.  Denn  es  gibt  vielleicht  im  ganzen  Gebiete  des 
Völkerrechts  keinen  Fortschritt,  der  von  gröfserer  Bedeutung 
wäre,  wie  der,  der  die  zivilisierten  Staaten  berechtigt  und  ver- 
pflichtet, bei  Konflikten  und  Kriegsgefahren  die  Streitteile 
auf  den  Rechtsweg  hinzuweisen.  Könnte  sich  die  Tatsache 
der  Interessengemeinschaft  deutlicher  dokumentieren,  als  durch 
die  Statuierung  einer  solchen  Rechtspflicht  ^®? 

Allerdings  einen  praktischen  Wert  hat  diese  Statuie- 
rung nur,  wenn  gleichzeitig  auch  bestimmt  ist,  wie  diese 
Pflicht  ausgeübt  werden  soll,  ob  die  Verpflichteten  gemeinsam 

^  Kiparski,  „Zur  Friedensfrage  und  zur  nächsten  Haager  Kon- 
ferenz^, 1906,  S.  15,  betont,  wenn  auch  nur  praktisch  durchgeführt  werde, 
was  in  der  ersten  Konferenz  schon  im  Prinzip  beschlossen  wurde,  daCs 
nämlich  die  Yertragsmächte  es  als  ihre  heilige  Pflicht  betrachten  und 
nicht  versäumen,  bei  ausbrechenden  Feindseligkeiten  die  Streitenden  an 
das  Haager  Schiedsgericht  zu  erinnern,  so  sei  damit  schon  viel  erreicht 

'®  Bourgeois  spricht  in  der  Vorrede  zu  M^rignhac,  Conference, 
S.  VIl,  mit  Recht  von  der  „haute  port^e  de  la  conception  nouvelle,  pour 
la  premiäre  fois  reconnue  et  formul^e  ä  La  Haye,  d'apräs  laquelle  les 
nations  civilis^es,  hier  encore  isoläes  et  jalouses  de  leur  isolement,  ont 
enfin  proclam^  leur  solidarit^  mutuelle  .  .  .  Ce  principe  nouveau  de  la 
solidarit^  entre  les  £tat8  civilis^s  est  la  base  de  la  Convention  pour 
le  räglement  paciflque  des  conflits  internationaux ;  c'est  lui  qui  a  inspir^ 
les  d^cisions  arr^t^es  par  la  troisi^me  commission  et  ratifiees  par  la 
Conference;  c'est  lui  que  consacre  Particle  27  .  .  ."  Vgl.  auch  oben 
S.  117,  sowie  Märignhac,  a.  a.  0.  S.  893. 
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handeln  ^^  oder  ob  sie  jemanden  mit  einem  entsprechenden 
Auftrage  für  sich  handeln  lassen  sollen.  Eine  solche  Be- 
stimmung war  in  der  ursprünglichen  Fassung  richtig  vor- 
gesehen und  der  bulgarische  Vertreter  hat  diese  Notwendig- 
keit bis  zuletzt  noch  betont.  Es  mag  sein ,  dafs  die  Lösung 
dieser  Formfrage  nicht  ganz  einfach  ist  und  dafs  man  ihre 
Lösung  vielleicht  nicht  ohne  inneren  Grund  einer  späteren 
Konferenz  überlassen  hat.  Wenn  man  einmal  zu  überblicken 
vermag,  wie  die  neuen  Institutionen,  der  Schiedsgerichtshof^ 
das  internationale  Bureau,  der  Verwaltungsrat,  im  praktischen 
Leben  funktionieren,  dann  vermag  man  vielleicht  auch  besser 
zu  beurteilen,  ob  und  inwieweit  sie  sich  für  ein  derartiges 
Mandat  eignen.  Die  Praxis  wird  lehren,  ob  die  Bedenken, 
die  man  speziell  im  Hinblick  auf  den  Generalsekretär  äufserte, 
auch  berechtigt  waren.  Aber  sei  dem  wie  ihm  wolle,  so  viel  steht 
fest,  dafs  diese  Formfrage  bei  gutem  Willen  lösbar  sein  mufs, 
und  dafs  sie  daher  in  der  Zukunft  sicherlich  auch  ihre  Lösung 
finden  dürfte,  und  zwar  um  so  mehr,  als  auf  das  Wie  der 
Lösung  viel  weniger  ankommt,  als  auf  die  Tatsache,  dafs  über- 
haupt eine  Organisation  für  die  Ausübung  der  neuen  Rechts- 
pfiicht  geschaffen  wird'*.    Wenn  es  den  Staaten  Ernst  damit 


"DeLapradelle,  S.  814,  bemerkt:  „Dans  cette  nouvelle  r6- 
daction  leg  puissances  exercent  elles-m^mes  directement,  par  la  voie 
diplomatique,  le  rappel  ä  Tarbitrage,  que  le  premier  texte  conierait  k 
la  Cour  ou  plus  exactement  k  son  Bureau.*^ 

''  Das  übersieht  M eurer,  S.  254,  wenn  er  glaubt,  dafs  mit 
der  Ablehnung  des  Generalsekretärs  die  Organisation  nun  überhaupt 
ins  Wasser  gefaUen  sei.  Er  betont  zunächst  ganz  richtig,  das  Cha- 
rakteristische in  dem  französischen  Antrag  sei  gewesen,  dals  die  Er- 
innerungspflicht auf  eine  bestimmte  völkerrechtliche  Persönlichkeit,  den 
Generalsekretär,  abgeladen  war.  Auf  diese  Weise  wäre  die  Vermittlung 
zur  Schiedssprechung  stets  angeboten  worden;  man  hätte  so  wirklich 
einen  Mechanismus  gehabt,  der  auf  den  Druck  eines  eigens  dazu  be- 
stellten Mannes  sofort  funktionierte.  Nun  habe  man  diesen  Mann  fallen 
lassen  und  mit  der  Bedienung  so  zu  sagen  die  ganze  Welt  betraut  „Man 
hätte  sich  indessen  im  Haag  darüber  klar  sein  sollen,  dals  eine  Er- 
innerungspflicht aller  Signatarmächte  ein  Schlag  ins  Wasser  ist.  Warum 
soll  sich  ein  Staat  vordrängen,  wenn  er  weifs,  dals  die  andaren  Staaten 


§  13.   Die  Garantien  für  die  Aniftendung  des  Schiedsgerichts.     299 

ist,  dafs  diese  Pflicht  nicht  nur  auf  dem  Papier  stehen  soll, 
dann  werden  sie  auch  den  Weg  finden,  auf  dem  dieser  Ver- 
pflichtung Leben  eingehaucht  werden  kann.  Und  sollten  auf 
Grund  der  inzwischen  gemachten  Erfahrungen  die  Institute 
im  Haag  für  die  Übertragung  eines  solchen  Mandats  wirklich 
ungeeignet  erscheinen,  dann  lassen  sich  sicherlich  noch  andere 
Formen  finden.  Ich  will  hier  nur  an  die  Möglichkeit  einer 
Kollektivnote  seitens  der  neutralen  Mächte  erinnern,  sei  es 
nun,  dafs  diese  z.  B.  von  den  neutralen  Mächten  desselben 
Kontinents  oder  von  den  neutralisierten  Staaten  oder  von 
irgendeiner  anderen  Staatengruppe  ausgehe.  Es  lassen  sich 
da  die  verschiedenartigsten  Kombinationen  denken.  Und  wenn 
der  zunächst  eingeschlagene  Weg  sich  wirklich  als  unprakti- 
kabel erweisen  sollte,  dann  bliebe  immer  noch  die  Möglich- 
keit, auf  einer  späteren  Haager  Konferenz  ®*  eine  Abänderung 
zu  treffen.  Die  Hauptsache  ist,  dafs  überhaupt  einmal  ein 
Anfang  in  der  Organisation  gemacht  wird. 

In  jedem  Falle  wird  man  bei  den  dahingehenden  Be- 
strebungen eine  Erfahrungstatsache  —  auf  deren  Richtigkeit 
auch  das  der  Beauftragung  des  Generalsekretärs  gegenüber 
bekundete  Mifstrauen  gerade  von  neuem  hinweist  —  nicht 
aufser  acht  lassen  dürfen,  ja  dieselbe  wird  vielleicht  für 
die  hoffentlich  zu  erwartende  Organisation  geradezu  be- 
stimmend sein,  nämlich  die  besondere  Bedeutung,  die  einem 
gemeinsamen  Vorgehen  der  Mächte  in  allen  mit  unserer 


ganz  dieselben  Pflichten  haben?"  Meurer  hat  voUkommen  Recht,  wenn 
er  wiederholt  darauf  hinweist,  dafe  ohne  „Ausführungsbestimmung'^ 
die  neue  „Pflicht''  nicht  gehen  lernt.  Aber  er  sieht  yielleicht  doch  etwas 
zu  schwarz,  wenn  er  glaubt,  prophezeien  zu  müssen :  „Alle  Ausftihrungs- 
bestimmungen  resp.  indirekten  Vorkehrungen,  die  darauf  hinauslaufen, 
oder  es  ermöglichen,  die  Erinnerungspflicht  einer  bestimmten  Person 
zuzuspielen,  werden  daran  scheitern,  dafs  man  kein  Theater  für  politische 
Intriguenspiele  bauen  und  auch  keine  politische  Obervormundschaft 
organisieren  will.*' 

^  Dals   die   Periodizität  der   Konferenzen   ohne  weiteres   voraus- 
gesetzt werden  darf,  wird  unten  im  §  20  zu  erörtern  sein. 


i 
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Materie  zusammenhängenden  Fragen  zukommt.  Vielleicht  wird 
man  in  der  Tat  auf  diesem  Wege  überhaupt  die  Remedur 
für  den  jetzigen  ungenügenden  internationalen  Rechtszustand 
ZM  suchen  haben.  Es  ist  denn  auf  dieses  Moment  auch  schon 
yerschiedentlich  hingewiesen  worden,  so  in  einer  Resolution 
der  interparlamentarischen  Konferenz'^,  und  nicht  minder  in 
der  Völkerrechtsliteratur  ^*.  — 

Die  Richtungen,  nach  denen  das  Prinzip,  das  im 
Artikel  27  seinen  Ausdruck  findet,  rechtlich  weiter  ausgebildet 
werden  könnte,  ergeben  sich  uns  also  ohne  weiteres.  Der 
ursprüngliche  französische  Antrag  hat  dieselben  bereits  an- 
gegeben. Es  ist  dabei  gleichgültig,  ob  man  nun  gerade  den 
Oeneralsekretär  für  die  geeignete  Persönlichkeit  zur  Aus- 
übung des  Mandats  zu  halten  geneigt  ist  oder  nicht.  Die 
allgemeine  Richtung  für  die  Entwicklung  ist  jedenfalls  vor- 


*^  Vgl.  die  zweite  Resolution  der  interparlamentarischen  Konferenz 
in  Wien  1903:  „Consid^rant  que  Tart.  27  de  la  Convention  pour  le  r^gle- 
ment  pacifique  des  conflits  internationaux,  vot^e  par  la  Conference  de 
La  Haye  de  1899,  impose  aux  Puissances  signataires  le  «devoir,  dans  le 
•cas  oü  un  conflit  aigu  menacerait  d'^clater  entre  deux  ou  plusieurs 
d'entre  elles,  de  rappeler  k  celles-ci  que  la  Cour  permanente  leur  est 
ouverte*  etc.  Consid^rant  que  Taccomplissement  de  ce  devoir  sera  efficace- 
ment  facilit^  si  Tappel  k  Tarbitrage  est  fait  par  une  alliance  de  Puissances, 
puisque  Tautorit^  en  serait  augment^e  et  la  responsabilit^  diminuee,  k 
mesure  que  s'accroitrait  le  nombre  des  Puissances  alli^es  dans  ce 
but;  La  Conference  interparlementaire  exprime  le  däsir  que  les  Puis- 
sances qui  ont  sign^  la  dite  Convention  de  La  Haye  s'entendent  autant 
^ue  possible  pour  agir  en  commun  et,  de  la  mani^re  la  plus  pratique, 
remplir  1' Obligation  impos^e  par  le  dit  art.  27.''  In  demselben  Sinne 
■äulBert  sich  auch  die  Resolution  des  Friedenskongresses  in  Boston  1904. 

>B  Xch  erwähne  hier  Bajer  über  „Nentralit^  föderative"  in  der 
^Revue  de  droit  international,  1902,  S.  127,  femer  über  „L'article  27 
•de  la  Convention  de  La  Haye"  in  der  „Revue  du  droit  public  et  de  la 
science  politique",  1901,  S.  108,  über  „Pacig^rance"  in  der  erstgenannten 
Revue,  1903,  S.  584,  und  im  „Bulletin  officiel  du  XIV«  Congr^s  universel 
de  la  Paix",  Luceme  1905,  S.  152.  Auch  Hilty  im  „Politischen  Jahr- 
buch", Bd.  8,  S.  215  f.  weist  auf  die  Vorteile  hin,  die  speziell  aus  einem 
gemeinsamen  Vorgehen  der  Neutralisierten  erwachsen  könnten:  man 
hätte  in  einer  solchen  Verbindung  die  durchaus  unverdächtige  Ver- 
mittlungsinstanz, die  sonst  bei  allen  Schiedsgerichtseinrichtungen  fehle. 
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gezeichnet:  Eine  Rechtspflicht  der  neutralen  Mächte,  für 
die  die  Art  der  Ausübung  völkerrechtlich  umschrieben 
ist,  das  ist  das  Ziel,  auf  das  die  erste  Konferenz  bereits  hin- 
gearbeitet hat  und  das  die  späteren  Konferenzen  hoffentlich 
erreichen  werden®*. 

Auch  noch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  sollte  aber 
der  Art.  27  meines  Erachtens  fortgebildet  werden.  Nicht  nur 
auf  den  ständigen  Schiedsgerichtshof  soll  hingewiesen  werden, 
sondern  auf  den  Schiedsweg  überhaupt.  In  diesem  Sinne  be- 
darf der  Artikel  also  noch  der  Verallgemeinerung,  die  mir 
aber  so  naheliegend  zu  sein  scheint,  dafs  ich  sie  hier  als  bereit» 
gegeben  ohne  weiteres  vorausgesetzt  habe. 

Femer  müfsten  die  dritten  Mächte  ausdrücklich  berechtigt 
und  verpflichtet  erscheinen,  von  dem  Art.  27  in  jedem  Stadium 
des  Konflikts  Gebrauch  zu  machen.  Also  wenn  Meurer*'^ 
z.  B.  darauf  hinweist,  dafs,  wenn  eine  Partei  zögere  oder  sich 
weigere,  ihrerseits  Schiedsrichter  zu  ernennen,  das  Schieds- 
vei-fassungsrecht  in  die  Brüche  gehe,  dafs  also  hier  eine 
„ Klippe '^  zu  passieren  sei,  so  sollte  eben  auch  in  solchem 
Falle  der  Art.  27  den  neutralen  Mächten  ein  Mittel  an  die 
Hand  geben,  das  ,,SchiedsverfaBSungsrecht^  zu  retten  und  diese 
„Klippe"  zu  passieren.  Auch  nach  dieser  Richtung  hin  also 
sollte  der  Art.  27  eine  ausdrückliche  Ausdehnung  erfahren^ 
und  zwar  nicht  nur  durch  die  Praxis,  sondern  auch  durch 
den  Text  der  Haager  Konvention,  damit  die  Mächte  in  concreto 
stets  einen  iustus  titulus  hinter  sich  haben. 

Im  Zusammenhang  mit  dem  Art.  3  der  Haager  Konvention^ 


"*  Wünschenswert  wäre  auch,  dafs  die  Erinnerungspflicht  auf  alle 
Kriegslagen  ausgedehnt  würde,  nicht  nur  auf  Konflikte  zwischen  den 
Signatarmächten,  wie  das  gegenwärtig  der  Fall  ist  Vgl.  Meurer, 
S.  258.  In  diesem  Sinne  hatte  sich  der  schweizerische  Vertreter  im 
Haag  bereits  geäu&ert.  Siehe  ohen  Anmerkung  15.  Ich  halte  das  für 
rechtlich  unhedenklich.  Die  Handlung  seihst  ist  im  Ahsatz  2  auch 
nicht  auf  die  Signatarmächte  beschränkt.    Vgl.  M eurer,  S.  246. 

^  Meurer,  S.  311. 
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auf  den  ich  unten  zu  sprechen  kommen  werde  ^®,  würde  der 
Art.  27  alsdann  einen  allgemeinen  Kechtsgnindsatz  ergeben, 
auf  Grund  dessen  die  dritten  Machte  in  allen  Stadien  des 
Staatenstreits  das  völkerrechtliche  Verfahren,  Vermittlung  wie 
Schiedsgericht,  in  Erinnerung  bringen  könnten  und  in  Er- 
innerung bringen  müfsten.  Gewifs  kein  gering  zu  veran- 
schlagender Fortschritt!  — 

Im  übrigen  darf  man  aber  auch  die  Bedeutung  des  jetzigen 
Art.  27,  wenn  derselbe  auch  leider  ein  Torso  geblieben  ist, 
doch  nicht  unterschätzen.  Bourgeois  hat  auf  die  hohe 
moralische  Bedeutung  der  Anerkennung  des  Prinzips  bereits 
in  beredten  Worten  hingewiesen  *®a.  Aber  auch  juristisch  be- 
deutet der  Art.  27  einen  Fortschritt,  ein  Novum®*,  denn  wenn 


"^  Siehe  unten  §  18.  Es  wird  dort  auch  auf  das  Gemeinsame 
zwischen  der  Vermittlung  und  dem  Art.  27  hinzuweisen  sein. 

■®»  Auch  M^rignhac  betont  in  seinem  „Trait^  de  droit  public 
international",  1905,  S.  555:  „La  port^e  morale  de  cette  disposition  est 
fort  considörable ;  gr&ce  ä  eile,  les  nations  sont  aujourd'hui  unies  par  une 
Bolidarit^  mutuelle,  qui  fait  que  les  conflits  entre  Etats  ne  peuvent  plus 
rester  limit^s  aux  litigants  et  s'^tendent  ä  toute  la  communaute  nationale. ** 
Er  fügt  aber  ebenfalls  bei:  „Mais  il  semble  qu*il  convenait  d'aller  plus 
loin  et  de  munir  d*une  sanction  pratique  la  fonnule  un  peu  vague  de 
l'article  27."  Mit  Recht  bemerkt  er  auch  gegenüber  den  Bedenken  einiger 
Staaten:  „Et  Ton  ne  voit  pas  comment  ce  simple  rappel  de  Texistence 
de  la  Cour  pourrait  les  blesser  en  quoi  que  ce  soit,  puisqu'il  serait  fait 
dans  leur  int^r^t  et  qu'ils  demeureraient  d'ailleurs  libres  de  n^en  point 
tenir  compte."  Leider  ist  mir  das  Merignhacsche  Buch  erst  während 
des  Druckes  zu  Gesicht  gekommen,  so  dafs  ich  es  bei  den  vorhergehenden 
Paragraphen  nicht  mehr  berücksichtigen  konnte. 

"®  Das  Übersieht  Meurer,  w^enn  er  auf  S.  255  meint,  der  Artikel 
sei  in  Wahrheit  nur  eine  theoretische  Proklamation  der  internationalen 
Interessengemeinschaft.  Fried,  Handbuch  S.  183,  bemerkt  richtig:  „Damit 
ist  wieder  eine  Neuerung  in  das  Völkerrecht  eingeführt  worden,  die  den 
Neutralen,  die  bisher  ihre  Aufgabe  nur  in  einer  teilnahmslosen  Reserve 
erblickten,  eine  gewisse  Pflicht  im  Interesse  der  Friedenserhaltung  oder 
Wiederherstellung  des  Friedens  auferlegt.  Freilich  wurde  diese  Pflicht 
auf  der  Konferenz  ausdrücklich  nur  als  eine  moralische  und  nicht  als 
eine  juristische  bezeichnet,  was  leider  so  lange  von  grofser  Bedeutung 
sein  wird,  als  Politik  und  Moral  von  einander  unabhängige  Begrifife  sein 
werden,  ein  Zustand,  der  mit  zunehmender  Gesittung  sicherlich  ein 
baldiges  Ende  finden  mufs  . . .  Eine  Wandlung  dürfte  aus  rein  materiellen 
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er  auch  keine  eigentliche  Bechtspflicht  aufstellt,  so  gibt  er 
den  neutralen  Mächten  doch  immerhin  einen  Rechtstitel,  auf 
Grund  dessen  sie  an  das  Schiedsgericht  erinnern  können  und 
bestimmt  aufserdem  im  Absatz  2  noch  ausdrücklich,  dafs  diese 
Erinnerung  immer  nur  als  Betätigung  guter  Dienste,  also 
niemals  als  unfreundliche  Handlung,  angesehen  werden  darf. 
Das  ist  ein  unzweifelhafter  Bechtsfortschritt*^  Es  ist  zuzu- 
geben, dafs  derselbe  vorläufig  vielleicht  mehr  von  rechts- 
theoretischer, prinzipieller,  als  von  praktischer  Bedeutung  ist, 
wegen  der  oben  angedeuteten  Mängel.  Aber  oft  geht  der 
theoretische  Fortschritt  dem  praktischen  voran,  indem  er  ihm 
die  Wege  ebnet.  So  glaube  ich  denn,  dafs  wir  den  Art.  27 
doch  schon  jetzt  als  eine  neue  Errungenschaft  des  Völkerrechts 
begrüfsen  dtlrfen,  die  aber  aufserdem  auch  auf  weiteres  hoffen 
läfst.  Er  enthält  einen  Keim,  der  hoffentlich  reichliche  Früchte 
tragen  wird  und  mufs  in  diesem  Sinne  gewürdigt  werden  *^ 


GrüDden  bald  eintreten,  da  bei  zunehmender  Verquickung  des  inter- 
nationalen Lebens  das  durch  jeden  Krieg  geschädigte  Interesse  der 
Neutralen  diese  bald  dazu  führen  wird,  die  ihnen  erwachsene  moralische 
Pflicht  als  ein  ihnen  zur  Selbstverteidigung  notwendiges  Recht  zu 
betrachten." 

*^  De  Lapradefle,  S.  815,  sieht  darin  mit  Becht  „le  triomphe 
d'une  grande  id^  juridique." 

^^  Meurer,  S.  254,  geht  zuweit,  wenn  er  meint,  man  hätte,  nach- 
dem das  eigentlich  Charakteristische  des  Artikels  gefallen  war,  auch 
den  ganzen  Artikel  fallen  lassen  können.  Wenn  derselbe  lediglich  eine 
Vermittlung  der  Schiedssprechung  sei,  dann  habe  es  keinen  Sinn,  weder 
für  noch  gegen  diesen  Artikel  so  scharf  mobil  zu  machen.  In  seiner 
heutigen  Fassung  sei  der  Artikel  eher  sogar  bedenklich.  —  Meines  £r- 
achtens  unterschätzt  M eurer  hier  doch  den  Wert  der  neuen  Bestim- 
mung, und  zwar  nicht  nur  ihren  gegenwärtigen  Wert,  sondern  auch  ihre 
Bedeutung  für  die  zukünftige  Entwicklung  des  Völkerprozefsrechts.  Ganz 
ungerechtfertigt  aber  ist  es,  in  der  gegenwärtigen  Fassung  des  Artikels 
etwas  Bedenkliches  sehen  zu  wollen,  und  von  vorgekommenen  Ver- 
letzungen desselben  zu  sprechen.  Solange  keine  Rechtspflicht  statuiert 
ist,  kann  eine  solche  auch  nicht  verletzt  werden.  Und  daOs  der  Art.  27 
nur  dazu  da  sein  soll,  um  verletzt  zu  werden,  zeugt  von  einer  sehr 
pessimistischen  Auffassungsweise.  Weshalb  sollte  er  denn  nicht  im 
Sinne  des  ursprünglichen  französischen  Antrags  ausgebaut  werden 
können?    Mu(s  man  denn  wirklich  auf  jeden  Fortschritt  in  der  Materie 
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Wollte  man  den  Art.  27  aus  dem  Rahmen  des  Schieds- 
rechts  herausnehmen,  so  würde  in  der  Tat  eine  grofse  Lücke 
entstehen.  Das  Schiedsgericht  bedarf  notwendigerweise  der 
rechtlichen  Garantien  für  seine  Anwendung,  und  es  würde 
ungenügend  sein,  wenn  man  diese  Garantien  stets  nur  in  den 
Handlungen  der  Streitteile  suchen  wollte.  Auch  die  dritten 
Mächte  müssen  zu  dieser  Garantierung  beitragen.  Ohne  dieses 
Korrelat  wäre  das  schiedsgerichtliche  System  des  Völkerrechts 
ein  unvollständiges.  Wäre  der  Art.  27  nicht  schon  gegeben, 
so  müfste  er  daher  geschaffen  werden.  Denn  es  ist  undenk- 
bar, dafs  das  völkerrechtliche  Verfahren,  heifse  es  nun  Schieds- 
gericht, Vermittlung  oder  Untersuchung,  auf  die  Länge  eine 
zunehmende  praktische  Bedeutung  erlangen  könnte  —  ohne 
Pflichten  auch  auf  selten  der  neutralen  Mächte. 

Ob  diese  Pflichten  in  der  Art,  wie  der  Art.  27  dies  ur- 
sprünglich vorsehen  wollte,  mit  Bezug  auf  das  Schiedsgericht 
genügend  fixiert  sind?  Ich  möchte  dies  im  ganzen  vorläufig 
wohl  annehmen. 

Immerhin  könnte  man  sich  noch  die  Frage  vorlegen,  ob 
das  schiedsgerichtliche  Verfahren  neben  den  in  diesen  beiden 
Paragraphen  erörterten  Garantien  vielleicht  noch  weiterer 
Sicherungsmittel  bedarf^^,  um  regelmäfsig  funktionieren  zu 
können.  Auch  diese  Frage  möchte  ich  dahin  beantworten,  dafs 
weitere  Garantien  speziell  für  das  Schiedsgericht  daneben  zur- 
zeit wohl  kaum  erforderlich  sein  dürften.  Der  Weg  liegt 
meines  Erachtens  durchaus  in  der  Fortbildung  der  heute  be- 


von  vornherein  verzichten?  Ich  glaube  das  nicht  und  bestreite,  dals 
der  Art  27  mit  der  Ausschaltung  der  mit  der  Erinnerung  zu  betrauenden 
Persönlichkeit  seine  besondere  Existenzberechtigung  verloren  hat. 

^^  Zu  erwähnen  ist  hier  vielleicht  noch,  dals  in  einigen  Staaten 
das  Schiedsgerichtsprinzip  einen  Bestandteil  der  Staatsverfassung 
bildet.  So  in  der  Konstitution  von  Equador,  Brasilien,  Venezuela.  Man 
hat  denn  auch  darauf  hingewiesen,  dafe  dieses  Prinzip  eine  der  Grund- 
lagen jeder  Staatsverfassung  werden  sollte,  so  daC^  die  Regierungen 
keinen  Krieg  anfangen  dürften,  ohne  zuvor  ein  Schiedsgericht  angerufen 
zu  haben.    Vgl.  z.  B.  Arnoldson,  j,Pax  mundi**,  1896,  S.  126. 
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stehenden  Garantien.  Inwieweit  immerhin  noch  weitere  all- 
gemeine Garantien  für  die  Anwendung  des  völkerrechtlichen 
Verfahrens  überhaupt  geschaffen  werden  könnten,  die  natür- 
lich auch  dem  Schiedsgericht  zugute  kämen,  das  wird  unten 
noch  zu  erörtern  sein**. 

Im  ganzen  darf  man  jedenfalls  unbedingt  sagen,  dafs  der 
Grundsatz  des  Art.  27,  wenn  er  folgerichtig  weiter  fortgebildet 
wird,  die  beste  Garantie,  die  beste  „Sanktion^  ist,  die  dem 
schiedsgerichtlichen  und  damit  dem  völkerrechtlichen  Ver- 
fahren überhaupt  zu  teil  werden  kann.  — 

§  14.  Der  ständige  Schiedsgerichtshof. 

Über  den  ständigen  Schiedsgerichtshof  ist  eigentlich  nicht 
viel  zu  sagen.  Nicht  etwa  deshalb,  weil  sich  dies  nicht  ver- 
lohnte, sondern  ganz  im  Gegenteil,  weil  ich  die  Lösung,  die 
dieses  Problem  im  Haag  erhalten  hat,  für  eine  sehr  glück- 
liche halte  und  nicht  der  Meinung  bin,  dafs  hier  wesent- 
liche Änderungen  in  naher  Aussicht  stehen  dürften,  jeden- 
falls so  lange  nicht,  bis  man  aus  der  Praxis  des  Gerichtshofs 
Lehren  gezogen  hat,  die  auf  die  Notwendigkeit  einer  Ände- 
rung in  der  Organisation  dieses  Instituts  hinweisen. 

Darüber,  dafs  der  ständige  Schiedsgerichtshof  die  bedeut- 
samste Schöpfung  der  ersten  Haager  Konferenz  ist,  gibt  es 
nur  eine  Stimme^.    Dafs  er  so  zweckentsprechend,  so  ganz 

♦»  Vgl.  unten  §  20. 

^  Meines  Wissens  ist  Zorn  der  einzige,  der  die  kriegsrechtlichen 
Resultate  höher  einschätzt.  Auch  die  jetzige  russische  Einladung  be- 
zeichnet den  Schiedsgerichtshof  als  das  wichtigste  Resultat  der  Kon- 
ferenz. Ich  zitiere  ferner  Lammasch:  „Keine  der  Reformen,  die  in 
dem  für  Umbildung  und  Fortentwicklung  des  Völkerrechts  so  bedeut- 
samen Schlu&jahr  des  19.  Jahrhunderts  von  den  26  auf  der  Konferenz 
vertretenen  europäischen,  amerikanischen  und  asiatischen  Mächten  ver- 
einbart wurde,  hat  eine  so  grofse  prinzipielle  und  wohl  auch  praktische 
Bedeutung  als  die  Schaffung  eines  ständigen  Schiedsgerichtshofs,  der 
den  Mächten,  die  ihn  anrufen  wollen,  jederzeit  zur  Verfügung  steht.** 
(^Deutsche  Revue*,  November  1905.)  Vgl.  auch  die  Urteile  von  Olivart, 
Q.  a.  oben  im  §  6.    Fried,   Handbuch,   S.   182,   bemerkt:   „Mit   dieser 

N  i  p  p  o  1  d ,  Verfahren.  20 
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der  Eigenart  des  Völkerrechts  und  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
entsprechend  geschaffen  worden  ist,  das  ist  aber  um  so  höher 
zu  veranschlagen,  als  nicht  wenige  Klippen  zu  umschiffen 
waren,  um  zu  diesem  Resultat  zu  gelangen.  Das  Haager 
Werk  steht,  sowohl  vom  Standpunkte  der  Völker rechtstheorie 
aus  betrachtet,  als  auch  was  seine  praktische  Brauchbarkeit 
anlangt,  wesentlich  höher,  als  alle  früher  über  diesen  Gegen- 
stand gemachten  Vorschläge. 

Es  würde  zu  weit  führen,  wenn  ich  versuchen  wollte, 
auch  nur  die  wesentlichsten  unter  diesen  früheren  Projekten 
hier  Revue  passieren  zu  lassen '.  Auch  das  Projekt  der  Brüsseler 


Errichtung  eines  ständigen  internationalen  Schiedsgerichtshofs,  bei  dem 
Streitigkeiten  geschlichtet  werden  können ,  wenn  auch  ein  juristischer 
Zwang  dafür  nicht  vorhanden  ist,  ist  ein  wichtiges,  vielleicht  das  be- 
deutendste Novum  in  das  Völkerrecht  eingeführt  worden,  das  seit  dem 
Bestände  eines  Völkerrechts  überhaupt  in  Erscheinung  trat*' 

^  Re von,  S.  352  f.,  unterscheidet  fünf  Gruppen  von  Projekten  bezw. 
Ansichten  über  die  Möglichkeit  der  Gestaltung  der  Schiedsgerichts- 
barkeit: 1.  Juridiction  internationale  facultative;  2.  Tribunaox  inter- 
nationaux  sp^ciaux;  3.  Tribunal  international  g^n^ral,  d^pourvu  de 
sanction;  4.  Tribunal  international  g^neral,  muni  de  sanction;  5.  Etats 
Unis  de  TEurope.  Von  diesen  fallen  die  beiden  letzteren  Gruppen  heute 
außer  Betracht;  auf  die  Frage  der  „Sanktion**  komme  ich  noch  unten 
im  §  17  zurück.  Die  drei  ersten  Gruppen  entsprechen  mehr  oder  weniger 
dem  heutigen  Zustande.  Von  der  ersten  Gruppe  ist  man  heute  bereits  zu 
Spezialgerichten  und  zu  einem  ständigen  allgemeinen  Gerichtshof  ge- 
langt. Eine  Zusammenstellung  der  bisherigen  Projekte  bietet  Darbj, 
„International  Tribunals,  a  Collection  of  the  various  schemes  which  have 
been  propounded,  and  of  insta'nces  in  the  19 ^*>  Century**,  4.  Aufl.  1904. 
M eurer,  S.  211,  hat  nicht  unrecht,  wenn  er  sagt,  die  Idee  eines  ständigen 
Schiedshofs  habe  sich  früher  immer  in  einer  Form  präsentiert,  durch  die 
die  Souveränität  der  Staaten  vernichtet  wurde  und  die  deshalb  in  das 
Reich  der  Utopien  verwiesen  werden  mu(ste.  Merignhac,  „Trait^  de 
droit  public  international**,  S.  524,  betont,  dafs  die  Haager  Konferenz 
sich  an  ein  System  anschlielsen  mufste,  „ne  supposant  pas  le  bouleverse- 
ment  dans  l'uti  possidetis  actuel  des  Etats  qu'exigerait  la  f^^d^ration, 
et  n'offrant  aucun  des  dangers  et  inconvenients  de  l'idöe  grandiose,  mais 
peu  pratique,  de  PEtat  international**.  Vgl.  femer  de  Lapradelle, 
a.  a.  0.  S.  795  f.,  M^rignhac,  Trait^,  S.  333 f.,  432,  und  Conference, 
S.  313 f.  Bemerkenswert  sind  namentlich  die  Projekte  von  Kama- 
rowsky,  Pasquale  Fiore  und  Dudley-Field.  De  Lapradelle, 
a.  a.  0.  bemerkt  richtig:  „Apr^s  avoir  eu  Pambitieuse  id^e  d'nne  Cour 
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interparlamentarischen  Konferenz  von  1895,  so  grofse  Verdienste 
es  um  das  Zustandekommen  des  Haager  Werkes  hat  und  so 
wesentliche  Vorzüge  es  aufweist,  hätte  jedenfalls  nicht  an- 
nähernd eine  so  den  völkerrechtlichen  und  schiedsgerichtlichen 
Verhältnissen  entsprechende  Lösung  dargestellt,  wie  dies  bei 
dem  Haager  Schiedshöfe  heute  in  der  Tat  der  Fall  ist.  Das 
Brüsseler  Projekt  krankte  an  einer  ganzen  Reihe  von  Mängeln. 
Es  sei  hier  nur  an  die  Art  erinnert,  wie  das  Schiedsgericht  ge- 
bildet werden  sollte,  an  das  Verhältnis  des  Schiedsgerichts  zu 
den  Streitteilen,  die  zur  Elagerhebung  an  das  Bureau  gewiesen 
waren,  und  überhaupt  in  verschiedener  Richtung  ohne  Not  in 
ihrer  freien  Entschliefsung  beengt  gewesen  wären,  gegenüber 
dem  Schiedsgerichtshof,  der  mehr  den  Charakter  einer  Körper- 
schaft gehabt  hätte  *.    Dies,  wie  gesagt,  ohne  die  grofsen  Ver- 


d'arbitrage  ä  competence  obligatoire,  avec  sentence  egalement  obligatoire, 
la  doctrine  est  progressivement  descendue,  de  degr^  en  degr^,  d'abord 
ä  Tid^e  d'nne  Cour  obligatoire  avec  sentence  facultative,  puis  ä  Tid^e 
d'un  tribunal  ä  competence  et  k  sentence  facultatives:  des  systemes 
absolus  d'Emeric  de  Gruc^,  de  Tabb^  de  St.  Pierre,  de  Kant, 
eile  en  est  venue  aux  projets  plus  modestes  de  Ladd,  de  Laveleye, 
de  Dudley-Field,  qui  pr^voient  l'arbitrage  obligatoire,  sans  sentence 
snivie  d'ex^cution  forc^e;  puis,  de  ces  systemes,  aux  projets  de  Kama- 
rowsky,  de  Sumner-Maine,  oü  tout  est  facultatif:  le  recours  au 
tribunal  comme  Texecution  de  la  sentence;  tandisque  Lorimer,  Fiore 
continuent,  par  des  moyens  divers,  ä  rever  une  justice  parfaite,  sans 
craindre  de  r^clamer  tonte  une  r^organisation  de  la  soci^t^  inter- 
nationale, il  est  remarquable  qu'ä  Toppose  de  ces  conceptions  larges, 
qui  s'envolent  ä  tire  d'ailes  au-dessus  des  r^alites  präsentes,  d'autres 
systemes  de  plus  en  plus  modestes,  mais  aussi  de  plus  en  plus  pratiques, 
se  snbstituent  peu  ä  peu  aux  anciens,  de  sorte  que  Tevolution  doctrinale, 
du  XYIII«  au  XIX e  si^cle,  ne  se  fait  pas  dans  le  sens  de  Telargissement, 
mais  dans  le  sens  du  retr^cissement  des  programmes  et  des  projets, 
plus  d^sireux  d'^tre  pratiques  que  d'etre  absolus,  plus  soucieux  d*etre 
accessibles  que  d'etre  complets.^ 

'  Zu  diesen  verschiedenen  Punkten  ist  zu  vgl.  Meurer,  S.  212 f., 
231,  268,  271,  274,  280,  284.  Das  Brüsseler  Projekt  ist  dort  abgedruckt 
auf  S.  214.  Zu  dem  Brüsseler  Projekt  vgl.  auch  G.  Maier,  „Die 
Schiedsgerichtsfrage  und  die  schweizerischen  Friedensvereine",  1896, 
namentlich  aber  die  oft  zitierte  Denkschrift  von  Descamps.  Meurer 
bemerkt  auf  S.  268,  das  Brüsseler  Projekt  sei  in  der  Organisationsfrage 
zn  einem  unbrauchbaren  Ergebnis  gelangt.    „Der  ständige   Schiedshof 
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dienste  des  Brüsseler  Werks  irgendwie  verkennen  zu  wollen. 
Die  Bewegung  zugunsten  eines  ständigen  Schiedsgerichts  wurde 
immerhin  durch  dieses  Projekt  in  die  richtigen  Bahnen  gelenkt. 

Aber  die  Gefahr  lag  nahe,  dafs  man  über  das  zunächst 
ins  Auge  zu  fassende  Ziel   hinausschiefsen  könnte.     Dieses 
konnte  nur  sein  „ein  freies  Tribunal  im  Schofse  unabhängiger 
Staaten ""f   wie   es   Descamps    richtig    charakterisiert    hat. 
Es  durfte  kein  fester  Gerichtshof  im  innerstaatlichen  Sinne 
werden,    sondern   mufste  ein    Schiedsgerichtshof  sein,    eine 
Schiedsgerichtsinstitution.     Die   Staaten    mufsten   sich    ihre 
Schiedsrichter  selbst  aus  der  Schiedsliste  wählen  können,  es 
mufste  jeweilen  ein  Eompromifs  vorhergehen,  das  einzelne 
Schiedsgericht  mufste  nur  ad  hoc  zusammentreten  ^.    Nament- 
lich eine  eigentliche  Permanenz  des  Schiedsgerichts,  mit  Re- 
sidenzpflicht der  Schiedsrichter*,  war  unter  allen  Umständen 
zu  vermeiden,  da  dies  sich  mit  dem  Charakter  des  Schieds- 
gerichts nicht  nur  schwer  hätte  vereinigen  lassen,  sondern 
auch  das  Ansehen  der  Institution  schwerlich  gefördert  hätte. 
Denn  ganz  abgesehen  von  allen  prinzipiellen  Bedenken :    was 
hätten   die  Schiedsrichter   mit   ihrer  Zeit   anfangen  sollen? 
Durch  Parallelen  mit  den  innerstaatlichen  Gerichtsinstitutionen 
konnte    der    eigenartige    Charakter    der    völkerrechtlichen 
Schiedsgerichtsinstitution   überhaupt   nur   gefährdet  werden. 


des  Brüsseler  Projekts  war  gedacht  als  ein  unter  einem  freigewählten 
Präsidenten  und  Vizepräsidenten  organisierter  fester  Gerichtshof,  bei 
dessen  Gerichtsschreiberei  die  Parteien  auf  Grund  eines  Kompromisses 
ihre  Klage  anhängig  machen,  die  dann  sofort  zur  Kenntnis  des  Präsi- 
denten zu  bringen  ist.  Wollen  die  Parteien  nicht  den  ganzen  Gerichtshof 
mit  der  Sache  beschäftigt  sehen,  so  ist  es  die  Aufgabe  des  Präsidenten, 
und  wenn  es  eine  Partei  wünscht,  die  Aufgabe  des  Schiedshofs,  die  Ge- 
richtsmitglieder zu  bestimmen.  Eine  derartige  aufoktroyierte  Gerichts- 
macht, welche  die  staatsrechtlichen  Eierschalen  noch  keineswegs  ab- 
gestreift hatte,  wäre  aber  für  die  Staaten  nicht  wohl  annehmbar  gewesen." 

*  Vgl.  dazu  auch  Fried,  Handbuch  S.  177. 

^  Die  Brüsseler  Interparlamentarische  Konferenz  hatte  diese  Mög- 
lichkeit erörtert.    Vgl.  Meurer,  S.  213. 
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Auf   diese   Gefahr   hatten    übrigens    schon    früher    manche 
Stimmen  hingewiesen*. 

Man  hat  im  Haag  diese  Klippen,  wie  gesagt,  glücklich  um- 
schifft ^.  Dafs  man  dort  von  vornherein  gewillt  war,  das  Problem 
in  diesem  Sinne  zu  lösen,  das  bewies  schon  die  Rede  von  B  o  u  r  - 
i;eois  vom  9.  Juni,  in  der  er  mit  bezug  auf  die  der  Konferenz  vor- 
gelegten Schiedsgerichtshofentwürfe,  die  bekanntlich  von  Eng- 
land, Rufsland  und  den  Vereinigten  Staaten  herrührten,  betonte: 

„In  demselben  Geist  der  Klugheit  und  mit  demselben  Respekt 
vor  dem  nationalen  Empfinden  hat  man  in  dem  einen  wie  dem 
anderen  Entwurf  das  Prinzip  der    ständigen   Richter   abgelehnt. 


•  Ich  erinnere  hier  nur  an  Schlief,  der  zwar  in  anderer  Be- 
ziehung wieder  zu  weit  geht,  aber  auf  S.  281  sehr  richtig  schreibt:  „Es 
würde  nicht  nur  vollkommen  genügen,  sondern  geradezu  um  vieles 
empfehlenswerter  sein,  den  Gerichtshof  für  jeden  einzelnen  Fall  be- 
sonders zu  bilden,  ein  Vorschlag,  der  des  weiteren  auch  insofern  noch 
zweckmäfsiger  erscheint,  als  ein  in  Permanenz  erklärter  Gerichtshof  ver- 
mutlich nur  eine  sehr  spärliche  Tätigkeit  üben  könnte.*' 

"^  Meurer,  S.  221,  bemerkt:  „Ein  fester  Gerichtshof  mit  im  voraus 
bestimmten  ständigen  Richtern,  die  ernannt  sind,  bevor  man  nur  die 
Streitsache  kennt,  hätte  den  Schiedsrichter  zum  Berufsrichter  gemacht 
und  wäre  ein  kühner  Sprung  ins  Staatsrecht  gewesen,  welchen  deshalb 
kein  Entwurf  gewagt  hat."  Vgl.  auch  M^rignhac,  Conf.,  S.  327:  „On 
pouv&it  concevoir  d'une  mani^re  difr<Srente  Torganisation  d'un  tribunal 
interaational.  La  plupart  des  projets  qui  lui  sont  relatifs,  ^tablissent, 
fious  iin  nom  ou  sous  un  autre,  une  juridiction  comprenant  des  juges 
permanents,  inamovibles,  avec  des  appointements  fixes,  en  un  mot  une 
magistrature  internationale  de  carri^re,  analogue  aux  diverses  magi- 
stratures  nationales  (so  z.B.  Eamarowsky,  S.  499).  C'est  ä  cette  id^e 
d*nne  magistrature  permanente  que  s'^tait  ralli^e  la  Conference  inter- 
parlementaire  de  Bruxelles  .  .  .  Elle  ^tait  ^galement  acceptöe,  en  prin- 
cipe, dans  la  proposition  de  la  Commission  des  Etats-Unis  d'Amärique  . . . 
Cr,  si  rid^e  d'une  magistrature  internationale  permanente  peut,  au  point 
de  vne  thdorique,  se  soutenir  par  des  arguments  qui  ne  manquent  pas 
d'une  certaine  force  . . .  par  contre,  au  point  de  vue  pratique,  eile  prete 
le flanc  a  une  särie  d'inconvenients  graves.*'  Vgl.  dazu  auch M^rignhac, 
Tralt^,  S.  427.  M^rignhac  gelangt  dort  zu  dem  Schlufs:  „qu'aux 
magistrats  permanents  et  inamovibles  il  faut  pr^ferer  des  juges  nommäs 
pour  chaque  affaire,  des  jur^s  en  un  mot,  que  la  juridiction  seule  devait 
^tre  permanente,  tandis  que  ceux  qui  Texerceraient  seraient  choisis, 
dans  chaque  afi^aire,  comme  le  sont  les  arbitres  nomm^s  pour  statuer 
sur  un  litige  isol6."  Vgl.  ferner  Merignhac,  „Trait^  de  droit  public 
iotemationaP,  S.  540 f.,  sowie  de  Lapradelle,  S.  806 f. 
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Es  wäre  in  der  Tat  eine  grofse  Schwierigkeit,  wollte  man  im  voraas 
einen  Gerichtshof  mit  einer  bestimmten  Anzahl  von  Richtern  ein- 
setzen, der  die  verschiedenen  Länder  zu  repräsentieren  und  in 
regelmäfsigen  Sitzungen  die  laufenden  Geschäfte  zu  erledigen 
hätte.  Ein  solcher  Gerichtshof  würde  den  Parteien  keine  Schieds- 
richter geben,  die  im  Hinblick  auf  den  Streit  gewählt  sind,  und 
die  das  Vertrauen  des  Landes  geniefsen,  sondern  Berufsrichter  im 
Sinne  des  Privatrechts,  die  ohne  Anteil  der  Parteien  im  voraus 
ernannt  wären.  Ein  ständiger  Gerichtshof  dieser  Art  würde  selbst 
bei  der  höchsten  Unparteilichkeit  seiner  Mitglieder  in  den  Augen 
der  öffentlichen  Meinung  den  Charakter  einer  Staatenvertretung 
annehmen.  Die  Regierungen  könnten  glauben,  dafs  er  politischen 
Einflüssen  zugänglich  sei,  und  würden  nicht  zu  ihm  kommen  als 
einer  völlig  uninteressierten  Gerichtsstelle.  Die  Freiheit  der  Be- 
schwerdeführung beim  Schiedshof  und  die  Freiheit  in  der  Wahl 
der  Schiedsrichter  erschienen  uns  ...  als  die  Vorbedingungen 
des  Erfolges  .  .  .**  ® 

Und   auch  Descamps  betonte  im  Kommissionsbericht: 

„L'organisation  de  la  Cour  ne  präsente  pas  d'obstacles  in- 
surmontables ,  ä  la  condition  que  Ton  se  p^nötre  de  ce  principe 
que  la  communautö  internationale  est  une  soci^t^  de  coordination 
et  non  de  Subordination  et  que  Ton  conserve  en  cons6quence  au 
nouvel  Organe  de  justice  internationale  le  caract^re  ,d'un  tribunal 
libre  au  sein  des  Etats  ind^pendants'."® 

Die  Überzeugung,  dafs  man  die  Lösung  des  Problems  auf 
diesem  einzig  richtigen  W^ege  suche,  besiegte  auch  den  an« 
fänglichen  Widerspruch  Deutschlands.  Dieses  bewilligte  den 
ständigen  Schiedshof,  wie  M eurer*®  hervorhebt,  indem  es 
für  die  Organisationsfrage  die  Bedingung  stellte,  „dafs  jede 

^  Conference,  IV,  117,  Meurer,  S.  222,  M^rignhae,  Conf.^ 
829.  Bourgeois  bemerkt  auch  in  seiner  Vorrede  zu  M^rignhac  mit 
bezug  auf  dessen  persönliche  Stellungnahme:  „Sur  les  points  les  plus 
importants  et  sp^cialement  k  propos  de  l'organisation  de  la  Cour  arbitrale, 
de  la  pref^rence  k  donner  au  jury  international  sur  une  magistrature 
de  carri^re,  inamovible  et  permanente,  nous  noiis  sommes  rencontre  aTec 
Uli  en  parfaite  communaut^  d'opinion.** 

*  Conference,  I,  118. 

^^  Meurer,  S.  228.  Zorn  bemerkte  in  der  Sitzung,  die  deutsche 
Regierung  habe  den  zugrunde  gelegten  englischen  Entwurf  im  Hinblick 
auf  die  Freiheit  angenommen,  die  den  Staaten  in  der  Auswahl  der 
Schiedsgerichtsmitglieder  gelassen  worden  sei.  Conference,  IV,  161. 
Vgl.  dazu  auch  M^riguhac,  Conf.,  S.  820,  829  und  de  LapradellCr 
S.  802  f. 
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politische  Färbung  vom  Schiedshof  ferngehalten  werde,  der 
Charakter  der  Rechtsinstitution  bei  demselben  unverfälscht 
zum  Ausdruck  komme  und  der  Schiedshof  im  wesentlichen 
nur  eine  dauernde  Schiedsrichterliste  bleibe,  für  welche  jeder 
Staat  vier  geeignete  Personen  ernennen  dürfe  ^^." 

So  hat  man  denn  im  Haag  in  der  Tat  eine  im  wahren 
Sinne  des  Worts  völkerrechtliche  Institution,  einen  wirklich 
schiedsgerichtlichen  Organismus  geschaffen,  der  geeignet  er- 
scheint, den  Bedürfnissen  nach  internationaler  Rechtssprechung 
vorläufig  durchaus  zu  genügen.  Ich  stimme  Meurer  voll- 
ständig zu,  wenn  er  in  seiner  Würdigung  des  Schiedshofs 
namentlich  betont,  die  Hauptsache  sei  gewesen,  dafs  der  inter- 
nationalen Rechts-  und  Interessengemeinschaft  der  Charakter 
der  Koordination  erhalten  blieb,  dafs  kein  fester  Gerichtshof 
nach  Art  eines  Staatsgerichtshof  mit  Zwaogsgewalt  entstand  "• 

"  Die  Bedenken  Deutschlands  traten  auch  bei  der  Frage  der  Be- 
nennung des  Schiedsgerichtshofs  hervor:  „Der  deutschen  Regierung  lag 
daran/  wie  Meurer,  S.  282,  hervorhebt,  „schon  sprachlich  festgestellt 
zu  sehen,  da(s  der  sogenannte  Schiedshof  eben  keine  Gerichtsbehörde 
sei,  sondern  lediglich  die  Elemente  enthält,  aus  welchen  im  Bedürfnisfall 
ein  Gericht  gebildet  werden  kann.  Der  Schiedshof  sollte  nicht  al& 
fertige  Gröfse  gedacht  werden,  welche  auf  das  politische  Leben  drückt. 
Hauptsächlich  weil  Deutschland  mit  der  Möglichkeit  rechnete,  da(s 
schliefslich  doch  so  etwas  herauskomme,  wenn  es  auch  nicht  beabsichtigt 
sei,  stand  es  anfangs  dem  Projekt  ablehnend  gegenüber.^  Vgl.  auch 
Zorn  in  der  „Deutschen  Bundschau**,  a.  a.  0.  S.  127.  Meurer  geht 
aber  wohl  zu  weit,  wenn  er  auf  S.  231  das  Verdienst  zum  guten  Teile 
für  Deutschland  in  Anspruch  nimmt,  dafs  der  Schiedshof  heute  so  und 
nicht  anders  aussieht.  Die  Konferenz  hatte  in  Wirklichkeit  von  vorn- 
herein gar  nichts  anderes  beabsichtigt  und  man  hatte  ihre  Absichten  ledig- 
lich auf  deutscher  Seite  zuerst  verkannt.  Vgl.  auch  Meurer,  S.  258,  265. 
Namentlich  v.  Martens  betonte  mehrfach  energisch,  dafs  weder  der 
Schiedshof  noch  der  Verwaltungsrat  noch  das  Bureau  etwas  mit  der 
Politik  zu  tun  hätten.  Conference,  IV,  188.  Meurer,  S.  268,  macht 
übrigens  darauf  aufmerksam,  dalä  das  Brüsseler  Projekt,  das  in  der  Frage 
der  Organisation  des  Schiedsgerichts  zu  einem  unbrauchbaren  Ergebnis 
gelangt  war,  und  das  Deutschland  beim  Zusammentritt  der  Konferenz, 
allein  kannte,  der  Grund  war,  dals  dieses  sich  zunächst  für  die  Idee  des 
ständigen  Schiedsgerichts  nicht  erwärmen  konnte. 

^^  Meurer,  S.  289,  betont,  dasjenige,  was  gegen  einen  über- 
geordneten Völkerareopag  spreche,  könne  nicht  auch  gegen  das  Haager 
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„Auf  weiten  Gebieten  des  Völkerrechts,  die  bis  jetzt 
unter  der  leicht  versagenden  und  schwankenden  Herrschaft 
des  Gewohnheitsrechts  standen,  wurde  im  Haag  geschriebenes 
Recht  aufgerichtet.  Der  ständige  Gerichtshof  aber  ist  gerade- 
zu die  Verkörperung  des  internationalen  Rechtsgedankens, 
und  durch  die  Praxis  desselben  kann  die  Fortbildung  des 
Völkerrechts  leicht  in  feste  Bahnen  gewiesen  werden.  Sicher 
ist  der  ständige  Schiedshof  geeignet ,  der  ,Rechtsordnung  des 
internationalen  Lebens  eine  gewisse  Stabilität  zu  geben' ^*.** 

M eurer  sieht  den  Zweck  des  Schiedshofs,  wie  dies  ja 
auch  der  Artikel  20  besagt,  darin,  die  unmittelbare  Anrufung 
der  Schiedssprechung  für  die  internationalen  Streitfragen  zu 
erleichtern ;  die  gröfste  Erleichterung,  die  wesentliche  Fort- 
bildung der  Schiedsgerichtsinstitution  sei  die  Schiedshof- 
liste:  die  Parteien  finden  eine  grofse  Liste  von  geeigneten 
und  bereiten  Schiedsrichtern  vor,  die  sie  an  die  schiedsrichter- 
liche Erledigung  mahnt  und  aus  der  sie  nur  zu  wählen 
brauchen;  eventuell,  mangels  unmittelbarer  Verständigung, 
setzt  das  Gesetz  aushelfend  ein.  „Der  Vorzug  dieser  Hilfs- 
bestimmungen liegt  darin,  dafs  dem  Staat,  der  schliefslich 
doch  noch  entweichen  möchte,  die  Ausreden  tunlichst  abge- 
schnitten werden  und  es  dann  zu  der  demselben  immerhin 


Schiedsgericht  ausgespielt  werden.  Diesem  fehle  vor  allem  die  kosmo- 
politische Grundlage.  „Es  ist  nicht  die  feste  Gerichtsform  eines  Welt- 
staates, sondern  die  Bildung  erfolgt  ad  hoc  vom  Boden  der  einzelstaat- 
lichen Souveränität  aus.  Die  Grundlagen  der  bisherigen  Schiedsgerichts- 
verfassung  sind  nicht  verlassen  worden;  denn  das  ständige  Schiedsgericht 
im  Haag  ist  auch  nur  ein  vereinbartes  Gericht." 

^'  Meurer,  S.  289.  In  seiner  Schrift  über  die  „Völkerrechtlichen 
Schiedsgerichte,  1890,  S.  29,  schreibt  Meurer,  ein  ständiges  Tribunal 
scheine  weniger  geeignet,  als  das  im  einzelnen  Fall  vereinbarte  Gericht; 
man  möchte  an  Stelle  des  Schiedsrichters  das  treten  lassen,  was  im  Staats- 
leben die  Gerichte  seien,  und  doch  fehlen  dafür  alle  Voraussetzungen. 
„Ich  bin  gegen  jedes  ständige  internationale  S  c  h  i  e  d  s  gericht."  Meurer 
hat  sich  inzwischen  überzeugen  können,  dafe  ein  ständiges  Schiedsgericht 
doch  möglich  ist  und  keineswegs  einer  staatlichen  Gerichtsorganisation 
zuzustreben  braucht. 
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unbequemen  Feststellung  kommt,  dafs  er  eben  doch  nicht 
will."  Ferner  stellt  sich  ein  Verwaltungsorganismus  fördernd 
2ur  Verfügung.  „In  diesen  Bestimmungen  liegt  eine  wesent- 
liche Fortbildung  des  Schiedsrechts.  Es  ist  alles  sozusagen 
bereitgestellt,  und  die  Parteien  brauchen  nur  zuzugreifen. 
Auch  ist  der  ständige  Schiedshof  im  Haag  ein  dauerndes 
Mene  Tekel  zugunsten  friedlicher  Beilegung  von  Streitigkeiten, 
ein  Wahrzeichen  internationaler  Rechtsgemeinschaft,  dem  man 
ohne  moralische  Verurteilung  nicht  den  Respekt  versagen  kann. 
Die  Institution  des  ständigen  Schiedshofs  ist  das  wertvollste 
Ergebnis  der  modernen  Friedensbewegung."^* 

Auch  in  anderer  Beziehung  hat  man  im  Haag  eine  glück- 
liche Hand  gehabt,  nämlich  insofern,  als  man  der  freien 
Schiedsgerichtsbarkeit  neben  dem  Schiedsgerichtshof  noch 
Raum  gewährte.  So  sehr  einerseits  zu  wünschen  ist,  dafs  die 
Staaten  sich  möglichst  in  allen  Fällen  der  Haager  Institution 
bedienen,  so  falsch  wäre  es  andererseits  gewesen,  wenn  man 
die  Möglichkeit  der  Anrufung  anderer  Schiedsgerichte  neben 
dem  Haager  hätte  verneinen  wollen  ^*.  Es  kann  nur  im  Inter- 
esse der  Schiedsgerichtsbarkeit  liegen,  wenn  man  der  Freiheit 
der  staatlichen  Entschliefsung  in  dieser  Beziehung  keine 
Schranken  auferlegt^*. 

'^  Vgl.  dazu  Meurer,  S.  274,  289.  Descamps  sagt  im  Kom- 
missionsbericht,  Conf.  1,  118:  „L'^tablissement  d'une  Cour  permanente 
d'arbitrage  r^pond  aux  aspirations  les  plus  profondes  des  peuples 
ciTilises,  aux  progr^s  r^alisds  dans  les  relations  des  Etats,  au  d^veloppe- 
ment  moderne  du  contentieux  international,  au  besoin  qui  pousse  les 
Mtions  de  nos  jours  ä,  rechercher  une  justice  plus  accessible  dans  une 
paix  moins  precaire.  Cette  grande  Institution  peut  etre  un  puissant 
aaxiliaire  pour  raffermissement  du  sentiment  du  droit  dans  le  monde.^ 

^^  Auch  die  Schaffung  von  speziellen  Schiedsgerichtshöfen  für  die 
einzelnen  internationalen  Unionen,  wie  sie  de  Seigneux  im  „Annuairede 
rinstitut",  XIX,  1902,  S.  332,  fordert,  gehört  zweifellos  zu  den  Aufgaben 
des  modernen  Völkerrechts.  Sie  würde  den  Wert  des  Haager  Schiedshofs 
nicht  beeinträchtigen,  sondern  ihn  in  seinen  Bestrebungen  ergänzen. 

^*  Das  hatte  übrigens  auch  schon  Schlief  früher  betont.  Vgl. 
a.  a.  0.  S.  326:  „Es  ist  nicht  nur  begrifflich  zulässig,  sondern  auch  sehr 
Äweckmäfsig,  wenn  das  Völkerrecht  die  Wahl  freier  Schiedsgerichte  zu- 
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Wenn  nun  aber  im  Grofsen  und  Ganzen  der  Wurf  im 
Haag  gelungen  ist^^,  so  nimmt  das  nicht  weg,  dafs  im  ein- 
zelnen doch  die  eine  oder  andere  Bestimmung  besser  anders 
ausgefallen  wäre.  Ich  möchte  hier  namentlich  an  einen  Punkt 
erinnern,  den  ich  fftr  einen  grofsen  Fehler  halte  und  von  dem 
zu  hoffen  steht,  dafs  auf  späteren  Konferenzen,  womöglich 
schon  auf  der  nächsten,  eine  Remedur  geschaffen  werde.  Ich 
meine  die  Art  und  Weise,  in  der  sich  auf  Grund  des  Ar- 
tikels 24  das  Schiedsgericht  heute  zusammensetzen  kann.  Es 
steht  nämlich  danach  nichts  im  Wege,  dafs  die  Staaten  auch 
eigene  Staatsangehörige  zu  Schiedsrichtern  wählen  können. 
Kach  Artikel  24  Absatz  3  können  die  zwei  dort  genannten 
Schiedsrichter  den  beteiligten  Staaten  angehören,  und  ebenso 
ist  dies  nach  Absatz  1  möglich^®. 

Selbstverständlich  ist  auch  diese  wenig  glückliche  Be- 
stimmung das  Resultat  eines  Kompromisses.  Aber  man  hat 
im   Haag   im  Kompromittieren  eben   manchmal   doch   etwas 

läfst,  die  sehr  wohl  auch  dann  noch  in  Tätigkeit  treten  können,  wenn 
ein  allgemein  kompetenter  Schiedsgerichtshof  besteht,  denn  der  letztere 
soll  ja  seiner  Natur  nach  nur  da  ein  Urteil  abgeben,  wo  zwei  miteinander 
streitende  Staaten  sich  nicht  auf  sonstige  friedliche  Weise  miteinander 
verständigen  können.*^  Auch  M eurer,  S.  290,  äulsert  sich  über  diesen 
Punkt  in  beifälligem  Sinne :  der  Schiedsgedanke  verlange,  daCs  man  hier 
keinerlei  Schwierigkeit  mache,  auf  keinen  Fall  dürfe  durch  Pochen  auf 
die  Haager  Schiedsgerichtsinstitution  das  Schiedsgericht  selbst  in  Frage 
gestellt  werden.  Im  übrigen  empfehle  es  sich  freilich,  das  ständige 
Schiedsgericht  nach  Möglichkeit  zu  fördern  und  ihm  in  erster  Linie  die 
Entscheidung  internationaler  Streitigkeiten  zu  überweisen. 

'^  Hilty  im  „Politischen  Jahrbuch^,  Bd.  8,  S.  220,  hat  recht,  wenn 
er  sagt,  die  Praxis  erweise  sich  in  völkerrechtlichen  Fragen  einfacher 
als  die  Theorie.  Er  hielt  damals  allerdings  eine  ständige  Organisation 
eines  Schiedsgerichts  für  unmöglich,  „es  muls  vielmehr  in  jedem  Falle 
und  nach  dessen  speziellen  Umständen  und  Erfordernissen  frei  gewählt 
werden  können,  mit  eigener  Auswahl  der  Personen  usw.^  Im  Haag  hat 
man  es  nun  aber  verstanden,  die  freie  Wahl  der  Schiedsrichter  mit  einer 
ständigen  Organisation  zu  verbinden.  Renault  nennt  den  Schiedshof 
nicht  unzutreffend  „un  tribunal  d*arbitrage  temporaire  dans  un  cadre 
permanent". 

^^  Das  Entsprechende,  was  hier  vom  Art.  24  gesagt  wird,  gilt 
natürlich  auch  vom  Art.  82.    Vgl.  dazu  Meurer,  8.  310. 
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zu  viel  des  Guten  getan  ^^  und  im  vorliegenden  Fall  hat  man 
dabei  gegen  einen  der  fundamentalsten  Rechtsgrundsätze  ge- 
sündigt: dafs  niemand  in  eigener  Sache  Richter  sein  kann.  Die 
theoretische  und  praktische  Bedeutung  dieses  Satzes  ist  so  ein- 
leuchtend, dafs  alle  auf  der  Konferenz  im  Interesse  des  £in- 
yeraehmens  vorgebrachten  Argumente  dagegen  auch  nicht  im 
mindesten  aufzukommen  vermögen,  und  man  darf  sagen,  dafs, 
solange  die  Haager  Konvention  in  diesem  Punkte  nicht  Wandel 
geschaffen  hat,  ihr  nicht  nur  vom  Standpunkte  der  Theorie  '^ 
ein  Makel  anhaftet,  sondern  auch  einer  gedeihlichen  Praxis  des 
Schiedsgerichtshofs  ein  wesentliches  Hindernis  im  Wege  steht. 
In  dieser  Frage  hatte  das  Projekt  der  interparlamentarischen 
Konferenz  eine  viel  bessere  Entscheidung  getroffen,  als  es  im 
Artikel  7  Absatz  5  bestimmte:  „Les  membres  nomm6s  par  les 
Etats  en  litige  ne  peuvent  faire  partie  du  Tribunar.  Diesem 
Fingerzeig  hätte  man  im  Haag  ruhig  folgen  sollen  ^^ 

Auf  der  Haager  Konferenz  wurde  von  dem  amerikanischen 
Vertreter  Holls  im  Interesse  der  Unparteilichkeit  des  Schieds- 
gerichtshofs angeregt,  dafs  Staatsangehörige  der  Streitteile 
wenigstens  in  den  Fällen  ausgeschlossen  sein  sollten,  in  denen 
das  Schiedsgericht  nur  drei  Mitglieder  zählte *^    Holls  be- 


'*  Anderseits  muls  man  sagen,  dafe  ohne  diese  diplomatische  Kunst 
das  grofse  Haager  Werk  vielleicht  gar  nicht  zustande  gekommen  wäre. 
Eine  Juristenversammlung  würde  sich  vielleicht  weniger  verständigt, 
aber  auch  weniger  erreicht  haben.  Deshalb  sind  die  Vorwürfe,  die 
de  Lap radeile  den  Diplomaten  macht,  zum  Teil  ungerecht. 

•*^  Über  die  Theorie  vgl.  z.  B.  v.  Bulmerincq  im  Rechtslexikon, 
a.  a.  0.  S.  562. 

'^  Auch  der  Entwurf  des  Schiedsvertrags  zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  und  der  Schweiz  vom  24.  Juli  1883  enthielt  diese  Bestimmung. 
Vgl.  femer  z.  B.  Art.  23  des  Weltpostvertrages  vom  15.  Juni  1897,  sowie 
den  Schiedsvertrag  zwischen  Italien  und  Argentinien  vom  23.  Juli  1898, 
die  Schiedsverträge  der  Schweiz  mit  Belgien  und  mit  Schweden  und  Nor- 
wegen vom  15.  November  bezw.  17.  Dezember  1904,  sowie  neuerdings  den 
Schiedsvertrag  zwischen  Dänemark  und  Italien  vom  16.  Dezember  1905. 

"  Vgl.  dazu  Conference,  IV,  129.  Entsprechend  verfügte  auch 
der  amerikanische  Entwurf. 
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tonte,  dafs  sonst  jede  Yergleichsmöglichkeit  und  Versöhnlich- 
keit fehlen  müsse,  da,  wenn  zwei  Staatsangehörige  im  Gericht 
seien,  keiner  von  beiden  Zugeständnisse  machen  wolle  oder 
könne.  Das  Gericht  habe  dann  in  Wirklichkeit  nur  einen 
Richter.  Ebenso  bemerkte  der  schweizerische  Vertreter  0  d  i  e  r 
mit  Recht,  die  beiden  Schiedsrichter  seien  dann  Advokaten, 
aber  keine  Richter.  Derselben  Ansicht  waren  der  holländische 
Vertreter  Asser  und  der  italienische  Vertreter  Graf  Nigra, 
der  dabei  auf  den  Artikel  3  des  italienisch-argentinischen 
Schiedsvertrags  vom  23.  Juli  1898  hinwies**,  wo  diese  Frage 
ebenfalls  in  zufriedenstellender  Weise  geregelt  ist**, 

Aber  nicht  einmal  in  dieser  gedachten  Beschränkung  konnte 
man  sich  im  Haag  entschliefsen,  der  Anregung  stattzugeben. 
Man  opferte  lieber  den  Rechtscharakter,  nur  um  ja  recht 
politisch  klug  vorzugehen,  v.  Martens  argumentierte  da- 
mit, die  Staaten  würden  eher  zustimmen,  wenn  sie  wüfsten, 
dafs  sie  später  im  Schiedsgericht  vertreten  seien.  Descamps 
meinte,  die  Staaten  suchen  Garantien  gegenüber  dem  Schieds- 
gericht und  finden  solche  sicherlich  darin,  dafs  ein  Ange- 
höriger im  Schiedsgericht  sitze.  Es  sei  daher  weise,  den 
Staaten  dieses  Zugeständnis  zu  machen.  Man  stehe  hier  auf 
dem  Boden  der  zwischenstaatlichen  Gleichberechtigung  und 
dürfe  die  Gerichtsbarkeit  nicht  nach  den  Grundsätzen  der 
innerstaatlichen  Unterordnung  ausbilden**.  Zorn  war  eben- 
falls der  Ansicht,  dafs  die  Bedenken  nur  für  den  staatlichen 
Zivilprozefs  zutreffend  seien;  dort  könne  niemand  Richter  in 
eigener   Sache    sein.     Aber   in   der   internationalen  Rechts- 


^'  Vgl.  dazu  Corsi,  „Un  nouveau  trait^  d*arbitrage  permanent'^  in 
der  „Revue  gön^rale",  Bd.  6,  S.  18  f. 

•*  Vgl.  zu  diesen  Verhandlungen  Meurer,  S.  270 f. 

^^  Als  ob  das  damit  beabsichtigt  oder  in  das  Bereich  der  Mög- 
lichkeit gerückt  würde!  In  seiner  Denkschrift,  S.  47,  betont  übrigens 
gerade  Descamps  die  Schwierigkeiten,  die  bei  einer  solchen  Zusammen- 
setzung des  Schiedsgerichts  entstehen,  indem  das  ganze  Gewicht  der 
Entscheidung  auf  dem  Obmann  haften  bleibe,  der  der  Gefahr  ausgesetzt 
sei,  eher  zwischen  zwei  Gegnern,  als  zwischen  zwei  Mitarbeitern  zu  sitzen. 
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sprechung  liege  die  Sache  anders  ^* ;  hier  müsse  ein  staatlicher 
"Vertreter  zugelassen  werden,  auch  wenn  nur  drei  Richter  da 
seien.  Auch  Bourgeois  erblickte  in  einer  Parteivertretung 
im  Schiedsgericht  ein  weises  Zugeständnis,  und  einen  natür- 
lichen Übergang  von  der  diplomatischen  zur  gerichtlichen 
Verhandlung. 

So  blieb  man  denn  dabei,  dafs  die  Möglichkeit  einer 
Parteivertretung  im  Schofse  des  Gerichts  vorgesehen  werden 
müsse.  Ich  meine,  dafs  man  hier  aus  lauter  Politik  in  den 
Zugeständnissen  zu  weit  gegangen  ist:  gegen  den  Rechts- 
charakter des  Schiedsgerichts  hätte  man  sich  nicht  versündigen 
dürfen.  Und  das  noch  dazu  ohne  Not.  Denn  wenn  die 
Staaten  die  Anrufung  eines  Schiedsgerichts  einmal  in  Er- 
wägung ziehen  werden,  dann  werden  sie  es  doch  gerade  um 
seiner  Unparteilichkeit  willen  tun.  Und  schliefslich  ist  ein 
Schiedsgericht  doch  keine  Falle,  bei  der  man  erst  noch  be- 
sondere Lockmittel  anbringen  mufs! 

Das  betont  auch  Meurer^^: 


^  Es  ist  schade,  dafe  Zorn  den  besonderen  Charakter  des 
internationalen  Rechts  nicht  auch  an  anderen  Stellen  betont  hat,  wo  dies 
entschieden  nötiger  gewesen  wäre.  Im  vorliegenden  Fall  ist  die  Unter- 
scheidung zweifellos  unberechtigt,  da  es  sich  hier  um  einen  Fundamental- 
satz, um  den  Begriff  der  Rechtssprechung,  handelt,  der  in  allen  Rechts- 
gebieten Beachtung  erheischt. 

*''  Meurer,  S.  287.  So  auch  Goldschmidt  a.  a.  0.  Anders 
urteilt  Mörignhae,  Conf.  S.  881,  die  Praxis  sei  nun  einmal  eine  andere 
und  man  dürfe  sie  im  Prinzip  nicht  verdammen;  nur  dürfe  man  die 
Sache  nicht  zu  weit  treiben,  der  Obmann  müsse  das  Übergewicht  haben. 
Aach  in  seinem  „Trait^  de  droit  public  international'^,  S.  552,  vertritt 
M^rignhac  noch  denselben  Standpunkt.  Er  mu(s  aber  in  der  An- 
merkung daselbst  zugeben,  da&  man  in  drei  der  dem  Haager  Schieds- 
gericht bisher  unterbreiteten  Streitfälle  die  Staatsangehörigen  aus- 
geschlossen hat.  „D'autre  part,  nous  avons  dit  plus  haut  que  certains 
traites  d'arbitrage  permanent  s'^taient  prononc^s  dans  le  m§me  sens. 
II  semble  donc  que,  peu  ä  peu,  s'introduit,  dans  les  rapports  inter- 
nationaux,  une  pratique  contraire  k  celle  indiqu^e  au  texte,  et  qui 
Dens  parait  discutable  pour  les  raisons  present^es  plus  haut.^  Gentet, 
^Arbitrage  international,  un  projet  de  Convention",  1899,  sieht  gleich- 
falls vor,  da&  Staatsangehörige  als  Schiedsrichter  auszuschlieH^en  seien. 
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„Die  Konferenz  hatte  den  Charakter  der  Rechtsspreebang 
beim  Schiedsgericht  zu  wenig  und  die  Politik  za  viel  betont.  Man 
mafs  damit  rechnen,  dafs  die  Nationalen  im  Schiedsgericht  nnr 
Parteivertreter  sind.  Ich  verstehe  es  auch  nicht,  dafs  ein  Staat 
leichter  das  Schiedsgericht  anrufen  sollte,  wenn  er  selbst  im 
Schiedshof  vertreten  ist.  Dann  ist  doch  der  andere  Staat  darin 
auch  vertreten.  Die  ganze  richterliche  Würdigung  wird  ein 
Kampf  vor  dem  Obmann,  der  allein  entscheidet.  Ein  solcher 
Parteienkampf  darf  sich  aber  nicht  im  richterlichen  Kollegium 
selbst  abspielen.  Das  nimmt  ihm  die  Objektivität  und  die  Ent- 
scheidungen werden  eher  das  Ergebnis  des  Zufalls,  als  wenn  völlig 
unbeteiligte  Männer  in  gemeinsamer  interessenloser  Prüfung  zu 
einem  Ergebnis  gelangen.  "^ 

Meurer  mifst  diesem  Punkt  offenbar  —  und  zwar  mit 
Recht  —  grofse  Bedeutung  bei,  denn  er  kommt  am  Schlufs 
seines  Buches  nochmals  auf  die  Frage  zurück  ^^.  Er  findet, 
beim  Schiedsverfahren  sei  der  Charakter  der  Rechtssprechung 
in  der  Konvention  überhaupt  nicht  genügend  durchgedrungen, 
die  Politik  spreche  noch  zu  sehr  mit.  Und  er  betont  auch  hier 
wieder :  „Die  Unparteilichkeit  der  Schiedssprechuug  ist  durch 
die  Möglichkeit,  dafs  Untertanen  der  im  Streit  befindlichen 
Staaten  dem  Schiedsgericht  angehören,  ernsthaft  bedroht  .  . . 
Das  Brüsseler  Projekt,  Italien-Argentinien,  sowie  die  Schweiz 
und  Norwegen  *•  hatten  hier  schon  ein  gutes  Beispiel  gegeben. 
Statt  dessen  aber  hielt  Rufsland  unter  der  Zustimmung  von 
Frankreich,  Belgien  und  auch  Deutschland  in  dieser  Richtung 
wieder  das  politische  Moment  entgegen :  die  Partei  Vertretung 
im  Schofse  des  Richterkollegiums  sei  ein  natürlicher  Über- 
gang von  der  diplomatischen  zur  gerichtlichen  Verhandlung, 
die  Parteien  würden  eher  auf  die  Schiedssprechung  eingehen 
und  Garantie  gegen  das  Schiedsgericht  haben,  wenn  sie  unter 
den  Richtern  vertreten  seien.    Und  so  etwas  will  man  dann 


Dieser  Entwurf,  der  sich  überhaupt  durch  eine  Reihe  von  Vorzügen 
auszeichnet,  ist  auch  abgedruckt  im  „Droit  diplomatique  et  proc^dure 
internationale"  desselben  Verfassers. 

"  Meurer,  S.  369. 

'*  Handels-  und  Niederlassungsvertrag  der  Schweiz  mit  Norwegen 
vom  22.  März  1894,  Art.  7. 
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Qoch  Gericht  nennen  ^^  Mufste  man  doch  schliefslich  offen 
eingestehen,  dafs  damit  der  Obmann  nur  noch  allein  der  Un- 
parteiische sei,  vor  dem  die  richterlichen  Beisitzer  die  Partei- 
rolle spielen." 

Ich  gehe  mit  M  eurer  in  diesem  Punkte  vollkommen 
einig  und  bin  gleichfalls  der  Meinung,  dafs,  so  lange  eine 
solche  Möglichkeit  besteht,  von  einem  entwicklungsfähigen 
Schiedsrecht  nicht  die  Rede  sein  kann.  Selbstverständlich  ist 
die  Praxis  an  die  damit  gegebene  Möglichkeit  ja  nicht  gebunden 
und  hat  sich  bisher  glücklicherweise  auch  nicht  daran  ge- 
bunden ^^  aber  es  sollte  schon  die  prinzipielle  Zulässigkeit  einer 
solchen  Zusammensetzung  des  Schiedsgerichts  aus  der  Welt  ge- 
schafft werden.    M eurer  meint,  der  fortbildenden  Praxis  sei 


^  Diese  Form  des  Schiedsgerichts  nähert  sich  in  Wirklichkeit 
dem  englisch  -  amerikanischen  System  der  gemischten  Kommissionen. 
Diese  Kommissionen  haben  nicht  eigentlich  den  Charakter  eines  Gerichts. 
Ihre  Mitglieder  sind  diplomatische  Vertreter  der  betreffenden  Regierungeni 
die  durch  Verhandlungen  einen  Ausgleich  der  Streitpunkte  herbeiführen 
sollen.  Vgl.  dazu  La  band,  „Die  völkerrechtlichen  Schiedsgerichte"  in 
Bl.  Tgl.  R.  I,  sowie  oben  §  9  S.  196. 

^^  Corsi  a.  a.  0.  weist  darauf  hin,  dals  vor  ihm  schon  Olivi  („Gli 
arbitrati  intemationali",  1877)  das  Postulat  aufgestellt  habe,  die  Schieds- 
richter mulsten  fremde  Staatsangehörige  sein,  aber  dieser  Vorschlag 
habe  damals  in  der  Praxis  gar  keine  Stütze  gehabt.  Corsi  betont: 
„Aucune  raison  de  droit  ni  de  convenance  diplomatique  ne  justifie 
donc  la  mani^re  de  composer  le  coU^gc  arbitral  qui  a  eu  jusqu'ici  le 
suffrage  de  la  science  et  de  la  diplomatie  .  .  .  Le  proced^  admis  par  la 
pratique  ^tait  de  nature  ä  donner  Heu  aux  plus  graves  inconvänients. 
Les  arbitres  nomm^s  par  le  pays  dont  ils  sont  ressortissants  ne  sont 
pas  port^s  naturellement  ä  user,  k  la  Charge  de  leur  pays,  de  toute  leur 
libert^  de  recherches  et  de  jugement;  ils  sont  juges  et  partie  d'une 
mani^re  si  Evidente  qu'ils  n'h^sitent  jamais  —  ils  croient  memc  que  tel 
est  leur  devoir  —  h.  refuser  de  signer  la  sentence  ou  k  la  faire  suivre 
d'une  protestation  motiv^e,  si  eile  est  contraire  aux  demandes  de  leur 
pays.  Pareille  doctrine  est  la  n^gation  avouäe  de  leur  ind^pendance 
et  de  leur  impartialit^."  Renault  bemerkt  dazu:  „On  pourrait  ajouter, 
dans  le  sens  de  Topinion  qui  vient  d'etre  rapport^e,  que,  les  arbitres 
nationaux  ayant  presque  toujours  leur  opinion  arr^t^e  d'avance,  on 
aboutit  k  donner  au  surarbitre  une  influence  excessive,  puisqu'en  r^alite 
tont  dopend  de  lui,  ses  coU^gues  ^tant  moins  des  arbitres  que  des 
avocats  qui  plaident  aupräs  de  lui  la  cause  de  leurs  pays  respectifs.'^ 
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in  bestimmter  Weise  der  Weg  gewlesen,  es  bedürfe  nicht 
gerade  eines  neuen  Abkommens,  wozu  auch  kaum  jetzt  schon 
Geneigtheit  bestehen  werde ;  es  genüge,  wenn  die  Staaten  nur 
bei  Bestellung  des  Schiedsgerichts  davon  absehen,  eigene 
Staatsangehörige  zu  Schiedsrichtern  zu  ernennen,  und  bei  der 
Auswahl  die  berechtigten  Empfindungen  des  Gegners  schonen. 
Ich  bin  nicht  der  Meinung,  dafs  das  genügt,  meine  vielmehr, 
dafs  die  Konvention  selbst  über  diesen  Punkt  Bestimmungen 
treffen   sollte^*.     Eines   neuen   Abkommens   bedarf  es  dazu 


'*  Die   Gründe,    die    praktisch   für    eine    Zulassung   von    Staats- 
angehörigen zum  Schiedsgericht  sprechen,  hat  namentlich  Renault  in  den 
„Annales  des  Sciences  politiques,  a.  a.  0.  S.  54  f.  auseinandergesetzt.   Er 
führt  aus,  wie  in  dem  Streitfall  zwischen  Mexiko  und  den  Vereinigten 
Staaten  ausdrücklich  stipuliert  worden  ist,  daCs  die  Schiedsrichter  nicht  aus 
den  Staatsangehörigen  der  Streitteile  gewählt  werden  sollen.   „Que  fant-il 
penser  d'une  pareille  clause?    Elle  semble  on  ne  peut  plus  liberale  et 
de  nature  k  mieux  assurer  une  sentence  impartiale;  aussi  a-t-elle  ete 
recommandäe  depuis  longtemps  par  certains  auteurs,  bien  que  la  pratique 
ait  ^t^  g^n^ralement  contraire.    On  ne  peut  citer  que  quelques  rares 
traites  ou  projets  de  traites  contenant  des  dispositions  dans  le  sens  du 
protocole  actuel.    II  est  bien  facile  de  se  rendre  compte  des  motifs  qui 
peuvent   etre  all^gu(^s  pour   ^Carter  les   nationaux   des   puissances  qui 
recourent  ä  Parbitrage  .  .  .  Je  ne  meconnais  pas  qu'il  n'y  ait  une  part 
de  värite  dans  ces  raisons,  mais  je  pense  qu'on  va  dVn  extreme  2\  l'autrei 
en  excluant  absolument  les  nationaux  et  que  cette   exclusion  absolue 
serait   de    nature   ä   empecher    des    arbitrages.     Je   n'invoquerai   pas 
l'independance   des   Etats   et  je   ne  dirai  pas  qu'un  gouvernement  ne 
saurait  abdiquer  entierement  son  autonomie,  qu'il  ne  peut  par  consequent 
d^l^guer  ä  des  juges   etrangers  la  facult^  d'en  restreindre  les  bomes 
par  voie  de  jugement.    II  n'y  a  pas,  suivant  moi,  de  principe  juridique 
en  jeu  et  je  comprends  que  deux  Puissances   s'accordent  pour  charger 
un  ^tranger,  meme  un  simple  particulier,  de  regier  une  question  litigieuse. 
Mais  j'invoque  une  raison  politique  qui  me  parait  serieuse.    J'estime  que 
les  gouvernements  consentiront  moins  facilement  k  recourir  ^  Tarbitrage 
dans  certaines  questions  s'ils  ne  sont  pas  assur^s  que  leurs  vues  seront 
prösent^es  avec  exactitude  et  autorit^  au  tribunal  qui  doit  statuer,  et 
ils   ne   peuvent   avoir   cette  certitude  s'ils  n'ont  pas   dans  le  sein  du 
tribunal  lui-meme  un  repr^sentant  de  leur  nationalitä.    Sans  doute,  on 
peut  dire  que  le  fait  m^me  que  le  gouvemement  choisit  un  ^tranger 
pour  jouer  le  röle  d'arbitre  en  son  nom  t^moigne  d'une  grande  confiance 
dans  cet  ^tranger,  en  ce  qui  conceme  non  seulement  son  habilete,  sa 
science,  son  exp^rience,  mais  aussi  ses  sympathies.    Neanmoins  il  est 
certain  qu'il  y  a  des  maniäres  de  voir,  des  pr^jug^s  meme  si  l'on  veut, 
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selbstverständlich  nicht,  sondern  lediglich  einer  Revision  des 
alten,  wie  sie  ja  in  dem  russischen  Programm  auch  in  Aus- 
siclit  genommen  ist. 

Die  russische  Einladung  weist  darauf  hin,  dars  es  not- 
wendig sei,  einige  Verbesserungen  in  die  Haager  Konvention 


dont  un  ^tranger  ne  se  rendra  Jamals  compte  au  m^me  degr^  qu'un 
national.    II  y  a  des  affaires  pour  rappr^ciation  desquelles  il  est  tout 
ä  fall  indispensable  qu'on  soit  ainsi  p^nätr^  des  sentiments  particuliers 
d'^une   nation   lorsque  se   sont  produits   tels   evänements   ä   l'occasion 
desquels  s'^l^vent  des   questions    de   responsabilite.    II  y  a  aussi   des 
questions  tenant  k  la  l^gislation  et  ä  son  Interpretation  qu'un  ^tranger 
ne  pourra  connaltre  aussi  bien  qu'un  national,  ä  ^galite  de  science  et 
d'intelligence.     On   objectera   que   les    gouvernements    feront  defendre 
leurs   canses  par   des   avocats   qui  pourront   naturellement  Stre  leurs 
nationaux  et  avoir  les  qualitäs  que  nous  regardons  comme  nt^cessaires. 
Mais  qui  ne  voit  pas  que,  pour  un  tribunal,  la  paroIe  de  Tavocat  le 
plus  äloquent  ne  peut  avoir  la  m^me  importance  et  la  mSme  autorit^ 
que  Celle  d'un  membre  du  tribunal  lui-meme.    Je  n'entends  pas   dire 
que  Tarbitre  doit  ^pouser  la  cause   de  son  pays  et  s'en  faire  l'avocat 
aupr^s  de  ses  coU^gues;  je   me  fais  une  plus  haute  id6e  du  röle  d'un 
jnge.   Je  soutiens  seulement  que  certaines  explications  utiles  ou 
meme  necessaires   seront  foumies   par  un   arbitre  mieux  que  par  un 
ftTocat,  par  un  arbitre  national  mieux  que  par  un  arbitre  ^tranger.^    Ich 
erkenne  gerne  an,  dafs  Renault  einer  der  kompetentesten  Beurteiler 
der  Frage  ist.   Auch  hat  er  zweifellos  recht,  wenn  er  die  Gründe,  die  für 
die  Beibehaltung  von  Staatsangehörigen  im  Schiedsgericht  sprechen,  auf 
das  politische  Gebiet  verlegt.    Nichtsdestoweniger  glaube  ich  aber,   dais 
sie  vom  Rechtsstandpunkte  aus  zu  bekämpfen  sind,  und  zwar  um  so  mehr, 
als  sie  in  Wirklichkeit  kaum  von  so  grolser  Bedeutung  sein  dürften,  wie 
Renault  anzunehmen  geneigt  scheint.   Ich  bezweifle  zunächst,  dals  das 
Zustandekommen  von  Kompromissen  daran  so  leicht  scheitern  dürfte,  da& 
Staatsangehörige   im   Gericht  nicht  vertreten  sein  sollen.     Die  Praxis 
selbst  neigt  heute  bereits  entschieden  dazu,  sie  vom  Gericht  fernzuhalten. 
Die  Nachteile,  die  eine  Beteiligung  von  Staatsangehörigen  bei  der  Recht- 
sprechang  mit  sich  bringt,   dürfte  übrigens  doch  gerade  Renault  als 
Mitglied  des  Haager  Schiedsgericht  in  dem  Streitfall  mit  Japan  kennen 
gelernt  haben.      Die    Schiedsgerichtspraxis    würde    meines    Erachtens 
unter  der  Ausschliefsung  der  Staatsangehörigen  nicht  nur  nicht  leiden, 
sondern  im  Gegenteil  davon  profitieren.    Die   Staaten  können  ja  die- 
selben Personen,   die  sie  gerne  zu  Schiedsrichtern  ernannt  hätten,  zu 
Agenten  und  Rechtsbeistanden   ernennen.    Dann   sind   ihre   Interessen 
genaa  ebensogut  gewahrt  und  der  Rechtscharakter  des  Schiedsgerichts 
bleibt  dabei  erhalten.     Die   Gründe,    die  Renault  anführt,   sind  für 
AdTokaten  durchaus   zutreffend;  er   übersieht  aber,  da(s  ein   Schieds- 
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aufzunehmen.  Anläfslich  der  stattgehabten  schiedsgericht- 
lichen Verhandlungen  seien  von  den  Juristen,  die  sich  als 
Richter  an  diesen  beteiligten,  einige  Detailfragen  angeregt 
worden,  die  entschieden  werden  müfsten,  indem  die  notwen- 
digen Ergänzungen  in  die  erwähnte  Konvention  aufgenommen 
würden.  Das  Programm  zählt  dann  als  ersten  Hauptpunkt 
auf:  „Die  Vervollkommnung  der  Bestimmungen  der  Konvention 
aber  die  friedliche  Entscheidung  internationaler  Konflikte  in 
denjenigen  Teilen,  die  den  Schiedsgerichtshof  und  die  inter- 
nationalen Untersuchungskommissionen  betreffen.^ 

Danach  scheint  also  speziell  bei  dem  Kapitel  über  den 
Schiedsgerichtshof  eine  Revision  in  Aussicht  genommen  zu 
sein®^.  Ob  sie  auch  das  hier  behandelte  Postulat  betreflFen 
wird,  ist  natürlich  fraglich.  Im  ganzen  dürfte  es  sich  bei 
dem  in  Aussicht  genommenen  Programm  wohl  mehr  um  Er- 
gänzungen, als  um  Abänderungen  der  jetzigen  Konvention 
handeln.  Was  in  dieser  Richtung  nötig  ist,  kann  natürlich  im 
einzelnen  am  besten  der  Praktiker  ermessen. 

Die  Praxis  ist  auch  hier  die  beste  Lehrmeisterin'*.    Das 


richter  nun  einmal  kein  Advokat  sein  soll.  Seine  Ausführungen  sind 
meines  Erachtens  nicht  geeignet,  die  im  Text  vertretene  Auffassung 
zu  erschüttern.  M^rignhac,  der  im  Hinblick  auf  die  Ausschlielsung 
von  Staatsangehörigen  im  ersten  Haager  Schiedsgericht  meint:  „M,  Renault 
critique  avec  raison  une  mesure  aussi  extreme",  erkennt,  wie  wir  gesehen 
hahen,  bereits  an,  da(s  die  Praxis  heute  entgegengesetzter  Meinung  zu 
werden  beginnt.  Da  darf  dies  die  Theorie  erst  recht  sein.  Eine  solche 
Ausschließung  ist  keineswegs  eine  „extreme  Mafsregel**,  sondern  durch- 
aus im  Wesen  der  Rechtsinstitution  begründet 

^  Nach  der  Einladung  zu  schliefsen,  darf  man  aber  wohl  hoffen, 
dafs  auch  die  anderen  Teile  der  Konvention  mit  in  die  Erörterung  ge- 
zogen werden,  bei  denen  eine  Fortbildung  zum  Teil  vielleicht  nötiger 
wäre,  als  bei  dem  verhältnismäßig  gut  gelungenen  Schiedshofsorganismus. 
Fried  in  der  „Friedens warte"  vom  April  1906  weist  daraufhin,  dals 
der  Programmpunkt  ziemlich  allgemein  gehalten  ist  und  den  Anträgen 
der  Delegierten  einen  weiten  Spielraum  offen  läist. 

^  Nys,  a.  a.  0.  befurchtet:  „Le  manque  de  lien  entre  les  diverses 
commissions  qui  seront  chargees  de  statuer  rendra  fort  difficile  la 
formation  d'une  jurisprudence.'^  Vielleicht  wird  sich  das  doch  nicht  als 
so  schlimm  herausstellen.    Vgl.  dazu  auch  unten  §  21. 
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ist  insbesondere  auch  bei  der  Frage  zu  betonen,  ob  und  welche 
iveiteren  Postulate  neben  dem  soeben  erörterten  sich  mit  bezug 
auf  den  Schiedsgerichtshof  und  seine  Organisation  vielleicht  im 
einzelnen  noch  ergeben  dürften.  Über  einzelne  Lücken  und 
Mängel  mag  in  der  Tat  schon  die  bisherige  kurze  Praxis  die 
Beteiligten  belehrt  haben  ^^.  Aber  im  ganzen  wird  man  jeden- 
falls noch  zuwarten  müssen,  bis  eine  längere  und  reichhaltigere 
Praxis  vorliegt,  um  ermessen  zu  können,  ob  und  wo  das  Institut 
des  Schiedshofes  noch  fortgebildet  und  verbessert  werden  kann. 
Dafs  die  Institution  als  solche  in  ihrer  jetzigen  Gestaltung 
im  ganzen  jedenfalls  gut  zu  funktionieren  vermag,  das  haben 
schon  die  wenigen  Fälle  erwiesen,  in  denen  sie  bisher  wirksam 
geworden  ist.   Es  sind  das  bis  jetzt  vier  Fälle  gewesen^*.    Zum 


'"  Die  Lektüre  der  Protokolle  vermag  die  direkte  Beteiligimg 
natürlich  nicht  vollständig  zu  ersetzen. 

**  Zu  diesen  Schiedsgerichtsfällen  ist  vor  allem  zu  vgl.  der  vom 
„Bureau  international  de  la  Cour  permanente  d'arbitrage"  zu  jedem 
Schiedsfall  herausgegebene  „Recueil  des  Actes  et  Protocoles*'.  Es  sind 
entsprechend  bis  jetzt  vier  solche  „Recueils^  erschienen,  der  Recueil 
„concemant  le  litige  du  ^Fonds  pieux  des  Californies^*^,  derjenige  »con- 
cemant  le  litige  entre  l'Allemagne,  PAngleterre  et  Tltalie  d'une  part  et 
le  Yän^zuela  d^autre  part^,  sodann  derjenige  „concernant  le  litige  entre 
TAllemagne,  la  France  et  la  Grande  Bretagne  d'une  part  et  le  Japon 
d'autre  part"  und  schlielslich  derjenige  „concemant  le  differend  entre  la 
France  et  la  Grande  Bretagne  k  propos  des  boutres  de  Mascate".  Man 
vgl.  femer  namentlich  die  von  Hub  bar  d  herausgegebene  „La  justice 
internationale,  Revue  mensnelle  des  travaux  et  d^cisions  de  la  Cour 
permanente  d'arbitrage  et  des  questions  de  droit  international,  die  seit 
1908  erscheint.  Sodann  sind  zu  vgl.  Descamps,  „Le  premier  arbitrage 
de  la  Cour  de  la  Haye",  1902,  und  „Memoire  sur  le  fonctionnement  du 
Premier  tribunal  d 'arbitrage  constitu^  au  sein  de  la  Cour  permanente  de 
la  Haye'^,  1908,  sowie  die  Plädoyers  von  Beernaert  und  Delacroixzu 
dem  ersten  Schiedsfall;  zu  diesem  vgl.  auch  „United  States  versus  Mexico- 
Pious  fund  case",  2  Bände,  nämlich  „Transcript  of  Record  of  Proceedings 
before  the  Mexican  and  American  Mixed  Claims  Commission  with  relation 
to  the  pious  Fund  of  the  Californias  being  claim  no.  493,  American 
docket",  von  Amat  und  Alemany,  1902,  und  „American  Agents  Report 
with  Pleadings,  Appendix,  Exhibits,  Briefs,  and  Record  of  Proceedings 
at  the  Hague",  1902;  weiter  zu  dem  zweiten  Schiedsfall  „Venezuelan 
arbitrations  of  1908,  including  Protocols,  Personnel  and  Rules  of  Com- 
missions,   opinions   and  summary  of  awards  with  appendix  containing 
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erstenmal  trat  das  Haager  Schiedsgericht  am  15.  September  1902 
zusammen  in  einem  Streitfall  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
und  Mexiko,  in  dem  es  sich  um  eine  finanzielle  Frage  handelte. 
Der  zweite  Fall  betraf  den  Venezuelastreit '^.  Der  dritte  be- 
traf „die  tief  in  die  Souveränitätsfrage  einschneidende*  Frage 
des  Rechts  der  Besteuerung  von  Ausländem  in  Japan.  Der 
vierte  endlich  die  Frage  des  Protektorats  über  das  Sultanat 


Venezuelan  yellow  book  of  1903*',  von  Ralston,  1904  Sodann  Ren  aalt, 
„Un  Premier  litige  devant  la  Cour  d'arbitrage  de  la  Haye",  in  „Annales 
des  Sciences  politiques''  vom  15.  Januar  1903,  Jacobson,  „Le  premier 
grand  proc^s  international  k  la  Cour  de  la  Haye'^,  1904,  Lammasch, 
„Die  Fortbildung  des  internationalen  Schiedsgerichts  seit  der  Haager 
Konferenz  und  die  Kolonialgerichtsfrage"  in  der  „Deutschen  ReTue'', 
November  1905.  Ferner  Fried,  „Handbuch",  S.  200 f.,  Meurer,  S.  284 f., 
M^rignhac,  „Traitö  de  droit  public  international*',  S.  557  f.  Man  vgl. 
auch  die  erste  Resolution  der  Interparlamentarischen  Konferenz  in 
Wien  1903. 

'''  Der  russische  Justizminister  Murawiew  äu&erte  sich  gelegent- 
lich seines  Berichts  yom  März  1904  über  das  Venezuela- Schiedsgericht 
an  den  Zaren:  „Es  ist  nur  zu  erhoffen,  dafe  bei  häufigerer  Anrufung 
und  im  Ma&e  der  weiteren  Entwicklung  seiner  Wirksamkeit  sowohl 
Methode  und  Formen,  als  auch  einige  Einzelheiten  der  Organisation 
des  internationalen  Gerichtswesens  zur  Vervollkommnung  gelangen 
werden.  Dies  grofee  Unternehmen  .  .  .  befindet  sich  noch  in  einem 
Stande,  der  fürsorglicher  Aufmerksamkeit  seitens  der  Staaten  bedarf, 
welche  auf  das  friedliche  Gedeihen  der  Menschheit  auf  der  Grund- 
lage des  Rechts  und  der  Gerechtigkeit  bedacht  sind  . . ."  Präsident 
Roosevelt  sagte  in  seiner  Botschaft  vom  7.  Dezember  1903  über  den- 
selben Streitfall:  „Ein  so  achtunggebietendes  Zusammenwirken  von 
Nationen,  die  ihre  Argumente  diesem  hohen  Gerichtshof  internationaler 
Gerechtigkeit  und  internationalen  Friedens  vorlegen  und  dabei  dessen 
Entscheidung  anrufen,  kann  schwerlich  verfehlen,  eine  gleiche  Unter- 
werfung vieler  künftiger  Streitigkeiten  nach  sich  zu  ziehen.  Den  jetzt  dort 
erschienenen  Nationen  wird  es  viel  leichter  fallen,  ein  zweites  Mal 
hinzukommen,  während  keine  Nation  mehr  ihren  gerechten  Stolz  ver- 
ringert wähnen  kann,  wenn  sie  dem  jetzt  gegebenen  Beispiele  folgt. 
Dieser  Triumph  des  Schiedsgerichtsprinzips  ist  ein  Gegenstand,  zu  dem 
man  sich  warm  beglückwünschen  muls  und  ist  ein  glückliches  Vorzeichen 
für  den  Weltfrieden.  Es  scheint  jetzt  sicherer  Boden  für  den  Glauben 
gewonnen,  dais  unter  den  zivilisierten  Völkern  ein  wirkliches  Anwachsen 
einer  Gesinnung  stattgefunden  hat,  welche  die  allmähliche  Substitution 
anderer  Methoden,  Streitigkeiten  zu  schlichten,  als  die  Methode  des 
Krieges  gestatten  wird  .  .  .*^    Vgl.  dazu  Fried,  „Handbuch^  S.  203 f. 
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Maskat,  beider  es,  wie  L  a  m  m  a  s  c  h  bemerkt,  leicht  gewesen 
wäre,  bei  üblem  Willen  die  Einrede  des  honneur  national  zu 
erheben. 

Lammasch  ist  der  Ansicht,  dafs  die  Bedeutung  des 
Gerichtshofs  nicht  nur  stetig  zunehmend  sei  („Die  rasche 
Aufeinanderfolge  der  letzten  Schiedssprüche  bezeugt  ins- 
besondere, dafs  diejenigen,  die  der  Cour  permanente  ein  baldiges 
und  tatenloses  Ende  prophezeit  haben,  falsche  Propheten 
waren""),  sondern  dafs  auch  die  Erfolge  befriedigend  waren. 
Er  weist  insbesondere  darauf  hin,  dafs  die  Schiedssprüche 
einstimmig  gefällt  wurden,  was  man  zu  würdigen  wissen  müsse, 
mit  Ausnahme  des  japanischen  Streitfalls.  Der  Grund  aber, 
weshalb  hier  keine  Einstimmigkeit  erzielt  wurde,  lag  an  der 
Zusammensetzung.  Es  safs  nur  ein  Angehöriger  eines  un- 
beteiligten Staates  im  Gerichtshof,  und  der  japanische  Richter 
stimmte  selbstverständlich  für  Japan '^. 

Also  auch  die  Praxis  hat  schon  nach  so  kurzer  Zeit  den 
Beweis  geliefert,  dafs  in  diesem  Punkte  eine  Abänderung  der 
Konvention  vonnöten  ist. 

Im  übrigen  aber  erscheint  die  Institution  des  Schiedshofs 
ihrer  ganzen  Anlage  nach,  wie  gesagt,  als  durchaus  wohl  ge- 
eignet, ihre  hohe  Mission  zu  erfüllen,  wenn  auch  in  den  Einzel- 
heiten noch  manches  zu  verbessern,  zu  ergänzen  oder  abzu- 
ändern sein  mag ^^ ^.   Man  darf  daher  mit  Lammasch  sagen : 

^  Auch  Lammasch  bemerkt  daher:  „Es  zeigte  sich  in  diesem 
Fall,  dafs  es  zum  mindesten  dann,  wenn  der  Schiedsgerichtshof  nur  aus 
4rei  Mitgliedern  besteht,  unpassend  ist,  Untertanen  der  Streitteile  als 
Schiedsrichter  zu  bestellen,  weil  unter  dieser  Voraussetzung  nur  zu 
leicht  der  Fall  eintritt,  daft  nur  der  Obmann  völlig  unbefangen  ist.  Ein 
auf  solche  Korrektur  bezüglicher  Vorschlag,  der  auch  schon  1899  von 
amerikanischer  Seite  gemacht  worden  war,  dürfte  neuerlicher  Erw&gung 
würdig  sein.*^ 

**»  M^rignhac,  „Trait^  de  droit  public  international,  S.  551, 
bemerkt  ebenfalls:  „Mais,  tout  en  ^tant  d'un  autre  avis  sur  des  points 
de  detail,  on  ne  peut  qu'approuver  dans  leur  ensemble  les  dispositions 
arret^es,  qui  ont  sagement  conciliä  et  les  int^rets  de  la  soci^t^  inter- 
nationale et  ceux  des  parties  litigantes." 
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„Gewifs  ist  in  der  Organisation  und  Funktion  des  Schieds- 
gerichtshofs noch  manches  zu  bessern.  Möchte  dies  der  nächsten 
Konferenz  gelingen!  Möchte  sie  mit  der  gleichen  Umsicht  und 
Vorsicht  dieses  wichtige  Organ  der  Friedensbewahrung  weiter- 
entwickeln, mit  der  es  vor  sechs  Jahreu  geschaffen  worden !  Dann 
wird  der  Schiedsgerichtshof,  wenn  er  auch  fürderhin  alle  politischen 
Erwägungen  beiseite  läfst  und  im  vollen  Bewufstsein  seiner  grofsen 
Verantwortlichkeit  nur  nach  Recht  und  Gerechtigkeit  entscheidet, 
immer  mehr  und  mehr  nicht  blofs  der  Schlichtung  kleinerer 
Differenzen,  sondern  der  hohen  Aufgabe  des  Weltfriedens  dienen."  *• 

Wenn  sonach  der  Haager  Organismus  zurzeit  den  an  ihn 
zu  stellenden  Anforderungen  im  ganzen  entsprechen  zu  können 
scheint,  so  wird  man  sich  anderseits  mit  der  Zeit  natürlich 
doch  die  Frage  vorzulegen  haben,  ob  nicht  in  dem  Mafse,  wie 
die  im  Haag  zu  entscheidenden  Streitfälle  zunehmen ^^,  sich  auch 
das  Bedürfnis  nach  einer  Fortbildung  der  jetzigen  Organisation 
herausstellen  dürfte.  Ich  glaube,  wie  gesagt,  dals  die  Be- 
antwortung dieser  Frage  heute  verfrüht  wäre.  Man  wird  ge- 
wifs  manches  schon  heute  zu  bessern  wissen.  Aber  die  Organi- 
sation im  ganzen  dürfte  vorläufig  nicht  nur  ausreichend  sein, 
sondern  es  wäre  wohl  auch  verfehlt,  hier  Änderungen  vor- 
nehmen zu  wollen,  bevor  die  Institution  vollständig  Wurzeln 
gefafst  und  sich  bei  den  Völkern  eingelebt  hat,  und  bevor 
praktische  Beweise  für  die  Notwendigkeit  des  Weiterbauens 
vorliegen.  Mag  die  jetzige  Organisation  bescheiden  aussehen, 
so  ist  sie  doch  zweckentsprechend  und  vermag  Grofses  zu 
leisten,  wenn  ihr  die  Staaten  das  nötige  Vertrauen  schenken. 


^^  Ähnlich  äufsert  sich  v.  Härtens  in  der  Vorrede  zu  Jacobson. 

*^  Möchte  M^rignhac  recht  haben,  wenn  er  schreibt:  „Et  ainsi 
la  Cour  de  La  Haye  qui  eut  tant  de  difficultös  ä  s'ätablir  deviendra 
peu  k  peu  .  .  .  la  juridiction  de  droit  commun  du  monde  civilis^."  In 
seinem  „Traitd  de  droit  public  internatioDai'',  S.  558,  betont  er  mit 
Recht:  „La  Cour  arbitrale  de  La  Haye  entre  donc  peu  k  peu  dans  la 
pratique  courante  des  nations,  et  son  choix  comme  arbitre  ordinaire 
dans  les  nombreux  traites  d'arbitrage  permanent  conclus  ä  partir  du 
commencement  de  ce  siöcle,  a  encore  contribu^  ä  faire  d'elle  ce  qu'elle 
sera  normalement  dans  un  avenir  rapproch^:  la  juridiction  de  droit 
commun  des  dififerends  internationaux.'^ 


§  14.   Der  ständige  Schiedßgerichtshof.  327 

Deshalb  braucht  man  die  Möglichkeit  einer  späteren 
Weiterentwicklung  aber  natürlich  keineswegs  ganz  aus  dem 
Auge  zu  verlieren.  Es  ist,  wie  Descamps  bei  der  Eröffnung 
der  Ausschufssitzung  vom  9.  Juni  sagte: 

„Die  Verhältnisse,  welche  wir  dem  geplanten  Werke  geben 
wollen,  sind  ohne  Zweifel  bescheiden.  Die  Zukunft  wird  das,  was 
dieses  Werk  Fruchtbares  für  das  Wohl  und  den  Fortschritt  der 
Menschlichkeit  enthält,  weiter  entwickeln."  *^ 

Manche  Frage,  die  hier  auftaucht,  wird  man  daher  vor- 
läufig am  besten  der  Zukunft  zur  Lösung  überlassen.  Zu  diesen 
Fragen  rechne  ich  z.  B.  auch  die,  ob  die  Möglichkeit  von 
Plenarsitzungen  des  Schiedsgerichtshofs  *^  vorgesehen  werden 
sollte.  Das  Bedürfnis  hiernach  dürfte  zum  Teil  davon  ab- 
hängen, ob  man  in  Zukunft  es  notwendig  finden  wird,  für 
grofse  Streitfälle  zweite  Instanzen  einzuführen*®.  Aber  auch 
ohne  das  wäre  es  immerhin  denkbar,  dafs  in  Zukunft  die 
Streitteile  gelegentlich  den  Wunsch  hätten,  in  einer  wichtigen 
Streitfrage  die  Entscheidung  der  Staatengemeinschaft  im 
ganzen  oder  wenigstens  einer  gröfseren  Zahl  von  Staaten  und 
entsprechend  einer  gröfseren  Zahl  von  Schiedsrichtern  an- 
zurufen. Auch  für  die  Frage  der  Entscheidung  von  Kom- 
petenzkonflikten könnte  unter  Umständen  ein  derartiges  Be- 
dürfnis auftauchen.  Der  amerikanische  Entwurf  eines  Schieds- 
gerichtshofs hatte  denn  auch  eine  solche  Möglichkeit  von 
Plenarsitzungen  bereits  vorgesehen**. 


*'  Conference,  IV,  119. 

**  Neben  dieser  Möglichkeit  besteht  natürlich  auch  die  der  Ein- 
benfang von  Konferenzen.     Über  diese  Möglichkeit  vgl.  unten  §  20  i.  f. 

*«  Was  ich  übrigens  heute  weder  für  ein  Bedürfnis  noch  für  einen 
Fortschritt  halten  würde.  Vgl.  dazu  unten  §  16.  Ferner  insbesondere 
Corsi,  a.  a.  0.  S.  26. 

^*  Vgl.  Conference,  I,  176,  „Documents  eman^s  de  la  del^gation 
am^ricaine.  II  Projet  de  Tribunal  international".  Dieses  bestimmte  in 
Art.  5:  „In  jedem  Fall  setzt  sich  der  Gerichtshof  gemäfs  der  Verabredung 
der  streitenden  Nationen  zusammen,  mag  der  ganze  Gerichtshof  tagen  oder 
mögen  die  streitenden  Nationen  nur  einige  Mitglieder  des  letzteren  be- 
zeichnen, die  dann  aber  an  Zahl  ungleich  und  nicht  unter  drei  betragen 


328    Viertes  Kapitel.  Das  Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten. 

Die  Möglichkeit,  dafs  ein  solches  Bedürfnis  sich  einstellen 
wird,  ist  also  keineswegs  ohne  weiteres  von  der  Hand  zu 
weisen.  Tritt  dieser  Fall  ein,  dann  wird  man  ihm  wohl  auch 
Rechnung  tragen  müssen.  Es  liegt  prinzipiell  jedenfalls  kein 
Grund  vor,  weshalb  man  das  nicht  tun  sollte.  Man  könnte 
ja  nur  ein  erfreuliches  Zeichen  der  Interessensolidarität  darin 
erblicken,  wenn  die  Streitteile  sich  in  einem  gegebenen  Fall 
nicht  nur  an  zwei  oder  vier  Mitglieder  anderer  Staaten 
wenden,  sondern  es  vorziehen,  einmal  die  Gemeinschaft  der 
Vertragsstaaten  bezw.  einen  gröfseren  Bruchteil  derselben 
Recht  sprechen  zu  lassen**^.  Die  freie  schiedsgerichtliche 
Organisation  brauchte  dies  in  keiner  V7eise  zu  beeinträchtigen. 
Und  mit  der  Kreierung  eines  festen  Gerichtshofs  hätte  das 
nicht  das  mindeste  zu  tun. 

Die  Organisation  des  Schiedsgerichtshofs  wird  also  mit 
der  Zeit  vielleicht  doch  eine  derartige  werden  müssen,  dafs 
Plenarsitzungen  *®  in  der  einen  oder  anderen  Form  nicht  ganz 
aufserhalb  des  Bereichs  der  Möglichkeit  fallen.  Gewifs  mag  dies 
vorläufig  als  eine  cura  posterior  erscheinen.  Aber  sie  verdient 
doch  immerhin  Erwähnung,  namentlich  im  Hinblick  auf  die 
von    Deutschland    seinerzeit    geforderte    Vergröfserung    der 


dürfen.  In  dem  Fall,  wo  der  Gerichtshof  nur  aus  drei  Richtern  besteht, 
kann  keiner  derselben  einem  beteiligten  Staat  nach  Geburt,  Untertanen* 
Schaft  oder  Bürgerrecht  angehören." 

*^  £s  ginge  damit  ein  Postulat  von  Schlief  in  Erfüllung,  der  be- 
tont, dafs  die  Kulturwelt  als  solche,  und  das  hiefse  nichts  anderes,  als 
die  Gemeinschaft  aller  Kulturstaaten,  der  kompetenteste  Richter  in 
völkerrechtlichen  Streitigkeiten  sei. 

^  Diese  wären  jetzt  höchstens  in  der  Weise  denkbar,  daß  die  Streit- 
teile z.  B.  je  einen  Vertreter  jedes  Staates  aus  der  Liste  wählen  würden, 
was  aber  kaum  praktisch  werden  dürfte.  Prinzipiell  steht  aber  natürlich 
nichts  im  Wege,  auch  alle  71  Mitglieder  zu  wählen.  Ich  glaube  nicht, 
dafs  Art.  24  dem  entgegen  sein  würde.  Im  übrigen  braucht  man  aber 
bei  Plenarsitzungen  keineswegs  nur  an  solche  Sitzungen  zu  denken,  bei 
denen  sämtliche  Staaten  beteiligt  sind,  sondern  es  können  darunter 
auch  Plenarsitzungen  eines  Bruchteils  des  Schiedshofs  verstanden  werden. 
Hier  hängt  eben  alles  von  der  Art  der  künftigen  Organisation  ab. 
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Schiedsliste,  die  entschieden  als  eine  Verschlechterung  in  der 
Schiedsgerichtsorganisation  zu  bezeichnen  ist. 

Die  Gründe,  die  für  diese  Forderung  ins  Feld  geführt 
wurden,  vermögen  nicht  Oberzeugend  zu  wirken*^.  War 
der  amerikanische  Vorschlag,  einen  Vertreter  jedes  Staates 
vorzusehen,  zu  tief,  so  war  der  deutsche  Vorschlag,  vier 
Vertreter  zuzulassen,  dafür  wieder  zu  hoch  gegriffen.  Ver- 
geblich wandten  die  anderen  Redner  ein,  bei  einer  kleinen 
Zahl  würde  sich  die  Stellung  des  Schiedshofs  heben;  auch 
das  moralische  Ansehen  der  Mitglieder  sei  bei  kleinerer 
Mitgliederzahl  gröfser.  Schliefslich  fügte  man  sich,  wie 
M eurer*®  bemerkt,  dem  deutschen  Verlangen  „im  Interesse 
der  Einheit,  nur  aus  Not ;  das  kam  bei  den  folgenden  Rednern 
deutlich  zum  Aus^druck." 

Ob  und  in  welcher  Weise  gegen  diesen  Rückschritt 
Remedur  geschafi'en  werden  kann,  dürfte  zurzeit  schwer  zu 
entscheiden  sein.  Überlasse  man  also  zunächst  den  Schieds- 
gerichtshof einmal  seiner  praktischen  Tätigkeit  und  sichere 
man  ihm  vor  allen  Dingen  die  Gelegenheit  zu  einer  reichen 


^'^  Zorn  begründete  die  Forderung  damit,  dafs  man  im  Schiedshof 
Sachverständige  verschiedener  Art  brauche :  Nationalökonomen,  Juristen, 
Militärs,  Diplomaten  usw.  Nach  Meurer,  S.  263,  war  das,  neben  der 
Streichung  des  obligatorischen  Schied sprinzips,  sogar  eine  „Haupt- 
forderung" Deutschlands.  Wie  ernst  es  der  deutschen  Regierung  mit 
dieser  Begründung  ihrer  „Hauptforderung^  war,  hat  sie  dadurch  be- 
wiesen, dals  sie  ihrerseits  vier  Juristen  in  den  Schiedshof  entsandt  hat. 

*®  Meurer,  S.  265.  Meurer  glaubt,  die  deutsche  Forderung  ver- 
treten zu  sollen.  „Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dals  bei  einer  gröiseren 
Liste  die  Zusammensetzung  mannigfaltiger  und  dies  der  Bildung  der 
Schiedsgerichte  förderlich  sein  kann.  Wenn  man  weiter  bedenkt,  da(s 
eine  kleinere  Schiedshofliste  dazu  führt,  dafs  der  Schiedshof  im  Hand- 
umdrehen sich  zum  Schiedsgericht  verwandelt,  so  war  durch  eine  etwas 
kurze  Schiedsliste  .  •  •  der  deutschen  Befürchtung  auch  neue  Nahrung 
gegeben,  dafs  man  eine  feste  Gerichtsform  anstrebe."  Diese  letztere  Be- 
fürchtung war  wohl  in  Wirklichkeit  der  einzige  Grund  der  deutschen 
Forderung.  Diese  zielte  aber  damit  nicht,  wie  behauptet  wurde,  auf  eine 
Hebung,  sondern  auf  eine  Schwächung  des  Instituts  ab.  Man  vgl.  dazu 
de  Lapradelle,  S.  810. 
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Betätigung*®.  Dieses  letztere  ist  zurzeit  zweifellos  die  Haupt- 
sache. Alles  weitere  aber  wird  sich  dann  schon  von  selbst 
finden!  — 

§  15.   Das  Schledsyerfahren  im  allgemeinen. 

Über  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  im  engeren  Sinn, 
das  die  Haager  Konvention  im  3.  Kapitel  des  Titels  über  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  behandelt,  an  welches  Kapitel  ich  hier 
gleich  anknüpfe,  ist  eigentlich  im  grofsen  und  ganzen  dasselbe 
zu  sagen,  was  mit  Bezug  auf  den  ständigen  Schiedsgeriehtshof 
hervorgehoben  wurde.  Man  dürfte  im  Haag  im  ganzen  so 
ziemlich  das  Richtige  getroffen  haben.  Die  Verhandlungen  Ober 
diesen  Gegenstand  bieten  im  einzelnen  sehr  viele  juristisch 
höchst  interessante  Episoden,  aber  sie  bieten  hier,  wo  wir  das 
Verfahren  speziell  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Notwendigkeit 
oder  Möglichkeit  seiner  Fortbildung  betrachten  wollen,  kaum 
viel  Veranlassung  zu  besonderen  Erörterungen.  Natürlich  wäre 


^®  Bemerkenswert    erscheint   im  Hinblick    auf  eine    künftige    In- 
anspruchnahme des  Schiedsgerichtshofs  ein  Beschlufs  der  schweizerischen 
Bundesversammlung  vom  Oktober  1902,  den  Bundesrat  einzuladen,  dafür 
besorgt  zu  sein,  dafs  in  Handelsverträge  oder  andere  Übereinkommen 
dieser  Art,  die  in  Zukunft  abgeschlossen  werden,  die  Bestimmung  auf- 
genommen werde,  dafs  aus  der  Anwendung  der  genannten  Verträge  oder 
Übereinkommen  entstehende  Differenzen,  die  nicht  im  gemeinsamen  Ein- 
verständnis beigelegt  werden  können,  dem  im  Haag  errichteten  perma- 
nenten Schiedsgerichtshof  zu  unterbreiten  seien,  sofern  nicht  aus  be- 
sonderen   Gründen    eine    andere    Erledigung   geboten   erscheint.      Vgl. 
dazu  Meili,  „Das  internationale  Zivilprozefsrecht*^,  II,  S.  290.    In  dem- 
selben Sinne  hat  sich  der  schweizerische  Bundesrat  auf  das  von  Chile 
und  A  rgentinien  gestellte  Ansuchen  geäufsert,  in  künftigen  eventuellen 
Streitigkeiten  gemäfs  dem  zwischen  diesen  Staaten  bestehenden  Schieds- 
vertrag das  Schiedsrichteramt  zu  übernehmen.    Es  wurde  dies  mit  dem 
Hinweis  abgelehnt,  die  Bundesregierung  sei,  seitdem  im  Haag  die  be- 
rufene Instanz  für  derartige  Entscheidungen  bestehe,  nicht  mehr  geneigt, 
ein  solches  Ehrenamt  zu  übernehmen,  das  auszuüben  sie  früher  als 
Pflicht    betrachtet  habe.    Dazu   vgl.   auch  Fried,  Handbuch,  S.  810. 
Daß  die  neueren  Schiedsverträge  für  die  in  ihr  Bereich  fallenden  Streit- 
fälle ebenfalls  meist  die  Kompetenz  des  ständigen  Schiedsgerichtshofs 
aufstellen,  wurde  bereits  erwähnt. 
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das  etwas  anderes,  wenn  ich  mir  zur  Aufgabe  gestellt  hätte, 
die  Materie  einigermafsen  erschöpfend  zu  behandeln.  In  diesem 
Falle  liefse  sich  gewifs  noch  der  oder  jener  Einzelpunkt  hervor- 
heben,   der   vielleicht  glücklicher  oder  zweckentsprechender 
hätte  gefafst  werden  können,  und  sicherlich  wird  man  mit  der 
Zeit,   wenn  man  erst  über  längere  praktische  Erfahrung  ver- 
fügt,  noch  hie  und  da  etwas  zu  feilen  finden.    Aber  da  es 
sich  in  dem  diesmaligen  Zusammenhang  nur  darum  handelt^ 
die  allgemeinen  Richtungen  erkennen  zu  lernen^  in  denen  sich 
eine     eventuelle    Fortbildung    des    völkerrechtlichen    Streit- 
verfahrens zu  bewegen  hätte,  so  darf  ich  mich  auf  die  wesent- 
lichen Punkte   beschränken.     Unter  diesem   Gesichtspunkte 
gelange  ich  nun,  wie  gesagt,  zu  dem  Ergebnis,  dafs  man  im 
Haag  den  Anforderungen,  die  an  ein  internationales  Prozefs- 
verfahren  zu  stellen  waren  * ,  in  recht  glücklicher  Weise  ge- 
recht geworden  ist,  und  daher  alle  Ursache  hat,  sich  zu  der 
Errungenschaft  dieser  Schiedsprozefsordnung  für  völkerrecht- 
liche  Streitigkeiten*    zu    beglückwünschen.     Diese    Prozefs- 
ordnung  ist  nicht  nur  inhaltlich  in  einer  ganzen  Reihe  von 
Punkten  eine  Verbesserung  des  Reglements  des  Institut  de 
droit  international  ^,  sondern  sie  hat  aufserdem  auch  noch  die 
Autorität  einer  wirklichen  Völkerrechtsquelle  für  sich,  sie  bildet 
einen  Bestandteil  des  allgemeinen  positiven  Völkerrechts. 


^  Über  das  Bedürfnis  nach  einer  solchen  Proze&ordnung  vgl.  nament- 
lich die  Denkschrift  von  De  sc  am  ps,  femer  M^rignhac,  Conf.,  S.  841. 

^  Siehe  auch  das  Urteil  von  Liszt  oben  §  6,  S.  106. 

'  Das  ,yProjet  de  räglement  pour  la  proc6dure  arbitrale  inter- 
nationale adopt^  par  rinstitut''  findet  sich  abgedruckt  im  Annuaire,  I, 
S.  126,  femer  in  der  „Revue  de  droit  international^,  1875,  S.  227,  bei 
Kouard  de  Card,  a.  a.  0.  S.  219  u.  a.  0.  Zu  dem  Projekt  ist  nament- 
lich zu  vgl.  Goldschmidt  in  der  „Zeitschrift  für  das  Privat-  und 
Öffentliche  Recht  der  Gegenwart*^,  1875,  S.  715  (französisch  in  der  „Revue 
de  droit  international^,  1874).  Dieses  Projekt  „a  ^t^  compl^t^,  a  et^ 
föconde  par  la  pratique  des  nombreux  aibitrages",  wie  der  Descamps- 
sche  Kommissionsbericht  sagt.  Die  Grundlage  der  Prozelsordnung  der 
Haager  Konvention  bildet  im  übrigen  das  rassische  ;,projet  de  code 
d'arbitrage". 
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Diese  Autorität  wird  auch  dadurch  keineswegs  ver- 
mindert, dafs  die  Schiedsprozefsordnung  der  Haager  Kon- 
vention nur  subsidiäre  Geltung  hat  und  also  im  konkreten 
Fall  durch  Vereinbarungen  der  Parteien  abgeändert  werden 
kann,  sondern  gerade  dieser,  ihr  subsidiärer  Charakter,  ist 
ebenfalls  so  recht  in  der  Natur  des  Völkerrechts  und  des 
Schiedsrechts  begründet,  und  mufs  daher  zu  ihren  Vorzügen 
gerechnet  werden. 

Man  ist  auch  in  diesem  Punkte  glücklich  der  Gefahr  ent- 
gangen, zu  viel  des  Guten  zu  tun.  Man  hat  zwar  einerseits 
einem  grofsen  Bedürfnis  im  internationalen  Rechtsverkehr 
durch  Schaffung  von  Normen  über  das  Schiedsverfahren  Rech- 
nung getragen  —  denn,  wie  Meurer  richtig  sagt,  ein  Richter- 
spruch setzt  nun  einmal  ein  Rechtsverfahren  voraus  —  und 
hat  anderseits  den  Parteien  aber  doch  freie  Hand  gelassen  ^ 
sich  diesen  Normen  anzupassen,  sie  anzunehmen  oder  ent- 
sprechend ihren  Wünschen  und  den  Erfordernissen  des  ein- 
zelnen Falles  Abänderungen  zu  treffen^. 


^Meurer,  S.  294,  sagt,  der  Art.  80  wahre  der  Schiedsprozeis- 
ordnung  den  subsidiären  Charakter  und  den  Staaten  ihre  Souveränität. 
Es  ist  das  einer  der  Fälle,  wo  ich  von  Mifsbrauch  der  Wortes  „Sou- 
veränität^ spreche. 

*  Vgl.  dazu  den  Art.  30  der  Konvention.  Descamps  betonte  im 
Ausschuis,  die  Parteien  hätten  nach  dem  Entwurf  volle  Freiheit,  im 
gegenseitigen  Einvernehmen  dieses  oder  jenes  System  für  das  Verfahren 
anzunehmen,  die  Konferenz  wolle  ihnen  das  Resultat  ihrer  Arbeiten  an- 
bieten, um  ihnen  sozusagen  den  gangbarsten  Weg  zu  zeigen.  Con- 
ference, IV,  139.  Vgl.  auch  den  Descamps  sehen  Kommissionsbericht : 
„Elles  pourront  servir  de  r^glement  type,  auquel  il  sera  exp^dient  de 
se  rapporter,''  obschon  sie  den  „caract^re  de  r^gles  auxiliaires*'  haben. 
Meurer,  S.  293 f.  weist  anderseits  darauf  hin,  dafs  beim  Fehlen 
einer  Vereinbarung  die  Prozeßordnung  ohne  weiteres  gelte  und  es 
nicht  erst  eines  Bezeptionsvertrages  bedürfe;  das  Schiedsgericht  werde 
dann  einfach  ohne  weiteres  nach  Mafsgabe  der  Haager  Bestimmungen 
über  das  Schiedsverfahren  tätig.  Renault,  a.  a.  0.  S.  52  bemerkt 
zu  diesem  Punkt:  „On  a  critiquö  cette  latitude  laiss^e  aux  parties 
et  on  a  fait  ressortir  ironiquement  le  double  caract^re  facultatif, 
d'abord  du  recours  ä  l'arbitrage  lui-m§me,  puis  du  r^glement  de  pro- 
c^dure,  si  Tarbitrage    est  d^cid^.     La  criüque   n'est  en  rien  fond^e. 
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Und  so  wie  man  der  Gefahr  entgangen  ist,  dem  Charakter 
des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  in  dieser  Beziehung  Ge- 
walt anzutun ,  so  hat  man  es  auch  anderseits  glücklich  ver- 
mieden, in  zu  starker  Anlehnung  an  innerstaatliche  Rechts- 
verhältnisse eine  zu  sehr  ins  einzelne  gehende  Regelung  des 
Verfahrens  vorzunehmen.  Dieses  Moment  ist  um  so  mehr 
zu  betonen,  als  vielleicht  für  die  Zukunft  gerade  von  dieser 
Seite  her.Einbrüche  in  das  internationale  Recht  zu  gewärtigen 
sein  dürften.  Man  mufs  daher  von  vornherein  feststellen: 
was  die  nationalen  Zivilprozefsordnungen  für  nötig  oder  zweck- 
entsprechend halten,  braucht  dies  im  Völkerrecht  an  sich  noch 
keineswegs  zu  sein.  Man  mufs  sich  ganz  im  Gegenteil  geradezu 
davor  hüten,  im  internationalen  Prozefsrecht  insbesondere  auch 
in  die  Fehler  der  innerstaatlichen  Rechtsordnungen  zu  ver- 
fallen« Wenn  man  namentlich  beobachtet,  wie  viel  und  oft 
im  internen  Prozefsrecht  über  den  allzugrofsen  Formalismus 
geklagt  wird,  wie  vergeblich  man  dort  bemüht  ist,  Ver- 
besserungen, Reformen  einzuführen,  und  sich  dieser  Fesseln 


Du  moment   que  l'arbitrage  reste  facultatif,  ce  que  j'estime  excellent, 
la  proc^dure  trac^e  par  la  Convention  doit  ^tre  aussi  facultative;   il 
s'agit  de  guider  les  parties  et  de  faciliter  leur  lache,  non  de  les  gener 
en  qnoique  ce  soit.    Les  rägles  tracees  par  la  Convention  peuvent  etre 
en  elles-mSmes  tr^s  sages,  mais  ne  pas  convenir  aux  parties  sur  tel  ou 
tel  point,  ou  ne  pas  hien  s'adapter  ä  un  litige  d^termin^.    II  aurait  ^t^ 
bien  d^raisonable  de  forcer  les  parties  ä  accepter  ou  a  rejeter  pour  le 
tont  le  r^glement  qui  leur  est  propos^.^   Ich  stimme  hier  mit  Renault 
vollständig  üherein;  nur  meine  ich,  dafs  das  Gesagte  auch  gegenüber 
dem  obligatorischen  Schiedsgericht  Anwendung  findet.    Anderer  Meinung 
in  der  Frage  ist  M^rignhac,  „Traite  de  droit  public  international**, 
8.  512.    Er  meint:  „II  semble  que  Ton   soit  all^  bien  loin  dans  cette 
application  nouvelle  du  principe  d'une  liberte  excessive.**    Nach  seinem 
Dafürhalten  mü&ten  die  Prozelsregeln  bindend  sein :  ,£n  les  etablissant 
facultatives,  les  d^l^gu^s  ont  sans  donte  ^t^  influenc^s  par  une  fausse 
et  regrettable  assimilation  entre  le  fond  et  la  forme.    De  ce  que  Ton 
avait  repouss^  Tarbitrage  obligatoire,  il  ne  s'ensuivait  nullement  que  la 
procedure  ne  püt  avoir  ce  caractäre.**    Mit  der  Frage  des  obligatorischen 
Schiedsgerichts  hat  die  Subsidiarität  der  Proze&regeln  natürlich  nichts 
zu  tun.    Sie  entspricht  aber  meines  Erachtens  am  besten  den  Bedürf- 
nissen des  internationalen  Rechtslebens. 


334     Viertes  Kapitel.   Das  Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten. 

ZU  entledigen,  dann  darf  man  wohl  mit  Recht  sich  darüber 
freuen,  dafs  das  Völkerrecht  diesen  Formalismus,  der  seiner 
Natur  noch  mehr  wie  der  anderer  Rechtsgebiete  zuwider  wäre  •, 
nicht  kennt.  Das  völkerrechtliche  Verfahren  mufs  sich  seine 
jetzigen  einfachen  Formen  also  unter  allen  Umständen  zu  er- 
halten suchen,  alle  zu  sehr  ins  einzelne  gehenden  Reglemen- 
tierungen sind  tunlichst  zu  vermeiden. 

Auf  diese  Notwendigkeit,  sich  bei  der  Statuierung  eines 
völkerrechtlichen  Verfahrens  auf  die  wirklich  notwendigen  Vor- 
schriften zu  beschränken,  ist  seiner  Zeit  schon  von  Schlief  hin- 
gewiesen worden ''.  Dieser  bemerkt,  es  sei  leicht  anzunehmen, 
dafs  man  sich  unter  einem  derartigen  Streitverfahren  eine 
Unsumme  formeller,  bis  ins  einzelne  gehender  Vorschriften 
vorstelle,  so  etwa  wie  sie  die  Staatengesetze  über  das  „Ver- 
fahren in  bürgerlichen  Streitigkeiten"  enthalten;  in  Wahrheit 
könne  und  werde  aber  das  „Verfahren  in  völkerrechtlichen 
Streitigkeiten "^  in  demselben  Mafse  einfacher  sein,  in  dem  das 
Völkerrecht  gröber  organisiert  sei,  als  das  bürgerliche  Recht ; 
aufserdem  aber  handle  es  sich  für  das  Völkerrecht  immer 
nur  um  eine  sehr  geringe  Anzahl  von  Rechtssubjekten.     So 


^  Meisterhans,  „Die  Schweiz  und  die  öffentlichen  Schieds- 
gerichte^S  1892,  drückt  das  poetisch  so  aus:  „Das  Schiedsgericht,  diese 
Mutter  des  Rechts,  stellt  sich  zum  gewöhnlichen  Gericht,  wie  die  Rose 
des  Waldes  zur  Rose  unserer  Gärten.  Aller  Formelkram  ist  diesem 
wilden  Kinde  der  Natur  verhalst." 

'  Schlief,  a.  a.  0.  S.  270.  Auf  S.  280  bemerkt  Schlief:  „WiU 
man  die  GrundzQge  eines  völkerrechtlichen  StreitYerfahrens  entwerfen, 
so  lälst  sich  alles,  was  darüber  zu  sagen  ist,  füglich  unter  folgende  acht 
Hauptfragen  zusammenfassen:  Wie  müfste  sich  ein  zu  diesem  Behufe  zu 
konstruierender  Gerichtshof  äu&erlich  gestalten?  Wie  ist  derselbe  zu 
bilden?  W^elches  ist  die  Stellung  seiner  Mitglieder?  Über  welche  Streit- 
fälle hat  er  zu  entscheiden?  Wie  sind  seine  Verhandlungen  zu  führen? 
Wo  soll  der  Sitz  desselben  sein  ?  Ist  ein  Instanzenzug  bezw.  in  welcher 
Art  erforderlich?  Und  endlich:  ist  eine  Exekutive  notwendig  oder 
überflüssig?"  —  Von  diesen  acht  Fragen  haben  sieben  im  Haag  ihre 
Beantwortung  gefunden.  Nur  die  vierte  harrt  noch  der  Lösung:  Über 
welche  Streitfälle  hat  der  Gerichtshof  zu  entscheiden?  Sollte  diese  Frage 
wirklich  allein  unlösbar  sein?    Ich  glaube  es  nicht. 
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weit  man  es  also  für  wünschenswert  ansehe,  das  völkerrecht- 
liche Streitverfahren  zu  kodifizieren,  würde  diese  Kodifikation 
unter  allen  Umständen  verhältnismäfsig  sehr  einfach  ausfallen, 
und  sei  nur  einmal  das  Prinzip  anerkannt,  so  werde  die 
praktische  Ausgestaltung  desselben  keine  besonderen  Schwierig- 
keiten verursachen. 

Schlief  hat  darin  durchaus  richtig  gesehen.    Die  Ar- 
beiten  im  Haag  haben  seine  Auffassung  bestätigt.    Man  hat 
dort  in  der  Tat  nach  allen  Richtungen  hin  Mafs  zu  halten 
gewufst  und  es  steht  zu  hoffen,  dafs  auch  in  Zukunft  die 
eigentümlichen  Vorzüge  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  ge- 
wahrt bleiben  werden^.     Mag  immerhin  in  der  Konvention 
manche  Bestimmung  fehlen,  die  in  der  deutschen   oder  in 
anderen  Zivilprozefsordnungen  Platz  gefunden  hat,  vom  völker- 
rechtlichen Standpunkte  aus  bedeutet  das  an  sich,  wie  ge- 
sagt, noch  keineswegs  einen  Mangel.    Ks  kommt  nichts  dar- 
auf an,  ob  unsere  völkerrechtliche  Prozefsordnung  mit  der 
oder   jener   Zivilprozefsordnung    „im   Einklang    steht"    oder 
„deren  Bestimmtheit  erreicht",  oder  ob  sie,  mit  deren  Mafs- 
stab  gemessen,  „Lücken  aufweist".    Manche  dieser  „Lücken" 
sind  zweifellos  besser  als  ein  Kopieren  innerstaatlicher  Be- 
stimmungen und  es  steht  zu  hoffen,  dafs  man  nicht  allzuviele 
Ausfüllungsarbeiten  vornehmen  werde,  die  dem  Charakter  des 
Ganzen  häufig  nur  schädlich  sein  würden.    Aus  diesem  Grunde 
scheint   mir  auch   das   Exemplifizieren   mit   innerstaatlichen 
Prozefsordnungen  in  unserer  Materie  schon  an  sich  nicht  ganz 
unbedenklich  zu  sein.    Es  wird  auf  diesen  Punkt  noch  zurück- 


^  In  diesem  Sinne  auch  der  Descampssche  Kommissionsbericht, 
Conference,  I,  129.  „Eine  völkerrechtliche  Schiedsproze&ordnung 
muis  sich  auf  grundlegende  Punkte  beschränken  und  sich  vor  zu  ein- 
gehenden Bestimmungen  hüten.  Bewahrt  sie  weiter  den  subsidiären 
Charakter,  so  bedeutet  sie  für  die  Schiedspraxis  eine  ungeheure  Wohltat, 
eine  Erleichterung,  ohne  die  Souveränität  der  einzelnen  Staaten  zu  be- 
drohen.^ Siehe  dazu  Meurer,  S.  298.  „De  telles  rägles  doivent  se 
bomer  k  des  points  fondamentauz . . .  dans  les  justes  limites",  das  ist  in 
der  Tat  ein  wesentliches  Erfordernis. 
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zukommen  sein,  denn  schon  regen  sich  in  der  Tat  StimmeD, 
die  eine  Verbesserung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens,  die 
den  Fortschritt  in  einer  ganz  falschen  Richtung  suchen.  — 

Im  folgenden  mufs  ich  nun,  wie  gesagt,  von  allen  Einzel- 
heiten, die  zu  einer  kritischen  Behandlung  von  unserem  Stand- 
punkte aus  keine  Veranlassung  bieten,  absehen. 

Über  das  Kompromifs^  kann  ich  mich  daher  kurz 
fassen.  Dieses  bildet  da,  wo  dies  nötig  ist,  die  Ergänzung 
für  den  subsidiären  und  knappen  Charakter  der  Prozefs- 
Ordnung.  Denn  es  tritt  gegebenenfalls  an  deren  Stelle  oder 
ergänzt  dieselbe.  Das  Kompromifs,  das  erst  nach  aus- 
gebrochenem Streit  abgeschlossen  wird,  hat,  wie  Meurer 
sagt,  die  wesentliche  Bestimmung,  für  die  Schiedssprechung 
die  gerichtsverfassungs-  und  prozefsrechtliche  Unterlage  zu 
schaffen.  Während  die  Schiedsverträge  —  insbesondere  also 
auch  die  Haager  Konvention  selbst,  wenn  sie  einmal  dazu 
gelangen  wird,  die  Kompetenz  des  Schiedsgerichtshofs  zu 
fixieren  —  zunächst  nur  den  (allgemeinen  oder  speziellen) 
Rechtstitel  dafür  abgeben  ^®,  dafs  das  Schiedsgericht  angerufen 

*  Die  Meurer  sehe  Terminologie  (vgl.  S.  299X  die  nicht  zwischen 
Schiedsvertrag  und  Kompromils,  sondern  zwischen  Schiedsabkommen  und 
Schiedsvertrag  unterscheiden  will,  ist  dazu  geschaffen,  Mifsverständnisse 
zu  veranlassen,  und  mufs  daher  entschieden  bekämpft  werden.  Ab- 
kommen und  Vertrag  sind  zwei  juristisch  gleichwertige  Ausdrücke,  auf 
die  sich  keine  rechtliche  Unterscheidung  basieren  lä&t.  Meurer  will 
dafür  anscheinend  die  Haager  Konferenz  verantwortlich  machen,  während 
in  Wirklichkeit  lediglich  die  deutsche  Übersetzung  dafür  verantwortlich 
ist.  Der  französische  Text  ist  durchaus  einwandsfrei.  Es  ist  auch  nicht  ein- 
zusehen, was  an  dem  alten  juristischen  terminus  technicus  „Kompromifs"  — 
Meurer  schreibt  Kompromls  —  auszusetzen  sein  sollte. 

^^  Meurer,  S.  301,  meint,  wenn  sich  eine  Partei  weigere,  trotz 
eines  früheren  Schiedsvertrags  nach  ausgebrochenem  Streit  ein  Kom- 
promifs abzuschliefsen ,  so  versage  das  Völkerrecht;  hier  sei  also  für 
die  Schiedspraxis  immer  noch  eine  höchst  bedrohliche  Klippe  zu 
passieren;  man  müsse  darauf  gefaßt  sein,  da(s  die  Ehren-  usw.  klausel 
hier  noch  zu  Worte  komme,  wenn  sie  auch  im  Schiedsvertrag  nicht 
vorgesehen  sei;  die  Schiedsgerichtsbarkeit  stehe  also  sozusagen  unter 
zweimaligem  Willensverschlufs  und  solle  unter  allen  Umständen  nur 
das   Ergebnis   des   gegenseitigen  Einverständnisses    sein    und   bleiben. 


§  15.   Das  Schiedsverfahren  im  allgemeinen.  337 

wird,  liegt  in  dem  Abschlufs  des  Kompromisses  bereits  ein 
Ait,  der  auf  das  Anrufen  des  Schiedsgerichts  in  concreto 
hinweist".  Die  Staaten,  die  die  Streitfälle  einer  bestimmten 
Kategorie  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterworfen  haben,  er- 
scheinen, wenn  ein  solcher  Streitfall  eintritt,  verpflichtet,  ein 
Kompromifs  miteinander  abzuschliefsen.  Natürlich  kann,  wenn 
ein  Schiedsvertrag  erst  über  einen  schon  entstandenen  Streit 
abgeschlossen  wird,  dieser  Vertrag  gleichzeitig  auch  die  Be- 
deutung eines  Kompromisses  haben.  Wo  aber  ein  Schieds- 
vertrag sich  auf  zukünftige  Streitigkeiten  bezieht,  wo  also 
eine  Schiedsklausel  oder  ein  permanenter  Schiedsvertrag  vor- 
liegt —  und  das  ist  heute  die  Regel  — ,  da  wird  in  concreto 
stets  noch  ein  besonderes  Kompromifs  erforderlich  sein,  in  dem 


Demgegenüber  ist  zu  sagen:  Wenn  sich  ein  Staat  trotz  vertraglicher 
Yerpflichtung  weigert,  das  Schiedsgericht  anzugehen,  dann  versagt  nicht 
etwa  das  Völkerrecht,  sondern  dann  begeht  der  betreffende  Staat  eine 
Pflichtverletzung.    Gegenüber  dieser  Rechtsverletzung  hat  nicht  nur  der 
andere   Staat  ein  Hecht,  an  das  Schiedsgericht  zu  erinnern,   sondern 
nach  Art.  27  in  Verbindung  mit  Art.  1,  8  und  81  haben  auch  die  dritten 
M&chte  dieses  Recht,  ja  sie  haben  sogar  eine  moralische  Pflicht  dazu. 
Die  Ehren- usw.  klausel  besteht  völkerrechtlich  nur,  soweit  sie  vor- 
gesehenist.  Es  gibt  also  für  den  Staat,  der  das  Völkerrecht  achtet, 
nur  einen  einmaligen  „Willensverschlufs".   Das  Eompromils  dient  ledig- 
lich noch  der  genaueren  Fixierung  der  Unterlagen  des  Schiedsgerichts 
in  concreto.    Die  rechtliche  Gebundenheit  dagegen  besteht  schon  vorher. 
Wirkliche  Schwierigkeiten  können  sich  nur  im  Falle  eines  Kompetenz- 
konfliktes ergeben;  von  diesem  Falle  war  bereits  oben  im  §  13  die  Rede. 
1^  Meili,  „Das  internationale  Zivilprozelsrecht",  II,  S.  290,  erblickt 
in  den  Schiedsverträgen  einen  völkerrechtlichen  Vorvertrag  eines  Kom- 
promisses.   Das  ist  gewils  nicht  unrichtig,  nur  muls  eben  betont  werden, 
dafs  dieser  „Vorvertrag''  bereits  rechtlich  bindend  wirkt.   Wenn  Meili 
daher  sagt,  im  Haag  sei  kein  Zwang,  den  Schiedsgerichtshof  anzurufen, 
statuiert  worden,  auch  für  den  Fall  nicht,  dals  die  betreffenden  Staaten 
durch   vorausgegangene   Verträge  eine  schiedsgerichtliche    Austragung 
bestimmter  Streitigkeiten  vereinbart  haben,  so  darf  man  das  nicht  etwa 
dahin  verstehen,  dafs  es  völkerrechtlich  erlaubt  sei,  sich  solchenfalls 
dem  Schiedsgericht  überhaupt  zu  entziehen.    Ich  habe  es  übrigens  im 
Text  absichtlich  vermieden,  hier  mit  den  entsprechenden  zivilrechtlichen 
Begriffen  zu  operieren,  obschon  dies  gerade  in  der  vorliegenden  Frage 
recht  naheliegend  ist.   Aber  das  Analogisieren  pflegt  meist  zum  Nachteil 
der  völkerrechtlichen  Materien  auszuschlagen. 

Nippold,  Verfahren.  22 
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die    »prozefsrechtliche   Abgrenzung",   die    „Streit-  und    Zu- 
ständigkeitsabgrenzung''  vorgenommen   wird.     Die  Parteien 
handeln  also  hier,  indem  sie  die  Kompetenzen  und  Aufgaben 
der  Schiedsrichter  im  einzelnen  fixieren,  bereits  in  Erfüllung 
einer  früher  übernommenen  Rechtspflicht,  der  sie  sich  völker- 
rechtlich nicht  entziehen  dürfen.   Sie  müssen,  soweit  dies  noch 
nicht  geschehen  war,  natürlich  einerseits  den  Umfang  der  Be- 
fugnisse der  Schiedsrichter  und  anderseits  den  Streitgegen- 
stand bestimmen,  denn  der  Schiedsrichter  mufs  wissen,  „was 
er  kann  und  soll".''    Diesem  Zweck  dient  das  Eompromifs. 
Die  konkrete  Bedeutung  desselben  hängt  also  natürlich 
ganz  von  dem  Inhalt  des  vorangegangenen  Schiedsvertrags  ab, 
auf  dem  sonach  heute  regelmäfsig  doch  das  Hauptgewicht  liegen 
dürfte,  insoweit  die  rechtliche  Gebundenheit  der  Streitteile  in 
Frage  kommt.    Rechtlich  charakterisiert  sich  der  Abschlufs 
des  Kompromisses  insofern  bereits  als  Anfang  der  Ausführung 
einer  übernommenen  Verpflichtung.    Je  mehr  die  Entwicklung 
des  Schiedswesens  von  der  freiwilligen  Anrufung  des  Schieds- 
gerichts für  einen  gegenwärtigen  Streitfall  zur  Schiedsklausel 
und  zum  permanenten  Schiedsvertrag  fortschreitet,  je  mehr 
mit  anderen  Worten  die  Anrufung  desselben  einen  obligatori- 
schen Charakter   annimmt,   um  so   mehr  scheidet  sich  das 
Kompromifs  zwar  äufserlich  notwendigerweise  vom  Schieds- 
vertrag, um  so  mehr  kommt  aber  auch  dem  letzteren,  und 

^'  Vgl.  dazu  den  D es camps sehen  Kommissionsbericht,  Conf.  I, 
131:  „La  Convention  d'arbitrage  international  est  un  accord  entre  les 
Etats  pour  le  r^glement  juridique,  par  des  juges  de  leur  choix,  de 
litiges  intemationaux  actuels  ou  ^ventuels.  Cette  Convention  implique 
la  d^termination  süffisante,  d'une  part  des  litiges  relevants  de  la  justice 
arbitrale,  d'autre  part  de  la  juridiction  appel^e  k  statuer  sur  ces  litiges. 
Les  litiges  äventuels  sont  döterminös  suffisamment  par  Tindication  de 
leur  esp^ce.  La  juridiction  arbitrale  est  suffisamment  d^termin^e  par 
rindication  du  procödä  suivant  lequel  eile  sera  formte.  Les  Parties 
qui  concluent  une  Convention  d'arbitrage  pour  des  litiges  ^ventuels, 
peuvent  se  r^seryer  de  pr^ciser  par  Convention  speciale  ult^rieure,  pour 
chaque  cas  de  recours  effectif  ä  Parbitrage,  les  points  sur  lesquels  porte 
la  contestation  ainsi  que  la  compätence  reconnue  aux  arbitres.'* 
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nicht  dem  Eompromifs,  die  eigentlich  grundlegende,  bindende 
Bedeutung  zu.  Das  gilt  natürlich  erst  recht  dann,  wenn  der 
Schiedsvertrag  so,  wie  dies  in  dem  Vertrag  zwischen  Italien 
und  Argentinien  der  Fall  ist,  die  Rechtslage  für  die  kommenden 
eventuellen  Streitfälle  bereits  eingehend  zu  regeln  sucht. 
Dem  Eompromifs  kommt  solchenfalls  eigentlich  mehr  eine 
spezifisch  prozessuale  Bedeutung  zu.  Die  gegenseitigen  Bechts- 
pflichten  der  Streitteile  aber  führen  sich  auf  den  Schieds- 
vertrag zurück.  Dieser  Umstand  verdient  heute  im  Zeitalter 
der  Schiedsverträge  immerhin  festgestellt  zu  werden.  An- 
gesichts des  Netzes  von  Schiedsverträgen,  die  heute  die  ganze 
Welt  umspannen,  kann  ja  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dafs 
in  Zukunft  das  obligatorische  Schiedsgericht  immer  mehr  die 
Hegel  und  das  fakultative  immer  mehr  die  Ausnahme  sein 
wird,  oder  anders  ausgedrückt:  dafs  in  Zukunft  die  Anrufung 
des  Schiedsgerichts  regelmäfsig  auf  Grund  eines  vorauf- 
gegangenen Schiedsvertrags  erfolgen  wird.  — 

Was  die  Zusammensetzung  des  Schiedsgerichts 
anlangt,  so  haben  wir  uns  mit  dieser  schon  im  vorhergehenden 
Paragraphen  beschäftigt.  Namentlich  die  Frage  der  Wahl 
des  Obmanns^'  hat  im  Haag  zu  Erörterungen  Veranlassung 
gegeben,  da  dieser  Angesichts  der  Möglichkeit  der  Berufung 
von  Staatsangehörigen  der  Streitteile  zu  Schiedsrichtern  unter 
Umständen  allein  den  Ausschlag  zu  geben  hat.  Die  Parteien 
können  sich  nach  der  Eonvention  zunächst  selbst  über  die 
Zusammensetzung  des  Gerichts  verständigen.  In  Ermangelung 
einer  Verständigung  erfolgt  die  Bildung  des  Schiedsgerichts 
naeh  dem  „mode  normal"."  Die  diesbezüglichen  Bestim- 
mungen des  Artikels  32  erscheinen  ganz  zweckentsprechend  ^^, 

''  Vgl.  dazu  namentlich  die  Bemerkungen  von  Kenault,  a.  a.  0. 
S.  57,  der  mit  Recht  für  Beibehaltung  der  jetzigen  Fassung  plädiert. 

^*  Über  die  Verhandlungen  zu  diesem  Gegenstand  ist  aufser  Con- 
ference, IV,  28,  zu  vgl.  Meurer,  S.  307  f. 

^^  Meurer,  S.  311,  empfindet  hier  eine  Lücke.  Nach  Art.  32 
Abs.  3  hat  jede  Partei  zwei  Schiedsrichter  zu  ernennen.  Meurer  meint 

22* 
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natürlich  abgesehen  von  der  schon  gerügten  Möglichkeit  der 
„Parteizusammensetzung^ ,  auf  die  ich  sogleich  nochmals 
zurückkommen  werde.  — 

Eine   Reihe    von  juristisch   höchst   interessanten    Ver- 
handlungsgegenständen  mufs    ich   in   dem   diesmaligen   Zu- 
sammenhang beiseite  lassen.    So  namentlich  über  die  Frage, 
ob    bei    Wegfall    eines    Schiedsrichters   das    ganze    Korn- 
promifs  hinfällig   werden  solle,  wie  Rufsland  dies   be- 
antragt   hatte,     oder    ob    das    Eompromifs    prinzipiell    in 
Kraft  bleibe   und   der  betreffende   Staat  lediglich    für 
Ersatz  zu  sorgen  habe,   eine  Frage,   die   richtigerweise   in 
letzterem  Sinne  entschieden  wurde.    Man  wollte  mit  Recht 
die  Existenz  und  Wirkung  des  Schiedsvertrags  nach  Möglich- 
keit sichern ^^    Sodann  über  die  sogenannte  Inkompati- 
bilitätsfrage:    ob  die  Mitglieder  des  Schiedsgerichtshofs, 
die   nicht  gerade  Mitglieder  eines  Schiedsgerichts  sind,  in 
diesem  als  Agenten  oder  Rechtsbeistände  tätig  werden  können, 
eine   Debatte,    die    zwar    resultatlos    verlief,    aber   zu   ver- 
schiedenen interessanten  Bemerkungen  Anlafs  gab,  insbesondere 
darüber,  ob  eine  diesbezügliche  Bestimmung  Sache  der  Eon- 
ferenz   oder  nicht  vielmehr  eine  staatsrechtliche  Frage  sei, 
ferner,  ob  man  nicht  zwischen  zeitlicher  und  allgemeiner  In- 
kompatibilität zu  unterscheiden  habe^^. 


nun,  wenn  eine  Partei  zögere  oder  sich  weigere,  Schiedsrichter  zu  ernennen, 
dann  gehe  das  Schiedsverfassungsrecht  in  die  Brüche ;  hier  sei  also  eine 
weitere  Klippe  zu  passieren.  Ich  kann  darin  keine  Lücke  erblicken.  Pflicht- 
verletzungen lassen  sich  natürlich  theoretisch  überall  konstruieren;  aber 
man  kann  im  Völkerrecht  eben  dagegen  nicht  mit  Zwangsmitteln  re- 
agieren, wie  im  bürgerlichen  Recht.  Der  Art  27  sollte  übrigens  von  Rechts- 
wegen auch  für  solche  Fälle  den  dritten  Mächten  eine  Handhabe  bieten, 
insofern  die  Gegenpartei  mit  ihrer  Forderung  nicht  selbst  durchdringt 
Im  übrigen  dürften  die  getroffenen  Bestimmungen  aber  praktisch  durchaus 
genügen.  Renault,  a.  a.  0.  583  hat  recht,  wenn  er  bemerkt:  ^On  voit 
que  la  pr^voyance  a  6i6  pouss^e  assez  loin,  et  11  est  k  esp^rer  qu'on 
n*aura  gu^re  4  faire   usage  de  ces   demi^res  dispositions''  (im  Art  82). 

!•  Dazu  vgl.  Meurer,  S.  813  f. 

"  Vgl.  dazu  Meurer,  S.  318 f.,  M^rignhac,  Conf.,  S.  817. 
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Auch  über  das  eigentliche  Verfahren,  das  sich  der 
Kegel  nach  in  das  Vorverfahren,  Instruktion,  und  die  Ver- 
handlung, Debatte,  gliedert,  ist  vom  Standpunkte  der  Fort- 
bildung des  Verfahrens  nichts  wesentliches  zu  bemerken. 
Bemerkenswert  erscheinen  die  Bestimmungen  über  die  Rechts- 
folgen, die  sich  nach  Artikel  42  f.  mit  dem  Schlufs  des  Vor- 
verfahrens verbinden*®. 

Von  besonderem  Interesse  ist  ferner  die  Bestimmung  des 
Artikels  48,  wonach  das  Schiedsgericht  befugt  ist,  seine 
Kompetenz  zu  bestimmen,  indem  es  das  Eompromifs 
sowie  die  sonstigen  daraufbezüglichen  Verträge  auslegt  und 
die  Grundsätze  des  Völkerrechts  anwendet.  Dieses  Recht  des 
Schiedsgerichts,  seine  Zuständigkeit  zu  bestimmen,  war  be- 
kanntlich im  Alabamafall  sehr  bestritten  worden.  Im  Haag 
begegnete  es  keinen  Schwierigkeiten**.    Zweifellos  ist  diese 


18  Meurer,  S.  326 f.  M eurer  vermiüst  eine  Bestimmung  über  den 
Schluß  des  Vorverfahrens  und  sieht  „daher  keinen  anderen  Ausweg,  als 
den  Schlafe  de^  Vorverfahrens  mit  der  Eröffnung  der  Verhandlung  zu- 
sammenfallen zu  lassen."  Ich  halte  diesen  „Ausweg**  für  ziemlich  nahe- 
liegend. Mit  bezug  auf  die  Vorlegung  von  Urkunden  und  Beweisen  nach 
Schluls  der  Instruktion  bemerkt  Benault,  a.  a.  0.  S.  58:  „II  est 
k  d^sirer  que,  dans  les  compromis  futurs,  ce  point  attire  tout  sp^cialement 
Tattention  des  n^gociateurs.  II  faudrait  que  les  Communications  k  ^changer 
entre  les  parties  fussent  r^gl^es  avec  pr^cision,  de  teile  fa^on  que 
rinstruction  füt  vraiment  termin^e  avec  la  r^union  du  tribunal.  U  con- 
viendra  de  lui  fixer  k  cet  effet  les  d^lais  näcessaires  pour  que  Ton  ne 
püt  invoquer  le  d^faut  de  temps  pour  les  lacunes  dans  les  m^moires 
produits.  Ce  n'est  que  d'une  mani^re  ezceptionnelle  que  le  tribunal 
admettrait  la  production  de  nouveaux  actes  ou  documents  dans  les 
termes  des  articles  42  suiv.**  —  Zu  den  Artikeln  46  und  47  der  Kon- 
vention vgl.  insbesondere  Merignhac,  „Trait^  de  droit  public  inter- 
national«, S.  514  f. 

'»  Vgl.  dazu  Meurer,  S.  330 f.,  M^rignhac,  Conf.  S.  353, 
Qnd  „Trait^  de  droit  public  international^  S.  517,  sowie  Con- 
ference, I,  136,  wo  Descamps  namentlich  hervorhebt,  je  mehr 
die  Schiedssprechung  wirkliche  Rechtsprechung  werde,  desto  mehr  müsse 
das  auch  auf  das  Gebiet,  der  Zuständigkeitsbestimmung  zurückwirken. 
Die  Parteien  können  die  Zuständigkeit  im  Kompromiß  beliebig  fest- 
stellen, aber  die  Schiedsrichter  müssen  im  Zweifelsfall  würdigen,  auf 
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Bestimmung  von  der  gröfsten  praktischen  Bedeutung.  Der 
Gegenstand  gab  Asser"»  Gelegenheit,  anzuregen,  dem  Schieds- 
gericht noch  ausdrücklich  die  gröfste  Bewegungsfreiheit  für 
die  Betätigung  des  Kompetenzbestimmungsrechts  zu  sichern; 
beim  Fehlen  eines  Vorbehalts  sollte  es  „la  plus  large  latitude" 
haben.  Man  konnte  sich  jedoch  nicht  entschliersen ,  in  der 
Konvention  selbst  soweit  zu  gehen  und  beschlofs,  dies  lieber 
dem  jeweiligen  Kompromifs  zu  überlassen,  um  den  Regierungen 
die  Schiedsgerichte  nicht  zu  verleiden. 

Auch  bei  Artikel  49,  der  alle  Einzelheiten  des  Verfahrens,, 
was  die  Sachleitung,  die  Fristen  und  Formen  anlangt,  dem 
Schiedsgericht  anheimgibt,  kann  man  annehmen,  dafs  dies  im 
ganzen  eine  ausreichende  Normierung  sein  dürfte.  Man  wird 
sich  jedenfalls  auch  in  Zukunft  besser  mit  solchen  kurzen 
Bestimmungen  über  den  Gegenstand  begnügen,  statt  nach 
diesen  Richtungen  zu  viel  zu  reglementieren'^. 

Nicht  übergehen  darf  ich  hier  die  Verhandlungen,  die 
zu  der  jetzigen  Fassung  des  Artikels  52  geführt  haben. 

Der  Schiedsspruch  ist  nach  Artikel  52  schriftlich  abzu- 
fassen und  von  jedem  Mitgliede  des  Schiedsgerichts  zu  unter- 
zeichnen. Die  in  der  Minderheit  gebliebenen  Mitglieder  können 
bei  der  Unterzeichnung  die  Verweigerung  ihrer  Zustimmung 


welche  Fragen  ihre  Zuständigkeit  ausgedehnt  worden  ist.  Sonst  mulste 
das  Schiedsgericht  jedesmal  abtreten,  wenn  es  einer  Partei  nach  Willkfir 
gefiele,  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  zu  erheben. 

"»  Siehe  auch  oben  S.  197. 

«*  Vgl.  dazu  Meurer,  S.  883f.,  M^rignhac,  Conf.,  S.  359  und 
„Traitä  de  droit  public  international'',  S.  522.  Im  einzelnen  wird 
man  allerdings  wohl  auch  einige  nähere  Bestimmungen  treffen  müssen. 
So  ist  es  z.  B.  durcha'us  zu  billigen,  wenn  einige  neuere  Schiedsverträge 
vorsehen,  dals  im  Kompromife  Fristen  für  den  Schriftenwechsel  fest- 
gesetzt werden  sollen.  Vgl.  z.  B.  den  Artikel  8  des  Schiedsvertrags 
Dänemark-Italien,  oben  §  11,  S.  239,  ferner  die  Schiedsverträge  Schweiz- 
Belgien  und  Schweiz-Schweden  und  Norwegen.  Es  wird  sich  fragen,  ob 
es  nicht  zweckmä&ig  wäre,  eine  entsprechende  Bestimmung  auch  in  die 
Haager  Konvention  aufzunehmen. 
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feststellen '^  Der  Schiedsspruch  ist  aufserdem  mit  Gründen 
zu  versehen. 

Die  meisten  dieser  Bestimmungen  erscheinen  ganz  zweck- 
entsprechend,  insbesondere  auch  die  Bestimmung,  dafs  der 
Schiedsspruch  mit  Gründen  zu  versehen  sei.  Diese  hat 
jedoch  im  Haag  Kämpfe  gekostet,  die  hier  nicht  unerwähnt 
bleiben  dürfen  ^^ 

Im  russischen  Entwurf  war  eine  Begründung  des  Schieds- 
spruchs nicht  vorgesehen*®.  Der  deutsche  Vertreter  Zorn 
trat  in  anerkennenswerter  Weise  für  eine  solche  Begründung 
ein.  Der  russische  Vertreter  v.  Martens  widersprach  jedoch, 
wie  Meurer  bemerkt,  „unter  Hinweis  auf  die  poli- 
tische Natur  der  Schiedssprechung".  Seine  Aus- 
führungen sind  so  charakteristisch,  dafs  sie  hier  wiedergegeben 

'^  Vgl.  dazu  die  Ausführungen  von  Renault,  a.  a.  0.  S.  68 f. 
Die  Bedenken,  die  dieser  gegen  die  Feststellung  des  Dissenses  äu(sert, 
erscheinen  mir  durchaus  gerechtfertigt.  „U  est  4  d^sirer  que  cette 
facult^  ne  aoit  pas  souvent  exerc^e  et  que  l'opposition  qui  a  pu  exister 
entre  les  membres  du  tribunal  ne  soit  pas  express^ment  manifest^e  . . . 
Tont  d'abord,  11  est  k  d^sirer  que  les  sentences  arbitrales,  rendues  dans 
des  conditions  d'impartialit^  particuliäres ,  apr^s  un  examen  contra- 
dictoire,  aient  une  grande  autorit^  morale  et  puissent  contribuer  k  guider 
lapratique  internationale.  Faudra-t-il  faire  une  distinction  suivant  que 
les  sentences  auront  ^t^  rendues  ä  TuDanimite  ou  ä  la  simple  majorit^? 
II  y  a  des  objections  plus  s^rieuses  et  d'un  caract^re  plus  pratique. 
Si  on  veut  d^velopper  la  pratique  des  arbitrages,  il  faut  se  garder  de 
froisser  les  gouvernements  qui  yeulent  y  avoir  recours,  il  faut  mönager 
lenr  amour-propre.  On  fait  le  contrairc  en  soulignant  que  la  cause  d'un 
des  plaideurs  ^tait  si  mauvaise  qu'elle  n'a  trouvä  gr&ce  devant  aucun 
des  juges,  il  y  a  par  lä  une  aggravation  YÖritable  de  la  condamnation, 
puisque  la  rösistance  ant^rieure  ne  parait  justifi^e  par  rien.  Ne  doit-on 
pas  ^viter  cela?  .  .  .  Par  ces  consid^rations  d'ordre  tout  pratique  .  .  . 
j'exprime  le  voeu  .  .  .  que  les  sentences  arbitrales,  k  Pavenir,  portent 
simplement  la  preuve  de  leur  r^gularit^  en  constatant  qu'elles  ont  et^ 
rendues  k  la  majorit^."  Diesem  Wunsche  wird  man  gewifs  beipflichten 
müssen. 

**  Zum  Folgenden  vgl.  Meurer,  S.  338 f.,  M^rignhac,  Conf., 
S.  361  f.,  de  Lapradelle,  S.  822 f. 

''  Wohl  aber  in  dem  Projekt  des  Institut  de  droit  international, 
Art.  28,  und  in  dem  Brüsseler  Projekt  der  Interparlamentarischen  Kon- 
ferenz, Art.  9. 
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ZU  werden  verdienen,  v.  Martens  meinte,  man  würde  auf 
diese  Weise  gewifs  eine  wertvolle  Rechtswissenschaft  begrQnden, 
aber  im  internationalen  Streit  seien  die  Schiedsrichter  nicht 
allein  Richter,  sondern  auch  Vertreter  ihrer  Regierungen. 
Mit  der  Pflicht  der  Urteilsbegründung  bringe  man  sie,  wenn 
sich  ihr  juristisches  Gewissen  nicht  im  Einklang  mit  den  For- 
derungen ihrer  Regierung  und  der  öfifentlichen  Meinung  ihres 
Landes  befände,  in  grofse  Verlegenheit.  Es  sei  schon  etwas 
stark,  von  einem  Schiedsrichter  zu  verlangen,  dafs  er  in  seiner 
Unparteilichkeit  so  weit  gehe,  seine  eigene  Regierung  zu 
verurteilen.  Solle  er  auch  noch  ein  solches  Urteil  recht- 
fertigen und  die  Verurteilung  so  verschärfen?  Wenn  das 
Urteil  ganz  kurz  sei,  so  könnten  es  alle  Schiedsrichter  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Staatsangehörigkeit  unterzeichnen.  Das 
sei  aber  anders,  wenn  die  Urteilsbegründung  die  ernste  Kritik 
und  den  Tadel  einer  Partei  enthalte.  Der  Schiedsrichter  aus 
dem  betreffenden  Lande  müfste  sich  dann  der  Stimme  ent- 
halten^*. 

Einen  besseren  Beweis  für  die  Richtigkeit  dessen,  was 
im  vorigen  Paragraphen  gegen  die  Vertretung  von  Staats- 

'*  Bei  dieser  Meinung  blieb  der  russische  Vertreter  auch  in  den 
späteren  Sitzungen  stehen.  Der  juristische  Fortschritt  bedeute  in  diesem 
Falle  ein  praktisches  Hindernis.  Als  Jurist  könne  er  die  Urteilsbegründung 
annehmen,  aber  als  praktischer  Mann  müsse  er  sie  abweisen.  Seien  die 
Schiedsrichter  in  einem  grolsen  Schiedsgericht  einig  in  der  Erkenntnis  des 
Unrechts  ihrer  eigenen  Regierung,  so  könnten  sie,  ihrem  Gewissen  folgend, 
sich  der  Mehrheitsentscheidung  anschliefsen.  Wenn  man  sie  aber  zwinge, 
dieses  Urteil  noch  zu  begründen  und  so  die  Politik  und  die  Mafsnahmen 
ihrer  Regierung  herabzuwürdigen,  so  befänden  sie  sich  in  der  Un- 
möglichkeit, ihre  Unterschrift  herzugeben  und  man  würde  so  die  Tätig- 
keit der  Schiedssprechung  erschweren.  Die  Angabe  von  Gründen  bedeute 
für  den  Schiedsspruch  etwas  anderes,  als  für  das  Urteil  im  Zivilprozeß. 
Die  Voraussetzungen  seien  nicht  dieselben.  Es  könnten  sich  Umstände 
ereignen,  wo  die  Notwendigkeit  der  Schiedsspruchbegründung  ein 
Hindernis  sei,  eine  vollständig  gerechte  Entscheidung  herbeizuführen. 
Martens  erklärte  im  übrigen,  er  wolle  die  Begründung  nicht  hindern, 
sondern  nur  die  Freiheit  der  Begründung  vertreten.  Man  solle  den 
Regierungen  oder  Gerichten  jedesmal  die  Entscheidung  überlassen,  statt 
eine  allgemeine  Verpflichtung  auszusprechen. 
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angehörigen  der  Parteien  im  Schiedsgericht  gesagt  wurde, 
hätte  man  in  der  Tat  nicht  erbringen  können.  Die  angeblich 
politische  Natur  der  Schiedssprechung  beruht  doch  offenbar 
nur  auf  dieser  Parteivertretung.  Schaltet  man  diese  im 
Schiedsgericht  aus,  dann  fällt  das  ganze  Gebäude  der  M ar- 
ten s  sehen  Argumentation  ohne  weiteres  zusammen,  und  es 
bleibt  auch  nicht  der  geringste  Grund  übrig,  der  gegen  eine 
Begründung  des  Schiedsspruchs  spräche.  Wenn  v.  Martens 
die  richtigen  Konsequenzen  aus  seiner  Auffassung  gezogen 
hätte,  dann  würde  er  sich  nicht  gegen  die  Urteils- 
begründung, sondern  gegen  das  Prinzip  der  Partei- 
vertretung im  Schiedsgericht  gewandt  haben.  Denn 
in  Wirklichkeit  sollen  die  Schiedsrichter  allerdings  allein 
Richter  sein  und  nichts  anderes.  Mit  der  Parteivertretung 
fällt  also  auch  die  Möglichkeit  von  Gewissenskonflikten  bei 
den  Schiedsrichtern  dahin,  diese  können  dann  nicht  mehr  in 
die  Verlegenheit  kommen,  ihre  eigene  RegieruDg  verurteilen 
und  dieses  Urteil  begründen  zu  müssen.  Die  wirkliche  Er- 
schwerung der  Tätigkeit  der  Schiedssprechung,  das  praktische 
Hindernis  liegt  also  einzig  und  allein  in  der  Parteivertretung. 

Im  Haag  hatte  übrigens  v.  Martens  fast  alle  anderen 
Vertreter  gegen  sich**.  Zorn  betonte  mit  Recht,  die  Be- 
gründung der  Schiedssprüche  sei  für  die  Entwicklung  des 
Völkerrechts  notwendig.  Die  Schiedssprüche  müfsteti  Rechts- 
entscheidungen sein  und  man  könne  sich  solche  ohne  Ent- 
scheidungsgründe nicht  denken.  Asser  bezweifelte,  dafs 
man  auch  nur  einen  einzigen  Schiedsspruch  nennen  könne, 
der  nicht  begründet  worden  sei,  die  Pflicht  der  Begründung 
sei  ein  ernsthafter  Schutz  der  Unparteilichkeit.    Descamps 


**  Die  Doktrin  ist  jn  der  Bejahung  der  Notwendigkeit  einer  Urteils- 
motivierung  wohl  nahezu  einstinunig,  so  dafs  ich  mir  Zitate  ersparen 
kann.  „Mais  avec  raison,'^  sagt  Renault,  „1a  Conference  a  regard^ 
Tobligation  de  motiver  la  sentence  comme  une  garantie  fondamentale 
ä  laquelle  on  ne  pouvait  renoncer." 
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war  ebenfalls  der  Ansicht,  die  Notwendigkeit  der  Schieds- 
spruchsbegründung bilde  einen  notwendigen  Schutz.  Es  gebe 
Fragen ,  die  man  nicht  einfach  mit  ja  oder  nein  entscheiden 
könne  und  da  mttfsten  die  Gründe  das  Urteil  rechtfertigen. 
Es  gebe  kein  Beispiel,  dafs  ein  Schiedsspruch  ohne  Gründe 
gefällt  worden  sei.  Rahusen  betonte,  die  Macht  eines 
schiedsrichterlichen  Urteils  stecke  mehr  in  den  Urteilsgründen, 
als  in  dem  Urteil  selbst;  man  könne  auch  unmöglich  auf 
Schiedssprüche  ohne  Gründe  eine  lückenlose  internationale 
Rechtssprechung  aufbauen.  Mit  Recht  hob  auch  Veljkovitch 
hervor,  man  habe  die  Verpflichtung  der  Urteilsbegründung 
in  der  Befürchtung  streichen  wollen,  dafs  die  Urteile  politi- 
scher Natur  sein  könnten  und  möglicherweise  eine  Kritik  von 
Regierungshandlungen  enthalten  würden;  nach  seiner  An- 
sicht gehe  es  aber  gar  nicht  an,  in  den  Schiedsspruch  Politik 
hineinzutragen,  das  würde  eine  Überschreitung  der  richter- 
lichen Zuständigkeit  sein.  Descamps  erwiderte,  man  könne 
sicher  sein,  dafs  der  Schiedsrichter  Recht  sprechen  und  nicht 
in  Politik  machen  werde ^•. 

Man  sieht  also,  während  man  auf  der  Konferenz  sonst 
allgemein  bestrebt  war,  alle  politischen  Momente  fernzuhalten, 
wurde  hier  dieses  Moment  in  die  Schiedssprechung  doch  wieder 
hineingelegt.  Und  warum?  Um  der  Parteivertretung  willen. 
Gewifs  ein  Grund  mehr,  dafs  diese  in  der  Haager  Konvention 
prinzipiell  als  unzulässig  erklärt  werden  sollte*''.  — 


^*  Auf  die  Anregung  des  Grafen  Nigra,  ob  nicht  auch  die 
Minderheit  im  Schiedsspruch  ihre  Auffassung  zu  begründen  habe,  wurde 
nicht  eingetreten.  Mit  Recht,  denn  das  hätte  in  der  Tat  ausgesehen, 
als  ob  man  zwei  Urteile  habe. 

■■^  Zu  der  Frage  der  Urteilsbegründung  vgl.  man  auch  Dar  ras,  „De 
certains  dangers  de  Parbitrage  international^,  in  der  „Revue  gen^rale^, 
Bd.  6,  S.  544,  sowie  M^rignhac,  Trait^,  S.  282.  Beide  weisen  mit  Recht 
darauf  hin,  daCs  eine  Begründung  des  Urteils  nicht  nur  in  allen  Ge- 
setzgebungen vorgeschrieben  sei,  sondern  auch  von  der  Völkerrechts- 
theorie gebilligt  werde.  Darras  bezeichnet  den  Fall,  dafs  in  concreto 
eine  Begründung  unterlassen  würde,  als  eine  „d^rogation  aux  r^gles  du 
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Ich  gehe  nun  zu  einem  weiteren  Gegenstande  über,  der 
Yon  besonderer  Wichtigkeit  ist,  nämlich  zu  der  Frage,  ob 
für  das  völkerrechtliche  Schiedsverfahren  ein  Instanzen- 
zag erwünscht  ist,  ob  Rechtsmittel  gegenüber  dem 
Schiedsspruch  gegeben  sein  sollten,  oder  ob  dies  nicht  er- 
forderlich oder  erwünscht  erscheint. 

Die  Haager  Konvention  bestimmt  im  Artikel  54,  der  ge- 
hörig verkündete  und  den  Agenten  der  streitenden  Teile  zu- 
gestellte Schiedsspruch  entscheide  das  Streitverhältnis  end- 
gültig und  mit  Ausschliefsung  der  Berufung,  mit  anderen 
Worten,  der  Schiedsspruch  hat,  um  mit  der  deutschen  Zivil- 
prozefsordnung  zu  sprechen,  die  Wirkung  eines  rechtskräftigen, 
d.  h.  nicht  mehr  anfechtbaren  Urteils.  Die  Konvention  kennt 
also  keine  Berufung. 

Dagegen  hat  sie  im  Artikel  55  bestimmt,  dafs  die  Parteien 
sich  im  Kompromifs  vorbehalten  können,  die  Revision  des 
Schiedsspruchs  zu  beantragen.  Auf  den  rechtlichen  Charakter 
dieser  Revision  komme  ich  sogleich  noch  zurück.  Zunächst 
möchte  ich  jedoch  einige  Episoden  ans  den  Haager  Verhand- 
lungen mitteilen,  die  die  Frage  der  Zulässigkeit  von  Berufung 
oder  Revision  von  der  prinzipiellen  Seite  behandeln  und  daher 
hier  von  Bedeutung  sein  dürften. 

Der  russische  Entwurf  hatte  bereits  die  Berufung 
gegen  den  Schiedsspruch  ausgeschlossen,  in  Übereinstimmung 


droit  commun",  der  Schiedsrichter  habe  „pour  devoir  essentiel  de  faire 
connaitre  sur  quels  documents,  preuves,  ou  principes  du  droit  public  il 
faisait  reposer  sa  däcision.  Est-ce  juger  conformement  aux  principes  du 
droit  public  que  de  rendre  nne  d^cision  qui,  contrairement  k  la  pratique 
unirersellement  re^ue  chez  tous  les  peuples  civilis^s,  ne  repose  sur  aucun 
motif  fonnellement  ou  mSme  implicitement  indiqu^?"  Dar  ras  bemerkt 
aach  mit  Recht:  „si  l'usage  de  ne  point  motiver  les  sentences  arbitrales 
86  gäneralisait,  le  d^veloppement  du  droit  international  pourrait  en 
^prouver  un  arret  particuli^rement  fächeux."  Vgl.  ferner  de  Lapra- 
delle,  S.  822. 
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mit  der  herrschenden  Meinung  in  Theorie*  und  Praxis',  da- 
gegen hatte  er  drei  Nichtigkeitsgründe  vorgesehen.  Der 
amerikanische  Entwurf  eines  Schiedsgerichtshofs  hatte  dagegen 
die  Möglichkeit  einer  zweiten  Verhandlung  vor  denselben 
Schiedsrichtern  vorgesehen,  binnen  drei  Monaten  nach  Zu- 
stellung des  Schiedsspruchs,  wenn  neue  Beweise  oder  recht- 
liche Gesichtspunkte  angeführt  werden  können.  Aus  dieser 
zweiten  Verhandlung  ging  dann  im  Laufe  der  Verhandlungen 
die  Revision  des  jetzigen  Artikels  55  hervor,  während  man 
die  Nichtigkeitsgründe  des  russischen  Entwurfs  fallen  liefs. 
Der  amerikanische  Antrag,  den  Holls  vertrat,  wurde 
gleich  anfangs  von  Asser  gebilligt,  der  meinte,  es  sei  besser, 
dafs  die  unterlegene  Partei  das  Recht  der  zweiten  Verhand- 
lung erhalte,  als  dafs  sie  die  Annahme  des  Schiedsspruchs 
ablehne,  v.  Martens  war  jedoch  der  Ansicht,  man  müsse 
den  Regierungen   in   dieser  Beziehung  die  Freiheit  lassen; 


^  Ich  zitiere  aus  der  Völkerrechtsliteratur  v.  Bulmerincq,  H«  H. 
IV,  31,  und  Rechtslezikon,  a.  a.  0.  S.  557,  Heffter,  8.288,  Neu  mann, 
S.  89,  Uli  mann,  S.  301.  Vgl.  namentlich  Corsi,  in  der  «Revue 
g^n^rale^,  Bd.  6,  S.  24  f.,  sowie  Dar  ras,  a.  a.  0.  S.  547. 

^  Der  Entwurf  des  Institut  de  droit  international  kennt  eben- 
falls keine  Berufung  (die  diesbezügliche  Behauptung  Ton  Meurer, 
S.  850,  ist  unrichtig),  sondern  nur  Nichtigkeitsgründe.  Art.  27  daselbst 
bestimmt:  „La  sentence  arbitrale  est  nulle  en  cas  de  compromis  nul  ou 
d^exc^s  de  pouvoir  ou  de  corruption  prouv^e  d*un  des  arbitres  ou  d^erreur 
essentielle."  Die  drei  ersten  dieser  Nichtigkeitsgründe  waren  im  russischen 
Entwurf  Art.  26  ebenfalls  vorgesehen.  Nur  der  Entwurf  der  Inter- 
parlamentarischen Konferenz  hatte  im  Art.  10  eine  Berufung  innerhalb  von 
drei  Monaten  zugelassen.  Zweifellos  war  das  eine  Verschlechterung  gegen- 
über dem  Entwurf  des  Institut.  Dieser  Meinung  war  auch  Descamps. 
Vgl.  Denkschrift,  S.  73.  Auch  der  italienisch-argentinische  Schiedsvertrag, 
Art.  18,  bestimmte,  dals  es  keine  Berufung  gebe,  führt  jedoch  zwei 
Bevisionsgründe  auf.  Man  kann  also  kaum  sagen,  wie  Meurer,  S.  351, 
behauptet,  an  Anregung  habe  es  nach  dieser  Richtung  nicht  gefehlt.  Es 
sprach  im  Gegenteil  eigentlich  alles  insbesondere  gegen  eine  Aufnahme 
der  Berufung,  und  Meurer  gesteht  selbst  zu,  dals  freilich  „die  gericht- 
liche Nachprüfung  eines  völkerrechtlichen  Schiedsspruchs  in  irgend* 
welcher  Form  bis  dahin  in  der  Praxis  überhaupt  noch  nicht  vorgekommen 
war.^  Auch  die  neueren  Schiedsverträge  sehen  weder  eine  Berufung 
noch  eine  Revision  vor. 
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wenn  man  im  voraus  die  Revision  zulasse,  so  nehme  man  der 
Schiedssprechung  zum  Teil  ihre  Bedeutung  und  verewige  den 
Streit,  den  man  beseitigen  wolle;  der  Schiedsspruch  müsse  eine 
endgültige  Entscheidung  sein.  Descamps  konstatierte  darauf, 
dafs  es  sich  eigentlich  nur  um  die  Frage  handle,  ob  man  das 
Revisionsprinzip  im  Projekt  festlegen  oder  den  Parteien  nur  das 
vertragsmäfsige  Recht  des  Revisionsvorbehalts  freihalten  solle. 

In  der  zweiten  Lesung  des  Ausschusses  führte  dann  Ho  11s 
aus,  er  billige  mit  v.  Martens  den  Satz,  dafs  der  Schieds- 
spruch endgültig  und  „sans  appel"  sein  müsse;  sein  Antrag 
widerspreche  dem  auch  nicht,  sondern  wolle  lediglich,  dafs 
man  neue  Tatsachen  berücksichtige,  die  die  Sachlage,  wie  sie 
die  Schiedsrichter  ins  Auge  gefafst  haben,  verändern. 

Zorn  erkannte  an,  dafs  eine  Entscheidung  endgültig 
und  doch  irrig  sein  könne;  er  konstatierte,  dafs  der  Antrag 
Holls  nichts  mit  einer  Berufung  zu  tun  habe,  denn  appellieren 
würde  man  von  einem  Richter  zum  anderen,  während  nach 
dem  Antrage  Holls  nur  dieselben  Richter  ihre  erste  Unter- 
suchung zu  vervollständigen  hätten. 

Es  wurden  jedoch  eine  Reihe  von  Bedenken  gegen  den 
amerikanischen  Antrag  laut.  Descamps  wendete  ein,  die 
Parteien  könnten  sich  wohl  in  bestimmten  Fällen  die  Re- 
vision vorbehalten,  aber  eine  Bestimmung  allgemeiner  Art, 
durch  ein  Abkommen  der  Signatarmächte,  sei  unmöglich, 
van  Karnebeek  meinte,  die  Hauptaufgabe  der  inter- 
nationalen Schiedssprechung  sei  die  Beseitigung  von  Streitig- 
keiten; die  Klärung  der  Rechtsfrage  sei  zwar  wesentlich, 
komme  aber  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht. 

In  der  Ausschufssitzung  vom  11.  Juli  wurde  zunächst 
über  das  Prinzip  der  Revision  abgestimmt®.  Der  schweizerische 
Vertreter  Odier  erklärte,  persönlich  gegen  die  Revision  zu 
sein;  der  Schiedsspruch  solle  eine  endgültige  Entscheidung 

^  Dafür  waren  Holland,  Deutschland,  Österreich,  Italien,  England, 
Vereinigte  Staaten,  dagegen  waren  die  Schweiz,  Belgien,  Rul^land. 


350    Viertes  Kapitel.  Das  Verfahren  in  yölkerrechtlichen  Streitigkeiten. 

sein.  In  der  Abstimmung  wurde  das  Revisionsprinzip  ange- 
nommen. Es  wurde  jedoch  in  den  Verhandlungen  noch  mehr- 
fach darauf  hingewiesen,  dafs  dieses  Prinzip  und  die  Schieds- 
sprechung  Gegensätze  seien*. 

In  der  ersten  Kommissionsberatung  traten  die  Gegensätze 
in  der  Auffassung  nochmals  scharf  hervor.  A  s  s  e  r ,  der  eine 
neue  Redaktion  des  amerikanischen  Antrags  vorgelegt  hatte, 
die  zwischen  beiden  Auffassungen  zu  vermitteln  suchte,  re- 
kapitulierte^, der  Grundsatz  der  Revision  sei  im  Ausschufs 
mit  geringer  Mehrheit  angenommen  worden.  Aber  es  seien 
ernstliche  Einwendungen  erhoben  worden,  dafs  das  moralische 
Ansehen  des  Schiedsspruchs  dadurch  gemindert  werde.  Bei 
der  beantragten  Revision  handle  es  sich  nur  um  den  Aus- 
nahmefall, dafs  eine  neue  Tatsache  offenkundig  werde.  Er 
habe  sich  angesichts  dieser  Sachlage  zu  einem  Vergleich  ent- 
schlossen. Streiche  man  den  jetzigen  Artikel  55,  so  verwerfe 
man  überhaupt  den  Revisionsgedanken.  Man  müsse  versuchen, 
ihn  zu  retten,  indem  man  anderseits  denjenigen  gerecht  zu 
werden  suche,  die  das  moralische  Ansehen  der  Schiedssprüche 
nicht  wieder  von  vornherein  durch  eine  Vertragsbestimmung 
abschwächen  wollen.  Nach  der  von  ihm  vorgeschlagenen 
Fassung  —  die  der  des  jetzigen  Artikels  55  so  ziemlich  ent- 

^  Conference,  IV,  159.  v.  Martens  bemerkte  noch,  man  könne 
die  Frage  der  Justiz  und  der  internationalen  Verständigung  unterscheiden. 
Das  juristische  Gewissen  sei  für  die  Revision,  aber  diese  sei  eine  gefähr- 
liche Waffe,  die  die  Autorität  der  Schiedssprechung  ins  Wanken  bringe. 
Der  Streit  werde  sich  verewigen,  statt  zu  erlöschen.  Und  doch  sei  die 
internationale  Beruhigung  die  Hauptaufgabe.  Dasselbe  wiederholte  er 
auch  später.  Man  müsse  zwei  Gesichtspunkte  auseinanderhalten:  nach 
dem  juristischen  sei  es  nicht  zweifelhaft,  dafs  man  die  Revision  und 
selbst  die  Berufung  fordern  müsse.  Nach  dem  praktischen  Gesichts- 
punkt, der  Erhaltung  des  Friedens,  handle  es  sich  dagegen  darum,  alle 
Streitigkeiten  durch  ein  gründliches  Mittel  kurz  abzuschneiden.  Die 
Versöhnung  zweier  Völker  sei  ein  so  bedeutsames  Ergebnis,  dafe  man 
sie  nicht  durch  den  Schutz  gewisser  materieller  Interessen,  die  möglicher- 
weise verletzt  werden  könnten,  wieder  in  Frage  stellen  dürfe.  Con- 
ference, IV,  39. 

^  Conference,  IV,  34. 
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sprach  —  erscheine  das  Recht  auf  Revision  nicht  schon  als 
natürliche  Folge  eines  jeden  Schiedsbegehrens ;  wohl  aber 
werde  den  Parteien  freigestellt,  sich  ausdrücklich  ein  solches 
Recht  vorzubehalten,  lediglich  für  diesen  Fall  seien  die  zu 
befolgenden  Bestimmungen  erlassen. 

V.  Martens  erklärte  sich  hierauf  nochmals  als  Gegner 
der  Revision.  Er  bezeichnete  die  Frage  geradezu  als  eine 
Lebensfrage  für  das  ganze  Institut  der  Schiedssprechung,  in- 
dem er  ausführte.  Asser  halte  es  für  nötig,  die  Revision  zu 
retten;  er  sei  nicht  dieser  Ansicht.  Man  könne  freilich 
fragen :  Ist  die  Revision  eines  Schiedsspruchs,  der  auf  einem 
Irrtum  oder  auf  unzureichenden  Gründen  ruht,  nicht  wünschens- 
wert? Mufs  man  denn  nicht  wünschen,  dafs  ein  Irrtum  durch 
neue  Urkunden  oder  Tatsachen,  die  nach  Schlufs  der  Schieds- 
sprechung entdeckt  werden,  wieder  beseitigt  wird?  Aber  es 
wftre  höchst  schlimm,  wenn  ein  gehörig  verkündeter  Schieds- 
spruch durch  ein  neues  Urteil  umgestofsen  werden  könnte. 
Es  wäre  tief  bedauerlich,  wenn  der  Schiedsspruch  den  Streit 
der  Völker  nicht  glatt  entscheiden,  sondern  neue  Mifshellig- 
keiten  anregen,  von  neuem  die  Leidenschaften  wecken  und 
den  Frieden  der  Welt  bedrohen  würde.  Die  vorgesehene  Re- 
vision des  Schiedsspruchs  müsse  unweigerlich  diese  Unglücks- 
wirkung haben.  Die  verurteilte  Macht  werde  den  Schieds- 
spruch nicht  vollziehen,  sondern  sich  alle  denkbare  Mühe 
geben,  neue  Tatsachen  oder  Urkunden  zu  finden.  Der  Streit 
werde  nicht  entschieden,  sondern  bleibe  in  der  Schwebe.  Grund 
und  Ziel  der  Schiedssprechung  sei,  einen  Streit  vollständig 
zu  beenden.  Die  grofse  Nützlichkeit  der  Schiedssprechung 
liege  in  der  Tatsache,  dafs  mit  dem  Augenblick,  wo  der 
Schiedsspruch  gehörig  verkündet  werde,  alles  vorbei  sei  und 
dafs  sich  dann  nur  noch  die  mala  fides  betätigen  könne.  Welches 
werde  aber,  wenn  man  den  Revisionsgedanken  übernehme,  die 
Stellung  der  Schiedsrichter  vor  und  nach  dem  Schiedsspruch 
sein?    Gegenwärtig  geniefsen  sie  ein  hohes  moralisches  An- 
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sehen,  denn  sie  haben  die  Möglichkeit,  für  immer  einen  Streit 
der  Staaten  zu  entscheiden.  Es  trete  Ruhe  ein,  die  Sache 
sei  erledigt.  Wenn  man  dagegen  wisse,  dafs  der  Schiedsspruch 
in  der  Schwebe  bleibe,  werde  man  neue  Tatsachen  suchen. 
Man  werde  die  Erörterung  über  den  bereits  gefällten  Schieds- 
spruch eröffnen.  Ein  unter  diesen  Umständen  ergangenes 
Urteil  werde  niemals  die  verbindliche  moralische  Macht  haben, 
die  das  Wesen  der  Schiedssprechung  ausmache.  Anderseits 
werden  die  Schiedsrichter  unter  solchen  Umständen  nicht  das- 
selbe Verantwortlichkeitsgefühl  haben,  wie  heute,  wo  sie  mit 
einem  Wort  dem  Streit  zwischen  zwei  Staaten  ein  Ende 
machen.  Diese  Revisionsidee  sei  der  schlimmste  Schlag,  den 
man  der  Schiedssprechung  versetzen  könne  ^. 

Graf  Nigra,  der  die  Fassung  des  vorgeschlagenen  Ar- 
tikels zu  weit  fand,  befürwortete  darauf,  wenn  das  Revisions- 
prinzip einmal  angenommen  werde,  für  dasselbe  die  Fassung 
des  italienisch -argentinischen  Schiedsvertrags  zugrunde  zu 
legen ''. 

Hierauf  trat  H  o  1 1  s  wiederum  für  die  Revisionsidee  ein, 
indem  er  unter  anderem  ausführte,  er  freue  sich  über  das,  was 
V.  Martens  über  die  Notwendigkeit,  die  Staatsstreitigkeiten 
endgültig  zu  entscheiden,  gesagt  habe.  Im  Streit  der  Staaten 
gelte  der  Satz:  „Interesse  populi  ut  sit  finis  litium*"  noch 
mehr,  als  im  Streit  der  Menschen.  Das  letzte  Ziel  der 
Schiedssprechung  sei,  endgültig  den  Streit  zu  entscheiden, 


«  Conference,  IV,  34. 

'  Conference,  IV,  35.  Der  Art.  13  dieses  Vertrags  lautet:  „Gegen 
das  Urteil  gibt  es  keine  Berufung,  und  der  Vollzug  ist  der  £hre  der 
Signatarmächte  anvertraut.  Immerhin  wird  der  Antrag  auf  Revision  von 
dem  Schiedsgericht,  welches  das  Urteil  erlassen  hat,  falls  das  letztere 
noch  nicht  vollzogen  ist,  angenommen: 

a)  wenn  auf  Grund  einer  gefälschten  oder  irrigen  Urkunde  entschieden 
worden  ist; 

b)  wenn  das  Urteil  ganz  oder  teilweise  das  Ergebnis  eines  positiven 
oder  negativen  tatsächlichen  Irrtums  gewesen  ist,  der  sich  aus  den 
Akten  oder  Urkunden  der  Streitsache  ergibt" 
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und  alles,  was  die  Entscheidung  über  Gebühr  verzögere  oder 
in  der  Schwebe  halte,  begegne  eben  so  sehr  der  Einwendung 
der  amerikanischen,  wie  der  russischen  Bevollmächtigten.  Er 
fasse  jedoch  die  Sache  von  einem -praktischen  Gesichtspunkt 
auf.  Es  sei  wünschenswert  und  notwendig,  dafs  der  Schieds- 
gerichtsentwurf, den  diese  Konferenz  der  Welt  geben  wolle, 
die  Möglichkeit  vorsehe,  in  ordentlicher  und  gesetzlicher 
Weise  augenscheinliche  Irrtümer  zu  berichtigen,  ohne  Gefahr 
zu  laufen,  dafs  die  Entscheidung  durch  die  unterlegene  Partei 
mifsbilligt  werde.  Die  Bedeutung  des  Artikels  liege  jedoch 
nicht  nur  in  seiner  praktischen  Wirkung  im  einzelnen  Fall, 
sondern  vielleicht  noch  mehr  in  der  Tatsache,  dafs  er  einen 
charakteristischen  Zug  des  allgemeinen  Schiedsgerichtsentwurfs 
wiedergebe,  wie  er  von  der  Konferenz  fertig  gestellt  worden 
sei.  Dieser  Entwurf  würde  eine  verhängnisvolle  Lücke  haben, 
wenn  er  keine  Mittel  vorsehe,  einen  augenblicklichen  Irrtum 
richtig  zu  stellen.  Wenn  dieser  Artikel  fehle  und  man  einen 
offenkundigen  Irrtum  entdecke,  so  werde  die  Partei,  die  dar- 
unter leide  und  ihren  Prozefs  verliere,  gewifs  die  Entscheidung 
nicht  freiwillig  hinnehmen.  Es  gelte  der  Satz:  „Nothing  is 
settled  until  it  is  settled  right".  Man  müsse  die  gerechte 
Mitte  finden  zwischen  den  beiden  äufsersten  Gefahren:  der 
Verewigung  der  Ungerechtigkeit  und  der  Verewigung  des 
Streites.  Die  Entscheidung  müsse  unmittelbar  nach  ihrer 
Verkündigung  der  Kritik  und  der  peinlichsten  Nachprüfung 
unterworfen  werden.  Die  Kritik  könne  aber  nicht  nur  zu  An- 
griffen, sondern  auch  zu  eingebender  Würdigung  des  Schieds- 
spruchs durch  die  völkerrechtskundigen  Fachmänner  der  Welt 
führen.  Zu  bemerken  sei  auch,  dafs  man  nur  dadurch  zur 
Revision  gelange,  dafs  das  Schiedsgericht  selbst,  das  wieder 
die  alte  Besetzung  zeige,  erkläre,  es  sei  ein  offenbarer  Irrtum 
untergelaufen.  Das  heifse  mit  anderen  Worten,  die  neue  Tat- 
sache sei  derart,  dafs  durch  sie  die  Entscheidung  des  Gerichts 
bestimmt  worden  sei.    Er  bestreite,  dafs  das  moralische  An- 
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sehen  des  Schiedsgerichts  durch  den  Artikel  blofsgestellt 
werde  und  dafs  das  Gefühl  der  Verantwortung  bei  den  Schieds- 
richtern schwinden  würde.  Ganz  im  Gegenteil  werde  das 
moralische  Ansehen  der  Schiedssprechung  durch  die  Tatsache 
steigen,  dafs  eine  Einrichtung  zur  Beseitigung  von  Irrtümern 
da  sei,  die  die  unterlegene  Partei  innerhalb  einer  mäfsig  aus- 
gedehnten Frist  benutzen  könne,  und  dafs  am  Ende  dieser 
Frist  die  gesittete  Welt  gestehen  müsse,  es  sei  zwischen  den 
beiden  Parteien  wirklich  Recht  gesprochen  worden.  Aber 
auch  die  Verantwortlichkeit  der  Schiedsrichter  sei  durch  ihr 
Recht  und  ihre  Pflicht,  gegebenenfalls  ihr  Urteil  nachprüfen 
zu  müssen,  eher  gestiegen  als  gemindert  worden.  Es  sei  ein 
Irrtum,  zu  sagen,  dafs  das  Herkommen  der  Revision  beim 
Schiedsgericht  widerspreche.  In  den  speziellen  Schieds- 
verträgen sei  allerdings  bis  heute  keine  Revision  vorgesehen 
worden  und  es  werde  dazu  auch  für  die  Zukunft  kein  Be- 
dürfnis vorliegen.  Der  einzige  in  Geltung  befindliche  generelle 
Schiedsvertrag,  der  italienisch-argentinische,  sehe  dagegen  die 
Revision  vor  und  beweise  dadurch  die  Richtung  der  öffent- 
lichen Meinung,  sowie  die  fachmännische  .Auffassung  der 
Kenner  des  Völkerrechts®. 

Descamps  schlofs  sich,  nachdem  er  die  beiden  Stand- 
punkte grundsätzlich  gewürdigt  hatte,  der  Martens sehen 
Auffassung  an.  Er  meinte,  die  Verteidiger  der  Revision  haben 
gewifs  die  edelste  und  schönste  Rolle :  ihre  Auffassung  von  der 
Rechtssprechung  ist  vielleicht  höher,  als  die  ihrer  Gegner, 
Aber  diese  weisen  auf  die  Mangelhaftigkeit  jeder  Rechts- 
sprechung hin  und  meinen,  dafs  es  zur  Beseitigung  ausnahms- 
weiser  Irrtümer  nicht  nötig  sei,  die  Kraft  und  Stetigkeit 
dieser  Rechtssprechung  in  Frage  zu  stellen.  Die  Anhänger 
der  Revision  scheinen  die  Frage  nicht  auf  den  richtigen  Platz 
zu  stellen.  Müsse  man  denn  in  allgemeinen  Bestimmungen, 


«  Conference,  IV,  86—^. 


§  16.   Die  Revisionsfrage  insbesondere.  355 

die  für  alle  Streitigkeiten  aller  Staaten  gelten,  einen  Grund- 
satz aufstellen,  der  möglicherweise  die  Schiedseinrichtung 
selbst  ins  Wanken  bringe?  Es  scheine  natarlicher  zu  sein, 
dafs  man  in  ein  internationales  Vertragswerk  nur  die  Grund- 
^tze  aufnehme,  die  der  Einrichtung  Halt  geben.  Wenn  die 
vertragsschliefsenden  Parteien  aus  Erwägungen  der  Rechts- 
sprechung ähnliche  Bedenken,  wie  die  Vereinigten  Staaten 
haben,  so  piögen  sie  die  Revision  im  speziellen  Eompromifs 
vorsehen.  Die  Nichtrevision,  die  die  Wirksamkeit  der  Schieds- 
sprechung  besser  verbtlrge^  mtlsse  die  Regel  und  die  Revision 
die  Ausnahme  sein.  Man  wtLrde  mit  der  Zulassung  der  Re- 
vision als  allgemeine  Regel  den  Regierungen  einen  sehr 
schlechten  Dienst  erweisen.  Es  sei  daher  gefährlich  und 
schwierig,  eine  Bestimmung,  wie  die  des  Artikels  55,  in  eine 
allgemeine  Schiedsprozefsordnung  einzustellen^. 

Der  amerikanische  Vertreter  S  e  t  h  L  0  w  führte  anderseits 
zur  Verteidigung  des  amerikanischen  Antrags  aus,  in  den 
internen  Prozefsordnungen  habe  man  allgemein  Rechtsmittel 
vorgesehen,  um  Irrtümer  richtig  zu  stellen,  da  die  Erfahrung 
gezeigt  habe,  dafs  solche  Rechtsmittel  dazu  beitragen,  eine 
gute  Rechtssprechung  zu  erzielen.  Die  internationale  Schieds- 
gerichtsbarkeit sei  nun  keine  Frage  der  ordentlichen  Rechts- 
sprechung; sie  verkörpere,  wie  v.  Martens  gesagt  habe,  in 
gleicher  Weise  den  politischen  Gedanken,  internationale 
Streitigkeiten  im  Friedensinteresse,  selbst  wenn  die  Lösung 
unvollkommen  sei,  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Diese  letztere 
Notwendigkeit  mache  aber  die  Schwäche,  nicht  die  Stärke  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  aus.  Er  erkenne  an,  dafs  die  Schieds- 
sprechung  bis  jetzt  auf  Grund  von  Verträgen  zustande  ge- 
kommen sei,  die  an  keine  Revision  dachten.  Aber  der  ita- 
lienisch-argentinische Vertrag,  ebenso  wie  der  nicht  ratifizierte 
englisch-amerikanische  Vertrag,  haben  doch  bereits  die  Re- 


•  Conference,  IV,  88;  I,  139. 
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Vision  unter  gewissen  beschränkten  Voraussetzungen  zu* 
gelassen.  Das  zeige,  dafs  eine  ständige  Schiedseinrichtung 
beiden  Gesichtspunkten  gleichzeitig  dienen  müsse,  dem  Ge- 
danken, die  Rechtssprechung  möglichst  yoUkommen  zu  ge- 
stalten und  dem  Wunsch,  einen  Streit  zu  Ende  zu  bringen. 
Er  hoffiß  daher,  dars  die  Konferenz  die  Revision  mit  den  ent- 
sprechenden Yorsichtsmarsregeln  gutheißen  werde.  Denn  es 
sei  gewifs,  dafs  das  Schiedsverfahren  die  Möglichkeit  eines 
Irrtums  beracksichtigen  müsse,  falls  sich  aus  der  Sammlung 
der  Schiedssprüche  künftig  ein  grofses  System  der  inter- 
nationalen Rechtssprechung  entwickeln  solle  ^^ 

Asser  wiederholte  schliefslich  noch,  das  Ziel  seines  An- 
trags sei  ein  Ausgleich :  derselbe  berücksichtige  alle  die  guten 
Gründe,  die  von  beiden  Seiten  ins  Feld  geführt  worden  seien. 
Die  Anhänger  der  Revision  würden  eine  Genugtuung  in  dem 
Artikel  finden,  der  eine  zweite  Verhandlung  zulasse.  Die  An- 
hänger der  Nichtrevision  würden  ebenso  befriedigt  sein  durch 
den  Ausschlufs  der  Revision,  wenn  die  Revisionsklausel  im 
Schiedsvertrag  fehle". 

Zum  Schlufs  der  Debatte  betonte  vanKarnebee  knoch- 
mals,  die  Revision  bleibe  gefährlich.  Die  Gründe  der  Ameri- 
kaner pafsten  übrigens  eigentlich  nicht  für  die  Revision, 
sondern  für  die  Berufung,  und  darüber  seien  fast  alle  einer 
Meinung,  dafs  es  sich  beim  Schiedsgericht  nicht  um  eine  Be- 
rufung handeln  könne.  — 

Soweit  die  damaligen  Verhandlungen  *'.  Sie  scheinen 
mir  in  der  Tat  geeignet,  auf  die  Sachlage  auch  nach  der 
grundsätzlichen  Seite  hin  einiges  Licht  zu  werfen,  und  des- 
halb glaubte  ich  die  betreffenden  Reden  hier  nicht  übergeben 
zu  sollen. 


'•  Conference,  IT,  39. 
»  Conference,  IV,  4a 

>*  Zu  denselben  Tgl.  mnch  Merignhnc,  Conf.,  S.  365  t,  de  Lnp ra- 
deile, S.  8241 
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Im  übrigen  zeigen  die  Verhandlungen,  dafs  die  Meinungen 
im  Haag  bei  aller  grundsätzlichen  Verschiedenheit  doch  in 
den  wesentlichsten  Punkten  übereinstimmten,  und  zwar  ganz 
in  Übereinstimmung  mit  der  bisherigen  Theorie  und  Praxis, 
auf  die  ich  schon  oben  hingewiesen  habe. 

Dafs  die  Berufung  ausgeschlossen  bleiben  müsse ,  dar- 
über gab  es  nur  eine  Stimme.  Der  Ansicht  scheint  übrigens 
auch  M eurer  zu  sein,  dafs  man  „von  einer  Revision  oder 
gar  Berufung  im  Sinne  einer  regelmäfsigen  Einrichtung  des 
Zivilprozesses"   hier  wohl  absehen  könne  und  auch  müsse  ^'. 

Aber  auch  von  einer  Revision  war  von  Anfang  an  nur 
in  dem  ganz  besonderen  Sinne  des  amerikanischen  Antrags 
die  Rede**.  Über  die  Möglichkeit  einer  solchen  „zweiten 
Verhandlung"  hinauszugehen,  daran  dachte  im  Haag  kein 
Mensch.  Von  der  Einrichtung  eines  Instanzen zugs,  einer 
oberen  Instanz,  war  im  Haag  nicht  die  Rede;  der  Artikel  55 
wurde  im  Gegenteil  wohl  nur  dadurch  annehmbar,  dafs  er 
von  vornherein  nur  eine  zweite  Verhandlung  vor  denselben 
Richtern  ins  Auge  fafste  ^^.    Aber  auch  die  Möglichkeit  dieser 


^*  Meurer,  S.  871.    Siehe  aber  denselben  auch  unten  S.  362. 

^^  Eine  Darstellung  des  geltenden  Rechts  aber  die  „Nachprüfung^ 
gibt  M eurer  auf  S.  863 f.  An  dieser  Stelle  ist  nicht  darauf  ein- 
zutreten. 

^*  „Die  Bestimmung  des  Revisionsgerichts  ist  in  erster  Linie  Sache 
der  Vereinbarung,  die  im  Schiedsvertrag  oder  auch  später  erfolgen  kann. 
Ohne  eine  besondere  Vereinbarung  ist  das  Schiedsgericht  auch  selbst 
Revisionsgericht.  Daraus  ergeben  sich  wichtige  Rückschlüsse  auf  den 
Charakter  des  Revisionsrechts.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  Instanzen- 
zug und  Rechtsmittel,  wodurch  eine  Entscheidung  vor  dem  höheren 
Richter  angefochten  wird,  sondern  um  eine  Nachprüfung  durch  dasselbe 
Gericht,  nachdem  neues  Tatsachenmaterial  aufgefunden  worden  ist." 
Meurer,  a.  a.  0.  Ein  Muster  für  das  Haager  Revisionsrecht  war 
insbesondere  der  Schiedsvertrag  Italien- Argentinien.  Vgl.  dazu  Corsi, 
a.  a.  0.  S.  26,  der  den  Unterschied  zwischen  den  Fällen,  die  einen 
„Instanzenzug"  und  denen,  die  eine  „Nachprüfung"  erfordern,  folgender- 
maßen kennzeichnet:  „Dans  bien  des  cas  la  nullit^  ou  Tinjustice  de  la 
däcision  d^coule  de  circonstances  que  le  juge  aurait  pu  pr^venir,  ou 
d'appr^ciations  de  fait  ou  de  droit  dont  il  est  responsable  moralement 
ou   intellectuellement.     Tels  sont  les  cas  oü  il  y  a  erreur  de   droit. 
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„Nachprüfung"' ,  wie  die  Revision  der  Haager  Konvention  in 
der  offiziellen  deutschen  Übersetzung  nicht  unzutreffend  ge- 
nannt wird,  wurde  im  Laufe  der  Verhandlungen  noch  enger 
umgrenzt:  die  Parteien  müssen  sich  das  Recht,  eine  solche 
Nachprüfung  zu  verlangen,  im  Kompromifs  ausdrücklich  vor- 
behalten haben**. 


n^gligence  des  formes  et  des  r^gles  de  proc^dure,  exc^s  on  däfaut  d& 
pouvoir.  II  faudrait  peu  connaltre  la  nature  humaine  ponr  soutenir  qae, 
dans  ces  cas,  l'auteor  de  la  d^cision  se  r^signera  k  la  changer  ou  k  la 
corriger.  II  faudra  donc  recourir  k  un  autre  juge,  k  une  institution 
tout-ä-fait  ind^pendante,  analogue  &  ces  cours  de  Cassation  ou  de 
demi^re  instance,  qui  sont  ^tablies  dans  tous  les  pays  pour  confirmer 
ou  annaler  les  arrSts  des  premiers  juges.  Mais  dans  les  rapports 
intemationaux  un  semblable  juge,  une  pareille  Cour  est  encore  un  rdve^ 
et  on  ne  ferait  que  compliquer  extraordinairement  le  probl^me,  si  on 
voulait  dans  un  trait^  d*arbitrage  se  rapporter  k  quelque  Institution  de 
ce  genre.  —  II  y  a  au  contraire  d'autres  cas  dans  lesquels  l'intelligence 
ou  la  volonte  de  Tarbitre  est  tout-ä-fait  irresponsable  de  Terreur  ou 
des  yices  dont  l'arr^t  se  trouve  entach^.  On  peut  supposer  que  ces 
vices  d^rivent  de  circonstances  telles  que  le  juge,  s'il  les  avait  connues,. 
et  s'il  avait  eu  le  moyen  de  les  appr^cier  avant  de  statuer,  aurait 
modifi^  sa  d^cision.  Tels  sont  les  cas  .  .  .  rösum^s  dans  Tart.  18  du 
trait^.  II s  supposent  des  conditions  de  fait,  positives  ou  negatives,  qui, 
das  qu'elles  sont  prouv^es,  enl^vent  toute  valeur  morale  k  la  sentence, 
et  qui  peuvent  Itre  discut^es  et  appr^ci^es  sans-  obliger  les  arbitres 
k  une  revision  du  fond  de  la  contestation,  c'est-ä  dire  k  un  renouvellement 
du  d^bat  Dans  ces  cas  \k  la  correction  ou  la  r^formation  de  Parrdt 
s'impose  non  seulement  comme  un  droit  de  la  partie  qui  avait  ^t^  con- 
damn^e,  mais  comme  une  facult^,  m^me  comme  un  devoir,  des  arbitres, 
auxquels  on  ne  doit  pas  refuser  les  moyens  de  se  d^fendre  d^une 
imputation  ou  d^un  reproche  qui  touche  k  leur  dignit^  ou  k  leur  trän- 
quillit^  de  conscience.  Si  les  tribunaux  ordinaires  sont  pourvus  de  ces 
moyens,  les  tribunaux  intemationaux  doivent  plus  encore  les  avoir 
k  leur  diposition,  car  ceux-ci,  k  la  diff^rence  des  premiers,  ne  peuvent 
point  compter  sur  Toeuvre  r^paratrice  d'une  autie  autorit^  judiciaire 
qui,  tout  en  reconnaissant  leur  impartialit^ ,  pourrait  remedier  k  des 
fautes  dont  ils  ne  seraient  pas  responsables.  Ce  sont  ces  moyens  que 
Tarticle  13  fournit  aux  arbitres.** 

^*  „Die  ,Bevision*  findet  somit  nicht  kraft  allgemeiner  gesetzlicher 
Zulässigkeit,  sondern  nur  nach  Ma&gabe  des  Schiedsvertrags  statt.  Ist 
hier  kein  Revisionsvorbehalt  gemacht,  so  kann  später  die  schiedsrichter- 
liche Entscheidung  mit  der  Revision  unter  keinen  Umständen  mehr  an- 
gefochten werden.  Rechnen  also  die  Parteien  nach  Lage  des  Falles  mit 
dem  späteren  Auffinden  von  Urkunden  usw.  oder  halten  sie  nach  ihren 


§  16.   Die  Revisionsfrage  insbesondere.  359 

Das  alles  zeigt,  dafs  man  im  Haag  selbst  auf  revisions- 
freundlicher Seite  keineswegs  geneigt  war,  die  Kevisions- 
möglichkeit  irgendwie  in  extensivem  Sinn  zu  behandeln^'', 
denn  man  erkannte  die  Gründe,  die  im  allgemeinen  gegen  die 
Zulassung  von  Rechtsmitteln  beim  Schiedsverfahren  sprechen, 
allseitig  als  gewichtig  an.  Man  wollte  daher  auch  bei  der 
Einrichtung  des  Instituts  der  „Nachprüfung"  nicht  über  das 
absolut  notwendige  Mafs  hinausgehen. 

Und  das,  wie  ich  glaube,  mit  vollem  Hecht.  Ich  er- 
blicke in  diesem  reservierten  Verhalten  der  Konferenz  eine 
Garantie  dafür,  dafs  man  auch  in  Zukunft  in  dieser  Be^ 
Ziehung  nur  mit  äufserster  Vorsicht  vorgehen  wird.  Das 
jetzige  Institut  der  Nachprüfung  hat  ja  seine  unverkennbaren 
Vorzüge,  und  man  möchte  sagen,  wenn  schon  einmal  eine 
Ausnahme  von  dem  Prinzip  der  „  Beruf ungslosigkeit**  beim 
Schiedsverfahren  gedacht  werden  mufste^®,  dann  mufste  sie 
so  und  nicht  anders  ausfallen.  Der  Asser  sehe  „Ausgleich** 
war  in  der  Tat  der  beste  Ausweg  in  dem  Dilemma  der 
beiden  aufeinanderstofsenden  Auffassungen  über  die  Zulässig- 
keit  oder  Unzulässigkeit  der  Statuierung  einer  Ausnahme  von 
der  allgemeinen  Regel.  Aber  man  sollte  jedenfalls  nicht  über 
die  jetzt  gebotene  Möglichkeit  hinausgehen  und  von  dem  all- 
gemeinen Prinzip  nur  möglichst  wenig  abweichen.  Denn  dar- 
über kann  man,  wie  gesagt,  nicht  im  Zweifel  sein,  und  das 
bestritt  auch  HoUs  nicht,  dafs  es  nun  einmal  im  Begriff, 
im  Wesen  des  Schiedsspruch  gelegen  ist,  dafs  er  den  Streit 
endgültig  entscheidet.    Das  gehört  so  eng  zu  seiner  Natur, 


grundsätzlichen  Ansichten  das  Revisionsrecht  überhaupt  für  eine  not- 
wendige Gerichtseinrichtung,  so  müssen  sie  das  rechtzeitig  im  Schieds- 
vertrag festlegen."    Meurer  a.  a.  0. 

^"^  Darauf  weist  auch  Zorn  in  der  „Rundschau*',  S.  133  hin:  „Die 
Revision  ist  somit  nur  unter  den  allerstrengsten  formellen  und  materiellen 
Kautelen  zugelassen  und  durch  Aufstellung  solcher  den  Martensschen 
Bedenken  im  weitesten  Umfange  Rechnung  getragen." 

'^  Zorn  a.  a.  0.  betont,  dafs  es  durch  den  Begriff  des  Rechts  und 
der  Rechtspflege  geboten  war,  die  Revision  in  diesem  Sinne  zuzulassen. 
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dafs  man  sich  eine  höhere  Instanz  neben  oder  über  dem  Schieds- 
gericht'nun  einmal  nicht  vorstellen  kann.  Man  hat,  dem  prak- 
tischen Bedürfnis  entsprechend'*,  eine  scheinbare  Ausnahme 
von  der  Kegel  zugelassen,  aber  man  soll  an  dieser  letzteren 
nichtsdestoweniger  festzuhalten  suchen.  Man  darf  dies  auch 
um  so  mehr,  als  man  ja  eine  absolute  unfehlbare  Lösung  der 
Streitfälle  unter  keinen  Umständen  zu  garantieren  vermag'®. 
Selbst  wenn  drei  regelrechte  Instanzen  da  wären,  wären  noch 
Irrtümer  möglich,  und  man  mufs  doch  einmal  ein  Ende  jeden 
Rechtsstreits  finden  '^  Dieses  Ende  liegt  aber  beim  Schieds- 
verfahren normalerweise  in  dem  Schiedsspruch  der  Schieds- 
richter, die  gleichzeitig  die  erste  und  die  oberste  Instanz 
bilden.  Das  bringt  der  Begriff  des  internationalen  Schieds- 
gerichts so  mit  sich. 

Man  hat  im  Haag  weitere  Bevisionsmöglichkeiten ,  die 
über  den  amerikanischen  Nachprüfungsantrag  hinausgegangen 
wären,  wie  gesagt,  nicht  erörtert**.  Man  hat  insbesondere, 
wie  schon  erwähnt,  auch  die  Nichtigkeitsgründe  des  russischen 
Entwurfs  (Nichtigkeit  des  Kompromisses ,  Eompetenzüber- 
schreitung,  Bestechung)  fallen  gelassen.    Dieselben  sind  daran 


^*  Nebenbei  kann  man  sich  allerdings  fragen,  ob  Descamps  nicht 
in  der  Tat  recht  hatte,  wenn  er  die  Parteien  für  die  Revisionsfrage 
einfach  auf  das  KompromiüB  verweisen  wollte.  Auch  nach  dem  jetzigen 
Recht  müssen  sie  sich  ja  dort  die  Revision  des  Art.  55  vorbehalten. 
Da  hatte  man  also  ebensogut  die  ganze  Frage  einfach  dem  Kompromiß 
anheimgeben  können. 

^  Das  ist  namentlich  gegenüber  denjenigen  Schriftstellern,  wie 
M^rignhac,  zu  sagen,  die  speziell  vom  Rechts  Standpunkt  aus  glauben, 
Einsprache  gegen  die  jetzt  vorliegende  Lösung  erheben  zu  sollen. 

^*  Vgl.  Renault,  a.  a.  0.  S.  60:  „Sans  doute,  les  juges  ont  pu  se 
tromper,  mais  ne  court-on  pas  risque  d*^temiser  les  proc^s  et  de  favoriser 
la  chicane  en  permettant  de  rouvrir  un  proc^s  qui  vient  d^^tre  termin^  ?" 
Ferner  S.  72:  „C'est  surtout  dans  les  rapports  internationauz  qu'il  est 
utile  que  les  litiges  aient  une  fin  et  ne  puissent  pas  se  perp^tuer  apr^s 
une  sentence  räguli^re." 

'"  Die  Revision  des  italienisch-argentinischen  Vertrags  hätte  die 
Revisionsgründe  enger  beschränkt. 


§  16.   Die  Hevisionsfirage  insbesondere.  361 

gescheitert,  dafs  man  einen  Instanzenzug  weder  vorzusehen 
wufste,  noch  auch  vorsehen  wollte^®.  Es  wurde  mit  Recht 
betont,  dafs  der  Artikel  26  des  russischen  Entwurfs  nur  einen 
Sinn  habe,  wenn  man  zugleich  auch  eine  Instanz  schaffe,  die 
mit  der  Nichtigkeitserklärung  betraut  würde;  andernfalls 
sollte  man  lieber  die  Nichtigkeitt^grfinde  bei  Seite  lassen.  Da 
man  also  ohne  Instanzenzug  keine  Nichtigkeitsgründe  auf- 
führen  wollte   und   sich  anderseits  nicht  dazu  entschliefsen 


*'  Descamps  in  der  „Denkschrift"  S.  54  bezeichnet  diese  Frage  als 
so  heikel,  dals  das  Institut  de  droit  international  es  vorgezogen  habe, 
dieselbe,  nachdem  es  sie  gr&ndlich  studiert  hatte,  bei  der  Formulierung 
seines  Reglementsentwurfes  offen  zu  lassen.  Dasselbe  habe  im  Art.  27 
Nichtigkeitsgründe  aufgestellt,  aber  es  habe  nicht  geglaubt,  die  Frage 
entscheiden  zu  sollen,  wie  und  vor  wem  zur  Revision  geschritten  werden 
soUe.  Man  habe  da  verschiedene  Vorschläge  gemacht:  sich  wieder  an 
die  ersten  Richter  zu  wenden,  die  die  Rolle  des  Revisionsrichters  ein- 
zunehmen hätten,  was  aber  nicht  immer  leicht  und  selbst  nicht  immer 
möglich  wäre,  oder  dem  höchsten  nationalen  Gerichtshof  desjenigen 
Landes,  in  dem  das  Schiedsgericht  seinen  Sitz  hatte,  die  Kompetenz  zu- 
zuerkennen, was  aber  wenig  befriedigend  wäre,  ferner  ein  dem  ersten 
Schiedsgericht  analoges  zweites  Schiedsgericht  zu  konstruieren,  was 
wohl  das  beste  wäre,  aber  zu  einer  Menge  von  Komplikationen  führen 
könnte.  Auch  sei  es  praktisch  schwierig,  im  Kompromils  zwei  Gerichts- 
barkeiten im  voraus  zu  bestimmen  und  zu  organisieren,  von  denen  eine 
das  Revisionsgericht  zu  bilden  hätte.  Descamps  hat  recht,  wenn  er 
betont,  die  Lösung  dieser  Frage  sei  wohl  nur  auf  dem  Wege  der  Er- 
richtung eines  ständigen  Schiedsgerichtshofs  denkbar.  (So  auch  Rolin- 
Jaequemyns  in  der  „Revue  de  droit  international",  1872,  S.  139). 
Dieser  könnte  leicht  so  organisiert  werden,  dals  er,  wenn  die  Parteien 
es  wünschen,  die  Revisionsinstanz  in  sich  schlösse,  und  auch  im  Falle, 
wo  die  Parteien  ein  freies  Schiedsgericht  angerufen  hätten,  wäre  es  ein 
Vorteil,  den  ständigen  Schiedsgerichtshof  als  Revisionsinstanz  anzurufen, 
um  einerseits  die  praktischen  Unzuträglichkeiten  der  Bildung  eines  neuen 
Schiedsgerichts  zu  vermeiden,  anderseits  die  Anomalie  einer  Gerichts- 
entscheidung zu  umgehen,  deren  Nichtigkeitsgründe  in  letzter  Instanz 
von  den  Interessenten  selbst  entschieden  würden.  —  Auf  das  hier  er- 
örterte Moment  habe  ich  bereits  im  vorigen  Paragraphen  hingewiesen. 
Der  ständige  Schiedsgerichtshof  müfete  nötigenfalls  auch  d^m  zweit- 
instanzlichen Schiedsgericht  Raum  gewähren  können,  und  zwar  gleich- 
viel, ob  in  erster  Instanz  ein  freies  Schiedsgericht  oder  ein  Haager 
Tribunal  entschieden  hätte.  Im  übrigen  dürfte  es  aber,  wie  gesagt, 
vorläufig  vielleicht  ein  Vorzug  des  Art.  55  sein,  dafs  er  eine  zweite 
Instanz  nicht  vorsieht. 
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konnte,  einen  Instanzenzug  einzurichten,  so  verzichtete  man 
auf  Statuierung  von  besonderen  Gründen  der  Nichtigkeit  ^^ 

M eurer  meint,  das  Fehlen  der  zweiten  Instanz,  selbst 
wo  natürliche  Nichtigkeitsvoraussetzungen  gegeben  seien, 
bleibe  eine  empfindliche  Lücke ;  so  wie  die  Sache  heute  liege, 
bleibe  der  unterlegene  Staat  selbst  Richter  über  die  Frage, 
ob  Nichtigkeitsgründe  vorliegen  und  je  nachdem  werde  er 
den  Vollzug  weigern ;  dem  hätte  man  durch  Einstellung  eines 
Instanzenzuges  begegnen  sollen.  Ganz  abgesehen  von  den 
Schwierigkeiten,  die  die  Bildung  eines  Instanzenzuges  voraus- 
sichtlich gekostet  hätte,  die  ich  aber  immerhin  jetzt,  wo  wir 
einen  ständigen  Schiedsgerichtshof  haben,  nicht  für  unüber- 
steiglich  halten  möchte,  bin  ich  im  Gegensatz  zu  M eurer  der 
Meinung,  dafs  das  praktische  Bedürfnis  nach  der  hier  in  Frage 
stehenden  Normierung  im  Völkerrecht  in  Wirklichkeit  kein  so 
grofses  sein  dürfte,  dafs  man  um  seinetwillen  den  Grundsatz 
von  der  Unanfechtbarkeit  des  Schiedsspruchs  in  der  Haager 
Konvention  noch  weiter  hätte  einschränken  müssen.  Ich  halte 
die  Entscheidung  der  Konferenz  immer  noch  für  die  beste, 
die  nach  Lage  der  Dinge  vorläufig  getroffen  werden  konnte. 

Meurer  ist  überhaupt  auf  diesem  Gebiet  mit  den  Er- 
gebnissen der  Konferenz  nicht  zufrieden.  Am  Schlüsse  seines 
Buches  bei  der  Würdigung  des  Schiedsverfahrens  schreibt  er  " : 

„Ganz  unbefriedigend  ist  die  Ordnung  der  Revisionsfrage.  Das 
nach  langen  Kämpfen  in  der  ^Nachprüfung'  zustande  gekommene 
Kompromifswerk  wird  nicht  leben  und  nicht  sterben  können.  Die 
Berufung  resp.  Revision  ist  bei  einer  einigermafsen  zuverlässigen 
Rechtspflege  eine  unentbehrliche  Voraussetzung.  Eine  befriedigende 
Rechtsprechung  ohne  jeglichen  Instanzenzug  vermögen  wir  uns 
schwer  zu  denken.  Und  warum  widersprach  Rufsland  und  Belgien 
so  energisch  der  Revisionsidee?  Weil  sie  ein  Hindernis  für 
schnelle  und  dabei  endgültige  Streitbeilegung  sei  und  die  Autorität 


«*  Vgl.  Meurer,  S.  349,  M^rignhac,  ConC,  S.  368.  Man  fügte 
jedoch  hinzu:  ,,que  la  Cour  permanente  d'arbitrage  pouvait  mettre  les 
£tats  sur  la  voie  d'une  Solution  dans  cet  ordre."   Conference,  IV,  44. 

•»  Meurer,  S.  370 f. 
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der  Schiedsrichter  ins  Wanken  bringe.  Diese  politischen  Er- 
wägungen waren  so  stark,  dafs  man  daneben  auch  die  augen- 
scheinlichste Ungerechtigkeit  anstandslos  mit  in  Kauf  nahm.  Und 
das  nennt  man  eine  Entscheidung  ,auf  Grund  der  Achtung  vor 
dem  Rechte'  .  .  .  War  man  mit  Rücksicht  auf  die  Eigenart  der 
völkerrechtlichen  Schiedsgerichtsbarkeit  gegen  eine  Berufung  und 
Revision  im  Sinne  des  modernen  Zivilprozefsrechts ,  so  mufste 
wenigstens  fUr  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens,  die  übrigens 
mit  der  blofsen  Wiedereröffnung  einer  Verhandlung  nicht  zusammen- 
gekoppelt werden  durfte,  völlig  freie  Bahn  bleiben  resp.  die  Auf- 
hebung des  Schiedsspruchs  in  leicht  gangbare  Bahnen  gewiesen 
werden.  Dafs  nur  neue  Tatsachen  ein  Aufhebungsgrund  sein 
sollen  und  der  letztere  blofs  auf  Grund  besonderer  Vereinbarung 
geltend  gemacht  werden  kann,  wobei  dann  auch  noch  möglicher- 
weise vertragsmäfsige  Fristen  hinderlich  werden,  macht  die  ganze 
,Nachprüfung'  so  gut  wie  wertlos«  Die  Revisionsgegner  haben  in 
der  Sache  gesiegt.^ 

M eurer  meint,  für  die  Zukunft  müsse  man  verlangen, 
„dafs  entweder  die  , Aufhebung  des  Schiedsspruchs'  im  Rechts- 
weg erfolgt,  wie  das  für  den  privatrechtlichen  Schiedsspruch 
in  der  deutschen  Zivilprozefsordnung  §  1041  vorgesehen  ist 
oder  dafs  wenigstens  die  ,Wiederaufnahme  des  Verfahrens' 
—  und  das  ist  ja  die  Nachprüfung  des  Artikels  55  im  wesent- 
lichen ^*  —  nach  Mafsgabe  der  Zivilprozefsordnung  §  578  f. 
völlig  freigegeben  wird." 

Ich  kann  mit  diesen  Ausführungen  nicht  übereinstimmen. 
Wenn  M eurer  zunächst  meint,  die  „Nachprüfung"  werde 
weder  leben  noch  sterben  können,  so  glaube  ich  nicht,  dafs 
selbst  das  einen  Nachteil  bedeuten  würde.  Denn  wenn  die 
Parteien  auf  die  ihnen  gebotene  Möglichkeit  des  Revisions- 


'*  Darauf  weist  M eurer  auch  auf  S.  866  hin:  „Die  ,Keyision*  des 
Art.  55  ist  weder  eine  Revision  noch  eine  Berufung  im  Sinne  irgend  eines 
Prozeßrechts.  Sie  ist  vielmehr  ein  ganz  eigenartiges  Institut  .  .  .  Die 
yN^achprüfuDg*  ist  —  am  deutschen  Prozelkrecht  gemessen  —  eine  »Wieder- 
aufnahme des  Verfahrens*  im  Sinne  der  Zivilprozefecrdnung  §  578  oder 
im  Falle,  daCs  der  Schiedsspruch  noch  nicht  ergangen  ist,  die  bloüse 
»Wiedereröffnung  einer  Verhandlung'  im  Sinne  der  Zivilprozefsordnung 
§  156."  Meurer  vermutet  übrigens  wohl  eine  größere  Übereinstimmung 
der  verschiedenen  nationalen  Prozeßordnungen  in  der  „Rechtsmittel"- 
lehre,  als  sie  den  Tatsachen  in  Wirklichkeit  entspricht. 
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Vorbehalts  verzichten  wollen  und  die  Schiedssprüche  infolge 
davon  unangefochten  bleiben,  so  kann  man  das  doch  nur  be- 
grüfsen.  Die  Parteien  können  sich  solchenfalls  über  den 
Schiedsspruch  auch  keinesfalls  beklagen,  denn  der  Vorbehalt 
war  ihnen  durch  Artikel  55  nahegelegt,  und  wenn  sie  davon 
keinen  Gebrauch  gemacht  haben,  so  ist  das  ihre  Schuld  und  sie 
haben  sich  daher  dem  Schiedsspruch  zu  fügen.  Man  mufs  meines 
Erachtens  geradezu  hoffen,  dafs  die  Parteien,  so  wie  bisher, 
auch  in  Zukunft  ohne  Revision  auskommen  werden  und 
dafs  die  Schiedssprüche  schon  von  vornherein  möglichst  be- 
friedigend ausfallen.  Ob  die  „Nachprüfung''  an  diesem  «non- 
usus**  „stirbt'',  ist  gleichgiltig.  Es  genügt,  dafs  sie  in  der  Kon- 
vention prinzipiell  zugelassen  war,  mehr  braucht  es  gar  nicht. 
M  eurer  bewegt  sich  offenbar  ganz  im  Gedankengange 
der  internen  Bechtssprechung,  sonst  würde  er  nicht  behaupten, 
eine  befriedigende  Rechtssprechung  ohne  Instanzenzug  ver- 
möge er  sich  nicht  zu  denken.  Die  internationale  Schieds- 
sprechung  ist  nicht  nur  ohne  einen  solchen  denkbar,  es  ist 
sogar  gerade  umgekehrt  der  Instanzenzug  bei  ihr  dasjenige, 
was  ihrem  Wesen  widerspricht.  Bei  der  freien  Schiedsgerichts- 
barkeit ist  z.  B.  in  Artikel  33  vorgesehen,  dafs  ein  Souverän, 
ein  Staatsoberhaupt  Schiedsrichter  ist;  M eurer  behauptet 
selbst'^,  dafs  diese  Richtung  nach  deutscher  Auffassung  der 
bisherigen  Praxis  entspreche.  Wie  denkt  er  sich  denn  nun 
in  diesem  seinem  „Normalfall"  den  Instanzenzug?  Der  Sou- 
verän kann  allerdings  nach  Artikel  33  das  Verfahren  selbst 
regeln.  Aber  das  können  die  Streitteile  ja  auch  jederzeit, 
dafür  ist  ja  das  Kompromifs  da.  Und  was  dem  einen  recht 
ist,  das  ist  dem  andern  billig.  Schiedsgericht  ist  Schieds- 
gericht. Erscheint  eine  Oberinstanz  in  dem  einen  Falle  nicht 
am  Platze,  so  ist  sie  es  in  dem  andern  wohl  auch  nicht.  Wer 
das  Gegenteil  behaupten  wollte,  der  würde  eben  das  wirklich 


"  Meurer,  S.  806. 
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normale  Schiedsgericht,  das  heute  nicht  mehr  durch  einen 
Souverän,  sondern  durch  Bichter  aus  der  Schiedsliste  gebildet 
wird,  in  seinem  Ansehen  schädigen  und  somit  nur  dasjenige 
bestätigen,  was  v.  Martens  in  den  Verhandlungen  über  diesen 
Gegenstand  gesagt  hat 

Die  Erwägungen  dieses  letzteren  über  unseren  Gegenstand 
waren  in  Wirklichkeit  keineswegs  nur  politischer  Natur,  wie 
Meurer  meint,  obschon  ,,politische^  Gesichtspunkte,  die  ledig- 
lich in  der  friedlichen  und  raschen  Streitbeilegung  gipfeln,  sich 
sicherlich  auch  hören  lassen  dürfen,  sondern  sie  fufsten  aufser- 
dem  durchaus  auf  dem,  was  das  Wesen  der  internationalen 
Schiedssprechung  ausmacht  und  waren  insofern  auch  „ recht- 
licher **  Natur '^.  Die  Schiedssprechung  hat  nun  einmal  gegen- 
über der  Rechtsprechung  der  ordentlichen  Gerichte  ihre  Eigen- 
art, der  Schiedsrichter  zu  den  Parteien  eine  eigenartige  Stellung, 
die  es  mit  sich  bringt,  dafs  man  nicht  wohl  „Oberinstanzen'' 
für  ihn  von  vornherein  im  Hintergrunde  halten  kann.  Gilt 
das  schon  vom  Schiedsgericht  im  allgemeinen,  so  gilt  es  in 
noch  weit  höherem  Mafse  vom  internationalen  Schiedsgericht. 

Man  darf  anderseits  aber  auch  nicht  vergessen,  dafs  die 
Staaten  im  Kompromifs  ja  eine  Handhabe  besitzen,  das  Ver- 
fahren nach  ihrem  Gutdünken  zu  regeln.  Die  Prozefsordnung 
hat  doch  nur  subsidiären  Charakter.  Wo  also  ein  Bedürfnis 
nach  Oberinstanzen  besteht ,  kann  man  diese  ja  immer  vor- 
sehen. Aber  gerade  das  Bedenken,  das  die  Streitteile  bisher 
stets  getragen  haben  und  auch  in  Zukunft  wohl  tragen 
dürften,  eine  derartige  Vorsorge  zu  treffen,  zeigt  am  deut- 
lichsten ,  wie  sehr  diese  Vorsorge  mit  der  Idee  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit an  sich   schon  im  Widerspruch  steht.     Der 

^  Was  Meurer  mit  der  Bemerkung:  „Und  das  nennt  man  eine 
Entscheidung  auf  Grund  der  Achtung  vor  dem  Rechte''  sagen  will,  ist 
mir  unverständlich.  Der  Schiedsspruch  kann  doch  sehr  wohl  auf  Grund 
der  Achtung  vor  dem  Rechte  erfolgt  sein,  selbst  wenn  sich  nachher 
ReYiaionsgr&nde  ergeben  und  selbst  wenn  eine  Revision  nicht  zu- 
gelassen wird. 
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Artikel  55  hat  den  Parteien  diesen  Schritt  ja  nun  zweifellos 
erleichtert  ^*  und  er  mag  insofern  ge wifs  auch  eine  Verbesserung 
bedeuten.  Anderseits  war  es  aber  unrichtig,  wenn  in  den  Ver- 
handlungen im  Haag  die  Sache  so  dargestellt  wurde,  als  ob 
ohne  diesen  Artikel  der  Zweck,  dem  die  „Nachprüfung"  dienen 
sollte,  nicht  ebenfalls  hätte  erreicht  werden  können  ^^  Ein 
KompromifsYorbehalt  konnte  auch  ohne  den  Artikel  55  ge- 
macht werden,  wenn  die  Streitteile  allen  Eventualitäten  vor- 
beugen wollten. 

Im  übrigen  bin  ich,  wie  schon  erwähnt,  der  Meinung, 
dafs  praktisch  die  Wahrscheinlichkeit  des  Vorkommens  von 
Nichtigkeits-  oder  anderen  Gründen,  die  einen  Instanzenzug 
erheischen  dürften,  im  Völkerrecht  nur  eine  sehr  geringe 
ist®^   Solange  die  Haager  Konferenz  also  keine  vollkommene 


'*  Märignhac,  Gonf.,  S.  868  betont  besonders  diesen  Umstand :  ,0 
est  certain  que  toute  difficultä  disparalt  d^s  que  le  compromis  lui-mSme 
organise  la  juridiction  de  revision  et  lui  trace  ses  attributions,  ou  renvoie 
formellement  ä  Tapplication  de  Tarticle  55.  La  juridiction  de  recoars, 
ainsi  organis^e  par  les  parties  directement  ou  par  renyoi  au  texte  pröcit^, 
joue  en  ce  cas  le  röle  de  tribunal  sup^rieur  vis-ä-vis  de  la  sentence 
rendue  .  .  .  Yoilä  pourquoi  on  ne  saurait  trop,  semble-t-il,  approuver 
les  compromis  dans  lesquels  on  a  pris  la  sage  pr^caution  d'instituer  par 
avance  une  proc^dure  de  revision  ...  Et  nous  ne  pouvous  noas  expliquer 
les  resistances  qui  se  sont  produites  au  sujet  de  Tarticle  55^.  Der 
Art.  55  ist  nun  aber  kein  Kompromifs,  und  es  können  doch  mit  bezug  auf 
einen  in  die  Haager  Konvention  aufzunehmenden  Grundsatz  Bedenken 
vorhanden  sein,  die  beim  Eompromils  nicht  vorhanden  sind. 

*<>  Das  betont  auch  M^rignhac  Conf.,  S.  375. 

^^  Lisboa,  „Revision  des  sentences  arbitrales^  in  der  „Revue  de 
droit  international",  1902,  S.  62,  untersucht  die  vier  Nichtigkeitsfälle  des 
Institut  de  droit  international  auf  ihren  praktischen  Wert.  Er  findet 
ad  1.  ein  nichtiges  Eompromifs  könne  unmöglich  vorkommen;  wenn  aber 
doch,  so  sei  dieser  Revisionsgrund  selbstverständlich,  da  der  Schieds- 
spruch dann  eben  tatsächlich  unausführbar  sei;  ad  2.  Vollmachtsüber- 
schreitungen habe  das  Schiedsgericht  selbst  nachzuprüfen;  ad  8.  bei  er- 
wiesener Bestechlichkeit  könne  der  Spruch  natürlich  zurückgewiesen 
werden ;  ad  4.  bei  wesentlichem  Irrtum  habe  das  Schiedsgericht  auch  selbst 
nachzuprüfen.  Abgesehen  von  dem  Schiedsspruch,  den  im  Jahre  1828  der 
König  von  Holland  in  dem  Grenzstreit  zwischen  England  und  den  Ver- 
einigten Staaten  abgab,  sei  im  ganzen  19.  Jahrhundert  kein  Fall  einer 
Annullierung  aus  einem  der  vom  Institut  aufgeführten  Nichtigkeitsgründe 
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L58ung  zu  bringen  hatte,  war  es  sicherlich  weit  besser,  dafs 
sie  in  der  Konvention  über  den  Gegenstand  hinwegging  und 
das  Weitere  den  Eompromifsyereinbarungen  der  Streitteile 
überliefs,  statt,  wie  Meurer  dies  tut,  den  „Teufel  an  die  Wand 
zu  malen",  dadurch,  dafs  man  die  freiwillige  Erfüllung  der 
Schiedssprüche  für  die  Zukunft  theoretisch  in  Frage  stellt  ^^, 
wegen  Mangels  eines  Instanzenzugs. 

Ich  glaube  sonach,  dafs  vorläufig  mit  dem  Institut  der 
„Nachprüfung''  dem  praktischen  Bedürfnis  völlig  genügend 
Rechnung  getragen  ist.  Selbst  die  Eventualität,  dafs  dieses 
Institut  „so  gut  wie  wertlos''  ist,  da  es  sich  auf  neue  Tat- 
sachen beschränkt  und  eine  besondere  Vereinbarung  der  Streit- 
teile zur  Voraussetzung  hat,  vermag  mich  von  dieser  Ansicht 
nicht  zu  bekehren.  Anderseits  würde  ich  eine  Berücksichtigung 
der  Meurerschen  Postulate  —  „Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens" nach  Mafsgabe  der  deutschen  Zivilprozefsordnung 
§  578  L,  bezw.  „Aufhebung  des  Schiedsspruchs"  im  Rechtsweg 
gemäfs  §  1041  der  deutschen  Zivilprozefsordnung  —  weder 
für  opportun,  noch  für  prinzipiell  zulässig  erachten.  Eine  so 
weitgehende  Analogie  mit  dem  Privatrecht  mufs  vom  völker- 
rechtlichen Standpunkte  aus  entschieden  zurückgewiesen 
werden,  da  sie  das  Völkerprozefsrecht  in  ganz  falsche  Bahnen 
leiten  würde.  Alle  diese  Forderungen  sind,  man  mag  sagen, 
was  man  will,  im  Grunde  eben  doch  geeignet,  die  Autorität 
des  internationalen  Schiedsgerichts  zu  untergraben. 

Die  Ansichten  in  der  neueren  Völkerrechtsliteratur  über 
den  Gegenstand  sind  geteilt  ^^.    Ich  kann  hier  natürlich  nicht 


vorgekommen.  Es  sei  also  durchaus  unnötig,  die  Vorsicht  so  weit  zu  treiben 
und  das  Prestige  des  Schiedsgerichts  zu  schädigen.  Lisboa  findet:  „L'arbi- 
trage  perdrait  son  caract^re  essentiel,  celui  de  tribunal  de  demi^re  in- 
stance  ...  Si  le  principe  de  la  revision  est  admis,  il  est  logique  que  la 
d^cision  de  cette  cour  d'appel  soit  k  son  tour  susceptible  d'appel .  .  .  le 
fait  que  la  sentence  est  sans  appel  donne  k  Tarbitrage  son  grand  prestige !" 

^*  Meurer,  S.  371  und  an  anderen  Stellen. 

••  Vgl.  Corsi,  a.  a.  0.  S.  24.  Aus  der  Literatur  vor  der  Haager 
Konferenz  möchte  ich  hier  noch  Schlief,  a.  a.  0.  S.  819  f.  anführen, 
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auf  alle  angeführten  Gründe  und  Gegengründe  eintreten,  be- 
schränke mich  daher  darauf,  noch  kurz  M6rignhac  an- 
zuführen'^. Dieser  findet  nichts  natürlicher,  als  die  Ein- 
richtung einer  Instanz,  bei  der  Beschwerden  über  Irrtümer 
des  ersten  Schiedssspruchs  angebracht  werden  können.  Die 
Autorität  der  Schiedssprüche  werde  dadurch  in  keiner  Weise 
berührt.  „Aussi,  d'apr^s  nous,  Tabsence  d'une  Organisation 
semblable  aurait-elle  constitu^  une  vöritable  lacune  dans  la 
Convention  cröant  la  nouvelle  proc6dure  g6n6rale  d'arbitrage. " 
M^rignhac  ist  also  für  die  Einführung  der  Revision  in  der 
Schiedsprozefsordnung,  sieht  jedoch  in  der  Revision  des 
Artikel  55  nur  eine  halbe  Sache.  Er  kritisiert  zunächst  die 
Vorbehaltsklausel:  „Le  recours,  k  moins  que  les  parties  ne 
Taient  formellement  proscrit,  devrait  6tre  de  droit,  absolument 
comme  Test  Tappel  dans  les  16gislations  internes ,  en  dehors 
d'une  Prohibition  expresse  de  la  loi  positive.  C'est  donc 
seulement  en  vertu  d'une  clause  formelle  prohibitive,  que  Tune 
des  parties  devrait  Stre  fond6e  k  repousser  la  revision  r6clam6e 
par  Tautre.*'  Diese  Fassung  würde  dem  allgemein  subsidiären 
Charakter  der  Prozefsordnung  nach  M6rignhacs  Meinung 
besser  entsprochen  haben.  Sodann  dürfte  der  Rekurs  seiner 
Ansicht  nach  nicht  vor  dieselben  Richter  kommen,  die  zuerst 


der  die  Frage,  ob  gegen  die  völkerrechtlichen  Entscheidungen  eine  „Be- 
rufung**  irgendwelcher  Art  an  eine  höhere  Instanz  gegeben  sein  solle, 
auf  das  entschiedenste  verneint,  wobei  er  allerdings  seinen  „Völker- 
gerichtshof, also  ein  Urteil  der  Staatengemeinschaft,  supponiert.  Schlief 
findet  ebenfalls,  dafs  mit  Einführung  einer  zweiten  Instanz  das  völker- 
rechtliche Streitverfahren  in  einer  durchaus  unzulässigen  Weise  ver- 
langsamt und  unsicher  gestaltet  werden  würde.  Er  meint,  man  brauche 
blofs  einen  Blick  auf  diejenigen  Vorschläge  zu  werfen,  die  mit  bezug  auf 
die  Statuierung  einer  zweiten  Instanz  gemacht  worden  seien,  um  ein- 
zusehen, da&  damit  die  gute  Idee,  um  die  es  bich  handle,  ernstlich  ge- 
fährdet werden  würde;  man  müsse  sich  streng  davor  hüten,  an  völker- 
rechtliche Verhältnisse  denselben  Mafestab  anzulegen,  wie  an  diejenigen 
des  Privatrechts:  zwischen  beiden  bestehe  ein  ganz  gewaltiger  unter- 
schied, der  vor  allen  Dingen  dazu  führen  müsse,  in  dem  völkerrechtlichen 
Streitverfahren  alles  nicht  gerade  unerläßliche  Beiwerk  zu  vermeiden. 
"  M^rignhac,  Conf.,  S.  368 f. 
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entschieden  haben.  Es  sei  besser,  die  Revision  neuen  Richtern 
zu  überlassen,  „qui  feront  une  6tude  nouvelle  sans  parti  pris 
et  examineront  en  m^me  temps  et  les  faits  anciens  et  les  faits 
nouveaux  articul^s.*"  Ferner  sei  das  Feld  für  die  Revision  des 
Artikel  55  zu  begrenzt  und  genüge  den  praktischen  Bedürf- 
nissen nicht. 

Schliefslich  wendet  sich  M^rignhac  auch  gegen  die  Aus- 
schaltung der  Nichtigkeitsgründe  des  russischen  Entwurfs, 
gegen  die  man  ja  im  Prinzip  keine  Opposition  erhoben  habe, 
sondern  die  man  nur  wegen  der  Schwierigkeit  der  Organi- 
sierung des  Instanzenzugs  habe  fallen  lassen.  Es  sei  gerade  einer 
der  schwersten  Vorwürfe,  die  man  dem  Schiedsgericht  mache, 
dafs  das  Schicksal  des  Schiedsspruchs  ganz  in  der  Hand  des 
die  Nichtigkeit  behauptenden  Staates  liege,  der  so  Richter 
und  Partei  in  seiner  eigenen  Sache  werde.  Die  Konferenz 
hätte  im  Schofse  des  ständigen  Schiedsgerichtshofs  mit  Leichtig- 
keit die  dafür  nötige  höhere  Instanz  linden  können,  durch  ein 
analoges  Verfahren,  wie  bei  der  Bildung  des  erstinstanzlichen 
Schiedsgerichts.  „Dfes  lors,  en  g6n6ralisant  l'article  55  ä 
toute  demande  de  r6formation  de  la  sentence  arbitrale,  en 
döcidant  que  le  recours  serait  port^  devant  de  nouveaux 
juges  dans  un  d61ai  süffisant,  il  semble  que  les  d616gu6s 
auraient  heureusement  compl6t6  leur  oeuvre,  par  la  cröation 
de  cette  juridiction  d'appel,  qui  existe  partout  et  qu'on  s'6tonne, 
ä  bon  droit,  de  voir  bannie  de  la  sphfere  des  conflits  inter- 
nationaux,  en  prösence  de  la  gravitö  des  intörßts  en  jeu."  ®* 


^  M^rignhac  fahrt  fort:  ,En  r^sum^,  la  Conference  de  La  Haye 
a  laiss^  les  choses  en  l'^tat  antärieur:  Les  juristes  continueront,  par 
suite,  comme  auparavant,  ä  enseigner,  que,  dans  certains  cas  .  .  .  une 
sentence  arbitrale  est  ^yidemment  nulle;  et  les  Etats,  ä  se  refuser 
ä  accepter  cette  sentence  ou  a  cräer  exceptionnellement  une  voie  de 
recours  pour  statuer  sur  la  nullit^  ...  II  est  donc  profondäment  re- 
grettable  que  la  Conference  n'ait  pas  organis^  ce  que  les  juristes 
attendaient  d'elle,  c.  a.  d.  Tinstitution  de  Tappel  porte  devant  de 
nouveaux  juges  choisis  sur  la  liste  arbitrale  en  nombre  sup^rieur,  de 
sept  par  exemple,  et  introduit  dans  un  d^lai  determin^.     Le   Systeme 

Nippold,  Verfahren.  24 
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Die  Bedenken,  die  M^rignhac  äufsert,  sind,  wie  wir 
sehen,  ziemlich  dieselben,  gegen  die  ich  mich  schon  gewendet 
habe.  Die  Yorbehaltsklausel,  die  dem  Asserschen  Kompromirs- 
vorschlag  entstammt "',  rückt  meines  Erachtens  den  Umstand 
gerade  in  das  rechte  Licht,  dafs  dieser  Vorbehalt  eben  die 
Ausnahme  von  der  Regel  darstellt,  was  mit  der  praktischen 
Sachlage  durchaus  im  Einklang  steht.  Der  allgemein-subsidiäre 
Charakter  der  Prozefsordnung  steht  dem  nicht  im  Wege,  sondern 
deutet  im  Gegenteil  daraufhin,  dafs  man  eigentlich  im  Notfalle 
auch  ohne  den  Artikel  55  hätte  auskommen  können.  Dafs 
die  Revision  von  denselben  Richtern,  die  erkannt  haben,  vor- 
genommen wird,  halte  ich  für  einen  grofsen  Vorzug;  die 
Gründe,  die  dies  rechtfertigen,  hat  Corsi  seinerzeit  aus- 
einandergesetzt"''. Es  liegt  nichts  in  dem  Charakter  der 
speziellen  Revision  des  Artikel  55,  das  dem  entgegen  wäre. 
M6rignhac  hat  aber  bei  seinem  Verlangen  nach  einer  höheren 
Instanz  auch  gar  nicht  die  genau  umschriebene  Revision  des 
Artikel  55  im  Auge,  sondern  ein  viel  weitergehendes  Rechts- 
mittel. Dafs  man  im  Haag  schliefslich  die  Nichtigkeitsgründe 
lieber  fallen  liefs,  als  einen  Instanzenzug  einzurichten,  habe  ich 
bereits  als  einen  keineswegs  ungeschickten  Ausweg  gekenn- 
zeichnet. Es  war  besser,  diese  Gründe  gar  nicht  aufzuführen, 
die  ja  doch  von  verschwindender  praktischer  Bedeutung  sind, 
da  ein  Instanzenzug  kaum  durchzusetzen  gewesen  wäre.  Ent- 
schliefst sich  aber  die  Konferenz  einmal  zu  letzterem  — 
was  ich  jedenfalls  gegenwärtig  im  Hinblick  auf  die  geringe 
praktische  Bedeutung  der  Nichtigkeitsgründe  kaum  für  ein 

de  Tarticle  55  laissera  subsister  toutes  les  incertitudes  et  toutes  les 
controverses  que  soulöve,  dans  le  droit  international  public,  la  question 
des  causes  de  nullit^  de  Tarbitrage.*^  Auch  in  seinem  „Trait^  de  droit 
public  international^  S.  530 f.,  behandelt  Märignhac  die  Revisionsfrage. 

^  De  Lapradelle,  S.  826  bemerkt,  Asser  „substi tue  au  principe 
de  la  r^vision  le  principe  de  la  non-r^vision  . . .  ce  qui  Teut  dire  qu'en 
principe,  sauf  Convention  contraire,  la  non-rövision  est  la  r^gle  et  la 
rävision  Texception". 

*'*  Vgl.  oben  Anmerkung  15. 
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dringendes  Bedürfnis  ansehen  naöchte  — ,  dann  wird  man  selbst- 
verständlich auch  die  Nichtigkeitsgründe  in  der  Konvention 
mit  aufführen.  Den  Vorwurf  schliefslich,  der  darin  liegen  soll, 
dafs  das  Schicksal  des  Schiedsspruchs  in  die  Hand  des  unter- 
liegenden Staats  gegeben  sei,  halte  ich  für  höchst  unbedeut- 
sam; ich  werde  auf  diesen  Punkt  bei  Besprechung  der  Voll- 
streckbarkeit des  Schiedsspruchs  noch  zurückkommen.  Ich  sehe 
also  mit  anderen  Worten  weder  theoretisch  noch  praktisch  ^^ 
eine  Notwendigkeit,  weshalb  die  Konferenz  die  Prozefsordnung 
im  M^rignhacschen  Sinn  hätte  kompletieren  sollen.  Vom  prin- 
zipiellen Standpunkt  erscheint  mir  diese  „Unvollständigkeit'' 
im  Gegenteil  gerade  als  ein  Vorzug  der  Haager  Konvention. 
Gegen  einen  Vorwurf  glaube  ich  die  Konvention  schliefslich 
noch  in  Schutz  nehmen  zu  sollen,  der  bereits  in  den  Haager 
Verhandlungen  durchgedrungen  ist,  und  den  auch  Meurer  sich 
zum  Teil  anzueignen  scheint,  nämlich,  dafs  man  in  der  Kon- 
vention das  Recht  der  Politik  geopfert  habe.  Es  ist  de  La- 
pradelle,  der  diesen  Vorwurf  erhebt®*.  „Avec  l'arrifere- 
pens^e  de  ne  m^contenter  personne  et  d'amortir  les  eifets  du 
conflit,  Tarbitrage  est  ainsi  devenu  peu  ä  peu,  dans  une 
certaine  tendance,  beaucoup  plus  un  moyen  de  concilier  qu'un 
moyen  de  trancher  les  diffigrends.''  Dieser  Tendenz  schreibt 
de  Lapradelle  auch  die  Haltung  der  Konferenz  in  der 
Revisionsfrage,  insbesondere  aber  die  Fassung  des  russischen 
Entwurfs  zu.  „Voilä  pourquoi  nulle  r^vision  de  la  sentence 
arbitrale  n'est  pr6vue,  alors  que  la  r6vision  pour  fait  nouveau 
semble   en   harmonie   parfaite  avec  la  notion  du  jugement, 

^  Zu  Kontroversen  hat  die  Frage  bisher  lediglich  in  der  Theorie 
Anlals  gegeben. 

*^  Dieser  Vorwurf  zieht  sich  durch  die  ganze  de  Lapradelle  sehe 
Kritik  —  anders  kann  man  die  L.  sehe  Darstellung  der  Uaager  Konferenz 
wohl  nicht  gut  bezeichnen.  In  einem  Punkt  —  in  der  Frage  der  Moti- 
vierung des  Schiedsspruchs  —  war  dieser  Vorwurf  übrigens  auch  ge- 
rechtfertigt. Vgl.  zum  folgenden  de  Lapradelle,  a.  a.  0.  S.  821  f. 
Die  Darstellung  desselben  ist  übrigens  in  verschiedenen  Punkten  auch 
unzuverlässig. 

24* 
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surtout  du  jugement  sans  recours**  (!).  De  Lapradelle*  be- 
hauptet, diese  Auffassung  sei  der  Schiedsidee  schädlich.  „En 
augmentant  Tautoritä  materielle  de  la  seutence,  le  projet 
russe  augmente  les  dangers  de  Tarbitrage  et  par  cons^uent 
d^toume  les  parties  d'y  recourir.**  Mit  Bezug  auf  die  Lösung 
der  Revisionsfrage  im  Haag  bemerkt  er  sodann:  „G'est 
r^volution  de  Tarbitrage  hors  du  cadre  et  de  l'id^e  de  justice 
qui,  sous  prötexte  de  paix,  ose  s'effectuer,  comme  si  la  paix 
pouTait  jamais  se  fonder  sur  les  ruines  du  droit." 

Es  bedarf  kaum  der  Darlegung,  dafs  de  Lapradelle, 
wie  auch  sonst  gelegentlich,  so  auch  hier  die  Dinge  in  seiner 
Darstellung  auf  die  Spitze  treibt  ^^  Ein  solcher  Gegensatz 
zwischen  Frieden  und  Recht  existiert  denn  doch  nicht,  sondern 
ist  durchaus  gekünstelt.  Auch  ist  entschieden  zu  bestreiten, 
dafs  das  Recht  bei  der  jetzigen  Gestaltung  der  Prozefsordnung 
zu  kurz  kommt.  Wenn  man  so  urteilen  wollte,  dann  müfste 
man  in  der  Tat  folgerichtig  auch  eine  Verkürzung  des  Rechts 
darin  erblicken,  dafs  auf  die  zweite  Instanz  keine  dritte  folgt 
und  auf  die  dritte  keine  vierte.  Dem  Recht  kann  tatsächlich 
mit  einer  Instanz  gerade  so  gut  gedient  sein,  wie  mit  dreien. 
Und  ein  Schiedsgericht  ist  nun  einmal  ein  Schiedsgericht,  kein 
ordentliches  Gericht,  ein  Schiedsrichter  kein  ordentlicher 
Richter,  der  sich  in  einen  Instanzenzug  ohne  weiteres  einfügen 
läfst.  Weshalb  soll  es  in  einer  Instanz  nicht  möglich  sein, 
„de  trancher  le  diffSrend"^  ?  Die  Erfahrung  beweist  doch  zur 
Genüge,  dafs  dies  möglich  ist,  und  dafs  also  der  Charakter 


^  De  Lapradelle,  S.  880  fährt  fort,  die  Haager  Konferenz  habe 
„mutil^  dans  son  principe  et  fauss^  dans  son  jeu  l'institution  la  plus 
pr^cieuse,  mais  aussi  la  plus  d^licate  que  le  droit  moderne  ait  conquise. 
En  affirmant  ici  que  le  droit  et  la  paix  ne  sont  pas  toi:gours  d'accord, 
eile  a  commis  Perreur  la  plus  dangereuse  et  la  plus  grave :  eile  a  laiss^ 
entendre  aux  peuples  que  la  paix  peut  s'acqu^rir  aux  depens  du  droit**. 
Meines  Erachtens  ist  es  gerade  die  de  Lapradelle  sehe  Darstellung, 
die  auf  eine  Mutilation  des  Schiedsgedankens  und  auf  künstliche  Schaffung 
eines  Gegensatzes  zwischen  Frieden  und  Recht  tendiert,  der  in  Wirklich- 
keit gar  nicht  vorhanden  ist. 
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des  Rechtswegs  auch  beim  Vorhandensein  nur  einer  Instanz 
vollkommen  gewahrt  werden  kann.  Der  Vorwurf,  den 
de  Lapradelle  erhebt,  hätte  doch  nur  dann  einen  Schein 
von  Berechtigung,  wenn  die  Prozefsordnung  die  Revision  wegen 
Nichtigkeit  usw.  überhaupt  auszuschliefsen  suchte.  Daraus, 
dafs  sie  es  bei  der  bisherigen  Theorie  und  Praxis  in  der  Frage 
bewenden  läfst  und  darauf  verzichtet,  eine  subsidiäre  Regelung 
über  den  Parteiwillen  hinaus  vorzunehmen,  kann  man  doch 
gewifs  nicht  die  Berechtigung  ableiten,  von  einer  Opferung  der 
Rechtsidee  zu  sprechen. 

Der  Begriff  des  Urteils,  mit  dem  de  Lapradelle  operiert, 
ist  für  die  Beurteilung  des  Charakters  des  Schiedsspruchs 
überhaupt  keineswegs  absolut  mafsgebend.  Es  ist  das  der  alte, 
oft  gerügte  Fehler,  dafs  man  immer  und  immer  wieder  auf  die 
engeren  innerstaatlichen  Begriffe  zurückzukommen  versucht, 
um  das  internationale  Schiedsgericht  zu  begreifen,  das  sich 
diesem  Zwang  doch  weder  fügen  kann  noch  soll.  Wenn  man 
sich  die  Idee  des  völkerrechtlichen  Schiedsspruchs  nur  einiger- 
mafsen  gegenwärtig  hält,  mufs  man  sich  doch  sagen,  dafs 
dieser  das  Recht  eben  auf  seine  besondere  Art  zu  wahren  hat, 
dafs  er  dem  Rechte  nach  dieser  Art  und  nicht  nach  der  Art 
anderer  Rechtsmittel  dienen  mufs,  und  dafs  die  internationale 
Schiedssprechung  trotzdem  sehr  wohl  eine  Rechtsprechung  im 
vollen  Sinne  des  Völkerrechts  sein  kann,  auch  wenn  sie  weder 
einen  Instanzenzug,  noch  andere  Erfordernisse  der  inner- 
staatlichen Rechtsprechung  aufweist.  — 

§  17.   Die  sogenannte  Sanktion  des  Schiedsspruehs. 

Es  bleibt  nun  noch  ein  Kapitel  bei  dem  Thema  vom 
schiedsgerichtlichen  Verfahren  zu  erörtern,  das  allerdings  an 
und  für  sich  sehr  kurz  ausfallen  könnte,  da  es  vom  Rechts- 
fitandpunkte  aus  eigentlich  kaum  nötig  erscheint,  viel  darüber 
zu  sagen:  Ich  meine  das  Kapitel  von  der  Vollstreckung 
des  Schiedsspruchs. 
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Die  YerpflichtuDg  der  Streitteile,  sich  dem  Schiedsspruch 
zu  unterwerfen,  ihn  auszuführen,  zu  vollstrecken,  versteht  sich 
rechtlich  von  selbst.  Durch  den  Schiedsvertrag  resp.  durch 
das  Kompromifs  haben  sie  sich  dazu  verpflichtet,  und  dieser 
Verpflichtung  müssen  sie  nachkommen.  Das  ist,  wie  gesagt, 
vollkommen  selbstverständlich  und  bedarf  daher  von  Rechts- 
wegen gar  keiner  weiteren  Darlegung.  So  wenig,  wie  es  ge- 
boten erscheint,  vom  positivrechtlichen  Standpunkte  aus  die 
Rechtsverbindlichkeit  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  über- 
haupt in  Erwägung  zu  ziehen,  so  wenig  bedarf  es  einer  Dar- 
legung, dafs  die  Vollstreckung  des  Schiedsspruchs  Rechts- 
verpflichtung des  Staates  ist,  und  dafs  er  diese  Vollstreckung 
daher  vorzunehmen  hat. 

Der  Artikel  18  der  Haager  Konvention  bestimmt  übrigens 
auch  noch  ausdrücklich,  dafs  der  Schiedsvertrag  die  Ver- 
pflichtung in  sich  schliefst,  sich  nach  Treu  und  Glauben  dem 
Schiedsspruch  zu  unterwerfen,  und  der  Artikel  31  betont 
ebenfalls,  dafs  die  Unterzeichnung  des  Kompromisses  diese 
Verpflichtung  in  sich  schliefst*. 

Darin  liegt  schon,  dafs  der  Schiedsspruch  keiner  be- 
sonderen Anerkennung  oder  Billigung  seitens  der  Streitteile 


^  Art.  5  des  Schiedsvertragsentwurfs  Schweiz- Vereinigte  Staaten  von 
1888  besagte:  „Jeder  der  vertragschlietsenden  Staaten  verpflichtet  sich, 
den  schiedsrichterlichen  Spruch  loyal  zu  beobachten  und  auszuführen.*' 
Das  Projekt  der  Interparlamentarischen  Konferenz  in  Brüssel  1895,  Art.  11 
bestimmte:  „L'ex^cution  des  däcisions  de  la  Cour  est  confiäe  ä  Thonneur 
et  k  la  bonne  foi  des  Etats  en  litige.  La  Cour  fera  application  des  con- 
ventioiis  des  parties  qui,  dans  un  compromis,  lui  auraient  donn^  les 
moyens  de  sanctionner  pacifiquement  ses  d^cisions."  Auch  der  Schieds- 
vertrag Italien-Argentinien  von  1898,  Art.  13  bestimmt :  „Der  Vollzug  ist 
der  Ehre  der  Signatarmächte  anvertraut/  Die  neueren  Schiedsverträge 
enthalten  keine  solche  Garantieklausel  mehr,  ohne  etwas  Anderes  an 
ihre  Stelle  zu  setzen.  Aber  es  versteht  sich  von  selbst,  dafe  sie  trotz- 
dem gilt,  wenn  sie  auch  nicht  ausdrücklich  in  den  Text  aufgenommen 
ist.  Vgl.  Dumas,  a.  a.  0.  S.  149:  „La  garantie  de  Thonneur  domine 
cependant,  ä  titre  de  sanction  non  ^crite,  ces  nouveaux  trait^s  aussi 
bien  que  les  autres.^ 
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bedarf,  sondern  von  selbst  verpflichtet.  Die  verlierende  Partei 
hat  ihn  also  nicht  etwa  zu  „ratifizieren"  ^. 

Mit  dem  Vorstehenden  ist  eigentlich  schon  alles  hervor- 
gehoben, was  über  dieses  Kapitel  vom  völkerrechtlichen  Stand- 
punkt zu  sagen  ist.  Die  Streitteile  sind  zur  Vollstreckung 
des  Schiedsspruchs,  der  das  Streitverhältnis  endgültig  ent- 
scheidet, also  die  Wirkung  eines  rechtskräftigen  vollstreckbaren 
Urteils  besitzt,  verpflichtet.  Das  Übrige  aber  ist  ihre  Sache, 
das  Völkerrecht  überläfst  ihnen  diese  Vollstreckung.  Es  gibt 
eben  im  Völkerrecht  nur  Vollstreckung,  keine  Zwangs- 
vollstreckung. Die  Haager  Konvention  trifi't  daher  auch  keine 
weiteren  Bestimmungen  über  die  Vollstreckung,  sondern  be- 
gnügt sich  mit  der  zweifachen  Betonung  der  den  Streitteilen 
erwachsenden  Bechtspflicht. 

Das  ist,  wie  gesagt,  nicht  mehr  wie  selbstverständlich. 
Das  Völkerrecht  kann  heute  weder  nach  dieser  Richtung 
weiter  gehen,  noch  braucht  es  weiter  zu  gehen. 

Wenn  ich  nun  trotzdem  hier  auf  die  Frage  der  sog. 
„Sanktionen"  des  Schiedsspruchs  noch  etwas  eintrete,  so 
geschieht  es  zum  Teil  deshalb,  weil  immer  wieder  Stimmen 
sich  hören  lassen,  die  „Sanktionen"  des  Völkerrechts  und 
speziell  des  Schiedsspruchs  vermissen  und  glauben,  nach  solchen 
rufen  zu  müssen.  Es  sind  das  allerdings  zum  grofsen  Teil 
Stimmen  von  solchen  Seiten,  die  mit  dem  Völkerrecht  keine 
nähere  Bekanntschaft  haben  und  sich  daher  natürlich  auch 
nicht  in  das  Wesen  und  die  Eigenart  desselben  hineinzuver- 
setzen vermögen. 

Wäre  letzteres  der  Fall,  so  würden  die  Betreffenden 
wohl  kaum  auf  den  Gedanken  kommen ,  etwas  zu  vermissen. 
Sie  würden  sich  insbesondere  bewufst  sein,  dafs  man  im 
Völkerrecht  dem  Staat  die  Vollstreckung  des  gegen  ihn  er- 
gangenen   Schiedsspruchs   überlassen   mufs,   dafs  man   ihm 

■  Vgl.  auch  M eurer,  S.  308.  Ferner  Merignhac,  „Trait6  dft 
droit  puhlic  international,  S.  526  f. 
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völkerrechtlich  das  Zutrauen  schenken  mufs,  dafs  er  als 
völkerrechtliches  Subjekt  auch  seinen  völkerrechtlichen 
Pflichten  nach  Treu  und  Glauben  nachkommen  werde.  Wer 
ihm  dieses  Zutrauen  nicht  schenkt,  der  kann  auch  nicht  an 
ein  Völkerrecht  glauben. 

V\^enn  ich  über  den  Mangel  einer  Vollzugsgewalt  im 
Völkerrecht  klagen  höre,  so  will  es  mir  immer  scheinen,  als 
ob  diejenigen,  die  diese  Klage  ausstofsen,  doch  im  Grunde 
eine  recht  geringe  Meinung  von  der  moralischen  Macht,  dem 
moralischen  Wert  des  Rechts  überhaupt  haben  müfsten.  Und 
das  ist  bedauerlich^.  Wer  sich  das  Hecht  nur  mit  einer 
bereitgehaltenen  Zwangsjacke  vorstellen  kann,  der  hat  auch 
eine  tiefe  Einschätzung  für  die  innere  Kraft  des  Rechts.  Er 
dürfte  nur  schwer  dazu  gelangen,  in  den  Geist  gerade  des 
Völkerrechts  einzudringen.  Anderseits  darf  man  aber  sagen, 
daTs,  wenn  irgend  ein  Rechtsgebiet  Gelegenheit  bietet,  sich 
von  der  tatsächlichen  moralischen  Macht  des  Rechts  zu  über- 
zeugen, es  unbedingt  das  Völkerrecht  ist  und  darin  speziell 
gerade  das  Kapitel  von  der  Vollstreckung  der  Schiedssprüche. 
Mehr  als  in  irgend  einem  innerstaatlichen  Rechtsgebiet  kann 
man  sich  hier  davon  überzeugen,  welche  Macht  das  Recht 
an  sich,  das  gegebene  Wort  schon  auszuüben  vermag ^,  ohne 


'Kamarowsky,  S.  516  hat  insofern  Recht,  wenn  er  schreibt: 
„L'id^al  de  Pordre  juridique  consiste  en  ce  que  tous  ses  membres  se 
soumettent  d'une  maniäre  consciente  et  volontaire,  ä  ce  qu'il  ordonne.^ 
Das  ist  aber  gerade  im  Völkerrecht  eher  der  Fall,  als  in  anderen  Rechts- 
gebieten, und  insofern  steht  das  Völkerrecht  auch  hö  her,  als  die  letzteren. 

^  In  diesem  Sinne  äuisert  sich  auch  Darby  a.  a.  0.,  S.  750  f. 
Der  Mangel  eines  Zwangsschutzes  im  Völkerrecht  sei  ein  Vorzug:  „Ac- 
ceptance  of  the  award  is  implied  in  the  compromiss  ....  coercion  is 
not  necessary  to  secure  obedience  ....  both  reason  and  experience 
declare  that  physical  force  sanctions  may  be  altogether  dispensed  with.*' 
Von  älteren  Schriftstellern  hatte  sich  bereits  Leone  Levi,  „Draft  pro- 
ject  of  a  Council  and  High  Court  of  international  arbitration*'  dahin 
ausgesprochen,  dafs  die  Sanktion  des  Schiedsspruchs  auf  moralischem 
Gebiet  zu  suchen  sei.  Ebenso  auch  Dudley-Field,  „Draft  outlines  of 
an  international  code%  und  Laveleye,  „Des  causes  actueUes  de  guerre 
en  Europe  et  de  Tarbitrage".    Vgl.  femer  Dreyfus,  a.  a.  0.,  S.  359. 
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Zwangsmittel  und  ohne  irgend  welchen  besonderen  rechtlichen 
Apparat.  Diese  Beobachtung,  für  die  ein  reiches  historisches 
Material  zur  Verfügung  steht,  hebt  das  Völkerrecht  meines 
Erachtens  weit  über  die  anderen  Bechtsgebiete  hinaus,  trotz 
des  diesen  eignenden  organischen  Zwangsschutzes,  denn  was 
will  moralisch  die  Befolgung  einer  Rechtspflicht  bedeuten,  die 
lediglich  unter  dem  Drucke  eines  Zwangsapparates  erfolgt? 

Die  Geschichte  des  Völkerrechts,  speziell  aber  die  der 
Schiedsgerichtsfälle,  bietet  uns  in  der  Tat  ein  überaus  erfreu- 
liches Kapitel.  Sie  lehrt  uns,  dafs  noch  nie  ein  Staat  einem 
Schiedssprüche  die  Befolgung  unrechtmäfsig  verweigert  hat. 
Wohl  der  beste  Beweis  dafür,  dafs  die  jetzige  Organisation 
des  Völkerrechts  nach  dieser  Richtung  hin  eine  ausreichende 
ist !  Aber  auch  ein  Grund  mehr,  darauf  hinzuweisen,  dafs  die 
Fortbildung  des  Völkerrechts  hier  nicht  einzusetzen  hat, 
es  sei  denn,  dafs  man  ein  Völkerrecht  auf  einer  ganz  anderen 
Grundlage  schaffen  wollte,  als  es  das  heutige  Völkerrecht  ist ! 

Angesichts  der  Tatsache,  dafs  die  Völkerrechtssubjekte 
sich  selbst  vor  der  Macht  des  von  ihnen  anerkannten  Völker- 
rechts anstandslos  beugen,  erscheint  es  oft  geradezu  frivol, 
wie  in  der  Völkerrechtsliteratur  immer  wieder  ganz  unnötiger- 
weise die  Eventualität  einer  Nichtbefolgung  der  Schieds- 
sprüche erörtert  wird,  gerade  wie  wenn  man  dies  den  Staaten 
besonders  nahe  legen  wollte,  statt  dafs  man  in  Übereinstimmung 
mit  Theorie  und  Praxis  einfach  mit  der  Vollstreckung  der 
Schiedssprüche  nach  Treu  und  Glauben  wie  mit  einer  gegebenen 
Tatsache  rechnen  würde.  Man  macht  damit  die  zivilisierten 
Staaten  und  Regierungen  schlechter,  als  sie  in  Wirklichkeit 
sind.  Kein  zivilisierter  Staat,  kein  Mitglied  der  Völkerrechts- 
gemeinschaft wird  heutzutage  einer  so  offenkundigen  Rechts- 
verpflichtung sich  entziehen,  wie  es  die  Befolgung  eines 
ergangenen  Schiedsspruchs  ist.  Weshalb  will  man  sich  mit 
dieser  Tatsache  nicht  begnügen? 

Wenn  ich  nun  trotz  alledem  auf  das  Kapitel  noch  etwas 
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weiter  eintrete,  so  geschieht  es,  wie  gesagt,  zum  Teil  deshalb, 
um  hier  noch  einige  Stimmen  von  Gewicht  zu  Worte  kommen  zu 
lassen,  die  sich  zu  der  „Sanktionsfrage"  geäufsert  haben,  so- 
dann aber  auch,  um  zu  zeigen,  dafs,  wenn  das  Völkerrecht  auch 
keine  besonderen  „Sanktionen*"  im  innerstaatlichen  Sinne  für 
die  Vollstreckung  des  Schiedsspruchs  braucht,  es  nichtsdesto- 
weniger schon  heute  immerhin  auch  seine  „Sanktionen*"  hat. 
Aufserdem  können  sich  weitere  „Sanktionen**  sehr  wohl  auch 
innerhalb  der  Grenzen  des  heute  geltenden  Völkerrechts  ent- 
wickeln, so  dafs  also  ein  diese  Grenzen  überschreitender 
Zwangsschutz  auch  aus  diesem  Grunde  im  Völkerrechte  ent- 
behrlich erscheint. 

Descamps  vor  allem  hat  in  seiner  Denkschrift  auch  die 
Sanktionsfrage  in  trefflicher  Weise  erörtert*.  Er  konstatiert 
zunächst  ebenfalls,  dafs,  wenn  man  dem  Schiedsspruch  den 
Mangel  einer  organisierten  zwingenden  Sanktion  vorwerfe,  man 
diesen  Vorwurf  den  internationalen  Beziehungen  überhaupt 
machen  müsse;  was  man  hier  vom  Schiedsgericht  sage,  gelte 
von  allen  völkerrechtlichen  Verträgen.  Und  dennoch  werden 
diese  Engagements  alle  Tage  beobachtet  und  befolgt  Weshalb 
sollten  denn  nun  die  Völker  den  schiedsrichterlichen  Lösungen 
gegenüber  eine  andere  Haltung  beobachten?  Könne  man  an- 
nehmen, dafs  die  Staaten  willkürlich  die  Entscheidung  einer 


"  Unter  deigenigen,  die  besondere  „Sanktionen"  für  notwendig  er- 
achten, zitiere  ich  hier,  von  allen  älteren  Vorschlägen  absehend,  nur 
Eamarowsky,  S.  517,  Merignhac,  Trait^,  S.  442  f.,  ferner  Pasquale 
Fiore,  „L'organisation  juridique  de  la  societ^  internationale"  in  der 
„Revue  de  droit  international",  1899,  S.  105  f.,  der  viele  treffende  Be- 
merkungen macht,  aber  in  der  Vollstreckungsfrage  vom  Standpunkte 
des  heutigen  Völkerrechts  eben  doch  zu  weit  geht.  Eine  Übersicht  über 
die  verschiedenen  Vorschläge  für  ein  „tribunal  international  g^n^ral 
muni  de  sanction"  gibt  u.  a.  Revon,  S.  363  f.,  494  f.  Er  zeigt,  wie  man 
bei  dieser  Idee  mit  Notwendigkeit  zu  dem  Postulat  der  Staatenföderation 
gelangt,  mit  anderen  Worten  die  Grenzen,  die  durch  den  Begriff  des 
heutigen  Völkerrechts  gegeben  sind,  überschreitet.  Vgl.  auch  Arnaud, 
„L'organisation  de  la  Paix",  1899,  S.  40  f.  Ferner  Bajer,  „Pacig«?rance" 
in  „Revue  de  droit  international",  1903,  S.  584  f. 
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Gerichtsbarkeit  zurückweisen  werden,  die  sie  selbst  und  frei- 
willig angerufen  haben?  Die  Geschichte  des  Schiedsgerichts 
beweise  in  der  Tat,  dafs  sich  die  Staaten  noch  niemals  einer 
solchen  Entscheidung  entzogen  oder  auch  nur  versucht  haben, 
sich  gegen  das  gegen  sie  ausgesprochene  Urteil  aufzulehnen. 
Der  £inwand  habe  also  tatsächlich  weniger  Wert,  als  man  im 
ersten  Augenblick  glauben  möchte.  Im  Grunde  genommen 
beruhe  er  auf  einer  Verwechslung  einer  vollständigen  Sanktion 
mit  einer  für  bestimmte  Umstände  genügenden  Sanktion. 
Daraus,  dafs  es  kein  Mittel  einer  äufsersten  und  höchsten 
Sanktion  gebe,  könne  man  noch  nicht  schliefsen,  dafs  keine 
ausreichende  Sanktion  übrig  bleibe.  Wenn  man  behaupte, 
dafs  die  Staaten  nur  durch  eine  moralische  Verpflichtung  und 
durch  das  Band  der  Ehre  zur  Ausführung  des  schiedsrichter- 
lichen Urteils  gezwungen  seien,  so  dürfe  man  nicht  vergessen, 
welche  Macht  eine  solche  Sanktion  bei  den  Kulturvölkern 
besitze.  Man  habe  sehr  richtig  bemerkt,  dafs  die  Ehre  den 
Staaten  kategorisch  befehle,  sich  dem  Urteil  zu  fügen.  Auch 
komme  die  öffentliche  Meinung,  die  ja  das  Gewissen  der 
Kulturvölker  bilde,  dem  Gefühl  der  Nationalehre  in  dieser 
Hinsicht  zu  Hilfe;  ein  Staat,  der  auf  die  Stimme  der  Pflicht 
und  Ehre  nicht  hören  würde,  würde  der  allgemeinen  Mifs- 
billigung  anheimfallen.  Es  gebe  eben  gewisse  Forderungen  des 
öffentlichen  Gewissens,  die  zu  respektieren  alle  Staaten  ein 
Interesse  haben'.   Aufserdem  seien  die  Staaten  aber  zur  Aus- 


®  Vgl.  auch  Kebedgy,  „Contribution  k  TEtude  de  la  sanction 
da  droit  international^  in  der  „Revue  de  droit  international'',  1897,  S.  118  f. 
Kebedgy  bezeichnet  als  „Sanktionen"  des  Völkerrechts  insbesondere 
das  natürliche  Interesse,  die  Stellung  in  der  internationalen  Gemein- 
schaft, die  Solidarität  der  Interessen  und  die  Öffentliche  Meinung,  ^r 
bemerkt,  wenn  die  Regeln  des  Völkerrechts  auch  keine  direkte  Sanktion 
haben,  analog  derjenigen  des  Privatrechts,  so  seien  sie  somit  doch  auch 
nicht  ohne  Sanktionen.  Dals  schon  ihr  Interesse  die  Staaten  zur  Unter- 
werfung unter  den  Schiedsspruch  bestimmen  mulk,  hebt  mit  Recht  auch 
NoYikov,  ;,Der  ewige  Krieg,  Antwort  auf  die  Schrift:  Der  ewige  Friede 
des  Herrn  Prof.  v.  Stengel*',  hervor.   Wenn  y.  Stengel  meine,  dafs  die 
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fübruDg  des  Schiedsspruchs  durch  ein  viel  direkteres  Band 
yerpflichtet,  als  durch  eine  einfache  moralische  Pflicht.  Es 
handle  sich  in  der  Tat  nicht  nur  um  eine  auf  guten  Glauben 
und  Treue  gegründete  natürliche  Verpflichtung,  sondern  um 
eine  positive  Rechts  Verpflichtung,  die  auf  einem  Vertrag 
basiere.  Die  Nichtausführung  des  im  voraus  vertragsmAfsig 
angenommenen  Schiedsspruchs  sei  nicht  zulässiger,  als  die 
gewaltsame  Verletzung  eines  Vertrages ;  die  Nichtausführung 
sei  eben  selbst  eine  gewaltsame  Vertragsverletzung.  Es  sei 
ein  Hauptprinzip  des  Völkerrechts  nach  der  Londoner  Kon- 
ferenz vom  13.  März  1871,  „dafs  keine  Macht  sich  von  einer 
Vertragsverpflichtung  befreien  könne,  noch  die  Stipulationen 
einer  solchen  anders,  als  auf  dem  Wege  einer  freundschaft- 
lichen Entente  zwischen  den  vertragsschliefsenden  Parteien 
verändern  dürfe.  "^  Die  schiedsrichterliche  Lösung  sei  das 
Gesetz  der  Parteien,  ein  Gesetz,  das  von  diesen  im 
voraus  angenommen  ist.  Der  charakteristische  Zug  des 
Schiedsgerichts  sei  ausdrücklich  die  gemeinsame  Unterwerfung 
unter  einen  frei  gewählten  Richter,  mit  der  förmlichen  Ver- 
pflichtung, sich  loyal  dem  Urteile  zu  unterwerfen. 

Descamps  hält  es  demnach  weder  für  nötig,  noch 
für  durchführbar,  ja  für  gefährlich,  bestimmte  Zwangsmittel 
zu  organisieren  für  den  Fall  einer  Ausführungsverweigerung. 
Im  übrigen  hindere  aber  die  Parteien  nichts,  in  einem  ihnen 
passenden  Mafse  den  Schiedsrichtern  im  Eompromifs  die  Mittel 
an  die  Hand  zu  geben,  um  ihren  Spruch  auf  besondere  Weise 
zu  sanktionieren.  Alles  in  allem  sei  es  daher  falsch,  zu  sagen, 
dafs  dadurch,  dafs  eine  besondere  Zwangsgewalt  nicht  errichtet 
werde ,  die  Ausführung  des  schiedsgerichtlichen  Urteils  ganz 
dem  guten  Willen  der  Staaten  überlassen  bleibe.  Das  Recht 
sei  weit  davon  entfernt,  sich  jeder  Sanktion  zu  begeben.   Die 


Staaten  sich  dem  Schiedsspruch  nicht  fügen  würden,  so  vergesse  er  einen 
wichtigen  Faktor :  das  Interesse ;  die  Verträge  werden  aus  dem  einfachen 
Grunde  schon  erfüllt,  weil  jeder  Staat  sein  Interesse  dabei  finde. 
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Grundzüge  der  Sanktion,  die  zurzeit  bestehen,  seien  bis 
jetzt  als  ausreichend  empfunden  worden  und  befestigen  sich 
von  Tag  zu  Tag.  Bevor  man  andere  Grundlagen  annehme, 
gezieme  es  sich  abzuwarten,  bis  die  Notwendigkeit  dies  be- 
gründen werde.  In  jedem  Falle  stehe  es  den  Staaten  frei, 
wenn  sie  es  für  nützlich  erachten,  im  Eompromifs  bereits 
juristisch  diese  angebliche  Lücke  verschwinden  zu  lassen.  — 

Ich  glaube,  dafs  Descamps  mit  diesen  Ausführungen  der 
allgemein  herrschenden  Ansicht  in  der  Völkerrechtstheorie  ^ 
und  nicht  minder  dem  Zustande  der  Staatenpraxis  trefflichen 
Ausdruck  verliehen  hat  ®. 

V.  Martens,  um  eine  weitere  Stimme  anzuführen,  betont 
ebenfalls^,  es  müsse  sich  die  Überzeugung  entwickeln,  „que 
la  sanction  des  sentences  arbitrales  ne  consiste  nullement 
dans  une  force  brutale  quelconque  de  la  partie  gagnante, 
mais  uniquement  dans  la  force  morale  de  la  parole  donn^e  de 
se  soumettre  docilement  k  Tarr^t  prononc6  et  de  Texöcuter 
consciencieusement,  sans  murmures  et  sans  reproches." 

Meurer^^  hebt,  nach  einem  meines  Erachtens  entbehr- 


"^  Ich  zitiere  nur  Bonfils  S.  504. 

^  Vgl.  hierzu  die  Descamps'sche  Denkschrift,  S.  64  f. 

^  In  der  zitierten  Vorrede  zu  Jacobson. 

*®  M eurer,  S.  346  f.  Aus  der  Zeit  vor  der  Haager  Konferenz 
möchte  ich  auch  hier  wieder  einige  zutreffende  Worte  von  Schlief  an- 
führen, insbesondere  S.  239  f.,  271  f.,  821  f.  Schlief  geht  davon  aus,  dals 
es  um  die  Souveränität  der  Einzelstaaten  geschehen  wäre,  wenn  man  im 
völkerrechtlichen  Prozeßverfahren  eine  Exekutiv  ins  tanz  zulassen  wollte, 
die  den  Staat  zwingen  könnte,  in  bestimmter  Weise  zu  handeln.  Trotz- 
dem würde  durch  Statuierung  eines  Prozeßverfahrens  praktisch  für  das 
Völkerrecht  dasselbe  erreicht  werden,  wie  mit  einer  nach  allen  Regeln 
der  Kunst  Iconstruierten  Kechtsordnung  für  den  einzelnen  Staat.  Das 
Völkerrecht  unterscheide  sich  eben  vom  bürgerlichen  Recht  so,  wie  die 
Qualität  des  Staates,  als  internationalen  Rechtssubjektes,  von  derjenigen 
des  einzelnen  Individuums.  Eine  Exekutivinstanz  würde  hier  wenig  Be- 
deutung haben,  es  sei  mit  Sicherheit  darauf  zu  rechnen,  daß  einer  Ent- 
scheidung von  den  bei  dem  Streitfall  beteiligten  Staaten  auf  das  Bereit- 
willigste nachgekommen  werden  würde,  viel  bereitwilliger  als  dem 
richterlichen  Urteil  von  Seiten  sonstiger  Prozeßparteien.  Niemals  bisher 
habe  irgend  eine  der  beteiligten  Mächte,  zu  deren  Ungunsten  die  Ent- 
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liehen  Hinweis  auf  die  Yollstreckbarkeit  des  innerstaatlichen 
Urteils  resp.  Schiedspruchs,  ebenfalls  richtig  hervor,  dafs  der 
Vollzug  des  Schiedsspruchs  lediglich  Sache  der  unterlegenen 
Partei  sei,  es  gebe  hier  überhaupt  keine  Zwangsvollstreckung. 
Er  fährt  fort,  über  diese  Unfertigkeit  des  völkerrechtlichen 


Scheidung  ausfiel,  auch  nur  den  leisesten  Versuch  gemacht,  derselben 
zuwider  zu  handeln  oder  nachträglich,  etwa  auf  Umwegen,  dem  Siune 
der  Entscheidung  entgegen,  ihre  als  unrechtmälsig  erkannten  Forde- 
rungen zur  Geltung  zu  bringen.  £s  sei  also  den  Urteilen,  die  in  einem 
völkerrechtlichen  Prozeßverfahren  ergehen,  eine  praktische  Wirkung 
gesichert,  auch  ohne  Betätigung  oder  grundsätzliche  Statuierung  einer 
Exekutivinstanz.  Schlief  hebt  weiter  mit  Recht  hervor,  man  könne  die 
Unmöglichkeit  der  Schaffung  einer  solchen  Instanz  voll  und  ganz  zu- 
geben und  dennoch  aus  ihr  einen  ganz  anderen  Schlufs  ziehen  als  den, 
der  zur  Verneinung  jeder  Möglichkeit  gelange,  die  augenblicklich  be- 
stehenden sog.  völkerrechtlichen  Zustände  auch  nur  in  Etwas  aufzu- 
bessern. Nach  dem  begriiTlichen  Wesen  des  Völkerrechts  sei  nicht  der 
äulsere,  physische,  sondern  nur  der  innere,  psychische  oder  moralische 
Zwang  die  Gewähr  für  tatsächliche  Willfährigkeit  gegen  das  Urteil  eines 
Völkergerichts.  Dieser  würde  gegebenenfalls  im  internationalen  Rechtsleben 
ebenso  sicher  und  mächtig  wirken,  wie  die  durch  den  Gerichtsvollzieher 
verkörperte  Staatsgewalt  im  bürgerlichen  Rechtsleben:  wo  sie  ihre 
Wirkung  versage,  da  liege  die  Sache  ebenso,  wie  da,  wo  der  Staats- 
gewalt als  Exekutivinstanz  der  Gehorsam  gekündigt  werde,  da  sei  offene 
Revolution  vorhanden.  —  Soweit  Schlief.  Man  kann  diesen  treffenden 
Bemerkungen  nur  beipflichten.  Ich  führe  femer  noch  Revon,  S.  495 
an:  „Le  d^faut  de  sanction  des  traites  d'arbitrage  permanent  nous 
apparalt  donc,  en  fait,  comme  une  lacune  peu  importante.  Mais  k  sup- 
poser  que  ce  soit  lä  un  vice  grave,  pourrait-on,  devrait-on  y  rem^dier. 
Quelques  pacificateurs  Tont  pens^;  ils  ont  propos^  en  consäquence  de 
fouruir  aux  arbitres  un  certain  pouvoir  de  sanction,  en  leur  accordant, 
avec  le  droit  de  d^clarer  leur  sentence  exäcutoire,  celui  de  regier  cette 
ex^cution  elle-meme  et  d'en  d^signer  les  agents ;  en  effet,  disent-ils,  cette 
m^thode  d'ex^cution  ne  constituerait  point  un  ensemble  d'actes  de 
guerre,  mais  bien  d'actes  juridiques  et  les  parties  n'auraient  qu'ä  s'in- 
cliner.  Nous  ne  pouvons  admettre  un  tel  Systeme.  II  pr^senterait,  selon 
nous,  en  l'ötat  actuel  des  choses,  moius  d'avantages  que  d'inconv^nients. 
En  depit  de  toutes  les  limites  que  le  compromis  des  parties  pourrait 
poser  au  pouvoir  ex^cutif  des  arbitres,  ce  n'en  serait  pas  moins 
un  pouvoir  ex^cutif  proprement  dit  .  .  .  .  En  attendant  le  d^faut  de 
sanction  de  Parbitrage  n'est  pas  un  inconv^nient  bien  grave.  L'essentiel 
est  qu'une  juridiction  arbitrale  soit  constitu^e;  une  fois  ses  jugements 
rendus,  le  sentiment  de  Thonneur  national  peut  suffire  ä  en  assurer  le 
respect.". 
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Schiedsrechts  täusche  keine  Kunst  hinweg,  das  sei  und  bleibe 
der  schwache  Punkt  der  internationalen  Schiedsgerichtsbarkeit. 
Anderseits  gibt  er  aber  zu,  man  müsse  anerkennen,  dafs  in 
allen  bisherigen  Schiedsgerichtsfallen  die  Erfüllung  nicht  ein 
einziges  Mal  verweigert  worden  sei.  „Das  sittliche  Verdikt 
würde  auch  nicht  ausbleiben,  und  mit  dieser  ,force  morale 
obligatoire*  mufs  das  Völkerrecht  auskommen.^ 

Ich  bin,  wie  gesagt,  nicht  der  Meinung,  dafs  hier  ein 
schwacher  Punkt  der  Schiedsgerichtsbarkeit  vorliegt.  Diese 
„Schwäche"  hat  sich  bisher  noch  in  keiner  Weise  fühlbar 
gemacht  und  gehört  mit  zur  Natur  des  internationalen  Schieds- 
gerichts. Aufserdem  aber  müfste  man,  wenn  es  wirklich  eine 
Schwäche  wäre,  doch  entschieden  auf  Abhilfe  bedacht  sein. 
Entweder  —  oder.  Wenn  man  einen  Schaden  erkannt  hat,  mufs 
man  ihn  zu  heilen  suchen;  darüber  kann  kein  Zweifel  be- 
stehen. Weshalb  also  nicht  lieber  mit  der  Eigenart  des 
Völkerrechts  sich  abfinden,  statt  das  letztere  der  Schwäche  zu 
zeihen,  gerade  da,  wo  es  sich  als  stark  erwiesen  hat? 

Wenn  Meurer  nun  aber  auch  mit  Recht  betont,  dafs  es 
im  Völkerrecht  keine  Zwangsvollstreckung  gebe,  so  sind  doch 
die  Konsequenzen,  die  er  aus  dieser  selbstverständlichen  Tat- 
sache zieht,  meines  Erachtens  nicht  zu  billigen. 

Das  gilt  zunächst  einmal  in  der  Frage  der  Fristsetzung 
für  die  Ausführung  des  Schiedsspruchs.  Der  italienisch- 
argentinische Schiedsvertrag,  der  selbstverständlich  in  der 
Vollstreckungsfrage  denselben  Standpunkt  vertritt  wie  die 
Haager  Konvention  —  der  Artikel  13  des  Vertrags  bestimmt 
lediglich,  dafs  der  Vollzug  des  Schiedsspruchs  der  Ehre  der 
Signatarmächte  anvertraut  sei  — ,  hatte  aufserdem  im  Artikel  12 
noch  die  Bestimmung  getroffen,  dafs  der  Schiedsspruch  die 
Frist  bestimmen  müsse,  in  der  er  zu  vollziehen  sei.  Graf 
Nigra  stellte  nun  im  Haag  den  Antrag,  entsprechend  in  die 
Konvention  die  Bestimmung  aufzunehmen:  „Le  tribunal  doit 
6tre  autorisä  ä  d6terminer  le  d61ai  dans  lequel  la  sentence 
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devra  6tre  ex6cutoire."  ^*  Infolge  des  Widerspruchs  von  selten 
des  deutschen  Vertreters  wurde  dieser  Antrag  fallen  gelassen. 
Dies  veranlafst  M eurer  zu  folgenden  Bemerkungen^^:  „Im 
AuBSchufs  der  Haager  Friedenskonferenz  hatte  es  niemand 
gewagt,  die  Exekutionsfrage  aufzuwerfen.  Aber  die  Kom- 
mission wurde  doch  noch  vor  die  Entscheidung  gestellt,  die 
leicht  hätte  verhängnisvoll  werden  können,  obschon  sich  der 
Antragsteller  der  gröfsten  Mafshaltung  befleifsigte  und  es 
nur  mit  einer  Fristsetzung  für  die  „ex6cution"  oder  den 
Vollzug  versuchte  .  . .  Der  unbedingte  deutsche  Widerspruch 
hatte  in  der  Tat  seine  guten  Gründe,  und  es  ist  dem  deutschen 
Vertreter  zu  danken,  dafs  die  Schiedskonvention  hier  vor 
einer  bedenklichen  Beigabe  bewahrt  wurde.  Eine  Fristsetzung 
für  den  Vollzug  hat  nur  da  einen  Sinn,  wo  der  Vollzug  er- 
zwungen werden  kann,  also  Zwangsvollstreckung  wird.  Man 
mufs  eben  Rechtskraft  und  Vollstreckbarkeit  auseinander- 
halten .  .  .  Auch  das  italienisch -argentinische  Schieds- 
abkommen,  welches  eine  Frist  für  den  Vollzug  vorsieht,  er- 
klärt dann  nichtsdestoweniger:  ,Der  Vollzug  ist  der  Ehre  der 
Signatarmächte  anvertraut.*  Angesichts  einer  freiwilligen 
Erfüllung  hat  es  dann  aber  wahrlich  keinen  Sinn,  eine  Frist 
zu  setzen ;  vielmehr  mufs  man  hier  mit  jeder,  wenn  auch  ver- 
späteten Erfüllung  zufrieden  sein  und  darf  nicht  durch 
formalistische  Schärfen  neue  Schwierigkeiten  schaffen/ 

Man  könnte  nach  den  Meurerschen  Worten  vermuten,  als 
ob  die  anderen  Vertreter  im  Haag  im  Geheimen  auch  für  eine 
Ordnung  der  Vollzugsfrage  gewesen  wären  und  es  nur  nicht 
gewagt  hätten,  dieselbe  aufzuwerfen.  Es  ist  deshalb  vielleicht 
doch  gut,  zu  konstatieren,  dafs  eine  derartige  Absicht  jeder- 
mann ferngelegen  hat.  Schon  das  Projekt  der  Brüsseler  Inter- 
parlamentarischen Konferenz  von  1895,  Artikel  11,  traf  dieselbe 
Bestimmung,   wie  die  Haager  Konvention,  indem  es  sagte: 

1*  Conference  IV  31. 
"  Meurer,  S.  345  f. 
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„L'ex^cution  de^s  d^cisions  de  la  Cour  est  confi^e  ä  Phonneur 
et  ä  la  bonne  foi  des  Etats  en  litige.**  **  Genau  in  demselben 
Sinn  entschied  der  italienisch-argentinische  Schiedsvertrag; 
die  dort  verfügte  Fristsetzung  steht  dazu  absolut  nicht  im 
Widerspruch,  sie  setzt  keinerlei  Zwangsvollstreckung  voraus. 
Und  auch  im  Haag  war  sicherlich  kein  einziger  Vertreter, 
der  Vollmacht  gehabt  hätte,  für  einen  Zwangsvollzug  in  der 
einen  oder  anderen  Form  einzutreten.  Trotzdem  traten  aber 
andere  Vertreter,  wie  der  sehr  gemäfsigte  Descamps  und 
Bourgeois  für  den  italienischen  Antrag  einer  Fristbestimmung 
ein.  Doch  gewifs  der  deutlichste  Beweis  dafür,  dafs  dieser 
Antrag  sich  sehr  wohl  mit  einer  Gegnerschaft  gegen  den 
Zwangsvollzug  vereinigen  liefs,  und  dafs  der  Opposition  des 
deutschen  Vertreters,  wo  nicht  ein  Mifsverständnis ,  wie  bei 
M eurer,  so  doch  ein  Mifstrauen  zugrunde  lag,  das  die 
Sache  nicht  rechtfertigte.  Der  Antragsteller,  Graf  Nigra, 
der  sich  nach  M eurer  der  „Mafshaltung"  befleifsigte,  hat  gar 
nicht  mehr  gewollt,  als  eine  nicht  nur  harmlose,  sondern 
auch  wohltätige  Fristsetzung.  Inwiefern  diese  hätte  „ver- 
hängnisvoir  werden  können,  hat  Meurer  zu  erklären  unter- 
lassen. Meines  Erachtens  könnte  es  nur  gute  Folgen  haben, 
wenn  die  Schiedsrichter,  die  das  Eecht  haben,  Erfüllung 
des  Schiedsspruchs  zu  erwarten,  in  diesem  Spruche  auch 
bestimmen  würden,  bis  wann  sie  diese  Erfüllung  erwarten. 
Das  wäre  keine  „bedenkliche",  sondern  eine  sehr  nützliche 
„Beigabe"  gewesen.  Eine  derartige  Bestimmung  hat  mit  dem 
„Problem"   des  Zwangsvollzugs  nicht  das  Geringste  zu  tun, 


"Meurer,  S.  345  glaubt  hier  einen  Widerspruch  mit  der  Re- 
solution der  Interparlamentarischen  Konferenz  von  1894  herauslesen  zu 
sollen,  ^ronach  der  Schiedsspruch  die  „force  d'une  sentence  exäcutive" 
hat.  Schon  auf  S.  212  kritisiert  er  diese  letztere  Bestimmung,  indem  er 
bemerkt,  die  anderen  Grundsätze  der  Konferenz  hätten  brauchbare  Ge- 
danken enthalten,  in  der  Frage  des  Zwangsvollzugs  aber  müsse  das 
Völkerrecht  versagen .  Offenbar  hat  Meurer  den  Sinn  der  französischen 
Worte  miftyerstanden.  An  einen  Zwangsvollzug  war  dabei  gar  nicht  gedacht. 

Nippold,  Verfahren.  25 
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der  Gedanke  an  dieses  hat  jedermann  fem  gelegen.  Meurer 
verwechselt  aber  offenbar  die  Begriffe  „Vollstreckung*'  und 
„Zwangsvollstreckung**  miteinander.  Daher  seine  unrichtige 
Interpretation  des  Projekts  der  Interparlamentarischen  Kon- 
ferenz und  des  italienisch -argentinischen  Schiedsvertrags. 
Was  er  hätte  auseinanderhalten  sollen,  das  sind  nicht  sowohl 
Rechtskraft  und  YoUstreckbarkeit,  als  vielmehr  Vollstreckung 
und  Zwangsvollstreckung.  Wenn  es  keinen  Zwangsvollzug 
im  Völkerrecht  gibt,  so  gibt  es  doch  einen  Vollzug,  und  es 
ist  nicht  einzusehen,  was  es  schaden  könnte,  wenn  die  Schieds- 
richter für  diesen  eine  Frist  setzen".  Diese  Fristsetzung 
stellt  sich  als  ein  Teil  des  Schiedsspruchs  dar.  Wer  die  Frist- 
setzung fürchtet,  der  mufs  auch  den  Schiedsspruch  fürchten 
und  dürfte  sich  einem  solchen  gar  nicht  erst  aussetzen.  Ganz 
bedenklich  aber  ist  es,  wenn  Meurer  die  Behauptung  aufstellt, 
„angesichts  einer  freiwilligen  Erfüllung  habe  eine  Fristsetzung 
keinen  Sinn**,  und  „man  müsse  hier  mit  jeder  verspäteten 
Erfüllung  zufrieden  sein^.  Die  Erfüllung  ist,  wenn  sie  auch 
nicht  erzwungen  werden  kann,  doch  keine  freiwillige, 
sondern  sie  beruht  auf  einer  Bechtspflicht,  und  gerade 
die  Meurer  sehe  Behauptung,  dafs  man  mit  jeder  verspäteten 
Erfüllung  dieser  Pflicht  „zufrieden*'  sein  müsse,  zeigt  deutlich, 
wie  g  u  t  es  gewesen  wäre,  wenn  man  dem  Antrage  des  Grafen 
Nigra  stattgegeben  hätte. 

Das,  was  Meurer  hier  von  der  „freiwilligen  Erfüllung" 
sagt,  hängt  im  übrigen  aufs  engste  zusammen  mit  seiner  Auf- 
fassung der  Schiedsgerichtsbarkeit  überhaupt.  Er  benützt 
nämlich  seine  Ausführungen  über  den  Zwangsvollzug,  um 
fortzufahren^^:    „Aber    um    so    mehr   mufs    angesichts   des 


^^  Die  Staatenpraxis  ist  auch  hier  inzwischen  bereits  in  die  Lücke 
eingetreten,  die  die  Haager  Konvention  gelassen  hat  Mehrere  neuere 
Schiedsverträge  bestimmen,  da(s  der  Schiedsspruch  die  Frist  festsetzen 
soll,  binnen  welcher  er  vollzogen  werden  soll.  So  z.  B.  die  Schiedsverträge 
Schweiz-Belgien,  Schweiz- Schweden  und  Norwegen,  Dänemark-Italien. 

"  Meurer,  S.  848. 
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Fehlens  einer  Zwangsvollstreckung  das  Freiwilligkeitsprinzip, 
an  dem  die  j/ölkerrechtliche  Schiedssprechung  allein  einen 
festen  Halt  gewinnt,  rein  und  unverfälscht  zur  Durchführung 
kommen;  um  so  mehr  mufs  die  Anrufung  der  Schiedssprechung 
in  jedem  einzelnen  Fall  nur  das  Ergebnis  eigener  freier  Ent- 
scheidung sein.  Hier  mit  der  staatlichen  Rechtsordnung 
rivalisieren  zu  wollen,  ist  unmöglich.  Die  obligatorische  Unter- 
ordnung der  Kulturvölker  unter  das  Recht  oder  jene  Entwick- 
lungsstufe, auf  welcher  die  Unterordnung  der  Streitenden  unter 
das  Gesetz  im  Notfall  erzwungen  werden  kann,  ist  insolange 
pure  Phantasie,  als  es  noch  wirklich  souveräne  Staaten  gibt." 
Man  kann  meines  Erachtens  das  „Freiwilligkeitsprinzip**  ^® 

*•  In  richtiger  Weise  wird  das  „Freiwilligkeitsprinzip^  betont  von 
Fried,  Handbuch  S.  108:  „Man  wendet  heute  auch  vielfach  ein,  dafs 
das  Schiedsgericht  der  Autorität  entbehre,  um  seine  Beschlüsse  zur 
Ausführung  zu  bringen.  Das  zeugt  von  einem  völligen  Verkennen  des 
Schiedsgerichtsprinzips.  Der  Staat,  der  sich  einem  Schiedsverfahren 
unterwirft,  tut  dies  nicht  gezwungen,  wie  der  Bürger,  der  sich  dem  Ge- 
richte unterwerfen  muüs,  sondern  freiwillig.  In  dieser  Freiwillig- 
keit liegt  die  Garantie  für  die  Ausführung  des  Urteils.  Der 
Staat  hat  aber  auch  das  gröfste  Interesse  daran,  das  Urteil  des  Schieds- 
gerichtshofes zu  befolgen,  denn  er  schädigt  mit  seiner  Auflehnung  gegen 
dieses  Urteil  nicht  seinen  Gegner,  sondern  nur  sich.  In  der  engen 
Eulturgemeinschaft  der  Staaten  zeitigt  ein  Widersacher  des  Rechts  nur 
Nachteile  für  sich,  da  man  ihm  in  Zukunft  nicht  mehr  Glauben  ent- 
gegenbringen wird.  Ein  Staat,  der  es  einmal  versuchen  sollte,  sich  einem 
Rechtsspruche  zu  widersetzen,  den  er  vorher  als  bindend  für  sich  er- 
klärt hat,  wird  es  an  seinen  Börsen,  an  seinem  Kredit,  an  seiner 
Handelsbilanz  spüren,  wie  töricht  dieses  Vorgehen  war.  In  der  Tat  ist 
ein  solcher  Fall  bis  jetzt  auch  noch  gar  nicht  vorgekommen.  Die 
Autorität  im  internationalen  Rechtsverkehr  der  Staaten  wird  weniger 
eine  bewa£Ehete  Gendarmerie  bilden,  als  vielmehr  der  freie  Wille 
zum  Recht  und  das  Interesse  an  einer  rechtlichen  Ordnung, 
die  die  Staaten  aueinanderketten  und  der  sich  keiner  ungestraft  ent- 
ziehen wird.''  Vgl.  auch  daselbst  S.  177,  woselbst  Fried  betont,  in  der 
Bestimmung  des  Art.  18  liege  gleichzeitig  ein  Ersatz  für  die  mangelnde 
Exekution  des  Schiedsverfahrens.  „Indem  die  Staaten  sich  zur  Ein- 
setzung eines  Schiedsgerichts  bereit  erklären,  erklären  sie  sich  auch 
bereit,  das  Urteil,  wie  es  auch  ausfalle,  anzuerkennen.  Der  Zwang  wird 
damit  wohl  nicht  ersetzt,  hingegen  werden  die  Voraussetzungen  beseitigt, 
die  einen  Zwang  nötig  machen,  indem  ja  die  Unterwerfung  unter  das 
Urteil  im  voraus  und  freiwillig  geschieht. '^ 

25* 
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auch  auf  die  Spitze  treiben,  und  das  tut  M eurer,  wenn  er 
sogar  die  Erfüllung  des  Schiedsspruchs  hier  als  eine  frei- 
willige darstellt.  Ich  bin  gewifs  auch  der  Meinung,  dafs  man 
den  Staaten  in  allem  möglichste  Freiheit  lassen  solle,  und  habe 
daher  gerade  die  Notwendigkeit  jederzeit  betont,  den  schieds- 
gerichtlichen Charakter  der  Jurisdiktion  im  Völkerrecht  rein 
zu  erhalten  und  zu  bewahren.  Aber  das  darf  nicht  soweit 
gehen,  dafs  man  die  Schiedsgerichtsbarkeit  selbst  dabei  aufs 
Spiel  setzt.  Oanz  ohne  rechtliche  Verpflichtungen  kann  man 
im  Schiedsrecht  nicht  auskommen.  Die  Unterwerfung  unter 
den  Schiedsspruch  ist  zweifelsohne  obligatorischer  Katur.  Eine 
richtige  petitio  principii  aber  ist  es,  wenn  M eurer,  von  dem 
Mangel  einer  völkerrechtlichen  Zwangsvollstreckung  ausgehend, 
den  Schlufs  ziehen  möchte,  dafs  die  Anrufung  der  Schieds- 
sprechung  in  jedem  einzelnen  Fall  auf  freier  Entscheidung 
beruhen  mttsse. '  Dieser  Übergang  ist  so  gekünstelt  wie 
möglich.  Als  ob  der  Mangel  einer  Zwangsvollstreckung  auch 
nur  im  mindesten  einen  Grund  abgeben  könnte,  von  Be- 
stimmungen über  die  Anwendung  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
abzusehen.  Das  Gegenteil  ist  doch  eher  der  Fall !  Die  Staaten 
können  sich  der  Schiedsgerichtsbarkeit  um  so  leichter  im 
voraus  unterwerfen,  als  keinerlei  Zwang  zur  Vollstreckung 
des  Schiedsspruchs  gegen  sie  ausgeübt  wird. 

Es  ist  aber  aufserdem  auch  wirklich  nicht  einzusehen,  was 
dieses  Frontmachen  Meurers  gegen  die  neuere  Entwicklung 
der  Schiedsgerichtsbarkeit  für  einen  praktischen  Zweck  haben 
soll.  Die  zahllosen  Schiedsklauseln  und  Schiedsverträge  werden 
dadurch  doch  nicht  wieder  aus  der  Welt  geschafft,  trotzdem 
sie  eine  Negierung  des  M  eurer  sehen  „Freiwilligkeitsprinzips'' 
bedeuten  ^^.  Sie  bewirken  nun  einmal  mit  Notwendigkeit, 
dafs   die   Schiedssprechung  in  Zukunft  auf  der  Grundlage 


^"^  Meurer  widerspricht  sich  überhaupt  in  dieser  Beziehung  selbst 
und  zwar  zu  wiederholten  Malen.  An  anderen  Stellen  befürwortet  er, 
wie  wir  gesehen  haben,  selbst  die  Schiedsklausel. 
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des  9  Unfrei  Willigkeitsprinzips"  erfolgen  wird,  und  das  selbst 
dann,  wenn  die  Haager  Konvention  sich  diesem  letzteren 
„Prinzip"  noch  auf  einige  Zeit  verschliefsen  sollte.  Das 
„obligatorische"  Schiedsgericht  ist  keine  „Phantasie",  sondern 
es  ist  längst  zur  Tatsache  geworden,  ohne  dafs  die  Souveränität 
der  beteiligten  Staaten  darunter  gelitten  hätte,  und  wir  haben 
auch  gesehen,  dafs  es  sich  bei  seiner  „Einführung"  in  Wirk- 
lichkeit gar  nicht  um  eine  „Prinzipienänderung"  gehandelt  hat. 

Bechtspflichten  sind  also  zwischen  den  Staaten  längst 
vorhanden  und  mufsten  vorhanden  sein,  wenn  das  Völker- 
recht vorwärtsschreiten  sollte.  Die  Haager  Konvention  hat  also 
in  dieser  Beziehung  lediglich  noch  einen  Ausgleich  zu  voll- 
ziehen. Es  ist  daher  ebenso  zwecklos,  sich  dem  allem  in  den  Weg 
stellen,  als  hinter  dieser  Entwicklung  nachhinken  zu  wollen. 

Kommt  es  denen,  die  in  der  Weise  wie  M eurer  mit  dem 
„Freiwilligkeitsprinzip^  umgehen,  denn  wirklich  gar  nicht  zum 
Bewufstsein,  dafs  ihre  Ausführungen  im  Grunde  dioch  nur  auf 
eine  (allerdings  ungefährliche)  Schwächung  des  Schiedsgerichts- 
gedankens hinauslaufen?  Nach  anderen  Äufserungen  Meurers 
möchte  ich  fast  schliefsen,  da&  er  sich  in  der  Tat  selbst  der 
Konsequenzen  nicht  bewufst  ist,  zu  denen  solche  Äufserungen, 
wie  die  oben  angeführten,  mit  Notwendigkeit  führen  müssen. 
Was  er  hier  sagt,  „schädigt"  in  Wirklichkeit  das  Schieds- 
gericht ebenso,  wie  manche  Übertreibungen  der  Friedens- 
freunde, gegen  die  M eurer  sich  wendet.  An  ein  „Rivali- 
sieren mit  der  staatlichen  Rechtsordnung"  denkt  kein  ver- 
nünftiger Mensch.  Eine  „obligatorische  Unterordnung  der 
Völker  unter  das  Recht"  aber  kann  einem  Juristen  doch  wohl 
kaum  als  ein  Unglück  erscheinen,  wenn  sie  sich  zurzeit  auch 
nur  als  ein  Postulat  aufstellen  läfst.  Darüber,  dafs  diese  Unter- 
ordnung, dafs  die  Befolgung  der  Völkerrechtspflichten  aller- 
dings nicht  erzwungen  werden  kann,  sind  sich  wohl  alle  einig. 
Aber  soll  man  um  deswillen  vielleicht  auf  die  Statuierung 
von  Rechtspflichten  im  Völkerrecht  verzichten? 
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Wenn  ich  nach  dem  Gesagten  es  somit  als  feststehend 
betrachte,  dafs  es  im  Völkerrecht  nicht  nur  keinen  Zwangs- 
vollzug gegenüber  dem  Schiedsspruch  geben  kann,  sondern  dafs 
ein  solcher  auch  keineswegs  nOtig  erscheint^®  und  der  Eigenart 
des  Völkerrechts  im  Gegenteil  widerstreiten  würde,  so  führt 
mich  diese  Beobachtung  nun  noch  einmal  kurz  zu  dem  zurück, 
was  oben  über  die  völkerrechtlichen  Nichtigkeitsgründe  ge- 
sagt wurde.  Ich  bin  M eurer  auch  in  diesem  Punkte  bereits 
entgegengetreten.  Er  vermifst,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  in 
der  Haager  Konvention  die  Aufzählung  der  Nichtigkeitsgründe 
und  findet,  es  sei  ein  beklagenswerter  Zustand,  dafs  der  unter- 
legene Staat  selbst  Richter  über  die  Frage  sei,  ob  Nichtigkeits- 
gründe vorliegen.  Demgegenüber  ist  nun  zu  sagen,  dafs  das, 
was  wir  hier  mit  bezug  auf  den  Zwangsvollzug  gefunden 
haben,  sich  im  Grunde  auch  auf  die  Nichtigkeitsfrage  an- 
wenden läfst.  So  gut  wie  man  dem  Staat  das  Zutrauen 
schenken  kann  und  schenken  mufs,  dafs  er  den  gegen  ihn 
ergangenen  Schiedsspruch  pflichtgemäfs  vollziehen  werde,  so 
gut  kann  und  mufs  man  ihm  auch  vertrauen,  dafs  er  sich 
auf  Nichtigkeitsgründe  nur  berufen  werde,  wenn  solche  wirk- 
lich und  offenkundig  vorliegen".  Dieses  letztere  Vertrauen 
ist  nicht  gröfser  als  das  erstere,  und  es  liegt  daher  auch  kein 
Grund  vor  zu  einer  differenzierenden  Behandlung  der  beiden 
Fälle.  Vielmehr  mufs  man  konsequenterweise,  wenn  man  einen 
Zwangsvollzug  als  unnötig  anerkennt,  auch  zugeben,  dafs  im 
Völkerrecht  auf  einen  weiteren  Ausbau  des  Rechtsmittel- 
systems verzichtet  werden  kann.    Man  sollte  denken,  dafs 


^^  Unrichtig  also  Trendelenburg,  a.  a.  0.  S.  21:  „Der  Schieds- 
spruch bedarf  ferner  einer  vollstreckenden  Macht  und  das  heilst  nichts 
Anderes,  als  dafs  gegen  den  Widerstrebenden  Krieg  zu  führen  ist.^ 

^*  Meurer,  S.  872  schreibt:  „Und  das  Bedenkliche  ist,  da&  man 
bei  der  Unmöglichkeit  einer  gerichtlichen  Nachwürdigung  sich  nunmehr 
auch  mit  unwahren  Vorwänden  der  Erfüllung  entziehen  kann.^  Meine 
Ansicht  über  diese  Auffassung  ergibt  sich  aus  dem  Vorhergehenden  ohne 
weiteres. 
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gerade  M eurer  mit  seinem  „Freiwilligkeitsprinzip''  kein 
Bedürfnis  nach  diesem  Ausbau  hätte  empfinden  sollen.  — 

Das  Völkerrecht,  der  Schiedsspruch,  bedarf  also  keines 
Zwangs  Vollzugs,  keines  Zwangsschutzes,  keiner  „Sanktionen** 
in  diesem  zwingenden  Sinne.  Damit  soll  aber,  wie  schon  hervor- 
gehoben wurde,  natOrlich  nicht  gesagt  sein,  dafs  ihm  Sanktionen 
oder  Garantien,  wie  ich  lieber  sagen  möchte,  überhaupt 
fehlen.  Es  gibt  schon  heute  völkerrechtliche  Garantien  ^^,  die 
keineswegs  nur  auf  moralischem  Gebiet  liegen.  Aufserdem 
aber  dürfte,  wenn  die  Fortbildung  des  völkerrechtlichen  Ver- 
fahrens nur  einigermafsen  in  den  in  dieser  Untersuchung  ge- 
schilderten Richtungen  weiter  fortschreitet,  gerade  in  dieser 
Fortbildung  gleichzeitig  auch  die  beste  und  sicherste  Garantie 
für  die  Vollstreckung  der  Schiedssprüche  gelegen  sein'^.  Je 
mehr  sich  das  völkerrechtliche  Verfahren  weiterentwickelt, 
um  so  entbehrlicher  dürfte  daher  gleichzeitig  auch  die 
Statuierung  besonderer  völkerrechtlicher  Sanktionen  er- 
scheinen, um  so  mehr  wird  die  Bedürfnisfrage  nach  weiteren, 
neuen  Schutzmitteln  verneint  werden  dürfen.  Ist  erst  die 
Anwendung  der  einzelnen  „Bechtsmitter  des  Völkerrechts, 
der  Vermittlung,  des  Schiedsgerichts  usw.  einigermafsen 
organisiert,  dann  liegt  darin  der  beste  Schutz,  nicht 
nur  des  Völkerrechts  überhaupt,  sondern  insbesondere  auch 
der  Vollstreckung  des  Schiedsspruches. 

Es  fehlt  aber,  wie  gesagt,  schon  heute  dem  Schiedsspruch 
auch  nicht  an  äufseren  Garantien,  deren  Anwendung  durchaus 
im  Belieben  der  Streitteile  steht.  Das  Eompromifs  bietet  ihnen, 
wie  schon  Descamps  hervorhob,  zunächst  Gelegenheit,  Be- 
stimmungen nach  dieser  Richtung  hin  zu  treffen,  die  dann 
natürlich  auch  als  mafsgebend  betrachtet  werden  müssen  ^^. 


■^  Vgl.  dazu  meinen  „Völkerrechtlichen  Vertrag",  S.  204  f. 
*^  Vgl.  dazu  namentlich  auch  unten  die  Paragraphen  18  und  20. 
^  Diese  Möglichkeit  nimmt  Arnaud  zum  Ausgangspunkt  für  seine 
Vorschläge.     Der   Art.   11    seines    Schiedsvertrag&entwurfs    bestimmt: 


392    Viertes  Kapitel.  Das  Verfahren  in  völkerrechüicken.  Streitigkeiten. 

Über  ihre  Souveränität  haben  die  Staaten  selbst  zu  wachen, 
und  wenn  sie  es  daher  für  angezeigt  erachten,  im  Kompromifs 
auch  schon  Bestimmungen  über  die  Art  und  Weise  zu  treffen, 
in  der  der  Schiedsspruch  eventuell  auszuführen  ist,  so  kann 
sie  daran  niemand  hindern '*.  Das  heutige  Völkerrecht  gibt 
den  Parteien  eine  Reihe  von  Mitteln  an  die  Hand,  deren  sie 
sich  solchenfalls  bedienen  können. 

Es  würde  mich  zu  weit  führen ,  wenn  ich  hier  auf  alle 
diese  einzelnen  Garantien,  die  dem  Völkerrecht  eigen  sind 
und  die  sich  speziell  auch  für  die  Vollstreckung  des  Schieds- 
spruchs verwenden  lassen,  näher  eintreten  wollte'^.  Für  den 
hier  vorliegenden  Zweck  genügt  es  ja  eigentlich  auch,  zu 
wissen,  dafs  die  Sorge  um  diese  Vollstreckung  im  Grunde 
eine  unnötige  war. 

Immerhin  glaube  ich  aber  die  Frage  nach  diesen  Garantien 
des  Schiedsspruchs  doch  nicht  ganz  übergehen  zu  sollen,  da 
sie  möglicherweise,  wenn  auch  weniger  vom  Standpunkte  des 
gegenwärtigen  Bedürfnisses,  so  doch  vielleicht  im 
Hinblick  auf  die  zukünftige  Entwicklung  des  völker- 
rechtlichen Verfahrens,  von  Bedeutung  sein  könnte.  Ich  knüpfe 
dabei  an  das  kürzlich  erschienene  Buch  von  Dumas  an,  das 
die  Frage  der  Sanktionen  des  internationalen  Schiedsgerichts 


„Chacune  des  parties  s'engage  k  observer  et  ä  ex^cuter  loyalement  les 
eentences  qui  les  concerneront  Les  parties  pourront,  par  une  claase 
speciale  du  compromis,  donner  aux  arbitres  le  pouvoir  et  les  moyens 
de  sanctionner  leur  sentence.*' 

"  Auch  der  SchiedsTertrag  kann  Sanktionen  der  einen  oder 

anderen  Art  vorsehen.    Ein  interessantes  Beispiel  hierfür  ist  das  von 

Mexiko  auf  dem  panamerikanischen  Eongreis  1901  vorgelegte  Projekt: 

Art.  19,  §  2 :  „La  nation  qui  pour  une  cause  quelconque  refuserait 

de  s'y  conformer  (ä  la  sentence)  avec  respect,  serait  sigette  ä  la  censure 

des  nations  ötrang^res  au  conflit.*' 

Art  20:  „La  censure  rev^tira  la  forme  d'une  d^claration  officielle 
et  publique  de  r^probation  sign^e  coigointement  ou  s^paröment  par 
toutes  les  (ou  par  la  majorit^  des)  nations  ^trang^res  au  conflit." 
Vgl.  dazu  Dumas,  a.  a.  0.  S.  388  f. 

«*  Vgl.  dazu  meinen  „Völkerrechtlichen  Vertrag«  S.  212  f. 
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zum  erstenmal  zum  Gegenstand  einer  eingehenden  mono- 
graphischen Behandlung  macht  ^^. 

Dumas  erkennt  die  Richtigkeit  der  hier  vertretenen 
Auffassung  zwar  ebenfalls  an,  meint  aber'®:  „L'optimisme 
n'exclut  cependant  pas  la  prudence  et  tout  en  rendant  hom- 
mage  ä  la  loyaut6  des  Etats,  entre  lesquels  il  est  intervenu 
jusqu'ici  des  arbitrages,  il  est  sage  de  chercher  ä  entourer 
Tiustitution  arbitrale  de  toutes  les  garanties  dont  la  n6cessit6 
apparattra  le  jour  oü  Tarbitrage,  au  lieu  d'Stre  Texception, 
sera  devenu  la  rägle,  et  oü  des  r^sistances  seront  ä  craindre, 
soit  k  cause  de  la  multiplicit6  des  cas,  soit  en  raison  de  ce 
que  les  Solutions  juridiques  se  seront  ötendues  k  des  litiges 
plus  importants  que  ceux  qu^on  leur  a  soumis  jusqu'ä  prä- 
sent. En  outre,  lorsque  Tarbitrage  sera  devenu  obligatoire, 
soit  en  raison  des  traitös  permanents  d'arbitrage  que  tant 
de  nations  concluent  maintenant  entre  elles,  soit  ä  cause  de 
la  comp^tence  de  la  Cour  de  la  Haye,  qui  sera,  d'ann^e  en 
ann6e,  plus  compr6hensive,  les  compromis  d'arbitrage  perdront 
le  caract^rb  facultatif  qu'ils  avaient  k  Töpoque  du  memoire  de 
M.  le  Chevalier  Descamps,  et  le  fait  d'avoir  recouru  ä  Tarbitrage 
n'impliquera  plus  n^cessairement  la  volonte  pr6alable  d'ex6cuter 
le  jugement  quel  qu'il  soit.  Des  voies  d'ex6cution  pourront  6tre 
n^cessaires,  et  il  est  utile  d'y  songer  d^s  maintenant. ** 

Man  kann  ja  zugeben,  dafs  unter  den  hier  genannten 
Voraussetzungen  die  Erörterung  der  Sanktionsfrage  an  Be- 
deutung zu  gewinnen  scheint;  jedenfalls  erscheint  sie  einer 


^  Jacques  Dumas,  „Les  sanctions  de  Parbitrage  international," 
mit  Vorrede  von  d'Estournelles  de  Constant,  1905.  Dumas  be- 
merkt S.  52  richtig:  »Au  cours  du  XIX«  si^cle,  les  promoteurs  de 
l'arbitrage  et  de  la  paix  ont  6t^  beaucoup  moins  des  juristes  que  des 
moralistes  et  des  philanthropes ,  et  cette  circonstance  a  grandement 
infiu^  sur  la  notion  des  sanctions,  non  pour  d^velopper,  h^las,  ni  pour 
en  pr^ciser  les  formules,  mais  pour  en  retarder  Pätude,  peut-^tre  memo 
pour  en  yoiler  Pint^r^t "  Dumas  schreibt  Eamarowsky  das  Verdienst 
zu,  den  juristischen  Begriff  der  „Sanktion**  zuerst  erkannt  zu  haben. 

»•  Dumas,  a.  a.  0.  S.  61. 
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Erörterung  insofern  gewifs  nicht  geradezu  unwert.  Immerhin 
glaube  ich  aber,  dafs  ihr  nach  dem  Stande  der  gegenwärtigen 
und  voraussichtlich  auch  der  nächsten  Entwicklung  des  Völker- 
rechts doch  nur  eine  sekundäre  Bedeutung  zukommt  ^^  Dafs 
eine  spätere  Weiterentwicklung  möglich,  dal*s  sie  vielleicht 
wahrscheinlich  ist,  braucht  man  keineswegb  zu  bestreiten.  Aber 
die  Fortbildung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  wird  meines 
Erachtens  zunächst  da  anzuknüpfen  haben,  wo  das  Bedürfnis 
nach  Fortbildung  am  gröfsten  ist,  und  das  ist  zweifellos  die 
Frage  der  Anwendung  dieses  Verfahrens.  Für  diese  heifst 
es  zunächst  Garantien  schaffen.  Ist  diese  erst  einmal  ge- 
sichert, dann  wird  man  sich  nötigenfalls  immer  noch  mit  der 
Sicherung  der  Vollstreckung  beschäftigen  können,  die,  das 
möchte  ich  festhalten,  vorläufig  jedenfalls  nicht  als  ein  un- 
mittelbares Bedürfnis  erscheint'^.  Deshalb  bleibt  es  aber 
natürlich  nichtsdestoweniger  ein  Verdienst  Dumas',  auch 
dieses  letztere  Problem  einmal  vom  Rechtsstandpunkte  aus 
eingehend  gewürdigt  zu  haben. 

Dumas  behandelt  zunächst  die  „moralischen  Sanktionen", 
unter  denen  er  die  öffentliche  Meinung  und  die  Kraft  des  ge- 
gebenen Wortes  als  wesentlichste  Faktoren  hervorhebt": 


^'^  Auf  diese  nächste  Entwickelung ,  die  sich  auf  der  Grundlage 
des  heute  geltenden  Völkerrechts  und  der  heutigen  politischen  Weltlage 
YoUziehen  kann,  hahe  ich  die  Aufgabe  der  vorliegenden  Untersuchung 
von  vornherein  ausdrücklich  beschränkt. 

'®  Darin  liegt  meines  Erachtens  keinerlei  PessimismuSi  sondern  nur 
eine  Anpassung  an  das  Tempo  des  geschichtlichen  Fortschritts.  Sollte  sich 
später  ein  Bedürfnis  ergeben,  dann  werden  gewilä  auch  in  dieser  Materie 
weitere  Fortschritte  gemacht  werden.  Das  ist  speziell  mit  bezug  auf  die 
Bemerkung  Dumas',  S.  415  zu  sagen:  „La  plupart  des  thäoriciens  du 
droit  international  n'ont  os^  conclure,  dans  leurs  timides  aUusions  aux 
sanctions  de  l'arbitrage,  que  par  des  paroles  de  doute  et  de  d^courage- 
ment"  Dumas  wendet  sich  gegen  diesen  Pessimismus  und  äu&ert  im  Gegen- 
satz dazu  sein  Vertrauen  in  die  Weiterentwickelung:  „II  nous  est  impossible 
de   ne  pas  croire  au  triomphe  final  du  droit  dans  tous  les  domaines.** 

*^  „L'opinion  sera  de  plus  en  plus,  sous  un  regime  de  liberte,  la 
sanction  morale  par  excellence  des  arbitrages  internationaux.  Si  l'opinion 
nationale  s'^gare,  eile  trouvera  son   contrepoids  dans  Topinion  inter- 
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„L'arbitrage  repose  sar  la  fei  des  contrats,  puisqu'il  n'y  a  d'arbi- 
trage  qae  lä  qü  11  y  a  en  compromis,  accord,  et  par  consäqnent 
promesse  r^ciproque  pour  d^limiter  le  point  k  juger.  L'inex^cution 
de  Tarbitrage  n'est  donc  pas  nn  simple  acte  de  r^sistance,  c'est 
la  raptnre  d'un  contrat  synallagmatiqne.  £t  celai  qni  se  d^dit 
ainsi,  fait  donter  pour  tonjours  de  sa  parole  et  roine  son  propre 
crödit." 

Dumas  glaubt  daher  an  die  „sanction  finale  de  Tarbi- 
trage  par  Topinion**  ®®.  Mit  bezug  auf  den  Wert  des  ge- 
gebenen Wortes  bemerkt  er: 

„II  y  a,  en  effet,  dans  Tex^cution  volontaire  des  Conventions 
un  double  ^löment  quMl  faat  savoir  distinguer:  il  y  a  le  respect 
des  antres  et  il  y  a  le  respect  de  8oi-m§me.  Le  respect  des 
autres  rösulte  des  ägards  t^moign^s  h  Topinion  internationale  dont 
nous  avons  däjä  parlä.  Le  respect  de  soi-in§me  dopend  d'un  retour 
subjectif  sur  ses  obligations  personnelles ;  du  däsir  de  ne  se 
sonstraire  en  rien  aux  r^gles  du  droit  commun  dont  on  veut  vivre ; 
de  la  präoccapation  de  rester  fid^le  k  sa  propre  parole  mSine  en 
dehors  de  toute  invocation  ou  de  toute  crainte  religieuse."  ®^ 

Dumas  erkennt  also  die  Bedeutung  der  „moralischen 
Sanktionen"  vollkommen  an,  in  Übereinstimmung  mit  der 
gegenwärtig  herrschenden  Theorie  und  Praxis. 

Auch  die  weiteren  „Sanktionen*',  die  er  behandelt,  ge- 
hören zum  Teil  dem  geltenden  Becht  an.   Das  gilt  namentlich 


nationale  au  für  et  ä  mesure  que  les  sources  d'information  seront  plu» 
exactes  et  que  l'esprit  critique  sera  plus  judicieux  .  .  .  Les  effets  d'un 
engagement  d'honneur  peuvent  etre  aussi  efficaces  que  ceux  d'un  serment 
sur  les  gouvemements  qui  respectent  la  parole  donn^e  aussi  fid^lement 
que  la  parole  jur^e.^    Dumas,  S.  424. 

*^  Dumas,  S.  128,  131.  „Nous  croyons  que  l'esprit  public,  une 
fois  instruit  de  ses  prörogatives  et  de  ses  responsabilit^s,  comprenant 
enfin  que  les  Solutions  violentes  ne  sont  jamais  ni  justes  ni  utiles,  et 
qu'il  dopend  de  lui  de  faire  respecter  les  Solutions  pacifiques,  jettera 
d*un  bout  k  l'autre  du  monde  la  grande  clameur  k  laquelle  rien  ne 
r^siste,  et  contraindra  les  r^fractaires  k  s'incliner  devant  le  droif 

'^  Dumas,  S.  142.  Vgl.  femer  S.  146:  „Les  engagements  d'honneur 
sont  encore  les  mieux  respect^s  et  une  Convention  conclue  eous  cette 
seule  garantie  est  mieux  sanctionnäe  que  si  eile  avait  pour  appui  toutes 
les  voies  d'öxäcution  du  code  de  proc^dure  ....  II  y  a  donc  une 
süret^  inhärente  k  la  parole  d'honneur  et  c^est  en  considäration  de  cette 
Observation  psychologique  que  beaucoup,  de  pacifistes  ont  propos^  Tin- 
sertion  d'un  engagement  d'honneur  dans  les  compromis  intemationaux.'^ 
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von  den  „sanctions  materielles^,  unter  denen  er  Retorsion, 
Repressalien,  Blockade  usw.  begreift.  Von  allen  in  dem  be- 
treffenden Abschnitt  behandelten  Sanktionen  hat  nur  eine  hier 
für  uns  Interesse.  Dumas  handelt  darin  nämlich  auch  vom 
^aspect  pacifique  du  droit  d'intervention*'. 

Es  soll  nun  an  dieser  Stelle  in  keine  Erörterung  über  die 
allgemeine  Stellung  der  Intervention  im  Völkerrecht  ein- 
getreten werden ''.  Man  pflegt  darunter  im  allgemeinen  zu- 
nächst eine  unerbetene  und  unberechtigte  Einmischung  in  die 
Angelegenheiten  dritter  Staaten  zu  verstehen.  Es  gilt  als  ein 
■Grundprinzip  des  Völkerrechts,  dafs  eine  solche  Intervention 
verboten  sei.  Dieses  Moment  der  Unzulässigkeit  fällt  aber 
natürlich  ausnahmsweise  da  weg,  wo  die  Einmischung  ent- 
weder erbeten  wird,  oder  wo  dem  sich  Einmischenden  ein 
Rechtstitel,  z.  B.  ein  Vertrag,  zurseite  steht,  wo  er  ein  Recht 
oder  eine  Pflicht  hat,  einzugreifen.  Liegt  ein  Konflikt  zwischen 
2wei  Staaten  vor  und  suchen  die  Streitteile  bei  einem  oder 
mehreren  dritten  Staaten  um  Vermittlung  nach,  so  handelt 
^s  sich  selbstverständlich  ebensowenig  um  eine  » Intervention*', 
wie  wenn  dritte  Staaten  auf  Grund  eines  Rechtstitels  oder 
«iner  Rechtspflicht  solchenfalls  eine  Vermittlung  anbieten. 
2war  würde  auch  eine  Intervention  unter  den  hier  genannten 
Voraussetzungen  nicht  den  Charakter  des  Unberechtigten 
haben,  aber  es  ist  nichtsdestoweniger  notwendig,  das  Institut 
-der  Vermittlung,  das  stets  einen  ganz  speziellen  Zweck,  den  der 
Friedensstiftung,  verfolgt,  auch  äufserlich,  durch  den  Namen, 
von  der  „Intervention*'  scharf  zu  sondern,  wenn  es  auch  nur 
um  deswillen  wäre,  weil  der  letzteren  nun  einmal  das  Odium 
anhaftet,  dafs  sie  möglicherweise  unzulässig  ist.  Die  Inter- 
vention kann  ausnahmsweise  zulässig  sein;  die  Vermittlung 


'*  Vgl.  dazu  meinen  „Völkerrechtlichen  Vertragt  S.  229,  woselbst 
Literaturangaben,  y.  Martens  verwirft  mit  Recht  den  Ausdruck  „Inter- 
ventionsrecht^,  die  Intervention  sei  in  keinem  Fall  ein  Recht  im  juristi* 
flehen  Sinn. 
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ist  es  stets.  Der  Intervention  können  verschiedene  Ab- 
sichten zugrunde  liegen;  die  Vermittlung  verfolgt  stets  nur 
einen  Zweck:  den  Staatenstreit  zu  schlichten.  Der  Inter- 
venient  kann,  wofern  seine  Einmischung  nicht  erbeten  ist^ 
ausnahmsweise  einen  Rechtstitel  zurseite  haben;  der  Vermittler 
hat  ihn  stets,  ja  er  erscheint  sogar  unter  Umständen,  auch 
ohne  dafs  seine  Vermittlung  erbeten  ist,  dazu  verpflichtet, 
seine  Vermittlung  anzubieten*®.  Die  Wirkungen  einer  Inter- 
vention sind,  ebenso  wie  ihr  Zweck,  unübersehbar,  während  bei 
der  Vermittlung  die  Wirkungen  genau  umgrenzt  und  um- 
schrieben sind.  Alles  das  mufs  es  als  wünschenswert  erscheinen 
lassen,  das  Rechtsinstitut  der  Vermittlung  scharf  von  der  Inter- 
vention zu  sondern,  die  nicht  nur  kein  Rechtsinstitut  ist^ 
sondern  im  Gegenteil  im  Zweifel  als  rechtswidrig  zu  be- 
trachten ist.  Dafs  die  Vermittlung  sich  im  übrigen  auch 
speziell  auf  die  Ausführung  eines  Schiedsspruchs  richten  kann, 
dafs  in  ihr  also  in  der  Tat  auch  eine  „Sanktion"  desselben 
gelegen  sein  kann,  darauf  wird  noch  zurückzukommen  sein. 
Inwiefern  aber  bedeutet  die  Int  ervention  eine  Sanktion 


^  Das  Nähere  darüber  siehe  unten  in  §  18.  Diese  Rechtspflicht 
kann  natürlich  ihrerseits  auch  auf  einen  Vertrag  zurückgehen.  Ich  habe 
dieses  vertragsmäisige  Moment  speziell  betont  im  „Völkerrechtlichen 
Vertrag",  S.  238,  indem  ich  darauf  hingewiesen  habe,  dals  an  dem 
Prinzip  der  Nichtintervention  unbedingt  festzuhalten  sei,  dafs  aber  ander- 
seits in  der  Möglichkeit  einer  vertragsmäfeigen  Vereinbarung  das  nötige 
Gegengewicht  geschaffen  werde:  „Durch  diese  kann  ein  gemeinsames 
Vorgehen  und  Einschreiten  dritter  Staaten  gegenüber  Vertragsverletzungen, 
sowie  überhaupt  gegenüber  Verletzungen  des  Völkerrechts  und  Gefähr- 
dungen der  universellen  Interessen  der  internationalen  Gemeinschaft 
ermöglicht  werden,  ohne  dafs  die  „Einmischung''  den  Charakter  der 
Intervention  anzunehmen  braucht.  Gewiß  ist  in  den  gedachten  Fällen 
eine  „Einmischung  Dritter'^  vom  internationalen  Standpunkte  aus  oft  im 
höchsten  Grade  wünschenswert.  Aber  es  liegt  gleichzeitig  prinzipiell 
im  Interesse  des  Völkerrechts,  dafe  eine  Verletzung  der  staatlichen  Un- 
abhängigkeit unter  keinen  Umständen  rechtliche  Sanktion  erhalte.  Und 
daher  geht  die  Aufgabe  auf  möglichst  allgemeine  vertragsmäßige  Fest- 
setzung des  gemeinsamen  Einschreitens  gegenüber  solchen  Fällen,  die 
dies  aus  internationalen  Gesichtspunkten  rechtfertigen."  Ein  solcher 
Fall  ist  offenbar  der  der  Vermittlung. 
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des  Schiedsspruchs?  Sehen  wir  zu,  was  Dumas  unter 
seiner  „friedlichen  Intervention"  versteht.  Zum  Ausgangspunkt 
nimmt  er  die  „Kollektivintervention".  „Gonsid6r6e  au  point 
de  vue  historique,  la  justice  nationale  n'est  pas  autre  chose 
que  la  Substitution  de  la  vengeance  sociale  k  la  vengeance  indi- 
viduelle. D^apr^s  le  m§me  point  de  vue,  la  justice  internationale 
ne  consiste-t-elle  pas  dans  la  Substitution  graduelle  des  inter- 
ventions  collectives  aux  interventions  particuliöres?"  Hierfür 
spricht  nach  Dumas  schon  die  Völkerrechtstheorie,  Wenn 
diese  sich  auch  meist  gegen  die  Intervention  ausspreche,  so 
lasse  sie  doch  allgemein  Ausnahmen  zu,  die  zugunsten  einer 
Kollektivintervention  im  Interesse  der  Ausführung  eines 
Schiedsspruchs  sprechen  würden.  Selbst  Gegner  der  Inter- 
vention, wie  Heffter,  Vattel,  Calvo  gestehen  solche 
Ausnahmen  zu.  Die  Nichtvollziehung  eines  Schiedsspruchs 
bedeute  in  der  Tat  eine  Gefahr  für  das  Prestige  und  die 
Autorität  der  Rechtssprechung,  sie  schädige  die  legitimen 
Rechte  des  anderen  Staates  und  berühre  direkt  die  Sicher- 
heit aller  Staaten,  für  die  die  Unterwerfung  unter  das  Schieds- 
gericht das  gemeinsame  Gesetz  in  Konfliktsfällen  sei'*;  „le 
droit  incontestable  auquel  Calvo  subordonne  la  16gitimit6  de 
Fintervention,  se  rencontre  chaque  fois  qu'il  y  a  eu  un  juge- 
ment  arbitral  devenu  d6finitif." 

So  erscheine  eine  solche  Kollektivintervention  im  Interesse 
der  Vollziehung  von  Schiedssprüchen  also  schon  nach  der 
herrschenden  Völkerrechtstheorie  als  zulässig.  Aber  auch  die 
Geschichte  beweise  ihre  Zulässigkeit.  Wir  seien  also  in  der 
Tat  „sur  la  voie  d'un  nouveau  moyen  de  sanctionner  les  sen- 
tences  arbitrales".  Um  die  Vorteile  dieser  Sanktion  zu  er- 
kennen, müsse  man  sich  nur  vergegenwärtigen,  dafs,  wenn 


*^  Dumas,  S.  157  f.  Er  bemerkt  übrigens:  „Entre  Etats  qui  ont 
Signa  an  compromis  d'arbitrage,  le  bat  de  toute  Intervention  doit  Stre 
limit^  au  contenu  de  ce  compromis. '^  Das  zeigt  schon,  daJEb  Dumas  in 
Wirklichkeit  eine  Vermittlung  und  keine  Intervention  im  Auge  hat. 
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man  das  Prinzip  der  Nichtintervention  bis  aufs  äufserste  durch- 
führen wollte,  man  auch  die  Zulässigkeit  des  Schiedsgerichts 
leugnen  müsse,  da  es  sich  auch  bei  diesem  um  eine  Mit- 
wirkung Dritter  handle.  Das  Prinzip  der  Nichtintervention 
würde  also,  weit  davon  entfernt,  eine  Garantie  des  Völkerrechts 
zu  sein,  seine  Negation  bedeuten,  wenn  man  es  auf  die  Spitze 
treiben  wollte.  Man  müsse  also  gewisse  Interventionen  im 
Völkerrecht  unbedingt  zulassen.  Aber  diese  müssen  be- 
stimmten, im  voraus  festzulegenden  Rechtsregeln  unterworfen 
sein,  die  Dumas  dahin  präzisierte^: 

„1.  La  premi^re  de  ces  r^gles  est  que  Tintervention  ne  doit 
jamais  6tre  le  fait  d'ane  on  de  plusienrs  puissances  agissant  dans 
des  vues  personnelles.  L'intervention  doit  6tre  toujours  coUective  **. 
L'ordre  public  n'est  pas  Tafifaire  d'an  senl  membre  de  la  com- 
manautä,  mais  de  tous,  et  c'est  au  nom  de  tous  qu'il  doit  6tre 
prot^g^.  En  r^tat  da  droit  international  d^termin^  par  la  Con- 
ference de  La  Haye,  il  paralt  Evident  que  tonte  sentence  rendae 
par  le  tribunal  que  cette  Conference  a  cr^ä  doit  ^tre  soutenue 
par  l'union  de  tous  les  Etats  adhärents.  II  serait  däsirable  qu'en 
cas  d'inexectttion  d'nne  sentence,  la  partie  qui  a  eu  gain  de  cause 
puisse  en  appeler  h  tous  les  Etats,  et  obtenir  d'eux  une  action 
commune.  Les  rouages  de  la  diplomatie  pourraient  dejk,  tels 
qn'ils  sont,  servir  d'intermediaire  k  la  r^clamation  de  la  partie 
interess6e,  ä  la  consultation  mutuelle  des  puissances,  et  k  la  trans- 
mission  de  leur  mise  en  demeure  k  TEtat  condamn6.^ 

2.  „La  deuxi^me  r^gle  k  observer  c'est  que  Tintervention,  au 
lieu  de  s'etendre  k  toutes  les  concessions  qne  le  caprice  d*ane 
puissance  pourrait  songer  k  exiger  d'un  Etat  plus  faible,  soit 
strictement  limit^e  k  Tobjet  m^me  de  la  condamnation.^ 

3.  „Enfin  Tintervention  coUective  des  puissances  devra  6tre 
purement  diplomatique.    Elle  ressemblera  k  ce  qa*on  a  quelquefois 


w  Dumas,  S.  166. 

*•  „Par  le  fait  que  Tlntervention  serait  coUective,  eile  serait  d*ail- 
leurs  desint^ressäe.  Elle  aurait,  en  tout  cas,  toutes  les  chances  de 
rStre.  11  y  a  toig'ours  une  arri^re-pens^e  d'annexion  ou  de  d^membre- 
ment  dans  une  Intervention  individuelle  motiväe  par  des  vues  politiques. 
Mais  qui  verrait  cette  arri^re-pens^e  dans  une  Intervention  commune 
des  vingt-six  puissances  adh^rentes  k  la  Convention  de  La  Haye?  La 
majorite  de  ces  puissances  n'aura  aucun  int^rät  personnel  dans  l'exä- 
cution  d*un  arbitrage  d^termin^.  II  sera  Evident  qu*elles  n^agissent  de 
concert  que  pour  la  sauvegarde  du  droit."    Dumas,  S.  167. 
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appelö  le  veto  des  nentres,  c.  ä.  d.  ä  cet  ensemble  d'obstacles 
diplomatiques  que  les  parties  d^sint^ress^es  ont  oppos^s  de  toas 
temps  aax  entreprises  belliqaeuses  des  tiers.^'^. 

„Ainsi  con^u,  le  droit  d'interyention  rev^t  an  aspect  pacifiqae 
qui  nous  permet  de  le  recommander  comme  sanction  de  Tarbitrage.'' 

Dumas  meint,  die  ÄDzeichen  sprechen  dafür,  dafs  diese 
Hoffnung  keine  vergebliche  sei,  indem  die  Haager  Konvention 
in  den  Artikeln  2 — 8  einen  schüchternen  Versuch  gemacht 
habe,  das  Interventionsrecht  zu  einem  friedlichen  Mittel  um- 
zugestalten. Es  würde  eine  einfache  Zusatzstipulation  genügen, 
um  daraus  eine  Sanktion  des  Schiedsspruchs  zu  machen: 

„11  n'y  aurait  qu'ä  d^cider  qne  le  droit,  d^ä  Institut  ä  titre 
de  pure  facultä  pour  teile  ou  teile  puissance  neatre  qai  vondra 
bien  Texercer,  sera  d^sormais  nne  Obligation  gän^rale  pour  le 
concert  des  puissances  signataires.  Et  on  ajoaterait  que  cette 
Obligation  existe  non  pas  seulement  aa  d^but  d'un  conflit  ou  en 
cours  d'hostilitäs ,  mais  anssi  lorsque  Tex^cation  d*an  arbitrage 
soulöve  la  moindre  räsistance." 

Dumas  weist  im  weiteren  auch  auf  den  Unterschied 
zwischen  Intervention  und  Vermittlung  hin'®: 

„Peut-§tre  objectera-t-on  que  la  Convention  de  La  Haye  parle 
de  bona  offices  et  de  m^diation,  tandis  que  c*est  nne  Intervention 
que  noas  pröconisons.  Mais  ces  expressions  deviendront  synonymes 
d^s  rinstant  qu'il  s'agira  d'une  Intervention  pacifique  et  d^s- 
int^ress^e.  La  senle  diffdrence  k  maintenir  c'est  que  la  m^diation 
n'est  souvent  qn'une  tentative  infrnctueuse ,  tandis  qu*ane  Inter- 
vention collective  präsente  toutes  les  conditions  de  succös.  Le  jonr 
oü  toates  les  puissances  tiendront  ä  ce  que  le  Tribunal  de  La 
Haye  soit  respectö,  elles  se  trouveront  toutes  d'accord  ponr  faire 
des  repr^sentations  communes  ä  l'Etat  qui  contreviendrait  k  ses 
däcisions.** '" 


'^  »Plus  la  solidarit^  economique  du  monde  est  Streite,  et  plus 
ces  obstacles  diplomatiques  deviennent  efficaces."    Dumas,  a.  a.  0. 

»«  Dumas,  S.  169. 

'*  Dumas  weist  darauf  hin,  die  „identit^  ä  ^tablir,  sous  la  r^serve 
de  cette  seule  difference,  entre  rintervention  et  la  m^diation^  entspreche 
80  sehr  den  Tatsachen,  da&  im  Haag  einige  Mächte,  die  gegen  die 
Intervention  eingenommen  waren,  zögerten,  das  Institut  der  Vermittlung 
anzunehmen,  aus  Furcht,  da&  das  Völkerrecht  in  die  Praxis  der 
milsbräuchlichen  Interventionen  zurückverfallen  könnte.  Dazu  siehe 
unten  den  §  18. 
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„U  faat  one  action  d^sint^ressäe  et  il  faut  une  action  coUective. 
A  cette  double  condition  Texereice  du  droit  d'intervention  peut 
constituer  une  sanetion  pacifique  de  Tarbi trage." 

Welchen  Wert  Dumas  unter  den  völkerrechtlichen 
Sanktionen  gerade  der  „friedlichen  Intervention"  zuweist,  be- 
weist, dafs  er  am  Schlufs  seines  Buches  noch  einmal  speziell 
auf  diese  zurückkommt*®: 

"Une  seule  de  ces  sanctions,  si  eile  ätait  intelligemment 
appliqu^e,  dispenserait  de  toutes  les  autres.  Nous  voulons  parier 
de  Texercice  du  droit  d'intervention.  Con^u  suivant  les  r^gles 
que  nous  avons  pröcis^es,  d^sintäress^  dans  son  principe,  coUectif 
dans  son  application,  ce  mode  de  contröle  triompherait  de  toutes 
les  r^sistances  ä  la  justice  internationale  . . .  Kons  avons  indiqn^  . . . 
comment  cette  sanetion  collective  des  puissances  s'exercerait.  Tant 
que  les  Etats  n'auront  aucun  lien  politique  commun,  ils  devront, 
pour  op^rer  de  concert,  se  consulter  räciproquement,  soit  sous  la 
forme  habituelle  de  leurs  correspondances  diplomatiques,  soit  sous 
la  forme  exceptionnelle  de  Conferences  et  de  congr^s."  — 

Ich  habe  nicht  ohne  Grund  die  Ausführungen  von  Dumas 
mit  Bezug  auf  die  „Intervention"  so  detailliert  wiedergegeben. 
Die  hier  von  ihm  aufgeworfene  Frage  ist  in  unserer  Materie 
von  grundlegender  Bedeutung  und  verdient  daher  wohl  ge- 
prüft zu  werden.  Sachlich  ist  das,  was  Dumas  hier  über  die 
Gestaltung  der  „friedlichen  Intervention"  sagt,  gewifs  zu 
billigen.  Wenn  wir  zunächst  das  Wort  „Intervention"  aus- 
schalten und  den  allgemeinen  Begriff  einer  „Mitwirkung 
Dritter"  an  die  Stelle  setzen,  dann  werden  wir  Dumas 
zugeben  müssen,  dafs  in  der  Tat  eine  solche  Mitwirkung  zum 
Zwecke  der  Friedensstiftung,  insbesondere  aber  der  Ausführung 
eines  ergangenen  Schiedsspruchs,  wenn  sie  praktisch  werden 
sollte,  sich  notwendig  in  der  Weise  gestalten  müfste,  wie  er 
dies  andeutet.  Dafs  der  kollektive  Weg  für  eine  „Mit- 
wirkung" der  beste,  weil  einwandfreieste,  ist,  wird  unten  noch 
des  Näheren  zu  erörtern  sein.  Dafs  die  Mitwirkung  sich  auf 
den  Gegenstand  des  Konfliktes,  des   Schiedsspruchs,  zu  be- 
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schränken  hätte,  ist  ebenfalls  selbstverständlich,  und  nicht 
minder  das  dritte  Petitum,  dafs  die  „Mitwirkung  der  dritten 
Mächte''  nur  eine  „diplomatische*'  sein,  dafs  ein  äufserer 
Zwang  nicht  in  Frage  kommen  dürfte. 

Yfenn  man  nun  aber  in  allen  diesen  Punkten  Dumas 
auch  beistimmen  mufs,  so  mufs  man  sich  anderseits  doch 
darüber  wundern,  dafs  er  für  seinen  sachlich  so  erwägens- 
werten Vorschlag  an  nichts  anderes  anzuknüpfen  weifs,  als  an 
die  so  odiöse  „Intervention",  die  nicht  einmal  den  Charakter 
eines  Rechtsinstituts  hat,  und  dafs  er  seine  neue  „Sanktion' 
äufserlich  im  Zusammenhang  mit  den  Mitteln  der  Selbsthilfe, 
mit  Repressalien  usw.  behandelt.  Mag  dies  auch  nur  eine 
Äufserlichkeit  sein,  und  mag  man  auch  sagen,  dafs  an  dem 
Wort  „Intervention"  nicht  viel  hänge,  dafs  es  praktisch  einzig 
und  allein  auf  die  Sache  ankomme,  so  glaube  ich  doch,  dafs 
man  sich  davor  hüten  mufs,  eine  Sache,  die  man  empfehlen 
will,  dadurch  von  vorneherein  in  Mifskredit  zu  bringen,  dafs 
man  am  unrichtigen  Ort  anknüpft.  Gerade,  weil  ich  sachlich 
mit  Dumas  übereinstimme,  glaube  ich,  diesen  Umstand  be- 
tonen zu  sollen.  Der  Fehler,  dafs  man  die  Intervention  von 
den  völkerrechtlichen  Instituten  nicht  scharf  genug  gesondert 
hat,  hat  schon  mehrfach  Schaden  angerichtet,  und  zwar  gerade 
in  der  französischen  Völkerrechtsliteratur. 

Völkerrechtlich  liegt  nicht  der  mindeste  Grund  vor,  dafs 
man,  um  das  zu  erreichen,  worauf  Dumas  hinauswill,  gerade 
an  die  Intervention  anknüpfen  sollte.  Das  Völkerrecht  kennt 
verschiedene  Formen  der  „Mitwirkung  Dritter",  die  es  zu 
Rechtsinstituten  ausgebildet  hat ,  und  die  deshalb 
wesentlich  bessere  Dienste  als  „Sanktionen  des  Schiedsspruchs" 
zu  leisten  vermögen,  als  die  Intervention. 

Das  gilt  speziell  von  dem  Institut  der  Vermittlung. 
Weshalb  knüpft  Dumas  nicht  an  diese  an?  Sie  kann  doch 
ebenfalls  eine  kollektive  sein,  sie  ist  sogar  notwendig  eine 
lediglich  „diplomatische",  und  sie  ist  notwendig  auf  einen  be- 
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stimmten  Zweck  begrenzt.  Daher  haftet  ihr  auch  nicht  das 
Odium  an,  das  die  Intervention  nun  einmal  begleitet  und 
stets  begleiten  wird.  Der  Charakter,  die  Rechtswirkungen 
der  Vermittlung  sind  rechtlich  genau  umschrieben  und 
brauchen  nicht  erst  künstlich  eingeengt  zu  werden,  wie  bei 
der  Intervention.  Die  Haager  Konvention  hat  das  Ver- 
mittlungsrecht in  erfreulicher  Weise  fortgebildet,  und  wenn  die 
Entwicklung  hier  weiter  fortschreitet,  dann  werden  wir  in  der 
Vermittlung  in  der  Tat  ein  Mittel  besitzen,  das  gerade  auch 
für  die  Sanktionsfrage  von  hervorragender  Bedeutung  werden 
könnte.  Von  den  drei  Voraussetzungen,  die  D  u  m  a  s  aufstellt, 
treffen  zwei  bei  der  Vermittlung  schon  ohne  weiteres  zu. 
Sie  kann  aber  auch  heute  schon  kollektiv  erfolgen,  und  es 
bedarf  lediglich  noch  einer  Organisation  nach  dieser  Richtung 
hin,  um  aus  der  Vermittlung  ein  „moralisches"  Mittel  zu 
machen,  das  es  an  Kraft  mit  allen  äufsern  Zwangsmitteln 
aufnehmen  kann,  und  das  dabei  doch  ganz  innerhalb  des 
Rahmens  der  völkerrechtlich  als  zulässig  zu  erachtenden 
„Sanktionen"  sich  bewegen  würde.  Darüber,  dafs  eine  Ver- 
mittlung, so  gut  wie  sie  in  einem  früheren  Stadium  des 
Staatenstreits  erlaubt  und  geboten  sein  kann,  so  auch  noch 
angesichts  eines  ergangenen  Schiedsspruchs  als  möglich  und 
zulässig  erachtet  werden  mufs,  kann,  glaube  ich,  keinerlei 
Zweifel  bestehen.  Das  versteht  sich  wohl  ohne  weiteres  voü 
selbst.  Das  Feld  der  Tätigkeit  des  Vermittlers,  der  ja  nur  ein 
Friedensstifter  im  Staatenstreit  sein  will  und  sein  kann ,  ist 
anerkanntermafsen  innerhalb  der  verschiedenen  Stadien  dieses 
Streits  ein  sehr  ausgedehntes  und  mufs  es  auch  sein. 

Alles  das  hat  Dumas  offenbar  auch  gefühlt,  da  er  sagt, 
die  Haager  Konvention  habe  einen  Versuch  gemacht,  „das 
Interventionsrecht  zu  einem  friedlichen  Mittel  umzugestalten". 
Aber  es  wäre  dann  wohl  näherliegend  gewesen,  von  den  Be- 
stimmungen der  Haager  Konvention  über  die  Vermittlung  den 

Ausgang  zu  nehmen,  statt  von  dem  sog.  „Interventionsrecht". 
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Es  bedarf  nicht  einmal  einer  Zusatzstipulation,  wie  Dumas 
meint,  um  aus  der  Vermittlung  eine  Sanktion  des  Schieds- 
spruchs zu  machen:  Sie  kann  dies  meines  Erachtens  vom 
Standpunkte  des  geltenden  Rechts  schon  heute  sein.  Dafs 
allerdings  das  Vermittlungsrecht  im  übrigen  auch  noch  fort- 
gebildet werden  sollte,  um  seiner  Aufgabe  im  Völkerrecht  ganz 
entsprechen  zu  können,  das  wird  im  nächsten  Kapitel  noch  zu 
erörtern  sein ;  es  wird  sich  dort  zeigen,  dafs  diese  Fortbildung 
in  der  Tat  in  der  Richtung  erfolgen  sollte,  die  Dumas  an- 
deutet. Aber  dies  soll  geschehen,  um  die  Vermittlung 
selbst  weiter  auszubilden,  nicht  etwa,  um  „aus  der  Inter- 
vention ein  friedliches  Mittel  zu  machen^.  Es  wftre  das  ein 
Umweg,  dessen  wir  gar  nicht  bedürfen ;  denn  die  Vermittlung 
entspricht  den  Zwecken  der  Friedensstiftung  ungleich  besser, 
als  die  Intervention. 

So  richtig  also  die  Ausführungen  von  Dumas  inhaltlich 
auch  sein  mögen,  und  so  sehr  man  seinen  Postulaten  insofern 
auch  beipflichten  mufs,  so  treffen  sie  doch  sämtlich  in  Wirk- 
lichkeit nur  auf  die  Vermittlung  zu  und  können  nur  für 
diese  akzeptiert  werden.  Mit  dieser  Modifikation  mache  ich 
das  Postulat  von  Dumas  auch  zu  dem  meinigen :  Eine  Ver- 
mittlung, nicht  eine  Intervention,  der  Mächte  in  kollektiver 
Form  sollte  in  bestimmten  Fällen  zur  völkerrechtlichen  Pflicht 
erhoben  werden;  sie  würde  in  der  Tat  die  beste  „Sanktion 
des  Schiedsspruchs**  bilden. 

Dumas  meint  nun  zwar,  Vermittlung  und  Intervention 
werden  synonyme  Begriffe,  sobald  letztere  eine  friedliche,  un- 
interessierte werde.  Gerade  wenn  das  der  Fall  wäre  —  es 
kann  das  aber  in  Wirklichkeit  nicht  zugegeben  werden,  denn 
es  sind,  wie  wir  gesehen  haben,  noch  andere  Unterschiede 
vorhanden  — ,  wäre  es  aber  um  so  mehr  am  Platze  gewesen, 
von  den  beiden  „synonymen**  Begriffen  denjenigen  zu  wählen, 
der  weniger  Opposition  hervorrufen  mufste.  Dumas  hat  es 
offenbar  deshalb  vorgezogen,  gerade  die  Intervention  ins  Auge 
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ZU  fassen,  weil  er  meint,  dafs  diese  mehr  Erfolg  verspreche, 
während  die  Vermittlung  häufig  nur  ein  unfruchtbarer  Versuch 
bleibe.  In  dieser  Beziehung  mufs  man  Dumas  aber  ganz  ent- 
schieden widersprechen.  Auch  die  „Intervention"  soll  ja  nach 
Dumas  lediglich  eine  diplomatische  sein.  Die  wirkliche  Kraft 
des  Vorgehens  der  Mächte  liegt  also  nicht  sowohl  in  dem 
Moment  der  „Intervention"  als  solcher,  als  vielmehr  in  dem 
kollektiven  Auftreten  derselben,  und  dieses  ist  bei  der  Ver- 
mittlung gerade  so  gut  denkbar,  wie  bei  der  Intervention. 
Im  übrigen  bedarf  es  aber  nach  Dumas  nicht  nur  einer 
„action  collective",  sondern  auch  einer  „action  d6sint6ress6e". 
Die  Gewähr  für  diese  bietet  aber  einzig  und  allein  das  Rechts- 
institut der  Vermittlung.  Die  Anerkennung  eines  Interventions- 
rechts ist  daher  im  Völkerrecht  nach  wie  vor  unter  allen 
Umständen  abzulehnen.  Sie  könnte  ernste  Gefahren  in  sich 
bergen  und  die  völkerrechtliche  Entwicklung  auf  schiefe 
Bahnen  leiten.  In  der  Idee  der  Intervention  wird  immer  eine 
Negierung  der  Idee  des  Völkerrechts  liegen. 

Ganz  anders  liegt  die  Sache  mit  einer  Fortbildung  der 
Vermittlung.  Diese  liegt  durchaus  im  Rahmen  der  Fort- 
bildung des  völkerrechtlichen  Verfahrens.  Und  so  darf  man 
denn  sagen,  dafs  unsere  Auseinandersetzung  über  die  Sanktions- 
frage von  neuem  deutlich  zeigt,  wo  die  Fortbildung  des  Völker- 
rechts überhaupt  anzuknüpfen  haben  wird :  In  der  weiteren 
Ausgestaltung  der  Institute  des  Völkerrechts,  wie  sie  in  der 
Haager  Konvention  gegeben  sind,  liegt  der  gegebene  Weg! 
Und  zwar  nicht  nur  im  allgemeinen,  sondern  auch  speziell 
im  Hinblick  auf  die  Sanktionsfrage.  Je  mehr  es  gelingt,  die 
völkerrechtlichen  Institute  fortzubilden,  um  so  weniger  dürften 
noch  besondere  Sanktionen  für  den  Schiedsspruch  erforderlich 
erscheinen.  Die  bestehenden  Institute  des  Völker- 
rechts selbst  enthalten  in  ihrer  gesteigerten  und  ge- 
sicherten Anwendung  auch  die  beste  Garantie  dafür, 
dafs  die  Staaten  das  Völkerrecht  achten  und  befolgen. 
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Wer  also  heute  nach  „Sanktionen  des  Völkerrechts"  ruft, 
der  fängt  die  Sache  meines  Erachtens  gerade  am  verkehrten 
Ende  an^^  Das  Nötigste  ist,  zunächst  einmal  die  Anwendung 
des  völkerrechtlichen  Verfahrens  zu  sichern,  die  Fortbildung 
der  einzelnen  Arten  dieses  Verfahrens  in  die  Wege  zu  leiten. 
Ist  das  einmal  erreicht,  und  erweist  es  sich  dann  al& 
nötig,  dann  kann  man  immer  noch  an  die  Frage  einer 
weiteren  Regelung  der  VoUzugsfrage  im  Sinne  der  Aufstellung 
von  „Sanktionen"  herantreten.  In  Wirklichkeit  dürfte  man  dann 
aber  erkennen,  dafs  diese  Regelung  jetzt  erst  recht  nicht  mehr 
nötig  ist,  dafs  mit  der  Entwicklung  des  Verfahrens  besondere 
Sanktionen  sich  erst  recht  als  überflüssig  erweisen.  Denn 
diejenigen  Sanktionen,  deren  das  Völkerrecht  in  meiner  Eigenart 
im  Grunde  bedarf,  und  die  sich  mit  seiner  Natur  so  recht 
vertragen,  sie  sind  in  dem  völkerrechtlichen  Verfahren  bereite 
enthalten  und  mit  ihm  gegeben.  Sie  brauchen  nicht  erst 
künstlich  geschaffen  zu  werden.  Fortbildung  des  Bestehenden 
kann  daher  auch  hier  die  Losung  sein. 

Zu  dieser  Erkenntnis  von  der  Bedeutung  der  Völker- 
rechtsinstitute dürfte,  wenn  er  es  auch  nicht  beabsichtigt 
hat,  indirekt  doch  gerade  Dumas  mit  beigetragen  haben, 
und  das  machte  es  nötig,  seine  Ausführungen  hier  so  ein* 
gehend  zu  behandeln. 

Dagegen  halte  ich  es  nicht  für  nötig »  die  einzelnen 
Sanktionen,  die  Dumas  aufführt,  hier  zu  erörtern,  ohne  dafa 
ich  diese  deshalb  samt  und  sonders  von  der  Hand  weisen 
will.  Gehören  diese  Garantien  doch  wenigstens  zum  Teil  dem 
positiven  Völkerrecht  an.  Es  wurde  bereits  mehrfach  darauf 
hingewiesen,  dafs  die  Parteien  vertragsmäfsig  gewisse  Ab- 
machungen   über   den    Vollzug    der    Schiedssprüche    treffen 

^^  Immerhin  hat  Dumas  die  praktischen  Bedürfnisse  in  der  Materie  * 
im  allgemeinen  aher  richtiger  erkannt,  als  Meurer,  der,  statt  Yonrärta 
zu  blicken,  häufig   allzusehr   Neigung   empfindet,   nach    rückwärts   zu 
schauen,  und  insbesondere  f&r   das  Entwicklungsmoment   in   unserer 
Materie  nur  yerhältnism&fsig  geringes  Verständnis  bekundet. 
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können,  die  je  nach  der  Natur  des  Streitgegenstandes  natürlich 
auch  einen  verschiedenen  Charakter  annehmen  werden.  Eine 
allgemeinere  Bedeutung  in  unserem  Zusammenhang  haben 
diese  Vereinbarungen  dagegen  kaum  zu  beanspruchen.  Die 
Frage  ihrer  Fortbildung  hat  nicht  nur  zurzeit  ein  lediglich 
sekundäres  Interesse,  sondern  es  ist  auch  nicht  anzunehmen, 
dafs  das  allgemeine  Völkerrecht  gerade  in  diesen  Materien 
über  den  Kopf  der  Streitteile  hinweg  nach  einer  rechtlichen 
Fixierung  tendieren  dürfte.  Was  dabei  in  Frage  steht,  trägt 
vielmehr  im  wesentlichen  den  Charakter  der  freien  Parteiverein- 
barung im  Kompromifswege  an  sich  und  fordert  daher  an  dieser 
Stelle  nicht  zu  prinzipiellen  Auseinandersetzungen  auf^^ 

Dumas  unterscheidet  die  weiteren  Garantien  insbesondere 
in  „sanctions  civiles""  und   „sanctions  pönales"***.    Es  ist 


^*  Nys,  in  der  Bevue  de  droit  international  1906,  S.  22  bemerkt: 
„Pour  certains  auteurs  il  suffit  de  confier  l'ex^cution  k  la  bonne  foi  et 
k  l'honneur  des  parties ;  pour  d'autres  l'intervention  collective  purement 
diplomatique  est  efficace;  pour  d'autres  encore  des  mesures  d'ex^cution 
offirent  de  Tutilit^.^  Dumas  vertritt  alle  drei  Riebtungen.  Für  eine 
Sanktion  tritt  auch  N  y  s  ein :  „II  est  une  mesure  k  laquelle  les  arbitres 
pourraient  reconrir,  c'est  Tastreinte,  c'est-ä-dire  les  dommages-int^r^ts 
fixäs  pour  le  retard  dans  l'ex^cution  des  obligations;  au  point  de  vue 
des  principes  juridiques ,  on  peut  Tenvisager  comme  un  moyen  de  con- 
trainte, ou  bien  comme  la  r^paration  d'un  pr^judice  ou  mieux  encore 
comme  la  peine  du  refus  d'ob^ir  k  Ti^jonction."  Nys  verweist  dazu  auch 
auf  Esmein  „L'origine  et  la  logique  de  la  jurisprudence  en  mati^re 
d'astreintes'*  in  „Revue  trimestrielle  de  droit  civil",  Bd.  II,  S.  18,  88. 

^*  Dumas,  S.225f.  Die  „sanctionsciviles**  ergeben  sich  nach  Dumas 
im  Wege  der  Analogie:  „L'arbitrage  international  imposeäFEtat  condamn^ 
une  Obligation  de  payer,  ou  une  Obligation  de  faire,  suivant  qu'il  met  k  sa 
Charge  une  indemnit^  ou  une  restitution.  Or,  ce  sont  Ik  des  obligations 
pour  lesquelles  le  droit  civil  a  prävu  des  voies  d'ex^cution  speciales, 
lorsqu*elles  naissent  au  profit  d'un  particulier,  soit  en  vertu  d*une  d^- 
cision  judiciaire,  soit  en  vertu  d'un  acte  contractuel.  LMdee  vient  donc 
tout  naturellement  de  chercher  k  transporter  ces  sanctions  civiles  du 
domaine  du  droit  priv4  dans  le  domaine  du  droit  public,  en  les  appli- 
quant  aux  rapports  r^ciproques  de  cr^ancier  et  de  d^biteur,  que  la 
sentence  arbitrale  d^termine  entre  les  Etats.^  Die  Staaten  haben  das 
internationale  Schiedsverfahren  in  vielen  Beziehungen  nach  dem  Muster 
des  zivilen  Schiedsverfahrens  eingerichtet.  Der  Gedanke  habe  also 
nichts    überraschendes,    die  Assimilierung   um   einen  Grad  weiter  zu 


408     Viertes  Kapitel.  Das  Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten. 

vielleicht  immerhin  von  Interesse,  hier  wenigstens  die  Thesen 
Dumas'  wiederzugeben  ** : 

Sanctions  civiles. 

1. 

„II  serait  utile  d'^tablir,  par  voie  de  Convention  internationale, 
des  sanctions  civiles  de  Tarbitrage.  Tandis  qne  les  sanctions 
morales  n'agissent  que  sur  le  sentiment  public,  et  qne  les  sanctions 
pönales  ne  frappent  que  les  fautes  individuelles  commises  inten- 
tionnellement ,  les  sanctions  civiles  seraient  destin6es  k  atteindre 
dans  sa  propri6t6  mobili^re  ou  immobiliäre ,  dans  son  domaine 
public  ou  dans  son  domaine  priv^,  TEtat  qui  refuserait  d'ex^cnter 
une  sentence  arbitrale. 

2. 

a)  11  serait  utile  que  la  Convention  internationale  donnät  k  la 
Cour  permanente  d*arbitrage  le  droit  de  nommer  un  säquestre 
judiciaire,  .  ,  .  k  Tefifet  d'assurer  la  garde  des  territoires 
litigieux  jusqu^k  Tex^cution  de  la  sentence. 

b)  Ce  s^questre  judiciaire  pourrait  ^tre  une  commission  inter- 
nationale ou  un  Etat  tiers,  de  pröförence  un  Etat  neutre, 
choisi  en  toute  ind^pendance  par  la  Cour  d'arbitrage. 

c)  Le  droit  de  garde  du  s^questre  judiciaire  pourrait  se 
räaliser  sous  la  forme  d'une  occupation  pacifique  qui 
n'apporterait  aucune  modification  ä  Torganisation  politique, 
ni  k  Tadminlstration  intörieure  du  territoire  occnp^. 

3. 

La  doctrine  pacifique  recommande,  k  titre  de  süret6  personnelle 
des  sentences,  la  caution  d'un  ou  de  plusieurs  Etats  ou  m6me  de 
particuliers. 

4. 

a)  L'affection  speciale  de  certaines  recettes  publiques  k  Tex^- 
cution  d'une  sentence  arbitrale  conf^re  k  TEtat  avantagä 
un  droit  de  präfärence  sur  les  dites  recettes. 

b)  L'Etat  avantagö  pourra  6tre  d6chu  de  ce  droit  de  präfdrence 
s'il  a  recours  k  des  moyens  belliqueux  contre  son  ad- 
versaire. 

5. 

a)  L'exercice  des  sanctions  civiles  implique  la  näcessit^  d'une 
formule   exäcutoire   dont  les   sentences   arbitrales    seraient 


treiben  und  auch  die  Exekutionswege  zu  identifizieren.  —  Auf  die  auch 
hier  im  Auge  zu  behaltende  Gefahr  dieses  Analogisierens  mit  dem  Privat- 
recht brauche  ich  nicht  von  neuem  hinzuweisen. 

*»»  Dumas,  S.  271  f. 

**  Dumas,  S.  426  f.,  sowie  S.  267. 
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rev^tues  par  les  soins  da  Bureau  international  qui  sert  de 
greffe  h  la  Cour  permanente  d^arbitrage  suivant  Tarticle  22 
de  la  Convention  de  La  Haye.  Cette  formule  ex6cutoire 
pourrait  6tre  apposöe,  ä  la  requ^te  de  TEtat  avantagä,  d^s 
l'expiration  du  d61ai  de  revision  pr^vu  par  Tarticle  55  de 
la  Convention. 

b)   La  formule  ex6cutoire  serait  d61ivr6e  au  nom  des  puissances 
signataires  de  la  Convention. 

6. 

L'Etat  nanti  de  la  sentence  ainsi  rendue  ex^cutoire  pourra 
saisir-arr^ter ,  soit  sur  son  propre  territoire,  soit  en  tout  autre 
pays  signataire  de  la  Convention,  toutes  eräances  publiques  ou 
priv6es  de  TEtat  contre  qui  la  sentence  aura  6t^  rendue.^ 

Sanctions  p^nales^^. 

1. 

„Les  fautes  intentionnelles  et  les  n^gligences  graves  par  les- 
quelles  un  ministre  aurait  compromis  Texäcution  d'un  arbitrage, 
justifieraient  contre  le  coupable  Tapplication  de  pänalit^s. 


^"  Ganz  aufe erhalb  des  Rahmens  des  heutigen  Völkerrechts  fallen 
die  von  Dumas  weiter  behandelten  „sanctions  politiques^,  die  eine 
Staatenföderation  voraussetzen,  und  ebenso  sein  „pouvoir  coörcitif". 
Für  das  letztere  stellt  Dumas,  S.  429  folgende  Postulate  auf: 

A.  „Le  pouToir  coercitif  appartient  en  principe  k  rUnion  des 
puissances  qui  ont  adh^rä  k  la  Conference  de  la  Haye.  Ces  puissances 
peuvent  agir  soit  au  moyen  de  congres  officiels  sp^cialement  convo- 
qu^s  pour  un  cas  d^termin^,  soit  au  moyen  des  correspondances 
diplomatiques  qu'elles  echangent  entre  elles.  Toutefois,  en  vertu  de 
la  rägle  constante  qui  investit  peu  k  peu  le  pouvoir  l^gislatif  des 
attributions  du  pouvoir  constituant,  il  est  vraisemblable  que  les  puis- 
sances d^lägueront  leur  droit  de  coercition  k  une  assemblee  perma- 
nente dont  la  Conference  interparlamentaire  actuelle  pourrait  Stre  le 
germe.  11  suffirait,  dans  ce  but,  que  la  Conference  interparlamentaire 
devint  ofßcielle,  c'est-ä-dire  que  ses  membres  eussent  une  deiegation 
reguliere  de  leurs  E^ts  respectifs,  et  que  les  Etats  oü  le  regime 
parlementaire  n'existe  pas  y  fussent  representes.** 

B.  „L*avenir  indiquera  si,  k  cöte  du  pouvoir  lägislatif  ainsi  con- 
stitue,  un  pouvoir  executif  ne  serait  pas  necessaire.  La  Constitution 
de  ce  pouvoir  executif  correspondrait  k  une  transformation  de  la 
federation  qui,  purement  juridique  dans  les  premiers  temps,  tendra 
insensiblement  k  devenir  politique  au  für  et  k  mesure  qu*elle  sera 
plus  etroite  et  plus  effective." 
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2. 

Ces  p^nalitäs  poorraient  ^tre  prononc^es  par  la  Conr  de  La 
Haye  k  la  requ^te  d'one  commission  d'ex^cation  choisie  an  sein 
de  la  ni6me  Cour  parmi  les  membres  ^trangers  aax  nations  en 
litige. 

3. 

La  nature  des  actes  pnnissables  resterait  indätermin^e^  ainsi 
que  la  natnre  de  la  peine  ponr  TapplicatioD  de  laqnelle  la  Coor 
aarait  un  pouvoir  discr^tionnaire.^  — 

Es  ist,  wie  gesagt,  nicht  anzunehmen,  dafs  das  Völker- 
recht in  absehbarer  Zeit  sich  in  den  hier  geschilderten  Rich- 
tungen wesentlich  weiterentwickeln  werde.  Wäre  es  der  Fall» 
so  wären  manche  Dumas  sehen  Vorschläge  vielleicht  er- 
wägenswert. So  aber  mufs  man  sagen,  dafs  diese  Thesen 
höchstens  im  Hinblick  auf  die  Möglichkeit  eines  zukünftigen 
Fortschrittes  Interesse  haben. 

Vom  Standpunkte  des  heute  geltenden  Völkerrechts  glaube 
ich  also  trotz  der  Ausführungen  Dumas'  sagen  zu  sollen: 
Man  darf  die  Sanktionsfrage  unbedenklich  vorläufig  ruhen 
lassen ;  die  jetzige  ^moralische"  Regelung  derselben ,  in  Ver- 
bindung mit  der  zu  erhoffenden  und  zu  erstrebenden  Fortbildung 
der  Haager  Konvention,  vermag  den  gegenwärtigen  Bedürf- 
nissen durchaus  zu  genügen.  Man  soll  daher  gegen  die 
moralischen  Schranken,  die  die  Staaten  selbst  aufstellen  und 
die  sie  ohne  weiteres  anerkennen,  nicht  unnötigerweise  an- 
kämpfen, sondern  den  Fortschritt  des  Verfahrens  lieber  auf 
anderen  Gebieten  suchen,  wo  er  mehr  nottut**.  — 


^*  Ich  zitiere  zum  Schlufe  noch  eine  Besolution  des  neunten 
Friedenskongresses  in  der  Sanktionsfrage:  „Consid^rant  que  la  Con- 
ference de  La  Haye  s'est  bom^e  k  fixer  les  «r^gles  de  la  proc^dure 
arbitrale  sans  d^terminer  les  voies  d'ex^cution  des  d^cisions  k  inter- 
venir,  que  ces  däcisions  sont  certainement  dans  tous  les  cas  susceptibles 
d'une  sanciion  possible,  autre  qu'une  d^claration  de  guerre;  consid^rant 
qu'il  est  sans  doute  ä  pr^voir  et  k  esp^rer  que  ces  d^cisions  continue- 
ront  k  Stre  —  comme  elles  ont  ^t^  jusqu'ici  —  volontairement  ez^cut^es 
par  les  hautes  parties  en  litige;  mais  que,  aussi  bien  pour  pr^ciser  les 
droits  respectifs  des  Etats  qui  recourent  k  Tarbitrage  et  les  droits  des 
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B.  Das  Vermlttlungsverfahren. 

§  18. 

Die  verschiedenen  Arten  des  völkerrechtlichen  Verfahrens 
sind  durchaus  in  der  besonderen  Natur  und  Eigenart  des 
Völkerrechts  begründet.  In  einer  Gemeinschaft  von  souveränen 
Staaten  mufste  einerseits  das  Schiedsgericht  die  gegebene 
Form  sein,  die  an  die  Stelle  der  innerstaatlichen  Justiz  zu 
treten  hatte*.  Anderseits  aber  konnte  das  Schiedsgericht 
nicht  die  einzige  Form  des  völkerrechtlichen  Verfahrens 
sein,  wenigstens  nicht  beim  gegenwärtigen  Stande  des  Völker- 
rechts und  der  völkerrechtlichen  und  politischen  Beziehungen 
zwischen  den  Staaten,  sondern  es  bedurfte  einer  Ergänzung 
für  diejenigen  Fälle,  in  denen  die  souveränen  Glieder  der 
völkerrechtlichen  Gemeinschaft  sich  dem  Schiedsgericht  nicht 
unterwerfen  zu  können  glauben,  da  sie  mit  Recht  oder  Un- 


arbitres  qu'ils  ont  choisis,  que  pour  faciliter  la  conclusion  de  trait^s 
d^arbitrage  permanent,  il  Importe  de  d^finir  les  garanties  qni  peuvent 
etre  requises  et  la  forme  dans  laquelle  elles  devront  etre  demandäes; 
constate  qu'il  existe  d&s  k  present,  gr&ce  au  projet  de  M.  de  Montluc, 
un  Systeme  de  sanctions  propres  ä  assurer  dans  la  plupart  des  cas 
Texäcution  des  d^cisions  arbitrales,  prie  la  Gommission  juridique  du 
Bureau  international  de  la  Paix  de  proc^der  k  T^laboration  de:  1.  Un 
Code  de  voies  d'ex^cution  en  matiäre  d*arbitrage,  2.  Un  projet  de  traitä 
d'arbitrage  permanent  avec  stipulation  de  mesures  Eventuelles  garantis- 
sant  Tex^cution  des  sentences.^  Man  vgl.  im  übrigen  zu  der  Sanktions- 
firage  auch  unten  die  §§  20  und  21. 

^  Daus  es  verfehlt  ist,  wenn  Schlief  in  der  „Friedens warte''  vom 
März  1906  meint,  Schiedsgerichte  seien  immer  etwas  Zufälliges,  das 
niemals  zu  einer  gnmdsätzlichen  Institution  werden  könne,  als  eine 
solche  sei  nur  die  ordentliche  Justiz,  in  begrifflichem  Gegensatz  zur 
Schiedsjustiz,  anzusehen,  wurde  bereits  oben  im  §  8  erörtert.  In  dieser 
Auffassung  liegt  eine  Yer kennung  der  Eigenart  des  Völkerrechts.  Wenn 
man  sich  dieser  letzteren  bewußt  bleibt,  dann  liegt  nicht  der  mindeste 
Grund  vor,  weshalb  man  das  „Yölkerprozeferechf  nicht  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt der  „Schiedsgerichtsidee''  betrachten  sollte.  Wir  brauchen 
im  Völkerrecht  nun  einmal  keinen  „ordentlichen  Staatenrichter'',  das 
Schiedsgericht  genügt  durchaus  für  die  praktischen  Bedürfnisse,  und 
vermag  auch  grundsätzlich  zu  befriedigen. 
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recht  befürchten,  dadurch  ihre  Souveränität  zu  beeinträchtigen. 
Dokumentiert  also  die  Unterwerfung  unter  das  schiedsgericht- 
liche Verfahren  wohl  am  deutlichsten  das  Vorhandensein  des 
Solidaritätsgefühls  unter  den  Staaten,  und  kommt  also  in 
ihr  das  Prinzip  des  Völkerrechts  vielleicht  am  vollkommensten 
zum  Ausdruck,  so  zeugt  anderseits  das  Vermittlungsverfahren 
zwar  ebenfalls  deutlich  für  die  Anerkennung  und  Anwendung 
dieses  Prinzips,  aber  doch  immer,  entsprechend  dem  Charakter 
der  in  Betracht  kommenden  Streitigkeiten,  unter  voller 
Wahrung  der  Freiheit  der  staatlichen  Entschliefsung,  indem 
die  Vermittlung  lediglich  den  Charakter  eines  guten  Rats 
trägt  und  keinerlei  verbindliche  Kraft  hat.  Ein  solches 
unverbindliches  Verfahren  erscheint  in  einer  lose  organisierten 
Gemeinschaft,  wie  es  die  völkerrechtliche  Gemeinschaft  ist, 
wie  gesagt,  als  notwendige  Ergänzung  des  schiedsgericht- 
lichen Verfahrens,  das  den  Streit  in  rechtskräftiger  Weise 
zur  Entscheidung  bringt,  aber  gerade  deshalb  von  den 
Staaten  nicht  stets  und  unter  allen  Umständen  angewendet 
wird.  Wenn  wir  die  beiden  Arten  des  völkerrechtlichen 
Verfahrens  also  mit  einem  Schlagworte  charakterisieren 
wollten,  dann  könnten  wir  sagen,  dafs  die  Vermittlung  den 
Versuch  der  Schlichtung  des  Streitfalls  darstellt,  der 
Schiedsspruch  dagegen  die  definitive  Schlichtung.  Da  wo  die 
Staaten  ihre  Souveränität  gefährdet  glauben,  werden  Dritte 
sich  mit  einem  Versuch  der  Schlichtung  begnügen  müssen. 
In  allen  anderen  Fällen  aber  liegt  kein  Grund  vor,  die 
Schlichtung  des  Streitfalls  dem  Schiedsgericht  zu  entziehen. 
Aus  dieser  Gegenüberstellung  ergeben  sich  uns  eigentlich 
schon  zwei  Fragen,  auf  die  später  zurückzukommen  sein  wird. 
Einmal  darf  man  sich  gewifs  mit  Recht  fragen,  da  ein  blofser 
Versuch  die  Souveränität  doch  unmöglich  gefährden  kann, 
weshalb  denn  ein  solcher  Versuch  nicht  stets  und  unter  allen 
Umständen  gemacht  werden  sollte.  Sodann  aber,  ob  es  nicht 
in   der  Natur  der  Sache  begründet  ist,    dafs  mit  der  fort- 
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schreitenden  Entwicklung  des  Völkerrechts  immer  mehr  die 
wirkliche  Lösang  an  die  Stelle  der  blofs  versuchten 
Lösung  tritt.  In  diesem  Sinne  wäre  also  das  Vermittlungs- 
verfahren gewissermafsen  eine  Eonzession  an  die  gegenwärtige 
politische  Lage  und  an  die  Anschauungen  der  heutigen  Poli- 
tiker, das  Schiedsgericht  dagegen  das  völkerrechtliche  Ver- 
fahren der  Zukunft,  das,  entsprechend  der  Justiz  im  inner- 
staatlichen Leben,  als  der  regelmäfsige  Weg  zur  Beilegung 
völkerrechtlicher  Streitigkeiten  zu  gelten  hätte.  Doch  ich 
möchte  nicht  vorgreifen. 

Jedenfalls  hat  bei  der  heutigen  internationalen  politischen 
Lage  das  Vermittlungsverfahren  praktisch  nicht  minder  grofse 
Bedeutung,  wie  das  Schiedsverfahren,  wenn  das  letztere  vom 
Bechtsstandpunkte  aus  auch  als  der  idealere  Weg  erscheinen 
mag^  Ist  auch  heute  der  Rechtsstreit  unter  den  Staaten 
die  Begel,  und  ist  somit  der  Anwendung  des  Schiedsgerichts 
ein  reiches  Feld  der  Betätigung  gegeben,  so  fehlt  es  doch 
daneben  auch  nicht  an  solchen  Streitfällen,  in  denen  die 
Rechtsfrage  mit  politischen  Momenten  mehr  oder  weniger 
verquickt  ist,  Streitfälle,  in  denen  die  Staaten  ihre  vitalen 
Interessen,  ihre  Unabhängigkeit  oder  Ehre  engagiert  glauben, 
und  die  sie  daher  in  den  Schiedsverträgen  ausdrücklich  von 


'  Lammasch  in  der  „Deutschen  Revue^  vom  November  1905,  S.  155, 
weist  darauf  hin,  dals  das  Schiedsgericht  nicht  berufen  sei,  die  Diplomatie 
zu  ersetzen  und  zu  verdrängen,  sondern  zu  ergänzen.  Diplomatie  und 
Schiedsgerichtsbarkeit  haben  in  der  Schlichtung  internationaler  DifFe-. 
renzen  ihre  eigentümlichen  Aufgaben  und  ihre  eigentümlichen  Vorzüge. 
Auch  M^rignhac,  „Trait^  de  droit  public  international**,  S.  428  betont, 
Vermittlung  und  Schiedsgericht  „constituent  les  deux  modes  types  de 
Solution  pacifique  des  litiges  internationaux.  La  m^diation  est  loin  d'avoir 
la  haute  autorit^  de  l'arbitrage,  qui  met  ndcessairement  fin  au  litige, 
tandisqu'elle  peut,  en  ächouant,  le  laisser  pendant.  Mais,  d'autre  part, 
ä  raison  de  son  caract^re  facultatif,  eile  se  präsente  comme  un  proc^de 
plus  souple,  d'une  allure  plus  politique  que  juridique,  d^gag^  de  r^gles 
prdcises  qui  enserrent  Tarbitrage  et  susceptible,  pour  ce  motif,  de  reussir 
lä  oü  ce  dernier  aurait  ^t^  ^cart^,  de  prime  abord,  ä  raison  de  son 
caractäre  obligatoire/ 
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der  schiedsgerichtlichen  Behandlung  ausnehmen,  trotzdem  die- 
selben, wie  wir  gesehen  haben,  an  sich  im  Wege  des  Schieds- 
spruchs durchaus  lösbar  wären.  Für  diese  „politischen*'  Streit- 
fälle, die  sich  der  schiedsgerichtlichen  Behandlung  nach  dem 
heutigen  Stande  der  Staatenpraxis  im  allgemeinen  entziehen, 
für  die  das  Völkerrecht  aber  nichtsdestoweniger  auch  ein  Mittel 
der  Beilegung  bereit  haben  mufs,  ist  nun  das  Vermittlungs- 
verfahren  der  gegebene  Weg '.  Wir  könnten  dieses  Verfahren 
in  diesem  Sinne  geradezu  als  das  Verfahren  für  politische  Streit- 
fragen^ bezeichnen,  neben  dem  Schiedsgerichtsverfahren  als 
dem  Rechtsverfahren  im  engeren  Sinne.  Je  mehr  ein  Konflikt 
die  Grundinteressen  von  Staaten  tangiert,  um  so  schwerer 
werden  sich  diese  naturgemilfs  entschliefsen ,  die  endgültige 
Entscheidung  aus  der  Hand  zu  geben,  und  selbst  wenn  man 
daher  in  concreto  auifh  häufig  überzeugt  sein  wird,  dafs  ein 
Schiedsspruch  die  einzig  rationelle  Lösung  wäre,  so  wird  man 
es  doch  anderseits  begrüfsen  müssen,  dafs  das  Völkerrecht 


»  Vgl.  M^rignhac,  Conference,  S.  273,  Meurer,  S.  121:  „Wäh- 
rend der  Schiedsspruch  eine  Rechtsentscheidnng  bei  einem  wirklichen 
Rechtsstreit  ist,  der  einfach  nach  dem  Recht  gemessen  wird,  bewegt  sich 
der  Vermittler  nicht  selten  auf  dem  Gehiet  der  hohen  Politik  und  bet&tigt 
sich  auch  in  Fragen  der  Unabhängigkeit,  Ehre  und  Lebensinteressen.* 

^  An  sich  steht  natürlich  nichts  im  Wege,  dals  eine  Vermittlung 
auch  bei  einem  eigentlichen  Rechtsstreite  Platz  greife,  gerade  so  wie  ein 
Schiedsspruch  selbst  bei  einem  politischen  Konflikt  denkbar  erscheint. 
Es  steht  durchaus  im  Belieben  der  Staaten,  da,  wo  das  Schiedsgericht  nicht 
zur  Anwendung  gelangt,  stets  eine  Vermittlung  eintreten  zu  lassen,  gleich- 
viel ob  ein  „politischer^  Streit  yorliegt  oder  nicht.  Insofern  erscheint  also 
die  Vermittlung  an  sich  zweifellos  auf  alle  Arten  von  Staatsstreitigkeiten 
prinzipiell  anwendbar.  Vgl.  dazu  den  Kommissionsbericht  von  Descamps 
zu  Art.  2,  die  Vermittlung  berühre  die  staatliche  Unabhängigkeit  in 
keiner  Weise,  sie  biete  sich  „non  seulement  au  r^glement  de  conflits  de 
droit,  mais  aussi  k  Tarrangement  de  conflits  d'int^r^ts,^  „sans  distinguer 
si  les  conflits  sont  d'ordre  politique  ou  juridique.**  Anders  allerdings 
der  russische  Entwurf,  der  das  Vermittlungsanerbieten  speziell  nur  för 
Streitigkeiten  auf  dem  Gebiet  der  politischen  Interessen  im  Auge  hatte. 
Man  liefe  aber  diese  Einschränkung  im  Haag  fallen,  indem  man  mit 
Recht  davon  ausging,  dals  sich  die  Vermittlung  für  alle  Streitigkeiten 
ernsthafter  Natur  eigne.    Vgl.  Meurer,  S.  105,  107,  113. 
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noch  einen  anderen  Weg  bietet,  der  unter  Umständen  leichter 
gangbar  erscheint,  und  der  daher  eine  natürliche  und  notr 
wendige  Ergänzung  des  eigentlichen  völkerrechtlichen  Rechts- 
weges bildet,  eine  Ergänzung,  die  sich  ebenfalls  als  „Mit- 
wirkung Dritter""  charakterisiert,  wenn  auch  diese  Mitwirkung 
hier  eine  begrenzte  ist,  da  die  Streitteile  selbst  schliefslich 
zu  entscheiden  haben. 

So  ergänzen  sich  die  beiden  Arten  des  völkerrechtlichen 
Verfahrens  gewifs  in  glücklicher  Weise:  Wo  die  eine  Art 
des  Verfahrens  nicht  passen  oder  belieben  sollte,  da  eignet 
sich  unter  allen  Umständen  die  andere,  und  die  Aufgabe  mufs 
daher  vor  allem  die  sein,  die  Anwendung  des  einen  oder 
des  anderen  Verfahrens  möglichst  in  allen  Fällen  zu  sichern, 
indem,  wie  wir  sehen  werden,  das  Völkerrecht  in  diesen  beiden 
Arten  des  Verfahrens  in  der  Tat  ein  System  von  Rechts- 
mitteln besitzt,  die  auf  alle  Arten  von  Staatsstreitigkeiten 
Anwendung  finden  können.  Dafs  das  Vermittlungsverfahren 
auch  da  noch  zur  Anwendung  gelangen  kann,  wo  das  schieds- 
gerichtliche Verfahren  heute  versagt,  darin  dürfte  seine  wesent- 
lichste Bedeutung  gelegen  sein.  „La  sphfere  de  gravitation  des 
bons  Offices  et  de  la  m^diation  est  celle  des  dissidences  graves 
qui  mettent  en  danger  le  maintien  des  relations  pacifiques."' 

Die  Rechtssätze,  die  sieh  im  Völkerrecht  für  das  Ver- 
mittlungsverfahren entwickelt  haben,  haben  nun  durch  die 

*  Vgl.  Meurer,  S.  129:  „Die  Bedeutung  des  Haager  Yermittlungs- 
rechts  liegt  darin,  dals  es  sich  für  die  Vermittlung  so  nachdrücklich 
einsetzt,  dieselbe  institutsmälsig  ausbaut  und  vor  allem  gegen  den  Vor- 
wurf einer  unfreundlichen  Handlung  schützt.^  De  Lapradelle,  a.  a.  0. 
8.  764,  schreibt:  „Quand  les  d^I^gu^s  eurent  termin^  leurs  travaux  rela- 
tifs  k  la  m^diation,  son  m^canisme  ^tait  pr^cis^,  son  röle  ^clair^;  une 
bonne  contribution  th^orique  s'y  trouvait  apport^e;  mais  la  Conference 
de  la  Haye  n'avait  pas  eu  plus  d'utilit^  qu'une  sage  monographie  sur 
la  mädiation,  car  eile  ayait  simplement  pr^cisä  ce  qu'^tait  celle-ci, 
librement  Offerte,  librement  acceptee,  suspensiye  ou  non,  suiyant  la 
volonte  des  parties  en  cause,  sans  introduire  ä  aucun  degre  du  Systeme, 
dans  la  nature  ou  dans  les  effets  de  la  m^diation,  un  caract^re  de  n^- 
cessite,  qui  seul  eüt  pu  faire  avancer  la  cause  de  la  paix  en  trans- 
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Haager  Friedenskonferenz^  nicht  nur  eine  dankenswerte 
Bestätigung  erhalten,  sondern  die  Konferenz  hat  das  Ver- 
mittlungsrecht  auch  weiterentwickelt  und  aufserdem  auch 
die  Wege  für  die  zukünftige  Weiterentwicklung  gewiesen. 
Uns  interessiert  hier  namentlich  das  letztere,  da  ich  nicht 
in  eine  dogmatische  Erörterung  des  Vermittlungsrechts  ein- 
zutreten beabsichtige^. 

Zu  begrüfsen  ist  zunächst  schon,  dafs  die  Haager  Kon- 
vention die  Unterscheidung  zwischen  den  „guten  Diensten^ 
und  der  „Vermittlung*'  fallen  gelassen  hat.  Denn  diese  Unter- 
scheidung fand  nicht  nur  in  der  Praxis  keine  Stütze  —  «La 
distinction  qui  a  6t6  faite  entre  les  „bons  Offices*'  et  la 
„mMiation**  est  d'une  port6e  exclusivement  thöorique.  Ces 
moyens  d'action  sont  identiques  par  leur  nature  juridique  et 
ne  se  distinguent  que  par  le  degr6  d'intensitö  de  leur  caractöre 
ainsi  que  par  Timportance  de  leurs  r6sultats.  La  diplomatie 
n'a  jamais   insist6  sur  cette  distinction"^   — ,   sondern  war 


formant  la  pratique  ant^rieure.''  Wenn  das  in  manchen  Beziehungen 
auch  übertrieben  pessimistisch  geurteilt  ist,  so  zeigt  es  doch  deutlich,  wo 
die  Fortbildung  des  Vermittlungsrechts  einzusetzen  haben  wird. 

*  Heilborn,  a.  a.  0.  S.  404 f.  bezweifelt,  dats  der  Vermittlung  ein 
rechtliches  Element  innewohne,  und  dals  sie  überhaupt  ins  Völkerrecht 
gehöre;  event.  gehöre  sie  in  den  speziellen  Teil  des  Obligationenrechts. 
Meines  Erachtens  bildet  das  Vermittlungsrecht  einen  Teil  des  völker- 
rechtlichen Verfahrens.  Im  internen  Recht  mag  man  über  den  recht- 
lichen Charakter  der  Vermittlung  streiten.  Völkerrechtlich  ist  an  dem 
Vorhandensein  positiver  Rechtsnormen  über  die  Materie  nicht  zu  zweifeln. 
Die  rechtlichen  Voraussetzungen,  die  Wirkuogen  und  der  Zweck  der 
Vermittlung  sind  völkerrechtlich  genau  bestimmt. 

^  Vgl.  die  russische  ,,Note  explicative^  zu  Art.  5  im  Anhang,  sowie 
in  Conference  I,  158,  ferner  den  Art.  8  des  Pariser  Friedensvertrags  von 
1856  und  Nr.  23  des  Protokolls  des  Pariser  Kongresses  von  1856.  Femer 
Meurer,  S.  104,  Merignhac,  Conference,  S.  265  („II  semble  pourtant 
plus  conforme  k  la  r^alitd  des  choses  d'admettre  que  les  bons  Offices  et 
la  m^diation  ne  sont,  au  fond,  qu'un  seul  et  m^me  procede  pris  k  des 
p^riodes  diverses")  und  „Traite  de  droit  public  international",  S.  483, 
de  Lapradelle,  S.  758.  Näheres  über  die  Unterscheidung  in  der  älteren 
Theorie  und  Praxis  bringt  Kamarowsky,  S.  80  f.,  femer  Bulme- 
rincq,  H.  H.  IV,  S.  17  f.,  Merignhac,  Traitä,  S.  159. 
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auch  theoretisch  ungerechtfertigt,  da  es  sich  offenbar  rechtlich 
um  ein  und  dieselbe  Sache  handelt.  Wenn  die  Haager  Kon- 
vention auch  die  beiden  Namen  nebeneinander  aufführt,  so 
unterscheidet  sie  doch  zwischen  beiden  in  keiner  Weise,  und 
es  ist  daher  berechtigt,  der  Kürze  halber  einfach  von  der  Ver- 
mittlung oder  dem  Yermittlungsverfahren  zu  handeln^. 

Wie  die  frühere  Theorie,  so  unterscheidet  auch  die 
Haager  Konvention  zwischen  dem  Anrufen  und  dem  An- 
erbieten der  Vermittlung.  Artikel  2  handelt  von  dem  An- 
rufen •,  Artikel  3  von  dem  Anerbieten  derselben.  Aber  bereits 
die  „Note  explicative**  zu  dem  russischen  Entwurf,  auf  den 
sich  diese  Artikel  zurückführen,  konstatiert  eine  eigentümliche 
Tatsache.  Das  Völkerrecht  kennt  nämlich  einerseits  eine 
Verpflichtung  zum  Anrufen  der  Vermittlung  *^,  es  kennt  aber 
keinen  einzigen  praktischen  Fall,  in  dem  ein  Staat  um  Ver- 
mittlung angerufen  hätte.  Anderseits  kennt  das  Völkerrecht 
keine  Verpflichtung  zum  Anbieten  der  Vermittlung,  wohl 
aber  viele  praktische  Fälle,  in  denen  eine  Vermittlung  an- 
geboten worden  ist".  Der  Pariser  Kongrefs  von  1856  und 
ebenso  das  Kongoabkommen  von  1885  statuieren  eine  Ver- 
pflichtung der  Streitteile,  eine  Vermittlung  anzurufen.  Von 
einer  Verpflichtung  Dritter,  eine  Vermittlung  anzubieten,  ist 
dagegen  nicht  die  Bede.  Das  Völkerrecht  kennt  also  in  der 
Frage    nur    Pflichten    der   beteiligten    Staaten,    aber    keine 


^  Meurer,  S.  104  weist  darauf  hin,  dafs  in  der  Haager  Konvention 
für  die  technische  Durchbildung  überall  das  Vermittlungsbild  malsgebend 
geworden  sei.  „La  Convention  vise,"  wie  Descamps  bemerkt,  „sous 
sa  double  forme,  Tinterposition  conciliatrice.'' 

*  Art.  2  ist  eine  Verallgemeinerung  des  Wunsches,  den  die  Mächte 
im  Pariser  Kongreß  bereits  ausgedrückt  hatten.  Vgl.  Meurer,  S.  107, 
Zorn,  S.  119.  Meurer,  „Völkerrechtliche  Schiedsgerichte",  1890,  S.  88 
schreibt  bereits:  „Es  wäre  vielleicht  gut,  wenn  eine  völkerrechtliche 
Vereinbarung  die  Notwendigkeit  ausspräche,  vor  Ausbruch  eines  Krieges, 
wenn  auch  nicht  immer  gerade  einen  Schiedsspruch  ...  so  doch  die 
Vermittlung  nachzusuchen." 

"  Vgl.  UUmann,  S.  297,  Märignhac,  Conference,  S.  270. 

^^  Vgl.  die  russische  Note  im  Anhang,  sowie  Meurer,  S.  106. 

Nippold,  Verfahren.  27 
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Pflichten  dritter  Staaten.  Die  russische  Note  bemerkt  aber 
wohl  mit  Recht,  man  könne  das  Bitten  um  Vermittlung  nicht 
gut  obligatorisch  machen ''. 

Auch  abgesehen  davon  hat  aber  die  Praxis  zur  Genüge 
erwiesen,  worauf  in  Wirklichkeit  der  Schwerpunkt  zu  legen 
ist.  Das  ganze  Institut  der  Vermittlung  wäre  praktisch  in  der 
Tat  von  recht  bedingtem  Werte,  insofern  es  lediglich  davon 
ausgehen  würde,  dafs  die  Streitteile  selbst  die  Initiative  zu 
ergreifen  haben  ^'.  Der  Artikel  2  der  Konvention  hat  zweifellos 
eine  mehr  theoretische  Bedeutung,  und  die  langen  Verhand- 
lungen über  das  „en  tant  que  les  circonstances  le  permettront* 
hätte  man  sich  insofern  eigentlich  ersparen  können.  Die  „Um- 
stände" werden  ein  Anrufen  der  Vermittlung  in  concreto 
vielleicht  auch  in  Zukunft  nicht  erlauben  ^^,  so  wenig  wie  sie 
es  in  der  Vergangenheit  getan  haben,  trotzdem  der  Artikel  2 
eine  Vertragspflicht  hierzu  aufstellt,  die  aber  durch  den 
Zusatz  wieder  illusorisch  gemacht  wird^*.    Die  ganze  Idee, 


''  Vgl.  dazu  Meurer,  S.  105,  sowie  die  russische  Note  im  Anhang. 
Ferner  Meurer,  S.  127. 

^*  Das  betont  auch  Meurer,  S.  112:  „her  Schwerpunkt  liegt 
überhaupt  nicht  beim  Anrufen,  zu  dem  es  noch  niemals  gekommen  ist, 
sondern  im  Anbieten  der  Vermittlung.''  Vgl.  auch  Märignhac,  „Trait^ 
de  droit  public  international^,  S.  4S0. 

^^  Vgl.  Merignhac,  Conference,  S.  268  f.  „Si  donc  le  recours  k 
Tarbitrage  est  tr^s  compr^hensible  et  tr^s  d^fendable,  il  semble  que 
cette  maniöre  de  voir  n'est  plus  ezacte,  quand  il  s'agit  de  la  m^diation 
qui  doit  rester,  par  sa  conception  meme,  essentiellement  facultative.*' 

^^  Im  allgemeinen  bin  ich,  was  diesen  Zusatz  anlangt,  ganz  der 
Meinung  von  Bar 's  (a.  a.  0.  S.  10),  wenn  er  schreibt:  „Es  war  nicht 
erforderlich  und  darum  schädlich,  diesen  beschränkenden  Zusatz,  gleich- 
sam einen  alten  Ladenhüter  der  Pariser  Deklarationen  von  1856,  wieder 
aufzunehmen.  Wenn  der  ganze  Satz  von  der  freundlichen  Vermittlung 
irgendeine  Bedeutung  haben  soll ,  so  muls  er  gelten  auch  für  den  Fall, 
dafe  der  Rekurs  auf  die  freundliche  Vermittlung  dem  streitenden  Staate 
unbequem  ist.  !Nur  im  Falle  einer  wirklichen  Not,  d.  h.  wenn  durch 
die  Inanspruchnahme  der  Mediation  eine  dringende  Gefahr  für  den 
Staat  entstehen  sollte,  wäre  eine  Ausnahme  anzuerkennen.  Dies  ver- 
stand sich  wohl  von  selbst  und  eventuell  war  dies  zu  sagen,  und  nicht 
jene  ganz  unbestimmte  Ausnahme  zu  machen.^    Das  ist  gewiib  an  sich 
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dafs  man  überhaupt  um  Vermittlung  anrufen  mufs,  ist  im 
Cirunde  eigentlich  eine  verfehlte.  Beim  schiedsgerichtlichen 
Yerfaluten  mag  und  kann  die  Anregung  von  den  Streitteilen 
ausgehen '^  Bei  der  Vermittlung  aber  sollte  die  Initiative 
der  Natur  der  Dinge  nach  vom  Vermittler  ausgehen.  Wenn  man 
also  eine  praktisch  wirksame  Verpflichtung  aufstellen  will  — 
die  man  dann  aber  nicht  durch  die  Diplomatenklausel  von 
vorneherein  wieder  unwirksam  machen  darf  — ,  dann  mufs 
man  die  Verpflichtung  zur  Initiative  zweifellos  den  dritten 
Staaten  auferlegen.  Das  Anerbieten  der  Vermittlung  kann 
mit  Aussicht  auf  wirklichen  Erfolg  obligatorisch  gemacht 
werden,  nicht  aber  die  Bitte  um  Vermittlung ^^ 

Das  hat  die  russische  Note  schon  klar  erkannt,  wenn  der 
russische  Entwurf  es  auch  nicht  direkt  beantragt  hat.  Die  Note 
sieht  mit  Becht  den  Grund,  dafs  die  Vermittlung  praktisch 
häufig  unrealisierbar  erscheine,  darin,  dafs  man  eine  Ver- 
pflichtung auf  der  unrechten  Seite  konstruiert  habe,  und  sie 
weist  darauf  hin,  dafs  die  Fortbildung  des  Völkerrechts  hier 
einzusetzen  habe":  „La  Conference  de  la  paixjugera  peut-6tre 
utile  de  proclamer  ce  devoir  k  la  face  de  Fhumanitö  enti^re, 


richtig.  Nur  glaube  ich,  daJs  man  überhaupt  die  Verpflichtung  zur 
Initiative  in  Wirklichkeit  nicht  sowohl  den  Streitteilen,  als  Dritten  auf- 
erlegen sollte. 

^*  Aber  selbst  beim  Schiedsgericht  wurde  die  Notwendigkeit  der 
Einschaltung  des  Art.  27  damit  begründet,  da&  die  Parteiinitiative  oft 
mehr  als  ein  Akt  der  Schwäche  erscheine,  denn  als  ein  Akt  des  Ver- 
trauens auf  das  gute  Becht.  Vgl.  Conference  IV  17,  Meurer, 
S.  246. 

^"^  Dies  schon  deshalb,  weil  eine  Ablehnung  der  Vermittlung 
schwieriger  erscheint,  wenn  eine  Bitte  um  Vermittlung  vorhergegangen 
ist.  Vgl.  dazu  Meurer,  S.  109  f.,  127,  sowie  Zorn  im  „Tag"  a.  a.  0. 
Nr.  S07.  Zweifellos  kann  das  Nachsuchen  um  Vermittlung  unter  Um- 
ständen eine  heikle  Sache  sein,  während  es,  einmal  die  Üblichkeit  voraus- 
gesetzt, für  dritte  Staaten  verhältnismälsig  ein  Leichtes  ist,  eine  Ver- 
mittlung anzubieten. 

^^  Vgl.  Meurer,  S.  112:  „So  mulste  man  darauf  bedacht  sein,  eine 
Vermittlung  von  neutraler  Seite  in  Gang  zu  bringen  und  das  Anerbieten 
einer  Vermittlung  möglichst  zu  fördern.^   . 

27  ♦ 
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afin  de  donner  k  la  mödiation  toute  la  valeur  d'un  puissant 
instrument  de  paix/ 

Ich  lasse  daher  im  folgenden  den  vom  Standpunkte  der 
Fortbildung  des  Verfahrens  weniger  interessierenden  Fall  des 
Anrufens  der  Vermittlung^^  beiseite  und  werde  mich  dafür 
etwas  eingehender  mit  dem  Anbieten  der  Vermittlung  befassen, 
da  dieses  mehr  Aussicht  auf  praktische  Realisierung  und  auf 
rechtliche  Weiterentwicklung  bietet. 

Bevor  wir  der  Frage  nähertreten,  ob  und  inwieweit  von 
einer  Verpflichtung  dritter  Mächte  zu  einem  solchen  Anbieten 
die  Rede  sein  könne,  sei  noch  kurz  auf  den  inneren  Grund 
eingetreten,  auf  dem  überhaupt  das  Institut  der  Vermittlung 
beruht.  Offenbar  erklärt  sich  dasselbe  schon  ohne  weiteres 
aus  der  internationalen  Interessengemeinschaft.  Durch  Kon- 
flikte zwischen  Mitgliedern  der  Staatengemeinschaft  werden 
auch  die  Interessen  dritter  Staaten,  ja  unter  Umständen 
sogar  die  Interessen  der  ganzen  Staatengemeinschaft  in  Mit- 
leidenschaft gezogen,  und  aus  dieser  Tatsache  darf  man  schon 
an  sich  ohne  weiteres  eine  Berechtigung  dieser  letzteren  ab- 
leiten '^,  wenigstens  den  Versuch  zu  machen,  dafs  der  Konflikt 
gelöst  werde.  Es  bedarf  daher  schon  aus  diesem  Grunde  keines- 
wegs erst  eines  Anrufens  um  Vermittlung  seitens  der  Streit- 
teile, wodurch  natürlich  noch  ein  besonderer  Rechtstitel  ge- 
schaffen  würde  ^^.     Und   entsprechend   erkennt  das  geltende 


i'Eamarowsky,  S.  80  vergleicht  dieses  Anrufen  mit  dem  An- 
rufen eines  Schiedsgerichts:  „II  se  trouve  dans  le  recours  qu'ont  les 
litigants  aux  conseils  d'un  tiers  impartial,  choisi  par  euz  deux,  le  premier 
indice  de  Pidde  d'un  tribunal ,  k  Torigine  purement  moral ,  ensuite  juri- 
dique  au  für  et  ä  mesure  que  s^ätablissent  les  r^gles  de  sa  fonction  et 
que  se  d^veloppe  la  sph^re  de  son  application." 

*®  Vgl.  Meurer,  S.  108:  „Die  allgemeine  Rechtfertigung  der  dem 
Völkerrecht  längst  bekannten  Vermittlungseinrichtung  liegt  hiernach  in 
der  Interessengemeinschaft  aller  Staaten,  wonach  der  Krieg  auch  die 
Neutralen  schädigt '^ 

*^  Ein  fernerer  spezieller  Kechtstitel  zum  Vermittlungs anerbieten 
kann  natürlich  auch  durch  Vertrag  begründet  sein.  Vgl.  UUmann, 
S.  296,  Bulmerincq,  H.  H.  IV  19. 
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Völkerrecht  ohne  weiteres  ein  Recht  dritter  Staaten  an,  ihre 
Yermittlung  anzubieten. 

Dieses  Becht  zum  Anbieten  der  Vermittlung  hat  der 
Artikel  3  der  Haager  Konvention  ausdrücklich  bestätigt, 
und  er  hat  noch  beigefügt,  dafs  dieses  Becht  auch  noch  nach 
Ausbruch  von  Feindseligkeiten  fortbestehe,  und  dafs  in  der 
Ausübung  dieses  Rechts  niemals  eine  unfreundliche  Handlung 
erblickt  werden  dürfe.  Damit  hat  der  Artikel  3,  wie  gesagt, 
nicht  nur  einen  in  Theorie  und  Praxis  schon  anerkannten 
Rechtssatz  ausdrücklich  bekräftigt'^,  sondern  er  hat  das 
Recht  der  Vermittlung  auch  in  anerkennenswerter  Weise 
fortgebildet  '*. 

Wenn  nun  aber  auch  feststeht,  dafs  dritte  Mächte  auf 
Grund  des  Artikel  3  der  Konvention  ein  Recht  zum  An- 
bieten der  Vermittlung  haben,  ja,  wenn  dieser  Artikel  es 
ihnen  sogar  nahelegen  möchte,  von  diesem  Rechte  Gebrauch 
zu  machen,  so  ist  doch  von  einer  Verpflichtung  zu  einem 
solchen  Anerbieten  in  der  Konvention  nicht  die  Rede. 

In  der  Rechtstheorie  ist  mehrfach  der  Versuch  gemacht 
worden,  eine  solche  Verpflichtung  als  bestehend  zu  pro- 
klamieren.   Ich  führe  hier  z.  B.  v.  Bulmerincq"  an,  der 


**  Descamps  weist  im  Eommissionsbericht  zu  Art. 8,  Conference  I, 
103,  darauf  hin,  dals  dieses  Becht  begründet  ist  in  der  Freiheit  der 
Staaten,  in  ihren  Interessen,  und  in  den  Interessen  der  Gemeinschaft.  Das 
Korrektiv  liege  darin,  dafs  die  Vermittlung  abgelehnt  werden  könne. 

'*  Das  Recht  zum  Anbieten  der  Vermittlung  ist  nur  ganz  aus- 
nahmsweise bestritten  worden.  £s  ist  übrigens  unrichtig,  dafs  (vgl. 
Meurer,  S.  106)  Bluntschli  und  Heffter  dieses  Recht  bestreiten; 
die  russische  Note  behauptet  dies  auch  gar  nicht. 

*^  Dazu  vgl.  nam.  M^rignhac,  Conference,  S.  267  f.,  der  betont, 
dals  speziell  Art.  3  „d'une  importance  consid^rable  dans  F^conomie  du 
räglement  pacifique  des  conflits  intemationaux*'  sei.  „Ce  texte  est  intro- 
ductif  d*un  droit  nouveau  et  consacre  pour  la  premi^re  fois,  dans  le 
droit  international  moderne,  Tobligation  morale  pour  les  n«utres  d'offrir 
leur  m^diation  aux  Etats  en  conflit.^  Meurer,  S.  128,  bestreitet,  da& 
Art.  3  eine  „innovation  importante**  für  das  Völkerrecht  sei.  Der  Artikel 
enthält  aber  in  der  Tat  auch  eine  Neuerung. 

2»  Vgl.  V.  Bulmerincq  in  H.  H.  IV,  S.  17. 
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davon  ausgeht,  dafs  schon  eine  allgemeine  Rechtsverpfliehtung 
zu  guten  Diensten  unter  Kulturstaaten  bestehe,  die  Hüter 
und  Bewahrer  des  Friedens  sein  sollen;  jeder  Eulturstaat, 
der  mit  den  anderen  eine  internationale  Rechtsgemeinschaft 
bilde,  sei  dazu  berufen,  conservator  pacis  zu  sein.  Es  brauche 
zur  Aktivierung  solcher  Dienste  gar  kein  besonderes  Interesse 
des  sie  leistenden  Staates  nachgewiesen  zu  werden,  sondern 
es  bestehe  dazu  eine  Rechtspflicht  jedes  einzelnen  zur  inter- 
nationalen Rechtsgemeinschaft  gehörenden  Staats.  Die  inter- 
nationale Rechtsgemeinschaft  wäre  wirkungslos,  wenn  die  zu 
ihr  gehörenden  Staaten  nicht  solche  Rechtsverpflichtung  an- 
erkennen und  in  Übung  setzen  wollten.  Nicht  blofs  das  eigen- 
süchtige Interesse  könne  also  zur  Leistung  guter  Dienste  be- 
stimmend sein.  Ob  zwar  im  einzelnen  Fall  die  Staaten  aus 
solcher  von  ihnen  anerkannten  Rechtsverpflichtung  gute 
Dienste  leisten  werden,  sei  leider  fraglich.  Dennoch  müsse 
die  Rechtsverpflichtung  anerkannt  werden.  Bezüglich  der 
Vermittlung  meint  Bulmerincq,  die  Verpflichtung  zum 
Anerbieten  derselben  könne  bei  ihr  zwar  ebenso,  wie  bei 
den  guten  Diensten,  für  Staaten  der  internationalen  Rechts- 
gemeinschaft aus  dieser  selbst  gefolgert  werden,  zur  Be- 
wahrung des  Rechts-  und  Friedensstandes,  indes  werde  eine 
vertragsmäfsige  Vereinbarung  ein  besseres  Forderungsrecht  (!) 
begründen. 

In  demselben  Sinn  äufsert  sich  Eamarowsky^^: 


'*  Kamarowsky,  a.  a.  0.,  S.  88.  Ebenso  Paretti  („E  umano 
dovere  delle  nazioni  neutre  inframettersi  nella  controversia*),  Kent^ 
Hübner,  Travers  Twiss,  t.  Martens,  Phillimore,  Pradier- 
Fod^r^.  Vgl.  auch  Meurer,  S.  106,  114.  Merignhac,  Conf.  S.  270 
bemerkt  dazu:  „Avant  qu'il  (d.  i.  der  Art.  8)  n'eüt  ^t^  ^dict^,  certains 
juristes  avaient  d^jä  consid^r^  cette  Obligation  comme  imposäe  aux 
neutres  par  le  droit  des  gens,  en  vertu  du  principe  de  la  solidarit^ 
internationale.  Mais,  en  Tabsence  de  toute  r^gle  formelle  sur  ce  point, 
la  question  avait  souvent  aussi  ^te  r^solue  en  sens  oppos^  par  la  doc- 
trine.^  Vgl.  auch  Merignhac,  „Trait^  de  droit  public  international^ 
S.  431  f. 
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„Nous  croyons  qa'au  point  de  vne  da  droit  international 
chaqne  Etat  a  la  droit  et  m^me  le  devoir  d'offrir  sa  mödiation, 
lors  des  diff^rends  s^rienx  entre  les  nations.  Ceia  därive  de  leur 
mission  la  plus  älev^,  de  servir,  dans  la  mesnre  de  lear  in- 
telligence  et  de  lenrs  forces,  ä  la  defense  de  la  justice  et  de  la 
paix  sur  la  terre." 

Meines  Erachtens  entspricht  diese  Auffassung  wohl  einem 
völkerrechtlichen  Ideal,  aber  sie  stützt  sich  auf  keinen  positiven 
ßechtssatz.  Eine  positivrechtliche  Verpflichtung  ist  zurzeit 
nur  für  das  Anrufen  der  Vermittlung  anerkannt,  und  auch 
dieser  Rechtssatz  ist  erst  durch  die  Haager  Konvention  ge- 
schaffen '^  und  aufserdem  verklausuliert.  Für  das  Anerbieten 
der  Vermittlung  dagegen  gibt  es  nach  positivem  Völkerrecht  nur 
ein  Recht,  aber  keine  Verpflichtung.  Selbst  wenn  man 
mit  M6rignhac*®  aus  dem  Artikel  3  eine  moralische  Ver- 
pflichtung ableiten  wollte,  so  wäre  damit  noch  keine  Rechts- 
pflicht begründet.  Eine  rechtliche  Pflicht  ist  auch  nur  denkbar^ 
wenn  der  Träger  derselben  einigermafsen  bestimmt  ist.  Beim 
Anrufen  sind  Träger  der  Verpflichtung  die  Streitteile.  Beim 
Anerbieten  aber  mufs  man  notgedrungen  die  Frage  aufwerfen, 
wer  denn  die  Vermittlung  anzubieten  habe,  wenn  man  eine 
Rechtspflicht  konstruieren  will. 

Auf  das  Fehlen  einer  völkerrechtlichen  Verpflichtung  zum 
Anerbieten  der  Vermittlung  hatte,  wie  gesagt,  schon  die 
russische  Note  hingewiesen**.     Sie  hatte  betont,   dafs   der 


'^  UlImanD,  S.  297,  hat  also  Recht,  wenn  er  sagt,  ein  allgemeiner 
völkerrechtlicher  Rechtssatz  sei  durch  den  Pariser  Eongreis  nicht  ge- 
schaffen worden.    Er  existiert  aber  seit  1899. 

*•  M^rignhac,  Conference,  S.  270.  Dagegen  Meurer,  S.  115. 
M^rignhac  überschätzt  wohl  die  Bedeutung  des  Art.  8  in  seiner  jetzigen 
Fassung  auch  etwas,  wenn  er  fortfahrt:  „D^sormais,  on  ne  saurait  en  douter,. 
un  texte  aussi  net  et  aussi  precis  que  celui  de  Tarticle  8  donnera  plus 
de  hardiesse  aux  efforts  des  neutres,  en  sorte  que  leur  intervention 
pacifique  pourra,  dans  les  conflits  futurs,  devenir  la  r^gle  normale.** 

*•  Schon  Bluntschli,  „Das  moderne  Völkerrecht",  S.  88  betont^ 
man  habe  auf  dem  Pariser  Kongreis  nicht  gewagt,  den  formulierten 
Wunsch  als  Rechtsforderung  auszusprechen :  „Vielleicht  wird,  was  hier  ge- 
wünscht ward,  später  in  eine  völkerrechtliche  Rechtspflicht  umgewandelt.*^ 
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Weg  für  die  Konferenz  vorgezeichnet  sei,  wenn  man  aus  der 
Vermittlung  eine  dauernde  und  notwendige  Einrichtung  des 
Völkerrechts  machen  wolle.  Aus  der  internationalen  Inter- 
essengemeinschaft ergebe  sich  eine  Pflicht  der  Neutralen  zum 
Anerbieten  der  Vermittlung.  Jeder  Staat  müsse  sich  ver- 
pflichtet fühlen,  den  Krieg  abzuwenden  und  seine  Vermittlung 
anzubieten. 

Wenn  man  nun  aber  mit  den  oben  zitierten  Theoretikern 
darin  auch  nicht  einig  gehen  kann,  dafs  nach  positivem  Recht 
eine  Verpflichtung  der  Neutralen  zum  Vermittlungsanerbieten 
bereits  gegeben  sei,  so  hindert  doch  nichts,  eine  solche  Pflicht 
als  Postulat  aufzustellen.  So  gut  wie  die  erste  Haager  Kon- 
ferenz die  Verpflichtung  der  Streitteile  zum  Anrufen  der  Ver- 
mittlung zum  allgemeinen  Völkerrechtssatz  erhoben  hat,  so 
gut  kann  sie  auch  den  Artikel  3  umgestalten,  indem  sie  den 
Neutralen  eine  entsprechende  Verpflichtung  auferlegt.  An  einer 
inneren  Begründung  für  die  Aufstellung  einer  derartigen  Rechts- 
pflicht fehlt  es,  wir  wir  gesehen  haben,  gewifs  nicht,  es  stehen 
ihr  lediglich  politische  Bedenken  im  Wege.  Der  innere  Rechts- 
grund ist  für  das  Anerbieten  der  Vermittlung  derselbe,  wie 
für  das  Anrufen  derselben.  Schon  die  Tatsache  der  Inter- 
essengemeinschaft bietet  gewifs  eine  vollkommen  ausreichende 
Begründung  für  ein  derartiges  Postulat  ^^,  wenn  man  auch 
die  idealere  Seite  der  staatlichen  Aufgaben,  wie  sie  z.  B. 
Bulmerincq  nnd  Kamarowsky  betonen,  beiseite  läfst. 
Aber  diese  Tatsache  genügt  natürlich  nicht,  um  eine  positive 
Rechtspflicht  zu  konstruieren.  Vielmehr  müfste  auf  dem 
Grunde  dieser  Interessengemeinschaft  seitens  der  Staaten  eine 
solche  Verpflichtung  erst  statuiert  werden,  und  zwar  im  Wege 


'^  Vgl.  dazu  die  russische  Note  im  Anhang.  Femer  Uli  mann, 
S.  297:  „Der  Gedanke,  dafs  in  dem  Wesen  der  internationalen  Gemein- 
schaft der  Eulturstaaten  die  Mitwirkung  nichtbeteiligter  Mächte  zur 
Erhaltung  des  Friedens  durch  Anbahnung  von  Verhandlungen  der  Streit- 
teile wurzelt,  kam  in  den  Verhandlungen  des  Pariser  Kongresses  vom 
Jahre  1856  zum  Ausdruck.*' 
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der  Proklamierung  dieses  Rechtssatzes  in  einem  völkerrecbt- 
liehen  Vertrage,  wie  z.  B.  in  der  Haager  Konvention®^. 

Der  Wunsch  nach  einer  Fortbildung  des  Völkerrechts  in 
dieser  Richtung  ist  schon  mehrfach  geäufsert  worden®^. 
Namentlich  hat  man  dabei  auf  die  Bestimmungen  der  Berliner 
Eongoakte  von  1885  hingewiesen,  die  einfach  verallgemeinert 
zu  werden  brauchten,  so  wie  ja  auch  die  Verpflichtung,  die 
der  Artikel  2  der  Haager  Konvention  aufstellt,  im  Grunde 
eine  Verallgemeinerung  der  Bestimmungen  des  Pariser  Kon- 
gresses von  1856  ist.  Der  Artikel  11  der  Kongoakte  ins- 
besondere statuiert  eine  Verpflichtung  zum  Anerbieten  der 
guten  Dienste*". 

Für  eine  Verallgemeinerung  dieser  Bestimmungen  tritt 
z.  B.  Hilty  ein,  der  eine  Vereinbarung  der  Mächte  für 
wünschenswert  erklärt,  mittelst  welcher  der  Grundsatz,  der 
in  der  Kongoakte  Artikel  12  für  einen  Teil  von  Afrika  bereits 
besteht,  auf  alle  in  Europa  vorkommenden  völkerrechtlichen 
Streitigkeiten    ausgedehnt   wird'*.     Dieser  Wunsch    ist   in- 


'^  VgLMeurer,  S.  114:  „Eine  völkerrechtliche  Pflicht  könnte  nur 
durch  internationales  Abkommen  begründet  werden,  wie  das  denn  auch 
am  Schlufs  der  russischen  Note  explicative  zum  Ausdruck  kommt.'' 

**  Vgl.  auch  die  Ausführungen  von  Dumas  oben  im  §  17.  Auch 
Strisower,  a.  a.  0.  erhofft  „die  obligatorische  Annahme  des  jedenfalls 
segensreichen  Grundsatzes,  dals  ein  Stadium  von  Vermittlungsversuchen 
dritter  Staaten  dem  Ausbruche  der  Feindseligkeiten  vorauszugehen  habe.'' 

^^  Vgl.  Meurer,  S.  62.  Der  Art.  12  der  Kongoakte  verpflichtet 
umgekehrt  zum  Anrufen  der  guten  Dienste.  Die  Kongoakte  ist  u.  a.  ab- 
gedruckt bei  Fleischmann,  S.  195  f. 

^  Vgl.  „Politisches  Jahrbuch  der  Schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft", Bd.  8,  S.  225,  Bd.  13,  S.  16.  Hilty  schreibt :  „  Sodann  haben  wir  für 
eine  jedem  Kriegsbeginn  vorangehende  Vermittlung  ebenfalls  schon  einen 
Vertrag,  wie  wir  ihn  wollen  und  brauchen,  aber  nur  für  einen  Teil  von 
Afrika,  statt  für  Europa,  und  da  sollte  es  denn  doch  denkbar  sein,  die 
gleichen  Staaten,  die  diesen  Vertrag  vor  acht  Jahren  abgeschlossen 
haben,  und  andere,  die  sich  ihnen  noch  anschliefsen  wollen,  zunächst 
zu  bewegen,  ähnliche  Grundsätze  auch  für  Europa  anzunehmen.  Mit 
einer  solchen  Erklärung  wäre  eine  Hauptschwierigkeit  überwunden,  die 
jetzt  besteht . . .  Der  Art  12  der  Eongoakte  . . .  könnte  also  wenigstens 
für  eine  diplomatische  Konferenz  der  gleichen  Staaten,  welche  sich  über 
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zwischen  zum  Teil  durch  den  Art.  2  der  Haager  Konventioa 
schon  in  ErfaUuog  gegangen,  über  dessen  praktischen  Wert 
ich  mich  aber  bereits  ausgesprochen  habe.  DAgegßn  ist  die 
entsprechende  Verpflichtung  im  Artikel  11  bisher  vertrags- 
märsig  noch  nicht  verallgemeinert. 

Auch  Dunant  tritt  speziell  dafür  ein,  dafs  neben  dem 
Schiedsgericht  insbesondere  auch  das  Institut  der  Vermittlung 
eine  weitere  Ausbildung  erfahre  •'^. 

Wenn  wir  somit  eine  Fortbildung  dieses  Instituts  nach 
der  angedeuteten  Richtung  nicht  nur  als  rechtlich  begründet^ 
sondern  auch  als  im  Interesse  des  Weltfriedens  im  höchsten 
Grade  wünschenswert  bezeichnen  müssen,  dann  liegt  die  Frage 
nahe,  was  denn  einem  solchen  unverkennbaren  Fortschritte 
des  Völkerrechts  eigentlich  im  Wege  stehen  würde. 

Kein  Zweifel,  dafs  das  Hindernis  politischer  Natur  ist. 
Rechtliche  Bedenken  irgendwelcher  Art  kommen  dabei  absolut 
nicht  in  Frage.  Wohl  aber  fehlt  es  auch  der  Vermittlung 
gegenüber  nicht  an  politischen  Bedenken.  Sind  diese  Bedenken 
nun  auch  wirklich  begründet  oder  beruhen  sie,  wenigstens 
zum  Teil,  nicht  vielleicht  auf  einer  falschen  Beurteilung  des 
Instituts  der  Vermittlung  und  der  denkbaren  Folgewirkungen, 
die  sich  in  concreto  an  eine  Vermittlung  knüpfen  könnten? 

Gänzlich  hinfällig  ist  jedenfalls  das  hin  und  wieder  ge- 
äufserte  Bedenken,  dafs  sich  eine  obligatorische  Vermittlung 


denselben  für  einen  Teil  von  Afrika  bereits  vereinbart  haben,  den  äiifseren 
Anla&  zu  einem  Versuche  bieten,  diese  Wohltat  eines  obligatori- 
schen Vermittlungsversuchs  vor  einem  jeden  Kriegsbeginne  auch 
auf  Europa  auszudehnen.^ 

•*  Vgl.  B.  V.  Butt n er,  „Die  Haager  Friedenskonferenz,"  Tagebuch- 
blätter, 1900,  S.  289.  Ferner  Dunant,  „Der  Vorschlag  S.  M.  des  Kaisers 
Nikolaus  II.,''  1899  in  „Deutsche  Kevue''  vom  Februar  1899.  Dunant 
plädiert  dort  für  einen  diplomatischen  Vermittlungsausschuis,  dem  man 
internationale  Streitigkeiten  übertragen  sollte.  „Es  würde  das  die  Ver- 
mittlung der  Neutralen  sein,  ohne  Widerspruch  und  mit  dem  erforder- 
lichen Prestige  errichtet,  stets  in  Bereitschaft  und  sich  als  vollendete 
Tatsache  in  das  gewöhnliche  Verfahren  einführend.** 
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seitens  dritter  Mächte  nicht  mit  der  staatlichen  Souveränität 
vereinigen  liefse.  Wenn  ein  derartiges  Bedenken  gegenüber 
dem  obligatorischen  Schiedsgericht  angesichts  von  vitalen 
Streitfragen  immerhin  zum  mindesten  einen  Schein  von 
Berechtigung  haben  mochte  —  gegenüber  dem  obligatorischen 
Yermittlungsanerbieten  fällt  auch  dieser  Schein  fort.  Denn 
die  Vermittlung  braucht  erstens  nicht  angenommen  zu  werden, 
und  selbst  wenn  sie  angenommen  wird  —  durch  die  An- 
nahme wird  ja  übrigens  auch  schon  gezeigt,  dafs  die  Streit- 
teile für  ihre  Souveränität  nichts  befürchten;  es  wird  da- 
durch ein  vertragsähnliches  Verhältnis  geschaffen"®,  ähnlich 
wie  durch  den  Abschlufs  eines  Kompromisses  — ,  so  charakteri- 
siert sie  sich  lediglich  als  ein  Versuch"^  der  Schlichtung 
des  Streitfalls,  als  ein  guter  Rat  für  die  Streitteile ;  denn 
die  Tätigkeit  des  Vermittlers  besteht  lediglich  in:  „concilier 
les  pr^tentions  oppos^es,  apaiser  les  ressentiments'' "^.  Seine 
Vorschläge  können  jederzeit  abgelehnt  werden,  sie  haben 
keinerlei  verbindliche  Kraft  für  die  Streitteile.  Und  alles 
das  ist  positive  RechtssatzuDg.  Selbst  wenn  also  vor  der 
Haager  Konvention  über  den  einen  oder  anderen  dieser 
Punkte  Meinungsverschiedenheiten  geherrscht  hätten  —  was 
aber  gar  nicht  einmal  der  Fall  ist  —  und  man  Bedenken 
hierauf  hätte  stützen  wollen,  so  müfsten  diese  Bedenken  doch 
heute  schweigen,  nachdem  die  Haager  Konvention  einen  durch- 
aus klaren  Rechtszustand  geschaffen  hat.  Die  Staaten  ver- 
geben heute  weder  sich,  noch  ihrer  Souveränität  auch  nur  das 
Geringste,  wenn  sie  eine  Vermittlung  anbieten  oder  sich  an- 


«•  Vgl  dazu  Heilborn,  S.  406. 

^"^  Der  blo&e  Yersuch  der  Schlichtung  hat  vor  der  wirklichen 
Schlichtung  das  voraus,  dals  er  1.  stets  möglich  erscheint,  2.  obligato- 
risch sein  kann,  ohne  die  freie  Entschlielsung  der  Streitteile  zu  beein- 
trächtigen. 

^  Vgl.  Kamarowsky,  S.  88:  „Son  but  n'est  pas  la  recherche  de 
la  rägle  stricte,  mais  le  retablissement  de  la  paiz  dans  des  conditions 
les  plus  justes.^ 
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bieten  lassen.  In  der  Tat  darf  man  sagen,  dafs  es  geradezu 
unerfindlich  ist,  wie  eine  Beeinträchtigung  der  Souveränität 
durch  einen  unverbindlichen,  blofsen  Versuch  der  Schlichtung 
sollte  konstruiert  werden  können,  dessen  Rechtswirkungen 
von  vornherein  genau  bestimmt  sind.  Die  Bedenken,  die  man 
zur  Wahrung  der  Souveränität  gegen  das  obligatorische  Schieds- 
gericht ins  Feld  gerührt  hat,  mUssen  also  bei  der  Frage  des 
obligatorischen  Vennittlungsanerbietens  ohne  weiteres  dahin- 
fallen. 

Ebenso  unberechtigt  sind  die  Einwendungen,  die  sich 
darauf  gründen,  dafs  die  Vermittlung  ein  Verwand  für  Inter- 
ventionen werden  könnte*'.  Zunächst  sind  V^ermittlung  und 
Intervention  zwei  gänzlich  verschiedene  Dinge  ^^,  sowohl  was  die 
äufsere  Veranlassung,  als  auch  was  die  Absichten  des  Vermittlers 
und  die  Vfirkungen  seiner  Tätigkeit  anlangt.  Eine  Intervention 
braucht  sich  völkerrechtlich  im  allgemeinen  natürlich  kein 
Staat  gefallen  zu  lassen  und  die  im  Haag  abgegebene  Vor- 
behaltserklärung Serbiens^'  war  daher  gegenstandslos.  Inter- 
vention ist  eine  unberechtigte  Einmischung,  Vermittlung  eine 
völkerrechtlich  zulässige  und  in  ihrem  Inhalt  und  ihren 
V^irkungen  genau  umgrenzte  Tätigkeit  im  Interesse  der 
Friedensstiftung.  Wo  liegt  da  die  grofse  Ähnlichkeit?  Und 
selbst  angenommen,  hinter  einer  Vermittlung  verberge  sich 
in  concreto  eine  Interventionsabsicht,  so  stände  ja  den  Streit- 

'^  Vgl.  Meurer,  S.  122:  „Die  Vermittlung  ist  keine  Intervention 
auf  Grund  einer  gesetzlichen  Zuständigkeit.  Es  gibt  auch  keine  ,be- 
waffnete  Vermittlung'.  Denn  Vermittlung  und  Zwang  sind  Gegensätze. 
Wenn  man  weiter  beachtet,  dafs  es  vollkommen  frei  steht,  die  Vermitt- 
lung abzulehnen,  so  kann  allerdings  nicht  wohl  daran  gedacht  werden, 
da(s  die  Haager  Vermittlungsbestimmungen  den  Titel  far  irgend  eine 
Hegemonie  oder  Intervention  abgeben  und  die  Unabhängigkeit  der  Staaten 
bedrohen.^  Vgl.  dazu  femer  den  Descampsschen  Kommissionsbericht 
zu  Art.  6,  die  Vermittlung  gebe  den  Staaten  keinen  Titel  „ä  exercer  une 
h^gömonie,  k  imposer  leur  volonte  individuelle  ou  collective  par  voie 
d'obligation  ou  de  contrainte." 

^  Siehe  dazu  auch  oben  den  §  17. 

«1  Siehe  diese  Erklärung  bei  Meurer,  S.  94,  122. 
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teilen  die  Ablehnung  jederzeit  frei.  Der  Vermittlung  mufs 
ja  ein  Anerbieten  vorangehen.  Im  Institut  der  Vermittlung 
an  sich  ist  also  jedenfalls  ganz  und  gar  nichts  gelegen,  das 
eine  so  weitgehende  Analogie  mit  der  Intervention  recht- 
fertigte**, wie  sie  häufig  von  der  Doktrin  angenommen  wird. 
Wenn  trotzdem  Beftlrchtungen  nach  dieser  Richtung  hin  laut 
geworden  sind,  so  deuten  sie  auf  ein  krankhaftes  Mifstrauen, 
auf  einen  pathologischen  Zustand  in  unserem  politischen 
Leben.  Dieser  ist  in  Wirklichkeit  der  alleinige  Grund  der 
Bedenken,  die  gegen  die  Vermittlung  geäufsert  werden.  Und 
daraus  folgt  schon,  dafs  diese  Bedenken  mit  dem  Institut  der 
Vermittlung  an  sich  eigentlich  gar  nichts  zu  tun  haben,  und 
dafs  ein  regelmäfsiges  Funktionieren  dieses  Instituts  sehr  wohl 
denkbar  ist,  ohne  dafs  die  befürchteten  Folgewirkungen ^ 
eintreten. 

Da  das  Mifstrauen  aber  nun  einmal  da  ist,  so  mufs  man 
gewifs  mit  diesem  ungesunden  politischen  Zustande  rechnen 
und  sich  daher  die  Frage  vorlegen,  wie  man  denn  dieses 
unberechtigte  Odium,  das  auf  der  Vermittlung  lastet,  am 
besten  beseitigen  kann.  Das  Mittel  hierfür  ist  ein  sehr  ein- 
faches, es  lautet:  indem  man  die  Vermittlung  obligatorisch 
macht  und  sie  organisiert. 


^^  Um  solche  Analogien  für  die  Zukunft  abzuschneiden,  könnte  die 
Haager  Konvention  ja  sehr  wohl  bestimmte  formelle  Erfordernisse  für 
das  Yermittlungsanerbieten  aufstellen.  Weshalb  sollte  man  denn  die 
Sache  in  concreto  nicht  mit  ihrem  Namen  benennen  können?  Dals  in 
der  Geschichte  Mifsbräuche  vorgekommen  sind,  lälst  sich  nicht  leugnen. 
Vgl.  darüber  z.  B.  Kamarowsky,  S.  95,  M^rignhac,  Conference, 
S.  274.  Aber  dafür  darf  man  gewils  nicht  das  Institut  der  Vermittlung 
verantwortlich  machen;  denn  diese  Ausartungen  waren  Interventionen 
im  eigentlichen  Sinne.  Seither  haben  sich  die  politischen  Zustände 
auch  wesentlich  verändert.  Warum  sollte  es  denn  im  übrigen  nicht 
möglich  sein,  eine  Vermittlung  vor  der  ganzen  Welt  offen  als  solche  zu 
kennzeichnen?  £in  offenes  Visir  ist  jedenfalls  das  beste  Mittel,  um  über 
etwaige  Nebenabsichten  zu  beruhigen.  Auch  ist  im  Notfall  der  Haager 
Schiedsgerichtshof  da,  durch  den  die  Sachlage  klargestellt  werden  kann. 

^'  Zu  diesem  Punkte  sind  auch  die  §§  18  und  19  zu  vergleichen. 
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Mifstrauische  Staaten  mögen  allenfalls  hinter  einem  frei- 
will igen  Yermittlungsanerbieten  dritter  Staaten  illoyale 
Absichten  wittern.  Ist  aber  dieses  Anerbieten  einmal  völker- 
rechtliche Vertragspflicht ^^  dann  kann  eine  solche  Ab- 
sicht weder  vermutet  noch  gehegt  werden.  Im  Obligatorium 
liegt  also  geradezu  das  Korrektiv  für  die  Gefahren,  die  sich 
angeblich  hinter  der  Vermittlung  verbergen  sollen.  Und  zwar 
mufs  ein  auf  einer  völkerrechtlichen  Verpflichtung  beruhendes 
Vermittlungsanerbieten  um  so  mehr  alle  sonst  geftufserten 
Bedenken  zerstreuen,  wenn  die  Ausübung  dieser  Ver- 
pflichtung völkerrechtlich  organisiert  ist. 

Ich  habe  schon  oben  darauf  hingewiesen,  dafs  die 
Statuierung  einer  Pflicht  nur  dann  einen  Wert  hat,  wenn 
auch  der  Träger  dieser  Pflicht  bestimmt  ist**.  Wenn 
also  in  einem  völkerrechtlichen  Abkommen,  wie  der  Haager 
Konvention,  einmal  die  Verpflichtung  ausgesprochen  werden 
sollte,  bei  vorkommenden  Streitfällen,  die  auf  dem  Wege 
direkter  Verhandlungen  der  Streitteile  nicht  beizulegen  sind, 
die  Vermittlung  anzubieten,  dann  mufs  auch  gesagt  werden, 
wer  dazu  verpflichtet  ist,  dies  Anerbieten  zu  machen.  Mit 
einer  blofsen  „lex  imperfecta"  kommt  man  praktisch  nicht 
weit;  aus  der  Rechtspflicht  wird  sonst  in  der  Praxis  leicht 
eine  blofs  moralische  Verpflichtung,  deren  Ausübung  jeder 
gerne  dem  anderen  überläfst. 

Wer  aber  ist  es,  der  das  Vermittlungsanerbieten  machen 
mufs?  Zunächst  sind  es  jedenfalls  die  Vertragsmächte  selbst, 
die,  so  wie  sie  gemeinsam  diese  Rechtsverpflichtung  statuieren, 
so  auch  gemeinsam  zu  deren  Ausübung  verpflichtet  erscheinen. 
Schon  deshalb,  weil  die  internationale  Gemeinschaft  selbst 
durch  den  Staatenstreit  verletzt  oder  gefährdet  wird,  erscheint 


^  So  gut  wie  die  Mitwirkung  bei  der  Schlichtung  eines  Streitfalls 
auf  einem  speziellen  Vertrag  beruhen  kann  (Uli mann,  296,  306)|  so 
gut  kann  sie  auch  auf  einem  allgemeinen  Vertrag  basieren. 

*^  Vgl.  hierzu  namentlich  das  mit  bezug  auf  Art  27  im  §  13  Gesagte. 
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nicht  Dar  jedes  Glied  dieser  Gemeinschaft,  sondern  auch  diese 
letztere  selbst  als  an  sich  zur  Mitwirkung  bei  der  Friedensstiftung 
sowohl  berechtigt  wie  verpflichtet.  Die  Mächte  dokumentieren 
durch  Anerkennung  dieser  Verpflichtung,  dafs  sie  sich  soli- 
darisch fühlen.  Und  in  der  Tat  mtifste  wohl  auch  der  letzte 
Rest  eines  Mifstrauens  schwinden,  wenn  z.  B.  die  sämtlichen 
Yertragsmächte  der  Haager  Konvention  gemeinschaftlich 
ihre  Vermittlung  anerbieten  oder  gemeinschaftlich  einen  oder 
mehrere  Staaten  mit  einem  solchen  Anerbieten  in  ihrem  Namen 
beauftragen  würden.  An  sich  müssen  also  jedenfalls  alle 
Vertragsmächte  zur  Vermittlungsofferte  verpflichtet  erscheinen, 
was  nicht  hindert,  dafs  die  Gemeinschaft  die  Ausübung  dieses 
Amtes  bestimmten  Staaten  oder  auch  z.  B.  dem  Haager  Schieds- 
gerichtshof  bezw.  dem  Haager  Bureau  oder  dem  Verwaltungs- 
rat im  Haag  übertragen  könnte,  die  dann  als  Vertreter  der 
Staatengemeinschaft  die  Vermittlung  offerieren  würden**.  Es 
sind  da  natürlich  verschiedene  Möglichkeiten  denkbar  und  es 
kommt  weniger  darauf  an,  welcher  dieser  Möglichkeiten  man 
den  Vorzug  gibt,  als  vielmehr  darauf,  dafs  überhaupt  eine 
diesbezügliche  Bestimmung  getroffen  wird. 

Eine  solche  obligatorische  Kollektivvermittlung *^, 
die  auf  einen  Vertrag  zurückgeht,  an  dem  die  Streitteile 
selbst  beteiligt  sind,  erscheint  somit  als  der  vor  allem  ge- 
gebene Weg,  wenn  man  das  Institut  der  Vermittlung  nicht 
nur  im  Konferenzwege  weiterentwickeln ,  sondern  ihm  auch 
eine  praktische  Bedeutung  und  Wirksamkeit  zukommen 
lassen  will,  die  dieses  Institut  unter  den  heutigen  politischen 
Verhältnissen  mindestens  in  demselben  Mafse  verdient,  wie 

**  Entsprechende  Vorschläge  waren  im  Haag  bei  Beratung  des 
Art.  27  bereits  gemacht.  Man  vgl.  dazu  oben  den  §  18.  Die  Erinnerung 
an  das  Schiedsgericht  charakterisiert  sich,  wie  schon  betont  wurde, 
ebenfalls  als  Vermittlung. 

'■^  Dazu  vgl.  Kamarowsky,  S.  91,  wo  auf  die  Vorzüge  der 
Kollektivvermittlung  hingewiesen,  wird:  „Elle  est  conforme  k  Pidäe 
d'union  internationale  et  poss^de,  en  pratique,  beaucoup  plus  d'efQ- 
cacit^  que  la  m^diatioh  isol^e."   Ferner  Bulmerincq,  H.H.  IV,  S.  26. 
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das  Schiedsgericht.  Es  gibt  wohl  keinen  völkerrechtlichen 
Fortschritt,  der  das  Gefühl  der  Solidarität  der  Völker  und 
Staaten  so  stärken,  und  der  von  der  bereits»  vorhandenen 
Erkenntnis  dieser  Solidarität  so  deutlich  Zeugnis  ablegen 
würde,  wie  die  Aufstellung  einer  Völkerrechtsnorm,  die  das 
Yermittlungsanerbieten ,  und  damit  auch  den  Inhalt  des 
Artikel  27  der  Haager  Konvention,  zur  Rechtspflicht  erheben 
würde.  Auch  würde  wohl  kein  anderer  erreichbarer  Fort- 
schritt so  sehr  zur  Sicherung  der  politischen  Weltlage  und 
damit  zum  W^eltfrieden  beitragen  wie  dieser. 

Dabei  erscheint  aber  auch  kein  anderer  Fortschritt  so 
unbedenklich  wie  dieser,  denn  die  gegen  das  Vermittlungs- 
institut geäufserten  Bedenken  beruhen,  wie  wir  gesehen  haben, 
gerade  auf  der  Tatsache,  dafs  das  Institut  noch  unentwickelt 
und  unorganisiert  ist.  Im  Fortschritt  nach  der  an- 
gedeuteten Richtung  hin  liegt  also  gleichzeitig  auch  das 
Mittel,  diese  Bedenken  zu  beschwichtigen. 

Noch  einen  Umstand  möchte  ich  allerdings  erwähnen, 
der  meines  Erachtens  ebenfalls  mit  daran  Schuld  trägt,  dafs 
die  Vermittlung  manche  Gegner  hat,  und  dafs  man  sie  mit 
der  Intervention  vielfach  auf  eine  Stufe  stellen  möchte.  Ich 
meine  das  diplomatische  Geheimnis,  in  das  man  die 
Vermittlungstätigkeit  bisher  zu  kleiden  pflegt.  Ich  glaube, 
dafs  dieses  Geheimnis  zum  Teil  das  hergebrachte  Odium  mit 
veranlafst  hat.  Mag  man  immerhin  an  der  Geheimhaltung  bei 
sonstigen  diplomatischen  Verhandlungen  festhalten,  wenn  man 
seiner  nicht  antraten  zu  können  glaubt.  Aber  man  darf  sich 
wohl  die  Frage  vorlegen,  ob  eine  Vermittlung  bei  einem 
Staatenstreit  sich  nicht  besser  vor  den  Augen  der  Öffentlich- 
keit, ja  vor  der  ganzen  Welt  vollziehen  würde*®.    Der  fried- 


**  Lammasch  in  der  „Deutschen  Revue**,  a.  a.  0.  S.  147  weist 
darauf  hin,  dals  ein  Urteil  über  die  Wirksamkeit  der  Vermittlung  wegen 
des  diplomatischen  Geheimnisses  erst  nach  längerer  Frist  möglich  sei. 
Zweifellos  ist  das  aber  ein  bedeutender  Nachteil. 
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liehe  Zweck  läge  dann  für  jedermann  klar  zutage.  Wer  würde 
es  dann  noch  wagen,  den  Vermittler  unlauterer  Absichten  zu 
zeihen?  Und  wie  sollte  dann  durch  die  Vermittlung  noch 
die  Gefahr  einer  Interventionspolitik  heraufbeschworen  werden 
können?  Zweifellos  würde  ein  Fortschritt  nach  dieser  Rich- 
tung hin  ebenfalls  wesentlich  zu  einer  Sanierung  unserer 
krankhaften  politischen  Zustände  beitragen.  — 

Auch  für  den  Vermittler  selbst  hat  man  vielfach  aus  dem 
Vermittlungsanerbieten  Schwierigkeiten  befürchten  wollen. 
Diese  Bedenken  dürften  nun  durch  die  Bestimmung  des 
Artikel  3  Absatz  3  der  Haager  Konvention  wohl  hinlänglich 
beseitigt  sein,  wonach  die  Ausübung  des  Rechts  zum  Anerbieten 
der  Vermittlung  niemals  als  unfreundliche  Handlung  angesehen 
werden  darf^^  Gilt  das  schon  angesichts  des  Rechts  zur 
VermittlungsofFerte*®,  um  wieviel  mehr  mufs  es  dann  an- 
gesichts einer  Pflicht  zu  einem  solchen  Anerbieten  gelten! 

Dafs  schliefslich  die  Staaten  das  Vermittlungsanerbieten 
ablehnen  können,  darin  liegt  sicherlich  nichts,  was  ernstlich  von 
dem  Versuche  der  Schlichtung  eines  Streites  abhalten  könnte. 
Gewifs  hängt  in  der  ganzen  Frage  sehr  viel  vom  Takt  des 
Vermittlers  ab,  davon,  dafs  er  im  richtigen  Augenblick  mit 
seinem  Vorschlage   kommt,   und   dafs  dieser  Vorschlag   an- 


*•  Vgl.  Meurer,  S.  117:  ;, Angesichts  der  Gefahr,  da6  beim  ab- 
lehnenden Staat  leicht  eine  Gereiztheit  gegen  den  Anbietenden  entsteht,  ist 
es  von  grundlegender  Bedeutung,  dals  das  Anbieten  der  Vermittlung  nie- 
mals als  unfreundliche  Handlung  angesehen  werden  darf.^  Gewifs!  Deutet 
aber  eine  solche  Reizbarkeit  nicht  auf  einen  krankhaften  Zustand? 

*^  Vgl.  dazu  auch  Despagnet  in  der  „Revue  generale",  1899, 
S.  876 :  „ Ainsi,  en  vertu  du  trait^,  les  propositions  d'une  puissance  tierce 
pour  arranger  une  difficult^,  si  souvent  arr^tces  par  la  crainte  de  les 
voir  mal  accueillies  ou  mal  interpretees,  deviennent  un  droit  d'initiative 
que  nul  ne  peut,  s'il  a  adh^r^  k  la  Convention,  contester  ou  critiquer. 
C'est,  plus  qu'on  ne  le  croit  peut'^tre,  la  voie  ouverte  aux  Solutions 
pacifiques,  le  fait  meme  de  Tinterposition  d'un  tiers  pouvant,  dans  ces 
conditions,  retarder  et  par  suite  äcarter  les  mesures  extremes  et  irre- 
parables/ 

Nippold,  Verfahren.  ,  28 
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nehmbar  erscheint  und  somit  einigermafsen  Aussicht  auf  An- 
nahme hat"^  Aber  selbst  wenn  das  Anerbieten  trotz  aller  Vor- 
sicht abgelehnt  wird;  so  liegt  darin  doch  gewifs  noch  keine 
„Niederlage"**,  die  so  grofs  ist,  dafs  der  Vermittler  sich  nicht 
sagen  dürfte,  es  sei  besser,  einen  vergeblichen  Versuch  zum 
Frieden  zu  machen,  als  es  zum  Kriege  kommen  zu  lassen.  Es 
wäre  gewifs  ein  törichter  Ehrgeiz,  der  um  einer  möglichen 
Ablehnung  willen  die  Staaten  davon  abhalten  würde,  wenigstens 
das  zu  tun,  was  in  ihren  Kräften  liegt,  um  einen  Kriegsausbruch 
zu  verhindern.  Und  im  übrigen  gilt  auch  hier  das  oben  Gesagte : 
Erfolgt  das  Anerbieten  erst  einmal  auf  Grund  einer  völker- 
rechtlichen Verpflichtung  oder  auf  Grund  eines  Mandats 


"  Vgl.  dazu  Bonfils,  S.  490. 

^*  Meurer,  S.  117.  Wenn  Meurer  betont,  auf  keinen  Fall  werde 
sich  Jemand  nutzlose  Arbeit  machen,  so  ist  denn  doch  zu  sagen,  dafs 
ein  Versuch,  Frieden  zu  stiften,  niemals  nutzlose  Arbeit  ist.  Auch 
Y.  Bar,  a.  a.  0.  S.  54,  äu&ert  diese  Bedenken:  „Das  Anerbieten  einer 
freundlichen  Vermittlung  kann  nur  mit  höchster  Reserve  geschehen, 
d.  h.  wenn  man  weife,  dafs  der  streitende  Staat  die  Vermittlung  gerne 
sieht.  Ist  dieser  Staat  aber  unbedingt  der  stärkere  der  beiden  streitenden 
Teile  oder  glaubt  er  es  zu  sein  oder  hat  er  nach  ausgebrochenem  Kriege 
bereits  erhebliche  Vorteile  errungen,  so  betrachtet  er  es  leicht  als  eine 
Art  Insulte ,  wenn  man  ihn  hindern  will ,  nach  seinem  Ermessen  den 
Gegner  zu  unterwerfen  oder  unschädlich  zu  machen.  Wer  die  Vermitt- 
lung uneigennützig  im  Sinne  des  Friedens  anbietet,  verschlechtert  sehr 
leicht  seine  Stellung ;  in  dem  freundlichen  Vermittler  sieht  der  Streitende 
den  heimlichen  Feind,  und  diese  Konstellation  können  andere,  dem  Ver- 
mittler nicht  freundlich  gesinnte  Mächte  gegen  den  Vermittler  benutzen. 
Eine  unvorsichtige,  nicht  von  beiden  streitenden  Teilen  aufrichtig  ge- 
wünschte Vermittlung  oder  auch  nur  der  Versuch  derselben  bringt  daher 
für  den  Vermittler  sehr  ernste  Gefahren.'^  —  Es  ist  nur  gut,  dals  der 
Präsident  Hoosevelt  nicht  so  ängstlich  um  seine  Stellung  besorgt  gewesen 
ist;  sonst  würde  vielleicht  der  russisch -japanische  Krieg  heute  noch 
fortdauern,  v.  Bar  vergibt,  dals  es  sich  beim  Vermittlungsanerbieten 
stets  nur  um  einen  Versuch  handelt.  Wo  die  Streitteile  die  Mit- 
wirkung nicht  wünschen,  werden  sie  schon  das  blofee  Anerbieten  ab- 
lehnen. Hieraus  aber  „ernste  Gefahren^  abzuleiten,  ist  entschieden  eine 
Übertreibung.  Anfserdem  aber  darf  man  die  Kehrseite  denn  doch  auch 
etwas  ins  Auge  fassen  und  sich  sagen,  wie  gro&en  Gewinn  eine  Ver- 
mittlung bringen  kann,  trotz  aller  Ablehnungsmöglichkeiten,  und  dals 
die  öffentliche  Meinung  heutzutage  doch  auch  etwas  mitzusprechen  hat 
Vgl.  hierzu  auch  Kamaro wsky,  S.  87. 


§  18.   Das  YermittlungSTerfahren.  435 

der  Vertragsmäehte,  dann  kann  seine  Ablehnung  unmöglich 
eine  „Niederlage"  für  den  Vermittler  involvieren.  Dieser  hat 
dann  einfach  kraft  Auftrags  der  völkerrechtlichen  Gemein- 
schaft, bezw.  kraft  einer  Völkerrechtsnorm  den  Versuch  ge- 
macht, den  Streit  zu  schlichten,  indem  er  seine  Mitwirkung 
anbot,  „pour  concilier  les  pr6tentions  oppos6es  et  apaiser  les 
ressentiments".  Verzichten  die  Streitteile  auf  diese  Mit- 
wirkung, so  kann  der  Vermittler  dies  nicht  ändern,  aber  er 
darf  sich  sagen,  dafs  er  wenigstens  seine  Pflicht  getan  und 
aufserdem  noch  einer  guten  Sache  gedient  hat.  Und  das 
wird  er  wohl  verschmerzen  können!  — 

Wir  sehen  also,  die  Bedenken,  die  man  gegen  dag  Institut 
der  Vermittlung  ins  Feld  geführt  hat,  sind  im  allgemeinen 
nicht  stichhaltig,  und  sie  verlieren  aufserdem  auch  jeden 
Schein  der  Berechtigung  in  eben  demselben  Mafse,  in  dem 
man  das  Institut  weiter  ausbildet.  Es  wäre  daher  zu  bedauern, 
wenn  man  lediglich  aus  einem  politischen  Pessimismus  heraus 
an  der  Fortbildung  eines  Verfahrens  verzweifeln  wollte,  das 
wie  kein  zweites  dazu  geeignet  ist,  zu  einer  Sanierung  unserer 
politischen  Zustände  beizutragen,  in  höherem  Mafse  vielleicht, 
als  das  Schiedsgericht,  dessen  Sphäre  in  erster  Linie 
immerhin  das  Rechtsgebiet  ist,  und  das  bei  weitem  nicht  die 
Elastizität  des  Vermittlungsverfahrens  besitzt.  Politische 
Übelstände  lassen  sich  am  leichtesten  durch  politische  Mittel 
kurieren.  Will  man  sich  zu  ihrer  Kurierung  des  Rechts- 
mittels, des  Schiedsgerichts,  bedienen,  dann  natürlich  um  so 
besser,  denn  dieses  bringt  radikale  Heilung.  Wo  man  aber 
zu  diesem  Mittel  nicht  greifen  und  sich  zunächst  mit  einem 
blofsen  Versuch  der  Heilung  begnügen  will,  da  bietet  sich 
in  der  Vermittlung  ein  Verfahren,  das  wirklich  nach  allen 
Richtungen  hin  geeignet  ist,  die  auf  dasselbe  gerichteten  Er- 
wartungen zu  erfüllen  und  dem  friedlichen  Zwecke  der 
Schlichtung  des  Streitfalls  zu  dienen.    Und  in  der  Fortbildung 

desselben  liegt,  ebenso  wie  in  seiner  gesteigerten  Anwendung, 

28* 
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wie  gesagt,  der  beste  Weg,  um  die  vorhandenen  Bedenken 
endgültig  zum  Schweigen  zu  bringen'^'. 

Auf  das  Unberechtigte  dieser  Bedenken  ist  in  der  Literatur 
des  öfteren  hingewiesen  worden.  So  betont  Meurer*^*  sehr 
richtig:  „In  den  Vermittlungsbestimmungen  liegt  gewifs  kein 
Interventionsprinzip,  sondern,  wie  auch  Zorn  später 
noch  nachdrücklich  hervorgehoben  hat,  nur  der  Ausdruck 
eines  Solidaritatsgefühls  der  Staaten  im  Inter- 
esse des  allgemeinen  Friedens:  ,Keine  der  grofsen 
Mächte  hat  hieran  Anstofs  genommen;  jede  weifs  sich  stark 
genug,  unbequeme  Anregungen  rechtzeitig  hintanzuhalten; 
dazu  ist  die  Diplomatie  vorhanden/  (Zorn  im  „Tag*'.)  Das 
Abkommen  bedeutet  einen  Druck  auf  die  Parteien,  wie  auf 
die  Neutralen  im  Sinne  einer  friedlichen  Erledigung  von 
Streitigkeiten.  Es  spricht  aus  den  Haager  Vermittlungs- 
bestimmungen ein  hoher  Geist,  der  wirkt,  und  an  den  man 
glauben  darf,  wenn  er  auch  nicht  jeden  Streit  verscheucht." 

Mit  Recht  fragt  auch  M6rignhac": 


>^*  Bonfils,  S.  494,  bemerkt  mit  Recht:  „Die  Vermittlung  ist  ein 
Streiterledigungsmittel,  das  in  der  Tat  gutes  wirken  kann,  aber  es  wird 
noch  zu  sehr  verkannt  und  von  der  internationalen  Praxis  zu  sehr  ver- 
nachlässigt. Es  setzt  allerdings  bei  den  streitenden  Staaten  das  geheime 
Verlangen  nach  einer  Verständigung  voraus,  während  der  vermittelnde 
Staat  durchaus  uneigennützig  sein  mufe  und  weder  Hintergedanken,  noch 
versteckte  Gelüste  im  Schilde  führen  darf."  Die  Vernachlässigung  seitens 
der  Praxis  erklärt  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  zum  Teil  auch  durch 
die  hergebrachte  falsche  Konstruktion,  die  im  allgemeinen  ein  Anrufen 
um  Vermittlung  voraussetzt. 

^  Meurer.  S.  129. 

^  M^rignhac,  Conference,  S.  272  und  „Trait^  de  droit  public 
intemational^  S.  433.  Umgekehrt  hebt  de  Lapradelle,  S.  758  f.  die 
politischen  Bedenken  besonders  hervor.  Er  befürchtet  bei  der  Ver- 
mittlung, „qu'elle  ne  soit  le  germe  d*une  Intervention,  d'une  tuteile 
ou  d^un  protectorat  .  .  .  Pouss^e  jusqu'au  dernier  terme  de  son 
d^veloppement ,  c'est-ä-dire  jusqu^ä  son  caract^re  obligatoire,  sur 
le  terrain  propice  de  Tintervention  et  du  protectorat,  la  m^diation 
montre  ainsi  Taffinite  qu'elle  präsente,  soit  avec  Tun,  soit  avec  l'autre 
.  •  .  Favoriser  la  m^diation,  c^est  donc  accroitre  les  moyens  d'action 
des  Etats  forts  vis-ä-vis  des  Etats  faibles.**    Ich  teile  diese  Auffassung 
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„Comment  ane  offre  essentiellement  conciliante  et  amicale 
pourrait-elle  6tre  prise  en  manvaise  part;  et  n'est-ce  pas  piatot 
celni  qni   la  repousse  qui  paratt  user  d'an  proc^dä  discourtois?^ 

Wenn  man  sich  nun  aber  auch  darüber  einig  ist,  dafs 
die  geäurserten  Bedenken  eigentlich  unbegründet  sind,  und 
dafs  sie  daher  von  Rechtswegen  einem  weiteren  Fortschritt 
in  der  Materie  nicht  im  Wege  stehen  dürften,  so  mufs  man 
sich  doch  die  weitere  Frage  vorlegen,  ob  und  inwieweit  denn 
Aussichten  vorhanden  sind,  dafs  das  Vermittlungsrecht  in 
absehbarer  Zeit,  insbesondere  aber  auf  den  nächsten  Haager 
Völkerrechtskonferenzen,  einer  Weiterentwicklung  entgegen- 
gehe. Wenn  eine  Fortbildung  des  Vermittlungsrechts  über- 
haupt erfolgen  wird,  dann  kann  sie  sich  meines  Erachtens 
auch  nur  in  dem  geschilderten  Wege  der  Statuierung  einer 
Verpflichtung  zum  Vermittlungsanerbieten  und  der  Organi- 
sation dieses  Anerbietens  bewegen.  Aber  ob  es  dazu  kommen 
wird?  Diese  Frage  läfst  sich  natürlich  nicht  vom  Standpunkte 
der  Rechtstheorie,  sondern  lediglich  vom  Standpunkte  der 
Staatenpraxis  aus  beantworten. 

Nun  ist  es  zweifellos,  dafs  eine  solche  Fortbildung  nicht  nur 
rechtstheoretisch  als  wünschenswert  zu  bezeichnen  ist,  sondern 


nicht;  meines  Erachtens  haben  alle  Staaten,  ob  grofe  oder  klein,  ein 
gleiches  Interesse  an  der  Fortbildung  der  Mediation,  die  mit  Intervention 
oder  Protektorat  absolut  nichts  zu  tun  hat  De  Lapradelle  hält  meines 
Erachtens  Mediationsfölle  und  InterventionsiUlle  nicht  genügend  aus- 
einander, und  das  dürfte  der  wahre  Grund  seiner  pessimistischen  An- 
schauungsweise sein.  Wie  de  Lapradelle,  so  urteilt  auch  y.  Stengel. 
Er  fragt  (a.  a.  0.  S.  199),  ob  durch  die  Vermittlung  praktisch  etwas 
zu  erreichen  sei  und  ob  nicht  die  Gefahr  bestehe,  dals  stärkere 
Staaten  diese  Bestimmungen  gegenüber  schwächeren  Staaten  benutzen, 
um,  Ton  dem  „Recht"  des  Art.  8  Gebrauch  machend,  in  der  Form  der 
Yermittlung  schwächere  Staaten  zum  Aufgeben  ihrer  vielleicht  wohl- 
begründeten Ansprüche  zu  zwingen,  v.  Stengel  stellt  sich  also  auf  den 
serbischen  Standpunkt  Er  wird  aber  wohl  selbst  der  Meinung  sein, 
dals  dies  ein  Mifs  brauch  der  Vermittlung  wäre,  der  mit  diesem  Institut 
als  solchem  nichts  zu  tun  hat  Im  übrigen :  warum  sollen  immer  nur  die 
Groismächte  es  sein,  die  eine  Vermittlung  anbieten?  Die  Kleinstaaten 
können  doch  darin  mit  gutem  Beispiel  vorangehen.  So  würde  der 
angeblichen  Gefahr  am  besten  vorgebeugt 


438     Viertes  Kapitel.  Das  Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten. 

dafs  auch  die  Staaten  zum  Teil  nicht  abgeneigt  sein  würden, 
für  einen  solchen  Fortschritt  einzutreten.  Es  läfst  sich  das 
natürlich  nur  von  denjenigen  Staaten  direkt  behaupten,  die 
sich  bereits  über  diesen  Punkt  geäuf^ert  haben,  aber  es  ist 
keineswegs  ausgeschlossen,  ja  sogar  sehr  wahrscheinlich,  dafs 
noch  eine  Reihe  weiterer  Staaten  ebenso  denken. 

Zunächst  haben  wir  bereits  gesehen,  dafs  Rufsland  einem 
derartigen  Fortschritt  sympathisch  gegenüberstehen  würde. 
Wenn  auch  der  russische  Entwurf  nach  dieser  Richtung  hin 
keine  über  die  Beschlüsse  der  Haager  Konferenz  hinaus- 
gehenden Vorschläge  gemacht  hat,  so  betonte  doch  die  russische 
Note  mit  Nachdruck  die  Vorzüge  des  obligatorischen  Ver- 
mittlungsanerbietens und  klang  darin  aus,  dafs  die  Konferenz 
es  vielleicht  doch  für  angebracht  halten  werde,  eine  solche 
Verpflichtung  zu  proklamieren. 

Auch  Italien  hat  auf  der  Konferenz  deutlich  zu  erkennen 
gegeben,  dafs  es  die  Statuier ung  einer  derartigen  Völkerrechts- 
pflicht begrüfsen  würde.  In  dem  , Amendement  au  projet  russe 
de  stipulations  sur  la  m6diation  et  rarbitrage**  *^*,  das  Graf 
Nigra  vorgelegt  hatte,  war  allerdings  nur  vorgesehen,  dafs  das 
Anrufen  einer  Vermittlung,  ebenso  wie  das  eines  Schieds- 
gerichts, in  bestimmten  Fällen  obligatorisch  sein  sollte.  Es 
unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  dafs  Italien  dieses  Obligatorium 
auch  auf  selten  der  neutralen  Staaten  begrüfst  haben  würde. 
Denn  obgleich  Graf  Nigra  sich  später  darauf  beschränkte,  die 
Einfügung  des  jetzigen  Absatz  2  und  3  in  den  Artikel  3  zu  be- 
fürworten ,  so  führte  er  doch  in  der  Kommission  folgendes  aus : 

„Hätte  das  Pflichtprinzip  irgend  welche  Aussicht  auf  An- 
nahme durch  die  Konferenz,  so  würde  ihm  die  italienische  Re- 
gierung für  ihren  Teil  zustimmen.  Aber  da  jener  Erfolg  unwahr- 
scheinlich sei,  so  handle  es  sich  darum,  die  Neutralen  zu  ihrem 
Anerbieten  dadurch  zu  ermutigen,  dafs  man  die  Übung  dieses 
Rechts  vor   dem  Vorwurf  eines   unfreundlichen  Aktes  schütze."*' 


"  Abgedruckt  Conference  I,  178,  sowie  bei  de  Lapradelle, 
S.  760. 

"  Vgl.  Meurer,  S.  117. 
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Moehten  nun  aber  die  Aussichten  auf  das  Zustande- 
kommen des  Obligatoriums  im  Jahre  1899  auch  geringe  sein'^^, 
so  ist  damit  doch  nicht  gesagt,  dafs  das  immer  so  bleiben 
wird.  Die  Entwicklung  der  letzten  Jahre,  namentlich  was  die 
Schiedsgerichtsbewegung  anlangt,  haben  die  Aussichten  auch 
für  den  Fortschritt  im  Vermittlungsrecht  entschieden  günstiger 
gestaltet.  Und  so  mufs  man  denn  eben  abwarten,  wie  sich 
die  Sache  auf  den  nächsten  Völkerrechtskonferenzen  entwickeln 
wird. 

Zur  Sprache  kommen  dürfte  die  Frage  jedenfalls,  wenn 
sie  auch  nicht  direkt  unter  das  allerdings  sehr  allgemein  ge- 
haltene Programm  für  die  zweite  Konferenz  fällt.  Dagegen 
führt  eine  Resolution  der  13.  interparlamentarischen 
Konferenz  in  Brüssel  1905  unter  den  Punkten,  deren  Be- 
ratung aiif  der  nächsten  Friedenskonferenz  erwünscht  sei, 
speziell  auf:  „L'organisation  de  Toifre  des  bons  Offices." 

Es  sei  mir  gestattet,  aus  dem  Bericht  des  Sekretärs  der  inter- 
parlamentarischen Union  Dr.  Gobat  hier  einiges  anzuführen***. 
Ausgehend  davon,  dafs  die  zahlreichen  abgeschlossenen  Schieds- 
verträge wegen  der  darin  enthaltenen  Reserven  nicht  aus- 
reichend sind,  um  eine  friedliche  Schlichtung  der  inter- 
nationalen Konflikte  zu  sichern,  und  dafs  es  sehr  unwahr- 
scheinlich ist ,  dafs  ein  für  alle  Streitigkeiten  obligatorisches 


BS  Man  hat  die  Frage  des  Obligatoriums  beim  Yermittlungsaner- 
bieten  im  Haag  im  Jahre  1899  Mangels  Antrags  nicht  einmal  diskutiert, 
während  sie  beim  Schiedsgericht  und  bei  den  Untersuchnngskommissionen 
auf  der  Tagesordnung  stand.  Wohl  der  beste  Beweis  dafür,  dals  politische 
Bedenken  in  der  Yermittlungsmaterie  eine  größere  Rolle  spielen  als 
rechtliche.  Fried,  Handbuch  S.  174  bemerkt  zu  der  Frage:  „Wenn  es 
auch  nicht  gelang,  wie  die  Absicht  bestand,  der  Vermittlung  einen 
obligatorischen  Charakter  zu  geben,  so  glückte  es  doch,  sie  als  ein 
wichtiges  und  nützliches  Institut  in  den  Vordergrund  zu  stellen,  den 
Vertragsstaaten  durch  Ausübung  der  Vermittlung  eine  Pflicht  aufzuerlegen 
und  anderseits  die  Ausübung  dieser  Pflicht  ein  für  allemal  vor  dem  Odium 
einer  ,unfreundlichen  Handlung^  zu  bewahren.'^ 

^*  Vgl.  den  offiziellen  Bericht  über  die  „XIII«  Conference  tenue 
k  Bruxelles  du  28  au  31  aoüt  1905'',  S.  20  f.,  aber  neuerdings  auch  die  Vor- 
schläge der  14.  interparlamentarischen  Konferenz  in  London,  unten  im  §  21. 
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Schiedsgericht  in  nächster  Zeit  schon  von  den  Mächten  an- 
genommen werde,  indem  die  Staaten  das  Schiedsgericht  nur 
für  Rechtsfragen,  nicht  aber  für  politische  Fragen*®  an- 
erkennen, wird  darauf  hingewiesen,  dafs  man  ein  Verfahren 
finden  müsse,  das  gewissermafsen  als  Ersatz  für  das  allgemein 
obligatorische  Schiedsgericht  dienen  könne.  Man  sei  bereits 
hierauf  bedacht  gewesen,  wie  der  Pariser  Kongrefs  von  1856 
und  der  englisch-amerikanische  Schiedsvertrag  von  1897  "^  be- 
weisen, welch  letzterer  bestimmte,  dafs,  wenn  eine  Streitigkeit 
entstehe,  die  nicht  unter  das  Schiedsabkommen  falle,  „les  parties 
contractantes  ne  pourraient  recourir  ä  aucune  mesure  d'hosti- 
lit^  de  quelque  nature  que  ce  seit  avant  d'avoir,  ensemble 
ou  s6par6meDt,  requis  la  m^diation  d'une  ou  de  plusieurs 
puissances  amies."  Bei  der  gegenwärtigen  politischen  Welt- 
lage sei  das  Vermittlungs verfahren  als  Ersatz  bezw.  Ergänzung 
des  Schiedsgerichts  von  sehr  grofser  Bedeutung.  Die  erste 
Haager  Konferenz  habe  sich  bereits  angelegentlich  mit  diesem 
Verfahren  befafst,  und  es  erscheine  als  Pflicht  der  zweiten 
Haager  Konferenz,  das  Werk  von  1899  zu  vervollkommnen, 
indem  sie  das  Vermittlungs  verfahren  organisiere.  Wie  das 
geschehen  könne  ?  Einmal  dadurch,  dafs  die  Mächte  nicht  nur 
das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht  haben,  ihre  Vermittlung 
anzubieten  *^  Sodann  dadurch,  dafs  die  Staaten  für  die  Aus- 
übung der  obligatorischen  Vermittlung  in  Gruppen  von  zwei 
oder  drei  Staaten  eingeteilt  werden,  die  verpflichtet  sind,  zu 
handeln,   wenn   nicht  die  eine,   dann   die  andere.     Da  die 


•<*  Dazu  vgl.  oben  den  §  10. 

•*  Dieser  Vertrag  wurde,  wie  wir  gesehen  haben,  vom  Senat  der 
Vereinigten  Staaten  leider  nicht  ratifiziert. 

^'  „Si  plusieurs  d'entre  elles,  et  les  plus  importantes,  ont  pu 
stipuler  la  mediation  obligatoire  dans  le  traitc  de  Paris,  si  les  Etats- 
Unis  et  la  Grande-Bretagne  Tont  egalement  pr^vue  dans  une  Convention, 
ce  procädä,  qui  n'alt^re  en  aucune  fa^on  la  libert^  des  Etats  en  litige, 
qui  ne  prejuge  point  leurs  droits  et  leurs  pretentions  et  dont  Tappli- 
cation  n'aura  jamais  pour  eux  que  la  valeur  d'un  simple  conseil,  peut 
Stre  ^videmment  accept^  d'une  mani^re  g^n^rale.'' 
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Haager  Bestimmungen  keine  formelle  „Sanktion*"  haben,  und  da 
aufserdem  Staaten  am  Anerbieten  der  Vermittlung  verhindert 
sein  können,  so  könnte  dieses  Mittel,  selbst  wenn  es  obli- 
gatorisch gemacht  wäre,  trotzdem  ein  toter  Buchstabe  bleiben, 
nach  dem  Wort:  Everybody's  business  is  nobody's  business. 
Diese  Eventualität  würde  durch  den  obigen  Vorschlag  be- 
seitigt. Wenn  bei  einem  drohenden  Konflikt  die  erste 
Gruppe  nicht  handle,  dann  werde  die  zweite  oder  dritte 
ihre  Vermittlung  entsprechend  anbieten.  Indem  man  die 
Vermittlung  in  dieser  Weise  obligatorisch  mache  und  ihr 
Funktionieren  garantiere,  werde  man  einen  sehr  wirksamen 
Ersatz  für  das  Schiedsgericht  schaffen.  Die  Vermittlung  könne 
zwar  abgelehnt  werden,  aber  es  sei  von  äufserster  Wichtig- 
keit, welches  auch  immer  das  Schlufsresultat  sein  möge,  dafs 
sie  wenigstens  formell  angeboten  werde.  Damit  sei  unter  allen 
Umständen  schon  viel  gewonnen.  Das  Beispiel  des  Präsidenten 
Roosevelt  werde  sicherlich  die  zweite  Haager  Konferenz  zu 
einer  Revision  des  zweiten  Titels  der  Haager  Konvention 
im  Sinne  der  obligatorischen  Vermittlung  verpflichten.  Im 
Notfall  aber  müfsten  die  Staaten,  entsprechend  dem  englisch- 
amerikanischen Vertrag  von  1897,  in  den  Schiedsverträgen 
die  obligatorische  Vermittlungsklausel  einschalten  für  die 
Streit^keiten,  die  nicht  unter  die  Schiedsklausel  fallen. 

Soweit  der  Bericht  der  interparlamentarischen  Union. 
Es  wäre  gut,  wenn  man  hoffen  dürfte,  dafs  die  Regierungen 
sich  im  Haag  ernstlich  mit  diesem  Gegenstande  befassen  werden. 
Man  sollte  denken,  dafs  es  den  Staaten,  wenn  sie  beim  Schieds- 
gericht nun  einmal  ohne  Reserven  nicht  auskommen  zu  können 
glauben,  um  so  leichter  fallen  sollte,  das  Vermittlungsrecht 
im  obligatorischen  Sinne  auszubauen.  Im  Artikel  2  der  Kon- 
vention hat  man  dies  bereits  getan.  Der  Artikel  3,  wo  die 
Verpflichtung  allein  praktisch  von  Wert  ist,  sollte  nun  folgen. 
Allerdings  womöglich  unter  Ausmerzung  der  Diplomatenklausel 
„en  tant  que  les  circonstances  s'y  prßtent".  Eine  rechtliche  Ver- 
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pflichtung  hat  nur  ohne  eine  solche  Klausel  Wert;  das  lärst 
sich  trotz  aller  Beschönigungen,  die  man  zugunsten  dieser 
Klausel  vorgebracht  hat*',  nun  einmal  nicht  aus  der  Welt 
schaffen.  Und  wenn  man  der  Klausel  bei  Artikel  2  wenigstens 
eine  gewisse  innere  Berechtigung  nicht  absprechen  konnte,  so 
fehlt  ihr  diese  doch  bei  Artikel  3*^,  denn  das  Anbieten  einer 
Vermittlung  trägt  nun  einmal  einen  ganz  anderen  Charakter, 
als  das  Bitten  um  eine  solche.  Entschliefsen  sich  die  Staaten 
zu  letzterem,  dann  ist  das  ja  gewifs  zu  begrüfsen,  aber  wahr- 
scheinlicher ist  es,  dafs  die  Vermittlung,  wie  in  der  Ver- 
gangenheit, so  auch  in  der  Zukunft  regelmäfsig  auf  Grund 
eines  vorhergegangenen  Anerbietens  zustande  kommen  wird, 
und  deshalb  ist  die  Umstandsklausel  hier  ein  wirklicher 
Ü  beistand. 

Um  der  Verpflichtung  zu  einem  solchen  Anerbieten  im 
übrigen  alles  auch  nur  irgendwie  Bedenkliche  zu  nehmen, 
könnte  man  in  der  Konvention  ja  noch  deutlicher  zum  Aus- 
druck bringen,  als  dies  bisher  geschehen  ist"^  dafs  nicht  nur 
die  Vorschläge  des  Vermittlers  keinerlei  verbindliche  Kraft 
haben,  sondern  dafs  auch  das  Vermittlungsanerbieten  als 
solches  von  vorneherein  schon  abgelehnt  werden  kann. 

Hieran  müfste  sich  aber  noch  eine  weitere  Bestimmung 
anschliefsen.  Ich  habe  bereits  ausgeführt,  dafs  ohne  eine 
Organisation  die  Verpflichtung  zum  Anerbieten  der  Ver- 
mittlung nur  einen  problematischen  Wert  hat.   Das  hebt  auch 


®>  Descamps  bemerkt  zum  Art.  8  im  Eommissionsbericht :  „En 
tant  que  les  circonstances  sV  pretent  indique  nettement  qu'il  ne  s'agit 
pas  de  donner  carri^re  k  des  d^marches  qui  ne  seraient  point  marqu^es 
du  sceau  de  la  prudence,  de  Topportunit^,  d*une  sage  appreciation  des 
öv^nements  et  d'un  sinc^re  d^sir  de  pacification.^ 

^  Art.  8,  Abs.  1  müfete  also  meines  Erachtens  lauten:  „Ind^pen- 
damment  de  ce  recours,  les  puissances  signataires  conviennent  d'offrir  de 
leur  propre  initiative  leurs  bons  Offices  ou  leur  mödiation  aux  Etats 
en  conflit." 

*"  Art  7  spricht  von  der  „acceptation  de  la  mediation",  ohne  diesen 
Pnnkt  näher  zu  berühren. 


§  18.   Das  VermittlangBYerfahren.  443 

der  Bericht  der  interparlamentarischen  Union  hervor.  Auch, 
über  diesen  Punkt  müfste  sich  also  eine  zukünftige  Konferenz 
schlüssig  werden.  Ob  die  Art  und  Weise,  wie  diese  Organi- 
sation in  dem  erwähnten  Bericht  gedacht  ist,  zum  Ziele  führen 
würde,  kann  fraglich  erscheinen  *'.  Meines  Erachtens  müfste, 
wie  schon  erwähnt,  die  Verpflichtung  zunächst  auf  allen 
Yertragsmächten  lasten,  sie  alle  müfsten  sich  zum  Eingreifen 
verpflichtet  fühlen.  Nur  so  gelangt  der  innere  Grund  der 
Vermittlung,  die  Interessensolidarität  der  völkerrechtlichen 
Gemeinschaft,  in  richtiger  Weise  zum  Ausdruck.  Und  in 
wichtigen  Fällen  müfsten  sie  auch  tatsächlich  gemein- 
schaftlich handeln.  Der  Weg  der  Kollektiv  Vermittlung  — 
eventuell  durch  Einberufung  einer  Konferenz  —  wäre  solchen- 
falls sicherlich  der  angezeigteste  *^.  Wo  sich  aber  ein  solches  ge- 
meinschaftliches Vorgehen  verbietet  oder  nicht  lohnen  würde  ^^, 
da  könnten  die  Vertragsmächte  durch  das  internationale 
Bureau  oder  den  ständigen  Verwaltungsrat  im  Haag  doch 
leicht  einen  Kontakt  mit  den  Streitteilen  herstellen.  Wider- 
strebt es  den  Konventionsstaaten,  diese  Organe  selbst  als 
Vermittler    handeln    zu   lassen,    so   können    sie  dieselben ^^ 


**  Eine  Vorausbestiminung  einzelner  zum  Yermittlungsanerbieten 
verpflichteter  Staaten  oder  Staatengruppen  dürfte  immerhin  schwierig 
sein.  Auch  die  neutralisierten  Staaten  könnten  nicht  gut  ein  für  allemal 
in  Betracht  kommen.  Einen  Versuch  der  Lösung  unternimmt  auch 
Arnaud,  „L' Organisation  de  la  Paix^,  S.  46,  49. 

•''  Vgl.  dazu  oben  §  13,  sowie  unten  §  20. 

^  Die  Kollektiv  Vermittlung  braucht  an  sich  keineswegs  stets  auf  Kon- 
gressen oder  Konferenzen  vor  sich  zu  gehen,  wie  v.  Bulmerincq,  H.  H. 
IV,  S.  28  behauptet,  obschon  dieser  Weg  nattlrlich  häufig  am  ehesten  Aus- 
sicht bietet,  zum  Ziele  zu  gelangen.  Im  übrigen  ist  Kamarowsky, 
S.  101,  vollständig  zuzustimmen,  wenn  er  schreibt:  „Dans  notre  siäcle, 
les  congr^s  et  encore  davantage  les  Conferences  apparaissent,  entre 
autres,  comme  organes  d'une  m^diation  collective.  Cette  circonstance 
indique  qu'il  s'^veille  dans  les  peuples  la  conscience  de  la  n^cessit^  de 
trouver  quelques  moyens  pacifiques  et  justes  de  natare  ä  pouvoir  ter> 
miner  les  diff^rends  qui  surviennent  entre  eux." 

*^  Es  bedarf  dazu  keines  besonderen  „Conseil  consultatif^,  wie 
Bajer  in  der  Revue  generale,  1906,  S.  57  f.  meint.    Vgl.  unten  den  §  21. 
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eventuell  doch  Namens  der  Vertragsmächte  mit  einzelnen 
Staaten  in  Verhandlung  treten  lassen^®,  die  zur  Ausübung 
der  Vermittlungspflicht  besonders  geeignet  erscheinen.  Und 
zeigte  es  sich,  dafs  ein  Staat  diese  Pflicht  auf  den  anderen 
abwälzen  möchte,  dann  bliebe  immer  noch  als  subsidiärer  Weg 
das  gemeinschaftliche  Vorgehen  der  sämtlichen  Vertrags- 
mächte, das  ja  keineswegs  in  allen  Fällen  auf  die  Einberufung 
einer  Konferenz  hinauszulaufen  brauchte.  An  Möglichkeiten, 
das  Vermittlungsanerbieten  zu  organisieren,  fehlt  es  also  in 
jedem  Falle  keineswegs.  Die  Hauptsache  ist  und  bleibt,  dafs 
die  Vertragsmächte  zunächst  einmal  den  Willen  haben  und 
auch  betätigen,  etwas  zustande  zu  bringen,  das  auch  tatsächlich 
funktioniert.  Denn  wo  ein  Wille  ist,  da  ist  auch  ein  Weg! 
Ist  das  aber  einmal  der  Fall,  dann  wird  man  in  der  Tat 
einen  bedeutenden  Rechtsfortschritt  konstatieren  dürfen.  Denn 
es  ist,  wie  schon  öfter  betont  wurde,  von  ganz  ungemeinem  Wert, 
wenn  man  einmal  wird  sagen  können,  dafs  bei  allen  völker- 
rechtlichen Streitigkeiten  nach  praktisch  geltendem  Völkerrecht 
wenigstens  ein  Versuch  gemacht  werden  mufs,  die  Lösung 
auf  dem  Rechtswege,  auf  friedliche  Weise  herbeizuführen,  bevor 
zur  Selbsthilfe  geschritten  werden  darf  ^*.  Ich  habe  schon  im 
Anfang  dieses  Paragraphen  die  Frage  aufgeworfen,  weshalb 
denn  ein  Versuch  der  Streiterledigung  nicht  unter  allen  Um- 
ständen und  bei  allen  Streitfällen  denkbar  sein  sollte,  da  da- 
durch die  selbständigen  Entschliefsungen  der  Staaten  doch  in 


^^  Dies  hatte  z.  B.  v.  Härtens  bei  der  Beratung  des  Art.  27  vor- 
geschlagen: der  Generalsekretär  könne  sich  an  eine  neutrale  Macht 
wenden,  damit  diese  die  Parteien  an  den  Schiedshof  erinnere.  Vgl. 
oben  S.  288,  sowie  Meurer,  S.  244.  Die  Bedenken,  die  gegen  eine 
Mandatserteilung  an  das  Haager  Bureau  geltend  gemacht  wurden,  vgl. 
man  oben  im  §  13. 

^^  Vgl.  Kamarowsky,  S.  74:  „Dejä  depuis  longtemps  la  v^rite, que 
les  Etats  ne  doivent  rösoudre  les  diff^rends  par  la  force  qu'apr^s  avoir 
pröalablement  ^puis^  tous  les  moyens  pacifiques  de  Solution,  a  p^n^tr^ 
dans  la  conscience  de  tous  les  peuples.  Cependant,  jusqu'ä  präsent, 
cette  r^gle  n'est  pas  encore  enträe  dans  le  droit  international  positif.'' 
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keiner  Weise  beeinträchtigt  werden.  Möchte  man  sich  diese 
Frage  früher  oder  später  auch  im  Haag  vorlegen.  Selbst  wenn 
der  Versuch  zur  Streiterledigung  in  manchen  Fällen  nicht 
zum  Ziele  führen  sollte,  schon  die  Tatsache,  dafs  er  stets 
und  überall  gemacht  werden  mufs'*,  wiegt  gewaltig  schwer. 

Dafs  die  Vermittlung  im  übrigen  ihrer  Natur  nach  bei 
allen  Arten  von  Staatsstreitigkeiten  Platz  greifen  kann,  gleich- 
viel, ob  dieselben  vorwiegend  rechtlichen  oder  politischen 
Charakter  tragen,  habe  ich  ebenfalls  schon  oben  hervor- 
gehoben ^®.  Das  Vermittlungsverfahren  tritt  neben  das  schieds- 
gerichtliche Verfahren  in  der  Weise,  dafs  es  insbesondere  in 
allen  denjenigen  Fällen  anwendbar  erscheint,  die  die  Staaten 
einem  Schiedsgericht  nicht  unterwerfen  wollen^*.  Aufserdem 
kann  aber  eine  Vermittlung  natürlich  einer  Anrufung  des 
Schiedsgerichts  auch  vorhergehen  '*.  Es  erscheint  kaum  nötig, 
dafs  die  Konvention  nach  dieser  Richtung  hin  noch  nähere  Be- 
stimmungen trifft '•. 

Die  Hauptsache  ist  jedenfalls  die,  dafs  praktisch  über- 
haupt von   einem  der   Rechtsmittel,    die  das  Völkerrecht 

''^  Die  Fortbildung  des  Verfahrens  in  der  hier  geschilderten  Rich- 
tung hätte  auch  zur  Folge,  dals  die  Bestimmung  des  Art.  1  der  Haager 
Konvention  den  Charakter  einer  Rechtspflicht,  annehmen  würde,  während 
sie  nach  der  authentischen  Interpretation  zur  Zeit  kein  „engagement 
formel"  inyolviert  Vgl.  Meurer,  S.  103.  Und  dasselbe  gilt  von  der 
Bestimmung  des  Art  27,  die  ja  ebenfalls  eine  Yermittlungstätigkeit  im 
Auge  hat. 

''^  Vgl.  oben  Anm.  4. 

"^^  Nach  dem  oben  zitierten  italienischen  Entwurf  wäre  die  Vermittlung 
in  denselben  Fällen  obligatorisch  gewesen,  für  die  das  Schiedsgericht 
obligatorisch  sein  soUte.  Es  ist  aber  klar,  dafs  ein  Bedürfnis  nach  einer 
obligatorischen  Vermittlung  nur  da  vorhanden  ist,  wo  das  Schiedsgericht 
nicht  obligatorisch  ist.  Die  beiden  Arten  des  Verfahrens  sollen  nicht 
kumulativ  wirken,  sondern  sich  ergänzen.  Vgl.  dazu  de  Lapradelle, 
S.  761.  Das  Vermittlungs anerbieten  mülste  also  in  demselben  Malse 
obligatorisch  werden,  in  dem  es  das  Schiedsgericht  nicht  ist. 

"fB  j)ie  Empfehlung  des  Schiedsgerichts  gilt,  wie  schon  erwähnt,  als 
eine  Betätigung  der  Vermittlung. 

^*  Vgl.  dazu  auch  das  oben  im  §  12  Gesagte,  sowie  Meurer, 
S.  118. 
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bietet,  unter  allen  Umständen  Gebrauch  gemacht  wird.  Welches 
der  beiden  Mittel  in  concreto  gebraucht  wird,  das  tritt  dieser 
Tatsache  gegenüber  zunächst  in  den  Hintergrund,  obschon 
man  vom  praktischen  Standpunkt  vielleicht  wird  sagen  müssen, 
dafs,  wenn  politische  Interessen  und  Zwecke  mit  im  Spiele 
sind,  die  Vermittlung  in  manchen  Fällen  möglicherweise  besser 
geeignet  sein  wird,  eine  Lösung  herbeizuführen,  als  das 
Schiedsgericht,  während  umgekehrt  die  reine  Rechtsfrage 
natürlich  stets  besser  durch  den  Schiedsrichter  gelöst  wiixl  ^^. 
Dies  natürlich  unbeschadet  der  zweifellos  höheren  Stellung,  die 
man  dem  schiedsgerichtlichen  Verfahren  in  der  Rechtstheorie 
schon  um  deswillen  wird  einräumen  müssen,  weil  es  nicht  nur 
einen  Versuch  der  Lösung  darstellt,  sondern  diese  Lösung  selbst 
bedeutet,  und  unbeschadet  der  Tatsache,  dafs  prinzipiell 
wenigstens  das  Schiedsgericht  ebenfalls  zur  Lösung  jedes 
Völkerrechtsstreites  fähig  erscheint^®,  und  dafs  die  Staaten 
also  in  concreto,  soweit  sie  nicht  vertraglich  nach  der  einen 
oder  anderen  Richtung  hin  gebunden  sind,  einfach  vor  die 
Wahl  gestellt  sind,  ob  sie  dem  einen  oder  anderen  Weg  den 
Vorzug  geben  wollen.  Gerade  hierin  liegt  ein  in  der  Eigenart 
des  Völkerrechts  begründeter  Vorzug  des  völkerrechtlichen 
Verfahrens  ^•,  und  es  ist  daher  vielleicht  gar  nicht  einmal  zu 
wünschen,  dafs  diese  Wahlfreiheit  den  Staaten  durch  allzu  ge- 


''^  In  diesem  Sinn  ist  auch  Kamarowsky,  S.  86  zu  verstehen: 
„En  outre,  la  m^diation  peut,  en  raison  de  son  caract^re,  s'^tendre  k 
toutes  les  relatibns  des  Etats  >  tandisqu*on  ne  peut  soumettre  k  l'arbi- 
trage  qae  des  questions  susceptibles  de  devenir  l'objet  d'un  ezamen  et 
d'une  d^cision  juridiques.^  Vgl.  auch  daselbst  S.  101:  „La  m^diation, 
comme  forme  politique  de  n^gociations,  est  applicable  k  tonte  sorte  de 
relations  entre  les  Etats." 

''^  Funktioniert  die  Vermittlung  einmal  regelmälBig  und  mit  Erfolg, 
dann  kann  aber  um  so  eher  das  Schiedsgericht  auf  die  eigentlichen 
Rechtsstreitigkeiten  beschränkt  bleiben. 

^^  Man  könnte  insofern  vielleicht  sagen,  daft,  so  wie  im  bürger- 
lichen Recht  die  Parteien  zwischen  dem  ordentlichen  Richter  und  dem 
Schiedsrichter  wählen  können,  so  im  Völkerrecht  die  Streitteile  zwischen 
dem  Schiedsrichter  und  dem  Vermittler  die  W^ahl  haben. 
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naue  vertragliche  Stipulierungen  genommen  werde.  Sie  sollen 
vielmehr,  insoweit  das  Schiedsgericht  nicht  obligatorisch  ist,  in 
concreto  zwischen  Vermittlung  und  Schiedsgericht  wählen 
können,  entsprechend  der  Eigenart  des  zu  schlichtenden  Staaten- 
streites ®®. 

Dafür  sollte  aber  anderseits  d  i  e  Verpflichtung  zur  Völker- 
rechtsnorm erhoben  werden,  dafs  in  allen  Streitfällen  mindestens 
eines  der  beiden  Verfahren  zur  Anwendung  gelangen  mufs, 
bevor  die  Selbsthilfe  völkerrechtlich  zulässig  erscheint.  Jedem 
Akt  der  völkerrechtlichen  Selbsthilfe  müfste  also  wenigstens 
ein  Versuch  der  friedlichen  Schlichtung  vorhergehen.  Diese 
Forderung  ist  gegenüber  der  eines  für  alle  Streitfälle  obliga- 
torischen Schiedsgerichts  entschieden  das  Minus.  Um  so 
leichter ^^  sollte  sie  sich  realisieren  lassen.  Soweit  dürften 
die  Staaten  in  der  Betätigung  ihrer  Rechts-  und  Friedensliebe 
wohl  unbedenklich  gehen,  dafs  sie  wenigstens  den  Versuch 
der  rechtlichen  und  friedlichen  Lösung  obligatorisch  gestalten, 
selbst  wenn  sie  die  schliefsliche  Entscheidung  in  concreto 
nicht  aus  der  Hand  geben  wollen^". 


^®  Die  beiden  Yerfahrensarten  ergänzen  sich  aach  in  der  Weise, 
dals  sie  sowohl  den  Streitteilen,  wie  den  dritten  Staaten  Mittel  an  die 
Hand  geben,  um  die  Streiterledigung  herbeizuführen:  die  Streitteile 
können  das  Schiedsgericht  anrufen,  die  dritten  Staaten  die  Vermittlung 
anbieten.  So  kann  also  von  beiden  Seiten  aus  auf  die  Beilegung  des 
Streites  hingearbeitet  werden.  Die  Rollen  können  aber  auch  vertauscht 
werden,  indem  die  Vermittlung  von  den  Streitteilen  angerufen  und  auf 
den  Schiedshof  von  dritter  Seite  hingewiesen  wird. 

®^  Bei  den  Beratungen  über  den  späteren  Art.  27  meinte  zwar 
Lammasch,  zwischen  dem  Vermittlungsangebot  und  dem  Hinweis  auf 
das  Schiedsgericht  bestehe  insofern  ein  groiser  Unterschied,  als  letzterer 
f^r  die  Parteien  etwas  Verletzendes  habe.  Vgl.  oben  S.  286  und  M eurer, 
S.  240.  Ich  glaube,  dals  weder  der  eine,  noch  der  andere  Schlichtungs- 
versuch etwas  Verletzendes  haben  kann,  namentlich  sobald  die  Sache 
einmal  zur  Gewohnheit  geworden  ist. 

^^  Darauf  weist  schon  Trendelenburg,  a.  a.  0.  S.  82  hin:  ^Aber 
statt  des  Richterspruchs  wird  vor  jedem  Krieg  ein  Versuch  zu  güt- 
licher Ausgleichung  den  beteiligten  wie  den  unbeteiligten  Völkern  gegen- 
über eine  Pflicht  der  Regierungen  sein.  Das  Völkerrecht  bedarf 
daher  der  Verpflichtung  der  Staaten,  dals  sie,  ehe  sie  ihre  Kon- 
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Wird  dieses  Ziel  einmal  erreicht  —  ob  die  nächste 
Konferenz  es  so  weit  bringen  wird,  oder  ob  die  Lösung  der 
Frage  späteren  Konferenzen  vorbehalten  bleiben  wird,  wage 
ich  nicht  zu  prophezeien  —  und  gelingt  es  daneben,  dem 
obligatorischen  Schiedsgericht  wenigstens  in  dem  Umfange 
Eingang  in  die  Haager  Konvention  zu  verschaffen,  der  dem 
gegenwärtigen  Stande  des  partikularen  Völkerrechts  ent- 
spricht^®, dann  wird  man  aber  ohne  Übertreibung  sagen 
können,  dafs  wir  in  den  beiden  sich  gegenseitig  ergänzenden 
Verfahrensarten,  der  Vermittlung  und  dem  Schiedsgericht,  in 
der  Tat  ein  vollständiges  System  des  völkerrechtlichen  Ver- 
fahrens besitzen®*,  das  zwar  noch  keineswegs  ein  voll- 
kommenes ist,  das  aber  doch  für  alle  Fälle  völkerrechtlicher 
Streitigkeiten  einen  rechtlichen  Weg  vorsieht,  und  das  bei 
richtiger  Organisation  auch  in  allen  Fällen  in  Funktion  treten 
sollte. 

Es  wäre  damit  ein  Fortschritt  im  Völkerrecht  erreicht, 
der  der  heutigen  politischen  Lage  durchaus  Rechnung  trägt,  ®^ 
und  der  daher  unter  den  heutigen  Verhältnissen  wohl  erreichbar 
erscheint.    Denn    auf  alle   berechtigten  Bedenken,    die  sich 


flikte  mit  den  Waffen  austragen,  eine  Vermittlung  zu  gütlicher  Aus- 
gleichung suchen  und  annehmen  wollen.  Sollte  ein  solcher  Versuch 
mißlingen,  so  ist  wenigstens  der  Überfall  und  die  verderbliche  Über- 
raschung  verhütet. '^  Trendelenburg  empfindet  auch  schon  das  Be- 
dürfnis nach  einer  Organisation  dieser  Vermittlungspflicht:  „Dieser 
völkerrechtlichen  Verpflichtung  der  einzelnen  Staaten,  die  unter  der 
Obhut  der  Gesamtheit  der  verbundenen  stände,  mü&te  ein  Organ  ent- 
sprechen, das  die  schwebende  Sache  verhandelte,  ein  völkerrechtlicher 
Ausschulst 

**  Dazu  vgl.  oben  den  §  12. 

®*  Wenn  dieses  System  auch  nicht  ganz  dem  von  Schlief  ge- 
schilderten entspricht,  so  glaube  ich  doch,  dals  man  auch  auf  diesem 
Wege  zu  dem  von  ihm  herbeigesehnten  „System  des  Völkerrechts*  ge- 
langen kann,  in  dem  zwischen  erlaubter  und  unerlaubter  Selbsthilfe 
unterschieden  werden  kann. 

®"  Inwieweit  damit  auch  eine  „Sanktion*  des  Schiedsspruchs  ge- 
schaffen würde,  wurde  im  vorigen  Paragraphen  erörtert. 
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namentlich  auf  eine  Gefährdung  der  staatlichen  Souveränität 
gründen,  wäre  bei  dieser  Gestaltung  des  Völkerrechts  auf  das 
Sorgfältigste  Rücksicht  genommen.  Auf  unberechtigte  Be- 
denken aber  kann  die  Völkerrechtstheorie  um  so  weniger 
Rücksicht  nehmen,  als  sie  ja  gerade  zur  Sanierung  des  in  diesen 
Bedenken  sich  dokumentierenden  pathologischen  Zustandes  bei- 
tragen will.  Indem  nun  einerseits  das  obligatorische  Schieds- 
gericht nur  mit  Reserven  Geltung  hätte  und  anderseits  die 
obligatorische  Vermittlung,  sei  sie  nun  angerufen  oder  an- 
geboten, ja  nicht  bindend  wirkt,  wäre  wirklich  alles  berück- 
sichtigt, was  vernünftigerweise  zur  Wahrung  der  staatlichen 
Freiheit  berücksichtigt  werden  kann.  Es  wäre  so,  bei  aller 
wirklichen  rechtlichen  Gebundenheit  der  Vertragsstaaten,  doch 
gewissermafsen  ein  Ventil  für  die  freie  staatliche  £nt- 
schliefsung  geschaffen.  Das  Resultat  aber  wäre,  trotz  aller 
dieser  Rücksichtnahme,  doch  auch  für  das  Völkerrecht  ein 
befriedigendes:  Ein  in  dieser  Weise  normiertes  System  ver- 
möchte gewifs  nicht  nur  theoretisch  zu  befriedigen  — 
wenigstens,  wenn  man  sich  der  Eigenart  des  Völkerrechts  be- 
wufst  ist  und  mit  den  gegebenen  Verhältnissen  rechnet  — , 
sondern  es  vermöchte  aufserdem  auch  praktisch  vorläufig 
allen  Bedürfnissen  zu  entsprechen®*».  — 

Das  Ziel  aller  Wünsche  wäre  damit  allerdings  wohl 
noch  nicht  erreicht.  Aber  man  mufs,  wie  gesagt,  mit  den 
politischen  Anschauungen  rechnen.  Anderseits  darf  man  aber 
auch  damit  rechnen,  dafs  diese  Anschauungen  sich  in  den 
verschiedenen  menschlichen  Zeitaltern  ändern.  Und  so  darf 
man  denn,  wenn  man  die  Zukunft  ins  Auge  fafst,  vielleicht 
auch  die  Möglichkeit  in  Betracht  ziehen,  dafs  mit  der  zu- 
nehmenden Einsicht  der  Völker  und  Regierungen  auch  der 
jetzige  pathologische  Zustand  des  gegenseitigen  Mifstrauens  in 


^^&  Auf  die  spezielle  Vermittlung  des  Art.  8  der  Haager  Konvention 
einzutreten,  liegt  in  dem  diesmaligen  Zusammenhange  kein  Grund  vor. 
Auch  mulä  sie  den  Beweis  ihrer  praktischen  Brauchbarkeit  erst  erbringen. 
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unserem  politischen  Leben  tiberwunden  werden  wird®*.  Und 
dann  wird  der  Moment  gekommen  sein,  wo  man  vielleicht 
weiteren  Fortschritten  im  Völkerrecht  nicht  abgeneigt  sein  wird. 
Das  Verhältnis  des  Vermittlungsverfahrens  zum  schiedsgericht- 
lichen Verfahren  wird  sich  dann  vielleicht  zugunsten  des 
letzteren  verschieben.  Während  man  heute  des  diplomatischen 
Mittels  neben  dem  Rechtsweg  noch  nicht  entraten  kann, 
dürfte  dann  der  letztere  vielleicht  zur  Regel  werden.  Die 
Staaten  werden  sich  dann  vielleicht  nicht  mehi:  damit  be- 
gütigen wollen,  in  allen  Streitfällen  eine  friedliche  Lösung 
wenigstens  versucht  zu  haben ,  sondern  sie  werden 
selbst  das  Bedtirfnis  empfinden,  allen  Staatenstreit  in  die 
Bahnen  des  Rechts  zu  leiten  und  entsprechend  das  An- 
wendungsgebiet des  Schiedsgerichts  zu  erweitern.  Wer  das 
Ganze  im  Lichte  der  Entwicklung  betrachtet,  der  wird  zwar 
jeder  Übersttirzung  abhold  sein,  er  wird  aber  anderseits  an 
dem  Wege  und  dem  Ziele  dieser  Entwicklung  nicht  zweifeln. 
Denn  alles  deutet  heute  darauf  hin,  dafs  in  der  Tat  das  Schieds- 
gericht das  völkerrechtliche  Verfahren  der  Zukunft  ist. 

Durch  ferne  Zukunftsaussichten  darf  man  sich  aber  die 
Freude  an  der  Arbeit  im  kleinen,  an  den  Grundlagen  des 
Baues  nicht  verderben  lassen.  Und  so  wäre  es  denn  falsch, 
wenn  man  um  des  Schiedsgerichts  willen  die  Vorteile  tiber- 
sehen wollte,  die  die  Vermittlung  in  unserem  heutigen  poli- 
tischen Leben  bietet.  Wenn  man,  ohne  dafs  das  schieds- 
gerichtliche Verfahren  tiber  diejenigen  Grenzen  hinaus  ver- 
allgemeinert wird,  wo  die  Staaten  ftir  das  Schiedsgericht  heute 
nun  einmal  nicht  zu  haben  sind,  doch  dazu  gelangen  könnte, 
dafs  heute  schon  wenigstens  die  Anwendung  des  völkerrecht- 
lichen Verfahrens  tiberhaupt  gesichert  und  in  ein  System  ge- 
bracht erschiene,  dann  mtifste  man  sicherlich  schon  diesen 


"*  Auf  die  Gründe,  die  dies  sogar  zu  einer  gebieterischen  Pflicht 
machen,  habe  ich  schon  oben  hingewiesen.  Vgl.  z.  B.  oben  §  4  Anm.  3 
und  §  7  Anm.  5. 
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Fortschritt  des  Völkerrechts  mit  Freuden  begrtifsen.  In 
erster  Linie  mui's  man  doch  auf  diejenigen  Fortschritte  be- 
dacht sein,  die  sich  auf  dem  Boden  unserer  gegenwärtigen 
internationalen  politischen  und  rechtlichen  Zustände  erreichen 
lassen,  und  die  nicht  sofort  Anspruch  erheben  auf  eine  totale 
Umwälzung  in  den  politischen  Beziehungen  der  Staaten.  Denn 
nur  solche  Fortschritte  können  ohne  Schwierigkeit  in  der  inter- 
nationalen Praxis  Eingang  finden,  immer  vorausgesetzt,  dafs 
die  Staaten  sich  auch  wirklich  dazu  entschliefsen,  ihnen  diesen 
Eingang  zu  gewähren. 

Geschieht  letzteres  einmal,  dann  dürfte  ein  solches 
System,  wie  das  hier  angedeutete,  wie  gesagt,  nicht  nur  den 
internationalen  Bedürfnissen  zurzeit  so  ziemlich  nach  allen 
Richtungen  hin  zu  entsprechen  vermögen,  sondern  wir  dürften 
dann  auch  sagen,  dafs  wir  ein  in  der  Entwicklung  begriifenes 
Völkerprozefsrecht  besitzen,  das  der  Eigenart  des  Völkerrechts 
und  der  Staaten  in  jeder  Beziehung  gerecht  wird,  und  das  in 
diesem  Sinne  keineswegs  unvollkommener  ist,  als  das  inner- 
staatliche Verfahren,  wenn  es  auch  noch  nicht  so  entwickelt 
ist,  wie  das  letztere.  Letzterer  Umstand  darf  keineswegs 
dazu  verleiten,  dafs  man  meint,  man  müsse  das  völkerrecht- 
liche Verfahren  nun  nach  dem  Muster  des  innerstaatlichen 
umzumodeln  suchen.  Es  wird  und  soll  seine  Eigenart  be- 
halten !  So  wenig  wie  wir  im  Völkerrecht  Gesetze  brauchen, 
so  wenig  brauchen  wir  Analoga  zu  den  staatlichen  Gerichten 
oder  gar  Vollstreckungsbehörden.  Das  Schiedsgericht  und 
daneben  die  Vermittlung  ersetzen  die  innerstaatlichen  Institute 
gerade  in  der  Weise,  wie  sie  einzig  und  allein  dem  zwischen- 
staatlichen Rechte  entsprechend  ist.  Ein  völkerrechtliches 
Verfahren,  das  auf  dem  gegenwärtig  als  geltend  anerkannten 
Begriff  des  Völkerrechts  beruht®^,  könnte  nun  und  nimmer- 


«"  Vgl.  dazu  z.  B.  Bonfils,  S.  8:  „Der  Begriff  des  Völkerrechts 
beruht  somit  auf  der  Voraussetzung  einer  Vereinigung  dreier  Momente : 
1.  Auf  dem  Nebeneinanderbestehen  einer  Mehrheit  selbständiger  Staaten. 
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mehr  anders  beschaffen  sein.  In  der  richtig  organisierten 
„Mitwirkung  dritter  Staaten ""  bei  der  Schlichtung  der  inter- 
nationalen Streitigkeiten  liegt  die  einfache  Lösung  des  ganzen 
grofsen  Problems  der  Schaffung  eines  internationalen  Staaten- 
prozefsrechts.  — 

C.  Das  Untepsuchungfsverfahren. 

§  19. 

Wenn  ich  auch  nicht  der  Ansicht  bin,  dafs  die  Be- 
stimmungen über  die  Untersuchungskommissionen  „vielleicht 
der  wichtigste  Vorschlag  des  ganzen  Projektes**  im  Haag 
waren  ^  so  halte  ich  sie  doch  ebenfalls  für  eine  Bereicherung 
des  völkerrechtlichen  Systems,  die  sich  sehr  nützlich  erweisen 
kann  und  glaube,  dafs  sie  der  friedlichen  Beilegung  inter- 
nationaler Streitigkeiten  gute  Dienste  leisten  können,  wie  das 
ja  der  Huller  Fall  bereits  erwiesen  hat*. 

An  sich  wäre  es  gewifs  denkbar,  mit  den  beiden  ursprüng- 
lichen Arten  des  völkerrechtlichen  Verfahrens,  der  Vermittlung 
und  dem  Schiedsgericht,  in  allen  Streitfällen  auszukommen, 
in  der  Weise,  wie  dies  in  den  vorigen  Paragraphen  aus- 
einandergesetzt worden  ist,  und  zwar  um  so  mehr,  als  nicht 
nur  die  Vermittlung  eine  Elastizität  besitzt,  die  ihr  eine 
wenigstens  prinzipielle  Anwendbarkeit  eigentlich  bei  jedem 
Streitfall  sichert,  sondern  als  auch  das  Schiedsgericht  noch 


2.  Auf  der  Tatsache  eines  unter  selbständigen  Staaten  obwaltenden  ge- 
regelten und  ständigen  auswärtigen  Verkehrs.  3.  Auf  dem  überein- 
stimmenden Willen  der  im  Verkehr  stehenden  Staaten,  sich  innerhalb 
ihres  gesellschaftlichen  Bestandes  als  Rechtssubjekte  wechselseitig  an- 
zuerkennen.** 

1  Vgl.  Meurer,  S.  165  Anm.  1. 

'  Über  diesen  vgl.  Meurer,  S.  158,  162,  der  betont,  die  Idee 
y.  Martens'  habe  hier  ihre  erste  wirkliche  und  dabei  glänzende  Be- 
stätigung gefunden.  Vgl.  auch  Bajer,  „Un  nouvel  organe  de  la  paci- 
gerance"  in  der  „Revue  generale",  1906,  S.  57  f.,  ferner  „La  Justice  inter- 
nationale", Januar-März  1905,  S.  205,  M^rignhac,  „Trait^  de  droit 
public  international'',  S.  442. 
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Über  die  der  innerstaatlichen  Justiz  gesetzten  Schranken  hinaus 
wirksam  zu  werden  vermag.  Ein  geschlossenes  System  für 
das  völkerrechtliche  Verfahren  wäre  also  meines  Erachtens 
sehr  wohl  denkbar  auch  ohne  Untersuchungskommissionen  ^, 
die  ja  im  übrigen  in  einzelnen  Fällen  auch  innerhalb  eines 
schiedsgerichtlichen  oder  Vermittlungsverfahrens  noch  einen 
Platz  finden  können ,  so  wie  sie  einem  solchen  Verfahren  ja 
auch  vorausgehen  können^. 


'^  Merignhac,  a.  a.  0.  S.  438,  behandelt  die  UntersuchuDgs- 
kommissionen  in  dem  Abschnitt  über  die  „Vermittlung^,  und  zwar  als 
„Spezialmediation*'  neben  der  Spezialmediation  des  Art.  8  der  Haager 
Konvention.  Offenbar  hat  aber  das  Untersuchungsverfahren  doch  einen 
besonderen  Charakter  und  so  wird  man  sich  wohl  am  besten  an  die 
Dreiteilung  der  Haager  Konvention  halten.  Descamps  (vgl.  Con- 
ference lY,  54)  betonte  anderseits,  es  handle  sich  bei  dem  Haager  Werk 
um  zusammenhängende  Friedensbestimmuugen :  Abgesehen  von  schweren 
Streitfällen,  die  die  Vermittlung  wünschenswert  machen,  gebe  es  recht- 
liche und  tatsächliche  Streitfragen ;  für  die  ersteren  werde  die  Schieds- 
sprechung,  für  die  anderen  die  Untersuchungskommission  bereit  gehalten ; 
die  Streichung  des  Titels  würde  also  eine  Lücke  in  einem  zusammen- 
hängenden Werk  bedeuten.  Ich  glaube  zwar  nicht,  dals  diese  Grenz- 
scheidung sich  in  praxi  stets  aufrecht  erhalten  läfst  Immerhin  dient 
sie  aber  zur  klaren  Charakterisierung  der  einzelnen  Arten  des  Verfahrens. 
Vgl.  dazu  auch  Meurer,  S.  142  und  Lammasch  oben  im  §  7  S.  147. 

^  Dies  betonte  im  Haag  namentUch  Rolin.  Er  meinte:  „L'arbitrage 
devait  normalement  faire  suite  k  TenquSte,  k  defaut  d*entente  immädiate^ ; 
die  Kommissionen  dürften  sich  nur  mit  Streitfragen  befassen  „en  vertu  d*un 
Arbitrage  eventuel  et  en  vue  de  la  conclusion  präalable  d'un  compromis.*^ 
Siehe  Meurer,  S.  1«J3, 142.  Odier  bemerkte  ebenfalls,  die  Kommissionen 
könnten  die  Einleitung  für  weitere  Akte  bilden,  wie  für  die  Schieds- 
sprechung.  Conference,  IV,  186.  Im  übrigen  darf  man  aber  zwischen 
den  beiden  Instituten  nicht  zu  viele  Parallelen  ziehen.  Dafs  dies  nament- 
lich mit  bezug  auf  das  Verfahren  bedenklich  sei,  wurde  in  den  Haager 
Verhandlungen  besonders  betont.  Vgl.  Meurer,  S.  152  f.,  M^rignhac, 
Conf.,  S.  286.  Über  das  Verhältnis  der  sogenannten  gemischten  Kom- 
missionen zu  den  Schiedsgerichten  im  engeren  Sinn  vgl.  namentlich 
Labaud,  „Die  völkerrechtlichen  Schiedsgerichte"  a.  a.  0.  und  oben 
S.  196.  Den  oben  erwähnten  Gedanken  Rolins  nimmt  namentlich 
Brusa,  a.  a.  0.  S.  893,  auf:  „On  auraitdü  adopter  la  proposition  faite 
par  M.  Rolin  . . .  d'instituer  Tarbitrage  com^§  suite  normale  et  n^c^ssaire 
k  Tenqu^te  en  cas  de  non-entente.  En  effet,  un  Systeme  dans  lequel 
l'enquete  n'est  point  suivie,  en  principe,  d'une  Solution  pacifique  paralt 
contredire  absolument  la  r^solution  de  soumettre  k  Tarbitrage  tout 
differend  qui  en  est  susceptible." 
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Nichtsdestoweniger  glaube  ich  aber,  dafs  man  das  neue 
Institut  der  Untersuchungskommissionen  in  der  Tat  be- 
grüfsen  mufs,  nicht  nur,  weil  es  zu  den  völkerrechtlichen 
Instituten  gehört,  die  eine  Klärung  des  Streitfalls  herbei- 
zuführen vermögen,  ohne  bei  denjenigen,  die  immer  um  die 
staatliche  Souveränität  besorgt  sind,  auch  nur  den  Schatten 
eines  Verdachts  aufkommen  zu  lassen,  dafs  man  in  ihr  freies 
Entschliefsungsrecht  eingreifen  wolle,  sondern  auch,  weil  dieses 
Institut  sich  ganz  spezielle  beschränkte  Aufgaben  stellt  und 
daher  vielleicht  häufig  in  Tätigkeit  wird  treten  können  in 
Fällen,  wo  man  der  Anwendung  der  anderen  Mittel  möglicher- 
weise Bedenken  entgegenbringen  würde.  Und  welches  völker- 
rechtliche Institut  in  concreto  in  Aktion  tritt,  ist,  wie  schon 
oben  hervorgehoben  wurde,  nebensächlich  gegenüber  der  Tat- 
sache, dafs  überhaupt  eines  derselben  zu  Rate  gezogen  wird. 
Je  mehr  Mittel  zur  Wahl  stehen,  um  so  gröfser  ist  die  Aus- 
sicht, dafs  eines  derselben  Konvenienz  bieten  werde.  Alles 
das  berechtigt  also  gewifs,  das  neue  Institut,  das  sich  ohne 
Mühe  in  den  Rahmen  des  Systems  einfügen  läfst  und  das 
der  Eigenart  des  Völkerrechts  in  trefflicher  Weise  angepafst 
ist,  von  vorneherein  zu  begrüfsen. 

Das  Institut  ist  im  übrigen  neu  und  ist  nicht  neu.  Beides 
wurde  schon  bei  den  Verhandlungen  im  Haag  betont.  Viel- 
fach hat  man  darauf  hingewiesen,  dafs  man  in  den  Unter- 
suchungskommissionen ein  völkerrechtliches  Novum  vor  sich 
habe,  im  Gegensatz  zu  den  älteren,  schon  bekannten  Formen  ^ 
von  denen  wir  im  bisherigen  gehandelt  haben.  Demgegenüber 
hat  aber  schon  v.  Martens  auf  der  Konferenz  hervorgehoben, 
die  Untersuchungskommissionen  seien  nichts  Neues  und  haben 
schon  den  Beweis  geliefert,  welche  Dienste  sie  zu  leisten  ver- 
mögen,  wenn  ein  Konflikt  ausbreche  zwischen  zwei  Staaten, 


^  So  spricht  M er ign ha c,  Conference,  S.  279,  von  einem  „noaveau 
rouage  pacifique  intermediaire  entre  la  media tion  et  l'arbitrage.^  Vgl. 
auch  de  Lapradelle,  S.  767. 
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die  in  gutem  Glauben  sind,  wie  z.  6.  eine  Grenzstreitigkeit  ^. 
Und  Des  camp  s  betonte  ebenfalls,  sie  seien  nicht  neu,  es 
handle  sich  nur  darum,  sie  fortzubilden^. 

M  eurer  weist  aber  anderseits  gewifs  mit  Recht  darauf 
hin,  dafs  die  Bestimmungen  des  Haager  Abkommens  über  die 
Untersuchungskommissionen  insofern  kein  Vorbild  haben,  als 
ihnen  jetzt  eine  ganz  neue  Aufgabe  gestellt  sei.  Die  früheren 
Untersuchungskommissionen  seien  technische  Kommissionen 
für  streitige  Grenzregulierungen  u.  dgl.  gewesen,  mit  be- 
schränktem Zweck  und  anderer  Organisation.  Die  jetzigen 
haben  eine  hochpolitische  Aufgabe,  indem  sie  insbesondere 
aufgeboten  werden  sollen,  wenn  sich  über  unkontrollierte 
Tatsachen  die  Völker  erregen  und  mit  einem  Schlage  Krieg 
in  Sicht  ist;  ihre  Einsetzung  beruhige  für  den  Augenblick, 
und  ihr  Bericht  wirke  klärend  für  die  weitere  Entschliefsung. 
Nach  dieser  Aufgabenänderung  seien  die  Untersuchungs- 
kommissionen in  der  Tat  ein  Novum,  und  zwar  ein  Novum 
von  unschätzbarem  Wert.  In  dieser  völlig  neuen  Aufgaben- 
stellung stecke  ihre  hauptsächlichste  Bedeutung:  ^Wir  haben 
hier  vielleicht  die  wirksamste  Bestimmung  im  ganzen  Ab- 
kommen :  Ein  denkendes  selbständiges  Volk  wünscht  weniger 
von  fremden  Richtern  ein  fertiges  Urteil  zu  empfangen,  als 
durch  zuverlässige  Untersuchungen  aufgeklärt®  zu  werden, 
um   sich  selbst  ein  Urteil  bilden  zu  können.     Selbsteigene 

«  Vgl.  Conference,  IV,  137,  M eurer,  S.  131,  M^rignhac,  Conf., 
S.  282.  Auch  Beldiman  bemerkte  in  der  Kommissionssitzung,  dais 
Untersuchungskommissionen  schon  oft  von  Nachbarstaaten  für  die  Fest- 
stellung von  Grenzverhältnissen  mit  gutem  Erfolg  eingesetzt  worden  seien. 
Vgl.  Conference,  IV,  42,  Meurer,  S.  138. 

■^  Conference,  IV,  54.  „L'honorable  d^legue  de  Roumanie  a  dit 
que  ces  Commissions  constituent  une  innovation.  II  faut  s'entendre.  Les 
Commissions  mixtes  existent  et  fonctionnent  depuis  longtemps.  On 
cherche  ä  les  am^liorer  (par  Intervention  d'un  elöment  neutre).  Toutefois 
les  anciennes  Commissions  mixtes  et  Tinstitution  constituent  des  organes 
de  mSme  esp^ce." 

^  Die  Untersuchungskommissioneu  entscheiden  weder,  noch  ver- 
mitteln sie,  sie  klären  einfach  Tatfragen  auf.    Vgl.  Meurer,  S.  149. 
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StreitbeileguDg  auf  Grund  fremder  Tatsachenfeststellung,  das 
ist  in  der  Tat  das  Ei  des  Kolumbus/* 

Ich  gehe  nun  in  diesem  letzteren  Punkt  nicht  so  weit, 
wie  Meurer,  der  meines  Erachtens  hier  die  Kommissionen 
auf  Kosten  des  Schiedsgerichts  etwas  zu  sehr  herausstreicht 
und  etwas  ideale  Auffassungen  voraussetzt.  Aber  ich  glaube 
ebenfalls,  dafs  wir  in  den  auf  der  Haager  Konferenz  ge- 
schaffenen Bestimmungen  über  die  Untersuchungskommissionen 
immerhin  ein  völkerrechtliches  Novum  erblicken  dürfen,  und 
bezweifle  nicht,  dafs  das  Institut  in  seiner  neuen  Fassung 
erheblich  gröfsere  Dienste  zu  leisten  vermag,  als  früher,  und 
dafs  es  voraussichtlich  auch  einem  gelegentlichen  speziellen 
Bedürfnis  besser  entsprechen  wird,  als  die  bisherigen  Formen  ^^. 

Die  Fortbildung,  die  das  Institut  im  Haag  erfahren  hat, 
bedeutet  daher  sicherlich  auch  einen  Fortschritt  des  Völker- 
rechts. Meurer  erblickt  diese  Fortbildung  namentlich  darin, 
dafs  die  Kommissionen  von  der  Konferenz  für  nützlich  erklärt 
worden  sind,  dafs  also  jetzt  eine  sittliche  Pflicht  zu  ihrer  Be- 
stellung besteht,  wodurch  eingeleitet  ist,  dafs  die  Kommissionen 
zur  Gewohnheit  der  Staatenpraxis  werden  sollen,  und  femer 
in  dem  institutsmäfsigen  Ausbau,  den  sie  auf  der  Konferenz 
gefunden  haben:  „Was  bis  jetzt  nur  gelegentlich  und  zufällig 
vorkam,  ist  nunmehr  als  feste  Einrichtung  vorgesehen  und 
geregelt.  Die  Untersuchungskommissionen  können  danach 
leichter  in  Tätigkeit  gesetzt  werden  und  sicherer  arbeiten.*" 

Dem  kann  man  gewiss  beipflichten.  Um  so  mehr  mufs 
man  es  aber  bedauern,  dafs  den  im  Haag  in  Vorschlag  ge- 
brachten weitergehenden  Fortschritten  auch  in  dieser  Materie 
wieder  Bedenken  im  Wege  gestanden  haben. 

»  Meurer,  S.  162  f. 

'^  Auch  Merignhac,  Conf.  S.  285,  ist  der  Meinung,  dafs  die 
Kommissionen  sich  darstellen  als  „pouvant  rendre  de  bons  Services, 
pourvu  qu'on  y  ait  recours  de  bonne  foi,  loyalement,  ä  propos  des 
questions  de  pur  fait,  notamment  des  actes  de  violence  commis  contra 
des  ressortissants  d'un  Etat.^ 
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Befassen  wir  uns  etwas  mit  dem  damals  vereitelten 
Postulat  der  obligatorischen  Untersuchungskommissionen  und 
mit  den  Bedenken,  die  der  Realisierung  dieses  Postulats 
entgegen  gestanden  haben. 

"Während  beim  Vermittlungsverfahren  eine  Fortbildung 
bis  zu  der  obligatorischen  Form  des  Anerbietens  überhaupt 
gar  nicht  direkt  beantragt  wurde,  während  beim  Schieds- 
gericht der  entsprechende  Antrag  von  vorneherein  nur  auf 
ein  genau  begrenztes  und  umschriebenes  Obligatorium  ging, 
hatte  der  russische  Entwurf^^  obligatorische  Untersuchungs- 
kommissionen unter  Vorbehalt  der  üblichen  Reserven  ohne 
weiteres  vorgesehen.  So  gelangte  die  Frage  des  Obligatoriums, 
im  Gegensatz  zur  Vermittlung,  bei  den  Untersuchungs- 
kommissionen wenigstens  zur  Diskussion  ^^,  und  zwar  unter 
Verhältnissen,  die  deutlich  bewiesen,  dafs  die  überwiegende 
Mehrheit  der  Staaten  wenigstens  in  diesem  Obligatorium 
nichts  Bedenkliches  gesehen  hätte,  eine  Ansicht,  die  im 
übrigen  auch  von  solchen  Völkerrechtstheoretikern  geteilt 
wird,  die  sonst  keineswegs  einer  Ausgestaltung  des  völker- 
rechtlichen Verfahrens  nach  der  Richtung  des  Obligatoriums 
das  Wort  reden. 

Im  Ausschufs  wurde  die  Frage  des  Obligatoriums  bereits 
eingehend   erörtert".     Während  einige  Bevollmächtigte  die 


^^  Siehe  diesen  Entwurf  im  Anhang. 

^'  Von  dem  obligatorischen  Anrufen  der  Vermittlung  sehe  ich 
hier  ab.  Vgl.  hierzu  deLapradelle,  S.  768:  „Tandis  qu'en  mati^re 
de  mediation  aucune  Obligation  v^ritable  ne  contraignait  les  puissances 
signataires,  le  projet  russe  faisait,  de  la  nomination  de  ces  Commissions, 
une  Obligation  absolue,  non  pas,  comme  en  mati^re  de  mediation  ,Bi  les 
circonstances  le  permettentS  mais  dans  tous  les  cas  ,oü  ni  Thonneur  ni 
les  intör^ts  vitaux  ne  seraient  engagös*.  Le  caractere  obligatoire,  sans 
lequel  les  projets  pacifiques  restent  dans  les  limbes,  manquait  ä  la 
mediation;  mais  il  appartenait,  dans  le  projet  russe,  aux  Commissions 
internationales  d'enquSte." 

*>  Die  Einzelheiten  über  diese  höchst  charakteristischen  Verhand- 
lungen schildert  Meurer,  S.  130 f.  Vgl.  femer  Merignhac,  Con- 
ference, S.  279  und  Conference,  I,  107;  IV,  134. 
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fakultative  Form  befürworteten  und  sich  auf  eine  blofse 
Empfehlung  der  Kommissionen  beschränken  wollten,  trat  der 
russische  Bevollmächtigte  v.  Martens**  für  das  obligatorische 
Prinzip  ein,  das  mit  dem  abschwächenden  Zusatz:  „si  le& 
circonstances  le  permettent"  im  Ausschufs  denn  auch  zur  An- 
nahme gelangte.  Damit  lag  die  Sache  also  jetzt  genau  so^ 
wie  beim  Anrufen  der  Vermittlung:  man  hatte  ein  Obli- 
gatorium, das  infolge  der  Diplomatenklausel  aber  doch  nicht 
den  Charakter  einer  eigentlichen  Rechtspflicht  beanspruchen 
konnte,  und  also  jedenfalls  sehr  harmlos  war. 

Aber  auch  gegen  diese  harmlose  Form  wurden  in  den 
späteren  Spezialsitzungen  Bedenken  laut;  da  das  Pflicht- 
prinzip ernsthaftem  Widerspruch  begegnen  würde,  solle  man 
lieber  auf  die  Rechtspflicht  ganz  verzichten,  v.  Martens 
betonte  demgegenüber  mit  Recht,  er  sehe  keinen  Grund  zur 
Opferung  dieser  Rechtspflicht,  da  er  bis  jetzt  nur  Ausdrücke 
der  Furcht  vernommen  habe,  sonst  nichts.  Vielleicht  liege 
nur  ein  Mifsverständnis  vor,  denn  man  sollte  meinen,  dafs 
der  Zusatz   „si  les  circonstances  le  permettent''   genügende 


^^  V.  Härtens  führte  unter  anderem  aus,  bei  Streitigkeiten  erhitze 
sich  die  öffentliche  Meinung  manchmal  um  so  mehr,  je  unerwarteter  ein 
Zwischenfall  komme,  und  je  weniger  sie  unterrichtet  sei,  da  sie  den 
Ursprung  und  die  wahren  Triebfedern  des  Streits  nicht  kenne.  Sie 
unterliege  den  Eindrücken  des  Augenblicks :  „C'est  pourquoi  nous  avons 
voulu  prevoir  T^ventualitö  d'une  commission  ayant  pour  objet,  premiäre- 
ment  et  avant  tout,  de  rechercher  et  de  faire  connaltre  la  veritc  quant 
aux  causes  de  Tincident  et  quant  ä  la  matcrialite  des  faits.  Tel  est 
le  röle  principal  de  la  commission;  eile  est  nommee  pour  faire  un 
rapport  et  non  pour  prendre  des  decisions  qui  puissent  lier  les  parties. 
Mais  tandis  qu'elle  travaille  ä.  ^tablir  son  rapport,  on  gagne  du  temps 
et  c'est  lä  le  second  objet  que  nous  avons  en  vue.  Les  esprits  se  calment 
et  le  conflit  cesse  d'exister  k  l'etat  aigu.**  Dieses  Ergebnis  könne  ab-er 
nur  erzielt  werden,  wenn  die  beteiligten  Regierungen  über  die  Pflicht, 
solche  Kommissionen  zu  ernennen,  einig  seien.  Wenn  man  sich  auf 
einen  platonischen  Wunsch,  auf  eine  blofse  Empfehlung  be- 
schränke, dann  habe  man  nur  eine  Erklärung  mehr  erlassen.  Die 
Bestellung  der  Kommission  müsse  also  obligatorisch  sein.  YgL 
Conference,  IV,  137,  Meurer,  S.  1551,   Merignhac,  Conf.,  S.  282. 
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Garantie  biete.  Der  französische  Vertreter  d'Estournelles 
de  Gonstant  bestätigte,  dafs  die  Vertreter,  die  für  ihre 
Länder  die  Untersuchungen  nicht  wollen,  keine  Gründe,  sondern 
nur  Befürchtungen  geltend  machen  ^^.  Zorn  hob  , hervor, 
dafs  die  Umstandsklausel  das  obligatorische  Prinzip  tat- 
sächlich bereits  wieder  aufhebe;  seien  aber  trotzdem  pein- 
liche Erörterungen  zu  erwarten,  so  schliefse  er  sich  dem 
Antrage  Lammasch  an,  dafs  man  den  Kommissionen  auch 
formell  Fakultativcharakter  beilege  *®.  Der  Ausschufs  beschlofs 
entsprechend,  dem  von  Lammasch  gestellten  Antrage  in 
der  Kommission  nötigenfalls  beizustimmen. 

In  den  Kommissionsberatungen  stellte  sich  nun  in  der 
Tat  heraus,  dafs  die  Balkanstaaten  am  liebsten  die  Be- 
seitigung der  Kommissionen  überhaupt,  des  formellen  obliga- 
torischen Prinzips  aber  unter  allen  Umständen  zu  erlangen 
trachteten,  trotzdem  dasselbe  bereits,  wie  M eurer  richtig 
bemerkt,  bis  zur  Vernichtung  abgeschwächt  war.    Sie  wollten 


^'  d'Estournelles  bemerkte  weiter,  diese  Befürchtungen  seien 
moralischer  und  materieller  Art.  Die  Kommissionen  würden  Fehler  der 
Verwaltung  aufdecken,  man  fürchte  daher  Demütigungen.  Weiter  habe 
man  Angst,  dals  infolge  dieser  Enthüllungen  durch  die  öffentliche  Meinung 
ein  Einfluß  geltend  gemacht  werde.  Zwischen  den  Staaten,  die  mehr 
oder  weniger  schlecht  verwaltet  werden,  mache  sich  nämlich  eine  Art 
natürlichen  Bündnisses  geltend.  Das  sei  immer  der  Kampf  zwischen 
Nacht  und  Licht.  Deshalb  werde  man  nur  sehr  schwer  den  Widerstand 
besiegen.  Vgl.  Conference,  IV,  185,  M eurer,  S.  134.  Das  war  alles 
andere,  nur  kein  Kompliment  an  diejenigen,  die  sich  zu  Vertretern  dieser 
Bedenken  gemacht  hatten. 

^^  Zorn  meinte  im  weiteren  ebenfalls,  dafs  die  Kommissionen 
möglicherweise  für  geordnete  und  ungeordnete  Staatswesen,  für  groCse 
und  kleine  Mächte  eine  ganz  verschiedene  Bedeutung  haben,  und  für 
die  letzteren  eine  Gefahr  werden  könnten.  Vgl.  „Deutsche  Rund- 
schau", a.  a.  0.  S.  108.  Conference,  IV,  186,  Meurer,  S.  135.  Der 
schweizerische  Vertreter  Odier  gab  übrigens  der  Befürchtung  Aus- 
druck, da&  die  Kommissionen  unter  Umständen  einen  Vorwand  abgeben 
könnten,  um  zur  Schiedssprechung  zu  zwingen;  dieser  Akt  könne  unter 
Umständen  nur  die  Einleitung  zu  einer  ganzen  Reihe  von  Akten  bilden, 
die  die  Vertragsmächte  mehr  oder  weniger  binden  würden.  Vgl.  Meurer, 
S.  133,  134.    Conference,  IV,  186. 
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eine  Garantie  gegen  alle  Interventionsgefahr  haben,  ihr  Wider- 
stand war  also  in  der  Tat  durch  die  Furcht  vor  Einmischung 
unbeteiligter  Staaten  in  die  Balkanverhältnisse  veranlafst. 
Sie  legten  ein  „intensives  Mifstrauen  gegen  fremde  Über- 
raschungen und  Eingriffe  in  ihr  Staatsleben""  an  den  Tag. 
Rumänien,  Serbien  und  Griechenland  hatten  sich  zu  gemein- 
samer Stellungnahme  gegen  die  Untersuchungskommissionen 
geeinigt  ^'. 


^"^  Aus  der  Hede  Beldimans,  des  rumänischen  Vertreters,  sei 
hier  folgendes  hervorgehohen.  Der  Redner  ist  sich  bewulst,  da&  er  sich 
gegen  die  allgemeine  Ansicht  richtet,  die  sich  unter  dem  Einflufs  von 
Autoritäten  auf  dem  Gebiet  des  Völkerrechts  gebildet  hat.  Er  sieht 
voraus  I  dafe  er  fast  alle  Vertreter  der  Völkerrechtswissenschaft  gegen 
sich  haben  wird.  Aber  wenn  es  sich  darum  handelt,  internationale  Ab- 
machungen zu  treffen,  die  die  wechselseitigen  Beziehungen  der  Staaten 
unmittelbar  berühren,  kann  die  Völkerrechtswissenschaft  allein  die  letzte 
Instanz  nicht  bilden,  sie  mufs  auch  mit  den  berechtigten  Interessen  der 
gegenwärtigen  Staatspolitik  im  Einklang  stehen.  Die  Balkanregierungen 
sind  nun  der  Ansicht,  dafs  der  Entwurf  viel  gewinnen  würde,  wenn  er 
den  Titel  III  über  die  Untersuchungskommissionen  nicht  enthalten  würde. 
Rumänien  kann  diese  Kommissionen  mit  obligatorischem  Charakter  nicht 
annehmen.  Es  ist  zwar  der  Ziffer  8  des  russischen  Programms  beigetreten, 
aber  dieses  Programm  enthält  nichts  über  obligatorische  Untersuchungs- 
kommissionen.  Kommissionen  sind  zwar  schon  oft  mit  gutem  Erfolg  ein- 
gesetzt worden.  Aber  jetzt  will  man  eine  solche  bisher  freiwillige  Ein- 
richtung obligatorisch  machen.  Der  Zwang  kann  unmöglich  die  Lösung  von 
Schwierigkeiten  erleichtem,  wird  vielmehr  neue  politische  Verwirrungen 
bringen.  Die  Bildung  der  Kommissionen  ist  dann  leider  nicht  mehr 
ausschlierslich  Sache  der  beteiligten  Staaten,  sondern  es  ist  jetzt  für  die 
Einmischung  dritter  Mächte  Tür  und  Tor  geö£fnet.  Weder  die  Ehren-  noch 
die  Umstandsklausel  gibt  dagegen  ausreichenden  Schutz.  Die  Bestellung 
von  Kommissionen  widerspricht  vielleicht  nicht  der  Ehre  und  den  Lebens- 
interessen, wohl  aber  den  politischen  Interessen.  Theoretisch  geht  die 
Sache  vielleicht,  aber  vom  Standpunkt  praktischer  Politik  mufs  Rumänien 
widersprechen.  In  demselben  Sinne  äufserte  sich  der  Vertreter  Serbiens, 
Veljkovitch:  Mit  der  Forderung  der  Streichung  des  Titels  III  wollen 
wir  nicht  schlechthin  den  Kommissionen  den  Krieg  erklären.  Frei  ver- 
einbarte Kommissionen  können  unter  besonderen  Verhältnissen  groise 
Dienste  leisten,  aber  man  mu(s  sich  davor  hüten,  das  Verfahren  zu  ver- 
allgemeinern. Die  Ehrenklausel  ist  in  der  Theorie  vorzüglich,  und  wohl 
auch  in  der  Praxis,  wenn  es  sich  um  die  Beziehungen  der  Gro&mächte 
untereinander  handelt.  Aber  anders  ist  es,  wenn  Kleinstaaten  im  Spiele 
sind.    Die  Klausel  führt  also  zu  einer  Ungleichheit  der  Behandlung  von 
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Der  Vertreter  Bulgariens  betonte  gegenüber  den  Be- 
denken der  anderen  Balkanvertreter,  die  geplante  Neuerung 
lasse  den  Staaten  jeden  nur  wünschenswerten  Schutz  der  Un- 
abhängigkeit. Die  Staaten  haben  nach  dem  Wortlaut  der 
Bestimmungen  jede  Würdigungs-  und  Handlungsfreiheit,  und 
es  sei  dafür  gesorgt,  dafs  der  Streit  unter  den  Parteien  bleibe 
und  dafs  keine  Intervention  erfolge.  Zwischen  den  bisherigen 
und  den  geplanten  Kommissionen  bestehe  derselbe  Unterschied, 
wie  zwischen  Gewohnheit  und  Gesetz.  Es  sei  zu  begrüfsen, 
wenn  das  letztere  jetzt  der  ersteren  die  nötige  Bestimmtheit 
gebe. 

Zur  Verteidigung  der  Kommissionen  führte  sodann  D  e  s  - 
camps  aus,  niemand  im  Ausschufs  habe  die  gute  Wirkung 
derselben  in  Frage  gestellt.  Was  den  Charakter  derselben 
anlange,  so  seien  sie  lediglich  für  tatsächliche  Streitfragen 
bestimmt  und  haben  sich  unbedingt  auf  die  Feststellung  von 
Tatsachen  zu  beschränken.  Was  man  weiter  von  ihnen  be- 
fürchte, finde  im  Entwurf  keine  Begründung.  Auch  der 
Entwurf  und  der  Ausschufs  streben  an,  dafs  die  Kommissionen 
nicht  die  Interventionspolitik  erneuern  sollen.  Man  möge  im 
übrigen  doch  etwas  Besseres  in  Vorschlag  bringen,  das  einen 
besseren  Schutz  für  die  Kleinstaaten  bedeute. 

Auch  V.  Martens  stellte  auf  das  Entschiedenste  in  Ab- 
rede ^^,  dafs  die  Kommissionen  Politik  zu   machen  bestimmt 


Groismächten  und  Kleinstaaten.  Dasselbe  gilt  von  der  Umstandsklausel. 
Wenn  es  ein  Gro&staat  als  den  Umständen  entsprechend  erachtet,  wird 
er  die  Bestellung  von  Kommissionen  aufnötigen;  das  Umgekehrte  aber 
ist  ausgeschlossen.  Die  Kommissionen  werden  nur  auf  den  Willen  der 
Mächtigeren  ins  Leben  treten,  sind  also  kein  unparteiisches  Mittel, 
sondern  ein  Zeichen  der  Minderwertigkeit  und  Abhängigkeit.  Eine  Ein- 
richtung, die  die  Starken  noch  stärker  macht  auf  Kosten  der  Schwachen, 
widerspricht  dem  Völkerrecht,  sowie  jeder  Gerechtigkeits-  und  Billig- 
keitsidee. Ließe  sich  eine  Vorkehrung  treffen,  dafs  die  Verpflichtung, 
Kommissionen  anzurufen,  im  Ernste  für  alle  Vertragschließenden  gleich 
wirken  müßte,  so  könnte  man  sich  verständigen.  So  aber  sei  die  ge- 
plante Einrichtung  für  das  Völkerrecht  noch  nicht  reif  genug. 
"  Conference,  IV,  57,  Meurer,  S.  142. 
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seien.  Das  gelte  in  gleicher  Weise  für  die  Grofsmftchte,  wie 
für  die  Kleinstaaten,  für  den  Orient,  wie  für  den  Okzident. 
Die  Politik  habe  auf  dem  Arbeitsprogramm  der  Konferenz 
überhaupt  keine  Stelle  gefunden.  Die  Untersuchungs- 
kommissionen haben  denselben  Zweck,  wie  die  Vermittlung 
und  die  Schiedssprechung ,  nämlich  die  friedliche  Beilegung 
von  Streitigkeiten.  Die  Untersuch ungskommissioneo  streben 
dies  an  durch  eine  unparteiische  Prüfung  der  Umstände  und 
Tatsachen.  Sie  können  dem  Weltfrieden  gute  Dienste  leisten. 
Sie  dienen  auch  zur  Beruhigung  bei  Streitausbrüchen.  Das 
letzte  Mifsverständnis  müsse  doch  verschwinden,  wenn  man 
sich  vergegenwärtige,  dafs  es  den  Streitteilen  in  W^irklichkeit 
freistehe,  Untersuchungskommissionen  zu  bilden  oder  nicht. 
Im  Verlauf  der  Verhandlungen  sei  schon  manches  Mifstrauen 
verschwunden.  Der  Wunsch  gehe  dahin,  den  Regierungen 
ein  Werk  vorlegen  zu  können,  das  jede  Frage  der  Souveränität 
und  der  Politik  förmlich  ausschliefse.  Man  müsse  sich  zu 
einem  höheren  Standpunkte  aufschwingen,  sich  gegenseitig 
verstehen  und  achten  lernen.  Die  Vorurteile  müssen  fallen, 
dann  werde  in  allen  Fragen  ein  Geist  des  Einverständnisses 
und  des  Vertrauens  herrschen. 

Der  Präsident  Bourgeois^'  schlofs  die  erste  Lesung  mit 
dem  Hinweis,  dafs,  wenn  die  Ausschufsmitglieder  geglaubt 
hätten,  dafs  die  angenommenen  Bestimmungen  irgendetwas 
enthalten,  was  der  Souveränität  oder  der  Unabhängigkeit  einer 
Klein-  oder  Grofsmacht  widerspreche,  gewils  kein  Mitglied 
dafür  gestimmt  hätte. 

Nachdem  der  Ausschufs  sich  darauf  in  einer  weiteren 
Sitzung  entschlossen  hatte,  den  formell  -  obligatorischen 
Charakter  preiszugeben,  um  den  Fakultativcharakter  der 
Institution  aufser  allen  Zweifel  zu  stellen  und  entsprechend 
nunmehr    die    einschränkenden   Klauseln   als   gegenstandslos 


'»  Conference  IV,  60;  Meurer,  S.  143. 
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fallen  zu  lassen  ^^,  gelangte  das  Thema  zur  zweiten  Lesung 
in  der  Kommission.  Hier  beantragte  der  Vertreter  Rumäniens 
aber  trotz  der  vorhergegangenen  Streichung  des  Obligatoriums 
auch  noch  die  Wiederherstellung  sowohl  der  Ehren-  wie  der 
UmstandsklauseP^ ,  was  dann  schliefslich  lediglich  um  der 
Einigkeit  willen  auch  noch  angenommen  wurde.  So  entstand 
also  nach  vielen  Kämpfen  die  jetzige  Fassung  des  Artikel  9**. 


««  Vgl.  dazu  Meurer,  S.  144;  M^rignbac,  Conf.,  S.  283:  „M.  Bour- 
geois fit  alors  obseryer  qu'une  fois  ce  caractere  reconnu,  il  ^tait  inutile 
de  faire  des  r^serves  au  siyet  des  circonstances  du  fait  et  des  cas  tou- 
chant  ä  Phonneur  ou  aux  inter^ts  vitaux  des  Etats." 

^^  Bei  diesem  Antrage  hatte  Rumänien  auch  Serbien  und  Griechen- 
land gegen  sich,  die  mit  der  Fassung  des  Ausschusses  einverstanden 
gewesen  wären.  Der  serbische  Vertreter  meinte,  der  Fakultativcharakter 
sei  in  der  Ausschufsfassung  genügend  gewahrt  und  durch  Zusätze  werde 
derselbe  nur  abgeschwächt.  Durch  die  Klauseln  würden  lediglich  Er- 
örterungen und  Unzuträglichkeiten  provoziert,  die  der  Text  des  Aus- 
schusses ausschlie&e.    Vgl.  Meurer,  S.  147. 

^'  Bemerkenswert  erscheint  hier  noch  die  Rede,  die  der  serbische 
Vertreter  Veljkovitch  am  Schluß  der  Kommissionssitzung  hielt.  Er 
betonte,  er  hätte  jeder  Friedenseinrichtung  zugestimmt,  dabei  aber  auch 
verlangt,  dals  die  eingegangenen  Verpflichtungen  für  alle  Vertrag- 
schliefsenden  gleich  seien.  Deshalb  hätte  er  auch  obligatorische  Friedens- 
vorkehrungen angenommen,  wenn  hier  die  andern  Staaten  mitgemacht 
hätten.  Nur  hätte  er  keine  Bestimmung  gewollt,  die  für  Bestand  und  Würde 
seines  Staates  gefährlich  werden  könnte.  Diese  Gefahr  sei  durch  gewisse 
Bestimmungen  nahe  gerückt  gewesen,  und  da  sei  er  mit  aller  Energie  für 
die  Verteidigung  der  Souveränität  und  Unabhängigkeit  eingetreten.  Aber 
nach  den  Erklärungen,  die  der  Vorsitzende  bei  den  Verhandlungen  über 
Art.  27  abgegeben  habe,  seien  seine  Bedenken  beseitigt.  Diese  Er- 
klärung habe  etwa  gelautet:  Es  lag  niemals  in  der  Absicht  der 
Kommission,  die  Souveränität  und  Unabhängigkeit  der 
Staaten  irgendwie  zu  schmälern.  Die  Kommission  hat  in 
keiner  Weise  an  dem  erhabenen  staatlichen  Gleichheits- 
prinzip gerüttelt,  und  der  allgemeine  Geist  des  Abkom- 
mens geht  mehr  darauf,  die  Stellung  der  friedlichen 
Kleinstaaten  zu  stärken,  als  sie  unter  den  Händen  der 
Orofsen  und  Starken  erdrücken  zu  lassen.  Dieser  Auslegung 
des  allgemeinen  Geistes  des  Abkommens  sei  durch  den  einmütigen  Bei- 
fall ein  authentischer  Charakter  verliehen  worden.  Diese  Erklärung 
werde  hinfort  als  die  Seele  des  Abkommens  gelten.  Sie  bezeichne  den 
Geist,  nach  welchem  im  Zweifelsfall  die  Auslegung  zu  erfolgen  habe. 
In  dieser  Voraussetzung  stamme  er  dem  Werk  der  Kommission  zu.   Wir 
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M eurer,  dessen  Darstellung  der  Verhandlungen  ich  hier 
zum  Teil  gefolgt  bin,  und  der  doch  gewifs  ein  sehr  mafs- 
voller  Beurteiler  ist,  sagt  in  seiner  Würdigung  der  Unter- 
suchungskominissionen  mit  Recht  folgendes: 

„Hier,  wo  lediglich  eine  getreue  Tatsachenfest- 
stellang  angestrebt  wird,  die  man  doch  wohl  nur  bei  bösem 
Gewissen  zu  beftlrchten  hat,  wäre  an  und  fttr  sich  auch  gegen 
das  von  Rufsland  vorgeschlagene  obligatorische  Prinzip 
nichts  einzuwenden.  Aber  nach  dem  Mifs trauen  der 
Mittel-,  insbesondere  der  Balkanstaaten,  war  das  nicht  durchzu- 
führen. Es  ist  auch  vielleicht  besser  so.  Auf  der  freiheitlichen 
Grundlage,  die  das  Abkommen  geschaffen  hat,  möge  die  Ein- 
richtung nur  fleifsig  benutzt  werden.  Es  wird  vielleicht  die 
Zeit  kommen,  wo  die  Kleinstaaten  selbst  das  ob- 
ligatorische Prinzip  beantragen.  Ich  halte  das  von  den 
letzteren,  insbesondere  das  von  den  Balkanstaaten  bekundete  Mifs- 
trauen  für  unbegründet.  Die  Furcht  ist  ein  schlechter 
Führer.  Nur  Furcht  hatte  diese  Staaten  geleitet,  die  Furcht 
vor  der  Interventionspolitik  der  Grofsmächte  .  .  . 
Rufsland  hatte  in  seinem  Entwurf  in  der  Ehren-  und  Interessen- 
klausel  schon  ein  Ventil  angebracht  und  von  Grofsstaaten 
selbst  war  ja  die  Aufhebung  des  obligatorischen  Prinzips  ausge- 
gangen. Hatten  sich  dieselben  doch  sofort  mit  der  Anerkennung 
der  Nützlichkeit  und  mit  der  Empfehlung  zufrieden  gegeben. 
Schon  nach  der  ersten  Lesung  des  Ausschusses  lag  die  Sache  hier 
so,  wie  schliefslich  im  Abkommen  die  Anrufung  der  Vermittlung  ge- 
regelt worden  ist.  Noch  bevor  das  formale  Pflichtprinzip  (convien- 
nent)  beseitigt  war,  hatte  man  allseitig  anerkannt,  dafs  durch 
die  Umstandsklausel  gegen  das  obligatorische  Prin- 
zipDeckung  gegeben  worden  sei  und  gegeben  werden 
wolle  .  .  .  Es  hat  sich  hier  überall  in  Wahrheit  nur  darum  ge- 
handelt, die  nachdrücklichste  Form  der  Empfehlung 
zu  finden.  Auch  aus  der  Art,  wie  die  Untersuchungskommissionen 
gebildet  werden,  befürchtete  man  Interventionspolitik. 
Und  warum?  Weil  auch  Vertreter  dritter  Mächte  in  die  Unter- 
suchungskommissionen gelangen  könnten.  Aber  hier  sind  die  Parteien 


sehen  darin  den  freilich  bescheidenen,  aber  unverfälschten  Ausdruck  des 
allgemeinen  Wunsches  nach  Aufrechterhaltung  des  Friedens.  Der  Präsi- 
dent Bourgeois  erwiderte,  seine  Worte  seien  der  Ausdruck  der  ein- 
mütigen Empfindung  gewesen,  die  alle  bei  dem  Werk  geleitet  habe,  und 
wenn  jemals  in  Zukunft  ein  Zweifel  über  diese  Absichten  entstehen 
sollte,  so  werde  diese  Auslegung  für  alle  Beteiligten  ebenso  zwingend 
sein,  wie  sie  sich  allen  Kommissionsmitgliedern  aufgedrängt  habe.  Vgl. 
Meurer,  S.  148;  Conference  IV,  90 f. 
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ja  vollständig  frei ;  and  wenn  sie  sich  nicht  einigen  können,  ordnet 
jeder  Staat  seine  Yertrauensmänner  ab;  das  werden  dann  ja  wohl 
Staatsangehörige  sein!  Auch  für  die  unparteiische  Wahl  des  Ob- 
manns ist  gesorgt.  Nicht  anders  wird  übrigens  auch  das  Schieds- 
gericht bestellt;  und  dessen  Urteil  ist  man  nach  Treu  und 
Glauben  unterworfen,  während  die  Tätigkeit  der  Untersuchungs- 
kommission den  streitenden  Mächten  volle  Freiheit  läfst^^. 
Sieht  man  die  drohenden  Wolken  der  Interventions- 
politik aber  immer  noch  am  politischen  Himmel ,  so  einige 
man  sich  doch  im  Untersuchungsabkommen  dahin,  dafs  überhaupt 
keine  politischenPersönlichkeiten  in  die  Kommission 
eintreten  dürfen.  Die  Untersuchungskommissionen  selbst 
haben  mit  der  Politik  gar  nichts  zu  tun.  Sie  sollen 
insbesondere  auch  in  keinerWeise  der  Inte  rventions- 
politikdienen  oder  die  Souveränität  schmälern.  Das 
wurde  von  allen  Seiten  übereinstimmend  erklärt  und  insbesondere 
von  dem  Präsidenten  Bourgeois  feierlich  als  Auffassung 
der  Konferenz  festgelegt." 

„Um  die  Furcht  vor  der  Interventionspolitik  zu  bannen, 
griff  man  wieder  auf  die  mittlerweile  bereits  abgetanen 
Klauseln  zurück.  Diese  Verklausulierungen  gehen  ins 
Mafslose  und  stellen  die  ganze  bisherige  Vertrags- 
praxis   in    Schatten  ^^  .  .  .  Diese   Klauseln    waren    als    ein 


'^  Der  Bericht  der  Untersuchungskommissionen  beschränkt  sich 
lediglich  auf  die  Feststellung  von  Tatsachen,  ohne  irgendwelche  Schluls- 
folgerungen.  Diese  Feststellung  ist  nicht  rechtlich  verbindlich,  sie  hat 
nicht  die  Bedeutung  eines  Schiedsspruches;  die  streitenden  Mächte 
haben  volle  Freiheit  in  Ansehung  der  Folge,  die  dieser  Feststellung  zu 
geben  ist.  Vgl.  Art.  14  der  Konvention,  sowie  Meurer,  S.  155  f.  Auf 
Grund  der  Feststellung  können  die  Parteien  den  Streit  jetzt  gütlich  bei- 
legen oder  ein  Schiedsgericht  vereinbaren.  Sie  sind  rechtlich  frei.  Mit 
Recht  bemerkt  aber  Meurer:  „Das  Abkommen  hat  die  Wirkung  nar 
nicht  ins  Rechtliche  hinein  ausgebaut;  sie  ist  frei,  wie  der  Geist.  Wenn 
aber  auch  die  Wirkung  nicht  die  juristische  Etikette  erhalten  hat,  im 
Leben  wird,  sie  schon  verspürt  werden.  Und  das  ist  die  Hauptsache.^ 
Die  Fassung,  die  der  Ausschuls  dem  Art.  14  geben  wollte,  wäre  übrigens 
der  jetzigen  Fassung  gegenüber  vorzuziehen  gewesen.  Danach  hätte  es 
geheimen,  der  Bericht  lasse  volle  Freiheit,  entweder  eine  gütliche  Eini- 
gung zu  treffen,  oder  die  Vermittlung  und  das  Schiedsgericht  anzurufen. 
Vgl.  auch  de  Lapradelle,  S.  773. 

**  De  Lapradelle,  S.  770  bemerkt  über  die  Gründe,  weshalb 
man  die  Umstandsk lausei  hier  nicht  als  genügende  Abschwächung  des 
Obligatoriums  habe  gelten  lassen  wollen:  „Mais  cette  r^serve,  k  peine 
accept^e  lorsqu'il  s'agissait  de  la  m^diation,  n'est  plus  meme  jug^e 
süffisante  pour  des  raisons  facile  ä  degager:  d'abord  parce  que  les 
Commissions  internationales  d'enquete,  institution  nouvelle,  avaient  plus 
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Schatzwerk  gegen  das  obligatorische  Prinzip  gedacht.  Als 
dann  aber  auch  formell  das  Fakultativ-  oder  Nützlichkeitsprinzip 
an  dessen  Stelle  trat,  konnte  man  in  der  Tat  alle  Klanseln  wieder 
fallen  lassen,  was  auch  zunächst  geschah.  Man  ging  davon 
aus,  dafs  sie  jetzt  keinen  Sinn  mehr  hätten.  Aber  Rumänien 
setzte,  sogar  im  Widerspruch  gegen  Serbien,  die  Wiedereinstellung 
aller  Klauseln  durch.  Die  Ehren-  und  Interessenklausel  hatte  über- 
haupt erst  vor  geraumer  Zeit  das  Licht  der  Welt  erblickt  und  war 
im  Kampf  gegen  die  Schiedsidee  herangewachsen.  Auf 
dem  Gebiet  der  Tatsachenfeststellung  aber  haben 
diese  Klauseln  an  und  für  sich  keinen  Sinn  .  .  .  Die 
Ablehnung  des  Antrages  auf  Bestellung  einer  Untersuchungs- 
kommission im  Hinblick  auf  die  Ehren-  und  Interessenklausel  mufs 
den  betreffenden  Staat  dem  bösesten  Verdacht  aussetzen; 
denn  es  handelt  sich  nicht  wie  beim  Schiedsgericht  um  die  Ent- 
scheidung über  die  Begründetheit  seines  Ausspruchs,  sondern  um 
die  einfache  Feststellung  von  Tatsachen.  Schlimm, 
wenn  schon  diese  Feststellung  Ehre  und  Lebens- 
interessen bedroht." 

Ich  halte  diese  Kritik  für  durchaus  begründet'^.  Selbst 
wenn  man  den  Untersuchungskommissionen  keinen  über- 
triebenen Wert  beimifst,  und  daher  ihre  obligatorische  Be- 
stellung für  etwas  an  sich  entbehrliches  anzusehen  geneigt 


de  difficult^s  ä  se  faire  jour  que  la  m^diation,  institution  ancienne,  de- 
puis  longtemps  connue;  ensuite  parce  que  la  m^diation,  en  cas  de 
r^ussite,  donne  satisfaction  aux  deux  parties,  en  cas  d'dchec  ne  pr^juge 
en  aucune  mani^re  le  hon  droit  des  parties  en  cause,  tandis  que  les 
Commissions  internationales  d'enquSte,  termin^es  par  un  Rapport,  qui 
donne  tort  ä  Tune  des  deux  parties,  raison  ä  Tautre,  ne  laissent  plus, 
comme  la  m^diation,  toutes  choses  enti^res  .  .  .  ." 

^  Ich  zitiere  hier  femer  de  Olivart,  a.  a.  0.  S.  852:  „ L'institution 
par  la  Conference  de  Commissions  internationales  d'enquete  pour  la 
Solution  des  litiges  internationaux  nous  paralt  etre  une  tres  heureuse 
id^e.  Nous  ne  comprenons  pas  que  quelques-uns  des  petits  Etats  repr^sen- 
tes  k  la  Haye  se  soient  oppos^s  ä  la  cr^ation  de  ces  Commissions. 
Celles-ci  en  effet  constituent  un  moyen  qui,  s'il  est  serieusement  prati- 
que,  sera  plus  profitable  ä  la  cause  de  la  paix  que  Tarbitrage  lui-mSme, 
qu'il  rendra  souvent  superflu.  Limit^e  toujours  k  Pinvestigation  des 
faits,  Toeuvre  des  Commissions  ne  doit  avoir  aucun  caract^re  decisif: 
ainsi  la  liberte  et  la  souverainet^  de  TEtat  soumis  k  Fenquete  n'en 
souffriront  aucun  dommage.  Cette  demiäre  considäration  nous  porte  k 
consid^rer  comme  inutiles  et  excessives  les  röserves  faites  k  Particle  9 
du  texte  adopt^  k  la  Haye.*' 
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ist^®,  wird  man  nicht  umhin  können,  dieses  Hineintragen 
politischer  Motive  k  tout  prix  in  eine  Konferenz,  deren  offen- 
sichtlicher Zweck  auf  dem  Gebiete  der  Friedensstiftung  ge- 
legen war,  zu  verurteilen.  Der  Grund  der  geäufserten  Be- 
denken war  lediglich  ein  politischer^^,  und  diese  politischen 


2«  In  jedem  Falle  hat  M^rignhac,  S.  280  nicht  unrecht,  wenn 
er  im  Hinblick  auf  den  vorgeschlagenen  obligatorischen  Charakter  der 
Kommissionen  fragt:  „Or  on  ne  voit  pas  trop  en  quoi  il  pourrait  plus 
se  justifier  pour  elles  que  pour  la  m^diation  proprement  dite,  k  laquelle 
elles  ressemblent  beaucoup,  puisque  les  constatations  laissent  aux  parties 
nne  pleine  libertö  d'action." 

'"^  Um  rechtliche  Bedenken  hat  es  sich  in  Wirklichkeit  in  keiner 
Weise  gehandelt.  Es  hätte  sich  z.  B.  der  Einwand  sehr  wohl  hören 
lassen,  da(s  man  des  Instituts  der  Kommissionen  nicht  bedürfe,  da  die 
anderen  Arten  des  Verfahrens  für  alle  Arten  von  Streitfällen  ausreichend 
seien.  Man  hat  sich  aber  im  Wesentlichen  auf  die  Äußerung  von 
politischen  Bedenken  beschränkt,  die  mit  dem  Institut  gar  nichts  zu  tun 
haben  und  gegen  die  man  daher  Front  machen  muls.  De  Lapradelle, 
S.  770  f.  findet,  es  seien  neben  dem  von  Beldiman  geltend  gemachten  Ein- 
wand der  Inkompetenz  der  Haager  Konferenz  (da  die  Kommissionen  nicht 
im  russischen  Programm  aufgezählt  waren),  folgende  juristische  Argu- 
mente gegen  diese  vorgebracht  worden:  1.  Patteinte  port^e  par  ce  contrdle 
international  ä  la  souverainete  individuelle  des  Etats  (Beldiman);  2.  le 
doute  plus  ou  moins  direct,  qu'il  renferme  au  sujet  de  Timpartialit^  de 
l'enqu^te  qui  serait  faite  par  les  seules  autoritds  nationales  de  PEtat 
(Yeljkovitch);  8.  Timpossibilit^  de  rendre  obligatoire  une  Institution  nouvelle 
qui  n'a  pas  encore  fait  ses  preuves  dans  lapratique  (Beldiman);  4.  la  crainte 
que  l'obligation  d'accepter  la  Commission  d'enquSte  ne  conduise,  par 
une  pente  naturelle,  ä  Tarbitrage  obligatoire,  de  teile  sorte  que  le  com- 
promis  devrait  etre  prealable  ä  la  nomination  de  la  Commission  (Rolin). 
De  Lapradelle  bemerkt  aber:  „Tons  ces  arguments  juridiques,  qui  for- 
ment  le  gros  du  raisonnement ,  marchent  k  l'avant-garde  des  raisons 
politiques,  qui  forment  le  corps  principal  de  la  resistance.  Les  petits 
Etats  craignent  que  les  Commissions  internationales  d'enqu^te  ne  de- 
viennent  un  Instrument  entre  les  mains  des  puissances.  Par  une  crainte 
peut-^tre  exageree,  mais  reelle,  ils  ont  cru  voir,  derri^re  cette  Institution, 
se  dresser  le  danger  de  Intervention.''  Das  oben  an  erster  Stelle  ge- 
nannte Bedenken  Beldimans  fällt  in  Wirklichkeit  mit  dieser  Furcht  vor 
der  Interventionsgefahr  zusammen;  das  zweite  ist  weder  begründet,  noch 
ernst  zu  nehmen.  Auf  das  dritte  Bedenken  komme  ich  unten  zurück, 
und  ebenso  auf  das  vierte,  von  dem  übrigens  schon  die  Hede  war.  Zu 
bemerken  ist,  dafs  de  Lapradelle  in  seiner  Darstellung  überhaupt 
zu  einer  politischen  Betrachtungsweise  neigt.  Er  betont  übrigens  S.  778 
selbst:  „A  Pobjection  que  le  contr61e  d'une  Commission  internationale 
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Bedenken   waren  durch  nichts  gerechtfertigt.     Wenn  schon 
hinter  einer  blofsen,  zu  nichts  verpflichtenden  Tat- 
sachenfeststellung,  die  alle  nötigen  Kautelen  in  sich 
selbst  trägt,  Interventionsabsichten  gewittert  werden  können, 
wenn  aufserdem  sogar  die  sämtlichen  hinzutretenden  Kautelen, 
die  Ehren-  und  die  Umstandsklausel ,  nicht  als  genügende 
Garantie   angesehen  werden,  so  beweist  das  deutlicher,  als 
irgendetwas  anderes,  dars  wir  einem  pathologischen  Zustand 
in  unseren  politischen  Verhältnissen  gegenüberstehen,  so  mub 
diese  Beobachtung  aber  auch  in  der  Überzeugung  bestärken, 
dafs  gerade  die  obligatorische  Gestaltung  des  völker- 
rechtlichen Verfahrens,  heifse  dasselbe  nun  Vermittlung  oder 
Untersuchung  oder   Schiedsgericht,  der  beste  Weg  ist,  um 
über   diesen   Zustand   hinwegzukommen.     Bei   gesunden 
politischen  Zuständen  brauchte  man  vielleicht  nirgends  ein 
Obligatorium,  da  würden  frei  vereinbarte  Untersuchungen, 
Vermittlungen  und  Schiedsgerichte  vielleicht  in  der  Tat  ge- 
nügend sein.    Aber  diesem  ungesunden  Zustande  des  gegen- 
seitigen Mifstrauens  gegenüber,  wie  er  hier  von  /len  Balkan- 
staaten an  den  Tag  gelegt  wurde,  mufs  man  sagen:  Gerade 
dieser  Umstand  deutet  auf  die  Notwendigkeit  einer  festeren 
Ausgestaltung  des  rechtlichen  Verfahrens  hin! 

In    so    krasser    Weise    wie    bei    den    Untersuchungs- 
kommissionen ist  dieses  Mifstrauen  allerdings  sonst  nirgends 

porterait  atteinte  k  la  souverainet^  des  Etats,  une  reponse  facile  est 
que  la  Oommission  clöt  ses  Operations  par  un  Rapport,  qui  n'ayant 
nullement  caractere  d'une  sentence  arbitrale,  laisse  aux  puisbances  en 
litige  l'enti^re  facult^,  soit  de  conclure  un  arrangement  amiable  sur  la 
base  de  ce  Rapport,  soit  de  recourir  ultörieurement  ä  la  m^diation  ou 
k  Tarbitrage."  Gegen  das  zweite  Bedenken  spreche  die  Zusammen- 
setzung der  Kommissionen,  gegen  das  dritte  die  Praxis  der  gemischten 
Kommissionen.  Zu  Punkt  4  bemerkt  er:  „Enfin  le  danger  que  Pobli- 
gation  des  Commissions  d*enquete  ne  conduisit  k  celle  de  l'arbitrage 
etait  visiblement  exag^r^.  Les  Commissions  d'enquete  portent  sur  la 
question  de  fait,  Tarbitrage  sur  la  question  de  droit.**  Lapradelle 
gelangt  also  selbst  dazu,  zu  betonen,  dafs  in  Wirklichkeit  nur  politische 
Bedenken  übrig  blieben:  nämlich  die  Interventionsfiircht 
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2utage  getreten.  Hier  involvierte  es  gleichzeitig  ein  Mifs- 
trauensvotum  gegenüber  der  völkerrechtlichen  Gemeinschaft, 
da  die  sämtlichen  Yertragsstaaten  die  wirkliche  Bedeutung  der 
Bestimmungen  des  Entwurfs  einmütig  bekundet  hatten,  und  der 
Präsident  sie  authentisch  interpretiert  hatte  *®.  Weiter  konnte 
man  in  der  Tat  nicht  entgegenkommen !  Aber  was  hilft  alles 
Entgegenkommen,  wenn  man  nicht  gegen  Gründe,  sondern 
gegen  blofse  Vorurteile  anzukämpfen  hat  *•.  Soviel  darf  jeden- 
falls gesagt  werden,  dafs  die  Art,  wie  die  Bedenken  hier 
einigemale  auf  die  Spitze  getrieben  wurden,  das  Gefühl  er- 
wecken mufste,  dafs  die  Träger  dieser  Bedenken  ihre  eigene 
Selbständigkeit  in  Wirklichkeit  sehr  gering  einschätzten.  Ein 
souveräner  Staat,  der  sich  als  Glied  der  völkerrechtlichen 
Gemeinschaft  fühlt,  darf  schon  etwas  mehr  Mut  und  etwas 
mehr  Vertrauen  zeigen,  sowohl  in  sich  selbst,  als  in  diese 
Gemeinschaft. 

Allerdings  haben  die  geäufserten  Bedenken  auch  eines 
deutlich  gezeigt :  Nicht  etwa  die  vorgeschlagenen  Institutionen 
sind  für  das  Völkerrecht  noch  nicht  reif,  wie  der  Vertreter 
Serbiens  meinte'^,  sondern  einzelne  Staaten  sind  es,  die 
sich  noch  im  Zustande  einer  gewissen  politischen  Unreife  be- 
finden, insoweit  völkerrechtliche  Fortschritte  in  Frage  kommen, 
und  zwar  hat  man  diese  politisch  und  völkerrechtlich  un- 
reifen Staaten  keineswegs  etwa  in  Asien  zu  suchen,  sondern 
im  alten  Europa.  Ein  Vertreter  Japans  z.  B.  würde  schwer- 
lich der  Völkerrechtsgemeinschaft  ein  derartig  weitgehendes 
Mifstrauen  bekundet  haben,  wie  das  seitens  einzelner 
europäischer  Mächte  hier  geschehen  ist.  Man  wird  also  in 
der  Tat  vielleicht  dem  Umstände  Rechnung  zu  tragen 
haben,  dafs  nicht  alle  Staaten  schon  in  gleichem  Mafse 
fortgeschritten   sind,    dafs   eine   gewisse    Ungleichheit    vor- 


«8  Vgl.  oben  Anm.  22. 

**  Das  betonte  d'Estournelles  sehr  richtig.   Siehe  oben  Anm.  15. 

*®  Siehe  oben  Anm.  17. 
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banden  ist.  Aber  diese  Ungleicbbeit  berubt  nicbt  etwa  auf 
dem  Unterscbiede  zwiscben  grofsen  und  kleinen  Staaten, 
den  man  aucb  in  die  Wagscbale  bat  werfen  wollen,  sondern 
auf  dem  zwiscben  politiscb  und  kulturell  reiferen  und  weniger 
reifen  Staaten. 

Was  den  erstgenannten  Unterscbied  anlangt,  so  ist  gewif» 
nicbts  Verkehrteres  denkbar,  wie  die  Bebauptung,  dafs  eine 
friedensrecbtlicbe  Einricbtung  zugunsten  der  Grofsmäcbte  und 
zuungunsten  der  Kleinstaaten  wirken  könnte '^  Als  ob  nicbt 
das  ganze  System  des  Friedensrecbts ,  des  völkerrecbtlicben 
Verfahrens  an  sieb  scbon  eine  Garantie  für  die  Kleineren 
gegen  die  Gröfseren  wäre!  Je  mebr  die  Selbstbilfe  zurück- 
gedrängt wird,  sei  es  nun  durch  Scbiedsgericbte,  Vermittlungen 
oder  Untersucbungen ,  um  so  mebr  müssen  dies  docb  gerade 
die  Scbwäcberen  begrüfsen.  Jedes  friedensrecbtlicbe  Mittel 
bedeutet  scbon  seiner  Natur,  seinem  Zweck  nacb  einen  Scbutz 
der  Kleinstaaten**.  Das  gilt  namentlich  von  dem  W^erk  der 
Haager  Konferenz.   Dieses  zeigt  durcbwegs  die  Tendenz  nacb 


'^  Das  ist  namentlich  gegenüber  dem  Standpunkte  von  de  Lapra- 
delle  mit  aller  Entschiedenheit  zu  betonen,  der  der  Politik  in  seiner 
Darstellung  überhaupt  eine  übertrieben  grofse  Rolle  zuweist.  Mit  Bezug^ 
auf  die  Untersuchungskommissionen  schreibt  er  (S.  767):  „Le  malheur 
est  qu'ici  tout  effort  tent^  vers  la  paix  risque  de  donner  une  arme  aux 
grandes  puissances  contre  les  petites.  Le  danger,  encore  lointain  dans 
le  domaine  de  la  mediation,  se  präcise  et  s'approche  quand  la  Russin 
sugg^re  un  moyen  nouveau,  pacifique  et  politique,  soul^ve  Tenthousiasme 
des  uns  et  les  craintes  des  autres:  la  cräation  des  Commissions  inter- 
nationales d*enqu6te.*'  Diese  Gefahr  ist  aber  doch  nur  eine  eingebildete 
und  kann  also  den  Wert  der  Institution  in  keiner  Weise  beeinträchtigen. 

'^  Darauf  weist  auch  die  schon  zitierte  Botschaft  des  Schweiz. 
Bundesrates  hin:  „Eine  andere  Erwägung  noch  rechtfertigt  für  uns 
den  Abschluls  von  Schiedsverträgen.  Wir  sind  ein  kleines  Land,  und 
gleich  wie  alle  kleinen  Länder  haben  wir  unter  der  anormalen  Lage  zu 
leiden,  in  die  wir  durch  die  Rivalitäten  ....  versetzt  sind.  Das 
Interesse  der  kleinen  Länder  ist  es  aber,  alle  Einrich- 
tungen, welche  die  Herrschaft  des  Rechts  ausdehnen  und 
den  Frieden  befestigen  sollen,  zu  fördern,  und  eines  dieser 
Institute  ist  sicherlich  das  Schiedsgerichtswesen.'^ 
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Ausgleichung  des  Unterschiedes  zwischen  grofsen  und  kleinen 
Staaten.  Es  ist  durchaus  beherrscht  von  dem  völkerrecht- 
lichen Grundsatz  der  Gleichheit  aller  Staaten  der  Gemein- 
schaft. Die  kleineren  Staaten  sind  es  daher  sicherlich  in 
erster  Linie,  die  an  der  Fortbildung  der  Mittel  des  völker- 
rechtlichen Verfahrens,  an  ihrer  womöglich  obligatorischen 
Ausgestaltung  das  meiste  Interesse  haben  müssen. 

Weshalb  sollten  nun  aber  speziell  die  Untersuchungs- 
kommissionen den  Grofsstaaten  günstiger  sein,  als  den  Klein- 
staaten*®? Veljkovitch,  der  diese  Ansicht  vertrat,  hat 
sich  da  mit  Behauptungen  begnügt,  die  er  nicht  bewiesen 
hat*^.    In  Wirklichkeit  läfst  sich  mit  ebendemselben,  ja  mit 


^'  Vgl.  M^rignhac,  Conf.,  S.  284:  „On  comprend  assez  difficilement 
les  scrupules  et  les  susceptibilit^s  manifestes  par  les  petita  Etats,  ä 
P^gard  de  rinstitution  des  rouages  pacifiques  en  g^n^ral  et  sp^cialement 
des  Commissions  d'enquete.*^ 

'^  Vgl.  oben  Anm.  17.  Sein  Hauptargnment  basiert  darauf,  dafs 
Art.  9  nicht  vor  Milsbrauch  schütze,  da  die  Klauseln  von  den  Groüs- 
mächten  leichter  geltend  gemacht  werden  können,  als  von  den  Klein- 
staaten. Grolsmächte  im  Verhältnis  zu  Kleinstaaten  werden  bei  letzteren 
in  Fragen  der  Ehre  und  Lebensinteressen  nicht  dieselbe  Empfindlichkeit 
sehen  wollen,  die  sie  selbst  beherrsche.  Die  Kleinstaaten  werden  eine 
erniedrigende  Begründung  nötig  haben,  dafe  ihre  Ehre  tatsächlich  in 
Frage  steht,  während  bei  Grolsmächten  der  einfache  Hinweis  genüge. 
Die  Ehrenklausel  führe  somit  zu  einer  Ungleichheit  dex  Behandlung  von 
Grolsmächten  und  Kleinstaaten,  sie  schädige  die  letzteren.  Ebenso  sei 
es  bei  der  Umstandsklausel ;  die  politische  Erfahrung  beweise,  da(s  die 
Umstände  manches  einzig  und  allein  den  Gro&en  und  Mächtigen  er- 
lauben usw.  Das  sind  doch  alles  ziemlich  willkürliche  Behauptungen, 
ganz  abgesehen  davon,  dafs  die  Klauseln  keineswegs  ein  Merkmal 
speziell  der  Untersuchungskommissionen  sind  und  dals  gegen  diese 
Klauseln  sich  in  der  Tat  ja  sehr  vieles  einwenden  läßt.  Nur  das  läfst 
sich  nicht  behaupten,  daß  sie  zu  Gunsten  der  Grofben  gegen  die  Kleinen 
da  sind.  Gerade  das  Gegenteil  ist  der  Fall !  Das  hat  im  Haag  z.  B.  auch 
der  Vertreter  eines  Kleinstaats,  Luxemburgs,  betont.  £y sehen  hat 
noch  in  der  letzten  AusschuCssitzung  bemerkt,  dals  er  die  Klauseln  un- 
gerne  missen  würde;  denn  diese  Klauseln  seien  ein  Schutz  für  die 
kleineren  Staaten.  Die  kleineren  Staaten  würden  immer  dem  moralischen 
Druck  der  gröberen  ausgesetzt  sein;  könne  man  aber  hinter  diesen 
Klauseln  stehen,  so  bedeute  das  einen  nicht  zu  verachtenden  Schutz. 
Der  Luxemburger  Vertreter  war  es  auch,  der  gerade  im  Interesse  der 
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mehr  Recht  das  Gegenteil  behaupten.  Das  hat  denn  auch 
V.  Martens  getan,  indem  er  darauf  hingewiesen  hat,  dafs 
der  Artikel  9  gerade  im  Interesse  der  Kleinstaaten  gelegen 
sei;  er  begreife  nicht,  wie  die  kleinen  Staaten  nicht  die  dar- 
gebotenen Garantien  annehmen  wollten.  Der  Artikel  9  in 
seiner  damaligen  Fassung  gebe  einem  kleinen  Staat  ohne 
weiteres  das  Recht,  die  Einlassung  auf  eine  Kommission  ab- 
zulehnen. Wenn  aber  der  stärkere  Gegner  ablehne,  so  werde 
er  leicht  die  ganze  öffentliche  Meinung  gegen  sich  haben. 
Die  Einrichtung  der  Untersuchungskommissionen  stehe  ganz 
im  Dienste  der  Schwachen,  und  die  letzteren  würden  durch 
ihre  Gegnerschaft  ihre  eigenen  Interessen  verkennen**. 

Ich  stimme  mit  v.  Martens  in  diesem  Punkte  durchaus 
überein.  Auch  M eurer  ist  dieser  Ansicht :  Am  schlimmsten 
sei  es  für  die  Grofsmacht,  die  sich  auf  die  Ehrenklausel  be- 
rufe. Damit  entscheide  sich  die  auf  der  Konferenz  so  eifrig 
erörterte  Streitfrage,  ob  und  inwieweit  die  Untersuchungs- 
kommissionen für  die  Grofsmächte  und  die  Kleinstaaten  eine 
verschiedene  Bedeutung  haben  können'*. 


kleineren  Staaten  an  den  rumänischen  Vertreter  ein  ernstes  Wort 
richtete,  damit  er  den  Vorschlag  des  Ausschusses  zur  Annahme  empfehle. 
Vgl.  dazu  Meurer,  S.  140,  144,  145.  In  demselben  Sinn  äußerten  sich 
auch  Holls  und  Bourgeois. 

'^  Mit  Bezug  auf  die  Klauseln  bemerkte  v.  Martens  im  Gegen- 
satz zu  Veljkovitch,  die  Unterdrückung  der  Ehren-  und  Interessenklausel 
sei  schlimm  für  die  kleinen  Staaten,  die  die  Klausel  gegen  die  grofsen 
Staaten  ausspielen  könnten,  während  man  eine  Grofsmacht  nicht  begreifen 
würde,  die  sich  auf  ihre  Lebensinteressen  berufen  wollte,  um  sich  der 
von  einer  kleinen  Macht  verlangten  Kommission  zu  entziehen.  Vgl. 
M eurer,  S.  145.  In  der  damaligen  Sitzung  ahnte  man  noch  nicht,  dafs 
der  rumänische  Vertreter,  nachdem  die  obligatorische  Form  abgeschafft 
sein  würde,  selbst  die  Wiederherstellung  derselben  Klauseln  beantragen 
könnte,  die  er  bisher  als  quantite  negligeable  behandelt  hatte.  Vgl.  dazu 
auch  die  folgende  Anmerkung. 

'<^  Meurer,  S.  165  führt  ebenfalls  aus,  dafs  die  Klauseln  zum 
Vorteil  der  Kleinstaaten  ausschlagen.  Wenn  das  in  der  Konferenz 
des  Öfteren  verkündet  worden  sei,  so  dürfe  man  sich  nicht  wundern, 
dafs  der  rumänische  Vertreter  das  zuguterletzt  auch  ausnutzte:  „Nach- 
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Für  die  Behauptung,  dars  die  Untersuchungskommissionen 
für  die  Kleinstaaten  ungünstiger  wirkten,  als  für  die  Grofs- 
mächte,  ist  in  der  Tat  auch  nicht  der  geringste  Beweis  er- 
bracht worden.  Die  Klauseln,  die  dies  beweisen  sollten,  haben 
nach  der  überwiegenden  Meinung  der  Kommissionsmitglieder 
eher  die  entgegengesetzte  Wirkung  und  beweisen  also  auch 
eher  das  Gegenteil. 

Wenn  man  nun  aber  auch  davon  ausgeht,  dafs  die 
Klauseln  an  sich  eher  einen  Schutz  für  die  Kleinstaaten  dar- 
stellen, so  hat  ein  solcher  Schutz  doch  überhaupt  nur  da 
einen  Sinn  und  eine  Bedeutung,  wo  es  sich  um  eine 
Intervention,  um  etwas  völkerrechtlich  Un- 
zulässiges handelt.  Gegenüber  einem  völkerrecht- 
lichen Institut  selbst ,  wie  es  die  Untersuchungs- 
kommissionen sind,  bedarf  es  eines  solchen  Schutzes  doch 
sicherlich  nicht.  Wo  ein  Staat  seine  Macht  mifsbraucht, 
wo  eine  Interventionspolitik  in  Aussicht  steht,  da  bedarf  es 
der  Kautelen.  Damit  haben  aber  die  Untersuchungs- 
kommissionen nicht  das  Geringste  zu  tun.  Diese  bedeuten 
an  sich  schon  einen  Schutz  der  Kleinstaaten. 
Kautelen  gegen  einen  solchen  Schutz  sind  ein  Un- 


dem  durch  die  veränderte  Kampflage  die  Klausel  bereits  abgestolsen 
war,  hat  sie  Beldiman,  der  sie  bis  dahin  aus  Politik  en  bagatelle  be- 
handelt hatte,  am  Schluls  doch  noch  durch  eine  kühne  Attacke  zurück- 
erobert. Er  hat  damit  bestätigt,  dafs  auch  Kumänien  in  der 
Klausel  eine  besondere  Schutzvorrichtung  für  die  Klein- 
staaten erblickt.  So  ist  es  in  der  Tat.  Wenn  eine  Grofsmacht 
im  Hinblick  auf  ihre  Handlungsfreiheit  oder  mit  Berufung  auf  die  üm- 
standsklausel  oder  gar  unter  dem  Vorgeben,  ihre  Ehre  oder  ihre 
wesentlichen  Interessen  seien  berührt,  die  von  einem  Kleinstaat  be- 
antragte Untersuchung  durch  Unparteiische  ablehnt,  so  wird  sie  leichter 
die  öffentliche  Meinung  gegen  sich  haben,  als  ein  Kleinstaat,  dessen 
Berufung  auf  die  Klausel  im  allgemeinen  durch  das  Privilegium  der 
Schwachen  begründet  erscheint.  In  dieser  besonderen  Schutz- 
richtung zu  Gunsten  der  Schwachen  liegt  die  Rechtferti- 
gung der  Klausel,  wenn  sie  auch  im  übrigen  auf  dem  Unter- 
suchungsgebiet nicht  recht  am  Platz  ist.** 


474    Viertes  Kapitel.  Das  Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten. 

ding,  denn  sie  machen  den  Schutz  doch  lediglich  unwirksamer 
und  wirken  insofern  allerdings  zuungunsten  der  —  nicht 
durch  die  Klauseln,  sondern  durch  das  Institut 
selbst  zu  schützenden  Kleinstaaten.  Ich  bin  daher  der 
Meinung,  dafs  diese  Klauseln  bei  den  Untersuchungs- 
kommissionen ohne  jedes  Bedenken  in  W^egfall  kommen 
könnten,  selbst  dann,  wenn  man  annimmt,  dafs  sie  für  die 
Kleinen  und  nicht  für  die  Grofsen  da  sind.  Denn  sie  sind 
bei  den  Untersuchungskommisionen  einfach  deplaziert,  gar 
nicht  zu  reden  davon,  dafs  eine  derartige  Anhäufung  von 
Kautelen,  wie  sie  der  jetzige  Artikel  9  zeigt,  bei  einer  rein 
fakultativen  Einrichtung  den  Eindruck  eines  Arsenals  machen 
mufs,  das  gegen  Gespenster  errichtet  ist. 

Wenn  wir  nun  aber  als  feststehend  annehmen,  dafs  die 
Untersuchungskommissionen  in  Wirklichkeit  weder  eine  Inter- 
ventionsgefahr heraufbeschwören ,  noch  eine  verschiedene 
Wirkung  für  Grofs-  und  Kleinstaaten  haben,  und  wenn  wir 
femer  die  verschiedenen  Klauseln  hier  unbedenklich  preisgeben 
zu  können  glauben,  selbst  wenn  sie  sich  als  „Schutz  der 
Kleinen''  präsentieren,  so  bleibt  nun  immer  noch  die  weitere 
Frage  offen,  ob  wohl  ein  Bedürfnis  vorhanden  ist,  dafs  man 
wieder  auf  den  russischen  Vorschlag  der  obligatorischen 
Untersuchungskommissionen  zurückkommt. 

Vom  praktischen  Standpunkt  kann  man  da  vielleicht  um 
so  eher  im  Zweifel  sein,  als  noch  zu  wenig  praktische  Er- 
fahrungen mit  dem  Institut  gemacht  worden  sind,  als  dafs 
man  sagen  könnte,  wie  stark  das  Bedürfnis  nach  einem  In- 
Funktion-Treten  desselben  sein  wird.  Die  Kommissionen  sind 
für  Spezialfälle  berechnet  ®^,  sie  stellen  gewissermafsen  ein  be- 


^^  Ich  bin  nicht  der  Meinung,  dafe  solche  Kommissionen  den 
Schiedsgerichten  regelmäfsig  vorhergehen  werden.  Wo  Aussicht  auf  das 
Zustandekommen  eines  Kompromisses  vorhanden  ist  oder  wo  ein  solches 
im  voraus  stipuliert  ist,  da  wird  zunächst  ein  schiedsgerichtliches  Ver- 
fahren in  Frage  kommen. 
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sonderes  Verfahren  dar,  neben  den  normalen  Arten  des  Ver- 
fahrens, der  Vermittlung  und  dem  Schiedsgericht*®.  Werden 
solche  Spezialfälle  sich  öfter  bieten?  Und  ist  es,  wo  sie  sich 
bieten,  nötig  oder  erwünscht,  sie  obligatorisch  zu  gestalten? 
Die  erstere  Frage  läfst  sich  zurzeit  kaum  beantworten,  da 
wir  es,  wie  gezeigt,  mehr  oder  weniger  mit  einem  völker- 
rechtlichen Novum  zu  tun  haben.  Und  auch  die  letztere 
Frage  dürfte  gegenwärtig  schwer  zu  beantworten  sein,  denn 
ich  bin  der  Meinung,  dafs,  w  o  ein  solcher  Spezialfall  wirklich 
vorliegt,  die  Parteien  auch  ohne  Obligatorium  gerne  von 
selbst  zu  dem  sich  ihnen  in  den  Kommissionen  darbietenden 
Rechtswege  greifen  werden.  Nicht  nur  bedarf  es  meines 
Erachtens  keiner  Kautelen  gegen  dieses  Rechts- 
mittel, sondern  die  Parteien  dürften  voraussichtlich  ganz 
im  Gegenteil  gegebenenfalls  diesen  Ausweg  sogar  gerne 
ergreifen*'.  So  möchte  ich  die  Bedeutung  dieses  Instituts 
auffassen,  das  zu  so  viel  Gespensterfurcht  Veranlassung  ge- 
geben hat.  Vom  praktischen  Standpunkte  aus  dürfte  sich 
also  eine  obligatorische  Gestaltung  des  Instituts  insofern 
möglicherweise  als  entbehrlich  erweisen. 


**  Der  14.  Weltfriedenskongreis  in  Luzem  1905  hat  folgende  Keso- 
lution  gefaßt:  „Der  Kongrefe  stellt  mit  Freuden  fest,  dais  es  gelungen 
ist,  den  infolge  der  Huller  Affäre  drohenden  Krieg  zwischen  England 
und  fiuisland  durch  die  Bestellung  einer  internationalen  Untersuchungs- 
kommission  zu  verhüten.  Er  lenkt  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf 
die  Tatsache,  dafs  eine  der  Haager  Konventionshestimmungen  in  diesem 
Falle  ihre  praktische  Bedeutung  dargetan  hat  und  beglückwünscht  Prof. 
Martens,  dem  die  Einfügung  dieses  Artikels  zu  verdanken  ist  Er  spricht 
den  Wunsch  aus,  dals  die  Bestimmungen  über  die  internationalen  Unter- 
suchungskommissionen zu  einer  vollständigeren  Einrichtung  führen  mögen, 
die  nicht  nur  die  Tatsachen  feststellt,  sondern  Ansichten  und  Urteile 
formuliert  über  diejenigen  Fragen,  die  gegenwärtig  keinen  juristischen 
Charakter  haben.''  Es  erscheint  fraglich,  ob  ein  praktisches  Bedürfnis 
nach  einer  solchen  Fortbildung  vorliegt,  die  den  Charakter  des  Instituts 
wesentlich  verändern  würde. 

^  Als  Ausweg  werden  die  Kommissionen  speziell  auch  in  solchen 
Fällen  erscheinen,  wo  aus  irgendwelchen  Gründen  Vermittlung  oder 
Schiedsgericht  nicht  erwünscht  sind. 
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Nichtsdestoweniger  möchte  ich  sie  aber  schon  aus 
theoretischen  Gründen  befürworten,  und  ich  glaube,  dafs 
man  das  um  so  eher  tun  kann,  als  dieses  Obligatorium,  wenn 
praktisch  auch  vielleicht  an  sich  eher  entbehrlich,  so  doch 
jedenfalls  unbedenklich  sein  dürfte.  Im  übrigen  aber  würden 
die  obligatorischen  Untersuchungskommissionen  schon  in  ihrer 
Rückwirkung  auf  das  übrige  System  des  völkerrechtlichen 
Verfahrens  eine  ganz  andere  Bedeutung  besitzen,  als  das 
lediglich  fakultative  Institut,  und  diese  Bedeutung  würde 
sich  sicherlich  schon  durch  die  vermehrte  praktische  An- 
wendung des  Instituts  dokumentieren. 

Es  läfst  sich  aufserdem  aber  nicht  leugnen,  dafs  theo- 
retisch und  praktisch  ein  Interesse  an  einem  einigermafsen 
gleichmäfsigen  Ausbau  der  verschiedenen  Institute  vor- 
handen sein  mufs,  die  gemeinsam  das  System  des  völker- 
rechtlichen Verfahrens  ausmachen.  Soweit  nicht  direkte  und 
schwerwiegende  Bedenken  vorliegen,  wie  dies  z.  B.  zurzeit 
beim  Schiedsgericht  angesichts  von  Fragen  der  Fall  ist,  die 
die  vitalen  Interessen  oder  die  Unabhängigkeit  eines  Staates  be- 
rühren, sollten  diese  Institute  daher  einigermafsen  in  paralleler 
Weise  fortgebildet  werden.  Entschliefst  man  sich  also  einmal 
bei  der  Vermittlung  für  die  obligatorische  Form,  so  sollte 
man  es  bei  den  Untersuchungskommissionen  auch  tun.  Die 
jetzige  Konvention  hat  bereits  das  Anrufen  der  Vermittlung 
obligatorisch  gestaltet.  Entsprechend  sollte  also  auch  das 
Institut  der  Untersuchungskommissionen  gestaltet  werden. 
Damit  würde  man  also  wieder  auf  den  ursprünglichen  Vor- 
schlag des  Ausschusses  zurückkommen,  der  sich  von  dem 
russischen  Vorschlag  hauptsächlich  durch  die  Beifügung  der 
Umstandsklausel  unterschied. 

Diese  Klausel  allerdings  hat  bei  den  Kommissionen,  wie 
schon  betont,  bei  weitem  nicht  die  Berechtigung,  wie  bei  der 
Vermittlung.  Denn  bei  letzterer  sollte  überhaupt  der  Ton, 
wie   wir    gesehen    haben,    in   Wirklichkeit    auf   dem    Ver- 
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mittlungs anerbieteu  liegen.  Während  für  die  Verpflichtung 
zum  Anrufen  der  Vermittlung  eine  gewisse  Verklausulierung 
ja  nicht  unbegreiflich  erscheint,  sollte  das  Anerbieten  der- 
selben unbedingt  ohne  Verklausulierung  obligatorisch  gemacht 
werden.  Entsprechend  meine  ich  aber,  dafs  die  Umstands- 
klausel  auch  bei  der  obligatorischen  Untersuchungs- 
kommission in  Wegfall  kommen  sollte,  und  dafs  also  insofern 
der  russische  Vorschlag  sich  immer  noch  am  meisten  empfohlen 
hätte.  Aussicht  auf  Annahme  hätte  er  ja  ebenfalls  gehabt, 
wie  die  Verhandlungen  im  Ausschufs  bewiesen  haben. 

Im  übrigen  ist  es  an  sich  natürlich  sehr  wohl  denkbar,  dafs 
eine  Initiative  zur  Bildung  von  Untersuchungskommissionen 
ebenfalls  von  dritter  Seite  ausgehen  würde,  wenn  man  bei 
diesen  auch  vielleicht  nicht  ein  „Anrufen"  und  ein  „Anbieten^ 
unterscheiden  wird.  Aber  ein  Hinweis  auf  die  Möglichkeit 
der  Bildung  einer  Kommission,  eine  Vermittlung  nach  dieser 
Richtung  hin,  ist  nicht  nur  denkbar,  der  Artikel  3  in  Ver- 
bindung mit  Artikel  1  gewähren  dafür  sogar  einen  zweifellosen 
Bechtstitel,  wenn  dies  auch  nicht  ausdrücklich  in  der  Kon- 
vention hervorgehoben  ist,  wie  beim  Schiedsgericht  durch 
Artikel  27.  Immerhin  dürfte  aber  das  „Anrufen"  bei  den 
Kommissionen,  im  Gegensatz  zur  Vermittlung^  die  Regel  bilden. 

Ich  glaube  sonach,  dafs  man  unbedenklich  als  Postulat 
eine  Abänderung  des  Artikels  9  im  Sinne  der  obligatorischen 
Untersuchungskommission,  und  zwar  ohne  Umstandsklausel^ 
aufstellen  dürfte. 

Dieses  Postulat  empfiehlt  sich,  wie  gesagt,  keineswegs 
nur  aus  theoretischen  Gründen.  Erfährt  das  ganze  System 
einmal  eine  Fortbildung,  so  wirkt  das  auch  auf  die  prak- 
tische Anwendung  der  Einrichtungen  dieses  Systems.  Soll  das 
Institut  der  Kommissionen  daher  die  groise  Zukunft  haben, 
die  ihm  Meurer^^  prophezeit,  dann  darf  es  auch  in  seiner 


*<>  Vgl.  Meurer,  S.  165. 
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rechtlichen  Ausgestaltung  nicht  hinter  den  anderen  Instituten 
zurückstehen.  Es  mufs  mit  den  anderen  fortschreiten  und 
sich  weiterentwickeln-  Nur  dann  werden  die  Staaten  zu 
diesem  Mittel  greifen  wollen,  nur  dann  wird  es  sich  praktisch 
bewähren  können. 

Diejenigen,  die  Bedenken  in  das  Institut  setzen,  weil  es 
ihrer  Ansicht  nach  zugunsten  der  Grofsmächte  wirken  würde, 
möchte  ich  schliefslich  auf  ein  sehr  einfaches  Korrektiv  gegen 
diese  angebliche  Gefahr  hinweisen:  die  Kleinstaaten  selbst 
können  doch  gerade  diejenigen  sein,  die  von  diesem  und 
anderen  Instituten  des  Völkerrechts  in  erster  Linie  Gebrauch 
machen  und  ihnen  Leben  einhauchen.  Dadurch  würden  sie  von 
selbst  und  am  besten  über  alle  ungerechtfertigten  Bedenken 
hinwegkommen  *^  Statt  die  Sache  also  lediglich  von  der 
passiven  Seite  aus  zu  betrachten,  sollte  man  den  Spiefs  lieber 
umkehren  und  sich  sagen,  dafs  gerade  die  Kleinstaaten  viel- 
leicht es  sein  könnten,  die  die  Einsetzung  von  Kommissionen 
in  concreto  wünschen.  Werden  sie  solchenfalls  die  Klauseln 
vermissen  oder  werden  sie  sie  herbeisehnen? 

Sicherlich  sollen  und  müssen  die  kleinen  Staaten  gerade 
soviel  auf  ihre  Selbständigkeit  halten,  wie  die  grofsen,  ja 
sie  haben  vielleicht  noch  mehr  Grund  dazu,  dieselbe  gelegent- 
lich zu  betonen,  als  die  letzteren.  Ob  das  aber  durch  Oppo- 
sition gegen  den  Fortschritt  des  Völkerrechts  zu  geschehen 
hat,  dürfte  doch  sehr  fraglich  erscheinen.    Damit  würden  diese 


^^  Voraussetzung  ist  allerdings,  wie  v.  Härtens  richtig  betonte, 
die  bona  fides.  Aber  mit  dieser  Voraussetzung  wird  man  hoffentlich 
rechnen  dürfen.  Vgl.  auch  M eurer,  S.  166:  „Wer  sich  im  Recht  weÜs, 
wie  insbesondere  der  Schwache,  der  sich  durch  einen  Krieg  bedroht 
sieht,  kann,  ohne  seiner  Würde  etwas  zu  vergeben,  die  Bestellung  von 
üntersuchungskommissionen  beantragen;  und  bei  der  Ablehnung  der- 
selben, insbesondere  durch  Grolsmächte,  wird  es  in  der  Öffentlichkeit 
heifsen:  pro  iudicato  habetur.  Das  ist  ein  völkerrechtlicher  Mechanis- 
mus zum  Schutz  des  Völkerfriedens,  der  insbesondere  auch  wegen  des 
einfachen  Feststellungscharakters  in  keiner  Weise  der  Souveränität  zu 
nahe  tritt  und  leicht  funktionieren  wird.^ 
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Staaten  unter  Umständen  lediglich  ihre  Schwäche  dokumen- 
tieren. Statt  sich  vor  dem  Rechtsfortschritt  zu  fürchten,  sollte 
man  also  lieber  selbst  nach  Möglichkeit  die  Initiative  dazu 
ergreifen,  dafs  die  Institute  des  Völkerrechts  praktisch 
regelmäfsig  angewandt  werden,  und  dafs  ihnen  diese 
Anwendung  rechtlich  gesichert  wird.  Das  ist  das  beste 
Mittel,  um  die  Bedenken  zum  Schweigen  zu  bringen.  Durch 
die  Praxis  mufs  man  den  Beweis  anzutreten  suchen,  wie  un- 
begründet in  Wirklichkeit  die  Furcht  vor  den  Untersuchungs- 
kommissionen gewesen  ist.  — 


Fünftes  Kapitel. 
Die  Völkerrechtskonferenzen. 


§  20.   Die  Aufgaben  der  kfinftigen  Yölkerreelits- 

konferenzen. 

So  wie  das  Völkerrecht  heute  einen  anderen  Inhalt,  einen 
anderen  Charakter  angenommen  hat,  als  in  früheren  Zeiten, 
so  sind  heute  auch  die  Konferenzen  der  Staaten  in  ihren 
Gegenständen  und  Bestrebungen  ganz  wesentlich  andere  ge- 
worden. In  dieser  Tatsache  spiegelt  sich  vielleicht  deutlicher, 
als  in  irgend  einer  anderen  internationalrechtlichen  Er- 
scheinung, der  Gegensatz  zwischen  dem  Heute  und  dem  Gestern 
des  internationalen  Lebens  wider.  Wenn  wir  an  frühere 
internationale  Konferenzen  zurückdenken  —  wobei  wir  auch 
die  Kongresse  mit  ins  Auge  fassen  dürfen,  denn  es  besteht 
zwischen  diesen  und  den  Konferenzen  keinerlei  juristisch  in 
Betracht  kommender  Unterschied,  wie  heute  ziemlich  allgemein 
anerkannt  wird^  — ,  dann  tritt  uns  deren  vorwiegend  poli- 


^  Vgl.  z.  B.  Uli  mann,  S.  145:  „Anhaltspunkte  juristischer  Natur, 
auf  welche  eine  dogmatische  DiiferenzieruBg  der  internationalen  Ver- 
handlungen zurückgeführt  werden  könnte  und  der  folgemäfsig  eine  ver- 
schiedene technische  Bezeichnung  als  Konferenzen  und  Kongresse  ent- 
spräche, lassen  sich  nicht  erkennen,  denn  die  Momente,  an  welche 
gewöhnlich  die  verschiedene  technische  Bezeichnung  geknüpft  wird,  sind 
in  juristischer  Beziehung  .  .  .  ohne  Bedeutung."  Vgl.  ferner  Geffcken 
hei  H.  H.  III,  S.  680;  Zorn  in  der  „Deutschen  Juristenzeitung"  a.  a.  0.: 
„Wenn  die  ältere  Theorie  einen  grundsätzlichen  Unterschied  rechtlicher 
Art  zwischen  Kongressen  und  Konferenzen  aufstellen  zu  müssen  glaubte, 
so  ist  dies  ganz  hinfällig.  Es  lohnt  heute  nicht  einmal  mehr,  auf  die 
Gründe  einzugehen,  die  man  für  diese  Unterscheidung  beibrachte.** 
Übereinstimmend  auch  v.  Liszt,  S.  141;  Bonfils,  S.  417. 
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tischer  Charakter  ohne  weiteres  vor  Augen.  Erst  unter  den 
neueren  Konferenzen  finden  wir  solehe,  die  sich  die  Förderung 
der  Yerkehrsinteressen  im  weitesten  Sinne,  den  Schutz  der 
rechtlichen,  wirtschaftlichen  und  sonstigen  kulturellen  Inter- 
essen zur  wesentlichen  Aufgabe  gesetzt  haben,  und  die  daher 
die  Bezeichnung  von  Yölkerrechtskonferenzen  im  modernen 
Sinne  dieses  Wortes  verdienen. 

In  der  Betonung  dieses  Gegensatzes  soll  keinerlei 
Schmälerung  der  Bedeutung  der  älteren  Konferenzen  gerade 
fttr  das  Völkerrecht  gelegen  sein.  Vom  Wiener  Kongrefs 
angefangen  haben  alle  die  Kongresse  und  Konferenzen  des 
19.  Jahrhunderts  sich  auch  um  die  Fortbildung  des  Völker- 
rechts grofse  Verdienste  erworben  ^  Aber  im  Vordergrunde 
standen  bei  den  älteren  von  ihnen  doch  politische,  namentlich 
territoriale  Interessen.  Die  früheren  Konferenzen  mufsten 
zunächst  die  notwendige  Grundlage  in  den  territorialen  und 
sonstigen  politischen  Zuständen,  speziell  des  europäischen 
Kontinents,  schaffen,  und  damit  eine  gewisse  Stabilität  erzeugen, 
bevor,  auf  dieser  fufsend,  die  neueren  völkerrechtlichen  Fort- 
schritte sich  Bahn  brechen  konnten  ^.   Waren  also  die  früheren 


'  Aus  der  Literatur  über  die  Konferenzen  des  19.  Jahrhunderts 
hebe  ich  hervor  namenilich  Zaleski,  „Die  völkerrechtliche  Bedeutung 
der  Kongresse'',  1874;  Kamarowsky,  a.  a.  0.  S.  91  f.;  Ullmann, 
S.  145f.;  V.  Liszt,  S.  141  f.;  Pradier-Foder^,  „Cours  de  droit  diplo- 
matique^  Bd.  2  Kap.  14;  Bonfils,  S.  416  f.;  Geffcken  bei  Heffter 
S.  470 f.;  Gefsner  im  Rechtslexikon  s.  v.  Kongresse,  und  neuerdings 
Zorn,  „Internationale  Konferenzen''  in  der  „Deutschen  Juristenzeitung" 
vom  1.  Januar  1906.  Einen  jährlichen  Überblick  über  die  offiziellen 
Konferenzen  bringt  das  „Annuaire  de  la  Yie  internationale"  von  Fried. 

'  Auf  diesen  Werdegang  hat  in  trefflicher  Weise  Schlief  hin- 
gewiesen. Vgl.  a.  a.  0.,  namentlich  S.  140  f.  Die  früheren  Kongresse 
hatten  lediglich  die  materielle  Grundlage  des  Völkerrechts  festzusetzen. 
Zunächst  mulste  die  geschaffene  Ordnung  der  Dinge  in  materieller  Be- 
ziehung, aus  allgemeinen,  inneren  Gründen,  wohlgefügt  erscheinen,  bevor 
man  an  weitere  völkerrechtliche  Fortschritte  denken  konnte.  Nachdem 
insbesondere  der  Kleinstaaterei  ein  Ende  gemacht  war,  sei  für  den 
Staatsmann  alle  Veranlassung  zu  dem  Anerkenntnis  gegeben,  dafs  das 
bestehende   Staatensystem    als   grundsätzlich   stabil  angesehen  werden 
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Konferenzen  insofern  gewissermafsen  die  Vorbedingung  für 
das  Zustandekommen  der  in  den  letzten  Dezennien  auf 
internationalen  Konferenzen  erzielten  mannigfaehen  Fort- 
schritte, 80  darf  man  anderseits  aber  doch  betonen,  dafs 
speziell  vom  völkerrechtlichen  Standpunkte  aus  die  neueren 
Konferenzen  schon  insofern  eine  höhere  Bedeutung  be- 
anspruchen können,  als  sie  sich  von  vornherein  gewisse  recht- 
liche Ziele  setzten,  die,  über  die  jeweiligen  politischen  Zeit- 
fragen hinaus,  auch  für  die  Zukunft  eine  Errungenschaft 
bedeuten*.  So  wie  man  daher  früher  mit  Recht  von  poli- 
tischen Konferenzen  sprechen  konnte,  so  darf  man  heute  in  der 
Tat  sich  bei  weitaus  den  meisten  dieser  diplomatischen  Ver- 
sammlungen des  Wortes    „Völkerrechtskonferenz''   bedienen. 


könne  und  müsse.  Europa  sei  gegenwärtig  offenbar  bei  einer  Aus- 
gestaltung der  internationalen  Beziehungen  angelangt,  die  nicht  nur  als 
Notbehelf,  sondern  geradezu  aus  inneren  sachlichen  Gründen  als  durch- 
aus vernünftig  und  zweckentsprechend  anzuerkennen  sei  und  auch  an- 
erkannt werde.  Auf  S.  495  fragt  Schlief  sodann,  warum  man  denn  nicht 
auch  solche  Kongresse  berufen  sollte,  auf  denen  die  Fortentwicklung 
des  Völkerrechts  zum  Gegenstande  planmäfsiger  Beratung  erhoben 
werde,  denn  tatsächlich  handle  es  sich  doch  bei  allen  auf  die  Pazi- 
fizierung  der  Kulturwelt  gerichteten  Ideen  um  nichts  anderes,  als  um  die 
naturgemäße  Ausbildung  des  Völkerrechts.  —  Diese  Frage  Schliefs  ist  in- 
zwischen durch  die  Einberufung  der  Haager  Konferenz  beantwortet  worden. 
^  Dieses  Moment  betont  v.  Martens,  vgl.  oben  im  §  6,  S.  121.  Auf 
den  verschiedenen  Charakter  der  früheren  und  der  neueren  Konferenzen 
weist  auch  Gate  11  an i,  a.  a.  0.  S.  891  hin:  „Les  Conventions  internatio- 
nales et  les  Congr^s  ont  pris  enfin  au  cours  du  19«  si^cle  un  developpe- 
ment  consid^rable.  Leur  caract^re  pr<^pond^rant  s'est  toutefois  modifie. 
Aux  Conferences  et  aux  trait^s  exclusivement  politiques  se  sont  Sub- 
stituts des  Congr^s  et  des  Conventions  d'une  nature  sociale  et  4cono- 
mique.  Et  ainsi  deux  mati^res,  en  quelque  sorte  nouvelles,  ont  ete 
ajout^es  au  droit  international  positif:  le  droit  international  prive  et  le 
droit  international  administratif.**  Vgl.  auch  Bonfils,  8.  417;  Kama- 
rowsky,  S.  98.  Auch  Heffter,  S.  470  betont  übrigens,  als  beliebteste 
Form  zur  Verhandlung  auswärtiger  Staatsangelegenheiten  von  höherem 
Interesse  habe  sich  in  neuester  Zeit  die  Verhandlung  auf  Kongressen 
ergeben ;  während  man  in  älterer  Zeit  vornehmlich  nur  Friedenskongresse 
kannte,  habe  das  19.  Jahrhundert  das  Beispiel  auch  von  solchen  Kon- 
gressen ergeben,  die  bezweckten,  überhaupt  über  Verhältnisse  von  all- 
gemeiner Wichtigkeit  gemeinschaftliche  Beschlüsse  zu  fassen. 
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Mit  diesem  Worte  sind  aber  auch  schon  die  Aufgaben 
dieser  Konferenzen  angedeutet.  Die  Fortbildung  des  Völker- 
rechts erscheint  als  ihr  wesentlichstes  Ziel,  ihre  Aufgaben 
fallen  zum  grofsen  Teile  zusammen  mit  den  Aufgaben  des 
Völkerrechts  überhaupt. 

Die  Bedeutung,  die  den  internationalen  Konferenzen  für 
die  Erfüllung  dieser  Aufgaben  zukommt,  hat  man  neuerdings 
immer  klarer  erkannt^.  Durch  einen  Überblick  über  die 
Arbeiten  der  bisherigen  Konferenzen  wird  man  sich  ohne 
weiteres  von  dieser  Bedeutung  Rechenschaft  geben  können. 
£s  würde  zu  weit  führen  und  erscheint  mir  auch  nicht  ge- 
boten, hier  einen  solchen  Überblick  zu  geben  und  damit  auf 
das  Wesen  der  Konferenzen  im  allgemeinen  ein- 
zutreten. Und  zwar  auch  nicht,  insoweit  die  Fortbildung 
des  Völkerrechts  überhaupt  durch  solche  Staaten- 
versammlungen in  Betracht  kommt.  Denn  es  ist  aufser  Frage, 
dafs   alle  gröfseren  völkerrechtlichen  Fortschritte  heute  im 

^  Ich  zitiere  nur  Zorn,  a.  a.  0.:  „Dem  aufmerksamen  Beobachter 
der  internationalen  Dinge  kann  es  nicht  entgehen,  da(s  diese  Form  der 
Kegelung  völkerrechtlicher  Fragen  im  Laufe  kurzer  Zeit  eine  sehr  grofee 
Bedeutung  empfangen  hat  und  dals  auf  Grund  der  damit  gemachten  Er- 
fahrungen eine  starke  Tendenz  besteht,  ihr  eine  noch  grölsere  Wirksam- 
keit zu  geben.''  Zorn  betont  auch  mit  Recht:  „Eine  Fortbildung  des 
Völkerrechtes  durch  internationale  Konferenzen  ist  auf  den  verschiedensten 
Gebieten  erfolgt ;  einen  enormen  Vorzug  hat  diese  Form  von  vornherein 
darin,  dafs  sie  sofort  eine  Rechtsgemeinschaft  unter  einer  größeren  An- 
zahl von  Staaten  herstellt  und  dafs  sie  durch  urkundliche  Verbriefung 
der  Ergebnisse  in  Staatsverträgen  sofort  möglichste  Rechtsklarheit  und 
Rechtssicherheit  schafft.'^  Ferner  S.  88:  „Es  kann  somit  nach  den  bis- 
herigen Erfahrungen  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  das  bewährte 
Mittel  internationaler  Verständigung,  als  welches  die  Konferenzen  sich 
erwiesen  haben,  künftig  für  die  Praxis  des  Völkerrechts  noch  bedeut- 
samer werden  wird,  als  es  dies  heute  schon  ist.  Verschiedene  Fragen, 
in  denen  die  Interessen  der  Mächte  im  wesentlichen  gleich  sind,  ver- 
langen gebieterisch  eine  Lösung  auf  der  Grundlage  einer  internationalen 
Rechtögemeinschaff  Bonfils,  S.  418  bemerkt  ebenfalls  mit  Recht: 
„Künftige  Kongresse  sollten  sich  das  Ziel  setzen,  völkerrechtliche  Normen 
niederzulegen  und  weiter  zu  entwickeln,  die  Freiheit  und  die  Rechte 
aller  Völker  zu  verteidigen  und  zu  schützen;  nie  aber  sollten  sie  die 
Vorherrschaft  einer  Macht  über  andere  Staaten  begünstigen." 

31* 
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Konferenzwege  erzielt  werden.  So  wie  die  Staatsverträge 
überhaupt  der  Fortbildung  des  Völkerrechts,  wenn  auch  nur 
des  partikularen,  dienen  können,  so  dienen  die  allgemeinen 
Staatsverträge ,  die  Eonferenzabkommen ,  insbesondere  den 
grofsen,  allgemeinen  völkerrechtlichen  Fortschritten. 

Diese  Tatsache  mufs  man  zweifellos  in  demselben  Mafse 
begrttfsen,  in  dem  man  ein  allgemeines  Völkerrecht  für  den 
höheren  Ausdruck  der  Solidarität  der  Staaten  und  Völker 
gegenüber  einem  blofs  partikularen  Völkerrecht  anerkennt. 
So  wie  uns  ein  kollektives  Vorgehen  der  Mächte  überhaupt 
auch  angesichts  von  Konflikten  zwischen  Mitgliedern  der 
Staatengemeinschaft  als  diejenige  Form  erschienen  ist,  die 
gegenüber  einem  isolierten  Vorgehen  einzelner  den  un- 
bedingten Vorzug  verdient,  und  so  wie  wir  daher  ins- 
besondere für  das  Vermittlungsanerbieten  und  für  die  Aus- 
übung der  Erinnerungspflicht  des  Artikel  27  die  kollektive 
Form  für  die  zu  bevorzugende  erklärt  haben,  so  wird  man 
auch  ganz  allgemein  sagen  dürfen,  dafs  ein  gemeinsames  Vor- 
gehen einer  gröfseren  Anzahl  von  Staaten  die  beste  Garantie 
für  den  völkerrechtlichen  Fortschritt,  die  beste  Sanktion  des 
Völkerrechts  ist.  Und  man  mufs  daher  hoflien,  dafs  der  Kon- 
ferenzweg sich  mehr  und  mehr  im  internationalen  Verkehr 
einbürgern  werde,  und  dafs  auf  diesem  Wege  die  mannig- 
faltigen Aufgaben,  die  das  Völkerrecht  an  die  Gegenwart  und 
Zukunft  zu  stellen  scheint,  ihrer  Lösung  entgegenreifen  mögen®. 


*  Die  Vorzüge  des  kollektiven  Vorgehens  im  Eonferenzwege  betont 
u.  a.  Kamarowsky,  a.  a.  0.,  insbesondere  unter  dem  Gesichtspunkte 
der  Eollektivvermittlung.  £r  weist  darauf  hin,  da(s  manche  ältere 
Autoren  die  Konferenzen  fQr  schädlich  hielten,  während  andere,  „en 
s'attachant  principalement  k  l'idee,  y  yoient  l'organe  appel^  k  servir 
d'expression  aux  int^rSts  g^näraux  et  aux  convictious  juridiques  du 
monde  civilis^."  Bulmerincq  (bei  H.  H.  IV,  S.  18)  bemerkt,  die 
Form  der  Eollektivwirksamkeit  der  Staaten  sei  nach  dem  Völkerrecht 
wegen  des  Grundrechts  der  Gleichheit  der  Staaten  und  in  Rücksicht  auf 
die  vorhandene  und  in  Wirksamkeit  zu  erhaltende  Rechtsgemeinschaft 
der  Staaten  eine  völlig  angemessene.  Kasansky  (in  der  „Berliner 
Wissenschaftlichen  Eorrespondenz"  a.  a.  0.)  schreibt:  „Jedes  intematio- 
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An  dieser  Stelle,  wo  wir  es  speziell  nur  mit  denjenigen 
Aufgaben  zu  tun  haben,  die  sich  auf  die  Fortbildung  des 
völkerrechtlichen  Verfahrens  beziehen,  haben  natürlich  ins- 
besondere diejenigen  Konferenzen  Interesse,  die  sich  die  Er- 
reichung dieses  Ziels  besonders  zur  Aufgabe  setzen.  Und 
das  sind,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Haager  Friedens- 
konferenzen. Diese  haben,  im  Gegensatz  zu  manchen 
anderen,  älteren  und  neueren  Konferenzen,  alle  politischen 
Ziele  und  Bestrebungen  von  vorherein  beiseite  gelassen  und 
sich  die  Fortbildung  des  Völkerrechts  als  einziges  Ziel  gesetzt. 
Sie  verdienen  daher  —  mag  man  über  die  Resultate,  die  bisher 
erzielt  wurden,  auch  noch  so  verschieden  denken  —  voll  und 
ganz  den  Namen  von  Völkerrechtskonferenzen.  Unter  ihren 
Zielen  steht  die  Regelung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens 
an  oberster  Stelle.  Die  erste  Konferenz  hat  in  dieser  Richtung 
bereits  eine  kodifizierende  Tätigkeit  entfaltet,  indem  sie  neben 
verschiedenen  kriegsrechtlichen  Materien  speziell  das  Verfahren 
in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  einer  einläfslichen  Nor- 
mierung unterzogen  hat.  Es  ist  daher  wohl  selbstverständlich, 
dafs  man  Aufgabe  und  Zweck  der  künftigen  Haager  Kon- 
ferenzen in  denselben  Richtungen,  in  der  Fortsetzung  dieses 
begonnenen  Werkes,  zu  suchen  hat. 

Uns  interessiert  nun  von  den  Aufgaben  der  Haager  Kon- 
ferenzen hier  nur  derjenige  Teil,  der  das  völkerrechtliche 
Verfahren  betrifft,  das  durch  die  Konvention  für  die  friedliche 
Regelung  internationaler  Streitigkeiten  geregelt  ist.  Die  Fort- 
bildung dieses  Verfahrens  habe  ich  als  die  eigentliche,  die  wich- 
tigste Aufgabe  der  Haager  Völkerrechtskonferenzen  bezeichnet. 

Es  mag  sein,  dafs  spätere  Haager  Völkerrechtskonferenzen 
sich  auch  dem  materiellen  Völkerrecht  zuwenden  und  ver- 


nale  Organ  erscheint,  ganz  abgesehen  von  seiner  speziellen  Bedeutung, 
als  ein  äu&erer  Ausdruck  der  internationalen  Gemeinschaft  vieler  gesell- 
schaftlichen Interessen  der  Gegenwart.  Jeder  neue  Vertrag  zwischen 
den  Staaten,  besonders  Weltverträge,  festigen  den  Weltfrieden  und  ver- 
mindern die  Möglichkeit  eines  Krieges.^ 
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suchen  werden,  auch  hier  einzelne  Teile  zu  kodifizieren^. 
Vorläufig  hat  sich  die  erste  Haager  Konferenz  —  und  an- 
scheinend wird  es  auch  die  zweite  tun  —  jedenfalls  speziell  dem 
formellen  Völkerrecht  zugewandt  und  hier,  wie  wir  gesehen 
haben,  bereits  eine  weitgehende  Kodifikation  geschaffen.  E& 
ist  wohl  mehr  als  blofser  Zufall,  dafs  die  Kodifikation  des 
Verfahrens  im  Völkerrecht  derjenigen  des  materiellen  Völker- 
rechts vorausgegangen  ist.  Wir  begegnen  dieser  Tatsache, 
dafs  das  Verfahren  zuerst  der  Rechtssetzung  unterworfen 
wird,  auch  auf  anderen  Gebieten^.  Und  speziell  im  Völker- 
recht war  die  Kodifikation  des  Verfahrens  zweifellos  die 
dringlichere  Aufgabe:  die  Regelung  des  völkerrechtlichen 
Verfahrens  wird  vielleicht  an  Bedeutung  von  keiner  anderen 
Aufgabe  der  Gegenwart  auf  rechtlichem,  zugleich  aber  auch 
auf  politischem  und  kulturellem  Gebiet,  erreicht. 

So  darf  man  denn  nicht  nur  den  weiteren  Arbeiten  der 
Haager  Konferenzen  mit  Interesse  entgegensehen,  sondern 
man  darf  auch  dasjenige,  was  man  von  der  zukünftigen  Ent- 
wicklung des  Völkerrechts  hofft  und  erwartet,  zum  grofsen, 
wenn  nicht  gröfsten  Teile  in  Zusammenhang  mit  den  Arbeiten 
dieser  Konferenzen  bringen.  Und  wenn  wir  also  im  Laufe 
dieser  Untersuchung  dazu  gelangt  sind,  eine  Reihe  von  Be- 
ziehungen zu  erörtern,  in  denen  das  Verfahren  des  Völker- 
rechts denkbarerweise  und  bei  allseitigem  gutem  Willen  fort- 
gebildet werden  könnte,  so  werden  wir  uns  mit  diesen  ge- 
wonnenen Resultaten,  mit  unseren  Postulaten,  zweifellos  in 
erster  Linie  an  die  Haager  Konferenzen  zu  wenden  haben. 


"^  Auf  das  Postulat  einer  „Kodifikation  des  Völkerrechts^  komme 
ich  unten  im  §  21  noch  zu  sprechen. 

^  Vgl.  auch  Catellani,  a.  a.  0.  S.  888:  „Dans  les  rapports  relatifs 
ä  la  guerre  comme  dans  ceux  concernant  la  paix,  dans  le  droit  diplomatique 
et  consulaire  comme  dans  le  droit  maritime,  c'est  la  proc^dure  inter- 
nationale qui  Burtout  a  progresse,  par  application  d*ane  loi  constante  du 
progres  juridique,  d'apr^s  laquelle  les  regles  de  la  procedure  pr^cddent 
chronologiquement  les  regles  qui  touchent  an  fond  du  droit. '^ 
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Diese  sind  das  gegebene,  wenn  nicht  das  einzige  Organ,  das 
fQr  die  Fortbildung  dieses  Völkerrechtsgebiets  in  Betracht 
kommen  kann.  Zweifellos  haben  daher  diejenigen  Regierungen, 
die  sich  die  Einberufung  dieser  Konferenzen,  sowie  die  Fest- 
stellung der  Programme  vorbehalten  haben,  vor  dem  Völker- 
recht und  vor  der  Kulturwelt  eine  hohe  und  keineswegs  leichte 
Mission  zu  erfüllen  übernommen.  Sie  haben,  indem  sie  die 
Aufgaben  der  künftigen  Völkerrechtskonferenzen  umschreiben, 
die  zukünftige  Gestaltung  des  Völkerrechts  zum  Teile  in  ihre 
Hand  genommen. 

Wenn  wir  uns  nun  aber  der  Frage  zuwenden,  worin  denn 
diese  Aufgaben  der  Völkerrechtskonferenzen,  insoweit  sie  das 
Verfahren  anlangen,  eigentlich  bestehen,  dann  können  wir 
ohne  weiteres  an  unsere  vorhergehende  Untersuchung  an- 
knüpfen. Das,  was  wir  dort  gefunden  haben,  dürfte  mit  diesen 
Konferenzaufgaben  grofsenteils  identisch  sein. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  also  einmal  kurz  in  den  Grund- 
zügen die  Resultate  unserer  Untersuchung,  um  dann  auf 
Grund  davon  die  Aufgaben  der  künftigen  Konferenzen  zu- 
sammenzufassen. Welches  waren  im  wesentlichen  die  Rich- 
tungen, nach  denen  uns  die  zukünftige  Entwicklung  des 
völkerrechtlichen  Verfahrens  zu  tendieren  schien  ?  Und  welche 
allgemeinen  Postulate  dürfen  wir  wohl  aus  den  gewonnenen 
Einzelresultaten  ableiten®?  — 

Im  einzelnen  haben  sich  die  Postulate,  zu  denen  wir 
gelangt  sind,  zunächst  auf  eine  Regelung  der  Anwendung 
des  völkerrechtlichen  Verfahrens  bezogen.  Während  z.  B.  das 
schiedsgerichtliche  Verfahren  im  engeren  Sinn  sowohl,  wie  die 
Organisation  des  Schiedsgerichtshofs,  im  grofsen  und  ganzen 
betrachtet,  zu  befriedigen  vermochten,  mufsten  wir  vor  allen 
Dingen  eine  ausreichende  Regelung  der  Anwendung  dieses 
Verfahrens  vermissen.    Und  zu  demselben  Resultat  sind  wir 


*  Vgl.  dazu  auch  die  Zusammenstellung  der  Einzelresultate  unten 
im  §  22. 
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auch  beim  Vermittluagsverfahren  und  beim  Untersuchungs- 
verfahren  gelangt.  Die  Beobachtungen,  die  sich  uns  ergeben 
haben,  sind  also  in  diesem  Punkte  bei  allen  Arten  des  Ver- 
fahrens so  ziemlich  dieselben  gewesen.  Es  handelt  sich  im 
Grunde  überall  um  dieselben  Postulate. 

Entsprechend  der  Eigenart  des  Völkerrechts  kann  nun  von 
einer  absolut  festen  Regelung  der  richterlichen  und  sonstigen 
Kompetenzen  nach  innerstaatlichem  Muster  beim  völkerrecht- 
lichen Verfahren  natürlich  nicht  die  Rede  sein.  Es  ist  hier  Alles 
mehr  oder  weniger  in  den  freien  Willen  der  Streitteile  gestellt, 
und  mufs  das  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  bleiben.  Aber 
eben  doch  auch  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade.  Eine 
Weiterentwicklung  erscheint  trotzdem,  wie  wir  gesehen  haben, 
nicht  nur  erwünscht  und  geboten,  sondern  auch  möglich. 
Die  Richtung  dieser  zukünftigen  Gestaltung  der  völkerrecht- 
lichen Kompetenzen  dürfte  aber  bei  den  einzelnen  Arten  des 
Verfahrens  voraussichtlich  eine  einigermafsen  parallele  sein. 

Die  Streitteile  können  zunächst  selbst  die  Initiative 
zur  Anwendung  einer  der  Arten  des  völkerrechtlichen  Ver- 
fahrens ergreifen,  sie  können  die  Vermittlung,  Untersuchung 
oder  das  Schiedsgericht  „anrufen".  Insofern  eine  rechtliche 
Pflicht  zu  einer  solchen  „Anrufung""  statuiert  ist,  müssen 
sie  eine  Verfahrensart  anrufen.  So  gemäfs  Artikel  2,  „si  les 
circonstances  le  permettent",  die  Vermittlung.  So  gemäfs 
Schiedsvertrags,  insoweit  die  Schiedsklausel  dies  vorschreibt, 
das  Schiedsgericht.  Die  Tendenz  der  Entwicklung  geht  nun 
aber  offenbar  dahin  —  das  haben  gerade  die  Verhandlungen 
im  Haag  wohl  zur  Evidenz  erwiesen  — ,  diese  Parteiinitiative 
einigermafsen  in  feste  Regeln  zu  bringen,  dadurch,  dafs  die 
Parteien  im  voraus  in  der  Konvention  oder  sonst  vertraglich 
sich  zum  „Anrufen"  des  Verfahrens  bezw.  einzelner  Arten  des 
Verfahrens  bereit  erklären,  dafs  sie  sich  somit  selbst  schon  im 
voraus  mehr  oder  weniger  binden.  Diese  Tendenz  nach  be- 
stimmten, festen  Regeln,  die  in  der  Natur  der  Entwicklung 
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jedes  rechtlichen  Verfahrens  gelegen  ist,  und  daher  zweifellos 
auch  eine  innere  Begründung  hat,  kann,  wie  gesagt,  im 
Völkerrecht  mir  in  beschränktem  Mafse  Berücksichtigung 
finden,  damit  der  Selbständigkeit  der  Staaten  nicht  zu  nahe 
getreten  wird.  Eine  absolut  feste  Regelung  der  Kompetenzen 
erscheint  im  Völkerrecht  ausgeschlossen.  Ein  gewisser  Spiel- 
raum mufs  den  Streitteilen  unter  den  heutigen  politischen  Ver- 
hältnissen unter  allen  Umständen  erhalten  bleiben.  Aber  ander- 
seits sind  gewisse  Fortschritte  nach  dieser  Richtung  hin  doch 
auch  für  das  Völkerrecht  möglich.  Zu  diesen  darf  man  z.  B. 
das  obligatorische  Anrufen  des  Schiedsgerichts  innerhalb  eines 
beschränkten,  umschriebenen  Anwendungsgebiets  einerseits, 
das  obligatorische  Anrufen  der  Untersuchungskommissionen 
anderseits  rechnen.  Gelänge  es  einmal,  so  für  alle  Arten  des 
völkerrechtlichen  Verfahrens  eine  Verpflichtung  zur 
Parteiinitiative  aufzustellen,  dann  wäre  damit  ein  un- 
gemein grofser  Fortschritt  im  Völkerrecht  gemacht,  selbst  wenn 
diese  Verpflichtung  nicht  bei  allen  Verfahrensarten  eine  absolute, 
bezw.  eine  gleich  weitgehende,  wäre  und  also  z.  B.  beim  Schieds- 
gericht sich  auf  bestimmte  Streitfälle  beschränkte,  so  wie  sie 
bei  der  Vermittlung  heute  von  der  Umstandsklausel  abhängt 
Diese  Beschränkungen  würden,  sobald  einmal  der  Grund- 
satz der  obligatorischen  Parteiinitiative  für  das 
Verfahren  im  allgemeinen  anerkannt  wäre,  um  des- 
willen nicht  schaden,  weil  da,  wo  die  eine  Verfahrensart  viel- 
leicht versagte,  die  andere  in  die  Lücke  zu  treten  vermöchte. 
Aufserdem  aber  noch  aus  einem  weiteren  Grund.  Die 
Parteiinitiative,  das  „Anrufen",  ist,  wie  wir  gesehen  haben, 
keineswegs  die  einzige  Form,  in  der  eine  Anwendung  des 
völkerrechtlichen  Verfahrens  herbeigeführt  werden  kann.  Zu 
ihr  gesellt  sich  das  „Anerbieten"  der  Vermittlung,  bezw. 
der  Hinweis  auf  das  Schiedsgericht  oder  auf  die  Unter- 
suchungskommissionen. Zu  der  Parteiinitiative  kommt 
also    die    Initiative   der    dritten   Mächte,   der  Neu- 
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tralen,   der   internationalen   Gemeinschaft.    Wo   die   Partei- 
initiative  versagt,  sei  es  nun,  dafs  eine  Bechtspflicht  dazu 
überhaupt  nicht  besteht,  oder  dafs  diese  Pflicht  sich  nicht 
auf  einen  konkreten  Fall  erstreckt,  oder  dafs  die  Parteien 
schlief  such  Bedenken  tragen,  dieser  Pflicht  ohne  weiteres  von 
sich  aus  nachzukommen,  da  kann  also  die  Initiative  Dritter 
eingreifen,  da  kann  die  Anwendung  des  völkerrechtlichen  Ver- 
fahrens im  Wege  einer  Mitwirkung  dritter  Staaten  herbei- 
geführt werden.    Schon   die  jetzige  Konvention  —  und  das 
ist  einer  der  gröfsten  Fortschritte,  den  sie  gegenüber  dem 
bisherigen  Becht  gezeitigt  hat  —  verleiht  den  dritten  Vertrags- 
mächten dazu  unter  allen  Umständen  einen  Bechtstitel. 
Sie    anerkennt    somit    das    Prinzip,    dafs    dritte 
Mächte  ein  Becht  haben,  darauf  hinzuwirken,  dafs 
von  dem   völkerrechtlichen  Verfahren  Gebrauch 
gemacht  wird-    Dieses  Prinzip  bringt  schon  der  Artikel  1 
der    Konvention    zum    Ausdruck.     Es    ist   dann    weiter   im 
Artikel  3  ausdrücklich  anerkannt.    Dieser  Artikel,  der  das 
Vermittlungsanerbieten  sanktioniert,  involviert,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  das  Anerbieten  der  Vermittlung  auch  in  der 
Form   des  Hinweises   auf   das  Schiedsgericht   oder   auf  die 
Untersuchungskommission   und   hat  also  insofern  auch  eine 
generelle  Bedeutung.     Und  schliefslich  enthält  auch  der 
Artikel  27   eine  Anerkennung  dieses  Prinzips,  sogar  in  der 
Form  einer  „moralischen  Pflicht".    Diejenigen,  die  über  das, 
was  im  Haag  erreicht  wurde,  so  geringschätzig  urteilen,  ahnen 
oflFenbar  gar  nicht,  welch  ein   bedeutungsvolles  Prinzip  hier 
durch  die  Konvention  offiziell  seinen  Einzug  in  das  geltende 
Völkerrecht  gehalten  hat,   ein  Prinzip,  das  für  die  Zukunft 
denn  doch  von  ganz  anderer  praktischer  Bedeutung  werden 
dürfte,  als  die  Proklamationen  der  Heiligen  Allianz  und  anderer 
Konferenzen. 

Aber  die  Tendenz  geht  heute  bereits  über  die  blofse  An- 
erkennung dieses  Prinzips,  über  die  blofse  Kreierung  eines 
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Bechtstitels  offenbar  weit  hinaus.  Das  haben  die  Verhandlungen 
im  Haag  deutlich  genug  bewiesen.  Der  Artikel  27  insbesondere 
wollte  ursprünglich  eine  eigentliche  Rechtspflicht  statuieren. 
Aber  diese  rechtliche  Verpflichtung  sollte  richtigerweise  nicht 
nur  mit  bezug  auf  das  Schiedsverfahren,  sondern  generell 
anerkannt  werden,  für  die  Anwendung  des  völkerrechtlichen 
Verfahrens  überhaupt.  Eine  solche  generelle  Rechts- 
pflicht zu  schaffen,  durch  Umgestaltung  des  Artikel  3  und 
auch  des  Artikel  1  zu  einem  wirklichen  rechtlichen  Obliga- 
torium, das  wäre  jedenfalls  der  gröfste  Rechtsfortschritt,  den 
die  Haager  Konvention  in  absehbarer  Zeit  bringen  könnte. 

Ich  betone  das:  könnte.  Denn  das,  was  einer  all- 
gemeinen, unbeschränkten  und  unbedingten  Statuierung  einer 
Rechtspflicht  zur  Parteiinitiative  für  die  friedliche  Bei- 
legung voraussichtlich  im  Wege  stehen  dürfte  —  nämlich  die 
Notwendigkeit,  die  Freiheit  der  staatlichen  Entschliefsung  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  zu  wahren  —  das  steht  einer  Ver- 
pflichtung der  dritten  Mächte  zum  „Anerbieten",  zum 
„Hinweis"  auf  das  rechtliche  Verfahren  nicht  im  Wege ;  denn 
die  Streitteile  werden  ja  durch  einen  solchen  „Hinweis",  ein 
solches  „Anerbieten"  in  keiner  Weise  gebunden.  Wo  eine 
Obligation  der  Streitteile  besteht,  da  besteht  sie  in  jedem 
Falle  schon  vorher,  schon  ohne  diesen  „Hinweis".  Dieser 
letztere  erleichtert  ihnen  dann  also  lediglich  die  Erfüllung 
einer  so  wie  so  schon  bestehenden  Verpflichtung.  Man  wird 
somit  diesem  Postulat  gegenüber  in  der  Tat  sagen  dürfen, 
dafs  rechtlich  kein  Grund  vorhanden  ist,  einen  solchen  Fort- 
schritt für  undenkbar  oder  für  mit  dem  Wesen  des  Völker- 
rechts nicht  vereinbar  zu  erklären.  Ja,  man  wird  ganz  im 
Gegenteil  behaupten  dürfen,  dafs  wohl  kein  anderer  Rechts- 
fortschritt so  sehr  im  Wesen  des  Völkerrechts  begründet  wäre, 
wie  gerade  dieser.  Die  völkerrechtliche  Solidarität  könnte 
sich  kaum  in  zutreffenderer  Weise  dokumentieren,  als  in  einer 
solchen  friedensstiftenden  Tätigkeit  der  Neutralen.    Es  wäre 
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das  der  Weg,  um  das  oben  citierte  Postulat  des  «^philosophischen 
Völkerrechts",  wie  v.  Kaltenborn  es  nennt",  allmählich 
wenigstens  teilweise  Bestandteil  des  geltenden  Völkerrechts 
werden  zu  lassen.  Wenn  so  aus  dem  jetzigen  Rechtstitel  der 
^Erinnerung*'  durch  die  Haager  Konvention  eine  generelle 
Kechtspflicht  geschaffen  würde,  dann  wäre  dies  eine  Ab* 
schlagszablung  an  die  Kaltenborn  sehe  Forderung,  die  der 
Fortbildung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  in  der  Tat 
wesentlich  die  Wege  ebnen  würde. 

Wir  begegnen  also,  daran  läfst  sich  nicht  wohl  zweifeln, 
mit  bezug  auf  die  Initiative  dritter  Mächte  zur  friedlichen  Er- 
ledigung von  Streitigkeiten  offenbar  derselben  Tendenz,  wie 
mit  bezug  auf  die  Parteiinitiative.  Auf  beiden  Seiten 
tendiert  die  heutige  Entwicklung  nach  der 
Schaffung  von  wirklichen  Rechtspflichten. 
Diese  Tendenz  ist  vielleicht  auf  beiden  Seiten  nicht  überall 
gleich  stark.  Der  Schwerpunkt  dürfte  bei  einzelnen  Ver- 
fahrensarten neuerdings  vielleicht  sogar  entschieden  auf  die 
Initiative  der  Neutralen  zu  legen  sein.  Man  hat  erkannt, 
dafs  es  für  eine  Initiative  der  Parteien  gegenüber  bestimmten 
Arten  des  Verfahrens  immerhin  Schranken  gibt,  die  sich 
nicht  ganz  leicht  beseitigen  lassen,  dafs  für  die  Parteien  ge- 
wisse Bedenken  vorhanden  sein  können,  gleichviel,  ob  die 
Initiative  nun  auf  die  Anrufung  eines  Schiedsgerichts,  einer 
Vermittlung  oder  einer  Untersuchungskommission  hinauslaufen 
soll.  Namentlich  das  Anrufen  der  Vermittlung  erscheint  in 
der  Tat  unter  Umständen  heikel,  aber  auch  für  das  Anrufen 
des  Schiedsgerichts  können  Bedenken  vorliegen,  wenigstens 
solange  eine  Verpflichtung  zu  einer  solchen  Anrufung  nicht 
vorliegt.  Alle  diese  Schranken,  die  allerdings  häufig  etwas 
übertrieben  grofs  geschildert  worden  sind,  fallen  für  eine 
Initiative  seitens  dritter  Mächte,  die  ja  schon  deshalb  unter 


'^  Siehe  oben  §  8,  S.  167. 
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allen  Umständen  einen  anderen  Charakter  trägt,  da  sie  noch 
keinerlei  Entschliefsung  seitens  der  Streitteile  involviert, 
hinweg.  Die  Neutralen  können  die  Initiative,  zu  der  sie 
berechtigt  oder  verpflichtet  erscheinen,  jederzeit  unbedenklich 
ergreifen.  Wirkliche,  namentlich  auf  die  staatliche  Souveränität 
zu  basierende,  Hinderungsgründe  können  dabei  nicht  in  Frage 
kommen.  Die  dagegen  im  Haag  von  einigen  Staaten  geltend 
gemachten  Bedenken  beruhten  lediglich  auf  Mifstrauen  und 
auf  einer  Yerkennung  der  einer  solchen  Initiative  zugrunde 
liegenden  Absichten.  Man  darf  hoffen,  dafs  diese  Staaten  sich 
seither  über  die  wirklichen  Absichten  der  Haager  Konferenz 
zu  orientieren  Gelegenheit  gefunden  haben  und  jetzt  ebenfalls 
davon  überzeugt  sind,  dafs  die  Rechtsinstitute  der  Haager 
Konvention  mit  Intervention  nicht  das  Mindeste  zu  tun  haben. 

So  möchte  ich  denn  sagen,  dafs  es  insbesondere  zu  den 
Aufgaben  künftiger  Konferenzen  gehören  dürfte,  die  Initiative 
der  dritten  Staaten  auf  friedliche  Beilegung  der  Streitigkeiten 
noch  weiter  auszugestalten.  Praktisch  dürfte  hierauf,  wie  ge- 
sagt, vielleicht  ebensoviel  oder  noch  mehr  Wert  zu  legen  sein, 
wie  auf  die  Statuierung  weiterer  Pflichten  auf  selten  der 
Streitteile,  obschon  natürlich  auch  nach  dieser  Richtung  hin 
gewisse  Fortschritte  unbedingt  erforderlich  sind.  Aber  in  einer 
erhöhten,  in  einer  garantierten  Mitwirkung  der  dritten  Mächte 
erblicke  ich  eine  der  wesentlichsten  Richtungen,  nach  denen 
der  Fortschritt  des  Völkerrechts  heute  tendieren  dürfte.  Und 
dafs  dieser  Fortschritt  an  sich  durchaus  zu  den  erreich- 
baren gehört,  das  bedarf  nach  dem,  was  oben  auseinander- 
gesetzt worden  ist,  keiner  Darlegung  mehr.  — 

Allgemeiner  gesprochen  geht  also  die  Tendenz  bei  der 
Entwicklung  unserer  Rechtsmaterie  offenbar  auf  die  Schaffung 
von  wirklichen  Rechtspflichten.  Eine  obliga- 
torische Ausgestaltung  insbesondere  der  Haager 
Konvention  in  dem  obigen  Sinne,  das  erscheint  als  das 
eigentliche  Ziel,  gleichviel,  ob  nun  diese  Pflichten  für 
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die  Streitteile  oder  für  Dritte  bestehen,  gleichviel,  ob  sie  sich 
auf  Vermittlung,  Schiedsgericht  oder  Untersuchung  beziehen 
sollen.    Überall  besteht  offenbar  das  Bedürfnis,  die  staatlichen 
Vereinbarungen  vom  Boden  blofser  rechtlicher  Zufälligkeiten 
auf   einen    gesicherten    Rechtsboden    hinüberzuleiten. 
Gewifs  mit  Unterschieden  bei  den  einzelnen  Arten  des  Ver- 
fahrens!   Die  gedachte  Tendenz  erscheint  bald  stärker,  bald 
weniger  stark,  je  nach  dem  Charakter  des  einzelnen  Verfahrens. 
Aber  sie  läfst  sich  doch  überall  erkennen.  Ganz  ohne  alle  recht- 
lichen Verpflichtungen  ist  eben  ein  Fortschritt  in  der  Materie 
einfach  undenkbar.     Man  mufs  sich  darüber  klar  sein,  dafs 
ein  „Freiwilligkeitsprinzip"   im  M  eurer  sehen  Sinne  einfach 
identisch    sein    würde    mit    der    Negation    des    völkerrecht- 
lichen   Fortschritts.      Ohne    Schaffung    von    neuen    Rechts- 
pflichten ist  auch  keine  Weiterentwicklung  der  Rechtsordnung 
denkbar.    Dafs  man  dabei  nicht  über  die  durch  die  Eigenart 
des  Völkerrechts  gezogenen  Grenzen  hinaus  darf,  ist  in  dieser 
Arbeit  des  öfteren  betont  worden.    Gewifs  mufs  die  staatliche 
Freiheit  überall  nach  Möglichkeit  unangetastet  bleiben.   Ich 
habe  das  mit  bezug  auf  eine  ganze  Reihe  von  Einzelpunkten 
besonders  hervorgehoben,  so  namentlich  mit  bezug  auf  die  Art 
der  Gestaltung  des   schiedsgerichtlichen  Verfahrens  und  die 
Organisation  des  Schiedsgerichtshofs.    Aber  bei  aller  Betonung 
der  prinzipiellen  staatlichen  Bewegungsfreiheit  mufs  man  inner- 
halb der  gegebenen  Grenzen  eben  doch  auch  auf  den  Rechts- 
fortschritt, auf  eine  Vermehrung  der  staatlichen  Pflichten  im 
internationalen  Verkehr  hinarbeiten,  die  ihrerseits  um  nichts 
weniger   im  Wesen  des  Völkerrechts,  wie   überhaupt  jedes 
Rechts,  begründet  ist.   Die  Staaten  gehen  ja  nahezu  täglich, 
mit  jedem  neuen  Vertragsschi ufs,  neue  Verpflichtungen  ein 
und  haben  insbesondere  im  partikularen  Völkerrecht  durch 
den  Abschlufs  der  permanenten  Schiedsverträge  bereits  weit- 
gehende neue  Rechtspflichten  übernommen.    So  erscheint  denn 
die  Tendenz,  die  darauf  hinauszielt,  auch  im   allgemeinen 
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Völkerrecht,  in  der  Haager  Konvention,  neue  Rechtspflichten 
zu  schaffen,  keineswegs  unberechtigt  oder  aussichtslos. 

In  jedem  Falle  darf  man  also  sagen,  dafs  sich  die  Auf- 
gaben der  künftigen  Völkerrechtskonferenzen 
dahin  zusammenfassen  lassen,  dafs  sie  neue  Rechts- 
pflichten für  die  völkerrechtliche  Gemeinschaft 
zu  schaffen  haben  angesichts  von  völkerrecht- 
lichen Streitigkeiten,  und  zwar  einerseits  Pflichten  für 
die  Streitteile,  und  anderseits  Pflichten  für  die  dritten 
Staaten.  Dabei  mufs  man  sich  aber  gegenwärtig  halten, 
dafs  Zweck  und  Inhalt  aller  dieser  hier  zu  erstrebenden 
Rechtsfortschritte  im  Grunde  eigentlich  nur  die  Statuierung 
einer  rechtlichen  Verpflichtung  ist,  in  der  sich  in  Wirklich- 
keit alle  unsere  Postulate  auf  Schaffung  von  neuen  Rechts- 
pflichten in  der  Haager  Konvention  konzentrieren:  Die  Kon- 
vention soll  und  mufs  eine  Garantie  bieten  dafür,  dafs  der 
Selbsthilfe  im  Völkerverkehr  stets  ein  Versuch  der  fried- 
lichen Lösung  der  Staatenkonflikte  vorhergehen  wird,  gleich- 
viel, ob  dieser  Versuch  nun  von  den  Streitteilen  oder  von 
Dritten  ausgeht.  Um  dies  zu  erreichen,  kann  man  nun  einmal 
um  die  Statuierung  von  wirklichen  Rechtspflichten  in  der 
Konvention  nicht  herumkommen  ^^  — 


^^  Auf  diese  Notwendigkeit  wird  in  der  Völkerrechtsliteratur  des 
öfteren  hingewiesen.  So  betont  Uli  mann,  S.  258,  dafe  die  Gesamt- 
entwicklung des  internationalen  Lebens  unstreitig  auf  eine  Vermehrung 
der  internationalen  Pflichten  der  Kulturstaaten  gerichtet  ist.  Auch 
Schlief,  a.  a.  0.,  insbesondere  S.  233,  weist  darauf  hin,  dafs  der  Sitz 
des  Übels  die  mangelhafte  Ausgestaltung  des  bestehenden  Völkerrechts 
sei.  Von  Interesse  dürfte  an  dieser  Stelle  eine  Parallele  sein,  die  Fried, 
Handbuch  S.  218  in  einem  Vortrage  v.  Liszt  mit  der  Entwicklung 
des  innerstaatlichen  Kechts  ziehen  läist  Im  letzteren  lassen  sich  danach 
drei  Stufen  der  Entwicklung  feststellen.  „Zunächst  die  erste  Stufe,  wo  zur 
Schlichtung  der  Fehde  die  Vermittlung  Unbeteiligter  angerufen  wurde. 
Auf  der  zweiten  Stufe  entwickelte  sich  eine  Institution,  an  welche  die 
Streitenden  sich  wenden  konnten,  wenn  sie  es  wollten.  Aber  gleich- 
zeitig wurde  die  Fehde  zum  Kecht  erhoben,  indem  man  das  Fehde- 
wesen reglementierte  .  .  .  Auf  der  dritten  Stufe  der  Entwicklung 
wurden  die  Streitenden  gezwungen,  sich  zum  Zwecke  der  Schlichtung 
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In  dem  soeben  erwähnten  Postulat  liegt  nun  aber  schon 
eine  weitere  Forderung  enthalten:  dafs  nämlich  die  Haager 
Konvention  sich  mit  der  Zeit  unbedingt  von  gewissen  diplo- 
matischen Anhängseln  wird  loslösen  müssen.  So  wenig 
wie  ein  Rechtsabkommen  der  Boden  ist,  um  blofs  ;,moralische 
Pflichten"  zu  konstatieren,  so  wenig  erscheinen  die  Um- 
Stands-  und  die  Ehrenklausel  in  der  Konvention  häufig 
am  Platze.  Rechtspflichten  sollen  nur  da  geschaffen  werden,  wo 
es  den  Staaten  auch  wirklich  Ernst  mit  ihrer  Befolgung  ist. 
Ist  letzteres  aber  der  Fall,  dann  erübrigen  sich  notwendiger- 
weise auch  derartige  abschwächende  „Interpretationen"  und 
Verklausulierungen,  wie  sie  im  Haag  gemacht  wurden.  Alle 
diese  Mittelchen  erscheinen  gewissermafsen  wie  der  letzte 
Rettungsanker,  den  die  Gegner  des  Recbtsfortschrittes  noch  aus- 
werfen, um  sich  dem  letzteren  entgegenzustemmen.   Sie  werden 


ihres  Streites  einer  festen  Gewalt  zu  unterwerfen.  Der  Fehdegang  wird 
zurückgedrängt,  er  ist  zum  Rechtsgang  geworden.  In  ganz  derselben 
Weise  entwickelt  sich  das  Völkerrecht.  Auch  hier  können  wir 
dieselben  drei  Entwicklungsstufen  erkennen.  Auf  der  ersten  Stufe  ent- 
scheidet der  Wille  des  Streitenden  über  die  Art  der  Streitbeilegung;  auf 
der  zweiten  Stufe  ist  die  Durchführung  der  gewaltsamen  Entscheidung 
bereits  an  feste  Hegeln  gebunden  (Kodifikation  des  KriegsrechtesX 
anderseits  sind  bereits  Organe  geschaffen,  an  die  sich  die 
Streitenden  wenden  können,  um  ihren  Streit  beizulegen, 
ohne  daüs  sie  irgendeine  Macht  dazu  zwingen  kann;  auf  der  dritten 
Stufe  erblicken  wir  jene  Phase,  wo  die  Unterordnung  der  Streitenden 
unter  das  Gesetz  im  Notfalle  erzwungen  werden  kann  (Obligatorische 
Unterordnung).^  Fried  bemerkt  dazu:  „Unter  diesem  Gesichtspunkte 
erblicken  wir  in  dem  Abschlufs  der  Haager  Konvention  die  zweite  Ent- 
wicklungsstufe des  Völkerrechts,  in  der  die  gewaltsame  Auseinander- 
setzung kodifiziert  wurde,  wobei  aber  gleich  fakultative  Organe 
zu  einer  rechtlichen  Ordnung  geschaffen  wurden.  Die 
Haager  Konvention  bedeutet  aber  nicht  den  Beginn  dieser  zweiten  Stufe, 
sondern  bereits  deren  Höhepunkt,  denn  das,  was  in  ihr  festgelegt  wurde, 
hat  bereits  schon  eine  Reihe  von  Jahren  bestanden,  es  ist  nur  erst  durch 
jene  Konventionen  zum  formulierten  Ausdruck  gebracht  worden;  und 
das  ist  der  gro&e  Fortschritt  jenes  Haager  Ereignisses,  es  weist  uns 
von  der  Höhe  seiner  Einrichtungen  in  die  Zeit  der  dritten  Entwicklungs- 
stufe des  Völkerrechts,  in  die  Zeit  der  obligatorischen  Unterordnung 
der  Kulturvölker  unter  das  Recht!" 
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aber  auf  die  Länge  wohl  kaum  standhalten,  wenn  man  auch 
vielleicht  zugeben  mag,  dafs  sie  für  den  Anfang  eine 
gewisse  Berechtigung  hatten,  bis  man  das  Terrain  genügend 
sondiert  hatte.  Diese  relative  Berechtigung  geht  ihnen  aber 
allerdings  da  ebenfalls  ab,  wo  sie  neben  rein  fakultativen  Ein- 
richtungen, wie  z.  B.  den  Untersuchungskommissionen,  para- 
dieren. Also  man  darf  sagen :  Entweder  ist  es  den  Regierungen 
Ernst  mit  dem  Fortschritt;  dann  müssen  die  Klauseln  mit  der 
Zeit  verschwinden.  Oder  aber  die  Regierungen  wollen  eben 
in  der  Tat  nichts  Rechtes  schaffen  und  ziehen  es  daher  vor, 
auf  halbem  Wege  stehen  zu  bleiben.  Damit  würde  man  den 
Pessimisten  und  Skeptikern  recht  geben.  Aber  ich  glaube 
nicht,  dafs  diese  recht  behalten  werden^*.  Die  Fortschritte 
werden  vielleicht  langsam  kommen  und  nicht  auf  einmal  erzielt 
werden.  Aber  kommen  dürften  sie,  dafür  sprechen  alle  An- 
zeichen, trotz  der  vielfachen  Verklausulierungen  **,  in  die  man 
den  bisherigen  Rechtsfortschritt  vorläufig  noch  verhüllt  hat.  — 
Unsere  Untersuchung  hat  uns  nun  aber  noch  einen  weiteren 
Mangel  der  gegenwärtigen  Konvention  gezeigt,  der  ebenfalls 
von  genereller  Bedeutung  ist,  wenn  er  bisher  auch  nur 
gelegentlich  der  Beratung  des  Artikel  27  praktisch  in  der 
Diskussion  hervorgetreten  ist.  Ich  meine  die  Notwendigkeit, 
da,  wo  Pflichten  der  Vertragsstaaten,  der  Gemeinschaft  statuiert 
werden,  auch  die  Art  und  Weise  der  Ausübung  dieser 
Pflichten    einige rmafsen    zu    normieren".      Wenn    die 


'^  Fortschritte  werden  im  allgemeinen  überhaupt  nicht  von  den 
Pessimisten  gemacht. 

'"  Die  vielen  Klauseln  entsprechen  der  Hypersensibilität  unserer 
Diplomatie,  die  man  aber  keineswegs  als  ein  Kennzeichen  des  gesamten 
öffentlichen  Lebens  ansehen  darf.  Bei  gesunden  Verhältnissen  kann 
man  jedenfalls  auch  ohne  diplomatische  Klauseln  auskommen. 

^^  Schlief,  a.  a.  0.  S.  272  sagt  richtig:  „Wie  man  sicherlich  nie 
und  nirgends  auf  einen  Erfolg  solcher  Vorschläge  rechnen  darf,  welche 
des  Guten  zu  viel  tun  und  den  selbständigen  Entschlie&ungen  der 
Staaten  für  jeden  einzelnen  gegebenen  Fall  allzusehr  vorgreifen,  so  ge- 
langt man  anderseits  ebensowenig  zum  Ziele,  wenn  man  sich  auf  Vor- 

Nippold,  Verfahren.  32 
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Hauptaufgabe  künftiger  Konferenzen  wirklich  die  ist,  Pflichten 
für  die  völkerrechtliche  Gemeinschaft  aufzustellen,  dann  murs 
man  auch  von  vorneherein  darauf  bedacht  sein,  die  praktische 
Befolgung  dieser  Pflichten  dadurch  zu  erleichtem  und  zu 
sichern,  dafs  man  eine  Organisation  derselben  vorsieht. 
Eine  solche  Vorsorge  erscheint  nicht  nur  für  den  Hinweis  auf 
das  Schiedsgericht,  sondern  überhaupt  für  jedes  Vermittlungs- 
anerbieten, für  jede  Initiative  seitens  dritter  Staaten,  geboten 
und  sie  ist,  wie  oben  hervorgehoben  wurde,  gleichzeitig  auch 
der  sicherste  Weg,  um  die  Bedenken  derjenigen,  die  trotz  allem 
immer  noch  an  der  Furcht  vor  Interventionen  kranken  sollten, 
verstummen  zu  machen.  Wie  diese  Organisation  beschaffen 
sein  müfste,  das  ist  im  voraus  allerdings  schwer  zu  bestimmen, 
da  hierbei  politische  Erwägungen  mit  in  Betracht  fallen 
dürften ,  aber  wir  haben  gesehen ,  dafs  es  jedenfalls  nicht  an 
Mitteln  und  Wegen  dazu  fehlt,  und  dafs  es  weniger  darauf 
ankommt,  welche  derselben  gewählt  werden,  als  dafs  man 
überhaupt  in  der  Konvention  diesbezügliche  Bestimmungen 
trifft.  Je  unverdächtiger  natürlich  das  fragliche  Organ,  der 
Mandatar  der  Vertragsmächte,  den  Streitteilen  erscheinen  mufs, 
um  so  vollkommener  wird  auch  die  Art  der  Lösung  sein.  — 
Schliefslich  möchte  ich  im  Zusammenhang  mit  den  hier 
erwähnten  Aufgaben  noch  ein  Moment  betonen,  das  bei  einer 
zukünftigen  Weiterbildung  der  Haager  Konvention  meines  Er- 
achtens  Berücksichtigung  finden  sollte,  und  auf  das  ich  eben- 
falls bereits  hingewiesen  habe.  Ich  meine  die  Notwendigkeit 
einer  einigermafsen  parallelen  Ausbildung  der  einzelnen  Arten 
des  Verfahrens,  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade.  Man 
darf  nicht  jedes  Verfahren  nur  für  sich  gesondert  betrachten, 
sondern  darf  nicht  vergessen,  dafs  sie  Teile  eines  Systems 
sind  oder  werden  sollen^  die  voneinander  abhängen,  und  dafs 


schlage  beschränkt,  welche  lediglich  einen  theoretischen  Grundsatz  ent- 
halten, aber  gar  keine  Handhabe  für  die  praktische  Ausgestaltung 
bieten." 
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daher  insbesondere  die  Art,  wie  die  rechtliche  Verpflichtung 
der  Gemeinschaft  zur  Mitwirkung  bei  Streitigkeiten  organisiert 
wird,  einigermafsen  einheitlich  geordnet  werden  sollte.  Nur 
so  kann  ein  richtiges  System  zustande  kommen.  — 

Ich  glaube,  dafs  in  dem  Gesagten  die  Richtungen,  nach 
denen  der  Kechtsfortschritt  in  unserer  Materie  tendieren 
dürfte,  im  grofsen  und  ganzen  so  ziemlich  angedeutet  sind, 
soweit  wenigstens  eine  solche  Andeutung  heute  schon  möglich 
erscheint.  Mit  diesen  Richtungen  sind  aber,  wie  schon  betont 
wurde,  gleichzeitig  auch  die  Aufgaben  gegeben ,  auf  deren 
Lösung  es  bei  einer  zukünftigen  Revision  der  Haager  Kon- 
vention im  wesentlichen  ankommen  dürfte,  und  die  also  als  die 
Aufgaben  der  künftigen  Völkerrechtskonferenzen  erscheinen. 

Die  Solidarität  der  internationalen  Gemeinschaft,  die  sich 
heute  tagtäglich  so  mannigfach  dokumentiert,  sie  mufs  sich 
mit  der  Zeit  unbedingt  auch  darin  äufsem,  dafs  diese  Ge- 
meinschaft Rechtspflichten  gegenüber  allem  Völker- 
streit und  Völkerunrecht  anerkennt  und  diese  Pflichten 
praktisch  ausübt  ^^.  Das  ist  im  Grunde  das  eigentliche  Ziel, 
dem  die  Haager  Konvention  dienen  will  und  soll.  Auf  dieses 
lassen  sich,  wie  gesagt,  auch  alle  die  hier  gekennzeichneten 
Entwicklungstendenzen  in  Kürze  zurückführen.  Wird  dieses  Ziel 
einmal  erreicht,  dann  werden  wir  sagen  dürfen,  dafs  wir  eine 
Völkerrechtsordnung  im  wahren  Sinne  dieses  Wortes  haben 
und  mit  ihr  eine  Garantie  für  den  Weltfrieden,  wenigstens 
soweit  eine  solche  im  Bereiche  des  Möglichen  liegt.  — 

Vom  R e c h t s Standpunkte  aus  liegt  im  übrigen,  wie  in 
dieser  Untersuchung  mehrfach  betont  wurde,  keine  Ver- 
anlassung vor,  an  der  Weiterentwicklung,  am  Fortschritt  in 
unserer  Materie  zu  zweifeln.  Unsere  Untersuchung  dürfte  im 
Gegenteil  überall  den  Beweis  erbracht  haben,  dafs  irgend- 
welche rechtliche  Bedenken  diesem  Fortschritt  nicht 


^'  Vgl.  dazu  das  Zitat  aus  Kaltenborn  oben  S.  167,  sowie  S.  487. 

32* 


500  Fünftes  Kapitel.    Die  Völkerrechtskonferenzen. 

imWege  stehen.  Überall,  wo  Bedenken  geäufgert  wurden, 
lagen  diese  auf  politischem  Gebiet.  Insoweit  diese  poli- 
tischen Bedenken  aber  unberechtigte  waren,  nur  auf  Mifs- 
trauen,  Verkennung  beruhten",  werden  sie  mit  der  Zeit 
sicherlich  von  selbst  schwinden ,  und  so  dürfte  denn  mit  der 
allmählichen  Gesundung  der  politischen  Verhältnisse,  die  ja 
schon  heute  zweifellose  Fortschritte  gemacht  hat,  auch  dem 
Kechtsfortschritt  etwas  Ernstliches  eigentlich  nicht  im  Wege 
stehen  ".  — 

Sollte  es  mit  der  Zeit  gelingen,  das  Völkerrecht  in  den  hier 
gekennzeichneten  Richtungen  fortzubilden,  dann  wäre  meines 
Erachtens  alles  dasjenige,  was  unter  den  heutigen  politischen 
Zuständen  erreichbar   erscheint,  in   der   Tat  erreicht.     Ich 


^*  Dies  war  nicht  nur  bei  den  von  den  Balkanstaaten  geäußerten 
Bedenken  der  Fall.  Auch  die  z.  B.  von  deutscher  Seite  geltend  ge- 
machten Bedenken  waren  vielfach  in  der  Sache  nicht  begründet.  Man 
vgl.  nur  M eurer,  S.  228,  229,  232,  258,  265,  280/81  usw. 

^'^  Ich  habe  bereits  in  der  Einleitung  einiger  trefflicher  Worte  von 
Kohler  gedacht  nnd  möchte  nun  hier  am  Schluis  noch  wiedergeben, 
was  er  auf  S.  302  der  „Zeitschrift  für  Völkerrecht  und  Bundesstaats* 
recht^  gelegentlich  der  Kritik  des  Meurer sehen  Werkes  schreibt  Er 
bezeichnet  unser  Gebiet  dort  als  den  Brennpunkt  des  Völkerrechts; 
denn  auf  der  einen  Seite  seien  die  Einrichtungen  der  völkerrechtlichen 
Schiedsgerichte  ztir  Erledigung  öffentlicher  Streitigkeiten  die  höchste 
Blüte  des  Völkerrechts  und  ein  hoher  Beweis,  wie  weit  der  Gedanke, 
dafe  zwischen  den  Völkern  ein  Recht  bestehe,  schon  gediehen  ist;  auf 
der  anderen  Seite  seien  sie  die  grö&ten  Fortbildner  des  Rechts  und 
haben  insbesondere  die  Bedeutung,  es  zu  bewirken,  da&  an  Stelle  der 
Gewalt  die  juristische  Erwägung  der  Sachlage,  d.  h.  eben  das  reine 
Völkerrecht  trete  und  die  Streitigkeiten  der  Menschheit  erledige.  „Da& 
wir  uns  auf  dem  Wege  des  Weltfriedens  befinden,  ist  nicht  zweifelhaft; 
allerdings  nicht  in  dem  Sinne,  als  ob  bereits  in  den  nächsten  Jahr- 
zehnten die  Zeit  erreicht  wäre,  wo  auf  der  Erde  die  Friedensglocken 
läuteten ;  auch  nicht  in  dem  Sinne,  dafe  es  nicht  auch  in  Zukunft  Augen- 
blicke geben  könne,  wo  die  Gewalt  zum  Ausbruch  kommt  und  die  Macht 
das  Recht  bestimmt;  wohl  aber  in  dem  Sinne,  dals  wir  die  besten  Mittel 
erfafst  haben,  um,  wo  immer  möglich,  die  Streitigkeiten  zu  begleichen; 
und  das  höchste  Ziel  wird  erreicht  sein,  wenn  die  Gemeinschaft  der 
Völker  einen  so  starken  Bund  bildet,  dals  die  friedliche  Erledigung  der 
völkerrechtlichen  Streitigkeiten  gesichert  wird.**  —  Was  sagt  Heilborn 
zu  diesem  „Brennpunkt  des  Völkerrechts''? 
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glaube  insbesondere,  dafs  damit  auch  alle  diejenigen  Garantien 
geschaffen  wÄren,  deren  es  bedarf,  um  dem  völkerrechtlichen 
Verfahren  seine  geregelte  Anwendung  in  praxi  zu  sichern. 

Immerhin'  sehe  ich  aber  voraus,  dafs  manche  sich  mit  den 
hier  erörterten  Garantien  nicht  ohne  weiteres  zufrieden  geben 
und  daher  die  Frage  aufwerfen  werden,  ob  denn  das  Völker- 
recht keine  weiteren  Mittel  biete,  diese  Anwendung  noch  in 
anderer  Weise  sicher  zu  stellen.  Befassen  wir  uns  also  immer- 
hin auch  noch  mit  dieser  Frage.  Welche  Garantien  vermögen 
die  künftigen  Völkerrechtskonferenzen  denkbarerweise 
dafür  zu  schaffen,  dafs  den  Bestimmungen  der  Haager  Kon- 
vention in  praxi  auch  wirklich  nachgelebt  wird?  Falls  das 
Völkerrecht  wirklich  noch  weitere  Garantien  zu  bieten  ver- 
möchte, dann  dürfte  deren  Statuierung  ja  immerhin  auch  als 
eine  eventuelle  künftige  Konferenzaufgabe  erscheinen. 

In  Betracht  kommen  können  natürlich  von  vornherein 
nur  solche  Mittel,  die  der  Eigenart  des  Völkerrechts  ent- 
sprechen, und  die  die  freie  staatliche  Entschliefsung  nicht  über 
dasjenige  Mafs  hinaus  beeinträchtigen,  in  dem  die  Staaten 
selbst  zu  einer  Bindung  ihres  Willens  sich  herbeigelassen 
haben.  Bietet  nun  das  Völkerrecht  solche  Sicher^ungsmittel, 
die  in  diesem  Sinne  hier  ernstlich  in  Betracht  kommen 
könnten?  Und  könnte  daher  insbesondere  die  Haager  Kon- 
vention selbst  noch  weitere  Garantien  aufstellen  dafür, 
dafs  ihre  Bestimmungen  und  Prinzipien  im  praktischen  Leben 
auch  wirklich  Nachachtung  finden,  Garantien,  die  nicht  nur 
eine  spezielle  Art  des  Verfahrens  im  Auge  haben,  sondern 
das  völkerrechtliche  Verfahren,  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Konvention  im  ganzen?  Da  jeder 
äufsere  Zwang  im  Staatenverkehr  unter  allen  Umständen  aus- 
geschlossen bleiben  mufs,  erscheint  die  Frage  ja  vielleicht 
nicht  unberechtigt,  ob  nicht  die  Konvention  selbst  hierfür 
gewissermafsen  noch  einen  weiteren  Ersatz  schaffen  könnte. 
Und    da    an    dem    ernstlichen    Willen    der    Staaten,    unter 
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"Wahrung  ihrer  Souveränität,  dem  rechtlichen  Verfahren  prak- 
tische Geltung  zu  verschaffen,  wohl  nicht  zu  zweifeln  ist,  ist 
es  ja  immerhin  nicht  ausgeschlossen,  dafs  sie  mit  der  Zeit 
darauf  bedacht  sein  werden,  auch  noch  in  anderer  Weise,  als 
dies  bisher  geschehen  oder  vorgeschlagen  ist,  die  Bestimmungen 
der  Konvention  gegen  Nichtbeachtung  sicherzustellen. 

Es  gibt  nun  hierfür  im  Völkerrecht  allerdings  einen  Weg, 
der,  wenn  es  vielleicht  auch  nicht  unbedingt  nötig  erscheinen 
mag,  ihn  zu  begehen,  so  doch  unter  allen  Umständen  ohne 
Schwierigkeit  begangen  werden  könnte,  und  der  der  Haager 
Konvention  in  der  Tat  noch  eine  weitere  völkerrechtliche 
Sanktion  verleihen  würde. 

Bereits  haben  die  Mächte  im  Artikel  1  der  Haager  Kon- 
vention die  moralische  Verpflichtung  anerkannt  ^^,  alle  ihre 
Bemühungen  aufzuwenden ,  um  die  friedliche  Erledigung  der 
internationalen  Streitfragen  zu  sichern.  Könnte  nun  eine  zu- 
künftige Konvention  nicht  noch  einen  Schritt  weiter  gehen? 
Könnten  die  Mächte  nicht  die  Anwendung  und  Befolgung 
der  Bestimmungen  dieser  von  ihnen  geschaffenen  Konvention 
dadurch  sichern,  dafs  sie  diese  Bestimmungen  unter  ihre 
Garantie  nehmen? 

Blicken  wir  einmal  auf  frühere  Konferenzabkommen 
zurück.  Da  finden  wir  z.  B.  im  Pariser  Friedensvertrag  vom 
30.  März  1856  in  Artikel  7  die  Bestimmung:  „Ihre  Majestäten 
verpflichten  sich,  die  Unabhängigkeit  und  den  Territorial- 
bestand des  Ottomanischen  Reiches  zu  achten,  garantieren 
gemeinschaftlich  die  genaue  Beobachtung  dieser 
Verpflichtung  und  werden  demgemäfs  jeden  Akt, 
welcher  dem  entgegen  wäre,  als  eine  Frage  des 
allgemeinen  Interesses  ansehen. ""  Und  der  Vertrag 
vom  15.  April  1856  bestimmt:  „Les  h.  p.c.  garantissent 
conjointement  et  s6par6ment  Tindöpendance  et  Tintö- 


'8  Vgl.  dazu  Meurer,  S.  100. 
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grit6  de  TEmpire  Ottoman,   consign^es  dans  le  trait6  conclu 
ä  Paris  le  30  mars  1856.« »» 

So  begegnen  wir  verschiedentlich  in  den  Staatsverträgen 
einer  „Kollektivgarantie  der  unterzeichnenden  Mächte". 
Wäre  es  nun  nicht  denkbar,  dafs  auch  die  Haag  er 
Konvention  eine  Bestimmung  enthielte,  dahingehend,  dafs 
„die  Signatarmächte  gemeinschaftlich  (conjointe- 
ment  et  s6par6ment)  die  genaue  Beobachtung  der 
in  der  Konvention  übernommenen  Verpflichtungen 
garantieren  und  demgemäfs  jeden  Akt,  welcher 
dem  entgegen  wäre,  als  eine  Frage  des  all- 
gemeinen Interesses  ansehen"?  Wäre  eine  solche 
Kollektivgarantie  der  Signatarmächte  bei  der 
Haager  Konvention  ausgeschlossen?  Und  aus  welchen  Gründen? 

Ich  habe  bereits  früher  an  anderer  Stelle  auf  die  be- 
sondere Bedeutung  hingewiesen,  die  der  Garantie,  namentlich 
der  Kollektivgarantie  der  Mächte  zum  Schutze  universeller 
Interessen,  für  die  Weiterentwicklung  des  Völkerrechts  zu- 
kommen könnte ^^.  Aber  selbst  angenommen,  dafs  ihr  diese 
behauptete  Bedeutung  auch  wirklich  zukommt,  so  bleibt  hier 
doch  immer  noch  zu  untersuchen,  ob  eine  derartige  Garantie 
bei  der  Haager  Konvention  vom  Standpunkte  der  Völkerrechts- 
theorie aus  möglich  erschiene. 

Nach  geltendem  Völkerrecht  kann  die  Garantie  die  Siche- 
rung eines  abgeschlossenen  Vertrages,  sowie  überhaupt  die 


^*  Vgl.  ferner  z.  B.  den  Aachener  Vertrag  vom  18.  Oktober  1748, 
Art.  28:  „Toutes  les  puissances  contractantes  et  intäress^es  au  präsent 
traitö  en  garantissent  räciproquement  et  respectivement  Pexäcution.^ 

*^  Vgl.  meinen  „Völkerrechtlichen  Vertrag*«,  S.  213  f.,  218  f.  Auch 
V.  M arten B,  a.  a.  0.  S.  419  betont:  „Unter  allen  internationalen  6e- 
Btärkungsmitteln  der  Verträge  erfüllt  dieses  am  besten  seinen  Zweck. 
Es  beruht  auf  der  positiven  Erkenntnis  der  Solidarität  ihrer  Interessen 
seitens  der  Staaten.^  Geffcken  bei  Heffter  S.  213  bemerkt,  dals  seit 
dem  Westfälischen  Frieden  Garantien  fast  jeden  wichtigen  Vertrag 
begleiten. 
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Sicherung  eines  bestehenden  Rechtsverhältnisses  zum  Gegen- 
stande haben  *^  Als  solche  Fälle  kennt  das  Völkerrecht  z.  B. 
die  Garantierung  eines  neutralisierten  Staates,  der  Verfassung 
eines  garantierten  Staats,  des  Territorialbestands  eines  Staats, 
der  Unabhängigkeit  neugebildeter  Staaten,  der  Bewahrung 
neugebildeter  Rechtsverhältnisse.  Das  bisherige  Anwendungs- 
gebiet der  völkerrechtlichen  Garantie  ist  also  ein  recht  weites  •*, 
und  es  ist  an  sich  rechtlich  jedenfalls  kein  Grund  ersichtlich, 
warum  ein  Vertrag,  wie  die  Haager  Konvention,  nicht  ebenfalls 
Gegenstand  einer  solchen  Garantie  sollte  sein  können,  durch 
die  die  Vertragsstaaten  sich  gegenseitig  die  Beobachtung  der 
in  dem  Vertrage  übernommenen  Verpflichtungen  garantieren 
würden. 

Eine  solche  Garantie  wäre  eine  gegenseitige,  eine  Kollektiv- 
garantie**. Über  diese  habe  ich  seinerzeit  geschrieben :  „Von 
besonderem  Interesse  ist  der  Kollektivgarantievertrag.  Wie 
bei  den  meisten  Garantieverträgen,  so  handelt  es  sich  ins- 
besondere beim  Kollektivgarantievertrag  regelmäfsig  keines- 
wegs nur  um  das  Interesse  des  Garantierten.  Vielmehr  ist 
regelmäfsig,  wenn  eine  Anzahl  Mächte  einen  völkerrechtlichen 
Rechtszustand  gemeinsam  in  Schutz  nehmen,  der  Grund  der, 
dafs  dieser  Zustand  nicht  nur  für  den  Garantierten  wichtig, 
sondern   auch  im  Interesse  der  Garanten  gelegen  ist    Der 


*^  Vgl.  meinen  „Völkerrechtlichen  Vertrag"  S.  216.  v.  Martens 
unterscheidet:  1.  die  Garantie  der  Aufrechterhaltung  eines  gewissen  Zu- 
Standes;  2.  die  Garantie  der  Erfüllung  einer  bestimmten  Leistung;  3.  die 
Garantie  der  Erhaltung  einer  gewissen  inneren  Verfassung. 

^  Geffcken  a.  a.  0.  schreibt,  der  „Garantiebeschlufe,  durch 
welchen  eine  Anzahl  Mächte  einen  völkerrechtlichen  Rechtszustand  unter 
ihren  selbständigen  Schutz  nehmen**,  sei  rechtlich  wie  geschichtlich  eine 
Erweiterung  der  akzessorischen  Garantie  zu  einem  selbständigen  Akt 
der  Garanten.  Gegenstand  dieser  Garantie  könne  jedes  Rechts-  resp. 
Besitzverhältnis  sein.  Vgl.  auch  t.  Bulmerincq,  „Völkerrecht^, 
S.  306.    ßluntschli,  §  432.    ßonfils,  S.  459. 

*'  Vgl.  V.  Martens,  a.  a.  0.  S.  241:  „Gegenseitige  Garantie,  wo- 
durch sich  die  Staaten  wechselseitig  die  Unverletzlichkeit  ihrer  Be- 
sitzungen und  Rechte  verbürgen.^ 


--H 
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Schwerpunkt  liegt  für  die  Garanten  in  ihrem  eigenen  Inter- 
esse"." 

Dieses  Moment  würde  bei  der  Haager  Konvention  eben- 
falls zutreffen.  Die  Interessensolidarität  ist  der  eigentliche 
Grund,  dafs  diese  Konvention  entstanden  ist,  und  sie  wttrde  es 
auch  zur  Genüge  begründen,  wenn  diese  Konvention  mit  der 
Zeit  unter  die  Garantie  der  Vertragsmächte  genommen  würde. 
Mit  Recht  bemerkt  Gef  f  cken*^,  die  Einführung  der  Garantien 
in  das  Völkerrecht  bleibe  ein  Fortschritt,  der  die  Solidarität 
der  Staaten  bezeuge:  „Dieselben  sollen  sich  gegenseitig  helfen, 
ihre  Rechte  aufrecht  zu  halten,  weil  der,  welcher  ein  Recht 
schädigt,  das  Recht  schädigt,  und  in  der  Garantie  liegt  die 
ausdrückliche  Verpflichtung  hierzu  . . .  Nichts  könnte  den 
Zustand  Europas  unsicherer  machen,  als  ein  egoistisches  Sich- 
zurückziehen  der  grofsen  Staaten  von  den  Pflichten  inter- 
nationaler Gemeinschaft."  Gef f cken  betont  weiter,  Garantien 
würden  nur  da  geleistet,  wo  neben  speziellen  Interessen  eines 
Landes  grofse  gemeinsame  Interessen  zu  schützen  seien,  und 
eben  diese  Interessen  werden  die  beste  Gewähr  für  den  Be- 
stand der  Garantie  geben"*. 


*♦  Vgl.  meinen  „Völkerrechtlichen  Vertrag",  S.  217.  Ferner  da- 
selbst S.  219:  „Die  Interessen,  denen  durch  die  Garantien  gedient  werden 
soll,  beschränken  sich  häufig  keineswegs  auf  die  unmittelbar  beteiligten 
Mächte,  es  handelt  sich  oft  um  Interessen  der  ganzen  internationalen 
Gemeinschaft.  Eine  Eollektivgarantie  der  Mächte  zum  Schutz  solcher 
universeller  Interessen  hat  denn  aber  doch  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Wichtigkeit.  Man  mufs  sich  daher  jedenfalls  bemühen,  schon  jetzt  die 
Bedeutung  der  völkerrechtlichen  Garantie  in  das  rechte  Licht  zu  setzen." 

«»  Geffcken  in  v.  Holtzendorffs  Handbuch  III,  S.  108 f. 

2*  Vgl.  dazu  ferner  Ullmann,  S.  171:  „Von  der  Garantie  kann 
zum  Schutze  individueller  Interessen  bestimmter  Staaten  oder  zum  Schutze 
der  Gesamtinteressen  der  völkerrechtlichen  Gemeinschaft  Gebrauch  ge- 
macht werden.  In  der  einen  wie  in  der  anderen  Gruppe  von  Fällen  ist 
die  materielle  Grundlage  der  Garantie  eine  Solidarität  der  Interessen. 
In  der  zweiten  Gruppe  gewinnt  sie  vom  Standpunkt  des  allgemeinen 
Völkerrechts  und  der  Aufgaben  der  Völkergemeinschaft  erhöhte  Be- 
deutung. In  dieser  Solidarität  der  Interessen  liegt  zugleich  die  sicherste 
Gewähr  für  die  praktische  Wirksamkeit  der  Garantie." 
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Bei  der  EoUektivgarantie  erscheinen  die  mehreren  Staaten, 
die  einem  Vertrage  bezw.  einem  Rechts-  oder  Besitzverhältnis 
gegenüber  Garantie  geleistet  haben,  auch  gemeinsam  zum  Ein- 
schreiten verpflichtet  —  ein  Umstand,  der  gerade  gegenüber 
der  Haager  Konvention  von  Bedeutung  wäre.  Nach 
Geffcken*^  ist  dabei  zu  unterscheiden  zwischen  Kollektiv- 
garantie und  Kollektiv-  und  Separatgarantie.  Letztere  ist 
die  bindendere  Form,  insofern  jeder  Garant  ohne  Rücksicht  auf 
die  Nichterfüllung  seitens  seiner  Genossen  ^^  zum  Eintreten 
verpflichtet  und  berechtigt  ist.  Es  ist  klar,  dafs  diese  letztere 
Form  für  die  Haager  Konvention  der  beste  Schutz  sein  würde, 
der  vom  Standpunkte  der  gegenwärtigen  Völkerrechtsordnung 
denkbar  ist. 

Anderseits  können  bei  der  Kollektivgarantie  die  Mächte 
einschreiten,  ohne  dazu  aufgefordert  zu  sein  ^^.  Dieses  Moment 
ist  natürlich  ebenfalls  von  wesentlicher  Bedeutung.  Aufserdem 
erscheint  es  bei  einem  Garantiegegenstand,  wie  ihn  die  Haager 
Konvention  darstellen  würde,  wie  noch  näher  auszuführen 
sein  wird,  durchaus  unbedenklich,  während  allerdings  bei 
anderen  Garantiegegenständen  dadurch  unter  Umständen  eine 
Basis  für  eine  Intervention  geschaffen  werden  könnte. 


"  Geffcken  bei  Heifter  a.a.O.  Vgl.  ferner  Bin  nt  seh  li,  »Völker- 
recht«, §§  489,  440. 

^  „CoDJointement  et  s^par^ment."  Geffcken  betont,  die  Soli- 
darität der  Verpflichteten  bestehe  nicht  nur  durch  die  Identität  des 
Gegenstandes,  sondern  Berechtigung  und  Verpflichtung  seien  Inhalt  einer 
und  derselben  Obligation,  die  nur  mehrere  Subjekte  habe,  die  correi 
debendi  seien.  In  der  Kollektivität  liege  allerdings  die  Pflicht  der 
Kontrahenten,  sich  untereinander  zu  benehmen,  wenn  das  garantierte 
Rechtsverhältnis  verletzt  oder  bedroht  sei,  aber  dies  betreffe  nur  die 
Ausfuhrung  der  bestehenden  Garantie.  Gar  eis,  S.  183,  meint,  beim 
Kollektivgarantievertrag  sei  die  Streitfrage,  ob  eine  der  Garantiem&chte 
für  sich  allein  schon  verpflichtet  sei,  für  das  garantierte  Recht  oder  die 
Aufrechterhaltung  des  garantierten  Zustandes  einzutreten,  im  Zweifel  zu 
bejahen.    Vgl.  auch  Bluntschli,  §  440,  Bonfils,  S.  461. 

2»  Vgl.  meinen  „Völkerrechtlichen  Vertrag",  S.  218.  Bluntschli, 
§  482,  Geffcken  bei  Heffter,  S.  212. 
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Wenn  man  nun  aber  auch  der  Meinung  ist,  dafs  die 
Haager  Konvention,  vom  Standpunkte  der  Völkerrechts- 
theorie aus  betrachtet,  sehr  wohl  unter  die  Garantie  der 
Vertragsmächte  gestellt  werden  könnte,  und  wenn  man  von 
diesem  Standpunkte  aus  nach  dem  Gesagten  auch  nicht  daran 
zweifeln  möchte,  dafs  eine  solche  Garantie  einen  wirksamen 
Schutz®^  für  sie  abzugeben  vermöchte,  so  mufs  man  die 
Frage  daneben  doch  auch  vom  praktischen  Standpunkte  aus 
betrachten. 

Zweifellos  müfsten  nämlich  zunächst  noch  einige  Voraus- 
setzungen erfüllt  sein,  bevor  an  eine  Garantierung  der 
Haager  Konvention  seitens  der  Vertragsmächte  gedacht  werden 
könnte. 

Zunächst  und  vor  allen  Dingen  müfste  bei  den  Haager 
Vertragsstaaten  einmal  der  ernsthafte  Wille  vorhanden 
sein^^,  der  Haager  Konvention  auch  wirklich  eine  möglichst 
gesicherte  und  ausgedehnte  Wirksamkeit  zuteil  werden  zu 
lassen.  Darf  man  diesen  ernsthaften  Willen  bei  ihnen  voraus- 
setzen? Manches  in  den  Haager  Verhandlungen  spricht  ent- 
schieden für  eine  solche  Voraussetzung.  Anderseits  darf  man 
aber  auch  nicht  übersehen,  wie  viele  an  sich  durchaus  prak- 
tische und  durchführbare  Vorschläge  im  Haag  im  Laufe  der 
Verhandlungen  so  verwässert  worden  sind,  dafs  das  schlief sliche 
Ergebnis  vom  praktischen  Standpunkte  aus  doch  ein  recht 
minimales  wurde.  Ich  brauche  hier  nicht  mehr  an  die  Verhand- 
lungen über  den  Artikel  27,  sowie  an  die  häufig  recht  über- 


'®  Bonfils,  S.  458,  meint,  wenn  die  vertragsschliefeenden  Parteien 
sich  alle  gegenseitig  die  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen  garantieren,  so 
sei  dies  nichts  weiter,  als  eine  leere  Formel,  die  die  Yertragsleistung  um 
nichts  verstärke.  Ich  glaube,  dafs  sich  gerade  an  dem  Beispiel  der 
Haager  Konvention  das  Gegenteil  erweisen  lä&t. 

^^  Schlief,  a.  a.  0.  S.  140,  sagt  mit  Hecht:  „Man  ersieht  aus  der 
Geschichte  der  Kongresse,  dais  die  Mächte  unter  allen  Umständen, 
selbst  über  schwierige  Angelegenheiten,  zu  einem  Einverständnisse  ge- 
langen können  —  wenn  sie  eben  nur  ernstlich  wollen."  Vgl.  femer  da- 
selbst S.  325. 
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flüssigen  Einschiebungen  der  Umstands-  und  Ehrenklausel  zu 
erinnern.  Aber  gerade  bei  diesen  letzteren  Verhandlungen 
hat  es  sich  doch  auch  gezeigt,  dafs  die  grofse  Mehrzahl  der 
Staatenvertreter  für  die  ursprünglichen,  weitergehenden  Vor- 
schläge im  Grunde  eigentlich  günstig  gestimmt  war,  und  dafs 
die  „Ver Wässerungen"  im  grofsen  und  ganzen  lediglich  des- 
halb vorgenommen  wurden,  um  auch  die  Minorität,  die 
manchmal  eine  wirklich  verschwindende  war,  zum  Mittun  zu 
veranlassen,  und  um  somit  Einmütigkeit  zu  erzielen.  Der 
Grundton  war  also  alles  in  allem  und  trotz  allem  doch  ein 
dem  ernstlichen  Rechtsfortschritte  entschieden  sympathischer. 
Wäre  das  nicht  der  Fall  gewesen,  dann  wäre  angesichts  der 
grofsen  Schwierigkeiten  das  heute  vorliegende  Haager  Werk 
wohl  auch  schwerlich  zustande  gekommen.  Gerade  dieser 
Umstand  ist  es  nun  aber,  der  uns  eine  gewisse  Berechtigung 
gibt,  von  der  Zukunft  auch  weitere  Fortschritte  zu  erhoffen. 
Im  allgemeinen  wird  man  meines  lErachtens  in  der  Tat  auf  eine 
günstige  Stimmung  rechnen  dürfen,  auf  eine  Neigung,  in  den 
einmal  eingeschlagenen  Bahnen  nun  auch  weiter  fortzuschreiten 
und  die  in  der  Haager  Konvention  gegebenen  Rechts- 
garantien zu  befestigen.  Damit  ist  aber  auch  die  erste  und 
wichtigste  Voraussetzung  gegeben,  auf  der  sich  denkbarer- 
weise eine  Eollektivgarantie  der  Haager  Bestimmungen  ent- 
wickeln könnte. 

* 

Aber  noch  eine  weitere  Voraussetzung  müfste  er- 
füllt sein.  So  wie  die  Haager  Konvention  jetzt  beschafien  ist, 
könnte  sie  meines  Erachtens  nicht  unter  Garantie  gestellt 
werden.  Wir  haben  gesehen,  dafs,  wo  zurzeit  in  der  Haager 
Konvention  von  Verpflichtungen  der  Staaten  die  Rede  ist, 
diese  im  allgemeinen  entweder  als  moralische  Verpflichtungen 
interpretiert  worden  oder  aber  so  verklausuliert  worden  sind, 
dafs  von  eigentlichen  Rechtsverpflichtungen  nicht  wohl  die 
Rede  sein  kann.  Das  gilt  z.  B.  von  der  Verpflichtung  zum 
Anrufen  der  Vermittlung,  sowie  von  der  Pflicht  der  Erinnerung 
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an  das  Schiedsgericht.  Andere  Rechtspflichten,  deren  Statu- 
ierung uns  im  Laufe  dieser  Untersuchung  als  wünschenswert 
erschienen  ist,  sind  noch  nicht  einmal  in  dem  Yorstadium  der 
, moralischen  Rechtspflicht**  oder  der  „verklausulierten  Rechts- 
pflicht** angelangt.  Es  gilt  das  z.  B.  von  der  Verpflichtung 
zum  Anbieten  der  Vermittlung  und  vom  obligatorischen  An- 
rufen des  Schiedsgerichts.  Alle  diese  entweder  noch  nicht 
oder  nur  unvollkommen  erzielten  Fortschritte  müfsten  aber 
meines  Erachtens  zuerst  erzielt  sein,  bevor  an  eine  Garan- 
tierung der  Haager  Bestimmungen  gedacht  werden  könnte. 
So  lange  die  Konvention  nicht  bestimmte  Rechtspflichten 
klipp  und  klar  aufstellt,  kann  auch  von  einer  Garantie  für 
die  Erfüllung  von  Vertragsverpflichtungen  nicht  die  Rede 
sein.  Die  notwendige  Vorbedingung  für  einen  Garantie- 
beschlufs  wftre  also  ein  Fortschritt  überhaupt,  eine  ernst- 
hafte Revision  der  Haager  Konvention,  und  zwar  auf  der 
ganzen  Linie  in  den  oben  angedeuteten  Richtungen.  Die  An- 
wendung der  einzelnen  Arten  des  Verfahrens  müfste  eben  zu- 
nächst in  befriedigender  Weise  rechtlich  normiert  sein.  Dann 
erst  könnte  das  ganze  Werk  seine  Sanktion  dadurch  erhalten, 
dafs  sich  die  Staaten  selbst  für  dieses  einsetzen. 

Umgekehrt  darf  man  aber  allerdings  auch  das  sagen: 
Entschliefst  man  sich  einmal  zu  den  im  vorhergehenden  an- 
gedeuteten Fortschritten  und  beweist  so  den  Willen,  der  Kon- 
vention wirklich  unter  allen  Umständen  Leben  einzuhauchen, 
dann  liegt  in  diesen  Fortschritten  auch  schon  an  sich  eine 
Garantie  für  die  Beobachtung  der  Bestimmungen  der  Kon- 
vention,  so  dafs  ein  besonderer  Garantiebeschlufs  dann  kaum 
mehr  als  ein  dringendes  Bedürfnis  erscheinen  würde.  Immer- 
hin würde  dann  aber  auch  erst  recht  kein  Grund  mehr  vor- 
handen sein,  weshalb  man  davor  zurückschrecken  sollte,  der 
Konvention  einen  von  den  Mächten  garantierten  Schutz  zuteil 
werden  zu  lassen  und  dem  Werke  damit  den  Schlufsstein 
aufzusetzen. 
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Nun  wird  man  aber  allerdings  vielleicht  noch  mit  Recht 
fragen,  worin  denn  die  praktischeWirkung  eines  solchen 
Garantiebeschlusses  bestehen  würde.  Wie  würde  sich  diese 
Garantie  denn  gegebenenfalls  praktisch  zu  äufsern  haben? 
Beim  obligatorischen  Vermittlungsanerbieten  meines  Erachtens 
z.  B.  darin,  dafs  der  zur  Ausübung  der  Vermittlung  Ver- 
pflichtete entweder  an  seine  Pflicht  erinnert  würde,  oder  aber 
dafs  die  Mächte  diese  Pflicht  an  seiner  Stelle  ausüben  würden, 
da  der  einzelne  Verpflichtete  ja  lediglich  als  Mandatar  der 
Mächte  aufzufassen  wäre.  Zur  Ausübung  dieser  Pflicht  würde 
dann  also  gewissermafsen  ein  doppelter  Kechtstitel  vorhanden 
sein,  und  dieser  Umstand  würde  nicht  nur  diese  Ausübung  im 
gegebenen  Fall  wesentlich  erleichtern,  sondern  auch  den 
moralischen  Druck  ganz  wesentlich  verstärken,  ohne  doch 
dabei  über  die  Grenzen  des  völkerrechtlich  Zulässigen  hinaus- 
zugehen. Darin  läge  also  offenbar  auch  nichts,  was  der  Sou- 
veränität der  Streitteile  zu  nahe  treten  würde.  Diese  blieben 
gegenüber  dem  Vermittlungsanerbieten  ebenso  frei  von  Ent- 
schlufs,  wie  ohne  das  Vorhandensein  eines  Garantiebeschlusses. 

Bei  der  Erinnerung  an  das  Schiedsgericht  oder  an  die 
Untersuchungskommission  würde  sich  die  Sache  ganz  analog 
verhalten,  da  auch  hierin  eine  Betätigung  der  Vermittlung 
gelegen  wäre.  Neue  Pflichten  für  die  Streitteile  würden  also 
natürlich  nicht  entstehen.  Eine  Verpflichtung  auf  Seiten  der 
Streitteile  würde  auch  jetzt  nur  da  vorliegen ,  wo  diese  sich 
selbst  in  der  Konvention  gebunden  haben,  also  soweit  z.  B.  das 
obligatorische  Schiedsgericht  reichen  würde.  Und  auch  dieser 
letzteren  Verpflichtung  gegenüber  würde  das  Einschreiten  der 
Garantiemächte  sich  rechtlich  und  tatsächlich  nicht  von  dem 
eines  Vermittlers  unterscheiden,  der  seine  Bemühungen  ohne 
die  Grundlage  eines  Garantiebeschlusses  ausübt.  Die  Garantie- 
mächte würden  formell  auch  diesem  letzteren  Falle  gegenüber 
einfach  als  Vermittler  auftreten.  Nur  insofern  erschienen  sie 
gewissermafsen  als  zweite  oder  höhere  Instanz,  als  eine  ge- 


§  20.  Die  Aufgaben  der  künftigen  Yölkerrechtskonferenzen.     511 

meiusame  Vermittlung  Datürlich  schon  an  sich  eine  gröfsere 
moralische  Wirkung  hervorbringt,  wie  eine  Einzelvermittlung, 
und  als  das  erst  recht  da  der  Fall  sein  wird,  wo  die  Aus- 
übung der  Vermittlung  völkerrechtlich  ausdrücklich  garantiert 
worden  ist.  Es  würde  sich  also  auch  hier  lediglich  das  be- 
stätigen, was  oben  von  der  besonderen  Bedeutung  des 
kollektiven  Vorgehens  in  unserer  Materie  ül^erhaupt  gesagt 
wurde.  Sachlich  würde  durch  die  Tatsache  der  Garan- 
tierung der  Eonventionsbestimmungen  somit  eigentlich  nichts 
geändert,  und  doch  wäre  der  Schutz  derselben  tatsächlich 
ein  wesentlich  verstärkter". 

Diese  Verstärkung  des  Schutzes  der  Eonventionsbestim- 
mungen würde  sich  aber  im  übrigen  natürlich  auch  sonst  noch 
nach  den  verschiedensten  Bichtungen  hin  geltend  machen. 
Vielleicht  wird  man  auf  das  bisher  Gesagte  einwenden  wollen, 
eine  besondere  Wirkung  könne  von  einer  solchen  Garantie 
schon  um  deswillen  nicht  erwartet  werden,  weil  sie  im  Grunde 
nichts  Neues  bringe,  es  sei  rechtlich  alles  genau  wie  vorher. 
Um  den  angedeuteten  Zweck  zu  erreichen,  seien  ja  die  Be- 
stimmungen über  die  Vermittlung  da.  Schon  der  Artikel  27 
sei  ja  eigentlich  zu  viel  des  Guten,  da  er  im  Grunde  auch  nur 
eine  Art  Betätigung  der  Vermittlung  im  Auge  habe.  Noch 
eine  weitere  Garantie  zu  schaffen,  die  doch  nur  demselben 
Zweck  dienen  würde,  habe  also  keinen  Sinn. 

Demgegenüber  ist  zu  sagen,  dafs,  wenn  dadurch,  dafs  die 
Mächte  die  Garantie  der  Eonventionsbestimmungen  übernehmen 
würden,  allerdings  auch  keine  eigentlich  neuen  Pflichten, 
sondern  nur  besonders  betonte  Pflichten  für  die  Eonventions- 
staaten  entstehen  würden,  so  doch  durch  diese  Garantierung 


^*  Gentz  sagt  von  den  Garantien:  „EUes  fournissent  au  moins 
ä  ceux  qui  veulent  faire  leur  devoir  et  remplir  leurs  engagements  un  moyen 
l^gal  d^agir  lorsque  les  circonstances  les  j  appelent.**  Vgl.  Geffcken 
bei  Heifter,  S.  212.  Ich  glaube,  man  darf  heute  in  der  Betonung  dieses 
Momentes  noch  etwas  weitergehen,  angesichts  der  erhöhten  Bedeutung, 
die  insbesondere  der  öffentlichen  Meinung  heutzutage  zukommt. 
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natürlich  auch  die  Konvention  im  ganzen  unter  den  Schutz 
der  Mächte  gestellt  würde.    Es  würde  also  nicht  nur    die 
Anwendung  einer  bestimmten  Art  des  Verfahrens, 
z.  B.  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens,   an   sich   dadurch 
gesichert  erscheinen  —  darauf  zielen  der  Artikel  27,  sowie 
das  obligatorische  Schiedsgericht  ja  in   der  Tat  auch  schon 
hinaus  — ,   sondern   es  würde  weiter  z.  B.  auch   die   Be- 
folgung des  Schiedsspruchs,  überhaupt  der  ganze 
Inhalt  der  Konvention,   die  Befolgung  der  sämtlichen  in 
ihr  aufgestellten  Normen,  die  Ausübung  der  sämtlichen  von 
den  Kontrahenten  übernommenen  Verpflichtungen,  unter  dieser 
Garantie  stehen.    Die  Bedeutung  dieses  Umstandes  wird  man 
nicht  verkennen  dürfen.   Er  zeigt,  dafs  durch  einen  Garantie- 
beschlufs  nicht  etwa  nur  die  schon  bestehenden  Garantien 
eine  Verstärkung  erfahren,  sondern  dafs  dadurch  auch 
neue  Garantien  geschafifen  würden.  Ob  z.  B.  ein  Rechtstitel, 
auf  Grund  dessen  die  Mächte  die  Streitteile  auf  die  Befolgung 
eines  Schiedsspruchs  hinweisen  können,  ohne  Garantiebeschlufs 
heute  schon  vorhanden  ist,  kann  immerhin  fraglich  erscheinen. 
Ein  Garantiebeschlufs  aber  würde  einen  Rechtstitel,  ja  sogar 
die  Rechtspflicht  zu   einem  solchen  Hinweis  ohne    weiteres 
involvieren.     Doch   sicherlich  ein  Beweis,  dafs   ein   solcher 
Beschlufs  nicht  ohne  praktische  Wirkungen  wäre. 

Wenn  aber  somit  nach  dem  Gesagten  die  Garantierung 
der  Haager  Konvention  an  sich  theoretisch  auch  keineswegs- 
unausführbar  erscheinen  würde,  und  wenn  sie  sich  namentlich 
auch  praktisch  sicherlich  als  wirksam  erweisen  könnte,  so 
würde  es  zweifellos  doch  nötig  sein,  die  allfälligen  Bedenken 
zu  beschwichtigen,  die  sich  an  einen  solchen  Vorschlag,  falls  er 
wirklich  gemacht  werden  sollte,  unfehlbar  knüpfen  würden. 
Würde  denn  der  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Vertragsmächte 
durch  einen  solchen  Beschlufs  nicht  doch  vielleicht  allzu  nahe 
getreten?  In  dieser  Beziehung  kann  nun  nur  nochmals  wieder- 
holt werden,  dafs  rechtlich  an  dem  Vertragsinhalt  ja 
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durch  den  Garantiebeschlufs  nicht  das  Geringste  ver- 
ändert würde.  Lediglich  um  eine  Verstärkung  von  be- 
reits ohnehin  konzedierten  Vertragsbestimmungen 
würde  es  sich  dabei  handeln.  Erschienen  diese  vorher  und  ohne 
Garantierung  annehmbar,  so  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  sie 
nicht  mehr  annehmbar  sein  sollten,  nachdem  die  Kontrahenten 
sie  unter  ihren  besonderen  Schutz  gestellt  haben.  Im  Gegenteil 
wird  man  sagen  dürfen,  dafs  die  Kontrahenten,  wenn  es  ihnen 
mit  ihrem  Vertrage  Ernst  ist,  doch  alles  Interesse  daran  haben 
müssen,  ihrem  eigenen  Vertragswillen  Kraft  zu  verleihen. 

Wo  sollte  also  in  Wirklichkeit  etwas  Bedenkliches  in 
einem  solchen  Garantiebeschlufs  zu  finden  sein?  Die  Ver- 
mittlung z.  B.  kann,  wie  gesagt,  von  den  Streitteilen  nach  wie 
vor  abgelehnt  werden,  ob  nun  ein  Garantiebeschlufs  da  ist 
oder  nicht.  Der  Bericht  der  Untersuchungskommission  ist 
nach  wie  vor  ohne  besondere  rechtliche  Wirkungen.  Die 
Unterwerfung  unter  das  Schiedsgericht  ist  obligatorisch  genau 
in  denselben  Grenzen,  in  denen  sie  es  ohne  Garantiebeschlufs 
war.  Sie  bleibt  fakultativ,  wenn  sie  es  vorher  war,  und  nur 
die  Erinnerung  an  das  Schiedsgericht  wird  stärker  akzentuiert 
erscheinen.  Es  würde  sachlich  und  rechtlich  also  nicht  das 
Geringste  geändert.  Von  der  Ausübung  irgendwelchen  Zwanges 
wäre  nicht  die  Rede.  Also  wo  sollte  wohl  das  Bedenkliche 
eines  solchen  Beschlusses  liegen  ?  Lediglich  die  dadurch  erzielte 
Stärkung  des  Rechtsgedankens  ist  es  also,  die  bedenklich 
erscheinen  könnte  —  denen,  die  von  diesem  Fortschritt  nichts 
wissen  wollen. 

Dafs  insbesondere  der  staatlichen  Souveränität  in  keiner 
Weise  zu  nahe  getreten  würde,  wurde  auch  schon  betont. 
Was  in  der  Konvention  obligatorischen  Charakter  trüge,  das 
trüge  ihn  nicht  erst  kraft  des  Garantiebeschlusses.  Inhaltlich 
liefsen  sich  vielmehr  die  praktischen  Wirkungen  dieses  letz- 
teren ebenfalls  wieder  in  derselben  Weise  zusammenfassen,  in 
der  wir  bereits  oben  die  praktische  Bedeutung  der  Postulate 

Nippold,  Verfahren.  33 


514  Fünftes  Kapitel.    Die  Yölkerrechtskonferenzen. 

zusammeDgefafst  haben,  zu  denen  wir  im  Laufe  dieser  Unter- 
suchung überhaupt  gelangt  sind:  Was  eigentlich  garantiert 
werden,  was  in  Anwendung  der  hoffentlich  zu  erwartenden, 
künftigen  Haager  Eonventionsbestimmungen  unter  allen  Um- 
ständen gemacht  werden  sollte,  das  ist  lediglich  ein  V  e  r  s  u  c  h 
der  friedlichen  Beilegung  des  Konflikts,  bevor  zur  Selbst- 
hilfe geschritten  werden  darf.  Und  mit  einem  solchen  Ver- 
such kann  man  in  der  Tat  der  Souveränität  nicht  wohl  zu 
nahe  treten! 

Und  doch  würde  bei  aller  Unbedenklichkeit,  die  ein 
solcher  Vorschlag  zweifellos  haben  würde,  mit  einer  solchen 
Garantierung  sicherlich  auch  ein  weiterer  Rechtsfortschritt  er- 
zielt werden.  Denn  w e n n  die  Mächte  es  garantieren,  dann 
darf  man  wohl  auch  darauf  zählen,  dafs  ein  Versuch  der 
Anwendung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  unter  allen  Um- 
ständen wirklich  gemacht  wird.  Und  damit  wäre  in  der  Tat 
schon  sehr  viel  gewonnen !  Denn  es  wäre  mit  einem  solchen 
obligatorischen  Versuch,  wie  bereits  betont  wurde,  das  Prinzip 
in  den  Staaten  verkehr  eingeführt,  dafs  die  Selbsthilfe  wirklich 
nur  noch  als  subsidiärer  Ausweg  in  Betracht  kommen  darf, 
und  dafs  ihr  wenigstens  e  i  n  völkerrechtliches  Verfahren  stets 
vorhergehen  mufs,  sei  es  nun,  dafs  dieses  Schiedsgericht,  Ver- 
mittlung oder  Untersuchung  heifse. 

Aufserdem  aber  würde,  wie  ich  schon  angedeutet  habe,  die 
Bedeutung  der  Garantie  keineswegs  nur  bei  der  Frage  der  An- 
wendung des  völkerrechtlichen  Verfahrens  liegen,  sondern  es 
würde  unter  anderem  insbesondere  auch  die  Befolgung  des 
Schiedsspruchs  unter  die  Garantieklausel  fallen. 

Das  bringt  mich  nochmals  zu  dem  schon  behandelten 
Kapitel  von  den  Sanktionen  des  Schiedsgerichts  zurück.  Wir 
haben  gesehen,  dafs  besondere  neue  Sanktionen  im  Völkerrecht 
keineswegs  nötig  erscheinen.  Das  Völkerrecht  trägt  seine 
Sanktion  in  sich  selbst ,  in  dem  Willen  der  rechtschaffenden 
Staaten.  Dieser  sanktioniert,  so  wie  den  völkerrechtlichen  Ver- 
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trag,  so  auch  den  Schiedsspruch.  Die  Staaten  haben  sich  diesem 
unterworfen,  sie  werden  ihn  befolgen.  Das  versteht  sich  vom 
Standpunkte  des  positiven  Rechts  aus  von  selbst,  und  die  Er- 
örterungen über  die  völkerrechtlichen  Sanktionen  erschienen 
aus  diesem  Grunde  als  von  verhältnismäfsig  untergeordneter  Be- 
deutung. Immerhin  sind  aber,  wie  wir  sahen,  besondere 
Sanktionen  des  Schiedsspruchs  denkbar  und  zum  Teil  auch 
üblich.  Die  beste  Sanktion  würde  aber  zweifellos  gerade  in 
einem  völkerrechtlichen  Garantiebeschlufs  gelegen  sein,  ja 
dieser  wäre  vielleicht  nicht  nur  die  beste,  sondern  auch  die 
einzige  Sanktion,  die  dem  Schiedssprüche  völkerrechtlich 
wirklich  ohne  alle  Bedenken  zuteil  werden  könnte;  denn  er 
würde  die  neutralen  Mächte  berechtigen  und  verpflichten, 
die  Streitteile  auf  die  Befolgung  des  Schiedsspruchs  hinzu- 
weisen. Und  mehr  als  einen  solchen  Hinweis  darf  sich  ein 
souveräner  Staat  nicht  gefallen  lassen !  — 

Ich  glaube  sonach,  dafs  das  Postulat  einer  völkerrecht- 
lichen GarantieruDg  der  Haager  Konvention,  falls  es  auf- 
tauchen sollte,  gewifs  nicht  so  ohne  weiteres  von  der  Hand 
zu  weisen  wäre'*,  obschon  es  in  jedem  Falle  erst  als  eine  — 


**  Es  mufs  auffallen,  dals  unter  den  unzähligen  durchführbaren  und 
undurchführbaren  Vorschlägen,  die  man  zur  Lösung  unseres  Problems 
gemacht  hat,  derjenige  einer  völkerrechtlichen  Garantie  bisher  nicht  auf- 
getaucht zu  sein  scheint,  so  naheliegend  er  eigentlich  ist.  In  meinem 
„völkerrechtlichen  Vertragt  habe  ich  bereits  die  prinzipielle  Bedeutung 
eines  solchen  Vorschlages  gestreift.  Hervorhebung  verdient  hier  die 
Schrift  des  ehemaligen  belgischen  Justizministers  Bara,  „La  science  de 
la  Paix",  1878.  Dort  wird  eine  Gesamtgarantie  der  Staatsverträge  seitens 
aUer  zivilisierten  Regierungen  in  Vorschlag  gebracht,  die  einen  Ver- 
tragsbruch schwierig,  ja  unmöglich  machen,  und  so  eine  wirkliche  Soli- 
darität im  internationalen  Verkehr  und  im  internationalen  Recht  her- 
stellen würde.  Vgl.  dazu  Fried,  Handbuch,  S.  247.  Auch  der  schon  er- 
wähnte Vorschlag  von  Pasquale  Fiore  („L* Organisation  juridique  de 
la  sociät^  internationale**  in  der  „Revue  de  droit  international**,  Bd.  81, 
insbesondere  S.  240)  verdient  hier  Erwähnung.  Fiore  betont:  „II  faut 
admettre  qu'il  appartient  ä  tous  les  Etats  constitu^s  en  union  d'assurer 
le  respect  du  droit  commun  fix^  par  eux  et  d*en  r^tablir  Tautorit^  au 
moyen  des  mesures  legales  d^termin^es  d'apr^s  le  droit  international . . . 
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vielleicht  nicht  einmal  absolut  notwendige  —  Ergänzung  der 
Fortschritte  in  Betracht  kommen  könnte,  die  wir  sonst  von  der 
künftigen  Haagei  Konvention  erhofft  haben.  Jedenfalls  würde 
ein  solcher  Garantiebeschlufs  aber  dasjenige  so  recht  zum 
Ausdruck  bringen,  was  ich  als  die  hauptsächliche  Richtung 
der  voraussichtlichen  zukünftigen  Entwicklung  dieser  Kon- 
vention bezeichnet  habe :  die  erhöhte  Mitwirkung  der  neutralen 
Mächte,  die  das  völkerrechtliche  Prinzip  der  Gremeinsamkeit, 
der  Solidarität  deutlich  widerspiegelt.  Die  Art  dieser  Mit- 
wirkung rechtlich  zu  regeln,  das  ist  uns  ja  als  eine  Haupt* 
aufgäbe  der  künftigen  Völkerrechtskonferenzen  erschienen.  — 

Es  versteht  sich  wohl  von  selbst,  dafs  neben  den  hier  er- 
wähnten Aufgaben  den  künftigen  Konferenzen,  die  der  Fort- 
bildung des  völkerrechtlichen  Verfahrens  gewidmet  sind,  noch 
mannigfache  weitere  Aufgaben  erwachsen  werden.  Dafs  ins- 
besondere die  gegenwärtig  geltende  Haager  Konvention  noch 
in  manchen  anderen  Beziehungen  revisionsbedürftig  ist,  brauche 
ich  hier  ebensowenig  nochmals  zu  betonen.  Nur  zwei  Punkte 
möchte  ich  hier  noch  herausgreifen,  die  nicht  nur  besonders 
aktuell  sind,  sondern  auch  für  die  zukünftigen  Völkerrechts- 
konferenzen  eine  allgemeine  Geltung  beanspruchen   dürfen. 

Zu  den  Aufgaben  derjenigen  Konferenzen,  die  wirkliche 
Völkerrechtskonferenzen  sind,  gehört  es  zweifellos  auch,  eine 
möglichst  allgemeine  Geltung  für  die  neu  zu  schaffenden 
Normen  zu  erzielen,  also  da^  Geltungsbereich  für  das  neue 
Völkerrecht  nach  Möglichkeit  auszudehnen.  Darin  liegt  schon, 
dafs  alle  derartigen  Konferenzabkommen  unbedingt  sogenannte 
offene  Abkommen  sein  müssen,  zu  denen  der  Beitritt 


Pour  la  protection  du  droit  commun  on  ue  pourrait  pas  trouver  de 
forme  plus  efficace  de  protection  que  la  garantie  coUective  des  Et4its 
associ^s.'*  Den  Ausführungen  von  Dumas,  a.  a.  0.  S.  255 f.,  über  die 
Garantieverträge  kann  ich  nicht  beistimmen;  ich  glaube,  sie  durch  die 
Torstehende  Auseinandersetzung  bereits  widerlegt  zu  haben. 
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anderen  Staaten  nicht  nur  ohne  weiteres  freisteht,  sondern  die 
anderen  Staaten  den  Beitritt  geradezu  nahelegen. 

Dieses  Postulat  hat  bisher  keineswegs  in  allen  Fällen 
Beachtung  gefunden.  Insbesondere  ist  bekanntlich  in  der 
Haager  Konvention  die  Beitrittsfrage  in  einer  Weise  geregelt 
worden,  die  absolut  nicht  befriedigen  kann.  Dafs  hier  mit  der 
Zeit  Wandlung  ge^cha£fen  werden  müsse,  hat  man  schon  auf 
der  Haager  Konferenz  selbst  gefühlt®*.  Der  jetzige  Artikel  60 
der  Konvention  ist  auf  die  Länge  zweifellos  nicht  haltbar. 
Während  die  anderen  Haager  Konventionen  den  Beitritt  offen 
lassen,  bestimmt  der  Artikel  60  unserer  Konvention,  dafs  die 
Bedingungen,  unter  denen  die  auf  der  Haager  Konferenz  nicht 
vertretenen  Mächte  der  Konvention  beitreten  können,  den 
Gegenstand  einer  späteren  Verständigung  zwischen  den  Ver- 
tragsmächten,  einer  „entente  ult6rieure  entre  les  Puissances 
contractantes^,  bilden  sollen®^.  Danach  können  andere  Mächte 
also  allerdings  beitreten  und  die  Konvention  ist  insofern  nicht 
geradezu  geschlossen,  aber  immerhin  haben  dritte  Staaten 
nicht  ohne  weiteres  ein  Recht  zum  Beitritt,  sondern  es  mufs 
zunächst  eine  Vei*ständigung  der  Vertragsmächte  stattfinden. 

Die  Konferenz  war  zu  dieser  Lösung  nicht  ohne  Schwierig- 
keiten gelangt,  die  auf  politischem  Gebiet  lagen,  und  so  be- 
deutet denn  diese  Lösung  in  Wirklichkeit  nur  einen  Kom- 
promifs'^.     Die  politischen  Bedenken,  die  damals   für   das 


^  Fried  hat  also  recht,  wenn  er  meint,  die  Forderung  nach  einer 
Offenerklärung  der  Haager  Konvention  bilde  einen  höchst  aktuellen  Be- 
ratungsstoff für  die  zweite  Haager  Konferenz.  Vgl.  „  Friedens  warte**,  1904, 
Nr.  10. 

'^  Die  Art,  wie  die  auf  der  Konferenz  vertretenen  Mächte  nach 
Art.  59  der  Konvention  beitreten  können,  falls  sie  dieselbe  nicht  unter- 
zeichnet haben,  bietet  in  unserem  Zusammenhang  kein  besonderes  Interesse. 

^  In  seinem  Bericht  im  Ausschuls  betonte  Asse r  namens  des  Re- 
daktionsausschusses, dals  die  Verhandlungen  aber  diesen  Gegenstand  den 
Charakter  diplomatischer  Unterhandlungen  trugen.  Allgemein  sei  man  von 
dem  Wunsch  beseelt  gewesen,  es  möge  gelingen,  die  Mächte,  die  an  der 
Konferenz  nicht  teilnehmen,  zum  Beitritt  zu  bewegen.  Aber  es  habe 
eine  grolse  Meinungsverschiedenheit  darüber  bestanden,  ob  das  Recht 
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Verhalten  einiger  Staaten  mafsgebend  waren,  werden  aber 
wohl  nicht  auf  die  Dauer  ausschlaggebend  sein  und  so  darf 
man  hoffen,  dafs  die  künftigen  Konferenzen  eine  andere, 
passendere  Form  finden  werden. 

Gerade  weil  im  Völkerrecht  der  Grundsatz  gilt,  dafs 
Verträge  nur  die  Kontrahenten  verpflichten,  auch  da,  wo  es 
sich  um  rechtsetzende  Vertriige  handelt,  die  einzig  und  allein 
den  Zweck  verfolgen,  Rechtsnormen  zu  schaffen,  und  gerade 
weil  daher  auch  die  Normen  solcher  allgemeiner  Verträge, 
wie  die  Haager  Konvention,  an  sich  gegenober  Staaten,  die 
beim  Abschlufs  nicht  beteiligt  waren,  keine  Gültigkeit  bean- 


des  Beitritts  uneingeschränkt  gewährt  oder  ob  es  an  bestimmte  Vor- 
bedingungen geknüpft  werden  solle.  Auf  der  einen  Seite  habe  man  das 
uneingeschränkte  Beitrittsrecht  aller  Mächte  durch  einfache  Erklärung 
gewünscht,  auf  der  anderen  habe  man  auf  einer  Beschränkung  dieses 
Rechts  bestanden,  die  wiederum  in  verschiedener  Weise  denkbar  sei. 
Der  Boden  für  ein  Einvernehmen  sei  nicht  gefunden  worden;  auch  sei 
die  Zeit  dafür  zu  kurz  gewesen.  So  bleibe  nur  übrig,  entweder  die 
Beitrittsklausel  zu  streichen  oder  die  Regelung  der  Bedingungen  des 
Beitritts  einem  späteren  Einvernehmen  vorzubehalten.  Das  letztere  sei 
das  näherliegende.  Man  sei  einig  in  der  Anerkennung,  daß;  es  wünschens- 
wert sei,  den  Beitritt  zu  ermöglichen.  Schweige  sich  die  Konvention 
über  diesen  Punkt  aus,  so  sei  sie  tatsächlich  geschlossen,  was  man 
nicht  wolle.  Fasse  die  Konvention  jedoch  ein  späteres  Einvernehmen 
ins  Auge,  so  bringe  sie  damit  selbst  die  Hoffnung  zum  Ausdruck,  daft 
sich  dieses  Einvernehmen  herstellen  lasse.  Möge  man  sich  immer  mehr 
davon  überzeugen,  da(s  die  Eigenart  der  Konvention  selbst  die  Annahme 
eines  weiten  und  freien  Systems  in  der  Beitrittsfrage  erfordere.  Die 
Konvention  habe  die  friedliche  Erledigung  der  internationalen  Streitfälle 
zum  Gegenstand  und  bestimme  die  dazu  erforderlichen  Mittel.  Die  Ur- 
heber der  Konvention  müssen  daher  notwendig  wünschen,  dafs  alle 
Mächte,  selbst  diejenigen,  die  nicht  vertreten  sind,  bei  diesem  Werk  von 
allgemeinem  Interesse  mittun.  Vgl.  dazu  Conference,  I,  202.  In 
diesem  Bericht  waren  die  eigentlichen  Gründe  der,  Schwierigkeiten  ver- 
hüllt. Dieselben  sind  jedoch  heute  bekannt.  Sie  haben  hier  kein 
Interesse,  da  sie  lediglich  politischer  Natur  waren  und  wohl  auch  nur 
historische  Bedeutung  haben  dürften.  Über  diese  Gründe  sind  zu  vgl. 
Meurer,  S.  96,  M^rignhac,  Conf.,  S.  378,  34,  Lammasch  in  der 
„Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht'',  Bd.  11  S.  36, 
Zorn  in  der  „Deutschen  Rundschau"  a.  a.  0.  S.  117,  und  de  Lapra- 
delle,  S.  838. 
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spruchen  können  *'',  müssen  solche  rechtsetzende  Verträge  um 
so  mehr .  wenigstens  dem  Beitritt  dritter  Staaten  unbedingt 
offengehalten  werden. 

Letzteres  entspricht  aber  bei  den  rechtsetzenden  Verträgen 
auch  durchaus  der  Üblichkeit,  und  die  Haager  Konvention  hat 
sich  in  diesem  Punkt  also  auch  in  Gegensatz  zu  der  geltenden 
Praxis  gesetzt*®.  „Je  nach  der  Beschaffenheit  des  Verhand- 
lungsgegenstandes ist  dem  interessierten,  aber  an  der  Ver- 
handlung nicht  beteiligten  Staate  bezw.  allen  interessierten 
Staaten  der  Beitritt  vorzubehalten."®*  Wenn  aber  jemals  die 
Beschaffenheit  des  Verhandlungsgegenstandes  eine  derartige 
war,  um  einen  solchen  Vorbehalt  geradezu  herauszufordern, 
dann  war  das  sicherlich  bei  der  Haager  Konvention  der  Fall*®. 
Hier  erscheint  sie  geradezu  als  ein  Gebot  der  Notwendigkeit, 
denn  an  dem  möglichst  allgemeinen  Beitritt  der  Kulturländer 
zur  Haager  Konvention  müssen  alle  Staaten  ein  Interesse 
haben.  Ja,  ich  glaube,  man  darf  noch  einen  Schritt  weiter 
gehen  und  sagen,  dafs  ein  Vertrag  vom  Charakter  der  Haager 
Konvention  nicht  nur  dem  Beitritt  dritter  Mächte  ohne 


^"^  Das  Gegenteil  behauptet  Bluntschli,  §  110.  Vgl.  dagegen 
Bergbohm,  „Staatsverträge  und  Gesetze  als  Quellen  des  Völkerrechts'^, 
1876,  S.  87,  V.  Martens,  „Völkerrecht",  I,  S.  191,  üllmann,  „Völker- 
recht'', S.  34,  Zorn  in  der  „Deutschen  Juristenzeitung"  a.  a.  0.  S.  38. 

'^  Ein  Beispiel  ist  der  Art.  87  der  Generalakte  der  Kongokonferenz 
vom  26.  Februar  1885:  „Die  die  gegenwärtige  Generalakte  nicht  unter- 
zeichnenden Mächte  können  ihren  Bestimmungen  durch  einen  besonderen 
Akt  beitreten." 

"*  Ulimann,  S.  149.  Vgl.  auch  denselben  S.  168:  „In  Verträgen, 
deren  Gegenstand  mit  den  Interessen  der  Gesamtheit  zusammenhängen 
oder  durch  die  insbesondere  internationale  Institutionen  der  Wohlfahrts- 
pflege geschaffen  werden,  wird  der  Beitritt  den  an  dem  Abschluls  des 
Vertrages  nicht  beteiligten  Mächten  vorbehalten." 

*^  Auch  M eurer,  S.  95  bemerkt,  bei  einem  rechtsbildenden  und 
noch  dazu  einem  friedensrechtlichen  Abkommen,  das  doch  möglichst 
alle  Staaten  in  seinen  Geltungsbann  ziehen  möchte,  dürfe  die  Ge- 
schlossenheit auffallen.  „La  nature  m§me  de  la  Convention  semble 
comporter  Padoption  d'un  Systeme  large  et  liberal  en  ce  qui  conceme 
le  droit  d^adh^sion,"  sagt  der  Kommissionsbericht  zu  Art.  60. 
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weiteres  offenstehen  müfste,  sondern  dafs  umgekehrt 
die  Kontrahenten  die  nicht  vertretenen  Mächte  geradezu  zum 
Beitritt  auffordern  müfsten. 

Eine  solche  Aufforderung  würde  in  der  Geschichte  des 
Völkerrechts  keineswegs  ohne  Beispiel  sein**.  Es  sei  hier  nur 
an  die  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  16.  April  1856  er- 
innert, die  bestimmte :  „Die  Regierungen  der  unterzeichneten 
Bevollmächtigten  verpflichten  sich,  diese  Erklärung  zur 
Kenntnis  derjenigen  Staaten  zu  bringen,  welche  nicht  zur 
Teilnahme  an  dem  Pariser  Kongresse  berufen  waren,  und  sie 
zum  Beitritte  einzuladen.  In  der  Überzeugung,  dafs  die 
hiermit  von  ihnen  verkündigten  Grundsätze  von  der  ganzen  Welt 
nur  mit  Dank  aufgenommen  werden  können,  bezweifeln  die 
unterzeichneten  Bevollmächtigten  nicht,  dafs  die  Bemühungen 
ihrer  Regierungen,  denselben  die  allgemeine  Anerkennung  zu 
verschaffen,  von  vollständigem  Erfolge  gekrönt  sein  werden." 

In  einer  solchen  Fassung  würde  auch  der  Artikel  60  dem 
Geiste  der  Haager  Konvention  entschieden  besser  entsprechen, 
als  dies  jetzt  der  Fall  ist.  Sie  dürfte  aber  auch  der  eigent- 
lichen Meinung  der  Mehrzahl  der  Haager  Konferenzmächte 
im  Grunde  entsprechen*"  und  man   darf  daher  hoffen,  dafs 


*»  Vgl.  Bonfils,  S.  452:  „Diese  Verträge  verpflichten  freilich  nur 
die  unterzeichnenden  Mächte,  aber  sie  üben  doch  einen  Widerhall  in 
allen  anderen  Staaten  aus;  sie  wirken,  obgleich  nur  mittelbar,  auch  auf 
die  Beziehungen  der  Staaten  zurück,  die  dem  Vertrags  Schlüsse  ferne 
gestanden  haben.  Schon  das  blofse  Bestehen  derartiger  Verträge  ver- 
anlafst  und  drängt  die  anderen  Staaten  zur  Annahme  derselben  Grund- 
sätze. Ihr  Beitritt  wird  oft  erbeten  und  liegt  in  ihrem  eigenen  Interesse.^ 
Femer  derselbe  S.  438:  „Der  Beitritt  zu  Verträgen  ist  so  sehr  in  die 
Gepflogenheiten  der  Staaten  eingedrungen,  dals  fast  alle  Verträge,  die 
Interessen  allgemeiner  Art  berühren,  durch  eine  besondere  Klausel  die 
anderen  Staaten  zum  Beitritt  einladen  und  die  Bedingungen  und  Förm- 
lichkeiten des  gewünschten  Beitritts  angeben.'' 

*2  Der  „Rapport  de  la  Delegation  fran^aise''  bemerkt:  „II  nous 
a  sembie,  du  reste,  que  la  commission  s'^tait  de  plus  en  plus  convaincue 
que  Tesprit  meme  de  la  Convention  invite  ä  une  Solution  liberale  de  la 
question  d'adhesion.  L'avenir  dira  si  cette  pr^vision  est  fondee.  Vgl. 
M6rignhac,  Conf.,  S.  36. 
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die  im  Jahre  1899  vorhandenen  politischen  Schwierigkeiten 
bei  der  nächsten  Konferenz  nicht  mehr  mitsprechen  werden. 

Ob  der  Beitritt  im  übrigen  theoretisch  den  Charakter 
der  Akzession  oder  der  Adhäsion  —  der  Artikel  60  spricht 
von  „adh6rer"  —  tragen  würde,  ist  für  uns  hier  ohne 
Interesse.  Die  Unterscheidung,  die  die  Rechtstheorie  in 
dieser  Beziehung  macht,  ist  praktisch  überhaupt  keineswegs 
stets  von  Wichtigkeit  ***. 

M eurer  meint,  theoretisch  habe  man  wohl  im  Zweifel  sein 
können,  ob  die  nicht  vertretenen  Mächte  einfach  ihren  Beitritt 
erklären  können  oder  dazu  der  Zustimmung  der  Yertrags- 
mächte  bedürfen**.  Im  vorliegenden  Fall  ist  diese  Frage 
aber  nicht  praktisch  geworden  und  daher  für  uns  hier  ohne 
Interesse.  Die  Hauptsache  vom  praktischen  Standpunkt  ist 
jedenfalls  die,  dafs  unter  allen  Umständen  der  Beitritt  zu 
der  Haager  Konvention  nach  Möglichkeit  erleichtert  wird. 
Ob  man  dabei  noch  eine  Entgegennahme  der  Beitrittserklärung 
seitens  der  Vertragsmächte  etwa  in  der  Weise  fordern  will, 
wie  dies  in  der  Kongoakte**  der  Fall  war,  dürfte  praktisch 

^^  Bonfils,  S.  438  bemerkt  mit  Recht,  dafs  in  der  Praxis  beide 
Arten  des  Beitritts  zuweilen  als  gleichbedeutend  gelten.  Man  vgl.  dazu 
ferner  Geffcken  bei  Heflfter,  S.  198,  üllmann,  S.  168. 

^^  Meurer,  S.  98  bemerkt,  für  das  Erfordernis  einer  Zustimmung 
der  Vertragsmächte  habe  der  Umstand  gesprochen,  dais  für  den  Beitritt 
eine  gewisse  Kulturgleichheit  Voraussetzung  sei:  aber  dieser  Einwand 
könne  nicht  mehr  wohl  aufrecht  erhalten  werden,  nachdem  China,  Siam 
und  Persien  zur  Konferenz  zugelassen  waren.  Es  würde  mich  zu  weit 
fuhren,  wenn  ich  die  Frage  des  Geltungsbereichs  des  Völkerrechts  hier 
erörtern  wollte.  Ich  kann  nur  betonen,  dafs  sie  meines  Erachtens  in 
extensivem  Sinne  zu  beantworten  ist,  und  dafs  daher  aus  ihr  keinerlei 
Gründe  herzuleiten  sind,  die  für  eine  Geschlossenheit  der  Haager  Kon- 
vention sprechen.    Vgl.  dazu  auch  M^rignhac,  Conf.,  S.  84. 

**  Artikel  37  Absatz  2  und  3  daselbst  lautet:  „Der  Beitritt  jeder 
Macht  wird  auf  diplomatischem  Wege  zur  Kenntnis  der  Regierung  des 
Deutschen  Reiches  und  von  dieser  zur  Kenntnis  aller  der  Staaten  ge- 
bracht, welche  diese  Generalakte  unterzeichnen  oder  derselben  nach- 
träglich beitreten.  Er  bringt  zu  vollem  Recht  die  Annahme  aller  Ver- 
pflichtungen und  die  Zulassung  zu  allen  Vorteilen  mit  sich,  welche 
durch  die  gegenwärtige  Generalakte  vereinbart  worden  sind." 
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wenig  Bedeutung  haben.  Jedenfalls  darf  aber  der  Beitritt 
keinesfalls  von  Bedingungen  oder  späteren  Verständigungen 
abhängig  gemacht  werden,  die  das  freie  Beitrittsrecht  wieder 
illusorisch  machen  würden. 

In  engem  Zusammenhang  mit  der  Frage,  ob  und  inwieweit 
der  Beitritt  zu  der  Haager  Konvention  gestattet  sein  soll, 
steht  die  Frage  der  Teilnahme  an  den  künftigen  Konferenzen. 
Sie  ist  selbstverständlich  in  entsprechendem  Sinne  zu  beant- 
worten. Lediglich  diplomatische  Rücksichten  dürften  hier  in 
keiner  Weise  mafsgebend  oder  gar  ausschlaggebend  sein.  Der 
Charakter  der  Haager  Abmachungen  (rechtfertigt  es  wohl 
ohne  weiteres,  dafs  die  Diplomatie  nötigenfalls  von  ihren  Ge- 
pflogenheiten auch  etwas  abweicht.  Man  sollte  daher  gerade 
durch  Einladung  zu  der  bevorstehenden  Konferenz 
den  Beitritt  derjenigen  Mächte  herbeizuführen  suchen,  die 
bisher  den  Konventionen  noch  nicht  beigetreten  sind. 

Von  Interesse  ist  in  dieser  Beziehung  ein  Schritt,  den 
anscheinend  die  holländische  Regierung  gemacht  hat,  indem 
sie  der  russischen  Regierung  vorschlägt,  die  Beteiligung 
an  der  zweiten  Haager  Friedenskonferenz  für  diejenigen 
Staaten  zu  erleichtern,  die  zu  der  ersten  Konferenz  nicht 
eingeladen  waren.  Diese  Staaten,  die  auf  der  ersten  Kon- 
ferenz nicht  vertreten  waren,  aber  zu  der  zweiten  eingeladen 
würden,  sollen  ohne  weiteres  so  betrachtet  werden,  als  ob  sie 
der  Haager  Konvention  beigetreten  wären,  sobald  sie  der 
holländischen  Regierung  eine  diesbezügliche  Erklärung  machen. 
Auch  soll  die  russische  (?)  Regierung  beabsichtigen,  nach  dem 
Zusammentreten  der  zweiten  Konferenz  den  Signatarmächten 
der  Haager  Konventionen  ein  Zusatzprotokoll  zu  unterbreiten, 
in  dem  diese  Beitritte  festgelegt  werden**. 

Zweifellos  wäre  ein  derartiger  Schritt  sehr  zu  be- 
grüfsen.    Es  würde  dadurch  u.  a.  auch  der  Anschlufs  der 


^  Vgl.  dazu  die  „Correspondance  bi-mensuelle^  vom  25.  Mai  1906. 
sowie  die  „Friedens warte''  vom  Juni  1906. 
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amerikanische^  Staaten  vollzogen  werden,  die  im  Vertrag 
von  Mexiko  seinerzeit  beschlossen  haben,  den  Haager  Kon- 
ventionen beizutreten  *^. 

Die  inzwischen  ergangene  Einladung  der  russischen  Re- 
gierung^^ läfst  in  der  Tat  hoffen,  dafs  man  dieses  Mal  im 
Haag  etwas  weitherziger  werden  wird.  Sie  betont  ins- 
besondere, dafs  es  nach  Ansicht  der  Kaiserlichen  Regierung 
erforderlich  war,  eine  möglichst  grofse  Zahl  der  Mächte  zur 
Teilnahme  an  der  geplanten  Konferenz  heranzuziehen.  Möchte 
also  die  Haager  Konvention  in  Zukunft  entsprechend  ein 
Weltvertrag  im  wahren  Sinne  des  Wortes  werden,  dessen 
Grenzen  erst  da  beginnen,  wo  auch  die  Grenzen  des  Völker- 
rechts anfangen.  Denn  die  völkerrechtliche  Gemeinschaft  und 
die  Haager  Vertragsstaaten  müssen  unbedingt  mit  der  Zeit 
zwei  Begriffe  werden,  die  sich  räumlich  mehr  oder  weniger 
decken. 

Die  neueren  Schiedsverträge  gehen  übrigens,  was  hier 
nicht  unerwähnt  bleiben  möge,  in  dem  hier  in  Frage 
stehenden  Punkte  der  Haager  Konvention  zum  Teil  bereits 
mit  gutem  Beispiel  voran.    Ich  erinnere  nur  an  den  Schieds- 


^"^  Ich  habe  bereits  oben  S.  235  erwähnt,  dals  auf  dem  zweiten  pan- 
amerikanischen Kongreß  in  Mexiko  die  amerikanischen  Staaten  auf  Antrag 
der  Vereinigten  Staaten  beschlossen  haben,  der  Haager  Konvention  bei- 
zutreten. Vgl.  dazu  Beernaert,  ^Les  Etats  Amäricains  et  la  Con- 
ference de  la  Haye"  in  der  „Revue  de  droit  international,  1906,  S.  556  f., 
Niemeyer,  „Internationalrechtliche  Ergebnisse  der  jüngsten  pan- 
amerikanischen Konferenz"  in  „Zeitschrift  f&r  internationales  Privat-  und 
Strafrecht",  Bd.  12,  S.  571  f.  Das  „protocol  of  adhesion  to  the  Hague 
Conventions**  vom  15.  Januar  1902  bestimmt  im  Art.  1,  da(s  die  Vertrag- 
schließenden die  Prinzipien,  die  im  Haag  aufgestellt  wurden,  als  Be- 
standteil des  amerikanischen  Völkerrechts  anerkennen:  im  Art.  2  wird 
der  Beitritt  zu  den  offenen  Konventionen  beschlossen,  und  im  Art.  3 
werden  Mexiko  und  die  Vereinigten  Staaten  zur  Vermittlung  des  Beitritts 
für  die  nicht  offene  Konvention  beauftragt.  Vgl.  dazu  auch  Darby, 
„International  Tribunals",  S.  716,  „The  ibero-american  Union",  und  S.  722, 
„Second  american  international  Conference  in  Mexiko  1901—1902", 
ferner  Dumas,  a.  a.  0.  S.  892. 

^^  Siehe  diese  im  Anhang. 
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vertrag  zwischen  Dänemark  und  E[olland^^  der  im 
Artikel  4  ausdrücklich  bestimmt,  dafs  andere  Staaten  ver- 
mittelst einer  blofsen  Notifikation  an  die  Vertragsstaaten 
beitreten  können.  Wenn  schon  ein  Vertrag  zwischen  zwei 
Staaten  eine  solche  Möglichkeit  vorsieht,  um  wie  viel  mehr 
sollte  dies  dann  eine  allgemeine  Konvention  wie  die 
Haager  tun!  — 

Zum  Schlüsse  ist  hier  nun  noch  eines  weiteren  Momentes 
Erwähnung  zu  tun,  das  ich  ebenfalls  als  eine  Aufgabe  einer 
Völkerrechtskonferenz,  wie  es  die  Haager  Friedenskonferenz 
ist,  betrachten  möchte.  In  einer  Reihe  der  modernen  Unionen 
auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Verkehrsrechtes  ist  es 
vorgesehen,  dafs  regelmäfsig  sich  wiederholende  Konferenzen 
zur  Beratung  und  Beschlufsfassung  über  die  den  Gegenstand 
der  Konferenzabkommen  bildenden  Materien  stattfinden  sollen. 
Und  auch  auf  der  Haager  Konferenz  ist  dieses  Prinzip  der 
Periodizität  an  sich  anerkannt  worden ^^  Leider  aber  auch 
nicht  mehr  als  das!  Lediglich  dafs  weitere  Konferenzen  der 
ersten  folgen  sollten,  wurde  vorgesehen,  und  es  wurden  auch 
entsprechend  verschiedene  Traktanden  für  diese  späteren  Kon- 
ferenzen zurückgelegt.  Aber  über  das  Wie,  Wo  und  Wann 
wurde  nichts  bestimmt.  Man  begnügte  sich  also  mit  einet  An- 
erkennung des  Prinzips  der  Periodizität  und  damit  auch  der 
Kontinuität.  Aber  so  anerkennenswert  das  auch  ist,  es  genügt 
doch  nicht,  um  diese  Kontinuität  auch  praktisch  zu  sichern.  Die 
zweite  Konferenz  sollte  daher  in  dieser  Beziehung  unbedingt  ge- 
nauere Festsetzungen  treffen  *^  Die  Konferenzen  müfsten  in  be- 


«»  Siehe  dazu  oben  den  §  11  S.  288. 

B^  Vgl.  z.  B.  Zorn  in  der  „Deutschen  Juristenzeitung'',  a.  a.  0. 
S.  39:  „Für  verschiedene  der  oben  genannten  Materien  bilden  wieder- 
kehrende Konferenzen  einen  Bestandteil  der  internationalen  Organisation, 
«0  für  das  Postwesen,  das  Eisenbahnfrachtwesen,  das  Mafe-  und  Ge- 
wichtswesen. Die  große  Haager  Konferenz  von  1899  hat  verschiedene 
hochwichtige  Fragen  gestreift  und  sie  durch  formeUen  Beschluß  einer 
späteren  Konferenz,  Conference  ult^rieure,  überwiesen.** 

"^  Näheres  über  dieses  Postulat  siehe  im  folgenden  Paragraphen. 
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stimmten  Intervallen  zusammentreten.  Fünf  oder  zehn 
Jahre  dürften  etwa  einen  geeigneten  Zeitabschnitt  bezeichnen. 
Der  Ort  müfste  ein  für  allemal  bestimmt  sein.^  Und  ebenso 
der  Staat,  von  dem  die  Einladungen  zu  den  regelmäfsigen 
Konferenzen  auszugehen  hätten.  Dazu  würde  sich  offenbar 
Holland  am  besten  eignen,  da  sein  auswärtiger  Minister 
gleichzeitig  Präsident  des  ständigen  Yerwaltungsrates  ist  und 
die  Einladungen  in  letzterer  Eigenschaft  ergehen  lassen 
könnte.  Daneben  müfste  aber  auch  die  Möglichkeit  bestehen, 
dafs  andere  Vertragsmächte  zu  aufserordentlichen  Konferenzen 
den  Anstofs  geben  könnten.  Kurz,  wir  stehen  da  vor  einer 
ganzen  Reihe  von  Organisationsfragen,  die  nach  verschiedenen 
Richtungen  hin  der  Regelung  bedürfen*^  und  die  ich  daher 
ebenfalls  mitrechnen  möchte  zu  den  Aufgaben  der  künftigen 
Haager  Völkerrechtskonferenzen. 

Es  unterliegt  meines  Erachtens  keinem  Zweifel,  dafs  die 
vornehmsten  Organe  des  Völkerrechts,  die  internationalen 
Konferenzen,  den  mit  der  Zeit  sicherlich  immer  mehr  zu- 
nehmenden Aufgaben,  die  an  sie  herantreten,  nur  dann  gerecht 
werden  können,  wenn  allgemein  auch  in  den  hier  zuletzt  an- 
gedeuteten Richtungen  Fortschritte  erzielt  werden.  Noch  lassen 
sich  ja  die  Aufgaben,  die  die  Zukunft  bringen  wird,  bei  weitem 
nicht  überblicken  ®^.    Aber  sie  umspannen  das  gesamte  Gebiet 


^^  Vgl.  zu  allen  diesen  Fragen  unten  den  §  21.  Kasans ky  a.  a.  0. 
hat  nicht  unrecht,  wenn  er  sagt,  dals,  um  den  wohltätigen  Einfluis 
dieser  internationalen  Organe  zu  erhöhen,  mehr  Ordnung  in  die  inter- 
nationalen Versammlungen,  die  über  neue  Fragen  des  internationalen 
Verkehrs  verhandeln,  gebracht  werden  müsse.  Sein  Vorschlag,  das  diplo- 
matische Korps,  aus  den  Botschaftern  der  fremden  Mächte  bei  jedem  Hofe 
bestehend,  in  eine  periodisch  und  regelmäfsig  zusammen- 
tretende Versammlung  zu  verwandeln,  scheint  mir  aber,  ganz  ab- 
gesehen von  seiner  Realisierbarkeit,  auch  sonst  nicht  unbedenklich  zu  sein. 

i^'Kasansky  unterscheidet  drei  Arten  von  Konferenzen:  fürVer- 
waltungsfragen,  für  Fragen  des  Zivil-  und  Kriminalrechts  und  für  Fragen 
der  Politik.  „Die  letzteren  könnten  allgemeine  Friedenskongresse  ge- 
nannt werden  und  eine  Fortsetzung  der  Haager  Konferenz  bilden.  Unter 
der  Voraussetzung,  dals  diese  Kongresse  periodisch  wiederkehrten,  all- 
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der  internationalen  staatlichen  Tätigkeit,  das  gesamte  Völker- 
recht, und  insbesondere  den  Haager  Friedenskonferenzen 
kommt  dabei  eine  der  ii^esentlichsten  Missionen  zu.  Es  ist 
daher  unbedingt  notwendig,  dafs  auch  die  Organisation  der 
internationalen  Konferenzen  mit  dieser  Entwicklung  einiger- 
mafsen  Schritt  halte,  und  dafs  sich  auch  in  ihr  die  wachsende 
Bedeutung  dieser  Konferenzen  deutlich  dokumentiere.  — 

§  21.  Kritik  der  Yorschl&ge  für  die  zweite  Haager 

Friedenskonferenz. 

I.  Ich  wende  mich  zunächst  den  von  der  Interparla- 
mentarischen Konferenz  aufgestellten  Postulaten  zu. 

Bereits  in  der  Session  von  Ghristiania  vom  Jahre 

1899  hatte  sich  die  interparlamentarische  Konferenz  dahin 

ausgesprochen  * : 

„Tont  en  admettant  avec  le  pr^sident,  M.  de  Staal,  qae 
Toeavre  de  cette  Conference  „n'est  pas  aussi  parfaite  qa*on  an- 
rait  pu  le  dösirer"  —  eile  y  voit  un  6v6neinent  historique  heu- 
reax  et  des  plas  importants,  et  eile  a  confiance  qae  ce  premier 
pas,  le  plus  difficile  de  toas,  une  fois  franchi,  les  dispo- 
sitions  favorables  des  gouvernements,  exprim^es  k  La 
Haye  par  la  plupart  de  leurs  repräsentants ,  et  la  force  de 
Topinion,  encourag^e  par  ce  premier  r^soltat,  assurerontle 
däveloppement  altörieur  des  institations  inau- 
gur^es.^ 

Entsprechend  verleiht  die  Konferenz  dem  Wunsche  Aus- 
druck : 

„Que  les  Conferences  diplomatiques  .  .  .  pnissent 
se   suivre  autant  qae  possible  poar  Tapplication  la  plus 


seitig  beschickt,  nach  einem  bestimmten  Modus  einberufen  und  geleitet 
werden,  sind  sie  wohl  imstande,  das  völkerrechtliche  Leben  wesentlich 
zu  fördern.  Die  Kongresse  der  sogenannten  allgemeinen  administrativen 
Verbände  der  Staaten  könnten  in  diesem  Falle  als  nützliches,  nach- 
zuahmendes Beispiel  dienen.*'  Das  ist  gewifs  in  vielen  Beziehungen 
richtig,  nur  erscheint  mir  die  obige  Einteilung  der  Konferenzen  wenig 
zutreffend.  Mit  der  Politik  haben  insbesondere  die  Haager  Friedens- 
konferenzen absolut  nichts  zu  tun. 

^  Vgl.  hierzu:  „Compte  rendu  de  la  IX^  Conference  tenue  ä  Ghris- 
tiania, Session  de  1899.^ 
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compl^te  du  principe  de  l'arbitrage  permanent  entre  les  nations 
et  pour  la  Constitution  graduelle  d'une  lägislation  de  droit  inter- 
national public/ 

Die  Konferenz  fordert  die  verschiedenen  Ländergruppen 

sodann  auf,  ihren  Einflufs  nach  folgenden   Richtungen   hin 

geltend  zu  machen: 

„1.  Obtenir  Tadh^sion  de  leurs  gouvernements  aux  räsolutions 
pacifiques  et  humanitaires  de  la  Conference  de  La  Haye  — 
si  cette  adb^sion  n'6tait  pas  encore  donn^e. 

2.  Encourager  leurs  gouvernements  ä  conclure  des  traitäs  d'ar- 
bitrage  avec  le  plus  d*£tat8  possible. 

3.  Faciliter  Taccession  des  pays  non  reprösent^s  k  la  Convention 
conclue  par  la  Conference  de  La  Haye. 

4.  Porter  k  la  connaissance  de  leurs  compatriotes ,  avec  les 
explications  et  les  appröciations  n^cessaires,  les  r^sultats 
de  la  Conference  de  La  Haye." 

Es  ist  in  diesen  Resolutionen  sehr  richtig  zum  Ausdruck 
gebracht,  dafs  es  sich  bei  der  ersten  Haager  Konferenz  nur  um 
einen  ersten  Schritt  auf  einer  neuen  Bahn  gehandelt  hat,  und 
dafs  man,  selbst  wenn  man  die  Resultate,  die  dadurch  zutage 
gefördert  worden  sind,  geringfügig  finden  sollte,  doch  nicht 
den  mindesten  Grund  hat,  an  einer  Weiterentwicklung  zu 
zweifeln.  Der  Weg,  auf  dem  diese  Weiterentwicklung  sich 
vollziehen  mufs,  ist  aber  zweifellos  der  der  Einberufung 
weiterer  Konferenzen. 

Der  ferner  ausgedrückte  Wunsch  nach  Abschlufs  von 
möglichst  vielen  Schiedsverträgen  liegt  nicht  nur  durch- 
aus im  Rahmen  der  Beschlüsse  der  Haager  Konferenz,  die 
im  Artikel  19  der  Konvention  selbst  die  Staaten  auf  den 
Abschlufs  von  solchen  Verträgen  hingewiesen  hat,  sondern 
dieses  Postulat  ist  auch  seither  in  geradezu  ungeahntem 
Mafse  in  Erfüllung  gegangen. 

Das  weitere  Postulat  über  den  Beitritt  zur  Haager 
Konvention*  betrifft  ebenfalls  einen  Punkt,  dessen  Re- 
visionsbedürftigkeit bereits  betont  worden  ist. 


^  Auf  dieses  Postulat    kommt    auch    die   Resolution    des    Inter- 
parlamentarischen Rats  zurUck;  die  dieser  1901  an  das  Internationale 
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In  der  Pariser  Session  vom  Jahre  1900  hat  sich 
die  interparlamentarische  Konferenz  dann  noch  eingehender 
mit  den  Postulaten  für  die  Fortbildung  der  Haager  Konvention 
beschäftigt.  Sie  wiederholt  ihre  bereits  früher  ausgesprochenen 
Wünsche,  insbesondere  mit  Bezug  auf  den  Abschlufs  von 
Schiedsverträgen  und  erinnert  die  Vertragsmächte  an  die  im 
Artikel  27  der  Haager  Konvention  anerkannte  Verpflichtung, 
den  Haager  Schiedsgerichtshof  bei  ausbrechenden  Konflikten 
den  streitenden  Teilen  in  Erinnerung  zu  rufen.  Die  Kon- 
ferenz fafst  sodann  folgenden  Beschlufs: 

„L' Union  interparlementaire,  tont  en  reconnaissant  que  les 
d^  cisions  de  la  Conference  de  La  Hay e  concernant  Tarbitrage  inter- 
national sont  de  natnre  ä  favoriser  la  Solution  amiable  des  diff^- 
rends  entre  nations,  estime  qu'il  y  a  lieu  de  les  compUter  sur 
les  points  suivants: 

a)  il  est  d^sirable  qne  Tarbitrage  soit  rendu  obligatoire  dans 
les  limites  de  Tind^pendance  des  £tats; 

b)  il  est  d^sirable  qne  tous  les  £tats  soient  admis  h.  donner 
lear  adh^sion  aax  d^cisions  de  la  Conference  de  La  Haye ; 

c)  il  est  desirable  que  Torganisation  da  tribunal  arbitral,  pr^ 
vne  aux  art^  20  et  suivants  de  la  Convention  de  La  Haye 
ponr  le  röglement  pacifiqae  des  conflits  internationanx ,  se 
rapproche  davantage  de  celle  d'nne  Cour  permanente  d'ar- 
bitrage.** 

Was  den  ersten  dieser  Wünsche  anlangt,  so  haben  wir 
bereits  oben  im  Paragraph  12  gesehen,  dafs  es  in  der  Tat  un- 
bedenklich sein  dürfte,  dem  Schiedsgericht  innerhalb  bestimmt 
fixierter  Grenzen  einen  obligatorischen  Charakter  zu  geben. 
Auch  glaube  ich,  dafs  die  Erfüllung  dieser  Forderung,  wenn  sie 
auch  vielleicht  noch  nicht  von  der  zweiten  Konferenz  gebracht 
werden  wird,  so  doch  von  der  Zukunft  sicher  erwartet  werden 
darf.  Das  Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  wird 
unvermeidlich  mit  der  Zeit  immer  mehr  den  Charakter  eines 
Systems   annehmen.     Es  erscheint   daher  vom  Rechtsstand- 

Bareau  im  Haag  und  an  den  Präsidenten  des  Internationalen  Ver- 
valtungsrats  gerichtet  hat:  „Le  Conseil  de  FUnion  interparlamen- 
taire  . . .  exprime  le  voeu:  1^  de  voir  la  Gonyention  de  La  Haye  d^clar^e 
ouverte  et  ainsi  rendne  accessible  aux  Etats  qui  n'y  ont  pas  pris  part . .  ,'* 
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punkte  aus  als  eine  Eardinalforderung ,  dafs  die  Fälle,  die 
speziell  dem  schiedsgerichtlichen  Verfahren  unterliegen, 
irgendwie  festgelegt  werden.  Vom  Standpunkte  des  Völker- 
rechts wird  man  jedenfalls  dem  obigen  Postulat  unbedingt 
zustimmen  müssen,  aber  ich  glaube,  dafs  man  es  auch  politisch 
darf.  Sicherlich  ist  es  eine  Mindestforderung,  dafs 
wenigstens  der  Kreis  derjenigen  Streitfälle,  bei  denen  der 
Anwendung  des  Schiedsverfahrens  in  den  Augen  der  Staaten 
ein  Hindernis  nicht  im  Wege  steht,  dieser  Anwendung  auch 
tatsächlich  in  allen  Fällen  zugänglich  gemacht  werde.  Im 
Jahre  1899  waren,  wie  wir  gesehen  haben,  bereits  alle  Mächte 
damit  einverstanden,  den  entsprechenden  russischen  Vorschlag 
anzunehmen,  mit  Ausnahme  von  Deutschland.  Es  wird  nun 
abzuwarten  sein,  welche  Haltung  das  Deutsche  Reich  in  Zu- 
kunft in  der  Frage  einnehmen  wird:  Davon  dürfte  die  An- 
nahme des  Postulats  im  wesentlichen  abhängen.  Hier  mufs  es 
uns  genügen,  festzustellen,  dafs  diese  Forderung  zweifellos  zu 
den  Punkten  gehört,  die  auf  den  bevorstehenden  Konferenzen 
unbedingt  erörtert  werden  sollten®.   Denn  sie  bildet  vielleicht 


*  Fried  bemerkt  in  der  „Friedenswarte"  vom  April  1906  über  die 
voraussichtliche  Entwicklung  des  Friedensrechtes  auf  der  zweiten  Haager 
Konferenz:  „Worin  diese  Entwicklung  bestehen  wird,  lälst  sich  mit  Ge- 
wißheit nicht  vorhersagen,  so  viel  ist  aber  gewiCs,  dafs  der  Versuch 
nach  folgenden  Richtungen  hin  unternommen  werden  wird.  Man  wird 
zunächst  bemüht  sein,  den  russischen  Entwurf  für  Schiedsgerichtsbarkeit 
vom  Jahre  1899  wieder  anzunehmen  .  .  .  Wohl  gelang  es  damals  nicht, 
diesen  Entwurf  zur  Annahme  zu  bringen,  aber  die  Yertragsstaaten  der 
Haager  Konferenz  setzten  ihre  Absicht  dennoch  durch,  indem  sie  nach 
der  Konferenz  ähnliche  obligatorische  Schiedsverträge  miteinander 
schlössen.  Es  wird  sich  nunmehr  darum  handeln,  einen  obligatorischen, 
allgemeinen  Schiedsvertrag  zwischen  allen  an  der  Konferenz  beteiligten 
Staaten  zur  Annahme  zu  bringen."  Fried  meint  femer,  man  werde 
einen  ständigen  Kongrefs  einzusetzen  suchen;  ein  derartiges  Projekt 
habe  in  einer  Zeit,  in  der  die  Kongresse  aufeinander  folgen,  alle  Aus- 
sichten. Auf  diese  Frage  wird  unten  zurückzukommen  sein.  Sodann, 
meint  Fried,  werde  man  versuchen,  die  guten  Dienste,  die  Vermittlung 
und  die  Untersuchungskommissionen  obligatorisch  zu  machen,  und  man 
werde  sich  vielleicht  auch  entschliefsen,  im  Haag  eine  ständige  Schieds- 
gerichtskammer für  sogenannte  Bagatellstreitigkeiten  zu  errichten.   „Nach 
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die  wesentlichste  von  allen  Voraussetzungen  für  die  Erfüllung 
der  weiteren  Postulate,  die  ich  im  vorstehenden  im  Interesse 
der  Fortbildung  des  Verfahrens  in  völkerrechtlichen  Streitig- 
keiten aufstellen  zu  sollen  geglaubt  habe. 

Ein  fernerer  Wunsch  der  Interparlamentarier  betrifft  die 
Organisation  des  Schiedsgerichtshofs.  Zu  diesem  Wunsche 
kann  man  in  dieser  Allgemeinheit  kaum  viel  sagen.  Es  kommt 
eben  hier  alles  auf  das  Wie  an.  So  wenig  „fest"  die  gegen- 
wärtige Organisation  des  Schiedsgerichtshofs  auch  scheinen 
mag,  so  haben  wir  doch  gesehen,  dafs  sie  im  ganzen  als  eine 
recht  glückliche  bezeichnet  werden  darf,  und  dafs  unter  den 
mannigfachen  Vorschlägen,  die  man  für  die  Organisation  eines 
internationalen  Sehiedsgerichtshofs  bisher  gemacht  hat, 
zweifellos  keiner  besser  geeignet  gewesen  wäre,  um  den  neuen 
Gerichtshof  zu  inaugurieren,  als  der  jetzt  in  die  Wirklichkeit 
übertragene.  Dafs  die  Organisation  mit  der  Zeit  einer 
Vervollkommnung  bedürfen  wird,  ist  wohl  anzunehmen.  Aber 
ich  glaube,  dafs  man  gerade  für  diese  Frage,  weit  mehr  als 
für  die  vorhergehende,  erst  noch  praktische  Erfahrungen  wird 
sammeln  müssen.  Angesichts  der  wenigen  Schiedsfälle ,  die 
dem  Gerichtshof  bisher  vorgelegen  haben,  wäre  es  unbedingt 
noch  etwas  verfrüht,  an  seiner  Organisation  bereits  wesent- 
liche Änderungen  zu  treffen.  Diese  Organisation  mag  eine 
lose  sein,  sie  ist  aber  keineswegs  eine  ungeschickte ;  und  daher 
lasse  man  den  Gerichtshof  lieber  zunächst  in  seiner  bisherigen 
Form  und  Zusammensetzung  weiter  Recht  sprechen  und  ent- 


all diesen  Richtungen  hin  sind  in  den  verschiedenen  Ländern  bereits 
Vorkehrungen  getroffen,  Vorarbeiten  geleistet  worden,  so  dafs  anzunehmen 
ist,  dafs  die  zweite  Haager  Konferenz  einen  weiteren  wichtigen  Schritt  in 
der  Entwicklung  der  friedensrechtlichen  Organisation  der  Kulturwelt  be- 
deuten wird.  Das  gröfste  Interesse  ist  nunmehr  auf  die  Haltung  Deutsch- 
lands gerichtet,  dessen  Regierung  im  Jahre  1899  die  Festlegung  einer 
umfassenderen  Schiedsgerichtsbarkeit  gehemmt  hat  und  dessen  Delegierte 
sich  hartnäckig  der  Entwicklung  des  Friedensrechtes  entgegensetzten. 
Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dals  die  Ereignisse  von  Algeciras  heilsam 
auf  die  Haltung  der  deutschen  Diplomatie  eingewirkt  haben  dürften.'' 
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scheide  dann  auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen,  ob  und 
welche  Organisationsänderungen  sich  nötig  machen.  Mängel 
werden  sich  ja  zweifellos  herausstellen;  sie  lassen  sich  zum 
Teil  sogar  schon  vorhersagen.  Aber  schliefslich  ist  die  Tat- 
sache, dafs  wir  überhaupt  einen  solchen  Gerichtshof  haben, 
doch  vorläufig  die  Hauptsache,  und  es  kommt  jetzt  vor  allen 
Dingen  darauf  an,  diesem  Gericht  eine  feste  Tätigkeit  zu 
sichern.  Organisieren  kann  man  nachher  immer  noch.  Immerhin 
gehört  das  Postulat  aber  zweifellos  mit  auf  die  Tagesordnungen 
der  künftigen  Konferenzen  *,  wenn  es  auch  zurzeit  nicht  als  ein 
dringliches  bezeichnet  werden  kann,  wenigstens  insoweit  dabei 
die  Organisation  des  Gerichtshofs  imganzenin  Frage  kommt. 
Die  Interparlamentarische  Konferenz  in  Wien 
1903*^  brachte  eine  Resolution  mit  bezug  auf  die  Anwendung 
und  die  Organisation  der  Anwendung  des  Artikel  27  der 
Haager  Konvention,  von  der  bereits  oben  im  Paragraph  13  die 
Rede  war*. 


^  Das  russische  Programm  fdr  die  zweite  Konferenz  (vgl.  dazu  den 
Anhang)  falst,  wie  wir  gesehen  haben,  eine  Vervollkommnung  der  Haager 
Konvention  auch  in  den  Teilen  ins  Auge,  die  den  Schiedsgerichtshof 
betreffen.  Doch  ist  nicht  anzunehmen,  dafs  dabei  die  Organisation  des- 
selben gemeint  ist. 

*  Über  diese  vgl.  den  „Compte  rendu  de  la  XI e  Conference",  Wien 
1903,  ferner  Fried,  Handbuch,  S.  836. 

^  Siehe  oben  S.  300.  Eine  weitere  Resolution  dieser  Session  bezieht 
sich  ebenfalls  auf  den  Artikel  27: 

„Attendu  qu'aux  termes  de  l'art.  27  de  la  Convention  etc.  .  .  .  les 
Pttissances  signataires  considerent  comme  un  devoir,  dans  le  cas  oü  un 
conflit  aigu  menacerait  d^^clater  entre  deux  ou  plusieurs  d'entre  elles, 
de  rappeler  ä  celles-ci  que  la  Cour  permanente  leur  est  ouverte,  et 
declarent,  en  cons^quence,  que  le  fait  de  rappeler  aux  parties  en  conflit 
cette  disposition,  et  le  conseil  donn^,  dans  Tint^ret  superieur  de  la  paix, 
de  s'adresser  ä  la  Cour  permanente,  ne  peuvent  etre  consid^res  que  comme 
actes  de  bons  offices.  Attendu  que,  si  l'offre  des  bons  offlces  est  impos^e 
aux  Puissances  signataires  comme  un  devoir,  cet  acte  constitue  par  lui- 
meme  une  Obligation  morale  et  un  principe  du  droit  des  gens.  Consid^rant 
qu'au  point  de  vue  philosophique  et  ^thique,  comme  au  point  de  vue 
du  droit  et  de  la  justice,  les  obligations  morales  et  les  principes  du  droit 
des  gens  ont  un  caract^re  immuable  et  ne  peuvent  changer  de  caractäre 
par  le  fait  qu41s  sont  invoqu^s  par  ou  pour  un  Etat  qui  n'a  pas  sign^ 
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In  einer  weiteren  Besolution  gab  die  Konferenz  einen 
Rückblick  über  die  neueste  Schiedsgerichtsbewegung  und  die 
Praxis  des  ständigen  Schiedsgerichtshofs,  konstatierte  mit 
Genugtuung  die  Tatsachen  der  Existenz  dieses  Gerichtshofs, 
der  vertraglichen  Unterwerfung  einer  Anzahl  von  Staaten 
unter  die  Jurisdiktion  desselben,  sowie  des  Funktionieren^ 
der  neuen  Institution  und  lud  die  Signatarm&chte  ein: 

„A  insärer  dans  tons  les  traitös  qui  le  comportent  la  clause 
arbitrale,  k  conclare  m^me  entre  enx  des  Traitös  gän^ranx  d'ar- 
bitrage,  et  k  s'adresser  de  präförence,  en  cas  de  litige,  ä  la 
Cour  permanente  de  La  Haye.*' 

Auf  die  Bedeutung  der  Schiedsklausel,  schon  weil  sie  der 
erste  Schritt  sei,  um  zu  allgemeinen  Schiedsverträgen  zu  ge- 
langen, wurde  noch  in  einer  ferneren  Resolution  hingewiesen^. 

Die  Interparlamentarische  Konferenz  in 
St.  Louis  1904  gab  insbesondere  dem  Wunsche  Ausdruck  auf 
Einberufung  einer  neuen  Friedenskonferenz,  die  über  folgende 
Fragen  beraten  sollte: 

a)  „Les  points  ajonmös  par  La  Conference  de  La  Haye; 

b)  la  n^gociation  de  trait^s  d'arbitrage  entre  les  nations  qui 
seront  repr^sent^es  &  cette  Conference; 

c)  Topportunit^  de  cr^er  an  Congr^s  international  qui  se  r^ 
nnirait  periodiqnement  ponr  discater  les  qnestions  inter- 
nationales.** 


la  Convention  dans  laquelle  ces  obligations  et  principes  ont  ^te  pos^s. 
La  Conference  estime  que  Poifre  des  bons  Offices  ne  peut  en  aucun 
cas,  et  quels  que  soient  les  £tats  auxquels  ou  pour  lesquels  eile 
s'adresse,  dtre  considäree  comme  un  acte  peu  amical  et  exprime  Tespoir 
que  les  £tats  rempliront  le  devoir  que  l'art.  27  susmentionne  leur 
impose  dans  tout  conflit,  m§me  si  les  parties  litigantes  ou  Pune  d'elles 
n'avaient  pas  signe  la  Convention  de  La  Haye.'' 

Gegen  eine  solche  Ausdehnung  der  Bestimmungen  der  Haager  Kon- 
vention läftt  sich  gewite  weder  theoretisch,  noch  praktisch  etwas  einwenden. 

"^  Als  beste  Form  für  die  Schiedsklausel  bezeichnet  die  Konferenz 
die  folgende:  „Les  parties  contractantes  conviennent  de  soumettre 
toutes  les  difficult^s  auxquelles  l'application  du  präsent  traite  pourrait 
donner  lieu  ä  Tarbi trage,  conformäment  aux  prescriptions  de  la  Con- 
vention de  La  Haye  pour  le  r^glement  pacifique  des  conflits  inter- 
nationaux,  du  29  juillet  1899.'' 
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Der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  wurde  gebeten,  die 
Staaten  zu  dieser  Konferenz  einzuladen^. 

Da  die  erwähnten  Postulate  auch  in  der  folgenden  Session 
wiederkehren,  wird  sogleich  auf  dieselben  zurtlckzukommen  sein. 

Es  ist  bekannt,  dafs  Präsident  Boosevelt  dem  ihm  aus- 
gedrückten Wunsche  entsprochen  hat. 

Die  Interparlamentarische  Konferenz  in 
Brüssel  1905  hat  ihm  dafür  zunächst  ihren  Dank  aus- 
gesprochen. 

Sodann  hat  sie  im  Hinblick  auf  die  bevorstehende  zweite 
Friedenskonferenz  die  folgende  Resolution  gefafst: 


^  In  der  Adresse  an  den  Präsidenten  Roosevelt  wurde  betont,  man 
dürfe  diese  wichtige  Institution  nicht  in  Vergessenheit  geraten  lassen: 
„Nous  consid^rons  cette  institution  comme  le  point  de  depart  de  T Evolu- 
tion la  plus  importante  que  l'humanitE  ait  jamais  faite.  Car  eile  donnera 
€nfin  un  corps  ä  la  fratemitE  des  peuples,  ä  la  solidaritE  des  int^r^ts 
intellectuels  et  mat^riels  des  nations,  qui  a  toujours  existE,  mais  qui  n*a 
jamais  r^clamE  aussi  impErieusement  qu'aujourdhui  d'toe  reconnue, 
favorisEe,  prot^g^e.  Les  Conferences  g^n^rales  des  Etats  r^gleront  pour 
€ux  ce  qui  pour  les  particuliers  est  r^glE  depuis  plusieurs  si^cles;  elles 
rendront  Tarbitrage  international  obligatoire;  elles  veilleront  ä  la  loyale 
Observation  des  trait^s;  elles  prEviendrontles  diff^rends;  elles  d^chargeront 
les  peuples  des  charges  Ecrasantes  que  les  d^plorables  fantaisies  leur 
imposent."  In  seiner  Antwort  betont  der  Präsident  u.  a.  ein  Moment, 
das  hier  des  öfteren  hervorgehoben  wurde,  „que  nos  efforts  doivent 
viser  ä  donner  une  impulsion  pour  compl^ter  l'oeuvre  commencäe 
ä  La  Haye  et  que  tout  ce  qui  se  fait  actuellement  doit  etre  consid^rE 
non  pas  comme  une  chose  nouvelle,  mais  comme  une  suite.*' 
Er  fährt  sodann  fort:  „La  premiäre  Conference  de  La  Haye  n'a  point 
traitä  certaines  questions  et  il  a  EtE  entendu  express^ment  qu'une  deuxi^me 
aurait  Heu.  Plusieurs  ann^es  s'etant  ecoulEes  depuis  lors,  je  crois  que 
vous  avez  raison  de  consid^rer  la  convocation  de  la  deuxieme  Conference 
comme  actuellement  n^cessaire,  afin  de  compieter  l'oeuvre  de  la  premi^re. 
Ce  serait  peut-§tre  une  Illusion  d'attendre  un  succ^s  imm^diat  pour  la 
grande  cause  que  vous  d^fendez;  mais  nous  pourrons  realiser  des 
progr^s  notables,  si,  r^solument  et  avec  du  hon  sens,  nous  visokis  au  but 
qui  consiste  ä  Eveiller  parmi  les  nations,  comme  p^rmi  les  individus, 
le  sentiment  de  la  responsabilite  de  l'une  envers  les  autres  et  ä  obtenir 
que  chacune  reconnaisse  les  droits  de  Pautre.  Le  droit  et  la  respon* 
sabilite  doivent  Stre  insEparables.  II  ne  faut  pas  cesser  un  instant  de 
lutter,  afin  d'inculquer  ä  toute  nation  le  respect  du  droit  des  autres  et 
de  renforcer  le  sentiment  de  sa  propre  responsabilitä." 
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„II  est  d^sirable  qa*ane  noavelle  Conference  de  la  Paix  mette 
en  däliböration: 

1.  Les  points  renvoy^s  par  Tassembl^e   de  1899  k  une  Con- 
ference ulterieure,  savoir: 

a)  les  droits  et  les  devoirs  des  nentres, 

b)  la  limitation   des   forces  armäes   de  terre  et  de  mer  et 
des  badgets  militaires, 

c)  Tusage  de  noaveaax  types  et  calibres  de  fasils  et  canons 
de  marine, 

d)  rinviolabilitä  de  la  propri^t^  priv6e  dans  la  guerre  sar  mer, 

e)  le  bombardement  des  ports,  villes   et   villages   par  une 
force  navale; 

2.  Le  renouvellement  des  Conventions  de  La  Haye  d^jk  expir^es; 

3.  L'organisation  de  Toffre  des  bons  Offices; 

4.  La  p^riodicite  des  Conferences  g6nerales  des  £tats; 

5.  La  suite   k  donner  anx   voeax   et  däcisions   de   ces  Con- 
ferences et  la  präparation  des  Conferences  snivantes; 

6.  L'eiaboration   d^an   modele   de   traite   general  d'arbitrage.*^ 

Von  diesen  Postulaten  gehören  die  unter  L  aufgeführten 
nicht  in  unseren  Zusammenhang.  Das  zweite  Postulat  gibt 
zu  Bemerkungen  keine  Veranlassung.  Von  dem  dritten  war 
bereits  oben  im  Paragraph  18  die  Bede.  Ebenso  wurde  auf 
die  Notwendigkeit  periodischer  Konferenzen  bereits  im  Para- 
graph 20  hingewiesen.  Sie  steht  im  Zusammenhang  mit  dem 
fünften  Postulat  und  wird  ebenso  wie  das  sechste  Postulat 
des  Entwurfs  eines  allgemeinen  Schiedsvertrags  hier  kurz  zu 
erörtern  sein. 

Ich  folge  zu  diesem  Zwecke  zunächst  dem  Gange  der 
nach  verschiedenen  Richtungen  hin  interessanten  Konferenz- 
Verhandlungen ,  um  dann  zum  Schlüsse  meine  persönliche 
Stellungnahme  kurz  zu  skizzieren. 

Der  Berichterstatter  Gobat  befürwortete  ein  periodisches 
Zusammentreten  der  Friedenskonferenzen,  etwa  alle  3  bis  5  Jahre. 
Er  meinte,  die  Konferenzen  dürften  durch  keinerlei  Zwischenfälle 
am  Zusammentreten  verhindert  werden;  die  Zustimmung  aller 
Mächte  solle  keineswegs  erforderlich  sein,  weder  für  die  Ein- 
berufung noch  für  die  Voten;  es  genüge,  dafs  jede  Macht  sich  den 
durch  Majorität  gefafsten  Beschlüssen  anschliessen  könne.  Zum 
5.  Punkt  führte  er  aus,  die  Konferenzen  müfsten  als  ein  wirkliches 
völkerrechtliches  Organ  erscheinen,  das  jederzeit  in  der  Lage  sei, 
seine  Existenz  zu  manifestieren.    Es  müsse  auch  nach  Scliluss  der 
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Sitzungen  jemand  da  sein,  der  die  Beschlüsse  aasführe,  die  An- 
schlüsse dritter  Staaten  vermittle,  Auskünfte  erteile,  die  kommenden 
Konferenzen  vorbereite  und  sich  zu  diesem  Zn^eck  mit  den  ver- 
schiedenen Regierungen  verständige,  die  Einberufungen  veranlasse, 
die  Tagesordnungen  festsetze  usw.  Die  Institution  der  Yölker- 
rechtskonferenzen  müsse  m.  a.  W.  in  der  Zwischenzeit,  zwischen 
den  einzelnen  Sitzungen,  in  der  Form  einer  Verwaltung  fortbestehen, 
die  das  internationale  Bureau  der  Konferenz  oder  ein  diesem  bzw. 
dem  internationalen  Verwaltungsrat  ähnliches  Organ   sein  könne  ^. 

Mit  Bezug  auf  den  6.  Punkt  wurde  von  einem  dänischen  Ver- 
treter hervorgehoben,  das  beste  Muster  eines  Schiedsver- 
trages existiere  bereits,  und  zwar  nicht  nur  in  der  Theorie, 
sondern  auch  in  der  Praxis :  es  sei  der  Schiedsvertrag  zwischen 
Dänemark  und  Holland  vom  12.  Februar  1904.  Für  die- 
jenigen Mächte,  die  in  der  Lage  seien,  diesem  Beispiel  zu  folgen, 
bedürfe  es  keines  neuen  Musters,  sondern  nur  für  die  anderen,  und 
dieses  letztere  könne  natürlich  nur  von  relativer  Bedeutung  sein. 
Man  solle  daher  dem  Postulat  6  die  Worte  beifügen:  „pour  les 
cas  oü  les  puissances  contractantes  ne  se  sentiraient  pas  encore 
en  6tat  de  s'engager  ä  soumettre  ä  Tarbitrage,  sans  exception  au- 
cune,  tout  diff^rend  insoluble  par  voie  diplomatique". 

Zu  den  beiden  Postulaten,  Entwurf  eines  allgemeinen 
Schiedsvertrages  und  Organisation  der  Völkerrechts- 
konferenzen, insbesondere  mit  Bezug  auf  die  Periodizität  ihres 
Zusammentretens,  waren  von  selten  der  amerikanischen  Vertreter 
zwei  besondere  Vorschläge  niedergelegt  worden. 

Der  Sprecher  der  Amerikaner  Bartholdt  führte  mit  Bezug 
auf  die  Frage  des  Schiedsvertrages  aus,  es  erscheine  zurzeit 
nicht  möglich,  den  Anschluss  aller  Mächte  an  einen  Schiedsvertrag 
wie  denjenigen  zwischen  Dänemark  und  Holland  zu  erlangen,  obschon 
diese  Form  das  Ideal  wäre.  Die  Vereinigten  Staaten  wären  zwar 
zur  Unterzeichnung  eines  solchen  Vertrages  mit  den  anderen  Nationen 
bereit,  vorausgesetzt,  dals  diese  eine  internationale  Legislatur  an- 
nehmen, welche  die  Gesetze  erlasse,  nach  denen  die  internationalen 
Gerichte  Recht  zu  sprechen  haben.  Das  von  ihm  vorgelegte 
Projekt  sei  das  Ergebnis  der  Erfahrung  der  Welt  in  der  Schieds- 
gerichtsfrage;  die  früheren  Arbeiten  seien  konsultiert,  die  Ge- 
schichte zu  Rate  gezogen,  die  geltenden  Verträge  verglichen 
worden.     Das   Projekt   enthalte   also   das   beste,    was   durch   alle 


®  Im  „Rapport  general  du  Bureau  interparlementaire**  betont  Gobat 
ebenfalls:  „Un  nouveau  rouage  doit  etre  cr^^,  apr^s  la  Cour  permanente 
internationale  d'arbitrage.  Ce  rouage  existe  däjä,  il  est  vrai,  mais  il  ne 
fonctionne  que  par  intermittences  et  peut  s'arreter  et  ne  plus  fonctionner 
du  tout.  G'est  la  Conference  de  La  Haye.  II  faut  qu'elle  siege  ä  ^poques 
fixes  ...  II  faut  que  la  Conference  soit  pourvue  d'un  Organe  administratif, 
comme  la  Cour  permanente  d'arbitrage.^ 
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diese  verschiedenen  Kräfte  zu  Tage  gefördert  and  was  unter  den 
jetzigen  Verhältnissen  realisierbar  sei.  Es  stütze  sich  auf  die 
Grundlage  der  üaager  Konvention  und  bezwecke,  den  Schieds- 
gerichtshof zu  heben.  Die  Art  der  Regelung  der  Kompetenzfrage 
führe  sich  auf  den  pan-amerikanischen  Kongrefs  zurück,  der  ver- 
suche, den  anderen  Verträgen  alles  Oute  zu  entnehmen  und  deren 
offenkundige  Fehler  zu  korrigieren.  Der  englisch -französische 
Schiedsvertrag  sei  zu  wenig  klar.  Die  Schiedsverträge  Argentiniens 
schliefsen  Streitfragen  aus,  die  die  Verfassung  der  Parteien  be- 
rühren. Was  die  Haager  Konvention  anlange,  so  sei  es  nötig, 
deren  Mängel  und  Lücken  zu  korrigieren.  Die  dort  festgesetzte 
Methode  für  die  Bildung  des  Schiedsgerichts  sei  mangelhaft;  der 
amerikanische  Entwurf  verbessere  diesen  Punkt.  Da  der  Haager 
Schiedsgerichtshof  keinerlei  Jurisdiktion  habe,  so  könne  er  nur 
über  die  Streitfälle  urteilen,  die  ihm  unterbreitet  werden,  und 
habe  nicht  die  Macht,  ein  System  des  Verfahrens  aufzustellen; 
der  amerikanische  Entwurf  verbessere  beide  Fehler,  indem  er  dem 
Schiedsgerichtshof  eine  Jurisdiktion  über  alle  Fälle  gebe,  in  denen 
die  Schiedssprechung  obligatorisch  sei  und  ihm  das  Recht  zuer- 
kenne, das  Verfahren  zu  regeln.  Die  Kündigungsfrist  des  Artikels  61 
der  Konvention  müsse  von  einem  Jahre  auf  drei  Jahre  ver- 
längert werden.  Ferner  müsse  man  internationale  Schiedsgerichte 
schaffen,  die  unter  dem  Haager  Schiedsgerichtshof  stehen,  für 
solche  Fragen,  die  sich  zur  Vorentscheidung  durch  niedere  Gerichte 
eignen.  Die  Richter  dieser  erstinstanzlichen  Schiedsgerichte  sollten 
aus  den  höchsten  nationalen  Gerichtshöfen  der  beteiligten  Staaten 
gewählt  werden.  Jede  Berufung  würde  an  den  Haager  Schieds- 
gerichtshof zu  richten  sein.  Diese  Vorschläge  seien  den  modernen 
Verhältnissen  angepafst  und  streben  doch  dem  höchsten  Ziele  zu. 
Das  amerikanische  Volk  würde  gerne  weiter  gehen  und  alle  klein- 
lichen Unterscheidungen  fallen  lassen.  Es  müsse  sich  zwar  be- 
scheiden mit  schwer  zu  erreichenden  und  langsamen  Fortschritten, 
aber  es  sei  entschlossen,  so  lange  vorwärts  zu  schreiten,  bis  das 
Beste  erreicht  sei. 

Der  österreichische  Vertreter  von  Plener  führte  darauf 
aus,  die  Frage  eines  Musterschiedsvertrages  sei  seit  der  Haager 
Konferenz  in  ein  neues  Stadium  getreten.  Auf  der  einen  Seite 
habe  man  den  englisch-französischen  Vertrag,  der  noch  ein  sehr 
beschränktes  Anwendungsgebiet  habe,  auf  der  anderen  den  dänisch- 
holländischen Vertrag  mit  einem  sehr  weiten  Anwendungsgebiet  ^^. 
Die  Grofsmächte  würden  zweifellos  dem  ersteren  Muster  den  Vorzug 
geben,  das  aufserdem  den  Kanzleien  zur  Gewohnheit  geworden  sei. 
Man   müsse   daher   einen   Mittelweg   zwischen  diesen   beiden   Ex- 


^^  Der  Wunsch,  daß  die  anderen  Mächte  dem  dänisch-holländischen 
Vertrag  beitreten  möchten,  wurde  z.  B.  auch  von  der  holländischen  Liga 
^La  paix  par  le  droit^  ausgesprochen. 
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tremen  finden.  Ein  solcher  sei  z.  B.  der  Schiedsgerichtsvertrag 
Spanien  -  Mexiko ;  femer  der  Schiedsvertrag  zwischen  den  Süd- 
amerikanischen Staaten.  Diese  lassen  Reserven  zu,  zählen  aher 
eine  Reihe  von  Streitfragen  auf,  die  anfserhalb  von  diesen  Re- 
serven bleiben  sollen.  Durch  diese  Aufzählung  würde  man  auf 
einem  Umwege  wieder  auf  den  russischen  Vorschlag  zurückkommen. 
Die  Ansichten  über  die  Frage  seien  noch  nicht  sehr  geklärt. 
Descamps  empfehle  als  Reserve :  „les  droits  inaliänables  de  r£tat'', 
aber  diese  Formel  sei  auch  zu  allgemein,  und  die  Staatenpraxis 
habe  sich  teilweise  auch  über  diesen  Vorbehalt  schon  hinweg- 
gesetzt. Der  von  Gobat  angezogene  englisch-amerikanische  Entwurf 
von  1897,  der  für  die  Fälle,  die  nicht  unter  die  Schiedsgerichts- 
kompetenz fallen  würden,  die  vorgängige  Anrufung  der  Vermittlung 
vorschreibe,  erscheine  als  ein  ausgezeichneter  Ausweg,  der  un- 
bedingt zur  Praxis  werden  sollte.  Auch  habe  dieser  Vertrag  ver- 
schiedene Grade  der  Schiedsgerichtsbarkeit  vorgesehen.  Auch  von 
anderer  Seite  sei  vorgeschlagen  worden,  nur  die  wichtigsten  Streit- 
fragen dem  Haager  Schiedsgerichtshof  zu  unterbreiten.  Am  weitesten 
von  allen  bis  jetzt  gemachten  Vorschlägen  gehe  aber  der  ameri- 
kanische, der  aus  dem  Haager  Schiedsgerichtshof  eine  Art  Appell- 
hof mache.  Er  sehe  nicht  nur  ein  obligatorisches  Schiedsgericht 
für  eine  grofse  Zahl  von  Fällen  vor,  sondern  wolle  aufserdem  auch 
die  anderen  Streitigkeiten  einem  Schiedsgericht  unterbreiten,  und 
sogar  noch  darüber  hinaus  eine  Anzahl  von  Bestimmungen  treffen, 
die  ebenso  weitgehend  wie  kühn  seien.  Es  werde  am  besten  sein, 
die  Prüfung  dieses  Vorschlages  einer  Kommission  zu  übergeben, 
die  in  einigen  Monaten  dem  interparlamentarischen  Rat  Bericht 
zu  erstatten  hätte.  Die  Ansichten  über  die  Frage  seien  noch  nicht 
ganz  reif.  Das  Institut  de  droit  international  habe  zwei  Sitzungen 
dem  Studium  dieser  Frage  gewidmet,  ohne  zu  einer  Lösung  zu 
kommen. 

Der  belgische  Vertreter  Lafontaine  begrüfste  die  ameri- 
kanische Idee  eines  einheitlichen  Schiedsvertrages  zwischen  allen 
Völkern.  Die  gegenwärtige  Schiedsbewegung,  die  zu  partikulären 
Schiedsgerichtsverträgen  von  Nation  zu  Nation  führe,  würde  die 
Konsequenz  haben,  dafs  die  Staaten  insgesamt,  die  ungefähr  60 
an  Zahl  seien,  3600  Verträge  miteinander  abschliefsen  müfsten. 
Das  sei  offenbar  ein  Mifsstand,  und  die  Idee,  die  dem  amerika- 
nischen Vorschlag  zugrunde  liege,'  gehe  kurz  gesagt  dahin,  eine 
„Union  arbitrale"  zu  gründen,  nach  Analogie  der  „Union  postale**, 
der  „Union  tölögraphique"  usw.  Die  Schwierigkeit  sei,  dafür 
eine  Form  zu  finden,  die  alle  Staaten  annehmen  würden.  Der 
amerikanische  Vorschlag  enthalte  eine  Bestimmung,  die  viel- 
leicht geeignet  sei,  diese  Schwierigkeit  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
zu  heben.  Das  Projekt  bringe  eine  Liste  von  Streitfragen,  die 
dem  Schiedsgericht  obligatorisch  unterliegen  sollen,  aber  die  ein- 
zelnen Mächte,   die  sich  dem  Vertrage  anschliessen,    sollen    nicht 
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verpflichtet  sein,  für  alle  Streitfragen  beizutreten,  für  die  das 
Schiedsgericht  als  anwendbar  gilt.  Jede  Nation  könne  ihre  Teil- 
nahme am  Vertrag  einschränken  in  den  Grenzen,  die  sie  f&r  gnt 
finden  würde.  Das  sei  in  der  Tat  ein  ingeniöses  Mittel,  am  die 
Zastimmung  aller  Mächte  zu  dieser  „Union  arbitrale^  herbeizu- 
führen. Es  sei  beantragt,  den  Abschluss  eines  solchen  Vertrags 
der  nächsten  Haager  Friedenskonferenz  in  Vorschlag  zu  bringen. 
Die  interparlamentarische  Konferenz  solle  jedenfalls,  wenn  sie  auch 
den  amerikanischen  Vorschlag  einer  Kommission  überweise .  als 
Ziel  die  Begründung  der  besprochenen  „Union  arbitrale"  bezeichnen. 
Es  müsse  deutlich  zu  erkennen  gegeben  werden,  dafs  es  sich 
nicht  darum  handle,  ein  Vertragsprojekt  zu  entwerfen,  das  die 
verschiedenen  Staaten  zu  zweit,  zu  dritt  oder  zu  viert  annehmen 
und  unterzeichnen,  sondern  um  die  Redaktion  eines  einheitlichen 
Vertrages  für  die  ganze  Staatengemeinschaft,  um  die  Einrichtung 
einer  internationalen  Union  für  das  Schiedsgericht,  entsprechend 
denjenigen,  die  für  andere  internationale  Lebensgebiete  existieren. 
Die  zu  ernennende  Kommission  solle  also  zu  ihrer  Mission  die 
Organisation  einer  „Union  arbitrale"  haben. 

Die  Konferenz  beschloss  darauf  Überweisung  des  amerika- 
nischen Vorschlages  an  eine  Kommission. 

Man  ging  darauf  zu  dem  Thema  „Constitution  d'un 
Congr^s  permanent  des  fitats"  über,  zu  dem  ebenfalls  ein 
Vorschlag  der  Amerikaner  vorlag. 

Bartholdt  führte  zu  diesem  Vorschlage  aus,  die  Interparla- 
mentarische Konferenz  in  St.  Louis  habe  eine  Resolution  ange- 
nommen auf  Einberufung  einer  zweiten  Völkerrechtskonferenz,  die 
unter  anderem  auch  die  Opportunität  der  Einrichtung  einer  inter- 
nationalen Konferenz  erwägen  sollte,  die  sich  periodisch  ver- 
sammeln würde.  Die  Ereignisse  zwingen  mit  Notwendigkeit  zu 
dem  Vorschlage  eines  Parlaments,  das  sich  periodisch  versammle. 
Man  müsse  am  Vorabend  der  zweiten  Konferenz  seinen  Glauben 
in  die  Sache,  die  man  vorgeschlagen  habe,  bekräftigen  und  ihre 
Wichtigkeit  als  Garantie  des  Weltfriedens  beweisen.  Dies  habe 
die  amerikanische  Gruppe  bewogen,  hier  alte  Wünsche  wieder  neu 
zu  formulieren.  Die  erste  Pflicht,  wenn  man  die  gegenwärtige 
internationale  politische  Lage  verbessern  wolle,  sei,  ein  System 
der  internationalen  Verwaltung  zu  schaffen  und  mit  der  Zeit  zu 
vervollkommnen,  das  Gesetze  mache,  und  diese  Gesetze  unter  den 
Nationen  anwenden  könne.  Es  sei  sehr  einfach,  hierzu  zu  gelangen. 
Man  habe  bis  jetzt  nichts  besseres  gefunden,  um  eine  Nation  zu 
regieren,  als  die  drei  Faktoren-:  Legislative,  Justiz  und  Exekutive. 
Er  schlage  vor,  diese  Regel,  die  jede  einzelne  Nation  regiert,  auf 
die  Gemeinschaft  der  Nationen  anzuwenden,  durch  die  Schaffung 
von  internationalen  gesetzgebenden,  rechtsprechenden  und  voll- 
ziehenden Gewalten.  Was  Gesetz  für  ein  Individuum  sei,  müsse 
auch  Gesetz  für  eine  Nation  sein.    Dasselbe  Gesetz,  das   dem  In- 
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dividuam  verbiete,  sich  selbst  Recht  zu  verschaffen,  müsse  auch 
die  Handlungen  der  Staaten  regieren,  und  wenn  ein  Individuum 
gezwungen  sei,  die  Gerichte  anzurufen,  um  Genugtuung  zu  erhalten, 
so  müfsten  sich  die  Nationen  bei  ihren  Streitigkeiten  von  diesem 
selben  Gesetz  leiten  lassen,  das  sie  für  die  anderen  geschaffen 
haben.  Nach  den  Bestimmungen  der  Haager  Konvention  könne 
diese  mit  kurzer  Frist  gekündigt  werden.  Der  Schiedsgerichtshof 
schwebe  daher  in  ständiger  Gefahr  wieder  zu  verschwinden.  Um 
ihm  eine  solide  und  dauernde  Basis  zu  geben,  sei  es  notwendig, 
dafs  die  Schiedsverträge  ihm  Jurisdiktion  geben  für  ihr  Bereich  und 
dafs  der  Kongrefs  der  Nationen  ihm  die  Rechtsprinzipien  liefere, 
die  bei  vorkommenden  Streitigkeiten  anzuwenden  sind.  Diese 
beiden  Punkte  seien  in  der  Resolution  von  St.  Louis  enthalten, 
aber  er  schlage  vor,  einen  Schritt  weiter  vorwärts  zu  machen,  in- 
dem man  der  Haager  Konferenz  ein  Projekt  eines  Schiedsvertrages, 
sowie  ein  Projekt  eines  internationalen  Parlaments  unterbreite. 
Das  amerikanische  Volk  sei  bereit,  diesem  Plan  zuzustimmen. 
Jeder  Nation,  die  an  dieser  Gemeinschaft  teilnehme,  werde 
garantiert:  1.  politische  und  territoriale  Integrität  und  Souveränität, 
2.  gleiche  Erleichterungen  für  den  Aufsenhandel,  3.  eine  beratende 
Stimme  bei  der  Schaffung  der  Gesetze,  die  von  den  Nationen  für 
ihre  gegenseitigen  Beziehungen  anerkannt  würden.  Der  Schutz 
dieser  Rechte  sei  in  Wirklichkeit  der  einzige  Grund  der  Unter- 
haltung der  Armeen.  Hier  winke  die  wahre  politische  Arbeit  des 
Jahrhunderts  ^^ 

Graf  Apponyi  bemerkte  zu  dieser  Rede,  man  würdige  die 
Gröfse  der  Idee,  die  von  den  Amerikanern  vorgetragen  sei,  voll 
und  ganz.  Die  Amerikaner  haben  einen  Geist  der  Initiative  und 
des  Wagemuts  mitgebracht,  der  nur  glückliche  Folgen  haben  könne 
in  einer  Versammlung,  wo  der  Geist  der  Klugheit,  der  übrigens 
durch  die  Geschichte  der  europäischen  Völker  zur  Genüge  erklärt 
werde,  überwogen  habe  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch 
in  Zukunft  überwiegen  müsse.  Aus  der  Fusion  dieser  beiden 
Geistesrichtungen  dürfe  man  hoffen,  ein  nützliches  Werk  hervor- 
gehen zu  sehen.  Aber  so  sehr  man  die  Gröfse  der  amerikanischen 
Initiative  würdige,  müsse  man  die  Einzelheiten  des  Projekts  doch 
zuerst  in  einer  engeren  Kommission  prüfen.  „II  y  a  un  principe, 
auquel  toutes  les  nations  de  TEurope  restent  attach^es  et  avec  le- 
quel  nous  ne  devons  ni  ne  pouvons  nous  mettre  en  contradiction, 
si  nous  ne  voulons  pas  compromettre  le  succ^s  de  notre  oeuvre : 
c'est  le  principe  de  la  souverainet6  des  £tats  et  des  nations,  prin- 


^^  Ein  anderer  Amerikaner  führte  u.  a.  aus:  „Le  mouvement  en 
faveur  d'un  parlement  international  et  d'nn  Systeme  de  lois  internationales 
est  passe  de  Teffoi^t  individuel  ä  Teffort  national  pour  aboutir  k  une 
r^alisation  internationale.  II  possede  le  peuple  americain  et  il  faut 
quUl  gagne  tous  les  autres  peuples.^ 


540  Fünftes  Kapitel.    Die  Yölkerrechtskonferenzen. 

cipe  qu^aacnne  nation  de  TEarope  ne  sera  Jamals  dispos^e  h  ab- 
diquer,  m^me  pour  la  moindre  parcelle.  Donc,  toate  proposition 
tendant  k  internationaliser  an  ordre  d'  idäes,  des  institations,  des 
lois  on  quoi  qne  ce  soit,  doit  6tre  mise  en  relation  a?ec  ce  grand 
principe  de  la  souverainetä  et  de  Tind^pendance  des  £tats  et  des 
nations  europ^ennes,  pnisqne  aucun  peuple  d'£arope  n'est  dis- 
pos6  &  y  renoncer/  Um  die  Versöhnung  zwischen  der  grofsen 
amerikanischen  Idee  und  dem  Souveränitätsprincip  herbeizufahren, 
sei  eine  Kommission  nötig.  Er  beantrage  daher  folgende  Motion : 
„Consid^rant  Timpossibilit^  pour  la  Conference  de  discuter  sans  un 
examen  approfondi  Timportante  proposition  du  groupe  am^ricain, 
Tassembl^e  däcide  de  la  renvoyer  k  une  Commission  de  sept 
membres  qui  sera  nomm^e  par  le  Conseil  interparlementaire  et  qui 
devra  faire  son  rapport  dans  les  trois  mois.*' 

Die  Konferenz  fafste  darauf  eine  entsprechende  Resolution : 

„Les  propositions  du  groupe  am^ricain  concemant  la  formule 
d^un  traitö  g^n^ral  d'arbitrage  et  la  Constitution  d'un  Gongr^s 
permanent  des  £tats  sont  renvoyäs  h  deux  Commissions  qui  de- 
vront  faire  leurs  propositions  dans  le  d^lai  de  trois  mois.  Celles- 
ci  seront  soumises  k  une  nouvelle  assembl^e  generale  qui  sera 
convoqu^e,  le  cas  öchäant,  k  bref  dölai,  avant  que  la  deuxi^me 
Conference  de  La  Haye  se  räunisse/ 
*    Graf  Apponyi  beantragte  sodann  noch  folgende  Resolution: 

„La  I8  6me  Conference  interparlementaire  exprime  le  voeu: 
1.  que  la  prochaine  Conference  de  La  Haye  reprenne  la  pro- 
position primitive  de  la  Russie,  rendant  en  certain 
cas,  par  une  Convention  generale,  Tarbitrage  obli- 
gat oire,  abstraction  faite  des  traites  particuliers ;  2.  que  la 
Convention  de  La  Haye  soit  rendue  ouverte  k  toutes  les  puis- 
sances  qui  desireraient  y  adherer." 

Er  führte  aus,  Russland  habe  das  Schiedsgericht  in  be- 
stimmten Fällen  obligatorisch  gestalten  wollen.  „Malheureusement 
la  proposition  russe  a  ete  ecartee  apr^s  de  longs  debats.  Je  vou- 
drais  qu'elle  füt  reprise  k  la  prochaine  Conference  de  La  Haye." 

Descamps  bemerkte  zu  diesem  Antrage  folgendes:  „Lors 
de  la  Conference  de  La  Haye,  un  grand  nombre  de  puissances  von- 
lurent  inscrire  des  cas  d'arbitrage  obligatoire.  Ces  puissances  se 
sont  heurtees  k  une  resistance  trös-grande,  d'une  part,  et  elles  ont 
pu  craindre,  d*autre  part,  si  elles  insistaient,  de  compromettre 
rinstitution  de  la  Cour  d'arbitrage.  Dans  ces  conditions,  ces  puis- 
sances ont  fait  le  sacrifice  des  cas  d*arbitrage  obligatoire  immediat, 
pour  arriver  k  Tadoption  de  la  Cour  d'arbitrage  de  La  Haye.  Je 
pense  que  nous  n'avons  pas  k  le  regretter.  II  est  evidemment  de- 
sirable  que  les  puissances  recherchent  les  moyens  d'etablir  de 
semblables  cas  d'arbitrage.  Cela  rentre,  d'ailleurs,  si  je  ne  me 
trompe,  dans  la  proposition  de  M.M.  les  deiegues  americains,  qui 
nous  proposent   de  determiner  un   certain  nombre   de  cas  d^arbi- 
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trage  obligatoire.  £d  ce  qni  conceme  le  second  point,  ä  savoir 
le  caract^re  ouvert  de  la  Convention  de  La  Haye,  je  rappellerai 
qa'il  y  avait  ägalement  an  assez  grand  nombre  de  puissances  qui 
ätaient  d'avis  qne,  la  paix  ^tant  le  bien  commun  de  Thnmanit^,  il 
est  jnste  qae  ces  Conventions  restent  ouvertes.  Lorsque  les  puis- 
sances fönt  une  Convention  ponr  la  paix  gän^rale,  tontes  les  bonnes 
volont^s  doivent  poavoir  y  adhärer.  Eh  bien,  1&  anssi  s'est  produit 
quelques  r^sistances.  Nous  esp^rons  qne  ces  r^sistances  ne  se 
produiront  plus  et  que,  lorsqu'on  adoptera  une  Convention  g^n^rale 
pour  favoriser  la  paix  et  d^velopper  le  sentiment  de  Thumanit^, 
on  ne  distinguera  plus  entre  tel  peuple  et  tel  autre,  mais  que  toute 
nation  pourra  adh^rer  h  une  semblable  Convention,  qui,  de  sa  na- 
ture,  je  le  r^p^te,  est  une  Convention  ouverte  ä  tous.^ 

Der  Antrag  des  Grafen  Apponyi  wurde  von  der  Konferenz 
darauf  gleichfalls  angenommen. 

Soviel  aus  dem  Gang  der  VerhandluDgen  der  Brüsseler 
Konferenz  ". 

Ich  glaube  mich  nun  in  meiner  Kritik  dieser  Vorschläge 
um  so  kürzer  fassen  zu  können,  als  meine  Stellungnahme 
aus  der  vorhergehenden  Untersuchung  sich  ja  schon  ohnehin 
zur  Gentige  ergeben  dürfte. 

Was  zunächst  das  Postulat  periodischer  Völker- 
rechtskonferenzen anlangt,  so  habe  ich  mich  über  dessen 
Wünschbarkeit  bereits  geäufsert.  Sie  liegt  ohne  weiteres  auf 
der  Hand.  Auch  dafs  eine  gewisse  Garantie  dafür  vorhanden 
sein  sollte,  dafs  die  Konferenzen  regelmftfsig  einberufen 
werden,  ist  nur  zu  billigen.  Es  sollte  auch  ein  für  allemal 
bestimmt  sein,  von  wem  die  ordentlichen  Konferenzen 
einzuberufen  sind;  Ort  und  Zeit  sollten  für  diese  feststehen. 
Ob  aber  darüber  hinaus  noch  ein  internationales  Organ  nötig 
ist,  das  gewissermafsen  die  Kontinuität  zwischen  den  einzelnen 
Konferenzen  zu  sichern  hätte,  kann  immerhin  fraglich  er- 
scheinen. Ich  würde  ein  internationales  Bureau  im  Sinne  des 
Go  bat  sehen  Vorschlages,  das  eine  reine  Verwaltungstätigkeit 
hätte,  an  sich  wohl  für  wünschenswert  und  auch  für  un- 
bedenklich halten.     Unbedingt  notwendig   erscheint  es  mir 


^'  Vgl.   dazu    „Union    Interparlementaire   pour   l'arbitrage    inter- 
national", XIII«  Conference  tenue  ä  Bruxelles  du  28  au  81  aoüt  1905. 
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dagegen  nicht,  da  der  nötige  Verkehr  auch  im  bisherigen 
Wege  der  diplomatischen  Korrespondenz  vermittelt  werden 
kann.  Der  internationale  Verwaltungsrat  und  das  inter- 
nationale Bureau  des  Schiedsgerichtshofs  repräsentieren  im 
übrigen  bereits  solche  Organe  und  könnten  die  von  Gobat 
aufgeführten  Geschäfte  gegebenenfalls  leicht  ihrem  bisherigen 
Wirkungskreis  angliedern.  In  jedem  Falle  müfste  aber,  bei  dem 
Mifstrauen  einzelner  Mächte,  alles,  was  über  eine  reine  Ver- 
waltungstätigkeit hinausginge,  von  dem  internationalen  Bureau 
ferngehalten  werden.  Dafs  dasselbe  insbesondere  mit  Politik 
nichts  zu  tun  hätte,  versteht  sich  ohne  weiteres  von  selbst. 

Aber  auch  die  periodisch  einzuberufenden  Konferenzen 
selbst  sollen  mit  der  Politik  nichts  zu  tun  haben.  Sie  wollen 
und  sollen  nichts  anderes  sein  als  Völkerrechts- 
konferenzen  im  eigentlichen  Sinne  dieses  Wortes.  Auch 
von  ihnen  ist  daher  alles,  was  mit  der  Politik  zu  tun  hat, 
grundsätzlich  fernzuhalten.  Ihr  Charakter  mufs  rein  erhalten 
bleiben. 

Man  kann  sich  des  Eindrucks  nicht  erwehren,  dafs  dieser 
Charakter  der  Friedenskonferenzen,  sowie  der  Geist  und  Inhalt 
der  Haager  Konvention  dem  amerikanischen  Sprecher 
auf  der  Interparlamentarischen  Konferenz  entweder  un- 
bekannt gewesen  ist,  oder  dafs  er  sich  mit  Absicht  darüber 
hat  hinwegsetzen  wollen.  Ich  mufste  beim  ersten  Lesen 
der  betreffenden  Vorschläge  unwillkürlich  an  ein  Wort 
von  Meili  denken,  dafs  Leute  mit  kühnen  Projekten,  wie 
dem  eines  Weltrechts,  im  allgemeinen  auf  ihn  einen  recht 
mäfsigen  Eindruck  machen  ^^.  Es  gilt  jedenfalls  auch  hier 
der  Satz,  dafs  das  Bessere  der  Feind  des  Guten  ist.    Solange 


"  Vgl.  Meili,  „Die  internationalen  Unionen",  S.  57.  Auf  S.  77 
bemerkt  Meili,  anstatt  kühnen  Gedanken  nachzuhängen  und  dabei  die 
bestehenden  Schwierigkeiten  fröhlich  und  bequem  zu  ignorieren,  sei  es 
richtiger,  den  positiven  Institutionen  des  Yölkerlebens  seine  Aufmerk- 
merksamkeit  zu  schenken. 
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man  sich  darauf  beschränkt,  den  Konferenzen  ihre  Periodizität 
zu  sichern,  bewegt  man  sich  auf  einem  sicheren  Boden.  Von 
da  bis  zu  einem  permanenten  Staatenkongrefs  ist 
ein  weiter  Weg,  und  es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dafs  dieser  Vorschlag  mehr  Schaden  angerichtet,  als  Nutzen 
gebracht  hat.  Ich  will  ganz  von  der  Frage  absehen,  ob  ein 
solches  Ziel  überhaupt  wünschenswert  ist.  Soviel  aber  ist 
feststehend,  dafs  es  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
unerreichbar  ist,  und  dafs  es  also  lediglich  die  Inter- 
parlamentarier ,  die  doch  realisierbare  Zwecke  verfolgen,  bei 
den  Gegnern  in  den  Geruch  von  Utopisten  bringen  könnte. 
Ich  glaube  daher  nicht,  dafs  Bartholdt  mit  seinem  Vor- 
schlage der  Interparlamentarischen  Konferenz  einen  Dienst 
erwiesen  hat.  Wohl  aber  könnten  solche  Vorschläge,  wie  der 
in  Frage  stehende  ^^,  das  stets  nur  schlummernde  Mifstrauen 
der  Staaten,  man  wolle  politische  Ziele  verfolgen,  von  neuem 
wecken  und  daher  auf  die  bevorstehende  Haager  Friedens- 
konferenz eher  einen  ungünstigen  Einflufs  ausüben. 

Die  Amerikaner  gingen  früher  selbst  auch  nicht  über 
das  Postulat  periodischer  Konferenzen  hinaus  ^^.  Das  Moment 
der  Permanenz  in  die  Institution  hineinbringen  zu  wollen, 
war  zweifellos  von  vorneherein  ein  Fehler**,  so  wie  es  auch  beim 


1^  Man  vgl.  auch  Dumas,  S.  419:  „Le  jour,  oü  la  sauvegarde  des 
arbitrages  intemationaux  exigera  des  Conferences  diplomatiques  continues, 
il  est  clair  qu'on  constituera  une  repr^sentation  permanente  k  cet  effet. 
Et  c'est  sans  donte  ainsi  que  s'amorcera  le  probl^me  de  la  fed^ration." 

^^  Ich  zitiere :  Trueblood,  „Paper  on  a  regulär  international 
advisory  Congress'',  International  Law  Association,  Konferenz  in  Ant- 
werpen 1903.    Hier  werden  periodische  Kongresse  befürwortet. 

^^  Vgl.  sehr  richtig  Schlief,  S.  285:  „Ein  Staatenkongrefs  kann  und 
darf  nie  zu  einer  dauernden  organischen  Einrichtung  werden,  weil  damit, 
wie  man  die  Sache  auch  drehen  und  wenden  mag,  der  Ansatz  zu  einem 
Weltstaate  gegeben  wäre;  denn  die  Tätigkeit  desselben  würde  alsdann, 
wenn  nicht  eine  dauernde  Gesetzgebung,  doch  sicher  eine  dauernde 
„Verwaltung"  der  internationalen  Verhältnisse  sein,  d.  h.  eine  Regelung 
derselben  von  einem  Punkte  aus  enthalten,  der  über  den  souveränen 
Staatenregierungen  gelegen  ist;  ein  Staatenkongrefs  kann  immer  nur 
ad  hoc,  zur  Erledigung  eines  bestimmten  Programms  berufen  werden.*' 
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Schiedsgerichtshof  ein  Fehler  gewesen  wäre,  ihn  zu  einem  per- 
manenten Gerichtshof  im  wahren  Sinne  zu  gestalten.  Hatte 
aber  hier  die  Bezeichnung  „permanent*"  nichtsdestoweniger 
ihre  Berechtigung,  so  fehlt  bei  den  Staatenkonferenzen  auch 
jeder  innere  oder  äufsere  Grund,  weshalb  man  diese  Kon- 
ferenzen, wenn  sie  periodisch  stattfinden,  als  permanente  Kon- 
ferenzen bezeichnen  sollte.  Das  würde  in  der  Tat  weit  mehr 
schaden,  als  es  nützen  kann.  Die  Konferenz  in  St.  Louis 
hatte  diese  Bezeichnung  denn  auch  glücklich  vermieden. 

Verständlich  wird  der  amerikanische  Vorschlag  allerdings, 
wenn  man  seinen  Inhalt  näher  betrachtet:  die  internationale 
Jurisdiktion  soll  nämlich  durch  eine  internationale 
Legislatur  vervollständigt  werden.  Das  ist  der  Grund- 
gedanke. Von  diesem  ausgehend  wird  eine  Organisation  für 
den  internationalen  Kongrefs  vorgeschlagen  ",  auf  deren  Einzel- 
heiten hier  einzutreten  sich  wirklich  nicht  verlohnt,  da  jeder 
feste  Zusammenhang  mit  bestehenden  Institutionen,  mit  dem 
wirklichen  Leben,  fehlt,  und,  vom  Standpunkte  der  heutigen 
Staats-  und  Rechtsordnung,  das  Gebiet  Utopiens  beginnt. 
Es  genügt,  darauf  hinzuweisen,  dafs  der  obige  Grundgedanke 
eben  ein  falscher  ist.  Die  Konferenzen  sollen  allerdings 
Völkerrechtskonferenzen  sein,  sie  sollen  das  Völkerrecht  fort- 
bilden, aber  dazu  bedarf  es  keiner  internationalen  Legislatur. 
Internationale  Gesetze  sind  überhaupt  völkerrechtlich  ein 
Nonsens,  und  eine  völkerrechtliche  Gesetzgebung  ist  in  keiner 
Weise  ein  Bedürfnis,  auch  nicht  im  Hinblick  auf  die  zu- 
künftige Weiterentwicklung  dieses  Rechtsgebiets.  Fortbildung 
des  Völkerrechts  und  „internationale  Gesetzgebung**  haben 
nichts  miteinander  zu  tun.  Soviel  weifs  heute  wohl  jeder- 
mann, der  vom  Völkerrecht  auch  nur  die  geringsten  Kenntnisse 
besitzt.     Im   übrigen  wird  auf  diesen  Punkt  nachher  noch 


^"^  Man  vgl.  damit  insbesondere  den  schon  zitierten  Vorschlag  von 
Fasquale  Flore,  „L'organisation  juridiqne  de  la  soci^tö  inter- 
nationale'^  in  der  „Revue  de  droit  international*',  1899,  S.  105  f. 
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zurückzukommen  sein,  wenn  von  dem  Postulat  einer  Kodi- 
fikation des  Völkerrechts  die  Rede  ist. 

Was  nun  den  weiteren  Vorschlag  anlangt,  ein  Muster  für 
einen  allgemeinen  Schiedsvertrag  zu  schaffen,  so  darf  ich 
mich  ebenfalls  auf  schon  Gesagtes  beziehen.  Es  sind  über 
diesen  Gegenstand  in  Brüssel  in  der  Tat  eine  Beihe  von 
bemerkenswerten  Anregungen  gemacht  worden.  Dazu  gehört 
namentlich  der  Hinweis  von  Lafontaine,  dafs  man  auf 
eine  Unifizierung  des  Schiedsrechts  hinzuarbeiten  habe.  Das 
ist,  wie  wir  gesehen  haben,  in  der  Tat  heute  die  Haupt- 
aufgabe. Eine  „Union  arbitrale"  bedeutete  ja  schon  der 
russische  Entwurf.  Er  hätte  für  das  Gebiet  des  neuen 
Völkerrechts  eine  „Schiedsunion"  begründet.  Heute  handelt 
es  sich  im  wesentlichen  darum,  einen  Ausgleich  zwischen 
dem  partikularen  Völkerrecht  und  der  Haager  Konvention 
herbeizuführen.  Nicht  eine  Verallgemeinerung  des  Schieds- 
rechts steht  in  erster  Linie  in  Frage,  sondern  es  mufs 
vor  allem  der  Boden  gefunden  werden,  wo  alle  partikularen 
Schiedsrechte  übereinstimmen,  und  wo  man  daher  sagen 
darf:  hier  haben  wir  in  Wirklichkeit  allgemeines  Völker- 
recht vor  uns,  das  der  Haager  Konvention  einverleibt 
werden  mufs.  Das  Resultat  wäre  dann  in  der  Tat  eine 
„Union  arbitrale".  Auf  den  Umfang  dieser  „Union"  —  oder 
sagen  wir  richtiger:  des  zukünftigen  Artikel  19  der  Haager 
Konvention  —  kommt  es  vorläufig  viel  weniger  an,  als 
darauf,  dafs  überhaupt  ein  Anfang  gemacht  wird.  Dafs 
man  in  der  Haager  Konvention  kaum  schon  soweit  gehen 
dürfte,  wie  im  Schiedsvertrag  Dänemark-Holland,  wurde  auf 
der  Interparlamentarischen  Konferenz  allgemein  richtig  an- 
erkannt. Ein  allgemeiner  Schiedsvertrag  für  alle  Streitfälle 
ohne  Begrenzung  wurde  von  keiner  Seite  in  Vorschlag  ge- 
bracht, sondern  lediglich  als  Ideal  bezeichnet.  Anderseits 
war  man  aber  auch  mit  Becht  der  Meinung,  dafs  der  Schieds- 
vertrag England-Frankreich  zu  wenig  weit  gehe,  und  dafs 
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man  daher  suchen  müsse,  über  ihn  hinauszukommen.  Der 
russische  Vorschlag  war,  das  ergibt  sich  heute  klar,  zweifellos 
einer  der  besten  Vorschläge,  die  bisher  gemacht  worden  sind, 
und  die  Anregung  des  Grafen  Apponyi,  diesen  Vorschlag 
wieder  aufzunehmen,  verdient  daher  gewifs  ernstliche  Er- 
wägung. Nur  darf  man  nicht  vergessen,  dafs  man  damit  vom 
Standpunkte  des  partikularen  Völkerrechts  heute  unter 
Umständen  einen  Bückschritt  machen  würde.  Es  ist  das 
alles  schon  oben  Gegenstand  der  Erörterung  gewesen.  Die 
Anregungen,  die  die  Interparlamentarische  Konferenz  nach 
diesen  Richtungen  hin  gebracht  hat,  sind  in  jedem  Falle  sehr 
zu  begrüfsen. 

Nicht  ganz  dasselbe  läfst  sich  von  dem  amerikanischen 
Vorschlage  eines  Schiedsvertrags  behaupten  ".  Zunächst  mufs 
festgestellt  werden,  dafs  die  eigene  Meinung  Bartholdts 
über  seinen  Vorschlag"  eine  durchaus  unberechtigte  ist. 
Es  fehlen  dem  Vorschlage  zum  Teil  wirklich  die  elemen- 
taren Grundlagen,  um  als  rechtlich  möglich  oder  praktisch 
realisierbar  bezeichnet  werden  zu  können.  Von  dem,  was  die 
Haager  Konferenz  in  Wirklichkeit  geschaffen  hat  und  von  der 
Art,  wie  dieses  Geschaffene  möglicherweise  weiter  fortgebildet 
werden  könnte,  scheinen  sich  die  Autoren  dieses  Vorschlags 
stellenweise  doch  zu  wenig  Rechenschaft  abgelegt  zu  haben  '^. 


^^  Vgl.  zu  diesem  auch   die  „Friedenswarte*  vom  September  1905. 

^*  Danach  ist  dasselbe  „the  result  of  the  world's  experience  in 
International  Arbitration,  distilled  in  the  light  of  the  most  recent  events*', 
die  Arbeiten  der  Gelehrten,  die  Geschichte,  Verträge,  Konferenzen  seien 
zu  Rate  gezogen,  „so  that  in  its  preparation  individual,  national  and 
international  effort  heretofore  made  in  this  great  cause  has  been  fuUy 
and  freely  utilized,  and  the  draft,  as  presented,  contains  the  best  thought 
put  forward  from  any  of  these  directions,  and  which  seems  realizable 
under  existing  conditions.^ 

^  Der  russische  Entwurf,  um  nur  ein  Beispiel  zu  nehmen,  stand 
nicht  nur  weit  über  dem  B  arthold  t  sehen  Vorschlage,  sondern  würde 
diesem  auch  heute  noch  bei  weitem  vorzuziehen  sein,  und  der  Vorschlag 
des  Grafen  Apponyi,  in  Verbindung  mit  dem,  was  Gobat  mit  bezug 
auf  die  Organisation  der  Vermittlung  vorschlägt,  stellt  daher  eine  wesent- 
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Ich  glaube  daher,  hier  auf  eine  nähere  Kritik  des  B art- 
hold t  sehen  Vertragsprojekts  verzichten  zu  können  *^ 

Darüber,    dafs    die    Bartholdtschen    Vorschläge    un- 
realisierbar und  im  Grunde  auch  indiskutabel  seien  ^^»  dürfte 


lieh  vollkommenere  Lösung  dar,  die  dabei  den  Vorzug  hat,  realisierbar 
2U  sein.  Dasselbe  gilt  von  mehreren  der  heute  geltenden  Schiedsverträge 
und  auch  von  manchen  privaten  Entwürfen. 

'^  Ich  unterlasse  eine  Besprechung  namentlich  im  Hinblick  auf 
andere,  hier  unbesprochen  gebliebene  Projekte,  die  eine  Berücksichtigung 
eher  verdienen  würden.  Ich  vermisse  in  dem  Bartholdt sehen 
Projekt  namentlich  einen  genügenden  Kontakt  mit  dem  Völkerrecht  und 
der  Völkerrechtswissenschaft,  sowie  die  Berücksichtigung  des  gegen- 
wärtigen Standes  der  Schiedsgerichtsbewegung.  Es  fehlt  den  Proponenten 
offenbar  auch  an  Sinn  für  Entwicklung.  Der  Gedanke,  dem  Haager 
Schiedsgerichtshof  ohne  weiteres  erstinstanzliche  Schiedsgerichte  zu 
unterschieben,  beweist  das  wohl  zur  Genüge.  Wenn  sich  einmal  die  Ein- 
richtung eines  Instanzenzuges  in  der  Schiedsgerichtsbarkeit  wirklich 
als  notwendig  herausstellen  sollte,  was  vorläufig  noch  keineswegs  der 
Fall  ist,  dann  sind  verschiedene  Möglichkeiten  denkbar,  wie  man  diesem 
Bedürfnis  abhelfen  könnte;  aber  man  dürfte  dann  wohl  kaum  dem 
Bartholdtschen  Vorschlage  folgen,  bei  dem  die  Idee,  auf  der  sich  die 
Organisation  des  Schiedsgerichtshofes  aufbaut,  einfach  ignoriert  ist. 
Auch  die  Umgrenzung  des  obligatorischen  Schiedsgerichts  in  dem  Bart- 
holdtschen Entwurf  ist  viel  weniger  zweckmäßig",  wie  die  seinerzeit 
von  Rufeland  vorgeschlagene.  Einzelne  Teile  des  amerikanischen  Entwurfs 
mufe  man  sogar  von  vornherein  als  undurchführbar  bezeichnen,  so  z.  B. 
die  Stellung,  die  darin  den  Untersuchungskommissionen  zugewiesen 
wird.  Auch  die  Kritik,  die  an  der  Haager  Konvention  geübt  wird,  ist 
stellenweise  durchaus  unberechtigt,  und  das,  was  man  an  Stelle  der 
Haager  Bestimmungen  setzen  wollte,  wäre  keineswegs  überall  eine  Ver- 
besserung derselben  gewesen;  so  z.  B.  die  Art  der  Bildung  der  Schieds- 
gerichte. Schliefslich  würde  der  Entwurf  die  Materie  auch  in  ganz 
unnötiger  Weise  komplizieren.  Im  ganzen  muls  man  sagen,  dall^  eine 
derartige  rechts  wissenschaftliche  Arbeit  denn  doch  etwas  vorsichtiger 
angefa&t  werden  will,  als  es  im  Falle  Bartholdt  geschehen  ist.  Ich 
verweise  im  übrigen  auf  die  Kritik  des  amerikanischen  Projekts  in 
dem  Kommissionsbericht,  den  Plener  erstattet  hat  und  von  dem  so- 
gleich die  Rede  sein  wird. 

"'  Ich  kann  Fried  nicht  beistimmen,  wenn  er  in  der  „Friedens- 
warte" vom  September  1905  die  Bartholdtschen  Vorschläge  lebhaft 
begrülst.  Es  ist  viel  leichter,  kühne  Projekte  zu  machen,  als  reali- 
sierbare. Mit  einem  „Bluif"  wird  man  niemals  Fortschritte  im  Völker- 
recht erzielen.  Immerhin  ist  zuzugeben,  dals  die  Beteiligung  der  Ameri- 
kaner an  sich  ein  wichtiges  Ereignis  genannt  werden  muls.   Die  „Corre- 
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man  sich  wohl  schon  auf  der  Brüsseler  Interparlamentarischen 
Konferenz  klar  gewesen  sein,  als  man  dieselben  Spezial- 
kommissionen  überwies. 

Die  Kommission  zur  Prüfung  des  Vorschlages  zur  Be- 
gründung eines  internationalen  Parlaments  gelangte 
nun  im  November  1905  dazu,  die  folgenden  drei  Punkte  für  die 
im  Jahre  1906  bevorstehende  Londoner  Interparlamentarische 
Konferenz  zur  Erwägung  in  Vorschlag  zu  bringen'^: 

„1°  Assnrer  par  les  meilleurs  moyens  possibles  la  continnit^ 
et  p^riodicitä  des  rdamons  jusqu'ä  präsent  occassionnelles  de  la 
Conference  de  La  Haye. 

2°  D^terminer  le  mode  le  plus  convenable  de  cr^er  an 
Conseil  düment  qualifi^^  chargä  de  la  codification  et  du  d^veloppe- 
ment  du  droit  des  gens  et  de  Tunification,  dans  la  mesore  la 
plns  large  possible,  des  diverses  lois  nationales^*. 


spondance  bimensuelle"  vom  25.  Juni  1906  bemerkt  übrigens  ebenfalls, 
dals  die  Bartboldtschen  Projekte  „ne  paraissant  pas  poavoir  serrir 
de  bases  de  discussion"  fallen  gelassen  wurden,  indem  man  andere  an 
ihrer  Stelle  ausarbeitete. 

*^  Es  scheint  mir  geboten,  mich  gerade  mit  den  letzten  Arbeiten 
der  Interparlamentarier  hier  etwas  eingehend  zu  befassen.  Hat  man 
doch  die  Londoner  Interparlamentarische  Konferenz  als  „prologue^  und 
„prölude*'  der  Haager  Konferenz  bezeichnet  Leider  ist  aber  der  offi- 
zielle Bericht  über  die  Londoner  Konferenz  noch  nicht  erschienen,  so 
dafs  ich  auf  kurze  Zeitungsberichte  angewiesen  bin.  Ich  folge  dabei  ins- 
besondere der  „Friedenswarte*^  yom  August  1906,  dem  „Arbitrator''  vom 
August  1906  und  der  „Correspondance  bimensuelie^  vom  10.  August  1906. 

^  Einen  ähnlichen  Vorschlag  hat  auch  Bartholdt  nachträglich  der 
Kommission  der  Interparlamentarischen  Union  unterbreitet.  Er  empfiehlt 
als  „Etappe^  auf  dem  Wege,  „qui  n^offrirait  pas  autant  d'inconv^nients 
reconnus  que  la  cr^ation  pr^matur^e  d*un  Parlement  international^,  die 
Einrichtung  eines  „Comit^  ou  Conseil  d'^^tat  pour  les  Affaires  £tran- 
g^res"  seitens  der  einzelnen  Staaten.  „Ce  Gomit^,  compos^  des  person- 
nalit^s  les  plus  autoris^es  dont  la  mission  serait  de  connaltre,  k  titre 
de  conseil,  de  toutes  les  questions  d'un  caract^re  international,  se  r^u- 
nirait  p^riodiquement  pour  ^changer  ses  vues  avec  les  Comit^s  corre- 
spondants  des  autres  Etats,  afin  d'arriver,  autant  que  possible,  ä  une 
action  commune  internationale.''  Ich  meine,  dafe  man  es  den  einzelnen 
Staaten  ruhig  wird  überlassen  können  und  müssen,  ob  sie  glauben,  eines 
solchen  ^Conseil''  zu  bedürfen  oder  nicht.  D'Estournelles  de 
Gonstant  hat  anderseits  in  der   Kommission  die   Einrichtung  eines 
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3°  Tronver  le  moyen  le  plus  convenable  ponr  assurer  dans  la 
conduite  des  relations  internationales  nne  jnste  part  k  la  re« 
präsentation  populaire  et  parlementaire.^ 

Mit  bezug  auf  den  ersten  Punkt  erklärte  die  Kommission 
im  April  1906,  »qu'il  y  aurait  avantage  ä  transformer  la 
deuxiöme  Conference  de  La  Haye  en  un  Gongr^s  International 
avec  röunions  automatiques  et  periodigues**. 

Mit  bezug  auf  den  zweiten  Punkt  fand  sie,  „que  les 
Puissances,  en  nommant  leurs  repr^sentants  ä  la  deuxiöme 
Conference  de  La  Haye,  pourraient  utilement  leur  donner  pour 
instruction  de  rechercher  les  moyens  de  constituer  un  Conseil 
permanent  düment  qualifie,  charg6  de  la  codification  et  du 
d6veloppement  du  droit  des  gens  et  de  Tunification,  dans 
la  mesure  la  plus  large  possible,  des  diverses  lois  nationales/ 

Mit  bezug  auf  den  dritten  Punkt  endlich  beschlofs  sie,  der 
nächsten  Konferenz  zur  Erwägung  zu  unterbreiten,  ob  nicht 
die  Interparlamentarische  Union  selbst  auf  die  Tätigkeit  der 
zweiten  Haager  Konferenz  und  später  des  internationalen 
Kongresses  die  gewünschte  Einwirkung  auszuüben  vermöchte. 
Man  müsse  „le  moyen  le  plus  pratique  d'attribuer  peu  ä  peu 
k  rUnion  le  caractöre  et  la  fonction  d'une  v^ritable  reprösen- 
tation  internationale*^  suchen.  Man  fand  dabei,  dafs  zunächst 
eine  Reorganisation,  sowie  eine  Revision  der  Statuten  der 
Interparlamentarischen  Union  geboten  sei  ^".  Die  Union  müsse 


,,Mini8täre  international"  angeregt.  Meines  Erachtens  ist  die  bestehende 
Einrichtung  der  internationalen  Konferenzen  immer  noch  die  beste  von 
allen,  und  es  handelt  sich  lediglich  darum,  ihnen  praktisch  die  Perio- 
dizität und  Kontinuität  zu  sichern,  indem  man  ihnen  eine  Organisation 
gibt 

^  Der  Bericht  der  Kommission  f&hrt  u.  a.  aus:  „La  commission 
est  unanime  ä  constater  en  effet  qu'il  y  a  disproportion  flagrante  entre 
le  progr^s  des  id^es  de  justice  internationale  dans  chaque  Parlement  et 
Texpression  collective  de  ces  id^es  dans  la  repr^sentation  commune  des 
divers  Parlements.  La  grande  id^  d'une  Cooperation  parlementaire  in- 
ternationale a  trouYÖ  sa  premiäre  expression  dans  la  Constitution  de 
rUnion  interparlementaire,  mais  il  n'est  pas  possible  de  nier  que  le  pro- 
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kräftiger  und  intensiver  organisiert  werden,  wenn  sie  die 
Funktionen  einer  internationalen  parlamentarischen  Ver- 
einigung erfüllen  wolle. 

Die  Kommission  zur  Prüfung  des  B arthold tschen  Vor^ 
Schlages  für  ein  Projekt  eines  Musterschiedsvertrags 
hat  im  Juni  1906  einen  von  Plener  verfafsten  Bericht  heraus- 
gegeben, der  viele  treffliche  Bemerkungen  enthält,  die  vod 
allgemeiner  Bedeutung  für  unsere  Materie  sind,  und  den 
ich  daher  unten  im  Auszuge  wiedergebe.  Es  findet  sich  darin 
nicht  nur  eine  teilweise  recht  zutreffende  Kritik  des  Bart* 
holdtschen  Vorschlages,  sondern  auch  eine  Übersicht  über 
das  zurzeit  geltende  partikulare  Schiedsrecht,  die  Beachtung 
verdient.  Auf  das  Projekt  selbst,  das  die  Kommission,  an  Stelle 
des  Bart  holdtschen,  der  Union  in  Vorschlag  gebracht  hat^ 
wird  ebenfalls  sogleich  zurückzukommen  sein. 

Der  interparlamentarische  Rat ,  der  im  Juni  in  Brüssel 
zusammentrat  und  die  Berichte  der  beiden  SpezialkommissioneD 
entgegenzunehmen  hatte,  nahm  den  PI  euer  sehen  Entwurf 
eines  Musterschiedsvertrags  an  und  ebenso  die  Anträge  der 
anderen  Kommission  mit  Bezug  auf  die  Periodizität  der  Haager 
Konferenzen  und  die  Einsetzung  eines  internationalen  Rats 
zur  Eodifizierung  des  Völkerrechts. 

Die  Interparlamentarische  Konferenz,  die  im 
Juli  1906  in  London  zusammengetreten  ist^^  hatte  ihre 

gr^s  de  cette  id^e,  dans  chacun  des  Parlements  nationaux,  a  de  beau- 
coup  d^pass^  la  marche  et  le  d^yeloppement  de  rUnion  elle-m^me  et 
que  celie-ci,  pour  räpondre  aux  intentions  k  la  fois  pratiques  et  idäales^ 
de  ses  fondateurs,  doit  apporter  sans  sa  Constitution  et  dans  son  Orga- 
nisation des  modifications  profondes.  A  d^faut  de  ces  modifications  g4- 
n^rales,  les  efiforts  particuliers  de  chaque  Parlement  resteront  plus  ou 
moins  isoMs  et  les  travaux  de  TUnion  elle-m^me  seront  steriles.*'  Auf 
die  einzelnen  Abänderungsvorschläge  für  die  Organisation  der  Unioi> 
kann  an  dieser  Stelle  nicht  eingetreten  werden. 

^^  Aus  der  Eröffnungsrede  des  LordWeardale  (Philip  Stanhope)' 
sei  hier  hervorgehobeni  da(s  570  Parlamentarier  an  der  Konferenz  teil* 
nahmen,  dals  aber  die  Union  bereits  rund  3000  Mitglieder  zählt.  Wear- 
dale  betonte,  dals  die  Friedenssache  im  Triumphe  vorwärtsschreite,  sie 
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Arbeiten  ebenfalls  zum  grofsen  Teile  den  erwähnten  beiden 
Projekten  zu  widmen. 

Namens  der  Kommission  zur  Beratung  des  Vorschlags 
für  Errichtung  eines  internationalen  Parlaments  erstattete 
Lafontaine  Bericht,  aus  dem  jedoch  nicht  klar  hervorging, 
dafs  die  Kommission  eigentlich  von  einem  solchen  Parlament 
nichts  wissen  wollte.  Während  Bart  hol  dt  bemerkte,  er  be- 
zwecke die  Einrichtung  einer  Weltorganisation,  betonte  daher 
der  schweizerische  Parlamentarier  Gobat,  ein  Weltparlament 
sei  ein  erst  in  ferner  Zukunft  zu  verwirklichendes  Ideal. 
Man  solle  sich  inzwischen  an  das  praktisch  Erreichbare  halten, 
und  die  gröfste  praktische  Errungenschaft  sei  doch  die  Haager 


sei  nicht  mehr  Gegenstand  öffentlichen  Spottes  oder  der  Gleich giltigkeit, 
sie  dränge  yielmehr  ihre  Grundsätze  dem  Menschheitsgewissen  auf.  „Wir 
steuern  beherzt  einer  noch  glänzenderen  Zukunft  zu.  Mit  Vertrauen  er- 
warten wir  die  nicht  zu  ferne  Zeit,  wo  keine  Regierung,  kein  Volk  zu 
den  Waffen  greifen  wird,  ohne  zuerst  einen  Appell  an  die  Vermittlung 
oder  an  die  internationale  Justiz  gemacht  zu  haben.''  Ein  Ereignis  darf 
die  Rede  des  englischen  Premierministers  Campbeil-Bannermann 
genannt  werden,  aus  der  ich  hier  nur  folgendes  hervorheben  kann. 
Über  die  neueren  Schiedsverträge  bemerkte  der  Minister,  es  sei  durch 
dieselben  eine  weitere  grofse  Etappe  zur  Verwirklichung  des  Zieles  der 
Union  zurückgelegt  worden.  „Ungeachtet  der  Bedingung,  welche  f&r 
Materien,  die  die  vitalen  Interessen,  die  Unabhängigkeit  und  die  Ehre 
zweier  Vertragsstaaten  berühren,  die  Zuweisung  vor  die  Schiedsgerichts- 
barkeit ausschlielst,  können  wir  doch  sagen,  dafs  der  Abschluis  dieser 
Verträge  eine  dauerhafte  —  und  ich  glaube  nicht,  zu  viel  zu  sagen  — 
eine  glänzende  Tat  ist.  Ich  habe  jedoch  das  aufrichtigste  Zutrauen, 
dals  das  Prinzip  der  Schiedsgerichtsbarkeit  binnen  kurzem  solches  Ver- 
trauen erringen  werde,  dals  es  auf  ein  weiteres  Gebiet  internationaler 
Differenzen  ausgedehnt  werden  kann.  Wir  haben  bereits  gesehen,  wie 
Fragen,  die  die  Leidenschaften  der  Völker  erregten,  zwar  nicht  durch 
ein  direktes  Schiedsverfahren  im  genauen  Wortsinne,  jedoch  durch 
Überweisung  an  ein  solches  Tribunal,  wie  wir  es  bei  dem  HuUer 
Zwischenfall  funktionieren  sahen,  ihre  Lösung  fanden,  und  ich  frage 
Sie,  ob  es  sich  nicht  lohnen  würde,  bevor  die  nächste  Konferenz  im 
Haag  zusammentritt,  die  verschiedenen  Formen  der  Streitbeilegung  sorg- 
fältig zu  prüfen ,  um  das  Tor  für  jedes  Mittel ,  welches  zur  Beilegung 
solcher  Differenzen  dienen  könnte,  so  weit  als  möglich  zu  öffnen.^  Vgl. 
dazu  die  „Friedenswarte"  vom  August  1906  und  „The  arbitrator"  vom 
August  1906. 
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Friedenskonferenz.  Man  solle  die  Kräfte  im  Haager  Schieds- 
gericht konzentrieren,  statt  sie  in  neuen  Organisationen  zu 
zersplittern.  Auch  Beernaert  führte  aus,  es  sei  gefährlich, 
eine  Sache  von  so  fundamentaler  Wichtigkeit  in  übereilter 
Weise  zu  entscheiden;  man  tue  am  besten,  die  Sache  einer 
Kommission  zu  überweisen,  in  die  man  Mitglieder  aller 
Nationen  wähle.  Die  Konferenz  nahm  darauf  die  Vorschläge 
der  Kommission  in  folgender  Form  an: 

„La  Conference  ^met  le  voeu  qu'il  soit  accord^  aux  Con- 
ferences de  La  Haye  une  influence  plus  reelle  et  que  les  Paissances 
s'entendent  pour  ätablir  une  räunion  periodique  de  cette  Con- 
ference. 

La  Conference  ämet  le  voeu  que  les  Puissances,  en  nommant 
leurs  repr^sentants  k  la  seconde  Conference  de  La  Haye,  attirent 
lear  attention  sur  Tatilite  qa'il  y  aurait  ä  constitoer  an  conseil 
consaltatif  permanent  charg6  de  compfeter  et  d'etendre  le  code 
de  droit  international. '^ 

Der  beantragte  Zusatz  über  die  Vereinheitlichung  der 
nationalen  Rechte  wurde  von  der  Konferenz  abgelehnt 

Namens  der  Kommission  für  Abfassung  eines  Muster- 
Schiedsvertrags  referierte  Plener.  Der  Vertragsentwurf 
wurde  von  der  Konferenz  angenommen.  Er  lautet  folgender- 
mafsen : 

„La  Conference  recommande  ä  Tattention  des  Paissances  et  de 
la  deuxi^me  Conference  de  La  Haye  le  Projet  modMe  soivant 
d'un  traite  d'arbitrage: 

Art.  I.  Les  Hautes  Parties  contractantes  s'engagent  ä  soa- 
mettre  k  la  Cour  permanente  d'arbitrage,  6tablie  k  La  Haye  par 
la  Convention  du  29  juillet  1899,  les  diffärends  qui  viendraient  k 
s'^lever  entre  elles,  pour  aatant  qu'ils  ne  toachent  ni  k  Tind^pen- 
dance,  ni  aux  intär^ts  vitaux,  ni  k  l'exercice  de  la  souverainetö 
des  pays  respectifs,  ni  aax  int^r^ts  de  tierces  paissances. 

Art.  n.  Chaque  partie  est  jage  de  la  qaestion  de  savoir  si 
le  diff^rend  sarvenu  met  en  cause  sun  ind^pendance,  Texercice  de 
sa  souverainetä,  ses  int^r^ts  vitaux  ou  ceax  des  tierces  paissances, 
et  doit  par  consäqaent  etre  compris  parmi  ceax  qui,  d^aprös 
Tarticle  pr^cädent,  sont  except^s  de  Tarbitrage  obligatoire. 

Art.  III.  Les  Hautes  Parties  contractantes  s'engagent  k  ne 
pas  se  prävaloir  de  Tarticle  II  dans  les  cas  saivants: 


§  21.  Kritik  der  Vorschläge  f&r  die  2.  Haager  Friedenskonferenz.    553 

1  ^  Contestations  concemant  Tinterprätation  on  Tapplication  des 
Conventions  conclues  on  k  conclure  et  6numär6es  ci-dessous : 

a)  Trait^s  de  commerce  et  de  nayigation; 

b)  Conventions  relatives   k  la  protection  internationale  des 
travaillears ; 

c)  Conventions  postales,  t^l^graphiqaes  (avec  on  sans  fil)  et 
täläphoniques ; 

d)  Conventions  concernant  la  protection   des  cäbles  soas- 
marins; 

e)  Conventions  concemant  les  chemins  de  fer; 

f)  Conventions   et   r^glements   concemant  les    moyens    de 
prävenir  les  coUisions  de  navires  en  mer; 

g)  Conventions  concernant   la  protection   des   oenvres  litt6- 
raires  et  artistiques; 

h)  Conventions  concernant  la  propri^t^  industrielle  (brevets 

d'invention,  marques  de  fabrique  et  de  commerce  et  nom 

commercial) ; 
i)  Conventions  concemant  le  regime  des  soci^täs  commer- 

ciales  et  industrielles; 
k)  Conventions  mon^taires  et  mätriques  (poids  et  mesnres); 
1)  Conventions  concernant  l'assistance   gratuite   räciproqae 

des  malades  indigents; 
m)  Conventions  sanitaires,  Conventions   concemant  les  6pi- 

zooties,  le  phylloxära  et  autres  fl^aux  similaires; 
n)  Conventions  relatives  aux  mati^res  da  droit  intemational 

prive; 
o)  Conventions  concernant  la  procädure  civile   on  pönale; 
p)  Conventions  d'extradition ; 
q)  Les  Privileges  diplomatiqaes  et  consolaires; 

2^  Reglement  sur  le  terrain  des  fixations  de  limites; 

3^  Contestations   concemant   des  r^clamations   p6cnniaires   du 

chef  de  dommages,   lorsque   le  principe  de  Tindemnit^  est 

reconnu  par  les  Parties; 
4^  Contestations  concernant  des  dettes. 

Art.  lY.  La  präsente  Convention  recevra  son  application  m6me 
8i  les  contestations  qui  viendraient  k  s'älever  avaient  leur  origine 
dans  des  faits  ant^rieurs  h  sa  conclnsion. 

Art.  Y.  LorsquMl  y  aura  lieu  k  an  arbitrage  entre  elles,  les 
Haates  Parties  contractantes,  ä  däfant  des  claases  compromissoires 
contraires,  se  conformeront  pour  toat  ce  qai  concerne  la  däsig- 
nation  des  arbitres  et  la  proc6dare  arbitrale  aax  dispositions  6ta- 
blies  par  la  Convention  de  La  Haye  en  date  da  29  jaillet  1899. 

Art.  YL  La  sentence  arbitrale  indiqae  les  d^lais  dans  les- 
qaels  eile  devra  ^tre  ex^cut^e. 

Art,  YIL  Le  compromis  prövu  par  Tarticle  31  de  la  Con- 
vention da  29  jaillet  1899,  fixe  an  terme  dans  leqael  devra  avoir 
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lieu  r^change  entre  les  Parties  litigantes  des  memoires  et  doca- 
ments  se  rapportant  ä  Tobjet  du  litige.  Cet  behänge  sera  terminö 
dans  tous  les  cas  avant  rouverture  des  s^ances  du  tribonal 
arbitral. 

Ces  stipolations  ne  portent  aucune  atteinte  k  ce  qni  a  ^t^ 
arr^t^  par  la  Convention  de  La  Haye  concernant  la  seconde  phase 
de  la  proc^dure  arbitrale  (art.  39),  notamment  aux  dispositions 
des  articles  43  ä  49. 

Art.  VIII.  La  dnr^e  du  präsent  traitä  n*est  pas  limitäe ;  mais 
chacnne  des  Hautes  Parties  contractantes  peat  se  retirer  k  partir 
de  la  dixi^me  annäe,  moyennant  an  ayertissement  donnä  one 
annäe  k  ravance.** 

Neben  diesem  Vertragsentwurf  hatte  die  Kommission 
noch  die  folgende  Resolution  vorgeschlagen: 

„La  Conference  interparlementaire  exprime  le  voen  qne,  dans 
tont  trait6  d'arbitrage  räservant  Imdäpendance  nationale,  les 
intär^ts  vitaux  etc.,  les  Puissances  Inserent  la  clause  suivante, 
que  les  £tats-Unis  et  la  Grande-Bretagne  avaient  admise  dans 
lenr  projet  de  traitä  de  1897: 

S'il  survenait  entre  les  parties  contractantes  un  conflit,  qni, 
anx  termes  de  la  präsente  Convention,  ne  doit  pas  6tre  soumis 
k  l'arbitrage,  les  parties  ne  recourront  k  aucune  mesure  d'hostilit^ 
de  quelque  nature  que  ce  soit,  avant  d'avoir  ensemble  ou  säparä- 
ment,  requis  la  mädiation  d'une  ou  de  plusieurs  Puissances  amies.* 

Zu  diesem  Kommissionsantrage  schlug  der  Amerikaner 
Bryan*''  das  Amendement  vor,  dafs  der  Schlufs  lauten  solle: 

„Soumettront  le  diffärend  au  tribunal  de  La  Haye  ou  k  quelque 
autre  tribunal  international  impartial,  pour  faire  une  enqu^te  et 
an  rapport,  chaque  partie  se  räservant  le  droit  d'agir  indä- 
pendamment  ensuite." 

Man  einigte  sich  dann  auf  die  Fassung,  dafs  die  Parteien 
in  den  fraglichen  Fällen  keinen  Akt  der  Feindseligkeit 
irgendwelcher  Natur  begehen  dürfen,  bevor  sie,  gemeinsam 
oder  einzeln,  je  nach  den  Umständen  des  Falles,  entweder 
die    Einsetzung    einer    Untersuchungskommission    oder   die 


'''  Wie  sehr  gerade  die  Amerikaner  sich  mit  der  Schiedsgerichts^ 
frage  befassen,  beweist  neben  dem  Auftreten  eines  Mannes  wie  Bryan 
auch  die  soeben  erschienene  Bede  von  Carnegie,  „Für  das  inter- 
nationale Schiedsgericht,^  deutsch  von  Fürst,  Hamburg  1906. 
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Vermittlung  einer  oder  mehrerer  befreundeter  Mächte  nach- 
gesucht haben.  Dieses  Ersuchen  soll  nötigenfalls  auf  Grund 
des  Artikel  8  der  Haager  Konvention  erfolgen.  In  dieser 
Fassung  wurde  die  Resolution  von  der  Konferenz  angenommen. 
Diese  Resolution  hat,  wie  wir  sehen,  speziell  die  Fälle  im 
Auge,  wo  die  Unabhängigkeit,  die  Ehre  oder  die  vitalen 
Interessen  eines  Staates  auf  dem  Spiele  stehen,  die  man  bisher 
von  der  Schiedsgerichtsbarkeit  auszunehmen  pflegt.  Die  Idee 
ist  die,  dafs  die  Streitpunkte  eben  in  allen  Fällen  zunächst 
wenigstens  untersucht  werden  sollten,  bezw.  dafs  in  allen  Fällen 
wenigstens  ein  Versuch  der  Schlichtung  vorhergehen  sollte, 
bevor  man  zu  den  Waffen  greift.  Br  y  a  n  führte  in  seiner  Rede 
aus  ^^,  man  betrachte  die  Fragen,  die  die  Ehre  und  Unabhängig- 
keit einer  Nation  betreffen,  gemeinhin  als  jenseits  der  Sphäre 
der  Schiedsgerichte  stehend.  A'ber  gerade  diese  Fragen  seien  es, 
die  gefährliche  Situationen  schaffen.  Die  Leidenschaft  werde 
selten  durch  Fragen  erweckt,  welche  die  Unverletzlichkeit 
oder  Ehre  einer  Nation  nicht  betreffen,  und  gerade  weil  man 
besorge,  dafs  solche  Ehrenfragen  sich  unverhüllt  aufwerfen 
könnten,  werde  das  Schiedsgericht  nicht  immer  angerufen, 
wo  es  angebracht  wäre.  Der  erste  Vorteil,  den  die  Resolution 
bringe,  sei,  dafs  eine  Prüfung  des  Tatbestandes  möglich  sei, 
und  wenn  man  erst  die  Tatsachen  von  der  Frage  der  Ehre 
getrennt  habe,  seien  die  Chancen  hundert  gegen  eins,  dafs 
man  sowohl  die  tatsächliche  Frage,  wie  die  Ehrenfrage  bei- 
legen könne.  Sodann  werde  durch  die  Prüfung  Zeit  für 
ruhige  Überlegung  gewonnen.  Qrofse  Fragen  sollten  nicht 
durch  die  Leidenschaft,  sondern  durch  Beratung  gelöst  werden, 
und  wenn  die  Untersuchung  auch  nichts  anderes  erreichte,  als 
Zeit  für  ruhige  Überlegung  zu  schaffen,  so  wäre  das  schon 


^  Bryan  betonte,  die  Resolution  habe  zwar  nur  die  Form  eines 
Postskriptums  zu  dem  Schiedsverträge,  aber  sie  enthalte  in  Wirklichkeit 
das  Wesen  des  ganzen  Problems,  denn  sie  betreffe  die  Fragen,  bei  denen 
das  Schiedsgericht  bisher  versagt  habe. 
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ein  genügender  Grund  zur  Annahme  der  Resolution.  Ein 
weiterer  Vorteil  der  Untersuchung  solcher  kritischer  Streit- 
fragen sei  der,  dafs  Gelegenheit  zur  Mobilmachung  der  öffent- 
lichen Meinung  behufs  Erzwingung  einer  friedlichen  Beilegung 
gegeben  werde.  Die  öffentliche  Meinung  werde  mehr  und  mehr 
zu  einer  Weltmacht  und  die  Zeit  nahe,  wo  das  Gewicht  der 
moralischen  Überzeugung  einer  Nation  die  Entscheidung 
anderer  Nationen  beeinflussen  werde.  Die  Zeit  nahe,  in  der 
die  Welt  endgültig  verstehen  werde,  dafs  ein  Krieg  zwischen 
zwei  Nationen,  aufser  den  Streitenden  selbst,  auch  andere 
Nationen  berühre.  Die  Zeit  nahe,  da  die  Welt  nicht  müssig 
zuschauen  werde,  während  zwei  Nationen  ihren  Streit  aus- 
tragen, ohne  vorher  eine  friedliche  Lösung  versucht  zu 
haben.  — 

Wenn  wir  uns  nun  zu  einer  Kritik  der  Vorschläge  wenden, 
zu  denen  die  Interparlamentarier  in  London  gelangt  sind'*, 
so  können  wir  uns  im  Hinblick  auf  die  früheren  Ausführungen 
hier  ebenfalls  kurz  fassen. 

Die  diesjährige  Konferenz  unterscheidet  sich  von  der 
voijährigen  namentlich  dadurch,  dafs  sie,  während  diese  sich 
auf  unserem  Gebiete  zum  Teil  mit  Utopien  zu  befassen  hatte, 
wieder  in  die  Bahn  des  praktisch  Realisierbaren  eingelenkt 
hat.  Sie  hat  die  früheren  Vorschläge  auf  das  richtige  Mafs 
reduziert  und  hat  damit  Anspruch  darauf  erworben,  dafs  die 
Vorschläge,  die  sie  der  zweiten  Haager  Friedenskonferenz  zu 
unterbreiten  wünscht,  ernstlich  geprüft  werden. 

Was  zunächst  das  internationale  Parlament  anbetrifft,  so 
ist  dieses  glücklicherweise  vom  Programm  verschwunden. 
Das,   was  an  seine  Stelle  getreten  ist,    der  Wunsch  nach 


^  Die  weiteren  Resolutionen,  die  die  Konferenz  gefafst  hat,  berühren 
unseren  Gegenstand  nicht,  so  dafs  ich  darauf  an  dieser  Stelle  nicht 
einzutreten  brauche.  Die  „Questions  ä  soumettre  k  la  deuxi^me  Con- 
ference de  La  Haye^,  die  auf  der  Tagesordnung  standen,  betreffen  das 
völkerrechtliche  Verfahren  nicht. 
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Periodizität  und  Kontinuität  der  Haager  Konferenzen,  er- 
scheint durchaus  erreichbar.  Ich  habe  dieses  Postulat  bereits 
erörtert. 

Was  dagegen  den  „Conseil  consultatif  permanent**"®  an- 
langt, der  sich  speziell  mit  der  Kodifikation  des  Völkerrechts 
abzugeben  hätte,  so  stehe  ich  diesem  Vorschlage  aus  mehreren 
Gründen  skeptisch  gegenüber.  Zunächst  erscheint  mir  dieses 
Organ  als  solches  überflüssig.  Ich  bin  ganz  der  Meinung 
von  Gobat,  dafs  man  sich  nicht  in  neuen  Organisationen 
zersplittern,  sondern  zunächst  lieber  einmal  das  Bestehende 
ausbauen  sollte.  Ein  Bedürfnis  nach  Schaffung  eines  be- 
sonderen internationalen  „Gonseil  consultatif*"  scheint  mir 
nach  keiner  Richtung  hin  erwiesen  zu  sein,  ganz  abgesehen 
von  der  Frage,  ob  die  Staaten  wohl  Neigung  verspüren 
dürften,  ein  solches  neues  internationales  Organ  zu  kreieren. 

Aber  nicht  nur  vom  Standpunkte  der  Organisationsfrage, 
der.  Taktik,  geht  der  Vorschlag  meines  Erachtens  über  das 
Mafs  des  Gebotenen  hinaus,  sondern  auch  mit  Bezug  auf  das 
Ziel,  das  sich  dieser  „Gonseil  permanent**  zu  stecken  hätte. 

Es  bringt  mich  das  auf  die  Besprechung  eines  Postulats, 
das  seine  Schatten  bereits  auf  die  Brüsseler  Session  der 
Interparlamentarischen  Konferenz  geworfen  hatte,  und  das 
auch  schon  in  früheren  Konferenzen  aufgetaucht  war.  Ich 
meine  damit  die  Idee  der  Kodifikation  des  Völker- 
rechts als  solche,  ganz  abgesehen  davon,  ob  diese  Kodi- 
fikation nun  durch  ein  neu  zu  kreierendes  internationales 
Organ  oder  auf  anderem  Wege  erzielt  werden  soll. 

Bereits  in  der  Konferenz  von  Christiania  1899  wurde 
der  interparlamentarische  Rat  eingeladen,  ein  Projekt  eines 
Kodex  des  Völkerrechts  auszuarbeiten,  der  die  Rechte  und 
Pflichten  der  Staaten  festzusetzen  hätte.  In  Brüssel  1905 
wurde  dann  von  einem  rumänischen  Vertreter,  nebenbei  be- 


'^  Siehe  dazu  auch  unten  Anmerkung  58. 
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merkt    einem    ehemaligen   Justizminister,    die    Frage    auf- 
geworfen, nach  welchen  Hegeln  die  Schiedsrichter  entscheiden 
sollen.   Man  müsse  feste  Regeln  aufstellen,  Gesetze  statuieren. 
„Le    droit   international   est  presque  inutile,    parceque  ses 
prescriptions  manquent  de  sanction".    Im  übrigen  aber  wolle 
er  insbesondere  darauf  hinweisen,   „combien  il  est  n6cessaire 
que  le  Congrös  international  se  base  sur  un  code  qui  sera 
pour  les  nations  ce  que  le  droit  civil  est  pour  les  individus  . . . 
Nous  voulons  un  Congrfes  international  permanent.    II  devra 
juger.    Mais  juger  sur  quoi?    Sur  des  lois."    Die  Konferenz 
in  Christiania  habe  ein  grofses  Prinzip  aufgestellt:  die  Not- 
wendigkeit der  Statuierung  eines  Kodex  des  internationalen 
Rechts.    Dieses  Postulat  habe  bisher  keine  Realisierung  ge- 
funden. Er  vervollständige  daher  den  amerikanischen  Antrag, 
indem  er  fordere,  dafs  man  das  Gesetz  fixiere,  nach  dem  der 
permanente  Kongrefs  zu  richten  habe,  und  er  stelle  daher 
folgende    Motion:    „La   Conference   invite   le   Conseil   inter- 
parlementaire  ä  studier  et  arrßter  les  bases  g6n6rales  d'un 
Code  international  fixant  les  droits  et  les  devoirs  des  fitats." 

Auch  ein  amerikanischer  Vertreter  gab  diesem  Wunsche 
Ausdruck:  „Ghaque  fois  que  ce  tribunal  (d.  i.  der  Haager 
Schiedsgerichtshof)  s'est  röuni  pour  se  prononcer  sur  quelque 
^juestion,  il  s'est  trouv6  en  face  d'une  s^rieuse  difficult6;  il 
n^existe  aucun  code  de  lois  internationales  qui  puisse  les  aider 
dans  leurs  dölibörations  ou  d6terminer  leur  jugement  final. 
II  semble  donc  que  le  travail  le  plus  important  que  notre 
Union  doive  entreprendre  serait  de  faire  accepter  par  toutes 
les  nations  civilis^es  un  code  de  lois  internationales."®* 

Die  Bart  hol  dt  sehe  Kongrefsidee  beruhte,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  ebenfalls  nicht  zum  Mindesten  auf  dem  Gedanken, 
dafs  die  zu  kreierende  internationale  Legislatur  eine  Kodi- 


^^  In  seiDem  Rapport  gän^ral  weist  aber  anderseits  Gobat  mit 
Recht  auf  Pierantoni  hin,  der  nachgewiesen  habe,  „que  le  droit  inter- 
national ne  pourrait  pas  Hre  mieux  codifiö  que  par  les  traitäs*'. 
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fikation  des  Völkerrechts  herbeizuführen  haben  würde.  Dafs 
diese  letztere,  falls  sie  wirklich  kommen  sollte,  einer  Legis- 
latur gar  nicht  einmal  bedürfen,  dafs  sie  vielmehr  im  Vertrags- 
wege zustande  zu  kommen  haben  würde,  diese  Kenntnis 
scheint  ihrem  Urheber  ferngelegen  zu  haben. 

Es  ist  im  übrigen  ein  alter  Wunsch,  dem  wir  hier  be- 
gegnen. Schon  Laveleye®*  hatte  seinem  Projekt  eines 
Schiedsgerichtshofs  dadurch  selbst  den  Weg  verbaut,  dafs  er 
von  den  dabei  beteiligten  Staaten  zunächst  die  Annahme 
eines  Völkerrechtskodex  verlangte'®,  wodurch,  wie  Bulme- 
rincq**  richtig  bemerkt,  die  Errichtung  jenes  Gerichtshofs 
ad  calendas  graecas  vertagt  wurde. 

Was  bei  Laveleye  immerhin  aber  noch  begreiflich  er- 
scheint, mufs  bei  manchen  neueren  Projektmachem  geradezu 
unbegreiflich  erscheinen.  Diese  machen  in  ihrem  Übereifer, 
um  nur  k  tout  prix  vorwärts  zu  kommen,  wieder  einen  Schritt 
rückwärts  und  kommen  heute,  wo  wir  eine  Haager 
Konvention  besitzen,  wieder  auf  die  alte,  längst  überholte 
Laveleye  sehe  Idee  zurück!  Einen  solchen  unpraktischen 
Vorschlag  bringt  z.  B.  neuerdings  Duplessix®^  Statt  an 
die  wertvollen  Resultate  der  Haager  Friedenskonferenz  an- 
zuknüpfen und  sich  zu  sagen,  dafs  es  sich  doch  nur  darum 


'^  de  Laveleye:  „Des  causes  actuelles  de  guerre  en  Europe  et 
de  Parbitrage«,  1873. 

•*  Laveleye  schreibt  auf  S.  161:  „II  est  un  moyen  pratique  qui 
pr^viendrait  non  toutes  les  guerres,  mais  certaines  guerres.  Ge  remäde 
consiste  k  formuler  d'abord  un  code  de  lois  internationales  d^terminant 
les  droits  et  les  devoirs  des  nations  .  .  .  en  second  lieu  k  instituer  un 
systäme  d^arbitrage  permanent  ou  une  haute  cour  des  nations  pour  regier 
les  diff^rends  qui  pourraient  s'^lever  entre  les  Etats  ayant  accept^  le 
nouveau  code  de  droit  international.^  Zur  Feststellung  dieser  Prinzipien 
des  Völkerrechts  sollte  ebenfalls  eine  Konferenz  berufen  werden,  ganz 
wie  bei  Barthol  dt.  Nebenbei  bemerkt  wären  überhaupt  manche  ältere 
Projekte,  falls  sie  einmal  ernstlich  in  Frage  kommen  könnten,  dem 
Bartholdt sehen  immer  noch  bei  weitem  vorzuziehen. 

»*  V.  Bulmerincq,  H.  H.  IV,  S.  56. 

•»  Duplessix,  „Vers  la  Paix",  1903,  insbesondere  S.  39  flf. 
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handeln  kann,  diese  Resultate  fortzubilden,  behauptet  er,  der 
teilweise  Mifserfolg  der  Konferenz  beruhe  darauf,  dafs  es  an 
einem  Kodex  des  internationalen  Bechts  fehle.  Deshalb 
schlägt  er  vor:  „Avant  d'61aborer  un  nouveau  programme  il 
ne  suffit  pas  d^examiner  les  questions  de  proc^dure  . . .  il  faut 
aborder  le  fond  de  la  question  et  döterminer  rationellement 
les  bases  du  nouvel  6difice:  D'abord,  avant  dMnstituer  une 
cour  d'arbitrage,  et  de  nommer  des  juges,  il  s'agit  de  faire 
des  lois.**  Dieses  internationale  Recht  „de  formation  juridique 
inachev6e ,  il  faut  Tßcrire ,  le  codifier ,  le  faire  accepter  par 
les  nations,  et,  cela  fait,  il  sera  temps  de  nommer  des  juges."  •• 

Es  ist  in  der  Tat  schwer  verständlich,  wie  man  die  im 
Haag  gemachten  Fortschritte  so  verkennen  und  einen  solchen 
Vorschlag  machen  kann,  der  doch  im  besten  Falle  nur  nach 
jahrelanger  intensiver  Arbeit  realisierbar  wäre.  Und  das, 
um  schneller  vorwärtszukommen!  Das  Beispiel  beweist  aber, 
welche  unrichtigen  Ansichten  über  das  Völkerrecht  verbreitet 
sind,  und  wie  notwendig  es  ist,  dafs  die  Völkerrechtswissenschaft 
aus  ihrer  Reserve  heraustritt  und  aufklärend  zu  wirken  sucht. 

Das  Völkerrecht  bedarf  in  Wirklichkeit  nicht  sowohl 
einer  Kodifikation,  als  vielmehr  der  allmählichen  Fort- 
entwicklung. Wollte  man  es  aber  im  ganzen  kodifizieren,  so 
würde  das  eine  Arbeit  bedeuten,  die  in  einem  Menschenalter 
kaum  zu  leisten  wäre,  selbst  wenn  sich  die  ersten  Völker- 
rechtsgelehrten der  ganzen  Welt  daran  beteiligen  würden®'. 


"*  W^ie  wenig  praktisch  Duplessix  denkt,  beweist  auch  seine 
Behauptung,  im  Jahre  1899  hätten  die  Entwürfe  vor  Einberufung  der 
Konferenz  durchberaten  werden  sollen!  Es  wäre  das  in  der  Tat  der 
sicherste  Weg  gewesen,  um  einen  Erfolg  der  russischen  Vorschläge  von 
Tomherein  zu  vereiteln.  Dafe  Duplessix  selbst  ein  „projet.de  Statuts 
intemationaux^  bringt,  versteht  sich  nach  dem  Gesagten  wohl  von  selbst. 
In  seinem  soeben  erschienenen  Buch  „La  Loi  des  Nations'^  bringt  er 
nunmehr  sogar  ein  vollständiges  „Projet  de  Code  de  Droit  international 
public". 

"  Man  hat  eine  Kodifikation  aber  auch  vielfach  direkt  als  nnans- 
führbar  bezeichnet.   Vgl.  dazu  Ulimann,  S.  36.    Ich   zitiere   zu    der 
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Man  mufs  froh  sein,  einzelne  Teile  dieses  Rechtsgebiets  im 
Wege  der  völkerrechtlichen  Vertragsschliefsung  allmählich 
zum  geschriebenen  Recht  umzuwandeln.  In  diesem  Sinne  ist 
nicht  nur  das  „Institut  de  droit  international  und  ebenso  die 
„International  Law  Association"  bereits  seit  mehreren  Jahr- 
zehnten ernsthaft  tätig  gewesen,  sondern  auch  die  Staaten- 
praxis  hat  im  Vertragswege  bereits  mehrere  partielle  Kodi- 
fizierungen vorgenommen.  So  besitzen  wir  z.  B.  einen  Kodex 
des  internationalen  Eisenbahnfrachtrechts,  und  wir  besitzen 
vor  allen  Dingen  einen  Kodex  des  völkerrechtlichen  Verfahrens. 
Was  ist  denn  die  Haager  Konvention  anderes,  als  eine  Kodi- 
fikation des  völkerrechtlichen  Prozefsverfahrens  ^®  ?  Und  so 
wie  wir  hier  bereits  erfreuliche  Fortschritte  sehen,  so  werden 
auch  noch  weitere  Fortschritte  kommen,  nicht  alle  auf  einmal 
natürlich,  sondern  sukzessive,  und  wenn  man  dann  später 
einmal  auf  den  durchlaufenen  Weg  zurückblicken  wird,  dann 
wird  man  sich  sagen  dürfen,  dals  in  der  Tat  auch  das  Völker- 
recht sich  allmählich  zu  einem  geschriebenen  Recht,  einem 
Vertragsrecht  umgewandelt  hat.  Denn,  wie  ich  schon  bei 
früherer  Gelegenheit  ausgeführt  habe :  „Die  völkerrechtlichen 
Verträge  in  ihrer  Gesamtheit  werden  der  Kodex  des  inter- 
nationalen Rechts  sein.**"® 

Man  sollte  also  der  Entwicklung  nicht  vorgreifen  wollen, 
sondern  ihr  ihren  freien  Lauf  lassen.  Und  das  um  so  mehr, 
als  ein  Bedürfnis  nach  einer  Totalkodifikation  des  Völker- 
rechts in  der  Tat  nicht  vorhanden  ist.  Die  Völkerrechts- 
wissenschaft und  die  Staatenpraxis  haben  dieses  Bedürfnis 
nie  weder  empfunden,  noch  geäufsert,  und  man  mufs  sich 


Eodlfikationsfrage  ferner  v.  Bulmerincq,  „Völkerrecht",  S.  180,  Berg- 
bohm,  a.  a.  0.  S.  44  ff.,  v.  Härtens,  I,  S.  198,  Bonfils,  S.  838.  Vgl. 
auch  meinen  „Völkerrechtlichen  Vertrag**  S.  273. 

8«  Vgl.  hierzu  auch  Schlief,  S.  506. 

»•  Vgl.  meinen  „Völkerrechtlichen  Vertrag"  S.  274.  Ich  habe  dort 
femer  geschrieben:  „Wenn  man  sich  die  bestehende  Unklarheit  über 
die  juristischen  und  speziell  völkerrechtlichen  Grundbegriffe  vergegen- 

N  i  p  p  o  1  d ,  Yerf ahren.  86 
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daher  darüber  wundern,  dafs  es  von  anderen  Seiten  geäufsert 
wird,  die  gar  nicht  in  der  Lage  sind,  es  zu  empfinden  oder  sich 
von  der  Schwierigkeit  seiner  Realisierung  Rechenschaft  ab- 
zulegen. Auch  dafs  die  Schiedsgerichte  und  speziell  der 
Haager  Schiedsgerichtshof  hier  nach  Abhilfe  rufen,  mufs  ent- 
schieden bestritten  werden.  Es  mag  dies  in  einzelnen  Rechts- 
fragen der  Fall  sein,  aber  es  bezieht  sich  dieses  Bedürfnis 
keineswegs  auf  das  Rechtsgebiet  im  ganzen. 

Dafs  es  an  Hand  des  geltenden  Völkerrechts  sehr  wohl 
möglich  ist,  Recht  zu  sprechen,  auch  ohne  einen  Kodex  des 
internationalen  Rechts,  das  hat  schon  Descamps  in  seiner 
Denkschrift  seinerzeit  betont  ^^:  „Das  internationale  Gesetz 
wäre,  wie  man  behauptet ,  noch  zu  verschwommen  und  un- 
bestimmt, als  dafs  man  ein  mit  dessen  Anwendung  betrautes 
ständiges  Tribunal  errichten  könnte.  Das  Tribunal  vor  der 
Formulierung  des  Gesetzes  errichten,  wäre  unlogisch;  ein 
Tribunal  ohne  Gesetze  schaffen,  wäre  gefährlich.  Dieser 
Einwand  begeht  den  doppelten  Fehler,  die  auf  vielen  Gebieten 
vorhandenen  Ungenauigkeiten  des  Völkerrechts  zu  übertreiben 
und  die  tatsächlichen  Grundlagen  zu  vergessen,  auf  denen  die 
SchiedssprechuDg  beruht.  Ohne  kodifiziert  zu  sein,  besitzt 
das  Völkerrecht  nichtsdestoweniger  anerkannte  Quellen,   von 


wärtigt,  und  denkt,  alles  das,  was  man  als  Völkerrecht  vorzutragen 
pflegt,  wäre  wirklich  auf  einen  Schlag  kodifiziert  worden,  dann  kann 
man  sich  denken,  was  dabei  herausgekommen  wäre!" 

*o  Denkschrift  S.  63  ff.  Nach  Fried,  Handbuch  S.  210  hat  von 
Liszt  in  einem  Vortrage  geäulseii;:  „Ich  betrachte  die  Ergebnisse  der 
Haager  Konferenz  als  einen  ganz  bedeutenden  Fortschritt.  Eine 
Schwäche  des  Völkerrechts  liegt  zweifellos  darin,  dafs  ein  grofser  Teil 
der  Völkerrechtssätze  nicht  geschriebenes,  sondern  Gewohnheitsrecht 
sind.  Man  hat  jedoch  die  Nachteile  dieser  Eigentümlichkeiten  des 
Völkerrechts  arg  übertrieben.  Wir  Juristen  wissen,  dals  wir  bis  zu 
unserem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  hinauf  viel  mit  Gewohnheitsrecht  zu 
arbeiten  hatten,  und  wir  sind  doch  ausgekommen  damit.  Wenn  nun 
gewisse  Vereinbarungen  des  Völkerrechts,  die  bislang  ungesetztes  Recht 
waren,  gesetztes  Recht  wurden,  wie  dies  durch  die  Haager  Konventionen 
der  Fall  ist,  so  ist  dies  ein  wesentlicher  Fortschritt." 
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denen  die  zwei  wichtigsten,  Herkommen  und  Verträge,  in 
«iner  genügend  grofsen  Zahl  von  Fällen  als  sichere  Leitmotive 
dienen  können.  Man  kann  dem  noch  hinzufügen,  dafs  dieses 
Kecht  jeden  Tag  vollkommener  wird  und  seine  Anwendungs- 
Sphäre  vergröfsert."** 

Descamps  weist  auch  mit  Recht  darauf  hin,  dafs  die 
Parteien  ja  aufserdem  in  der  Lage  sind,  im  Kompromifs  die 
Prinzipien  zu  formulieren,  nach  denen  die  Schiedsgerichte  in 
concreto  zu  entscheiden  haben**.  Die  Schiedssprechung 
entbehre  also  keineswegs  der  zur  Erfüllung  ihrer  Mission  not- 
wendigen Rechtselemente. 

Man  sieht  also,  dafs  es  in  Wirklichkeit  eine  ganz  un- 
nötige Sorge  ist,  die  sich  die  Fürsprecher  der  Kodifikation 
machen,  und  die  damit  zusammenhängt,  dafs  ihnen  der  natür- 
liche Entwicklungsgang  in  der  Materie  nicht  rasch  genug  vor- 
wärtsschreitet. Sie  sollten  aber  nicht  vergessen,  dafs  ein  zu 
rasches  Tempo,  insbesondere  aber  eine  sofortige  einmalige 
Kodifikation  des  Völkerrechts,  nach  verschiedenen  Richtungen 
hin  auch  direkt  schädlich  wirken  könnte**. 


^^  So  auch  Märignhac,  Gonf.  S.  363:  „Sans  doute,  ce  demier 
droit  (d.  i.  das  Völkerrecht),  sur  hien  des  points  encore,  n'existe  qu'  k 
rätat  de  coutume  ou  de  simple  doctrine  des  jurisconsultes,  et  fait  mSme 
totalement  d^faut  dans  certaines  hypothäses.  Mais  les  principes  sur 
lesquels  Tentente  est  unanime,  augmentent  tous  les  jours;  et  les  Con- 
ventions entre  les  Etats,  soit  speciales,  soit  communes  k  un  grand  nom- 
bre  ou  la  coUectivit^ ,  se  multiplient ,  constitnant  tout  autant  de  codi- 
fications  partielles  qui  un  jour  r^unies,  formeront  la  codification  gene- 
rale. Dans  cette  yoie,  la  Conference  de  La  Haye  aura  marqu^  un  grand 
pas  en  avant." 

^^  Vgl.  dazu  oben  §  9,  sowie  die  trefflichen  Ausführungen  von 
Merignhac,  Traite,  S.  268  ff. 

^  So  äulsert  Bonfils  a.  a.  0.  das  Bedenken,  dais  eine  Kodi- 
fikation die  Weiterentwicklung  des  Völkerrechts  hemmen  würde.  Auch 
Schlief,  S.  507,  hat  auf  Bedenken  hingewiesen:  „Man  stellt  heutzu- 
tage vielfach  den  allgemeinen  Grundsatz  auf,  dals  das  Völkerrecht  über- 
haupt sich  nicht  zur  Kodifikation  eigne,  und  man  hat  darin  auch  nicht 
ganz  Unrecht;  es  wird  sicherlich  ein  durch  andauernde  Gepflogenheit 
herausgebildetes  internationales  Becht  in  jedem  Falle  sehr  viel  mehr 

36* 
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Wenn  ich  sonach  der  Meinung  bin,  dafs   das  Postulat 
einer  Kodifikation  des  Völkerrechts  vorerst  entschieden  abzu- 
lehnen ist,  so  liegt  doch  in  diesem  Standpunkte  keineswegs 
ein  Verzicht  auf  die  Fortbildung  des  materiellen  Völkerrechts. 
Wenn  dieses  letztere  —  ungleich  dem  völkerrechtlichen  Ver- 
fahren —  sich  auch  nicht  zur  Gesamtkodifikation  eignet,  sa 
bedarf  es  doch  nichtsdestoweniger  der  Weiterentwicklung,  und 
diese  soll  ihm,  so  hoffen  wir  Juristen,  jetzt  u.  a.  nicht  durch  eine 
Kodifikation,  sondern  insbesondere  auch  durch  die  Judikatur 
der  Schiedsgerichte  zuteil  werden.    Das  ist  der  eigent- 
liche Boden,  auf  dem,  neben  der  Rechtsetzung  im  Wege  von 
Vertragsschlüssen   und   Konferenzabkommen,   neben  Partial- 
kodifikationen ,   das  Völkerrecht   sich   am  besten   weiterent- 
wickeln kann.    Der  Haager  Schiedsgerichtshof  insbesondere 
kann  nach  dieser  Richtung  hin   für   das  Völkerrecht  noch 
eine  ganz  spezielle  Bedeutung  gewinnen,  indem  er  nicht  nur 
dazu  dienen  kann,  den  Völkerstreit  zu  schlichten,  sondern 
auch  das  Völkerrecht  fortzubilden.   Es  ist  das  allerdings  eine 


auf  strenge  Befolgung  von  selten  der  Beteiligten  rechnen  können,  als 
ein  solches,  welches  etwa  rein  auf  Grund  einer,  unter  Umständen  ganz 
gewillkürten  philosophischen  Spekulation  als  Inhalt  eines  „Gesetzes^ 
verkündet  wird;  und  anderseits  wird  das  Bestreben,  ein  bereits  fest- 
eingebürgertes Gewohnheitsrecht  in  den  Rahmen  eines  Gesetzbuchea 
einzuspannen,  auf  internationalem  Gebiete  besonders  gefährlich  er- 
scheinen, denn  bei  dem  Versuche  der  Kodifikation  an  sich  können  sich 
sehr  leicht  Meinungsverschiedenheiten  und  Streitigkeiten  ergeben,  welche 
natürlich  besser  vermieden  werden,  wenn  sie  eben  nicht  schlechterdings 
notwendig  sind.^  In  der  „Friedenswarte**  vom  März  1906  macht  übrigens 
Schlief  ebenfalls  darauf  aufmerksam,  man  brauche  sich  um  die  Frage, 
ob  und  inwieweit  ein  materielles  internationales  Recht  bestehe,  nicht 
weiter  zu  kümmern,  wie  es  so  vielfach  da  geschehe,  wo  man  nach  einer 
Kodifikation  des  Völkerrechts  verlange.  Bezüglich  des  materiellen 
Völkerrechts  habe  sich  die  seit  Jahrhunderten  lebendige  Yölkerrechtsidee 
denn  doch  nicht  gänzlich  vergebens  in  der  Seele  der  Kulturvölker  geregt, 
sondern  ein  Recht  geschaffen,  das  es  dem  wirklichen  Sachkenner  un- 
schwer ermögliche,  bei  jedem  konkreten  Konflikt  zu  erkennen,  ob  und 
inwiefern  die  Entscheidung  nach  diesem  Recht  erfolgen  könne  oder 
nicht.  Mit  diesem  Recht  könne  man  sich  zunächst  durchaus  begnügen» 
wenn  man  nur  Mittel  schaffe,  die  seine  Anwendung  sichern. 
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stille,  aber  ernsthafte  Art  des  Fortschreitens,  die  denen,  die 
alles  auf  einmal  erreichen  wollen,  wenig  behagen  mag,  aber 
sie  trägt  dafür  die  Garantie  des  Gedeihens  in  sich. 

Auf  die  Hoffnungen,  die  die  ernsthafte  Rechtswissenschaft 
in  dieser  Beziehung  speziell  an  den  ständigen  Schiedsgerichts- 
hof  knüpft,  hat  kürzlich  u.  a.  Lammasch  hingewiesen^^: 
«Eine  der  segensreichsten  Wirkungen  regelmäfsiger  Tätigkeit 
des  Schiedsgerichtshofs  würde  .  .  .  darin  bestehen,  dafs  das 
Haager  Tribunal  durch  seine  Judikatur  zum  Organ  der  Fort- 
bildung des  materiellen  Völkerrechts  werden  könnte.  Nichts 
würde  dem  Wesen  jenes  Rechts,  das  berufen  ist,  über  die 
Staaten  zu  herrschen  und  deren  gegenseitige  Verhältnisse  zu 
regeln,  besser  entsprechen,  als  dessen  Entstehung  aus  der 
Praxis  eines  international  anerkannten,  von  den  streitenden 
Staaten  selbst  bestellten  Gerichtshofs  ...  So  könnte  die 
Rechtsprechung  des  allen  Staaten  gemeinsamen  Gerichts  auch 
Quelle  des  allen  Staaten  gemeinsamen  Rechts  werden.'' 

Diesem  Wunsche  kann  man  gewifs  nur  beipflichten.  Das 
Völkerrecht  wird  seiner  Natur  nach  auf  diesem  Wege  sich 
weit  erspriefslicher  entwickeln  können,  als  im  Wege  einer 
Kodifikation,  in  der  im  Grunde  doch  nur  eine  Anlehnung  an 
das  innerstaatliche  Recht  gelegen  wäre.  Diejenigen,  die  aus 
Analogie  eine  Kodifikation  des  Völkerrechts  für  geboten  er- 
achten, sollten  im  übrigen  nicht  vergessen,  dafs  es  grofse 
Rechtsgebiete  gibt,  wo  sogar  im  Privatrecht  eine  Kodifikation 
nicht  stattgefunden  hat.  Man  denke  nur  an  das  englische 
Common  Law,  das  ebenfalls  aus  der  Judikatur  entstanden  ist. 
Weshalb  sollte  im  Vi^lkerrecht  das  nicht  möglich  sein,  was 
dort  im  Privatrecht  sich  als  möglich  erwiesen  hat?  Wir, 
wollen  also  von  der  Entwicklung  des  Völkerrechts  nicht  mehr 
verlangen,  als  was  nötig  ist  und  wozu  seine  Natur  sich  eignet. 
Seien   wir  daher  damit  zufrieden,  dafs  wir  partielle  Kodifi- 


^  Lammasch  in  der  „Deutschen  Kevue^  a.  a.  0. 
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kationen,  insbesondere  aber  eine  Kodifikation  des  völkerrecht- 
lichen Verfahrens  besitzen^  und  hoffen  wir  daneben,  dafs  diese 
letztere  eine  völkerrechtliche  Judikatur  zeitigen  werde,  die 
der  Weiterentwicklung  des  internationalen  Rechts  gute  Dienste 
leistet**.  Damit  befindet  sich  das  Völkerrecht  bereits  auf  der 
Bahn  des  wahren  Fortschrittes. 

Ein  Wunsch  verdient  allerdings  im  Zusammenhang  mit 
der  hier  ausgesprochenen  Hoffnung  noch  der  Hervorhebung. 
Wenn  die  Judikatur  des  Scbiedsgerichtshofs  gute 
Dienste  für  die  Fortbildung  des  Völkerrechts  leisten  soll, 
dann  mufs  sie  gehörig  gesammelt  und  publiziert  werden. 
Der  Artikel  22,  Absatz  4  und  5,  der  Haager  Konvention 
bestimmt  nun,  dafs  die  Signatarmächte  dem  internationalen 
Bureau  im  Haag  beglaubigte  Abschriften  einer  jeden  Schieds- 
stipulation  und  eines  jeden  Schiedsspruchs  mitteilen  sollen, 
die  sie  betreffen  und  die  durch  besondere  Schiedsgerichte  er- 


'^  Dieser  HofifiauDg  hat  schon  Descamps  in  der  Denkschrift^ 
S.  58,  Ausdruck  gegeben.  Die  Errichtung  eines  Schiedsgerichtshofes 
könne  auch  eine  Vervollkommnung  des  positiven  Völkerrechts  zur 
Folge  haben.  Dieser  Punkt  werde  gewils  die  Aufmerksamkeit  aller 
derer  auf  sich  lenken,  die  da  wissen,  wie  langsam  und  schwierig  sich 
der  Fortschritt  auf  diesem  Gebiete  vollziehe  und  wie  sehr  sich  in  ver- 
schiedenen Fragen  in  der  Völkerrechtswissenschaft  das  Bedürfnis  nach 
Präzision  und  Stabilität  geltend  mache.  Man  dürfe  zwar  nicht  über- 
treiben und  erwarten,  dafs  ein  solcher  Gerichtshof  ein  Instrument  zur 
Lösung  aller  juristischen  und  politischen  Fragen  oder  ein  Organ  für 
Promulgation  und  Kodifikation  internationaler  Gesetze  sein  werde.  Aber 
die  Organisation  einer  stabilen  Rechtsprechung  könne  grofee  Dienste  leisten 
mit  bezug  auf  tatsächlich  realisierbare  Fortschritte  und  auf  die  Weiter- 
bildung eines  objektiven  internationalen  Rechtssystems.  Auch  Laban d» 
„Völkerrechtliche  Schiedsgerichte^  a.  a.  0.  weist  darauf  hin,  dals 
schiedsrichterlicbe  Verfahren  und  Schiedssprüche  auf  die  Fortbildung 
und  Vervollkommnung  des  Völkerrechts  zurückwirken.  „Denn  alles 
Recht  findet  seine  Vertiefung  und  Verfeinerung  durch  die  praktische 
Anwendung."  Dies  gelte  in  besonders  hohem  Grade  vom  Völkerrecht, 
da  hier  der  Richter  nicht  nur  ein  ihm  vorgeschriebenes  Recht  anzu- 
wenden, sondern  den  Rechtssatz  selbst  zu  ermitteln  habe;  er  habe  eine 
rechtsschöpferische  Funktion  und  es  sei  daher  selbstverständlich,  dals  die 
Urteile  der  internationalen  Schiedsgerichte  eine  ebenso  wichtige,  als 
zuverlässige  Quelle  des  Völkerrechts  bilden. 
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gangen  sind.  Ebenso  sollen  dem  Bureau  die  Gesetze,  An- 
ordnungen und  Dokumente  mitgeteilt  werden,  die  die  Aus- 
führung der  ergangenen  Schiedssprüche  konstatieren.  Damit 
wollte  man  das  Bureau  zu  „einer  Art  wissenschaftlicher 
Zentralstelle  für  Information  über  internationales  Schieds- 
gerichtswesen** machen**.  Diese  Absicht  ist  aus  den  oben 
dargelegten  Gründen  gewifs  sehr  zu  begrüfsen,  und  man  mufs 
es  daher  um  so  mehr  bedauern,  dafs,  wie  Fleischmann  mit- 
teilt*', die  Mächte  dieser  Verpflichtung  eine  Zeitlang  nur 
unvollkommen  nachgekommen  sind.  Es  ist  von  der  gröfsten 
Wichtigkeit,  dafs  wenigstens  auf  dem  Gebiete  des  Schieds- 
wesens  sich  dasjenige  verwirkliche,  was  in  den  90er  Jahren 
für  das  gröfsere  Gebiet  der  völkerrechtlichen  Verträge  im  all- 
gemeinen geplant  wurde,  aber  leider  gescheitert  ist.  Zu 
einem  „Bureau  international  pour  la  publication  des  traitös 
et  Conventions  entre  les  £tats"  *®  haben  wir  es  heute  noch  nicht 


^^  Vgl.  Zorn  in  der  „Deutschen  Rundschau"  a.  a.  0.,  S.  128, 
femer  Meurer,  S.  261.  Die  oben  zitierte  Zeitschrift  von  Hubbard, 
„La  justice  internationale*',  verfolgt  ein  ähnliches  Ziel. 

^l  Fleischmann-,  a.  a.  0.  S.  340.  Von  etwa  40  im  März  1905  ab- 
geschlossenen Verträgen  waren  danach  bis  Januar  1905  dem  inter- 
nationalen Bureau  nur  7  mitgeteilt  worden.  Nach  dem  Geschäftsbericht 
des  Haager  Bureaus  zu  urteilen,  hat  sich  dieses  Verhältnis  aber  seither 
wesentlich  gebessert. 

*^  Angesichts  des  MiJslingens  dieses  ebenso  nützlichen  wie  harm- 
losen Planes  möchte  man  auch  sagen :  „Ich  kenne  die  Gründe  des  Miis- 
lingens  nicht,  aber  ich  mißbillige  sie."  Der  Plan  führte  sich  auf  einen 
Wunsch  des  „Institut  de  droit  international  zurück.  Vgl.  dazu  „Kevue  de 
droit  international",  Bd.  23,  S.  524:  „L'Institut  ^met  le  voeu  qu^une 
Union  internationale  soit  formte,  au  moyen  d*un  trait^  auquel  seraient 
invitäs  k  adh^rer  tous  les  Etats  civilises,  en  vue  d'une  publication  aussi 
universelle,  aussi  prompte  et  aussi  uniforme  que  possible  des  trait^s  et 
Conventions  entre  les  Etats  faisant  partie  de  TUnion".  Die  daraufhin  vom 
schweizerischen  Bundesrat  angeregte  diplomatische  Konferenz  vom 
Jahre  1894  ist  resultatlos  verlaufen.  Vgl.  zu  der  Frage  meinen  „Völker- 
rechtlichen Vertragt,  S.  274,  namentlich  aber  Descamps:  „Les  Offices 
internationaux  et  leur  avenir",  S.  48,  und  „L'Union  internationale  pour 
la  publication  des  trait^s".  Ferner  Rostworowsky  in  der  „Revue 
g^närale",  Bd.  1,  S.  330.    Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  dafs  dieses  Projekt 
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gebracht.  Um  so  mehr  mufs  man  hoffen,  dafs  das  inter- 
nationale Bureau  im  Haag  wenigstens  auf  dem  beschränkteren 
Gebiete  des  Schiedswesens  die  Mission  erfüllen  werde,  die 
diesem  Bureau  zugekommen  wäre.  Daran,  dafs  eine  brauch- 
bare Judikatur  im  Völkerrecht  entstehe,  die  nutzbar  gemacht 
werde,  müssen  doch  alle  Staaten  ein  Interesse  haben,  und  — 
Politik  kann  hier  nicht  vorgeschützt  werden !  — 

Also  schon  aus  der  Tatsache,  dafs  eine  Kodifikation  des 
Völkerrechts  gar  nicht  geboten  erscheint,  folgt,  dafs  der  von 
der  Londoner  Konferenz  in  Aussicht  genommene  „Gonseil 
permanent *"  nicht  ein  Organ  wäre,  das  einem  wirklichen 
Bedürfnis  entsprechen  würde.  Will  man  aber  weiter  nichts, 
als  die  Kontinuität  der  Haager  Konferenzen  wahren  und 
insofern  die  Weiterentwicklung  des  internationalen  Rechts 
fördern,  so  genügt  zweifellos  eine  Organisation,  wie  sie  z.  B. 
von  Gobat  auf  der  Brüsseler  Konferenz  vorgeschlagen  wurde, 
vorläufig  durchaus.  Vor  der  Kreierung  neuer  internationaler 
Organe,  für  die  ein  Bedürfnis  nicht  feststeht,  wird  man 
dagegen  geradezu  warnen  müssen  ^'.  Sie  gefährden  unter  Um- 
ständen lediglich  die  noch  zarten  Keime,  die  man  im  Jahre 
1899  im  Haag  gesetzt  hat. 

Immerhin  wird  man  aber  zugeben  müssen,  dafs  die 
Besolution  der  Londoner  Konferenz  an  sich  wenigstens  dis- 
kutabel erscheint,  was  man  von  dem  vorjährigen  Bart  hol  dt- 


wieder  aufgenommen  würde  und  dafs,  parallel  mit  dem  internationalen 
Schiedsbureau,  ein  internationales  Vertragsbureau  in  Tätigkeit  treten 
würde,  das,  um  mit  Descamps  zu  reden,  die  Hand  an  den  modernen 
Thesaurus  juris  gentium  legen  würde.  Ein  solches  Bureau  wäre  un- 
gleich nützlicher,  als  der  vorgeschlagene  „Conseil  consultatif  permanent". 
Zu  begrüßen  ist,  dals  Descamps  und  Renault  inzwischen  den  Plan 
durch  die  Herausgabe  des  „Recueil  des  Trait^s  du  20«  siöcle"  zu  ver- 
wirklichen suchen. 

^'  Auch  für  die  Vereinheitlichung  der  nationalen  Rechte  bedarf  es 
«ines  solchen  „Gonseil"  um  so  weniger,  als  für  die  einzelnen  Rechtsge- 
biete jeweilen  Spezialkonferenzen  einberufen  werden.  So  sehr  ich  also 
die  Bestrebungen  zur  Vereinheitlichung  des  Rechts  begrülse,  so  wenig 
kann  ich  mich  mit  dem  hier  dafür  geplanten  neuen  Organ  befreunden. 


§  21.  Kritik  der  Vorschläge  für  die  2.  Haager  Friedenskonferenz.    569 

sehen  Projekte  eines  Weltparlaments  nicht  sagen  konnte.  Die 
Resolution  der  Londoner  Konferenz  bedeutet  also  insofern 
immerhin  einen  Fortschritt:  sie  beweist,  dafs  die  Inter- 
parlamentarische Union  den  festen  Boden  der  an  sich  realisier- 
baren Vorschläge  nicht  zu  verlassen  gedenkt.  — 

Zum  Schlüsse  komme  ich  nun  zu  dem  Entwürfe  des 
Musterschiedsvertrages  und  zu  der  denselben  er- 
gänzenden Resolution  über  die  Anrufung  der  Vermittlung 
und  der  Untersuchungskommission. 

Wie  V.  PI  euer  in  dem  Kommissionsberichte  richtig  aus- 
führt, bedeutet  der  diesbezügliche  Vorschlag  der  Inter- 
parlamentarischen Union  im  wesentlichen  eine  Wiederauf- 
nahme des  im  Jahre  1899  infolge  des  Eingreifens  Deutsch- 
lands abgelehnten  russischen  Vorschlags.  Er  trägt  aber  auch 
der  gegenwärtigen  Lage  in  der  Schiedsgerichtsfrage,  die  seit 
dem  Jahre  1899  Fortschritte  gemacht  hat,  nach  Möglichkeit 
Rechnung,  indem  er  zwischen  den  verschiedenen  zurzeit 
geltenden  Vertragstypen  einigermafsen  zu  vermitteln  sucht. 
Der  Bericht  erscheint  mir  von  allgemeinem  Interesse,  so  dafs 
ich  ihn  hier  zum  Teil  wörtlich  wiedergebe.  Nachdem  er  das 
Bartholdtsche  Projekt  einer  Kritik  unterzogen  hat,  be- 
merkt er: 

„S*il  n'est  pas  possible  de  recommander  le  projet  amäricain 
dans  sa  totalitö  comme  type  nouveau,  quelques-unes  de  ses  dis- 
positions  m^ritent  pourtant  ün  accueil  favorable.  C'est  d*abord 
rid^e  d'un  acte  g6n6ral  d'apr^s  Texemple  de  la  Convention  de  La 
Haye.  II  n*est  pas  doateux  qu'un  acte  gänäral  est  la  forme  la 
plus  simple,  la  plus  compr^hensive  pour  Tadhäsion  de  tous  les 
£tats  signataires  et  la  proposition  de  Tart.  XV^  laissant  libre  ä 
chaque  Puissance  adh^rente  de  däsigner  les  questions  par  rapport 
aaxquelles  eile  se  soumettrait  ä  l'arbitrage,  ^viterait  en  m^me 
temps  une  uniformit6  genante  pour  beaaconp  d'£tats.  Malheureu- 
seroent  11  ne  faat  pas  perdre  de  vne  que  les  Puissances  ont  de- 
puis  1903  choisi  l'autre  voie,  c'est  k  dire  la  conclusion  de  trait^s 
sp^ciaux.  Ces  traitäs  ont  presque  tous  une  dur^e  de  cinq  ans  et 
il  s'agira,  h.  lear  expiration,  de  les  renouveler  ou  de  les  remanier. 
Comme  la  conclusion  de  ces  trait^s  s'est  espacäe  de  quelques  an- 
näes,   de  sorte   que   leurs   termes   ne   co'incideront  pas  et  que  les 
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£tats  qui  ont  conclu  les  premiers  des  trait^s  voudront,  k  lear  ex- 
piration,  pourvoir  h  lear  renouvellement  sans  attendre  Texpiration 
des  traitäs  conclas  post^rieurement  par  d'autres  £tats,  il  est  pos- 
sible  qu'on  reconrra  de  noaveaa  aa  mode  des  trait^s  sp^ciaax. 
Le  projet  soamis  k  notre  Conference  est  con^u  comme  acte  g^n^ 
ral;  cependant  il  ponrrait  seryir  anssi  comme  type  de  trait^ 
special. 

Quoi  qu'il  en  soit,  il  fant  se  tenir  dans  les  limites  da  pos- 
sible.  II  s'agit  d'ötendre  les  cas  d'arbitrage  aa  del^  da  cadre 
da  trait^  franco-anglais  da  14  Octobre  1903  et  de  proposer  qael- 
qae  chose  qai  soit  admissible  poar  les  grandes  Paissances.  C'est 
poarqaoi  on  ne  poarrait  aller  aassi  loin  qae  le  trait^  dano-hol- 
landais  da  12  F^vrier  1904  et  le  trait^  dano-italien  da  16  D6- 
cembre  1905  qai  soamettent  toas  les  diff^rends  sans  distinction  k 
Tarbitrage.  Ces  derniers  trait^s  poarraient  seryir  de  modMe  aax 
petits  £tat8  et  aax  £tats  neatres,  m^me  aux  Paissances  entre 
lesqaelles  r^ventaalitä  d*an  conflit  est  pea  probable.  Poar  les 
aatres  il  faat  an  aatre  type.  Les  trait6s  calqaäs  sar  le  modele 
da  traitä  anglo-fran^ais,  qai  a  ^t^  jasqa'k  präsent  adopt^  par  les 
grandes  Paissances,  se  r^förent  toas  k  Tart.  19  de  la  Convention 
da  29  Juin  1899  et  sont  en  partie  bas^s  sar  les  propositions 
rasses  faites  aa  sein  de  la  Conference  de  La  Haye.  Lear  restriction 
aax  differends  d'ordre  jaridiqaes  oa  relatifs  k  Tinterpr^tation  des 
traites  existant  entre  les  Parties  contractantes,  ainsi  qae  les  ex- 
ceptions  concemant  les  int^r^ts  vitaax,  Tindependance  et  Thonnear 
des  £tat8  contractants,  ont  ävidemment  lear  origine  dans  le  projet 
rasse  sasmentionne.  Celai-ci  a  r^ani,  avec  qaelqaes  modifications, 
en  1899,  les  voix  de  presqae  toas  les  pl6nipotentiaires  et  ce  n'est 
qae  par  Topposition  de  TAUemagne  qa'il  a  it6  ünalement  ^carte. 
Mais  les  choses  ont  marchä  depais  et  si  le  projet  d'an  acte 
g^n^ral  prescrivant  Tarbitrage  obligatoire  poar  an  nombre  de  cas 
n'a  pas  et6  adopte,  les  nombreax  trait^s  sp^ciaax  conclas  depais 
par  les  grandes  Paissances  d'apr^s  le  modele  da  traite  anglo- 
fran^ais,  ont  poartant  avancä  le  principe  de  Tarbitrage  obligatoire 
contractuel.  L'Allemagne,  eile  m^me,  a,  depais,  non  sealement 
concla  des  trait^s  pareils,  mais  aassi  consent!,  dans  son  demier 
traite  de  commerce  avec  rAatriche-Hongrie,  k  soamettre  k  l'arbi- 
trage  les  diff^rends  relatifs  k  rinterpr6tation  et  k  Tapplication  des 
dispositions  da  traite,  tandis  qu^k  la  Conference  de  La  Haye  on 
n'etait  pas  encore  disposä  k  etendre  le  regime  d'arbitrage  aax 
traites  de  commerce. 

Si  Ton  veat  eiargir  Tetendue  des  traites  d'arbitrage  on  ne 
doit  poartant  pas  s'eioigner  trop  da  point  de  vae  maintena  jas- 
qa'ä  present  par  les  Paissances.  La  plnpart  des  traites  consacrant 
les  exceptions  de  Tindependance,  de  la  soaverainete,  de  Thonnedr 
national  et  des  interdts  vitaax,  il  n*est  pas  probable  qa'elles 
soient  compl^tement  ecartees  k  Tavenir.   II  ne  serait  pas  non  plas 
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admissible,  comme  Ta  fait  le  dernier  traite  entre  la  Suöde  et  la 
Nervige  dn  28  Septembre  1905,  de  soumettre  la  question  d'un 
diffi^rend  special  toachant  Tind^pendance  oa  les  intärSts  vitaux ,  II 
an  tribunal  d'arbitrage,  parce  qu*aucune  grande  Puissance  ne 
sonffrirait  une  däcision  6trang^re  sur  une  question  dont  eile  veut 
gtre  jnge  elle-m6me.  II  faudrait  donc  retenir  encore  des  exceptions 
semblables,  en  les  restreignant  pent-^tre  un  peu  comme  11  sera 
propos^  ci-dessous.  On  pourrait  ainsi  revenir  au  projet  primitif 
rnsse  et  d^clarer  que  tels  et  tels  cas  ne  seront  pas  consid^räs 
comme  compromettant  Thonneur  national,  les  int^r^ts  vitaux  etc. 
£n  apportant  cette  exception  detaill^e  h  Texception  gönärale,  on 
constituerait  pour  les  cas  ^num^r^s  la  r^gle  de  Tarbitrage  obli- 
gatoire.  C'ötait  Tordre  dMd^es  du  projet  russe  et  nous  le  retrou- 
vons  dans  le  traite  d'arbitrage  entre  l'Espagne  et  le  Mexique  du 
11  Janvier  1902,  dont  le  premier  article  exclut  les  contestations 
qui,  d'apr^s  Tappröciation  de  Tune  ou  de  Tautre  des  nations  con- 
tractantesy  affectent  Tindöpendance  et  Thonneur  national,  mais  oü 
Ton  ajoute  k  Tarticle  II,  que  Tindöpendance  et  Thonneur  national 
ne  seront  pas  consid^r^s  comme  compromis  dans  les  cas  de  dom- 
mages-int^r§ts ,  de  traitäs  sur  la  propri6t6  artistique  etc. ,  ainsi 
que  dans  plusieurs  cas  d'ordre  ^conomique  ou  juridique.  Le 
mßme  procödö  fut  suivi  dans  le  traitö  d'arbitrage  entre  les  R6- 
publiques  de  TAm^rique  du  Sud  et  le  Mexique,  du  29  Janvier  1902, 
suivant  lequel  Tindäpendance  et  Thonneur  national  qui  fönt,  en 
principe,  exception  k  Tapplication  de  Tarbitrage,  ne  seront  pas 
r^putäs  compromis  dans  les  contestations  concernant  les  Privileges 
diplomatiques,  les  limites,  les  droits  de  navigation  et  la  validitö, 
rinterpr^tation  et  l'ex^cution  des  trait6s. 

Demi^rement  est  survenu  un  traitö  d'arbitrage  entre  la  Russie 
et  la  Su^de  et  la  Norvöge,  en  date  du  26  Novembre  (9  Döcembre) 
1904,  qui  se  rapprocbe  beaucoup  de  Tancien  projet  russe  de  La 
Haye  et  qui  porte  Tempreinte  des  id^es  de  M.  de  Härtens.  Ici 
les  Parties  contractantes  s'engagent  ä  soumettre  k  Tarbitrage  „les 
diff^rends  qui  viendraient  k  s'elever  entre  elles"  (la  restriction 
aux  difförends  d'ordre  juridique  et  relatifs  k  Tinterprötation  et  k 
Tapplication  des  trait^s  est  61imin6e),  „pour  autant  qu'ils  ne  tou- 
cbent  ni  k  Tind^pendance ,  ni  aux  int^rets  vitaux  ni  k  Texercice 
de  la  souverainetö  des  pays  respectifs"  (l'exception  vague  et  in- 
saisissable  de  „rhonneur  national"  y  est  ^galement  äcartäe).  Puis 
les  Parties  contractantes  s'engagent  k  ne  pas  faire  valoir  les  ex- 
ceptions 8us-mentionn^es  dans  les  cas  de  contestations  au  sujet  de 
rinterprätation  ou  de  Tapplication  des  Conventions  relatives  aux 
mati^res  de  droit  international  priv^,  au  regime  des  soci^täs  com- 
merciales  et  industrielles  et  aux  matiäres  de  proc^dure  soit  civile 
soit  pönale,  ainsi  que  dans  les  cas  de  contestations  concernant  des 
röclamations  päcuniaires.  Quoique  le  nombre  des  cas  par  rapport 
auxquels   Texception   g^n6rale   de  Tind^pendance   et   des    int^r^ts 
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▼itaux  ne  peat  ^tre  soulev^e,  soit  assez  restreint,  Tarbitrage  obli- 
gatoire  y  est  pourtant  ramenä  en  principe,  ainsi  qne  dans  T^na- 
märation  de  Tancien  projet  russe  et  du  trait^  hispano-mexicain 
pr^it^. 

Ce  traitä  su^do-rnsse  marqae  une  nouvelle  ^tape  dans  la  der- 
ni^re  Evolution  des  trait^s  d'arbitrage  et  comme  nne  grande  Puls- 
sance  Ta  signä,  il  n'est  pas  hors  de  propos  de  ie  prendre  comme 
point  de  d^part,  si  Ton  veut  tenter  de  formaler  an  type-modMe. 

On  pourrait  en  accepter  int^gralement  Tarticle  I  dont  les 
principales  dispositions  ont  ät^  indiqa^es  ci-dessus,  en  y  introdai- 
sant  encore  l'exception  des  int^r^ts  de  tierces  Puissances,  qai  se 
tronve  dans  le  traitä  franco-anglais  et  qni  se  recommande  par  des 
raisons  juridiques.  Cet  article  va  tonjoHrs  plns  loin  que  le  trait6 
franco-anglais,  plus  loin  aussi  que  Tancien  projet  russe  relatif  k 
Tarbitrage,  omettant  la  restriction  k  des  questions  de  droit  et  k 
Celles  qui  concement  Tinterpr^tation  et  Tapplication  des  trait^; 
il  rappelle  plutöt  les  premi^res  propositions  russes  relatives  anx 
commissions  internationales  d'enquSte;  il  introduit  ainsi  Tarbitrage 
ponr  les  diffärends  politiques.  mais  il  n'en  statue  pas  Obligation 
absolue,  parce  qu'il  admet  l'exception  de  Tindöpendance,  des  in- 
t^r^ts  vitaux  et  de  Texercice  de  la  souverainetä  et  qu'il  laisse  ä 
chaque  partie  le  droit  de  d^cider  pour  elle-m^me  si  le  cas  d'ane 
de  ces  exceptions  est  donn^  ou  non  (Art.  IT). 

L'article  III  qui  statue  Tarbitrage  obligatoire,  recevrait  one 
^tendue  aussi  large  que  possible;  on  a  pris  pour  base  de  cette 
extension  T^num^ration  adopt^e  par  le  Comit^  de  la  troisi^me 
commission  de  la  Conförence  de  La  Haye  et  Ton  pourrait  encore 
ajouter  les  Conventions  mon^taires  (originairement  y  comprises), 
les  Conventions  relatives  aux  mati^res  de  droit  international  priv6, 
h  la  proc^dure  pönale,  ainsi  que  les  trait^s  de  commerce  et  de 
navigation  et  les  Conventions  relatives  k  la  protection  des  onvriers. 

Les  articles  IV,  V  et  VI  sont  des  additions  utlles  qui  rentrent 
dans  le  cadre  des  d^cisions  de  la  Conference  de  La  Haye.  On 
n*a  pas  cru  devoir  ajouter  Texclusion  des  nationaux  de  la  fonction 
d'arbitre  parce  que  cette  restriction  a  6t6  ^cart^e  avec  raison  par 
la  Conference  de  La  Haye  et  quMl  est  pr^ferable  de  laisser  aux 
parties  complöte  libertö  de  choix. 

Quant  k  l'article  VII,  un  compromis  special  entre  parties, 
pour  determiner  nettement  l'objet  du  litige,  Tetendue  des  pouvoirs 
des  arbitres  etc.  est  absolument  n^cessaire  et  fait  essentiellement 
partie  de  toute  proc^dure  arbitrale;  on  ne  peut  s'en  passer  sans 
se  perdre  dans  le  vague.  Les  difficultäs  qui  se  sont  produites  aux 
£tats-Unis  par  rapport  au  droit  du  Senat  de  ratifier  aussi  ces 
compromis  sp^ciaux,  sont  purement  d'ordre  constitutionel  de  cet 
£tat  et  ne  peuvent  foumir  une  raison  determinante  pour  les  autres 
£tats;  il  est  k  souhaiter  que  les  hommes  d'£tat  americains  trou- 
vent  un  moyen  pour  surmontcr  cette  difficulte   et  amener  sur  ce 
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snjet  nne  conformit^  de  vues,  indispensable  k  la  proc^dure  arbi- 
trale.  Dans  le  projet  on  a  ajont^,  d'apr^s  le  trait^  anglo-allemand 
da  11  Juillet  1904,  nne  disposition  concernant  les  d^lais  pour 
Tächange  des  mömoires. 

II  ne  semble  pas  ä  propos  d*ins^rer  dans  le  traitö  des  rägles 
dätaill^es  sur  la  procödnre  arbitrale.  Premi^rement  la  Convention 
de  La  Haye  en  a  äbanch^  un  code  tout  ä.  fait  yiable,  pnis  les 
Pnissances  peuyent,  dans  leur  compromis  special,  fixer  des  dis- 
positions  h  lenr  gr^,  et  finalement  le  tribunal  doit  avoir  une  cer- 
taine  facnlt^  d'ordonner  les  dätails  de  sa  proc^dare,  comme  ce 
füt  le  cas  dans  les  diff^rentes  proc^dures  devant  la  Conr  de  La 
Haye.  L'Union  Interparlementaire  a  toujours  tenn  h,  fortifier  Tin- 
stitution  de  la  Conr  de  La  Haye  et  k  äviter  tonte  tendance  met- 
tant  en  qnestion  son  Organisation,  dont  la  cr^ation  a  coütä  tant 
d'efforts  aux  membres  de  la  Conference  de  1899. 

Le  projet  sorti  des  travanx  de  la  commission  speciale  vise 
son  adniissibilite  pour  les  Pnissances;  il  a  donc  du  faire  des  con- 
cessions  k  des  raisons  pratiqnes.  D'apr^s  ses  tendances  g6n6rales^ 
rUnion  Interparlementaire  verrait  avec  la  plus  grande  satisfaction 
la  conclusion  d*an  acte  qni  sonmettrait  k  Tarbitrage,  sans  aucune 
exception,  tous  les  diffärends  pouvant  snrvenir,  entre  les  £tats,  et 
eile  constate  que  plusienrs  traitäs  ont  d^j^  ^tä  conclas  entre 
divers  £tats  snr  cette  base;  mais  de  Tantre  cot^,  eile  ne  peat 
pas  ignorer  les  difficnlt^s  qni  s'älövent  encore  contre  la  r^alisation 
generale  de  cette  idee  et,  tenant  compte  des  vues  qni  dominent 
encore  dans  les  sph^res  les  plus  influentes,  eile  croit  faire  une 
Oeuvre  plus  utile  en  recommandant  un  projet  qui  pourrait  6tre 
accepte,  m^me  k  präsent,  par  les  Pnissances.  II  marquerait  malgrö 
tout  un  progr^s  dans  T^volution  du  principe  de  Tarbitrage,  en 
le  rendant  obligatoire  pour  un  nombre  de  cas  assez  ätendu  qui 
pourrait  6tre  61argi  avec  le  temps/ 

Mit  bezug  auf  die  am  Schlüsse  beantragte  Resolution 
über  das  Anrufen  der  Vermittlung  bemerkt  der  Bericht  so- 
dann noch: 

„L'attention  du  Conseil  Interparlementaire  a  616  appeläe  sur 
la  näcessite  de  faire  une  place  k  la  mödiation,  en  cas  de  conflit 
qui  ne  serait  pas  de  nature  k  ^tre  soumis  k  la  Cour  d'arbitrage. 
Donnant  suite  k  cette  id6e,  le  Conseil  recommande  k  la  Con- 
ference d'adopter  la  räsolution  suivante,  qui  serait  ägalement 
k  sonmettre  k  la  considäration  de  la  procbaine  Conference  de 
La  Haye."  — 

Ich  glaube,  man  darf  an  Hand  der  vorausgegangenen 
Untersuchungen  sagen,  dafs  das  Vertragsprojekt  der  Inter- 
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parlamentarischen  Union  im  ganzen  nicht  nur  realisierbar  ist, 
sondern  dars  es  auch  so  ziemlich  dem  entspricht,  was  wir  in 
der  Materie  als  wünschenswerten  Fortschritt  bezeichnet  haben. 
Und  ebenso  wird  man  den  Ausführungen  des  Kommissions- 
berichtes  im  ganzen  zustimmen  können.  Ich  habe  mehrfach 
darauf  hingewiesen,  dafs  ein  allgemeiner  einheitlicher  Vertrag, 
eine  „Union  arbitrale",  den  vielen  partikularen  Verträgen 
bei  weitem  vorzuziehen  wäre,  und  dafs  daher  eine  Revision 
der  Haager  Konvention  der  gegebene  Weg  ist,  um  einen 
Fortschritt  in  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  erzielen.  Dafs 
die  Mächte  inzwischen  infolge  der  Ablehnung  des  russischen 
Vorschlages  im  Jahre  1899  und  in  Ausführung  der  Be- 
stimmung des  Artikels  19  den  Weg  der  SpezialVertrag- 
schliefsung  beschritten  haben,  hindert  meines  Erachtens  in 
keiner  Weise,  dafs  zukünftige  Fortschritte  nicht  wiederum  im 
Wege  einer  Generalakte,  einer  allgemeinen  Konvention  er- 
folgen können.  Ja,  ich  glaube,  dafs  ein  solcher  Ausgleich 
zwischen  dem  partikularen  und  dem  allgemeinen  Schiedsrecht 
geradezu  einem  Gebot  der  Notwendigkeit  entspricht.  Immer- 
hin bemerkt  der  Plener  sehe  Bericht  mit  Recht,  dafs  das 
Projekt  nötigenfalls  auch  als  Typus  für  SpezialVerträge  dienen 
könnte,  was  namentlich  dann  von  Bedeutung  sein  würde, 
wenn  in  Ermangelung  einer  allgemeinen  Einigung  im  Haag 
die  Staaten  wiederum  zum  Abschlufs  von  Spezialabkommen 
gedrängt  würden. 

Auch  darin  sieht  der  Bericht  richtig,  dafs  man  einer- 
seits über  die  Grenzen  des  englisch-französischen  Vertrags 
hinausgelangen  sollte,  und  anderseits  doch  etwas  vorschlagen 
mufs,  was  für  alle  Staaten  annehmbar  erscheint.  Die  Ver- 
träge Dänemark-Holland  und  Dänemark-Italien  können  daher 
zweifellos  nicht  als  Muster  in  Betracht  kommen,  da  sie  nicht 
allen  Staaten  passen  würden,  wenigstens  nicht  unter  den 
heute  gegebenen  Verhältnissen.  Anderseits  beruht  der  englisch- 
französische Vertrag  teilweise  auf  den  russischen  Vorschlägen 
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vom  Jahre  1899  und  man  darf  demgegenüber  nicht  vergessen, 
dafs  die  Schiedsgerichtsidee  seither  wesentliche  Fortschritte 
gemacht  hat,  die  in  den  abgeschlossenen  permanenten  Schieds- 
verträgen deutlich  zum  Ausdruck  gelangen.  Aus  diesen  Er- 
wägungen folgert  der  Bericht  gewifs  mit  Recht,  dafs  man 
einerseits  das  Anwendungsgebiet  für  die  Schiedsgerichte 
erweitern,  anderseits  sich  aber  von  der  gegenwärtig  herr- 
schenden Auffassung  der  Politiker  nicht  zu  weit  entfernen 
dürfe.  Zweifellos  ist  nicht  anzunehmen,  dafs  die  Staaten  auf 
die  jetzt  üblichen  Reserven  gänzlich  und  ohne  weiteres  ver- 
zichten werden.  Man  mufs  diese  also  im  ganzen  beibehalten, 
aber  sie  daneben  doch  einzuschränken  suchen.  Der  Vorschlag 
nun,  hierbei  den  Vertrag  zwischen  Rufsland  und  Schweden 
und  Norwegen  zum  Muster  zu  nehmen,  verdient  sicherlich  Be- 
achtung. Es  wird  dadurch  zunächst  und  vor  allem  die  in 
keiner  Weise  berechtigte  Rechts  schranke,  die  die  Tatsachen 
des  Völkerlebens  so  wenig  berücksichtigende  Beschränkung 
auf  „streitige  Rechtsfragen  und  Vertragsstreitigkeiten",  aus 
dem  Vertrage  entfernt.  Der  Artikel  1  des  Entwurfs  spricht 
einfach  von  „les  difförends  qui  viendraient  ä  s'ölever".  Es 
wäre  in  der  Tat  sehr  wünschenswert,  dafs  es  gelingen  möchte, 
diesen  Zopf  abzuschneiden.  Der  dahingehende  Vorschlag  der 
InterParlamentarier  erscheint  mir  daher  ganz  besonders  be- 
grüfsenswert. 

Auch  der  Vorbehalt  der  „nationalen  Ehre^  soll  nach  dem 
Vertragsprojekt  in  Wegfall  kommen.  Es  sind  lediglich  die 
Vorbehalte  der  Unabhängigkeit,  der  vitalen  Interessen  und 
der  Ausübung  der  Souveränität  vorgesehen.  Auch  diesen 
Vorschlag  kann  man  gewifs  billigen,  gerade  um  der  weisen 
Selbstbeschränkung  willen,  die  darin  liegt,  dafs  man  zunächs't 
nur  eine  Reserve  eliminiert  zu  sehen  wünscht.  Es  ist  keines- 
falls anzunehmen,  dafs  das  Gros  der  Staaten  heute  schon 
geneigt  sein  würde,  die  üblichen  Reserven  in  dem  Mafse  ein- 
zuschränken, das  ich  oben  als  an  sich  sehr  wohl  möglich  be- 
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zeichnet  habe.  Allgemeine  Fortschritte  werden  in  dieser 
Beziehung  voraussichtlich  nur  ganz  allmählich  zu  erzielen  sein. 
Wenn  man  also  auch  hoffen  darf,  dafs  die  jetzt  übliche 
Häufung  von  Reserven  mit  der  Zeit  einer  knapperen,  aber  doch 
den  tatsächlichen  Bedürfnissen  entsprechenden  Fassung  Platz 
machen  werde,  so  ist  immerhin  von  der  zweiten  Konferenz  in 
dieser  Beziehung  wohl  kaum  schon  allzuviel  zu  erwarten. 
Es  mufs  daher  zweifellos  schon  als  ein  sehr  anerkennenswerter 
Fortschritt  bezeichnet  werden,  wenn  es  überhaupt  gelingt, 
ein  beschränktes  Obligatorium  in  der  Haager  Konvention  zur 
Anerkennung  zu  bringen  und  aufserdem  vor  allem  zunächst 
einmal  die  übliche  „Rechts  schranke **  zu  eliminieren.  Gelangt 
man  dann  aufserdem  auch  noch  dazu,  die  eine  oder  andere  poli- 
tische Reserve  zu  eliminieren,  so  ist  damit  für  den  Augenblick 
wohl  alles  erreicht,  was  denkbarer  Weise  erreicht  werden  kann. 
Weshalb  aber  allerdings  der  Entwurf  neben  der  Unab- 
hängigkeit jetzt  auch  noch  die  „Ausübung  der  Souveränität'' 
besonders  hervorhebt,  ist  nicht  recht  verständlich.  Dieser  Vor- 
behalt ist  doch  in  den  anderen  Reserven,  soweit  nötig,  bereits 
enthalten  und  man  mufs  sich  in  der  Tat  fragen,  ob  der  Vor- 
behalt der  nationalen  Ehre  an  sich  nicht  ebenso  berechtigt 
gewesen  wäre,  wie  dieser  an  seine  Stelle  getretene  neue  Vor- 
behalt. Das  Ziel  mufs  unter  allen  Umständen  in  einer  ein- 
facheren und  klareren  Fassung  gelegen  sein,  die  das  Excep- 
tionelle  dieser  Reserven  deutlich  hervortreten  läfst  und  da- 
durch der  Schiedsgerichtsbarkeit  den  Weg  ebnet.  Es  soll 
sich  bei  diesen  Reserven  lediglich  um  Ausnahmen  von  der  Regel 
handeln.  Dieses  Ziel  erreicht  man  aber  nicht,  indem  man 
neue  Vorbehalte  einfügt,  die  durch  die  Umstände  in  keiner 
Weise  geboten  erscheinen.  Und  wenn  der  russisch-schwedische 
Mustervertrag  in  diesem  Punkte  auch  anders  bestimmte,  so 
war  das  doch  noch  kein  Grund ,  das  Projekt  nach  dieser 
Richtung  in  derselben  Weise  zu  gestalten.  Speziell  der  russische 
Entwurf  vom  Jahre  1899  zeichnete  sich   gerade   in   diesem 


ZJ 


§  21.  Kritik  der  Vorschläge  für  die  2.  Haager  Friedenskonferenz.    577 

Punkte  durch  eine  knappere  Fassung  aus  und  dürfte  also 
insofern  dem  Projekt  der  Interparlamentarier  immer  noch 
vorzuziehen  sein. 

Auch  dafs  der  Entwurf  der  Interparlamentarier  die  In- 
teressen dritter  Mächte  vorbehält,  ist  meiner  Ansicht  nach 
nicht  zu  billigen.  Der  Bericht  meint,  dieser  Vorbehalt  em- 
pfehle sich  aus  juristischen  Gründen.  Ich  meine  umgekehrt, 
dafs  der  Vorbehalt  gerade  aus  juristischen  Gründen  über- 
flüssig ist. 

Die  Aufzählung,  die  der  Artikel  3  bringt  von  denjenigen 
Fällen,  in  denen  die  Parteien  sich  nicht  auf  die  Reserven  be- 
rufen dürfen  und  in  denen  also  das  Schiedsgericht  obligatorisch 
ist,  entspricht  im  wesentlichen  dem  ursprünglichen  russischen 
Vorschlage,  bzw.  der  Aufzählung,  die  von  der  dritten  Kom- 
mission im  Haag  seinerzeit  gemacht  wurde.  Dafs  der  Entwurf 
noch  einige  weitere  Fälle  hinzufügt,  die  zum  Teil  bereits  mit 
in  Diskussion  gestanden  haben,  kann  man  nur  begrüfsen. 
Man  kann  hier  ruhig  die  Grenzen  etwas  weiter  stecken,  da 
durch  alle  diese  Streitfälle,  die  sich  zumeist  auf  dem  Gebiete 
des  neuen  Völkerrechts  bewegen,  die  staatliche  Souveränität 
nicht  gefährdet  werden  kann,  so  dafs  also  gegründete  Be- 
denken gegen  diese  Ausdehnung  des  Obligatoriums  nicht  wohl 
erhoben  werden  können. 

Das  bisherige  Anwendungsgebiet  des  Schiedsgerichts  er- 
fährt dadurch  an  sich  im  übrigen  kaum  eine  wesentliche 
Ausdehnung.  Nicht  Verallgemeinerung  des  Schiedsgerichts, 
sondern  Festlegung  seiner  Grenzen  ist  in  erster  Linie  der 
Zweck,  den  auch  das  Londoner  Projekt  im  Auge  hat. 

Auch  die  weiteren  Artikel  des  Entwurfs  finden  in  dem 
geltenden  partikularen  Schiedsrecht  ihre  Begründung  und 
sind  zweifellos  zu  billigen.  Das  gilt  insbesondere  von  der 
Bestimmung  des  Artikels  6,  gegen  die  speziell  der  deutsche 
Vertreter  im  Haag  seinerzeit  opponiert  hatte,  die  aber  seither 
in  einer  Reihe  von  Schiedsverträgen  Platz  gefunden  hat. 

Nippold,  Verfahren.  37 
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Bedauerlich  ist,  dafs  das  Postulat  der  Ausschliefsung  der 
Staatsangehörigen  der  Streitteile  vom  Schiedsrichteramt  in 
dem  Projekt  keine  Berücksichtigung  gefunden  hat.  Diese 
Konzession  aus  Opportunitätsrücksichten  erscheint  mir  weder 
berechtigt,  noch  auch  durch  die  Umstände  geboten.  Es  ist, 
wie  wir  gesehen  haben,  im  Interesse  der  Anrufung  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  in  Wirklichkeit  keineswegs  nötig,  den 
Parteien  auch  nach  dieser  Richtung  hin  freie  Wahl  zu  lassen. 

Im  übrigen  aber  hat  der  Bericht  vollständig  Recht,  wenn 
er  sagt,  es  erscheine  nicht  angezeigt,  in  dem  Vertrag  auch 
noch  detaillierte  Prozefsregeln  aufzunehmen,  da  wir  einerseits 
in  der  Haager  Konvention  bereits  einen  im  allgemeinen  völlig 
ausreichenden  Codex  des  Prozefsrechts  zur  Verfügung  der 
Parteien  besitzen,  anderseits  aber  diese  letzteren  im  Kom- 
promifs  alle  etwa  nötigen  Bestimmungen  treffen  können,  und 
man  schliefslich  auch  dem  Schiedsgericht  eine  gewisse  Be- 
wegungsfreiheit lassen  mufs. 

Der  Bericht  der  Kommission  betont  zum  Schlufs,  man 
habe  bei  dem  Projekt  vor  allem  seine  Durchführbarkeit  im 
Auge  gehabt  und  habe  daher  Konzessionen  machen  müssen; 
im  Prinzip  würde  die  Interparlamentarische  Union  viel  mehr 
den  Abschlufs  eines  Vertrages  begrüfsen,  der  alle  Streitig- 
keiten dem  Schiedsgericht  unterwerfen  würde.  Sie  könne 
aber  die  Schwierigkeiten  nicht  übersehen,  die  sich  der  all- 
gemeinen Realisierung  dieser  Idee  in  den  Weg  stellen  und 
glaube  daher  ein  nützliches  Werk  zu  tun,  wenn  sie  ein  Projekt 
empfehle,  das  jederzeit  von  den  Mächten  angenommen  werden 
könne,  und  das  immerhin  einen  Fortschritt  in  der  Entwicklung 
der  Schiedsgerichtsbarkeit  bedeuten  würde,  indem  es  dieselbe 
für  ein  ziemlich  ausgedehntes  Gebiet,  das  mit  der  Zeit  er- 
weitert werden  könnte,  obligatorisch  gestalte. 

Man  darf  sagen,  dafs  die  Union  diesem  ihrem  Zweck  in 
der  Tat  in  recht  zutreffender  Weise  entsprochen  hat.  Sie  bringt 
in  ihrem  Projekt  einen  durchaus  realisierbaren  Vorschlag,  der 
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von  allen  Staaten,  die  die  Sache  vorurteilsfrei  prüfen, 
ohne  Bedenken  akzeptiert  werden  könnte.  Schon  der  russische 
Entwurf  ist  uns  seinerzeit  als  an  sich  durchführbar  erschienen, 
und  wenn  das  jetzige  Projekt  der  Interparlamentarier  in 
einigen  Punkten  über  ihn  hinausgeht,  so  trägt  es  damit,  wie 
gesagt,  lediglich  den  tatsächlichen  Fortschritten  Rechnung, 
die  sich  im  internationalen  Leben  seither  vollzogen  haben. 
Der  Entwurf  verdient  also  insofern  durchaus  das  Prädikat 
„zeitgemäfs".  Er  will  absolut  keine  Sprünge  in  der  Ent- 
wicklung befürworten,  sondern  predigt  lediglich  einen  ge- 
sunden Fortschritt ,  wie  er  nicht  nur  vom  Standpunkte  der 
Völkerrechtstheorie,  sondern  auch  vom  Standpunkte  der  Real- 
politik wohl  gangbar  erscheint**«^. 

Auch  den  weiteren  Umstand,  dafs  die  Union  neben  dem 
schiedsgerichtlichen  Verfahren  der  Vermittlung  und  den 
Untersuchungskommissionen  die  gebührende  Berücksichtigung 
zuteil  werden  läfst,  mufs  man  begrüfsen.  Das  ist  ungleich 
wertvoller,  als  wenn  sie  die  Schiedsgerichtsbarkeit  heute  auf 
alle  Streitigkeiten  hätte  ausdehnen  wollen.  Es  ist  in  dieser 
Untersuchung  gezeigt  worden,  welche  Bedeutung  insbesondere 
dem  Vermittlungs verfahren  gerade  als  Ergänzung  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit namentlich  da  zukommt,  wo  diese  letztere 
nicht  mehr  als  gangbar  erscheint,  und  wo  nichtsdestoweniger 
der  Versuch  einer  gütlichen  Lösung  gemacht  werden  sollte. 
Die  Interparlamentarische  Konferenz  hat  dieses  Bedürfnis  in 
richtiger  Weise  erkannt  und  ihm  Rechnung  zu  tragen  gesucht. 
Dafs  sie  dabei  auf  Vorschlag  von  Bryan  auch  noch  den 
Untersuchungskommissionen  Raum  gewährt  hat,  bedeutet 
zweifellos  eine  Verbesserung  des  ursprünglichen  Vorschlages. 
Anderseits  würde  der  Bryan  sehe  Vorschlag  in  seiner  ur- 
sprünglichen Fassung  kaum  annehmbar  gewesen  sein.  — 


49  a  Man  vgl.  mit  dem  Vertragsprojekt  der  Interparlamentarier  den 
am  Schlaf  dieses  Paragraphen  abgedrackten  Vorschlag  von  M^rignhac. 

37* 
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Was  ich  dagegen  in  der  Resolution  vermisse,  ist  ein 
Vorschlag,  der  dahin  ginge,  dafs  in  den  in  Betracht  kommenden 
Eonfliktsfällen  die  Vermittlung  nicht  nur  angerufen  werden 
soll  '^®,  sondern  dafs  die  Konferenzmächte  sich  in  diesen  Fällen 
auch  ihrerseits  zum  Anerbieten  der  Vermittlung  verpflichten. 
Erst  wenn  auch  nach  dieser  Richtung  hin  ein  Fortschritt 
erzielt  ist,  wird  man  sagen  können,  dafs  das  Haager  Vertrags^ 
werk  alle  diejenigen  Garantien  bietet,  die  man  vom  Stand- 
punkte des  Völkerrechts  und  im  Interesse  des  Weltfriedens 
als  erwünscht  bezeichnen  mufs.  — 

Im  ganzen  glaube  ich  also  mein  Urteil  über  die  hier  er- 
örterten Vorschläge  der  diesjährigen  interparlamentarischen 
Konferenz  dahin  resümieren  zu  können,  dafs  ich  sage,  die- 
selben bewegen  sich  im  Rahmen  des  Realisierbaren  und  ver- 
dienen daher  von  den  Staaten  in  ernstliche  Erwägung  ge- 
zogen zu  werden.  Was  man  der  Haager  Konferenz  hier 
unterbreiten  möchte,  ist  einerseits  unbedenklich  und  bedeutet 
anderseits  doch  einen  schönen  Fortschritt.  Das  völkerrechtliche 
Verfahren  würde  durch  Annahme  solcher  Bestimmungen,  wie 
die  von  der  Union  vorgeschlagenen,  seitens  der  Mächte  in 
einer  Weise  fortgebildet  werden,  die  der  Eigenart  des  Völker- 
rechts völlig  gerecht  würde  und  die  auch  den  Weltfrieden 
in  dem  Mafse  sichern  würde,  in  dem  dies  heute  möglich  er- 
scheint. — 

II.  Im  Anschlufs  an  die  von  der  Interparlamentarischen 
Konferenz  zur  Erwägung  gegebenen  Vorschläge  sei  nun  noch 
der  Resolutionen  gedacht ,  die  die  internationalen 
Friedenskongresse  der  letzten  Jahre  im  Hinblick  auf 
die  zweite  Haager  Konferenz  gefafst  haben.  Da  wir  hier 
zum  Teil  denselben  Wünschen  begegnen,  die  von  den  Inter- 


"®  Eine  Verpflichtung  zum  Anrufen  der  Vermittlung  konstatiert  der 
Artikel  2  der  Haager  Konvention  bereits,  aber  es  kann  sicherlich  nicht 
schaden,  wenn  sie  noch  schärfer  akzentuiert  wird. 
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Parlamentariern  geäufsert  worden  sind,  so  kann  ich  mich 
kurz  fassen. 

Auf  die  Forderungen  insbesondere,  dafs  der  Beitritt  zur 
Haager  Konvention  allgemein  freistehen  solle  ^^  und  dafs 
möglichst  viele  Schiedsverträge  zwischen  den  Einzelstaaten 
abgeschlossen  werden,  braucht  nicht  nochmals  eingetreten  zu 
werden. 

Der  Friedenskongrefs  vom  Jahre  1900  hält  es  fOr 
erforderlich,  zu  konstatieren,  „que  les  Conventions  de  La  Haye 
constituent  des  616ments  r6els  et  essentiels  du  Droit  inter- 
national positif,  d6ments  qu'il  y  a  lieu  de  perfectionner,  com- 
pl6ter  et  parfaire  dans  le  plus  bref  d61ai  possible".  Diese 
Konstatierung  ist  vielleicht  nicht  so  überflüssig,  wie  sie 
scheinen  mag,  weil  nicht  nur  im  weiteren  Publikum  vielfach 
falsche  Meinungen  über  die  Bedeutung  der  Haager  Konventionen 
verbreitet  waren  und  noch  verbreitet  sind  (was  sich  durch  die 
tadelnswerte  Haltung  der  Presse  zur  Genüge  erklärt),  sondern 
weil  man  selbst  in  Juristenkreisen  vielfach  geneigt  war,  den 
positivrechtlichen  Charakter  der  Haager  Beschlüsse  zu  über- 
sehen, im  Hinblick  auf  deren  vorwiegend  dispositiven  bezw. 
fakultativen  Charakter.  Die  zukünftigen  „Ergänzungen  bezw. 
Verbesserungen"  der  Haager  Konvention  dürften  daher  aller- 
dings, wie  wir  gesehen  haben,  zum  Teil  gerade  darin  zu  be- 
stehen haben,  dafs  man  etwas  mehr  zwingendes  Recht  hinein- 
bringt, bezw.  wirkliche  Rechtspflichten  sehaflt. 

Erreicht  man  dies,  dann  wird  auch  eine  weitere  Äusserung 
des  Friedenskongresses  vom  Jahre  1901  ihrem  Zweck 
entsprochen  haben,  eine  Äusserung,  die  an  sich  zwar  ebenfalls 


^^  Vgl.  z.  B.  die  Resolution  des  9.  internationalen  Friedenskon- 
gresses vom  Jahre  1900:  „Le  congr^s  ^met  le  voeu  que  les  puissances 
non  repr^sent^es  ä  la  Conference  internationale  de  La  Haye  soient  in- 
vitees  ä  adh^rer  sans  conditions  speciales  k  la  Convention  pour  le  rög- 
lement  paciflque  des  conflits  intemationaux.''  Ebenso  der  10.  und  12. 
Kongreis,  sowie  die  Assembl^e  g^närale  du  Bureau  international  de  la 
paix  von  1899. 
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nicht  in  das  Kapitel  der  eigentlich  praktischen  Vorschläge 
gehört,  da  sie  mehr  die  moralische,  als  die  juridische  Seite 
betont,  die  aber  immerhin  nicht  ohne  Interesse  ist.  Die  frag- 
liche Resolution  lautet: 

„La  Conference  de  La  Haye  ayant  recommandö  quatre  m^ 
thodes  pour  mettre  fin  ä  la  gnerre,  le  Congr^s  d^clare  qae  toot 
£tat  qui  refnse  d'adopter  nne  de  celles-ci  lorsqn'elle  lui  est  Offerte 
par  son  adversaire,  forfait  k  Tnne  des  rägles  les  plns  öl^mentaires 
que  doit  observer  une  nation  civilis^e  .  .  .** 

Prinzipiell  wäre  es  gewifs  ein  grofser  Fortschritt,  wenn 
man  sagen  könnte,  dafs  dieser  Satz  ein  Grundsatz  des 
geltenden  Völkerrechts  geworden  sei.  Erscheint  ein  solcher 
Fortschritt  aber  in  absehbarer  Zeit  erreichbar? 

Hervorheben   möchte    ich   sodann    eine    Resolution    des 

13.  Friedenskongresses  in  Boston  1904,  die  die  ver- 
schiedenen beteiligten  Regierungen  zu  dem  Abschlufs  der 
Schiedsverträge  beglückwünscht  und  dem  Wunsche  Ausdruck 
verleiht : 

„Qae  le  monvement  actuellement  en  progr^s  pour  l'extension 
des  pr^visions  de  la  Convention  de  La  Haye  relativement  ä  la 
conclusion  de  nonveaux  trait^s  d'arbitrage  obligatoire  soit  suivi 
promptement  par  tous  les  signataires  de  ce  docuAent  historique 
et  appliqud  sans  exception  k  tous  les  cas  litigienx  qni  ne  peuvent 
6tre  röglös  par  voie  diplomatique.^ 

Von  unmittelbarerem  Interesse  mit  bezug  auf  die  be- 
vorstehende  Haager   Konferenz  dürften   die   Beschlüsse  des 

14.  internationalen  Friedenskongresses  in  Luzern 
von  1905  sein.    Dieselben  lauten**: 

^Le  Congrös  exprime  son  vif  dösir  de  voir  figurer  an  Pro- 
gramme de  la  seconde  Conference  pour  la  Paix  les  questions  sui- 
vantes : 

La  r^duetion  des  charges  militaires  qui  p^sent  actuellement 
sur  le  monde,  par  la  limitation  des  forces  armöes  de  terre  et  de 
mer  et  des  budgets  de  guerre. 

Et  pour  parvenir  an  d^sarmement,  qui  sera  la  cons^quence 
finale  de  Tordre  juridique  interoational  stabil: 


"  Vgl.  „Bulletin  officiel  du  XI Ve  Congres  universel  de  la  paix" 
Lucerne  1905. 
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L'institution  d'une  Assembläe  internationale  qni  se  r6!iuirait 
k  des  ^poques  r^gnli^res  ponr  dälib^rer  snr  les  qnestions  qui  sont 
d'nn  intär^t  gänöral  ponr  les  Nations; 

L'organisation  d'nn  Bareau  administratif  charg^: 

1.  de  Tapplication  des  d^cisions  de  PAssembläe  internationale, 

2.  de  la  präparation  des  travaux  de  cette  Assembl^e,  et  spä- 
cialement  de  Tätude  des  moyens  propres  h  ätablir  la  gestion  des 
int^rSts  communs  des  £tats,  ainsi  que  le  d^veloppement  et  le  per- 
fectionnement  de  la  vie  internationale. 

L'adoption  des  mesares  n^cessaires  pour  codifier  le  droit 
international. 

L'obligation  ponr  les  Pnissances  en  conflit,  de  recourir  anx 
proc^dnres  de  conciliation  pr^vues  dans  la  Convention  du  29  juillet 
1899  pour  le  röglement  pacifique  des  conflits  internationanx. 

Et  la  conclusion,  entre  toutes  les  nations  repr^sent^es  h  la 
Conference,  d'un  trait^  aussi  gän^ral  qne  possible  d'arbitrage 
permanent  et  obligatoire,  stipulant  le  recours  supr^me  k  la  Conr 
permanente  d'arbitrage  de  La  Haye." 

Vom  Standpunkte  der  Durchführbarkeit  aus  wird  man 
nicht  allen  diesen  Forderungen  beistimmen  können,  selbst 
wenn  ihre  Realisierung  als  an  sich  wünschenswert  erscheinen 
sollte.  Namentlich  vermifst  man  bei  einigen  dieser  Postulate 
die  praktische  Erwägung,  dafs  man  einmal  möglichst  eng  an 
den  bestehenden  positiven  Bechtszustand  anzu- 
knüpfen hat,  und  dafs  man  aufserdem  auch  die  politischen 
Schwierigkeiten  nicht  aufser  acht  lassen  darf,  die  jedem  Fort- 
schritt auf  diesem  Gebiete  im  Wege  stehen  und  die  daher 
nur  ein  allmähliches  Vorwärtsschreiten  gestatten,  selbst  da,  wo 
rechtlich  nicht  die  mindesten  Bedenken  vorhanden  wären. 

Was  zunächst  die  sogenannte  Abrüstungsfrage  anlangt, 
so  gehört  dieselbe  nicht  in  unseren  Zusammenhang.  Es  ist 
übrigens  von  den  Friedensfreunden  selbst  mehrfach  darauf 
hingewiesen  worden,  dafs  die  Abrüstung  erst  eine  Folge  des 
geordneten  internationalen  Rechtszustandes  sein  könne  ^^. 


*'  Ich  zitiere  nur  Fried,  „Die  Haager  Konferenz,"  S.  22  f.,  der 
betont,  daft  die  Rüstungen  abnehmen  werden,  wenn  die  Rechtssicherheit 
zwischen  den  Staaten  hergestellt  sein  werde.  Vgl.  ferner  Fried,  Hand- 
buch, S.  26:  „Wir  betrachten  im  Gegenteil  die  Abrüstung  als  das  natur- 
notwendige Endergebnis   der  von   uns  erstrebten  internationalen 
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Die  Einrichtung  einer  „internationalen  Versammlung*', 
die  regelmäfsig  zusammentritt^*,  erscheint  an  sich  ebenso 
wünschenswert,  wie  realisierbar,  vorausgesetzt,  dafs  es  sich 
dabei  um  weitere  Friedens-  oder  Yölkerrechtskonferenzen 
handeln  soll,  die  die  Politik  ausschliefsen,  was  man  schon  im 
Interesse  des  Friedens  wünschen  mufs.  Unter  „Fragen,  die  für 
alle  Nationen  ein  gemeinsames  Interesse  haben/  kann  man 
allerdings  gar  vielerlei  verstehen;  der  Begriff  ist  in  der  hier 
vorliegenden  Form  zu  vag  und  zu  allgemein,  was  man  im 
Interesse  der  Realisierbarkeit  des  Postulats  bedauern  mufs. 
Auf  einen  so  allgemein  lautenden  Vorschlag  dürften  die  Staaten 
kaum  geneigt  sein,  einzutreten. 

Das  weiter  in  Aussicht  genommene  Verwaltungsbureau 


Rechtsvereinigung,  das  automatisch  und  bei  allen  Staaten  gleichzeitig 
eintreten  muls,  sobald  sich  diese  Rechtsunion  gebildet  und,  wohlgemerkt, 
bewährt  haben  wird.*" 

"^  Die  Resolution  vermeidet  richtig  den  Ausdruck  „permanent^. 
Auf  der  Tagesordnung  stand  aber  die  „Cr^ation  d'un  Congr^s  inter- 
national permanent".  Auch  waren  der  Kommission  mehrere  dahinzielende 
Vorschläge  zugegangen.  Einmal  eine  „Proposition  de  M.  Carnegie 
pour  des  Congr^s  periodiques,  germes  d'un  Conseil  des  nations  sur  le 
modele  de  la  Cour  supreme  des  £tats-Unis  d^Am^rique*',  femer  die 
„Räsolutions  de  la  Chambre  des  repr^sentants  du  Massachusetts  pour 
r^tablissement  d'un  Congr^s  international"  und  endlich  ein  Zusatz- 
antrag ;,pour  la  nomination  de  membres  correspondants  du  Congr^s 
international  permanent".  Der  13.  Weltfriedenskongreß  in  Boston  1904 
hatte  bereits  beschlossen:  „Le  Congr^s  appuie  cordialement  la  re- 
commandation  faite  par  les  deux  Chambres  legislatives  du  Massachusetts 
en  faveur  d*un  Congrös  international  qui  se  r^unirait  k  des  ^poques 
fixes  pour  d^liberer  sur  des  questions  d'int^ret  commun  entre  les  nations 
et  pour  faire  des  recommandations  ä  ce  sujet  aux  Gouvernements.  II 
constate  avec  une  grande  satisfaction  que  cette  proposition  a  ^te 
recemment  adopt^e  par  la  Conference  interparlementaire  reunie  k  St  Louis ; 
il  considäre  que  la  recommandation  de  cette  Conference  est  une  des 
questions  k  porter  ä  Tordre  du  jour  de  la  nouvelle  Conference  inter- 
nationale dont  le  President  des  Etats-Unis  s'est  dedare  pret  k  provoquer 
la  reunion  d^s  que  cela  se  pourra."  Ferner  sprach  der  französische 
FriedenskongreCs  in  Lille  1905  den  Wunsch  aus  „que  la  dcuxiäme 
Conference  de  La  Haye  mette  k  retude  la  question  de  la  creation 
d*une  assembiee  legislative  internationale  ofiQcielle  et  permanente,  par 
exemple  au  moyen  de  la  Conference  interparlementaire." 
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erinnert  an  den  entsprechenden  Vorschlag  der  Interparlamen- 
tarischen Konferenz ;  nur  dafs  der  G  o  b  a  t  sehe  Vorschlag  die 
Kompetenzen  dieses  Bureaus  enger  umschrieb  und  daher  auch 
eher  Aussicht  auf  Annahme  haben  dürfte,  um  so  mehr,  als 
er  an  bestehende  Einrichtungen  anzuknüpfen  suchte,  was  bei 
dem  Vorschlage  des  Friedenskongresses  nicht  der  Fall  ist.  Es 
ist  nicht  anzunehmen,  dafs  die  Staaten  diesem  letzteren  Vor- 
schlage in  absehbarer  Zeit  ihre  Zustimmung  geben  werden. 
Sie  dürften  mit  Recht  Bedenken  tragen,  einen  Plan  zur  Aus- 
führung zu  bringen,  der  Politik  und  Rechtssprechung  durch- 
einandermengt und  insofern  Gefahren  gerade  für  den  Frieden 
in  sich  bergen  könnte.  Es  wäre  meines  Erachtens  praktischer 
gewesen,  wenn  der  Friedenskongrefs  seinen  ursprünglichen 
Ausgangspunkt  mehr  im  Auge  behalten  hätte.  Was  nötig 
ist,  ist  doch  zunächst  lediglich  die  Einrichtung  eines  Systems 
des  völkerrechtlichen  Verfahrens,  der  internationalen  Rechts- 
sprechung, und  ferner  Garantien  für  dessen  Funktionieren. 
Ein  allgemeinen  Zwecken  dienendes  Verwaltungsbureau  geht 
weit  über  dieses  gesteckte  Ziel  hinaus. 

Dafs  es  sodann  mit  der  Kodifikation  des  Völkerrechts  seine 
guten  Wege  hat,  wurde  bereits  erörtert  ^*^. 


^^  Die  Friedenskongresse  haben  sich  mit  diesem  Postulat  öfter 
befa&t.  Bereits  der  erste  Friedenskongreis  in  Paris  1889  beschlols:  „II 
est  n^cessaire,  afin  de  constituer  P^tat  juridique  entre  les  nations, 
d'^tablir  un  systäme  complet  de  Legislation  internationale,  däterminant 
les  Droits  et  les  Devoirs  des  nations  entre  elles  et  ^tablissant  les  prin- 
cipes  et  les  reglements  de  proc^dure  conform^ment  auxquels  les  diffd- 
rends  intemationaux  auront  öt^  rägl^s.  La  pr^paration  d'un  code  de  ce 
genre  etant  tr^s-d^sirable ,  on  prie  les  differentes  institutions  et  asso- 
ciations  qui  s'occupent  de  cet  objet  de  continuer  Toeuvre  qu'elles  ont 
entreprise  et  de  poser  aussi  vite  que  possible  les  bases  de  la  r^daction 
d'un  code  qui  serait  applicable  aux  litiges  intemationaux.^  Der  7.  Kon- 
greis in  Budapest  1896  hat  dann  einen  „Code  international"  ange- 
nommen, bei  dem  es  sich  jedoch  nur  um  einige  allgemeine  Rechtsgrund- 
sätze,  „les  r^gles  primordiales  du  Droit  international,  les  principes,  qui 
sont  les  bases  nöcessaires  des  droits  et  des  devoirs  des  peuples*^, 
handelt,  nicht  etwa  um  einen  wirklichen  völkerrechtlichen  Kodifikations- 
versuch.  Vgl.  dazu  namentlich  Arnaud,  „L'organisation  de  la  Paix", 
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Ein  weiteres  Postulat  des  Kongresses  betrifft  die  Ver- 
pflichtung für  die  in  Streit  befindlichen  Mächte,  von  den 
Wegen,  die  das  Völkerrecht  für  die  rechtliche  Beilegung  von 
Streitigkeiten  bietet,  Gebrauch  zu  machen.  Dafs  man  dieses 
Postulat  voll  und  ganz  unterschreiben  kann,  brauche  ich  nicht 
besonders  hervorzuheben.  In  welcher  Weise  seine  Realisierung 
zu  denken  wäre,  das  zu  erörtern,  ist  der  Hauptgegenstand 
der  vorliegenden  Untersuchung  gewesen.  Man  darf  sagen, 
dafs  ohne  eine  solche  Verpflichtung  ein  weiterer  Fortschritt 
für  das  Völkerrecht  einfach  nicht  zu  erreichen  ist.  So  sehr 
man  das  bisher  Erreichte  auch  begrüfsen  mufs,  so  wenig  darf 
man  sich  daher  damit  zufrieden  geben  und  jetzt  die  Hände 
in  den  Schofs  legen  wollen.  Denn  die  eigentliche  Entwicklung 
des  Völkerrechts  liegt  ja  noch  vor  uns.  Was  hilft  das  schönste 
Rechtsverfahren,  wenn  es  nicht  zur  Anwendung  kommt,  weil 
die  Parteien  keinen  Gebrauch  davon  machen?  Eine  dahin 
gehende  Verpflichtung  sollte  daher  unter  allen  Umständen 
ausgesprochen  werden,  wenn  nicht  auf  der  nächsten  Konferenz, 
dann  auf  einer  späteren.  Die  Zuversicht,  dafs  es  dazu  kommen 
wird,  darf  man  in  der  Tat  hegen.  Es  darf  ohne  Übertreibung 
gesagt  werden,  dafs  dies  die  wichtigste  Aufgabe  ist.,  die  das 
Völkerrecht  bezw.  die  Völkerrechtssubjekte,  die  Staaten,  zur- 
zeit zu  lösen  haben.  Sie  werden  sich  der  Lösung  dieser  Auf- 
gabe auf  die  Länge  nicht  entziehen  können. 

Natürlich  kommt  es  aber  auch  hier  vor  allen  Dingen  auf 
das  Wie  an.  Darüber  kann  nach  allem  Gesagten  wohl  kein 
Zweifel  bestehen,  dafs  die  obige  Verpflichtung  sich  nicht  ein- 
seitig auf  das  schiedsrichterliche  Verfahren  beziehen  kann. 
Man  mufs  froh  sein,  wenn  die  Staaten  gegenwärtig  eine 
solche  Verpflichtung,  sich  einem   Schiedssprüche   zu   unter- 

1899,  S.  16  f.  Arnaud  weist  darauf  hin,  dafs  die  Friedenskongresse 
„ont  entamö  le  grand  travail  de  la  Codification  du  Droit  international. 
Ils  en  ont  rMige  le  titre  1«',  qui  contieot  la  d^finition  des  personnes 
internationales,  T^tude  de  la  nature  des  personnes  internationales  et 
de  quelques-uns  de  leurs  droits  et  devoirs  respectifs.*' 
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ziehen,  für  bestimmte  Kategorien  von  Streitfällen  anerkennen* 
Darüber  kann  zurzeit  wohl  kaum  hinausgegangen  werden. 
Von  einer  allgemeinen  Verpflichtung  zur  Unterwerfung 
unter  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  kann  also  nicht  die 
Rede  sein. 

Diese  notwendige  Beschränkung  nimmt  aber  natürlich 
nicht  weg,  dafs  die  oben  gedachte  Verpflichtung,  auf  die  sich 
das  Postulat  bezieht,  in  der  Tat  doch  allgemein  ausge- 
sprochen werden  kann,  da  es  neben  dem  Schiedsgericht  noch 
andere  Arten  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  gibt.  Insoweit 
sich  eine  Verpflichtung  der  Staaten  zur  Unterwerfung  unter 
das  schiedsgerichtliche  Verfahren  zurzeit  nicht  erlangen  läfst, 
mufs  sie  daher  wenigstens  für  die  anderen  Arten  des  völker- 
rechtlichen Verfahrens  gelten.  Wir  haben  oben  gesehen,  dafs 
die  verschiedenen  Arten  des  Verfahrens  sich  gegenseitig  er- 
gänzen müssen,  dafs  das  System  bich  gewissermafsen  zu  einem 
Ring  zusammenschliefsen  sollte.  Da,  wo  ein  Schiedsgericht 
nicht  zu  erreichen  ist,  mufs  also  wenigstens  ein  Versuch  der 
gütlichen  Lösung  im  Wege  des  Vermittlungs-  oder  des  Unter- 
suchungsverfahrens gemacht  werden. 

Die  letzte  Forderung  des  Friedenskongresses  betriift  so- 
dann den  Abschlufs  eines  möglichst  allgemein  gehaltenen 
permanenten,  obligatorischen  Schiedsvertrages  zwischen  allen 
Vertragsmächten *^*.  Diesem  Wunsche  kann  man  sich,  wie 
wir  gesehen  haben,  gewifs  anschliefsen.  Nur  wäre  es  zweck- 
mäfsig  gewesen,  wenn  die  Resolution  auch  die  Art  seiner 
Durchführung  etwas  näher  angedeutet  hätte.  Auch  steht  das 
Bedürfnis  nach  dem  Abschlufs  eines  solchen  Vertrages  in 
engstem  Zusammenhang  mit  der  Frage,  ob  die  Haager  Eon- 


^*  Auch  der  französische  Friedenskongrefs  in  Lille  1905  spricht  den 
Wunsch  aus,  „qu'en  conformit^  de  Tarticle  19  de  la  Convention  inter* 
nationale  de  1899,  la  deuxi^me  Conference  de  La  Haye  ^tablisse  entre 
les  hautes  Puissances  contractantes  un  traitä  d'arbitrage  obligatoire  et 
permanent  s'^tendant  sans  distinction  ä  toutes  les  causes  de  litige." 


588  Fünftes  Kapitel.    Die  VölkerrechtskoDferenzen. 

vention  auf  den  Konferenzen  die  erwünschte  Fortbildung  er- 
fahren wird.    In  erster  Linie  mufs  man  natürlich  wünschen, 
dafs  die  zukünftige  Haager  Konvention  selbst  die  Verpflichtung 
zur  Unterwerfung  unter  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  bis 
zu   einem    gewissen   Grade   ausspricht ,   und    dann   wird    es 
daneben  kaum  noch  des  Abschlusses  eines  besonderen   all- 
gemeinen Schiedsvertrags  bedürfen.  Ein  solcher  Vertrag  würde 
dann  nur  noch  insoweit  nötig  sein,  als  die  Vertragsmächte  in 
der  Konvention   nicht   allgemein  für   das  obligatorische 
Schiedsgericht  zu  haben  sind.    Es  könnte  solchenfalls  aller- 
dings denkbarerweise  zwischen  den  Anhängern  des  Obliga- 
toriums zu  einem  Separatvertrage  kommen.  Oder  vielleicht 
würden   auch   einige   Staaten  das  Obligatorium   weiter  aus- 
dehnen wollen,   als  die  anderen  und  sich  zu  einem  Separat- 
vertrage zusammentun.    Ein   Vertrag   unter  allen  Haager 
Konventionsmächten  wäre  der  allgemeine  Schiedsvertrag  dann 
also  keinesfalls.    Wäre  er  es  aber,  so  müfste  er  eben  mit 
der  Haager  Konvention  identisch  sein.  Diese  Konvention  selbst 
sollte  mit  der  Zeit  der    anzustrebende  Musterschiedsvertrag 
werden,   sie  sollte   nicht  nur  die   völkerrechtliche    Prozefs- 
ordnung,  sondern  auch  alle  generellen,  schiedsgerichtlichen 
Vereinbarungen  zwischen  den  beteiligten  Mächten,  alles  all- 
gemeine  Schiedsrecht ,  enthalten.    Was   daneben   hergeht, 
sollte  lediglich  partikulares  Recht  sein,  insoweit  es  nicht  ein- 
fach Kompromifssache  ist. 

Der  in  diesem  Jahre  in  Mailand  zusammengetretene 
15.  Friedenskongrefs  hat  ebenfalls  das  Programm  der 
zweiten  Haager  Konferenz  auf  seine  Tagesordnung  gesetzt. 
Und  zwar  hat  er  eine  ganze  Reihe  von  Vorschlägen,  die  ihm 
für  diese  Konferenz  gemacht  worden  sind,  zu  Beschlüssen  er- 
hoben. Dafs  nicht  alles,  was  uns  hier  als  Resolution  entgegen- 
tritt, Aussicht  auf  Realisierung  haben  dürfte,  scheint  man 
übrigens,  nach  dem  Wortlaut  einiger  dieser  Resolutionen  zu 
urteilen,  wohl  in  Mailand  selbst  gefühlt  zu  haben.    Ich  hebe 
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unter  den  Beschlüssen  hier  nur  diejenigen  hervor,  die  mit 
unserem  Thema  in  direktem  Zusammenhang  stehen  ^^. 

Zunächst  drückt  der  Eongrefs  den  Wunsch  aus,  dafs  die 
künftige  Haager  Friedenskonferenz  „concentre  avant  tout  son 
attention  sur  la  question  des  bases  pr6paratoires  de  Punion 
juridique  des  £tats  civilis^s  et  sur  la  question  de  la  limitation 
des  armements''. 

Eine  weitere  Resolution  lautet: 

„Le  XY^  Congr^s  universel  de  la  Paix,  r6ani  h  Milan,  ex- 
prime  respeetaeusement  aux  Gouvernements  le  voeu  qua  lears 
pl^nipotentiaires  ä  la  deuxiöme  Conference  intergonvemementale 
ponr  la  Paix  aient  la  mission  de  conclure  un  trait^  au  termes 
du  qael: 

Tons  les  penples  civilis^s  formeraient  une  Union  ayant  ponr 
but  de  garantir  leur  indäpendance  r^ciproque; 

Un  Code  de  Droit  international  public  serait  stabil,  les  Hautes 
Parties  contractantes  s'engageant  solennellement  k  Tobserver  et 
h,  en  r^clamer  la  rigourense  Observation  g^närale; 

Et  une  autorite  internationale  exclusivement  limitäe  aux 
rapports  externes  des  £tats,  et  comprenant  les  ponvoirs  lägislatif, 
ex^cutif  et  judiciaire,  serait  constitu6e  au  moyen  de  d^l^guäs 
nommäs  par  les  Nations  composant  TUnion.'' 

Mit  der  Annahme  eines  solchen  Vorschlages  seitens  der 
Mächte  dürfte  es  seine  guten  Wege  haben.  Dies  mag  der 
Antragsteller*®  wohl  selbst  gefühlt  haben,  denn  er  stellte  auch 
gleich  einen  Eventualantrag,  der  in  der  folgenden  Fassung 
zur  Annahme  gelangt  ist: 

„Pour  le  cas  oü  la  deuxi^me  Conference  de  La  Haye  ne 
parviendrait  pas  ä  conclure  un  traitä  instituant  les  organes  essentiels 
de  rUnion  des  Nations, 

Le  XV  me  Congr^s  universel  de  la  Paix 

Recommande  tout  sp^cialement  h  Tattention  de  la  Conference 
intergouvemementale  le  projet  suivant  de  modification  de  la  Con- 
vention pacifique  de  La  Haye: 


^''  Vgl.  dazu  insbesondere  das  „Bulletin  officiel  du  XY«  Congr^s 
universel  de  la  paix",  sowie  die  „Correspondance  bi-mensuelle"  vom 
30.  September  und  10.  Oktober  1906,  ferner  die  „Friedenswarte"  vom 
Oktober  1906,  und  die  „Revue  de  la  Paix"  vom  September-Oktober  1906. 

^  Antragsteller  war  Arnaud. 
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Les  articles  20  k  20  de  la  Convention  da  29  jnillet  1899 
ponr  le  röglement  pacifiqae  des  conflits  internationaax  sont  abrog^s 
et  remplac^s  par  les  articles  ci-apr^s: 

Chap.  II.  —  De  la  Cour  permanente. 
Art.  20.    La  Coar  se  compose: 
D'ane  personne  ayant  nne  comp^tence  reconnue  dans  les  qnestions 
de    droit   international   et  jonissant  de  la  plas  haate  con- 
sidäration  morale,  d^sign^e  par  chaqne  Paissance  signataire 
ou  adhärente  ä  la  präsente  Convention; 
Des   repräsentants   diplomatiqnes   de   ces   Etats  räsidant  k  La 
Haye,  accr^dit^s  pr^s  du  Gouvernement  des  Pays-Bas; 

Et  du  Ministre  des  affaires  ^trangöres  de  ce  Gouvernement. 

Art.  21.  La  Cour,  ainsi  compos^e,  se  räunit  dans  une 
premi^re  assembl^e  g^närale  pour  proc^der  ä  T^lection  de  son 
President,  de  deux  Vice-Pr^sidents,  d'un  Secr^taire  g^n^ral  et  d'un 
Secr^taire.     Elle  se  d^clare  constitu^e. 

Art.  22.  La  Cour  est  comp^tente  pour  statuer  comme  tribunal 
arbitral  sur  certains  litiges  exceptionnels  oü  sont  en  jeu  les 
int^r^ts  vitaux,  Tind^pendance  ou  Thonneur  d'une  des  parties,  ou 
encore  les  intärets  d'une  troisi^me  Puissance. 

Art.  23.  La  Cour  elle-m^me  appr^ciera  le  caract^re  de  ces 
litiges,  et  d^cidera  souverainement  s'ils  doivent  ^tre  soumis  ä  son 
arbitrage  ou  renvoyäs  ä  Tarbitrage  ordinaire. 

Art.  24.  En  dehors  de  cette  comp^tence  speciale,  tous  les 
litiges  seront  soumis  k  des  arbitres,  d^sign^s  comme  on  le  dira 
plus  loin,  et  la  Cour  aidera  de  tout  son  pouvoir  k  la  conclusion 
des  trait^s  particuliers  d'arbitrage,  k  leur  exäcution  pacifique  et 
k  leur  d^veloppement. 

Art.  25.  Les  membres  de  la  Cour  sont  inamovibles.  En  cas 
de  d6mission,  d6c6s  ou  däplacement  d'un  ou  de  plusieurs  membres, 
leurs  successeurs  sont  provisoirement  d^sign^s  par  le  Conseil 
administratif,  sans  avoir  k  soumettre  cette  däsignaüon  k  la 
ratification  de  la  premi^re  assembl^e  gän^rale. 

Art.  26.  La  pr^sence  de  deux  tiers  des  membres  de  la 
Cour  est  n^cessaire  pour  la  validitä  de  ses  d^lib^rations.  Le 
vote  a  lieu  k  la  majoritö  des  voix  des  membres  pr^sents. 

Art.  27.  Un  Comit^  administratif,  compos^  des  repräsentants 
diplomatiques  des  Puissances  signataires  accr^dit6s  k  La  Haye, 
et  du  Ministre  des  affaires  ^trang^res  des  Pays-Bas,  qui  les 
präsidera,  sera  cbarg^  de  tout  cc  qui  touche  k  Tadministration  et 
au  fonctionnement  de  la  Cour. 

II  organisera  un  Bureau  international,  devant  servir  de  greffe 
k  la  Cour,  et  qui  sera  placä  sous  sa  direction  et  son  contröle. 
II  aura  tout  pouvoir  pour  la  nomination,  la  Suspension  ou  la 
r^vocation  des  fonctionnaires  et  employ^s  du  bureau;  11  fixera 
leurs  traitements  et  salaires. 
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Le  Comit^  d^libärera  valablement  avec  la  pr^sence  de  cinq 
de  ses  membres;  les  däcisions  sont  prises  h,  la  majorit^  des  voix. 

II  adresse,  chaqae  ann^e,  k  Tassembläe  g^närale  de  la  Cour 
an  rapport  sur  les  travaux  de  la  Cour,  sur  le  fonctionnement  des 
pouvoirs  administratifs  et  sur  les  däpenses. 

Ces  d^penses  sont  exclusivement  support^es  par  les  Etats 
qui  fönt  partie  de  la  Cour,  dans  la  proportion  stabile  pour  le 
Bureau  international  de  TUnion  postale  universelle. 

Art.  28.  Pour  le  cas  oü  les  parties  en  litige,  par  indiff^rence 
QU  mauvais  vouloir,  s'abstiendraient  de  recourir  h  la  juridiction 
arbitrale,  un  pouvoir  d'initiative  est  conc6d6  k  cinq  membres  de 
la  Cour  s'unissant  pour  la  saisir  du  conflit.  La  Cour  nommerait 
alors  parmi  ses  membres  une  Commission  charg^e  de  röunir  les 
616ments  du  d^bat,  de  provoquer  des  explications  de  la  part  des 
parties  en  litige,  en  offrant  de  les  entendre  contradictoirement  ou 
s^par^ment.  Si  celles-ci  persistaient  dans  leur  inaction  ou  leur 
refus,  la  Cour  passerait  outre  et  ämettrait  un  avis  motiv^  qui  leur 
serait  notifi6  et  rendu  public. 

Art.  29.  Chaque  Puissance  signataire  ou  adh6rente  d^signera 
trois  personnes,  d'une  comp^tence  reconnue  dans  les  questions  de 
droit  international;  jouissant  de  la  plus  haute  considäration  morale 
et  dispos^es  h  accepter  les  fonctions  d'arbitre.  Ces  personnes 
seront  inscrites  sur  une  liste  qui  sera  notifi^e  h  tous  les  membres 
de  la  Cour. 

C'est  sur  cette  liste  g6n6rale  que  doit  etre  fait  le  choix  des 
arbitres  devant  former  le  tribunal  comp6tent  pour  statuer  sur  les 
difförends." 

In  diesem  Vorschlage  *®  ist  eine  völlige  Umgestaltung  der 
Organisation  des  Haager  Schiedsgerichtshofs  vorgesehen,  im 
Sinne  einer  in  Permanenz  erklärten  Körperschaft.  Ich  habe 
oben  im  Paragraph  14  die  Gründe  auseinandergesetzt,  weshalb 
ich  einer  tiefer  einschneidenden  Organisationsftnderung  zurzeit 
skeptisch  gegenüberstehe.  Für  die  nähere  Zukunft  dürfte 
sie  jedenfalls  nicht  bevorstehen.  Dafs  anderseits  mit  der  Zeit 
weitere  Bedürfhisse,  namentlich  nach  Plenarentscheidungen 
und  eventuell  auch  nach  einem  Instanzenzug,  sich  möglicher- 
weise geltend  machen  könnten,  und  dafs  der  Schiedsgerichts- 
hof dann  Raum  haben  sollte,  um  solchen  Bedürfnissen  ent- 


^^  Diese  Vorschläge  auf  Abänderung  der  Haager  Konvention  führen 
sich  auf  eine  Arbeit  von  Vavasseur  zurück,  die  einen  Preis  bei  der 
Konkurrenz  um  den  ;,Prix  Narcisse  Thibault''  erhalten  hat  und  vom 
Bemer  Friedensbureau  demnächst  veröffentlicht  werden  wird. 
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sprechen  zu  können,  habe  ich  dort  ebenfalls  hervorgehoben. 
Als  eine  dringende  Aufgabe  erscheint  dies  jedoch  zurzeit  keines- 
falls, und  deshalb  dürften  auch  die  hier  in  Vorschlag   ge- 
brachten Modifikationen  der  Art.  20—29  der  Haager   Kon- 
vention auf  der  nächsten  Konferenz  wohl  schwerlich  ernsthaft 
in    Erwägung    gezogen    werden.     Man    mufs    somit    dieser 
Resolution  des  Friedenskongresses  gegenüber  sagen,  dafs  sie 
ebenfalls,  um  schneller  vorwärts  zu  kommen,  das  Nächst- 
liegende zu  übersehen  scheint.    Die  wirkliche  Entwicklung 
wird  sich  aber  keineswegs  sprungweise  vollziehen.  Ledig- 
lich im  Sinne  eines  Zukunftsprojekts  können  daher   die 
hier  gemachten  Vorschläge  Bedeutung  beanspruchen.    Unter 
diesem   Gesichtspunkte  mögen   sie   aber   immerhin   teilweise 
nach  verschiedenen  Richtungen  hin  beachtenswert  erscheinen. 
Eine  weitere  Resolution  des  Friedenskongresses  geht  dahin : 

„Le  Congr^s  exprime  le  voeu  que  les  Gouvernements  donnent 
k  leurs  plänipotentiaires  ä  La  Haye  les  pouvoirs  nöcessaires 
poor  que: 

lo  la  Conference  de  La  Haye,  assembläe  dälib^rante  inter- 
nationale, s'affirme  de  plus  en  plus  comme  Torgane  diplo- 
matique de  Tunion  des  nations  civilis6es  (S6nat  international), 
destin6  en  premier  lieu  k  formaler  et  ä  ^tablir  des  accords 
sur  les  questions  capitales  interessant  les  peuples; 

20  qu*k  cet  effet  la  Conference  se  declare  periodiqne  et  assure 
sa  continuite,  comme  aussi  Texecution  integrale  de  ses 
decisions,  en  prenant  les  mesures  necessaires  pour  que,  dans 
rintervalle  de  ses  sessions,  il  existe  un  organisme  permanent, 
dont  eile  fixera  les  attributions." 

Dieser  Wunsch  geht  auf  die  Resolution  der  Londoner 
Interparlamentarischen  Konferenz  zurück «®  und  ist  bei  deren 
Besprechung  bereits  behandelt  worden.  Zweifellos  haben 
wir  es  hier  mit  einer  weit  dringlicheren  Forderung  zu  tun, 
als  es  die  vorhergehenden  Resolutionen  waren.  Die  Art, 
wie  dieses  Postulat  ganz  oder  teilweise  zu  realisieren  ist, 
^  wird  man  im  übrigen  den  Beratungen  der  Haager  Konferenz 
anheimgeben  müssen. 
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Der  Antrag  führt  sich  auf  Go bat  zurück. 
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Eine  weitere  Resolution,  die  ich  hier  noch  hervorheben 
möchte,  ist  die  folgende: 

„Le  Congr^s  recommande ,  tr^s-äventaellement,  ä  Fattention 
de  la  deuxiäme  Conference  de  La  Haye  la  conclnsion  d'un  traitä 
sonmettant  ä  Farbitrage  tont  diff^rend  international,  comme  cenx 
conclas  le  12  fävrier  1904  entre  le  Danemark  et  les  Pays-Bas, 
et  le  16  d^cembre  1905  entre  le  Danemark  et  ritaJie. 

Qaant  k  Celles  des  Puissances  qni  ne  se  sentent  pas  en  etat 
de  soumettre  h.  Tarbitrage  tont  diffärend  international,  le  Congr^s 
recommande  h,  lenr  attention  le  projet  modele  acceptä  par  la 
14^  Conference  interparlementaire.^ 

Diese  Resolution®*  dürfte  in  ihrem  zweiten  Teile  prak- 
tisch wichtiger  sein,  als  in  ihrem  ersten.  Eine  Empfehlung 
des  Projekts  der  Interparlamentarischen  Konferenz  war  durch- 
aus angebracht,  und  zwar  keineswegs  nur  „tr^s-6ventuelle- 
ment",  sondern  durchaus  in  vorderster  Linie.  Die  Reihenfolge 
in  der  Realisierbarkeit  aller  dieser  Postulate  ist  gerade  die 
umgekehrte,  als  sich  der  Kongrefs  vorgestellt  zu  haben 
scheint. 

Weiter  sei  hier  noch  einer  Resolution  gedacht,  die  sich 
mit  den  „Sanktionen''  des  Schiedsspruchs  befafst: 

„Tont  en  reconnaissant  qne  Texecntion  volontaire  des  sen- 
tences  arbitrales  a  ete  jusqn'ä  ce  joar  la  r^gle  observäe  par  toates 
les  nations  et  tämoigne,  de  lenr  part,  d'nn  profond  sentiment  de 
lenr  devoir  et  de  lenr  respect  de  la  justice; 

Sans  entrer  dans  Texamen  du  principe  de  non  Intervention, 
le  Congr^s  estime  qae  TUnion  des  Puissances  peut  et  doit  agir 
ponr  Texecntion  des  sentences  arbitrales,  ä  condition  qne: 

lo  cette  action  soit  generale  et  ne  soit  jamais  le  fait  particnlier 

d'une  Paissance; 
2o  qne  cette  action  n'ait  pas  d'aatre  bnt  qne  d'assurer  Texecntion 

de  la  sentence; 
30  qne  cette  action  ne  s'exerce  qne  par  des  moyens  pacifiqnes. 
Parmi  ces  moyens,  le  Congräs  recommande  ^  Tattention  de 
la  Conference  de  La  Haye  l'isolement  economique  de  la  nation 
recalcitrante,  la  prohibition  des  empmnts  contractes  k  retranger, 
le  cautionnement  des  puissances  tierces,  le  depöt  volontaire  de 
sommes  d'argent,  la  mise  sons  sequestre  de  sommes  d'argent  on 


'^  Dieser  Antrag  geht  auf  Bajer  zurück. 

Nippold,  Verfahren.  38 
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de  territoires  appartenant  aux  nations  en  litige,  rexclusion  tem- 
poraire  ou  definitive  de  TUnion  des  d^l^gu^s  de  la  nation  ayant 
r^siste  k  une  sentence.*' 

Dafs  diese  Resolution  sich  mit  einer  „cura  posterior" 
befarst,  geht  aus  meinen  Ausführungen  oben  im  Paragraph  17 
zur  Genüge  hervor**.  Die  Haager  Friedenskonferenz  dürfte 
sich  —  und  das  mit  Recht  —  schwerlich  in  Auseinander- 
setzungen über  dieses  Thema  einlassen. 

Nicht  unerwähnt  möchte  ich  endlich  lassen,  dafs  der  Kon- 
grefs  femer  auch  seiner  Freude  darüber  Ausdruck  gibt,  dafs 

„Un  projet  complet  et  bien  ^tabli  de  Code  international  a  6t6 
eiabor^  et  sera  bientöt  publik.  Les  Gouvernements  auront  ainsi 
la  possibilitä  de  faire  studier  ce  projet  par  des  commissions 
nationales  avant  la  seconde  Conference  de  La  Haye  et  d'envoyer 
h,  celle-ci  des  plänipotentiaires  pr^ts  k  deiib^rer  sar  Tadoption 
d'un  tel  Code,  c'est-k-dire  prßts  k  accomplir  Toeuvre  de  droit 
positif  qai  est  actnellement  la  plas  importante  et  la  plus  urgente. 
Le  Congr^s  prie  les  Gouvernements  de  vouloir  bien  nommer  au 
plus  tot  les  commissions  qni  seraient  chargäes  de  cette  ^tnde 
präliminaire.*' 

Trotzdem  diese  Resolution  den  verschiedenen  Ministerien 
übermittelt  werden  soll,  sehe  ich  für  meine  Person  aus  den 
oben  über  die  Idee  einer  „Kodifikation  des  Völkerrechts"  ge- 


^'  Vgl.  oben  S.  373  f.  Beantragt  war  die  Resolution  von  Damas. 
Fried  bemerkt  in  der  „Friedenswarte''  a.  a.  0.,  Dumas  habe  ursprangiich 
die  Annahme  einer  Resolution  befürwortet,  in  der  neben  anderen  Mitteln 
auch  eine  gewaltsame  Exekution  empfohlen  wurde.  „Gegen  diesen  Vor- 
schlag richtete  sich  der  Kongreis  mit  Einhelligkeit.  Es  wurde  hervor- 
gehoben, dafs  die  eigenartige  Situation  der  Schiedsgerichtsbarkeit  der 
Exekutive  im  Sinne  des  bürgerlichen  Rechtes  gar  nicht  bedarf,  da  sich 
die  streitenden  Parteien  freiwillig  dem  Gerichte,  also  auch  im  voraus 
dem  Urteile  unterwerfen,  dals  die  Nichtbefolgung  eines  Schiedsgerichts- 
urteils bis  jetzt  in  der  langen  Praxis  der  Schiedsgerichtsbarkeit  noch 
nicht  vorgekommen  sei,  und  da&  es  nicht  angehe,  den  Krieg  um  des 
Friedens  willen  zu  empfehlen. **  Die  Resolution  Dumas'  wurde  voll- 
ständig umgeändert.  Fried  bemerkt  dazu  sehr  richtig:  «Mir  scheint, 
da&  diese  Frage  gar  nicht  vor  den  Kongrefs  gehört.  Solche  Fragen 
müssen  eingehend  studiert  werden.  Es  wäre  Aufgabe  eines  Instituts 
oder  einer  besonders  einzusetzenden  Kommission,  solche  Themata  zu 
erörtern  und  klarzulegen.*' 


ftufserten   Gründen   diesem    Projekt    nur    Rufaerat    skeptisch 
entgegen. 

Es  würde  mich  zu  weit  führeo,  wenn  ich  hier  noch  der 
sonstigen  mannigfachea  Anregungen  der  Friedenskongresse 
gedenken  wollte,  die  mit  unserem  Thema  nur  in  loserem  Zu- 
sammenhang stehen.  Es  ist  fQr  die  zukünftige  Entwicklung 
des  Völkerrechts  gewifs  manches  goldene  Wort  darin  enthalten, 
wenn  man  sich  auch  nicht  mit  allem  einverstanden  erklären 
kann.  Aber  ich  habe  mir  meine  diesmalige  Aufgabe  zu  eng 
gesetzt ,  um  hier  auf  Gegenstände  eintreten  zu  können,  die 
nicht  speziell  das  völkerrechtliche  Verfahren  betreffen.  Bei 
manchen  Beschlüssen  der  Friedenskongresse,  denen  man  sich 
vielleicht  nicht  wird  anschliefsen  können,  wird  man  immerhin 
sagen  müssen,  dafs  der  Grund  der  Bedenken  nicht  auf  recht- 
lichem Gebiet  zu  suchen  ist,  sondern  dafs  die  Realisierbarkeit 
der  betreffenden  Fostulate  einfach  abhängt  vom  politischen 
Fortschritt,  der  sich  mit  der  Zeit  ja  hoffentlich  vollziehen 
wird".  Insofern  steht  die  Bahn  der  zukünftigen  Entwicklung 
vielleicht  weiter  offen,  als  es  heute  den  Anschein  hat  und  als 
ich  es  hier  in  einer  Arbeit  andeuten  konnte,  die  sich  auf  eine 
lediglich    von  rechtlichen  Gesichtspunkten    ausgehende 

"  Manche  Vorschläge  wollen  nur  zu  viel  des  Guten  tun.  Dahin 
rechne  ich  den  „Conseil  coneultatif  suprenie  pour  l'Europe",  den  Fox  dem 
Luzerner  Friedenskongrele  vorschlägt,  als  Ergänzung  zD  der  „Asaembl^e 
legislative  internationale".  Siehe  „SuUetin  ofßciell",  1905,  S.  154.  Bajer 
bespricht  dieses  Projekt  in  der  „Revue  generale"  1906,  S.  57  f.  Er 
meint,  „il  s'agit  d'^tablir  une  nouvelle  Institution,  de  cr^er  un  nouvel 
Organe  de  la  pacig Trance",  und  vergleicht  den  Vorschlag  mit  dem  einer 
internationalen  Akademie,  den  v.  Bar  gebracht  hat.  Der  „Conseil  con- 
sultatif  soll  speziell  auch  dazu  dienen,  den  Artikel  27  der  Haager  Kon- 
vention ausführen  zu  helfen.  „Lorsqu'il  s'agirait  de  juger  des  moyens 
pacifiqnes  ä  appliquer  au  moment  ou  il  faudrait  envoyer  une  note  collec- 
tive  aux  puiasances  en  confiit,  quels  grands  Services  pourrait  rundre  un 
conaeil  consultatif."  Namentlich  sei  das  bei  der  Wahl  der  Art  des  Ver- 
fahrens, und  des  Zeitpunktes  für  die  AbsenduDg  der  Note,  femer  bei 
Aer  Begründung  derBclben  der  Fall.  Ich  glaube,  daß  das  alles  auch 
ohne  einen  „Conseil  conBultatif"  gemacht  werden  kann,  bei  gutem  Willen 
der  Beteiligten. 
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Betrachtungsweise  beschränken  wollte,  und  die  daher  die 
gegenwärtigen  politischen  Verhältnisse  ohne  weiteres  zum 
Ausgangspunkt  nehmen  mufste.  — 

III.  Zum  Schlüsse  wird  es  sich  nun  noch  fragen,  ob  neben 
den  mannigfachen  Anregungen  und  Kundgebungen,  die  im 
privaten  Konferenzwege  erfolgt  sind,  auch  noch  von  wissen- 
schaftlicher Seite  Vorschläge  für  die  bevorstehende  Friedens- 
konferenz gemacht  worden  sind*^.  Diese  Frage  mufs  im 
ganzen  leider  mit  Nein  beantwortet  werden.  Wir  haben 
lediglich  einige  in  dieser  Arbeit  bereits  zitierte  allgemeine 
Skizzierungen  der  Rechtslage,  unter  denen  namentlich  die- 
jenige von  Lammasch  ein  treffliches  Bild  abgibt.  Dagegen 
fehlt  es  durchaus  an  Versuchen,  in  die  Materie  tiefer  ein- 
zudringen, und  namentlich  aus  der  gegenwärtigen  Situation 
Vorschläge  für  die  zukünftige  Gestaltung  unserer  Rechts- 
materie  abzuleiten®'.     Ich    kann    daher   meinen    Überblick 


^  Ich  lasse  diejenigen  privaten  Projekte  unerörtert,  die  gleich- 
zeitig direkt  auf  die  Politik  zurückwirken  würden.  So  namentlich  den 
an  sich  sehr  beachtenswerten  Vorschlag  von  Hilty  auf  Vermehrung  der 
neutralisierten  Staaten  und  auf  Herstellung  einer  Verbindung  unter  den- 
selben. Vgl.  ^Politisches  Jahrbuch  der  Schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft*', Bd.  8,  S.  245.  Zweifellos  würde  darin  auch  eine  weitere  Garantie  für 
die  Anwendung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  gelegen  sein.  Derselbe 
Gedanke  wird  ferner  behandelt  von  B  a  j  e  r  unter  „Neutralitö  f^d^rative*' 
in  der  „Revue  de  droit  international''  1902,  S.  127,  sowie  von  Westlake, 
„Notes  sur  la  neutralit^  permanente",  ebenda  1901.  Nach  Schlief, 
S.  182,  könnte  eine  Ausgestaltung  des  Völkerrechts,  die  die  gesamte 
Existenz  jedes  Staates  unter  die  Garantie  aller  übrigen  stellen  würde, 
gelegentlich  sehr  wohl  praktisch  werden.  Die  völkerrechtliche  Stellung 
der  neutralen  Staaten  erscheine  gleichsam  wie  die  skizzenhafte  Vorstudie 
zu  dem  grolsen  Gemälde  eines  europäischen  Staatensystems.  Von  In- 
teresse sind  nach  dieser  Richtung  auch  die  Ausführungen  von  P.  Fiore 
in  dem  schon  mehrfach  zitierten  Aufsatze  über  „L' Organisation  juridique 
de  la  socidt^  internationale"  und  von  Dumas  a.  a.  0..  S.  358  f. 

^  Im  allgemeinen  beschränkt  sich  die  Literatur  auf  kurze  Zeitungs- 
artikel. Ich  zitiere  darunter  Fuld,  „Die  zweite  Friedenskonferenz"  in 
der  „Gegenwart"  vom  12.  Mai  1906.  Fuld  betont,  die  Aufgabe  der  zweiten 
Konferenz  werde  es  sein,  einmal  die  bereits  bestehenden  Vereinbarungen 
fortzubilden,  auszubauen  und  zu  verbessern,  sodann  aber  auf  den  See- 
krieg entsprechend  auszudehnen.    In  letzterer  Beziehung  bemerkt  er  mit 


eigentlich  abbrechen.  Immerhin  möchte  ich  aber  hier  am 
Schlüsse  noch  eines  Vorschlages  von  M^rigabac  Erwähnung 
tun,  der,  wennschon  er  nicht  direkt  mit  dem  Ansprüche  auf- 
tritt, ein  Vorschlag  für  die  zweite  Haager  Friedenskonferenz 
zu  sein,  doch  inhaltlich  mit  in  unseren  Zusammenhang  gehört. 
M^rignhac  stellt  nämlich  die  nachfolgende  „Formule- 
type  de  r^daction  du  Traitö  d'Arbitrage  penuanent"  auf**: 

Recht,  die  ZnsamtnenberufuDg  der  Konferenz  wäre  weder  nutzlos  noch 
ZD  bedanern,  wenn  es  ihr  auch  nur  geliugen  sollte,  in  Ansehung  einiger 
Punkte,  wie  des  PrlBenrechts,  der  Rechte  der  Neutralen,  des  Begriffs 
der  Kontrebande  usw.,  eine  Regelung  herbeizuführen,  die  dem  fortge- 
schrittenen Rechtsbe wulstsein  unserer  Zeit  entspreche.  Allein  die  Arbeit 
der  Konferenz  werde  sich  wohl  nicht  hierauf  beschränken,  sie  werde 
sich  auch  bemühen,  die  Austragung  von  Streitigkeiten  auf  achiedsrichter- 
lichem  Wege  durch  das  internationale  Tribunal  im  Haag  zu  begünstigen 
und  zu  befördern.  „Gelingt  es  ihr  auch  voraussichtlich  nicht,  die  Staaten 
zu  Teranlassen,  sich  zu  der  Erledigung  ihrer  Streitsachen  im  schieds- 
richterlichen Verfahren  in  dem  Umfange  zu  verpflichten,  welcher  von 
der  begeisterten  Verfasserin  des  Buches  „Die  Waffen  nieder"  verlangt 
wird,  so  ist  sie  doch  vielleicht  imstande,  auf  eine  weitere  Beschränkung 
des  Appells  an  die  ultima  ratio  der  Staaten  und  Völker  durch  Er- 
weiterung der  Verpflichtung  hinzuwirken,  den  Schiedsgerichts  weg  an 
Stelle  des  Waffengangs  zu  betreten.  Es  wäre  nicht  richtig,  die  Tätig- 
keit der  Konferenz  im  voraus  gering  einzuschätzen,  weil  sie  weder  die 
allgemeine  Abrüstung,  noch  die  grundsätzliche  Verwerfung  des  Krieges 
als  Mittel  zur  Ausführung  herheilUhreu  wird.  Nicht  nur  derjenige 
macht  sich  um  die  Menschheit  verdient,  welcher  das  ganze  Ideal  der- 
selben auf  einem  bestimmten  Gebiete  verwirklicht,  sondern  auch  der- 
jenige, welcher  nur  einen  Teil,  und  sei  es  auch  nur  einen  kleinen  Teil 
dieses  Ideals  zur  Tatsache  macht."  Fuld  betont  zum  Schluls  noch,  der 
erste  Schritt  auf  diesem  Gebiet  sei  zweifellos  der  schwierigste  gewesen 
und  man  dürfe  mit  der  Erwartung  rechnen,  dab  der  positive  Erfolg  der 
zweiten  Konferenz  den  der  ersten  noch  wesentlich  überflügeln  werde. 

"  Vgl.  M^rignhac,  „Traiti!  de  droit  public  international',  S.  485  f. 
Mit  bezug  auf  die  zurzeit  geltenden  permanenten  Schiedsverträge  be- 
merkt M^rignhac:  „La  redaction  emplojee  dans  les  stipulations  dout 
nous  nous  occnpons,  appelle  certaines  critiques  qui,  si  on  les  accepte, 
am&neraient  k  des  modifications  assez  importantes,  de  nature,  on  va 
s'en  couvaincre,  ä  donner  une  base  plus  solide,  unc  Energie  plus  grande 
et  un  libell^  plus  präcis  aux  trait^s  d'arbitrage  permanent.  Pour  ces 
motifs,  il  nous  a  paru  bon  de  proposer  une  redaction  corrigi^e  pouvant 
aboutir  ä  une  formule-type  du  futur  traitö  d'arbitrage  permanent." 
H^rignhac  betont,  daß  er  bei  seinem  Entwurf  ganz  auf  der  „redaction 
ofScielle"  basiere,  „en  n'f  apportant  que  les  changements  indispensables". 


598  Fünftes  Kapitel.    Die  Yölkerrechtskonferenzen. 

„Les  Gouvernements  de  .  .  .  signataires  de  la  Convention 
ponr  le  r^glement  pacitiqne  des  conflits  internationanx  conclae 
k  La  Haye  le  29  jaulet  1899; 

Considärant  que,  par  Tarticle  19  de  cette  Convention,  les 
Hantes  Parties  contractantes  se  sont  r^servä  de  conclare  des 
accords  en  vue  da  recoar3  &  l'arbitrage  dans  toas  les  cas  qa'elles 
jageront  possible  de  lui  soamettre ; 

D^sirant  conclare  k  cet  effet  an  trait^  d'arbitrage  permanent, 
ont  nomm^  poar  lears  pl6nipotentiaires,  savoir  .  •  .  lesqaels  sont 
convenus  des  dispositions  suivantes: 

Art.  l^r.  Toas  les  diff^rends  d6jä  existants  oa  qai  viendront 
k  se  prodaire  dans  Tavenir  entre  les  parties  contractantes, 
li  Texception  de  ceax  mettant  en  caase  Tindäpendance  de  ces 
derni^res  oa  touchant  aax  int^rets  de  tierces  Paissances,  seront 
soamis  k  an  tribanal  pris  dans  la  Coar  permanente  d'arbitrage 
ätablie  par  la  Convention  da  29  jaillett  1899,  saivant  le  mode 
arrSt^  par  cette  Convention. 

Art.  2.  Dans  chaqae  cas  particalier,  les  Haates  parties  con- 
tractantes signeront  an  compromis  special  d^terminant  nettement 
l'objet  da  litige,  Tötendae  des  poavoirs  des  arbitres  et  la  fa^on 
dont  sera  constita^,  en  cas  d'appel  de  la  sentence  primitive,  le 
tribanal  sap^riear  toojoars  pris  dans  la  Coar  arbitrale  de  La  Haye. 
La  proc^dare  saivie  sera  celle  stabile  par  la  Convention  präcitäe 
de  La  Haye  poar  le  r^glement  pacifiqae  des  conflits  internationanx. 

Art.  3.  Relativement  aax  diff^rends  indiqa^s  k  Tarticle  premier, 
aaxquels  ne  s'appliqae  point  le  präsent  trait^  d'arbitrage,  les 
Haates  Parties  contractantes  conviennent  d'avoir  recoars,  le  cas 
6ch^ant,  ä  la  m^diation  d'une  oa  de  plasiears  paissances  amies, 
cboisies  d'an  comman  accord.  Cette  m^diation,  soit  sar  le  recoars 
des  parties  en  confiit,  soit  sar  Tinitiative  des  paissances  ^trang^res 
an  conflit,  aara  exclasivement  le  caract^re  de  conseil  et  ne  sera 
jamais  obligatoire. 

Art.  4.  La  präsente  Convention  est  conclae  poar  an  d^lai 
de  . . .  ann6es.  Elle  sera  renoavel^e,  de  plein  droit,  poar  de  noavelles 
p^riodes  d'^gale  dar^e,  si  eile  n'est  point  d^aonc^e  avant  l'expiration 
soit  de  la  p^riode  primitive,  soit  des  p^riodes  altärieares/ '^ 


^"^  Merignhac  gibt  zu  diesem  Vertragsentwürfe  folgenden  Kom- 
mentar. Zu  Art.  1:  „1^  II  a  paru  bon  de  soumettrc  k  Tarbitrage  meme 
les  griefs  passes,  car  on  ne  voit  pas  pourquoi  od  laisserait  subsister  ces 
causes  de  conflit.  Conf.  Tart.  4  du  trait^  russo-danois.  —  2^  Nous 
estimons  qu^une  seule  r^serve  doit  etre  apport^e  k  la  g^neralit^  du 
traitä  d'arbitrage  permanent;  c*e8t  celle  oü  Tindependance  d*un  Etat 
est  en  jeu.  Nous  ^cartons  toutes  les  autres,  pour  les  motifs  qui  vont 
^trc  donn^s  au  titre  suivant  consacre  k  Tetendue  de  Tarbitrage  ...  — 
3^  II  est  inutile  de  mentionner  qu'on  ne  recourra  ä  Tarbitrage  qn'ä 
defaut  de   conciliation  par  la  voie  diplomatique,  car  cela  va  de  soi.  — 


§  21.  Kritik  der  Vorschläge  für  die  2.  Haager  Friedenskonferenz. 

Ich  brauche  diesen  Entwurf  hier  am   Schlüsse  m< 
Untersuchung  nur  in  seinem  Gesamtbilde  zu  betrachten, 
einzelnen  ergibt  sich  mein  Ststndpunkt  zu  den  hier  gemac 
Vorschlägen  aus  meinen  Ausführungen  in  den  Paragraphei 
ohne  weiteres.    So  teile  ich  vom   Standpunkte  der  Vö! 
rechtstheorie  aus  vollständig   die   Meinung,    dafs    die 
Schreibung,  die  der  Art.   1  für  das  Anwendungsgebiet 
Schiedsgerichtsbarkeit    geben    will ,    eine   ausreichende 
würde ;  ich  würde  ferner  auch  die  Klausel  über  die  Intere 
dritter  Mächte  für  entbehrlich  erachten.     So  halte  ich 
die  Bestimmungen  des  Art.  2  für  ausreichende,  würde  je 
den   Passus  über  die  Appellation  streichen.    Und  so  bi 
mir  auch   die   Art.  3  und  4  zu  neuen  Bemerkungen  ke 
Anlafs. 

Was  mir  bei  dem  Entwurf  vor  allem  begrüfsenswerl 
scheint,  das  ist,  dafs  er  in  der  Tat,  bei  aller  Wahrung 


4^  Bien  que  Parbitrage  ne  soit  pas  toigours  possible  relativemenl 
questions  politiques  .  .  .  n^anmoins  il  peut  se  faire  qu'il  y  trouv 
ceptionnellement  sa  place.    II  nous  paralt  donc  inutile  de  le  limitei 
questions  juridiques  ou  relatives  ä  T Interpretation  des  trait^s.  —  5 
n*est  pas  la  Coar  arbitrale  de  La  Haye  qui  juge  les  litiges  intematioi 
mais  le  tribunal  choisi  dans  son  sein.**    Zu  Art.  2:  „P  Le  compi 
n'a  pas  k  d^terminer  les  r^gles  de  Constitution  du  tribunal  arbitr 
de  la  proc^dure,  puisqu^elles  sont  indiqu^es  dans  la  Convention 
le  r^glement  pacifique  des  conflits  internationaux.    II  suffit  de  ren\ 
ä  cette  Convention.    Conf.  en  ce  sens  Tart.  6  du  trait^  russo-danois  . 
2®  La  n^cessitä  de  Pappel  sera  justifi^e  par  les  explications  doi 
ci-apr^s  .  .  .^     Zu  Art.  3:   „La  mddiation   etant  facultative,  ne 
stituant  qu'un  simple  conseil  non  obligatoire  ä  la  dlfförence  de  Tarbiti 
il  n'y  a  aucun  inconv^nient  ä  d^clarer  obligatoire  le  recours  en  c( 
la  conceme.    Cette  Solution  offre,  au  contraire,  les  plus  grands  avant 
au  point   de  vue  pacifique."    Zu  Art.  4:   „1^  Le   dölai   de  cinq 
pourrait,  au  für  et  k  mesure  que  les  peuples  se  familiariseraient 
Institution  de  l'arbitrage  permanent  et  la  Cour  arbitrale  de  La  I: 
ötre  augmente  et,  par  exemple,  port^  au  double.    D^ja  .  .  .  le  < 
de  dix  ans  figure  dans  des  trait^s  de  certains  Etats.  —  2^  II  est  in 
d'insister  sur  l'utilit^  de  la  clause  de  tacite  r^conduction,  qui,  du  r 
n'est  nullement  genante,  puisque,  sans  imposer  un  renouvellement 
on  ne  voudrait  pas,  eile  rend  inutile,  si  on  est  d'accord,  la  conclu 
d'une  Convention  nouvelle.*' 
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prinzipiellen  völkeiTechtlichen  Standpunktes,  doch  nach  Mög- 
lichkeit an  die  übliche  „r6daction  officielle'  anzuknüpfen 
sucht.  Das  ist  sicherlich  der  beste  Weg,  um  der  Staaten- 
praxis eine  Brücke  für  die  zu  erhoffenden  Fortschritte  zu 
bauen. 

Im  übrigen  ist  es  speziell  von  Interesse,  den  M6rignhac- 
schen  Entwurf  in  Verbindung  mit  dem  Projekt  der  Londoner 
Interparlamentarischen  Konferenz  zu  betrachten.  Stellt  sich 
dieses  letztere  im  wesentlichen  als  ein  Kompromifswerk  dar, 
das  von  Praktikern  in  Berücksichtigung  der  sich  gegenwärtig 
darbietenden  internationalen  Lage  geschaffen  worden  ist,  und 
das  insofern  vor  allem  den  Vorzug  der  leichteren  Realisier- 
barkeit bietet,  so  erscheint  der  M6rignhacsche  Entwurf 
vor  allem  als  das  vom  Standpunkte  der  Völkerrechtstheorie 
sich  ergebende  Bild  dessen,  was  mit  der  Zeit  wohl  erreicht 
werden  könnte,  wenn  unsere  Politiker  einmal  einen  ernst- 
haften Schritt  vorwärts  würden  tun  wollen.  Wenn  die 
Staatenpraxis  einmal  diesen  letzteren  Weg  beschreiten  wollte, 
dann  wäre  das  in  der  Tat  gleichbedeutend  mit  einem  ernst- 
lichen Versuch,  das  Problem  der  Fortbildung  des  völkerrecht- 
lichen Verfahrens  auch  wirklich  zu  lösen!  — 


Sehlufs. 


§  22.   Resultat  nnd  Aasbliek. 

I.  Ich  bin  insbesondere  ^  zu  folgenden  Ergebnissen  gelangt 

1.  Das  moderne  Völkerrecht  dient  nicht  mehr  lediglic 
der  hohen  Politik,  sondern  in  erster  Linie  dem  Weltverkeh 
im  weitesten  Sinne  dieses  Wortes.    (§  1.) 

2.  Die  Grundlage  des  modernen  Völkerrechts  ist  di 
Gemeinschaft,  die  Solidarität  der  internationalen  Interessei 
(§  2.) 

3.  Zu  den  Aufgaben  des  modernen  Völkerrechts  gehöi 
in  erster  Linie  die  Fortbildung  des  völkerrechtlichen  Vei 
fahrens.    (§  3.) 

4.  Die  Völkerrechtswissenschaft  hat  auf  die  Lösung  diese 
Aufgabe  nicht  in  genügender  Weise  vorbereitet,  indem  si 
einerseits  aus  Pessimismus  an  ihrer  Lösung  verzweifelte 
anderseits  in  ihren  Vorschlägen  über  die  durch  die  Eigenar 
des  geltenden  Völkerrechts  gezogenen  Grenzen  hinaus  wollte 
(§4.) 

5.  Das  völkerrechtliche  Verfahren  hat  im  System  de; 
Völkerrechts  eine  besondere  Stelle  neben  dem  materiellei 
Völkerrecht  zu  beanspruchen.    (§  5.) 

6.  Die  erste  Haager  Friedenskonferenz  hat  für  die  Lösung 
unseres  Problems  die  schwierigsten  Anfangsarbeiten  geleistet 

^  Ich  hebe  hier  nur  die  wesentlichsten  Ergebnisse  hervor.  Nebei 
den  hier  betonten  Punkten  lielsen  sich  natürlich  noch  manche  anden 
heryorheben. 
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und  verdient  daher  von  der  Yölkerrechtswissenschaft  eine 
höhere  Einschätzung,  als  sie  ihr  häufig  zuteil  geworden  ist. 
(§6.) 

7.  Die  Streitigkeiten  zwischen  zivilisierten  Staaten  sind 
heute  regelmäfsig  Rechtsstreitigkeiten;  sie  sind  dies  regel- 
mäfsig  auch  dann,  wenn  die  Konflikte  zum  Teil  politische 
Ursachen  haben.    (§  7.) 

8.  Das  Verfahren  in  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  ent- 
spricht der  Eigenart  des  Völkerrechts  und  kann  und  soll 
über  die  durch  diese  gezogenen  Grenzen  nicht  hinaus.   (§  8.) 

9.  Das  Schiedsgericht  ist  prinzipiell,  vom  Rechtsstand- 
punkte aus,  in  der  Lage,  jeden  Völkerstreit  zu  entscheiden, 
den  ihm  die  Streitteile  unterbreiten  wollen.    (§  9.) 

10.  Die  Grenzen,  die  die  Politik  heute  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit zieht,  sind  dieser  nicht  immanent;  sie  sind 
von  der  Staatenpraxis  heute  zum  Teil  bereits  weiter  gesteckt 
worden  und  können  zweifellos  mit  der  Zeit  noch  mehr  aus- 
gedehnt werden.    (§  10.) 

11.  Die  neueste  Entwicklung  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
hat  bereits  den  Beweis  erbracht,  dafs  diese  letztere  ins- 
besondere einer  Verallgemeinerung,  einer  Ausdehnung  ihres 
Anwendungsgebiets  sehr  wohl  fähig  ist.    (§  11.) 

12.  In  erster  Linie  handelt  es  sich  jedoch  heute  nicht 
sowohl  darum,  die  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  verallgemeinem, 
als  vielmehr  den  ihr  anerkanntermafsen  zufallenden  Wirkungs- 
kreis festzulegen  und  die  Anwendung  des  schiedsgerichtlichen 
Verfahrens  innerhalb  dieses  Feldes  zu  sichern.  Zu  diesem 
Zweck  sind  die  Staaten  allmählich  von  der  Form  des  Schieds- 
gerichts ad  hoc  zu  derjenigen  des  permanenten  Schiedsvertrags 
übergegangen,  und  es  handelt  sich  heute  darum,  diesen  im 
partikularen  Völkerrecht  vollzogenen  Fortschritt  nunmehr 
auch  in  der  Haager  Konvention  zum  Ausdruck  zu  bringen, 
indem  man  das  Schiedsgericht  fQr  das  ihm  anerkanntermafsen 
zufallende  Gebiet  obligatorisch  gestaltet.    (§  12.) 


§  22.    Resultat  und  Ausblick.  6*  < 

13.  Eine  weitere  Form  der  Sicherung  der  Anwendui  \ 
des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  ist  die,  dafs  auch  seite 
der  dritten  Mächte  Schritte  getan  werden,  um  auf  diese  A 
Wendung  hinzuwirken,  und  zwar  sollte  diese  Hinwirkung  n  . 
der  Zeit  ebenfallls  einen  wahrhaft  obligatorischen  Gharakt 
annehmen.    (§  13.) 

14.  Die  Organisation   des  ständigen  Schiedsgerichtshc  ' 
im  Haag  entspricht  der  Eigenart  des  Völkerrechts  und  e ' 
scheint  im  ganzen  durchaus  befriedigend,  was  natürlich  nie! 
wegnimmt,  dafs  im  einzelnen  manche  Bestimmungen  sich  m 
der  Zeit  als  revisionsbedürftig  herausstellen  werden.    (§  14 , 

15.  Auch  das  Verfahren  ist  in  der  Haager  Konventic  i 
im  ganzen  in  befriedigender  Weise  geregelt.    (§  15). 

16.  Insbesondere  entspricht  die  Lösung  der  Revision; 
frage  durchaus  der  Eigenart  des  Völkerrechts  und  des  Schied  i 
Verfahrens.    (§  16.) 

17.  Auch  in  der  „Sanktionsfrage"  nimmt  die  Haag<i 
Konvention   einen  durchaus  zu  billigenden  Standpunkt   eil 

(§  17.) 

18.  Das  völkerrechtliche  Vermittlungsverfahren  stellt  sie '. 
als  eine  im  Völkerrecht  wünschenswerte  und  notwendige  E 
gänzung  des  gerichtlichen  Verfahrens  dar,  die  insbesondei 
für  diejenigen  Streitfälle  von  Bedeutung  ist,  die  die  Staate 
dem  Schiedsgericht  nicht  von  vorneherein  unterwerfen  wolle:: 
Indem  man  das  Vermittlungsverfahren  ebenfalls  auf  ein 
obligatorische  Grundlage  stellt,  bewirkt  man,  dafs  in  alle 
Konfliktsfällen  zum  mindesten  der  Versuch  einer  friedliche 
Lösung  gemacht  werden  mufs.  Die  Verpflichtung  zu  diesei: 
Versuch  soll  aber  nicht  nur  von  den  Streitteilen,  sonder 
auch  von  der  Staatengemeinschaft  anerkannt  werden.    (§  18 

19.  Auch  das  Untersuchungsverfahren  stellt  sich  als  ein 
willkommene  Bereicherung  der  Arten  des  völkerrechtliche 
Verfahrens  dar ,  die  insbesondere  für  solche  Streitfälle  vo 
Bedeutung  ist,  in  denen  die  Feststellung  von  Tatfragen  ei 
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wünscht  ist.  Da  dieses  Verfahren  ebenfalls  sich  nur  als  ein 
Versuch  der  Streitschlichtung  darstellt,  kann  es  ebenso  wie 
das  Vermittlungsverfahren  ohne  jedes  Bedenken  obligatorisch 
gestaltet  werden.    (§  19.) 

20.  Die  Völkerrechtskonferenzen  sind  dasjenige  inter- 
nationale Organ,  dem  die  Fortbildung  des  Völkerrechts  zufällt. 
Unter  den  Völkerrechtskonferenzen  haben  insbesondere  die 
Haager  P'riedenskonferenzen  die  Aufgabe  der  Fortbildung  des 
völkerrechtlichen  Verfahrens  übernommen.  Diese  Aufgabe 
gestaltet  sich,  ganz  allgemein  gesprochen,  so,  dafs  auf  eine 
Vermehrung  der  völkerrechtlichen  Pflichten  der  Staaten  hin- 
gearbeitet werden  mufs,  und  zwar  nicht  nur  auf  Vermehrung 
der  Pflichten  der  Streitteile,  sondern  mindestens  ebensosehr 
der  Verpflichtungen  der  neutralen  Mächte,  da  erst  in  einer 
vollen  Anerkennung  der  von  der  Staatengemeinschaft  zu  über- 
nehmenden Pflichten  das  völkerrechtliche  Prinzip  der  Interessen- 
solidarität seinen  erwünschten  Ausdruck  findet.    (§  20.) 

21.  Die  Vorschläge,  die  insbesondere  die  Interparlamen* 
tarischen  Konferenzen  für  die  zweite  Haager  Friedenskonferenz 
ausgearbeitet  haben,  bieten  im  ganzen  eine  annehmbare  Grund- 
lage für  die  Art  und  Weise,  in  der  das  völkerrechtliche 
Verfahren  durch  diese  Konferenz  fortgebildet  werden  könnte. 

(§  21.) 

II.  Diese  Ergebnisse  führen  nun  zu  folgenden  Postulaten 
für  eine  etwaige  Revision  der  Haager  Konvention: 

1.  Der  Artikel  1  ist  authentisch  dahin  zu  interpretieren, 
dafs  die  darin  übernommene  Verpflichtung  den  Charakter 
einer  Rechtspflicht  hat.  Eventuell  ist  an  Stelle  des  Wortes 
„  conviennent^   ein  anderer  bindenderer  Ausdruck  zu  setzen. 

2.  Der  Artikel  3  soll  ebenfalls  eine  Rechtspflicht  auf- 
stellen. Auch  ist  die  Art  und  Weise,  wie  diese  Rechtspflicht 
ausgeübt  werden  soll,  näher  zu  bestimmen. 

3.  Der  Artikel  9  soll  desgleichen  eine  Verpflichtung  aus- 
sprechen, und  zwar  unter  Weglassung  der  in  der  Ehren-  und 
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Interessenklausel  enthaltenen  Beschränkung  und  unter  fernei 
Weglassung  der  Umstandsklausel. 

4.  Der  Artikel  16  ist  dahin  zu  modifizieren,  dafs  die 
den  Eingangsworten  dieses  Artikels  enthaltene  vermeintlic 
Bechtsschranke  in  Wegfall  kommt. 

5.  Der  Artikel  19  soll  einem  oder  mehreren  Artike 
Platz  machen,  in  denen  das  Anwendungsgebiet  für  d 
Schiedsgericht,  insoweit  die  Staaten  dasselbe  obligatoris 
gestalten  wollen,  näher  fixiert  wird,  etwa  in  der  Weise,  ^ 
dies  in  dem  russischen  Vorschlage  oder  in  dem  Yorschla 
der  Londoner  Interparlamentarischen  Konferenz  näher  ai 
geführt  ist.  Daneben  wird  auch  das  Verhältnis  der  dur 
diese  Modifikation  begründeten  „Union  arbitrale''  zu  d( 
geltenden  oder  noch  abzuschliefsenden  partikularen  Schied 
vertragen  näher  zu  bestimmen  sein,  entsprechend  der  Tender 
die  bereits  der  bisherige  Artikel  19  verfolgte. 

6.  Die  Artikel  24  bezw.  32  sind  dahin  zu  ergänzen,  da 
die  Wahl  von  eigenen  Staatsangehörigen  der  Streitteile  i 
Schiedsrichtern  als  nicht  angängig  bezeichnet  wird. 

7.  Die  Artikel  27  ist  authentisch  dahin  zu  interpretiere 
dafs  die  darin  übernommene  Verpflichtung  den  Gharakt 
einer  Eechtspflicht  hat.  Auch  ist  die  Art  und  Weise,  w 
diese  Eechtspflicht  ausgeübt  werden  soll,  näher  zu  bestimme; 

8.  Der  Artikel  60  ist  dahin  zu  modifizieren,  dafs  dritte 
Mächten  der  Beitritt  zu  der  Haager  Konvention  ohne  weiten 
freisteht.  Auch  ist  vorzusehen,  dafs  die  Signatarmächte  ihrei 
seits  die  nicht  beigetretenen  Staaten,  deren  Zugehörigke 
zur  Völkerrechtsgemeinschaft  unbestritten  feststeht,  zum  Be 
tritt  auffordern. 

9.  In  einem  am  Schlufs  der  Konvention  anzufügende 
Artikel  sind  weiter  Bestimmungen  zu  treffen,  die  die  Periodizitä 
und  Kontinuität  der  Haager  Völkerrechtskonferenzen  sicher 
und  insbesondere  auch  Vorkehrungen  für  die  Art  und  Weis 
treffen,  wie  die  Beschlüsse  dieser  Konferenzen  auszuführe: 
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Bind,  lind   wie   der  Zusammentritt  neuer  Konferenzen   vor- 
zubereiten ist. 

III.  Ganz  abgesehen  von  diesen  Einzelpostulaten  glaube 
ich  insbesondere  auch  folgendes  nachgewiesen  zu  haben: 

1.  Die  hier  erörterten  Fortschritte,  die  aufgestellten 
Postulate  erscheinen  nicht  nur  völkerrechtlich  erwünscht, 
sondern  sie  sind  auch  vom  Standpunkte  der  heutigen  poli- 
tischen Zustände  als  durchaus  realisierbar  zu  bezeichnen. 

2.  Gelingt  es  diese  Fortschritte  zu  erzielen,  dann  erhalten 
wir  ein  System  des  völkerrechtlichen  Verfahrens,  insbesondere 
der  völkerrechtlichen  Rechtsprechung,  das  vom  völkerrecht- 
lichen Standpunkte  —  und  nur  dieser  ist  in  unserer  Frage 
mafsgebend,  nicht  der  Standpunkt  der  innerstaatlichen 
Rechtsordnungen  --  als  befriedigend  zu  bezeichnen  ist,  wenn 
man  die  heute  gegebenen  Verhältnisse  ins  Auge  fafst. 

IV.  Dafs  weitere,  als  die  hier  erörterten  Fortschritte  an 
sich  im  Bereiche  der  Möglichkeit  liegen,  soll  nicht  geleugnet 
werden,  aber  diese  weiteren  Entwicklungsmöglichkeiten  setzen 
eine  wesentliche  Änderung  in  den  politischen  Anschauungen 
und  Zuständen  voraus  und  können  daher  erst  erwartet  werden, 
wenn  diese  letztere  eingetreten  ist.  Dafs  eine  solche  Änderung 
in  der  Zukunft  einmal  eintreten  werde,  erscheint  nicht  un- 
wahrscheinlich. Die  jetzige  Form  insbesondere  der  europäischen 
internationalen  Politik  dürfte  mit  der  Zeit  notgedrungen  ein 
Ende  nehmen ;  denn  wenn  unsere  Politiker  nicht  selbst  zu  der 
Einsicht  von  der  Notwendigkeit  eines  intensiveren  Zusammen- 
arbeitens  kommen  sollten,  dann  dürften  die  asiatischen  und 
amerikanischen  Staaten  dafür  Sorge  tragen,  ihnen  diese  Ein- 
sicht beizubringen.  Sobald  aber  der  jetzige  pathologische  Zu- 
stand des  gegenseitigen  Mifstrauens  einmal  überwunden  sein 
wird,  wird  man  auch  die  Möglichkeit  weiterer  Fortschritte  in 
unserer  Materie  nicht  mehr  von  der  Hand  weisen.  Ob  diese 
Umgestaltung  der  politischen  Lage  allerdings  jemals  so  weit 
gehen  wird,  dafs  dadurch  auch  dasjenige  affiziert  wird,  was 
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ich  als  die  Eigenart  des  heutigen  Völkerrechts  l 
zeichnet  habe,  diese  Frage  dürfte  sich  heute  schwerlich  l 
antworten  lassen*. 

In  jedem  Falle  mufste  die  vorliegende  Untersuchung  d 
heute  gegebenen  Verhältnisse  zum  Ausgangspunkt  nehm< 
und  sich  in  ihren  Postulaten  auf  das  unter  diesen  Verhä! 
nissen  erreichbar  Erscheinende  beschränken.  Trotz  dies 
Beschränkung  dürfte  sie  aber  immerhin  auch  gezeigt  habe 
dafs  man  auf  unserem  Rechtsgebiete  unter  allen  Umstand« 
mit  verschiedenen  Stadien  der  Entwicklung  zu  rechnen  hab< 
wird,  so  dafs  also  die  hier  gemachten  Vorschläge  keinesfa 
den  endgültigen  Abschlufs  dieses  Entwicklungsganges  zu  b 
deuten  brauchen.  Wichtiger  aber,  als  auf  solche  entfern 
Zukunftsbilder  hinzudeuten,  erschien  es  mir,  die  jetzt  6 
reichbaren  Fortschritte  ins  Auge  zu  fassen. 

Die  Fortbildung  des  völkerrechtlichen  Verfahrens  mi 
als  eine  Tat  der  Realpolitik  erscheinen!  Zu  dieser  Üb( 
Zeugung  müssen  die  Staatsmänner  mit  der  Zeit  gelange 
Die  hier  gemachten  Vorschläge  bedeuten  in  keiner  Weise  € 
Preisgeben  des  festen  Bodens  einer  gesunden,  einer  national 
Realpolitik.  Wohl  aber  dürften  sie  in  jedem  Falle  geeign 
sein,  die  jetzigen  ungesunden  politischen  Zustände,  d 
jetzigen  unfertigen  Zustand  des  Völkerrechts  überwinden  ; 
helfen.  Sie  sind  erreichbar  ohne  irgend  welche  Gefährdui 
der  staatlichen  Souveränität  und  Freiheit.  Es  gehört  zu  d 
hier  als  wünschbar  dargestellten  Fortbildung  des  völkc 
rechtlichen  Verfahrens  nichts  —  als  etwas  mehr  gegenseitig 
Vertrauen  und  ein  ernstliches  Wollen!  — 


'  Es  fehlt  zwar  nicht  an  Schriftstellern,  die  glauben,  auch  na 
dieser  Bichtung  hin  Nachweise  liefern  zu  können,  wie  z.  B.  Dumi 
Diesen  immerhin  unsicheren  Boden  möchte  ich  meinerseits  nicht  betreti 
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L  Ole  Haagsr  Konvention  fDr  die  Erledlguig  Internationaler 
StrsltlBkelten. 

Conventloii  pour  le  r^lement  paciflqne  des   conlUts   inter- 
nationaux. 

Lee  sonverains  on  chefs  d'Etats  des  pays  repr6sentäs  ii  la 

Conference, 

(Swivmt  les  noms). 

Animos  de  la  fenne  volonte  de  concoarir  an  maintien  de  la 
paix  gönärale; 

R^Bolns  k  favoriser  de  tons  lears  efforts  le  r^glement  amiable 
des  conflits  internationans ; 

ReconnaiEsant  la  solidariU  qni  onit  les  membree  de  la  sod6t£ 
des  nations  civilisäes; 

Voalant  ätendre  Tempire  da  droit  et  fortifier  les  sentimeDts 
de  la  jastice  internationale; 

Convaincns  qne  rinstitation  permanente  d'nne  jaridiction 
arbitrale  accessible  ii  tous  an  sein  des  poissances  ind6pendantes 
pent  contribner  efHcacement  ä  ce  räsultat; 

Considärant  les  avantages  d'nne  Organisation  g^ngrale  et 
rögnliöre  de  la  procödnre  arbitrale; 

Estimant,  avec  Tangnste  initiateur  de  la  Conference  inter* 
nationale  de  la  paix,  qu'il  importe  de  consacrer  dans  an  accord 
international  les  principes  d'äqaitä  et  de  droit  snr  lesqaels  reposeot 
la  s^cnrite  des  Etats  et  le  bien-6tre  des  penples; 

D^sirant  conclure  nne  Convention  ^  cet  effet,  ont  nommö  poar 
lears  pl^nipotentiaires,  savoir: 

(Sunient  les  noms.) 

Lesqaels,  aprfes  s'^tre  commnniqaä  lenrs  pleius  poavoirs, 
troavtis  en  bonne  et  dae  forme,  aont  conTenns  des  dispositions 
saivantes : 
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TUre  I^.  —  Du  mamtien  de  la  paix  ginirale. 

Art.  1^^  £n  vne  de  prävenir  antant  qne  possible  le  rec 
ä  la  force  dans  les  rapports  entre  les  Etats,  les  pnissances  sii 
taires  conviennent  d'employer  tons  lears  efforts  ponr  assure 
r^glement  pacifique  des  diffi6rends  intemationaux. 

Türe  II.  —  Des  hons  Offices  et  de  la  mediation. 

Art.  2.    En  cas  de  dissentiment  grave  ou   de  conflit,  a\     i 
d'en   appeler  aux   armes,   les   pnissances   signataires   convieni     i 
d'avoir  reconrs,  en  tant  qne  les  circonstances  le  permettront,  :     \ 
bons  Offices  on  k  la  mädiation   d'nne   on   de  plnsienrs  pnissan 
amies. 

Art.  3.    Indöpendamment  de  ce  reconrs,  les   pnissances   s 
nataires  jngent  ntile   qn'une  on   plnsienrs   pnissances    ötrangö 
an   conflit   offrent  de   lenr  propre  initiative,  en  taat  qne  les  < 
constances  s'y  pr^tent,   lenrs  bons  Offices  on  lenr  m^diation   i    i 
Etats  en  conflit. 

Le  droit  d'offrir  les  bons  Offices  on  la  m6diation  appartii  l 
anx  pnissances  ^trang^res  an  conflit,  m6me  pendant  le  conrs  (  i 
hostilit^s. 

L'exercice  de  ce  droit  ne  pent  jamais  6tre  consid6r6  i  i 
Tnne  on  Tantre  des  parties   en  litige  comme  nn  acte  pen  amic 

Art.  4.    Le  röle   du  mädiatenr   consiste  ä  concilier  les  p: 
tentions   oppos^es    et    ä   apaiser   les    ressentiments    qni   penvc   I 
s'6tre  prodnits  entre  les  Etats  en  conflit. 

Art.  5.    Les  fonctions  dn  m6diatenr  cessent  dn  moment  oü    I 
est  constatö,  soit  par  l'nne  des  parties  en  litige,  soit  par  le  m 
diatenr  Ini-m^me,  qne  les  moyens  de  conciliation  proposäs  par  1  i 
ne  sont  pas  accept^s. 

Art.  6.    Les  bons  Offices  et  la  m^diation,  soit  snr  les  recon  i 
des  parties  en  conflit,   soit  snr  Tinitiative   des  pnissances   6tra 
g^res  an  conflit,  ont  exclnsivement  le  caract^re  de  conseil  et  n*o  I 
jamais  force  obligatoire. 

Art.  7.    L'acceptation   de   la  m6diation   ne   pent  avoir  poi 
effet,   sanf  Convention   contraire,   d'interrompre ,  de    retarder  c  i 
d'entraver  la  mobilisation   on  antres   mesnres   pr^paratoires  ä  1  i 
gnerre. 

Si  eile  intervient  aprös  l'onvertnre  des  hostilitös,  eile  n'inte] 
rompt  pas,  sanf  Convention  contraire,  les  Operations  militaires  ei 
conrs. 

Art.  8.    Les  pnissances  signataires  sont  d'accord  ponr  recom 
mander  l'application ,   dans   les   circonstances   qni  le   permettenl, 
d'nne  mMiation  speciale  sons  la  forme  snivante: 

En  cas  de  diff^rend  grave  compromettant  la  paix,  les  Etat! 
en  conflit  cboisissent  respectivement  nne  pnissance  ä  laqnelle  ili 
confient  la  mission  d'entrer  en  rapport  direct  avec  la  pnissance 
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choisie  d*autre  pari,  ä  l'effet  de  pr^yenir  la  ruptore  des  relations 
pacifiques. 

Pendant  la  dur6e  de  ce  mandat  dont  le  terme,  sauf  stipu- 
lation contraire,  ne  peut  exender  trente  jonrs,  les  Etats  en  litige 
cessent  tont  rapport  direct  an  snjet  dn  conflit,  lequel  est  consid6r6 
comme  däfär^  exclnsivement  anx  paissances  mädiatrices.  Celles-ci 
doivent  appliqner  tons  lears  efforts  ä  regier  le  difiMrend. 

En  cas  de  rnpture  effective  des  relations  pacifiqaes,  ces  pais- 
sances demenrent  charg^es  de  la  mission  commnne  de  profiter  de 
tonte  occasion  ponr  rätablir  la  paix. 

Türe  III,  —  Des  commissians  internoHoncUes  d^enquSte, 

Art.  9.  Dans  les  litiges  d*ordre  international  n'engageant  ni 
rhonneur  ni  des  intör^ts  essentiels  et  provenant  d*ane  divergence 
d*appr6ciation  sar  des  points  de  fait,  les  paissances  signataires 
jagent  utile  que  les  parties  qui  n'auraient  pu  se  mettre  d'accord 
par  les  voies  diplomatiques  instituent,  en  tant  que  les  circonstances 
le  permettront,  ane  commission  internationale  d'enqu^te  charg6e 
de  faciliter  la  Solution  de  ces  litiges  en  ^claircissant,  par  un  exa- 
men  impartial  et  consciencieux,  les  questions  de  fait. 

Art.  10.  Les  commissions  internationales  d'enqu^te  sont  con- 
stituäes  par  Convention  speciale  entre  les  parties  en  litige. 

La  Convention  d'enqu^te  präcise  les  faits  ä  examiner  et  T^ten- 
due  des  pouvoirs  des  commissaires. 

Elle  r^gle  la  proc6dure. 

L'enqu^te  a  Heu  contradictoirement. 

La  forme  et  les  dölais  ä  observer,  en  tant  qu'ils  ne  sont  pas 
fix6s  par  la  Convention  d'enqu^te,  sont  dätermin6s  par  la  commission 
elle-m6me. 

Art.  11.  Les  commissions  internationales  d'enqu^te  sont 
formäes,  sauf  stipulation  contraire,  de  la  mani^re  d^terminäe  par 
Tarticle  32  de  la  präsente  Convention. 

Art.  12.  Les  puissances  en  litige  s*engagent  k  foumir  k  la 
commission  internationale  d'enqu^te,  dans  la  plus  large  mesure 
qu^elles  jugeront  possible,  tous  les  moyens  et  toutes  les  facilit^s 
n^cessaires  pour  la  connaissance  compl^te  et  l'appr^ciation  exacte 
des  faits  en  questions. 

Art.  13.  La  commission  internationale  d*enquete  präsente  aux 
puissances  en  litige  son  rapport  sign^  par  tous  les  membres  de 
la  commission. 

Art.  14.  Le  rapport  de  la  commission  internationale  d'en- 
qu^te,  limit^  k  la  constatation  des  faits,  n'a  nullement  le  caract^re 
d'une  sentence  arbitrale.  II  laisse  aux  puissances  en  litige  une 
entiöre  libertö  pour  la  suite  k  donner  k  cette  constatation. 
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Türe  IV.  —  De  Varbitrage  international. 

Chapitre  1«^.  —  De  la  jastiee  arbitrale. 

Art.  15.  L'arbitrage  international  a  pour  objet  le  r^glement 
de  litiges  entre  les  Etats  par  des  jnges  de  lenr  choix  et  sar  la 
base  du  respect  du  droit. 

Art.  16.  Dans  les  questions  d'ordre  jnridiqne,  et  en  premier 
liea  dans  les  questions  d'interpr^tation  ou  d'application  des  Con- 
ventions internationales^  Tarbitrage  est  reconnu  par  les  puissances 
signataires  comme  le  moyen  le  plus  efficace  et  en  m^me  temps  le 
plus  äquitable  de  regier  les  litiges  qui  n'ont  pas  6t6  r^solus  par 
les  voies  diplomatiques. 

Art.  17.  La  Convention  d'arbitrage  est  conclue  pour  des  con- 
testations  d^jä  n^es  ou  pour  des  contestations  Eventuelles. 

Elle  peut  concemer  tout  litige  ou  seulement  les  litiges  d'une 
cat^gorie  d^terminäe. 

Art,  18.  La  Convention  d'arbitrage  implique  Tengagement  de 
se  soumettre  de  bonne  foi  ä  la  sentence  arbitrale. 

Art.  19.  IndEpendammcnt  des  trait^s  gdn^raux  ou  particuliers 
qui  stipulent  actuellement  Tobligation  du  recours  k  l'arbitrage  pour 
les  puissances  signataires,  ces  puissances  se  r6servent  de  conclure, 
soit  avant  la  ratification  du  präsent  acte,  soit  post^rieurement,  des 
accords  nouveaux,  gän^raux  ou  particuliers,  en  vue  d'Etendre  l'ar- 
bitrage obligatoire  ä  tous  les  cas  qu'elles  jugeront  possible  de 
lui  soumettre. 

Chapitre  IL  —  De  la  Cour  permanente  d'arbitrage. 

Art.  20.  Dans  le  but  de  faciliter  le  recours  immädiat  ä 
Tarbitrage  pour  les  diff^rends  intemationaux  qui  n'ont  pu  ^tre 
räglEs  par  la  voie  diplomatique,  les  puissances  signataires  s'enga- 
gent  ä  organiser  une  Cour  permanente  d'arbitrage,  accessible  en 
tout  temps  et  fonctionnant ,  sauf  stipulation  contraire  des  parties, 
conform6ment  aux  r^gles  de  procEdure  insär^es  dans  la  pr6sente 
Convention. 

Art.  21.  La  Cour  permanente  sera  comp^tente  pour  tous  les 
cas  d'arbitrage,  k  moins  qu'il  n'y  ait  entente  entre  les  parties  pour 
r^tablissement  d'une  juridiction  speciale. 

Art.  22.  Un  bureau  international  stabil  k  La  Haye  sert  de 
grefife  k  la  Cour. 

Ce  bureau  est  l'intennEdiaire  des  Communications  relatives 
aux  r^unions  de  celle-ci. 

II  a  la  garde  des  archives  et  la  gestion  de  toutes  les  affaires 
administratives. 

Les  puissances  signataires  s'engagent  k  communiquer  au 
bureau  international  de  La  Haye  une  copie  certifiäe  conforme  de 
toute   stipulation  d'arbitrage  intervenue   entre  elles   et   de  toute 
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sentence  arbitrale  les   cpncernant  et  rendae  par  des  jnridictioiis 
speciales. 

EUes  s'engagent  ä  commiiniqaer  de  mdme  an  bnreaa  les 
lois,  r^glements  et  docoments  constatant  ^yentaellement  rex6cation 
des  sentences  rendaes  par  la  Goar. 

Art.  23.  Chaqne  paissance  signataire  dösignera,  dans  les 
tFois  mois  qni  soivront  la  ratification  par  eile  da  prösent  acte^ 
qnatre  personnes  an  plus,  d'nne  compötence  reconnae  dans  les 
qnestionfl  de  droit  international,  jonissant  de  la  plus  haute  con- 
sid^ration  morale  et  disposöes  k  accepter  les  fonctions   d'arbitres. 

Les  personnes  ainsi  dösign^es  seront  inscrites,  au  titre  de 
membres  de  la  Goar,  sar  one  liste  qoi  sera  notifiöe  ä  toates  les 
pnissances  signataires  par  les  soins  da  bareaa. 

Toate  modification  ä  la  liste  des  arbitres  est  port^e,  par  les 
soins  du  bareaa,  k  la  connaissance  des  pnissances  signataires. 

Deax  oa  plasienrs  paissances  peavent  s'entendre  poor  la 
dösignation  en  comman  d'an  ou  de  plasiears  membres. 

La  m^me  personne  peut  ^tre  dösignöe  par  des  paissances 
diff^rentes. 

Les  membres  de  la  Goar  sont  nommös  poar  an  terme  de  six 
ans.    Lear  mandat  peot  6tre  renoavel6. 

£n  cas  de  däc^s  oa  de  retraite  d'an  membre  de  la  Goar, 
il  est  poarva  ä  son  remplacement  selon  le  mode  fix6  poar  sa 
nomination. 

Art.  24.  Lorsqae  les  paissances  signataires  vealent  s'adresser 
k  la  Goar  permanente  poar  le  r^glement  d'an  diffi^rend  sarvena 
entre  elles,  le  choix  des  arbitres  appel^s  k  former  le  tribunal 
comp^tent  poar  stataer  sar  ce  diff^rend  doit  6tre  fait  dans  la 
liste  gän^rale  des  membres  de  la  Goar. 

A  d^faat  de  constitation  da  tribanal  arbitral  par  Taccord 
immMiat  des  parties,  il  est  proc6d6  de  la  mani^re  suivante: 

Ghaqae  partie  nomme  deux  arbitres  et  ceax-ci  cboisissent 
ensemble  an  surarbitre. 

£n  cas  de  partage  des  Yoix,  le  choix  da  sararbitre  est  confi^ 
k  une  paissance  tierce,  d^sign6e  de  comman  accord  par  les  parties. 

Si  Taccord  ne  s'ätablit  pas  k  ce  snjet,  chaqae  partie  dösigne 
ane  paissance  diff^rente  et  le  choix  da  sararbitre  est  üait  de  con- 
cert  par  les  paissances  ainsi  däsignöes. 

Le  tribanal  ätant  ainsi  composä,  les  parties  notifient  ao 
bareaa  lear  d^cision  de  s'adresser  k  la  Goar  et  les  noms  des  arbitres. 

Le  tribanal  arbitral  se  räanit  k  la  date  fix6e  par  les  parties. 

Les  membres  de  la  Goar,  dans  l'exercice  de  lears  fonctions 
et  en  dehors  de  lear  pays,  joaissent  des  Privileges  et  immanit^s 
diplomatiques. 

Art.  25.    Le  tribanal  arbitral  si^ge  d'ordinaire  k  La  Haye, 

Le  si^ge  ne  peat,  saaf  le  cas  de  force  majeare,  ttxe  changä 
par  le  tribanal  qae  de  Tassentiment  des  parties. 
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Art.  26.  Le  borean  international  de  La  Haye  est  aatori86  ä 
mettre  ses  locaox  et  son  Organisation  h  la  dispositio&  des  puis- 
fiances  signataires  ponr  le  fonctionnement  de  tonte  jaridiction  sp^- 
•ciale  d^arbitrage. 

La  jaridiction  de  la  Cour  permanente  peat  ^tre  ^tendne,  dans 
les  conditions  prescrites  par  les  räglements,  aax  litiges  existant 
«ntre  des  paissances  non  signataires  ou  entre  des  pnissances  sig- 
nataires et  des  paissances  non  signataires,  si  les  parties  sont  con- 
venaes  de  recoarir  k  cette  jaridiction. 

Art.  27.  Les  paissances  signataires  considörent  comme  an 
devoir,  dans  le  cas  oü  an  conflit  aiga  menacerait  d'^clater  entre 
deax  oa  plasiears  d'entre  elles,  de  rappeler  ä  celles-ci  qae  la 
Coar  permanente  lear  est  oaverte. 

En  cons^qaence,  elles  d^clarent  qae  le  fait  de  rappeler  aax 
parties  en  conflit  les  dispositions  de  la  präsente  Convention,  et  le 
€onseil  donn6,  dans  Tintär^t  sapörieur  de  la  paix,  de  s'adresser  ä 
la  Coar  permanente,  ne  peavent  6tre  consid^räs  qae  comme  actes 
de  bons  Offices. 

Art.  28.  Un  conseil  administraüf  permanent,  composä  des 
repräsentants  diplomatiqaes  des  paissances  signataires  accrädit^es 
ä  La  Haye  et  da  ministre  des  affaires  ^trang^res  des  Pays-Bas, 
qai  remplira  les  fonctions  de  pr6sident,  sera  con&titaä  dans  cette 
yille  le  plas  töt  possible  apr^s  la  ratification  da  präsent  acte  par 
neaf  paissances  an  moins. 

Ce  conseil  sera  chargö  d'ätablir  et  d'organiser  le  bareaa  inter- 
national, leqael  demearera  soas  sa  direction  et  soas  son  contrdle. 

H  notifiera  aax  paissances  la  constitation  de  la  Coar  et  poar- 
voira  Tinstallation  de  celle-ci. 

U  arr^tera  son  r^glement  d*ordre,  ainsi  qae  toas  aatres  r^g* 
lements  näcessaires. 

II  däcidera  tontes  les  qaestions  administratives  qai  poarraient 
snrgir  toachant  le  fonctionnement  de  la  Coar. 

II  aara  toat  poavoir  qaant  k  la  nomination,  la  saspension  on 
la  rävocation  des  fonctionnaires  et  employäs  da  bareaa. 

H  fixera  les  traitements  et  salaires  et  contrölera  la  däpense 
gänärale. 

La  präsence  de  cinq  membres  dans  les  räanions  dftment  con- 
voqaäes  saffit  poar  permettre  aa  conseil  de  dälibärer  valablement. 
Les  däcisions  sont  prises  k  la  majoritä  des  voix. 

Le  conseil  commaniqae  sans  dälai  aax  paissances  signataires 
les  r^glements  adoptäs  par  lai.  U  lear  adresse  chaqae  annee  an 
rapport  sar  les  travaax  de  la  Coar,  Bar  le  fonctionnement  des 
Services  administratifs  et  sar  les  d6penses. 

Art.  29.  Les  frais  da  bareaa  seront  sapportäs  par  les  pais- 
sances signataires  dans  la  proportion  stabile  poar  le  bareaa  inter- 
national d'Union  postale  aniverselle. 
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Gbapitre  111.  —  De  la  procMare  arbitrale. 

Art.  30.  £n  yne  de  favoriser  le  däveloppement  de  Tarbi- 
trage,  les  paissanses  signataires  ont  arrSt6  les  r^gles  soivantes, 
qni  seront  applicables  h  la  proc^dare  arbitrale,  en  tant  qne  les 
parties  ne  sont  pas  convenues  d'autres  r^gles. 

Art.  31.  Les  poissances  qai  recourent  &  Tarbitrage  signent 
nn  acte  späcial  (compromis)  dans  lequel  sont  nettement  d^termines 
Tobjet  da  litige,  ainsi  qne  l'^tendne  des  ponvoirs  des  arbitres. 
Cet  acte  implique  Tengagement  des  parties  de  se  sonmettre  de 
bonne  foi  k  la  sentence  arbitrale. 

Art.  32.  Les  fonctions  arbitrales  penvent  6tre  conf^r^es  & 
an  arbitre  nniqne  oa  k  plnsiears  arbitres  d^signäs  par  les  parties 
k  lear  gr^,  oa  cboisis  par  elles  parmi  les  membres  de  la  Coar 
permanente  d'arbitrage  stabile  par  le  prösent  acte. 

-     A  d6faat  de  constitation   da  tribunal  par  Taccord    immädiat 
des  parties,  il  est  proc6d6  de  la  mani^re  saiyante: 

Chaqae  partie  nomme  deax  arbitres  et  ceax-ci  choisissent 
essemble  an  snrarbitre. 

En  cas  de  partage  des  voix,  le  choix  da  sararbitre  est  con- 
fiö  k  ane  paissance  tierce,  d^signöe  de  comman  accord  par  les 
parties. 

Si  Taccord  ne  s^^tablit  pas  k  ce  snjet,  chaqae  partie  dösigne 
ane  paissance  difiidrente  et  le  choix  da  sararbitre  est  fait  de  concert 
par  les  paissances  ainsi  d^signäes. 

Art  33.  Lorsqa'un  soaverain  oa  an  chef  d'Etat  est  choisi 
ponr  arbitre,  la  proc^dare  arbitrale  est  r6gl6e  par  lai. 

Art.  34.    Le  sararbitre  est  de  droit  pr^sident  da  tribanal. 

Lorsqae  le  tribanal  ne  comprend  pas  de  sararbitre,  il  nomme 
lai-m^me  son  prösident. 

Art.  35.  En  cas  de  däc^s,  de  d^mission  oa  d'emp^chement) 
poar  qaelqae  caase  qae  ce  soit,  de  Tan  des  i^bitres,  il  est  poarva 
k  son  remplacement  selon  le  mode  fixö  poar  sa  nomination. 

Art.  36.  Le  si^ge  da  tribanal  est  d^sign^  par  les  parties. 
A  d^faat  de  cette  däsignation  le  tribanal  si^ge  k  La  Haye. 

Le  si^ge  ainsi  fix6  ne  peat,  saaf  le  cas  de  force  majeare, 
6tre  changö  par  le  tribanal  qae  de  Tassentiment  des  parties. 

Art.  37.  Les  parties  ont  le  droit  de  nommer  aapr^s  da  tri- 
banal des  däl^gaäs  oa  agents  sp^ciaax,  avec  la  mission  de  servir 
d'interm^diaires  entre  elles  et  le  tribunal. 

Elles  sont  en  oatre  aatoris^es  k  charger  de  la  defense  de 
lears  droits  et  intär^ts  devant  le  tribanal,  des  conseils  oa  avocats 
nomm^s  par  elles  k  cet  effet. 

Art.  38.  Le  tribanal  d^cide  da  choix  des  langaes  dont  il 
fera  asage  et  dont  l'emploi  sera  aatoris^  devant  lai. 

Art.  39.  La  proc^dure  arbitrale  comprend  en  rägle  gän^rale 
deax  phases  distinctes:  Tinstraction  et  les  däbats. 
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L'instmction  consiste  dans  la  commnnication  faite  par  les 
agents  respectifs,  anx  membres  du  tribanal  et  ä  la  partie  adverse, 
de  tons  actes  imprimds  on  Berits  et  de  tons  documents  contenant 
les  moyens  invoqa^s  dans  la  cause.  Cette  communication  aura 
lieu  dans  la  forme  et  dans  les  dälais  däterminds  par  le  tribunal 
en  vertu  de  Tarticle  49. 

Les  däbats  consistent  dans  le  d^veloppement  oral  des  moyens 
des  parties  devant  le  tribunal. 

Art.  40.  Toute  pi^ce  produite  par  Tune  des  parties  doit  ^tre 
communiquäe  ä  Tautre  partie. 

Art.  41.    Les  d^bats  sont  dirig^s  par  le  Präsident. 

n  ne  sont  publics  qu'en  vertu  d'une  däcision .  du  tribunal, 
prise  avec  l'assentiment  des  parties. 

II  sont  consign^s  dans  des  proc^s-verbaux  rödigäs  par  des 
secr6taires  que  nomme  le  präsident. 

Ces  proc^s-verbaux  ont  seuls  caract^re  authentique. 

Art.  42.  L'instmction  6tant  close,  le  tribunal  a  le  droit 
d'äcarter  du  däbat  tous  actes  ou  documents  nouveaux  qu'une  des 
parties  voudrait  lui  soumettre  sans  le  consentement  de  Tautre, 

Art.  43.  I^e  tribunal  demeure  libre  de  prendre  en  consid6- 
ration  les  actes  ou  documents  nouveaux  sur  lesquels  les  agents  ou 
conseils  des  parties  appelleraient  son  attention. 

£n  ce  cas,  le  tribunal  a  le  droit  de  requärir  la  production 
de  ces  actes  ou  documents,  sauf  Tobligation  d'en  donner  connais- 
sance  h,  la  partie  adverse. 

Art.  44.  Le  tribunal  peut,  en  outre,  requerir  des  agents  des 
parties  la  production  de  tous  actes  et  demander  toutes  explications 
näcessaires.     £n  cas  de  refus  le  tribunal  en  prend  acte. 

Art.  45.  Les  agents  et  les  conseils  des  parties  sont  autorisäs 
k  präsenter  oralement  au  tribunal  tous  les  moyens  quHls  jugent 
utiles  &  la  defense  de  leur  cause. 

Art.  46.  Ils  ont  le  droit  de  soulever  des  exceptions  et  in- 
cidents.  Les  däcisions  du  tribunal  sur  ces  points  sont  definitives 
et  ne  peuvent  donner  lieu  ä  aucune  discussion  ultärieure. 

Art.  47.  Les  membres  du  tribunal  ont  le  droit  de  poser  des 
questions  aux  agents  et  aux  conseils  des  parties  et  de  leur  de- 
mander des  äclaircissements  sur  les  points  douteux. 

Ni  les  questions  posäes,  ni  les  observations  faites  par  les 
membres  du  tribunal  pendant  le  cours  des  däbats  ne  peuvent  gtre 
regardäes  comme  Texpression  des  opinions  du  tribunal  en  gänäral 
ou  de  ses  membres  en  particulier. 

Art.  48.  Le  tribunal  est  autorisä  ä  däterminer  sa  compätence 
en  interprätant  le  compromis  ainsi  que  les  autres  traitäs  qui 
peuvent  ^tre  invoquäs  dans  la  matiöre,  et  en  appliquant  les  principes 
du  droit  international. 

Art.  49.  Le  tribunal  a  le  droit  de  rendre  des  ordonnances  de 
procädure  pour  la  direction  du  proc^s,   de   däterminer  les  formes 
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et  d^lais  dans  lesqnels  chaque  partie  devra  prendre  ses  conclasions 
et  de  proc^der  &  toutes  les  formalitäs  que  comporte  Tadininistration 
des  preuves. 

Art.  50.  Les  agents  et  les  conseils  des  parties  ayant 
präsente  tons  les  ^claircissements  et  preuves  &  Tappai  de  leor 
cause,  le  Präsident  prononce  la  clöture  des  däbats. 

Art.  51.    Les  dälibärations  du  tribunal  ont  lieu  ä  hnis   clos. 

Toute  däcision  est  prise  k  la  majoritä  des  membres  du 
tribunal. 

Le  refus  d'un  membre  de  [prendre  part  au  vote  doit  6tre 
constatä  dans  le  proc^s-verbal. 

Art.  52.  La  sentence  arbitrale,  votde  k  la  majoritä  des  voix, 
est  motiväe.  Elle  est  rädigäe  par  6crit  et  signäe  par  chacun  des 
membres  du  tribunal. 

Ceux  des  membres  qui  sont  restäs  en  minoritä  peuvent  con- 
stater,  en  signant,  leur  dissentiment. 

Art.  53.  La  sentence  arbitrale  est  lue  en  säance  publique 
du  tribunal,  les  agents  et  les  conseils  des  parties  präsents  ou 
düment  appel^s. 

Art.  54.  La  sentence  arbitrale,  düment  prononc6e  et  notifiäe 
aux  agents  des  parties  en  litige  döcide  d^linitivement  et  sans 
appel  la  contestation. 

Art.  55.  Les  parties  peuvent  se  räserver  dans  le  compromis 
de  demander  la  revision  de  la  sentence  arbitrale. 

Dans  ce  cas  et  sauf  Convention  contraire,  la  demande  doit 
^tre  adress6e  au  tribunal  qui  a  rendu  la  sentence.  Elle  ne  peut 
6tre  motiv^e  que  par  la  d^couverte  d'un  fait  nouveau  qui  eüt  ätä 
de  nature  k  exercer  une  influence  däcisive  sur  la  sentence  et  qui, 
lors  de  la  clöture  des  däbats,  6tait  inconnu  du  tribunal  lui-m^me 
et  de  la  partie  qui  a  demand6  la  revision. 

La  procädure  de  revision  ne  peut  6tre  ouverte  que  par  une 
däcision  du  tribunal  constatant  expressäment  Texistence  du  fait 
nouveau,  lui  reconnaissant  les  caract^res  prävus  par  le  paragraphe 
präcädent  et  d<^clarant  k  ce  titre  la  demande  recevable. 

Le  compromis  dätermine  le  dälai  dans  lequel  la  demande  de 
revision  doit  etre  formte. 

Art.  56.  La  sentence  arbitrale  n'est  obligatoire  que  pour  les 
parties  qui  ont  conclu  le  compromis. 

Lorsqu'il  s'agit  de  Tinterprätation  d'une  Convention  k  laquelle 
ont  participä  d'autres  puissances  que  les  parties  en  litige,  celles- 
ci  notifient  aux  premi^res  le  compromis  qu'elles  ont  conclu.  Cha- 
cune  de  ces  puissances  a  le  droit  d'intervenir  au  proc^s.  Si  une 
ou  plusieurs  d'entre  elles  ont  profitä  de  cette  facult^,  Tinterprätation 
contenue  dans  la  sentence  est  ägalement  obligatoire  k  leur  ägard. 

Art.  57.  Chaque  partie  Supporte  ses  propres  frais  et  une 
part  ägale  des  frais  du  tribunal. 
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DispositioDS  g^n^rales. 

Art.  58.  La  präsente  Convention  sera  ratifiäe  dans  le  plus 
bref  dälai  possible. 

Les  ratifications  seront  d^pos^es  ä  La  Haye. 

11  sera  dressä  du  däpöt  de  chaque  ratification  nn  proc^s-ver- 
bal,  dont  nne  copie,  certifi6e  conforme,  sera  remise  par  la  voie 
diplomatique  h  toutes  les  puissances  qai  ont  6t6  repr^sent^es  k  la 
Conference  de  la  paix  de  La  Haye. 

Art.  59.  Les  pnissances  non  signataires  qai  ont  6t6  repr6sen- 
Ues  k  la  Conference  internationale  de  la  Paix  ponrront  adhärer 
h  la  präsente  Convention.  Elles  auront  h,  cet  effet  &  faire  con- 
nattre  leur  adhäsion  anx  pnissances  contractantes,  au  moyen  d'nne 
notification  äcrite,  adressäe  au  gonvernement  des  Pays-Bas  et 
commnniqnee  par  celui-ci  k  tontes  les  antres  pnissances  con- 
tractantes. 

Art.  60.  Les  conditions  auxqnelles  les  pnissances  qni  n'ont 
pas  6t6  repräsentees  h,  la  Conference  internationale  de  la  Paix, 
ponrront  adherer  h,  la  präsente  Convention,  formeront  Tobjet  d'nne 
entente  ulterieare  entre  les  pnissances  contractantes. 

Art.  61.  S'il  arrivait  qu'nne  des  hautes  parties  contractantes 
denongät  la  präsente  Convention,  cette  dänonciation  ne  prodnirait 
ses  effets  qn'an  an  apräs  la  notification  faite  par  äcrit  au  gonver- 
nement des  Pays-Bas  et  communiquäe  immädiatement  par  celui-ci 
k  tontes  les  autres  pnissances  contractantes. 

Cette  dänonciation  ne  prodnira  ses  effets  qu'ä  Tägard  de  la 
puissance  qui  Taura  notifiäe. 

Konvention  für  die  friedliche  Regelung  internationaler 

Streitigkeiten. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Deutschland,  König  von 
Preufsen, 

(folgt  die  Aufzählung  der  Souveräne,   der  Staatsoberhäupter  und 
Regierungen,  die  die  Konvention  unterzeichnet  haben). 

Von  dem  festen  Willen  beseelt,  zur  Erhaltung  des  allgemeinen 
Friedens  beizutragen; 

entschlossen,  alles  zu  tun,  was  in  ihrer  Macht  steht,  um  die 
friedliche  Regelung  internationaler  Streitigkeiten  zu  begünstigen; 

in  Anerkennung  der  Solidarität,  die  die  Glieder  der  Gemein- 
schaft der  zivilisierten  Staaten  verbindet; 

in  der  Absicht,  die  Herrschaft  des  Rechts  auszudehnen  und 
das  Gefühl  der  internationalen  Gerechtigkeit  zu  stärken; 

überzeugt,  dafs  die  dauernde  Einrichtung  einer  allen  zu- 
gänglichen Schiedsgerichtsbarkeit  im  Schofse  der  unabhängigen 
Mächte  zu  diesem  Ziele  wirksam  beitragen  kann; 
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in  Anbetracht  der  Vorteile,  ^^elche  eine  allgemeine  und  regel- 
mäfsige  Einrichtung  des  Schiedsgerichtsverfahrens  bewährt; 

die  Überzeugung  des  erhabenen  Urhebers  der  internationalen 
Friedenskonferenz  teilend,  dafs  es  angezeigt  ist,  in  einer  inter- 
nationalen Vereinbarung  die  Grundsätze  der  Billigkeit  und  des 
Rechtes  feierlich  auszusprechen,  auf  denen  die  Sicherheit  der 
Staaten  und  die  Wohlfahrt  der  Völker  beruht; 

von  dem  Wunsche  geleitet,  zu  diesem  Ende  eine  Konvention 
abzuschliefsen,  haben  als  ihre  Bevollmächtigten  ernannt: 

(folgen  die  Namen), 

welche  nach  Vorweisung  ihrer  Vollmachten,  die  in  guter  und 
gehöriger  Form  befunden  wurden,  folgende  Bestimmungen  ver- 
einbart haben: 

Titel  I. 
Über  die  Erhaltung  des  allgemeinen  Friedens* 

Art.  1.  Um  in  den  internationalen  Beziehungen  die  An- 
wendung von  Gewalt  so  weit  als  möglich  zu  vermeiden,  kommen 
die  Signatarmächte  überein,  alle  ihre  Bemühungen  anzuwenden, 
um  die  friedliche  Regelung  internationaler  Streitigkeiten  herbei- 
zuführen. 

Titel  II. 
Gute  Dienste  und  Termittlnng« 

Art.  2.  Die  Vertragsmächte  verpflichten  sich,  in  Fällen 
schwerer  Meinungsverschiedenheit,  bevor  sie  zu  den  Waffen  greifen, 
die  guten  Dienste  oder  die  Vermittlung  einer  oder  mehrerer  be- 
freundeten Mächte  anzurufen,  insoweit  die  Umstände  es  gestatten. 

Art.  8.  Unabhängig  hiervon  halten  die  Signatarmächte  es 
für  nützlich,  dafs  eine  oder  mehrere  der  nicht  am  Streite  be- 
teiligten Mächte  aus  eigenem  Antriebe,  soweit  die  Umstände  es 
gestatten,  den  streitenden  Staaten  ihre  guten  Dienste  oder  ihre 
Vermittlung  anbieten. 

Den  neutralen  Staaten  bleibt  das  Recht,  ihre  guten  Dienste 
oder  ihre  Vermittlung  anzubieten,  auch  während  der  Feindselig- 
keiten gewahrt.  Die  Ausübung  dieses  Rechtes  soll  nie  von  einer 
der  streitenden  Parteien  als  ein  unfreundlicher  Akt  angesehen 
werden. 

Art.  4.  Die  Aufgabe  des  Vermittlers  besteht  darin,  die 
hervorgetretenen  Gegensätze  auszugleichen  und  die  etwa  ent- 
standene Verstimmung  zwischen  den  streitenden  Staaten  zu  be- 
schwichtigen. 

Art.  5.  Die  Aufgabe  des  Vermittlers  ist  beendet,  sobald 
durch  einen  der  streitenden  Teile  oder  durch  den  Vermittler  selbst 
festgestellt  ist,  dafs  die  von  ihm  vorgeschlagenen  Mittel  der  Ver-^ 
ständiguug  nicht  angenommen  werden. 


I.  Die  Haager  EonTention  f.  d.  friedl.  Erled.  Internat.  Streitigkeiten.    619 

Art.  6.  Die  guten  Dienste  und  die  Vermittlung,  sei  es,  dafs 
sie  von  den  streitenden  Parteien  nachgesucht,  sei  es,  dafs  sie  von 
den  neutralen  Mächten  aus  eigenem  Antrieb  angeboten  werden, 
haben  immer  nur  den  Charakter  eines  Ratschlages  und  niemals 
irgendwelche  verbindliche  Kraft. 

Art.  7.  Die  Annahme  einer  Vermittlung  kann,  anderweitige 
Vereinbarung  vorbehalten,  die  Mobilisierung  und  andere  Eriegs- 
vorbereitungen  weder  unterbrechen,  noch  verzögern,  noch  hindern. 

Wenn  die  Vermittlung  nach  Eröffnung  der  Feindseligkeiten 
stattfindet,  so  nehmen  diese  ihren  Fortgang,  falls  nichts  anderes 
vereinbart  ist. 

Art.  8.  Die  Vertragsmächte  gehen  einig  darin,  zu  empfehlen, 
dafs  folgende  besondere  Form  der  Vermittlung,  wenn  die  Umstände 
es  gestatten,  angewendet  werden  möchte: 

Bei  schweren  Meinungsverschiedenheiten,  die  den  Frieden  ge- 
fährden, wählen  die  streitenden  Staaten  je  eine  Macht,  die  sie  er- 
mächtigen, in  direkte  Verhandlungen  mit  der  von  der  anderen 
Partei  bezeichneten  Macht  einzutreten,  um  den  Bruch  der  fried- 
lichen Beziehungen  zu  verhindern. 

Während  der  Dauer  dieses  Mandates,  die,  anderweitige  Ver- 
einbarung vorbehalten,  dreifsig  Tage  nicht  überschreiten  darf, 
hören  die  streitenden  Teile  auf,  über  den  zwischen  ihnen  ob- 
waltenden Streit  direkt  miteinander  zu  verhandeln ;  die  Streitfrage 
gilt  vielmehr  als  an  diese  Mächte  ausschliefslich  übertragen.  Es 
ist  deren  Pflicht,  alle  ihre  Bemühungen  zur  Schlichtung  des  Streites 
anzuwenden. 

Eommt  es  zum  wirklichen  Bruch  der  friedlichen  Beziehungen, 
so  bleiben  jene  Mächte  doch  mit  der  gemeinsamen  Aufgabe  be- 
traut, jede  Gelegenheit  zu  benutzen,  um  den  Frieden  wieder  her- 
zustellen. 

Titel  ni. 

Internationale  Untersnchungnskoninilssionen. 

Art.  9.  Bei  internationalen  Streitigkeiten,  welche  weder  die 
Ehre  noch  wesentliche  Interessen  des  Staates  berühren  und  auf 
einer  verschiedenen  Würdigung  von  Tatsachen  beruhen,  halten 
die  Signatarmächte  für  nützlich,  dafs,  nachdem  die  diplomatischen 
Verhandlungen  erfolglos  geblieben  sind,  die  streitenden  Staaten, 
sofern  die  Umstände  es  gestatten,  eine  internationale  Unter- 
suchungskommission einsetzen  mit  dem  Auftrag,  die  streitigen 
Tatsachen  durch  eine  unparteiische  und  gewissenhafte  Unter- 
suchung aufzuklären  und  dadurch  die  Lösung  dieser  Streitigkeiten 
zu  erleichtern. 

Art.  10.  Die  internationalen  Untersuchungskommissionen 
werden  auf  Grund  einer  besonderen  Vereinbarung  der  streitenden 
Parteien  gebildet. 
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Diese  Yereinbarang  bestimmt  die  zu  untersuchenden  Tat- 
sachen und  den  Umfang  des  den  Eommissarien  erteilten  Mandates. 
Sie  regelt  auch  das  Verfahren. 

Die  Untersuchung  hat  kontradiktorisch  zu  erfolgen. 

Die  zu  beobachtende  Form  und  die  Fristen  werden,  wenn  die 
Spezialkonvention  darüber  nichts  enthält,  durch  die  Kommission 
bestimmt. 

Art.  11.  Die  internationalen  Untersuchungskommissionen 
werden,  anderweitige  Abmachungen  vorbehalten,  nach  Art.  32  der 
gegenwärtigen  Konvention  gebildet. 

Art.  12.  Die  Streitteile  verpflichten  sich,  der  internationalen 
Untersuchungskommission  alle  für  eine  vollständige  Kenntnis  und 
genaue  Feststellung  der  streitigen  Tatsachen  notwendigen  Mittel 
und  Erleichterungen  in  so  weitem  Umfange  zu  gewähren,  als  sie 
es  für  möglich  erachten. 

Art.  18.  Die  internationale  Untersuchungskommission  er- 
stattet den  streitenden  Staaten  einen  Bericht,  den  alle  Mitglieder 
derselben  zu  unterzeichnen  haben. 

Art.  14.  Der  Bericht  der  internationalen  Untersuchungs- 
kommission beschränkt  sich  auf  die  Feststellung  der  Tatsachen 
und  hat  keineswegs  den  Charakter  eines  Schiedsspruches;  er  läfst 
den  streitenden  Staaten  volle  Freiheit  für  die  weitere  Behandlung 
der  Angelegenheit. 

Titel  IV. 
Das  intematlonale  Schiedswesen. 

Kapitel  I.     Die  Bcbiedsgericlitsbarkeit. 

Art.  15.  Die  internationale  Schiedsgerichtsbarkeit  bezweckt 
die  Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwischen  Staaten  durch  Bichter 
ihrer  Wahl  und  nach  Bechtsgrundsätzen. 

Art.  16.  Bei  Bechtsfragen  und  namentlich  bei  Anständen 
betreffend  die  Auslegung  und  die  Anwendung  von  Staatsverträgen 
wird  die  Schiedsgerichtsbarkeit  von  den  Signatarmächten  als  das 
wirksamste  Mittel  anerkannt,  Streitigkeiten  zu  erledigen,  die  auf 
diplomatischem  Wege  nicht  haben  beigelegt  werden  können. 

Art.  17.  Der  Schiedsvertrag  wird  im  Hinblick  auf  bereits 
entstandene  oder  etwa  künftig  entstehende  Streitigkeiten  ab- 
geschlossen. 

Er  kann  sich  auf  alle  Streitigkeiten  oder  nur  auf  eine  be- 
stimmte Kategorie  von  Streitigkeiten  erstrecken. 

Art.  18.  Der  Schiedsvertrag  schliefst  die  Verpflichtung  in 
sich,  sich  in  guten  Treuen  dem  schiedsgerichtlichen  Urteil  zu 
unterwerfen. 

Art.  19.  Unabhängig  von  den  allgemeinen  und  besonderen 
Verträgen,  welche  jetzt  schon  die  Signatarmächte  zur  Anrufang 
von  Schiedsgerichten  verpflichten,  behalten  sich  diese  Mächte  vor, 
sei  es  vor  der  Batifizierung  der  vorliegenden  Akte,  sei  es  später. 
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neue  allgemeine  oder  besondere  Verträge  abznschliefsen ,  um  die 
obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  auf  alle  ihnen  passend  er* 
scheinenden  Fälle  auszudehnen. 

Kapitel  IL    Der  ständige  SchieäBgerlohtsliof. 

Art.  20.  Um  die  unmittelbare  Anrufung  schiedsgerichtlicher 
Entscheidung  bei  Streitigkeiten  zu  erleichtern,  welche  auf  diplo- 
matischem Wege  nicht  geschlichtet  werden  konnten,  verpflichten 
sich  die  Signatarmächte,  einen  ständigen  Schiedsgerichtshof  ein- 
zurichten, welcher  zu  jeder  Zeit  zugänglich  sein  soll  und,  ander- 
weitige Vereinbarungen  der  Streitteile  vorbehalten,  gemäfs  den  in 
vorliegender  Konvention  aufgestellten  Regeln  verfahren  wird. 

Art.  21.  Der  ständige  Schiedsgerichtshof  wird  für  alle  schieds- 
gerichtlichen Fälle  zuständig  sein,  es  sei  denn,  dafs  die  streitenden 
Parteien  übereinkommen,  ein  besonderes  Schiedsgericht  einzusetzen. 

Art.  22.  Ein  im  Haag  niedergesetztes  internationales  Amt 
dient  dem  Gerichtshof  als  Kanzlei. 

Dieses  Amt  vermittelt  alle  auf  den  Zusammentritt  des  Ge- 
richtshofes bezüglichen  Mitteilungen. 

Es  verwahrt  die  Archive  und  besorgt  die  Verwaltungs- 
geschäfte. 

Die  Signatarmächte  verpflichten  sich,  dem  internationalen  Amt 
im  Haag  beglaubigte  Abschriften  aller  von  ihnen  abgeschlossenen 
Schiedsverträge  und  aller  sie  betreffenden  durch  besondere  Schieds- 
gerichte gefällten  Schiedssprüche  mitzuteilen. 

Die  Vertragsmächte  verpflichten  sich  femer,  dem  Amte  alle 
Gesetze,  Reglemente  und  Aktenstücke  zuzustellen,  welche  die  Voll- 
ziehung der  vom  Schiedsgerichtshof  gefällten  Urteile  beurkunden. 

Art.  28.  Jede  Vertragsmacht  ernennt  binnen  drei  Monaten 
nach  Ratifizierung  der  gegenwärtigen  Übereinkunft  bis  zu  vier 
Personen,  welche  in  den  Fragen  des  internationalen  Rechts  wohl 
bewandert,  sich  aufserdem  des  höchsten  moralischen  Ansehens  er- 
freuen und  bereit  sind,  das  Schiedsrichterämt  zu  übernehmen. 

Die  so  ernannten  Personen  werden  als  Mitglieder  des  Schieds- 
gerichtshofes in  eine  Liste  eingetragen,  welche  das  internationale 
Amt  allen  Vertragsmächten  mitzuteilen  hat. 

Jede  Änderung  in  der  Liste  der  Schiedsrichter  wird  durch  das 
internationale  Amt  den  Signatarmächten  ebenfalls  mitgeteilt. 

Zwei  oder  mehrere  Mächte  können  übereinkommen,  eines  oder 
mehrere  Mitglieder  gemeinsam  zu  ernennen. 

Dieselbe  Person  kann  von  verschiedenen  Mächten  ernannt 
werden. 

Die  Mitglieder  des  Gerichtshofes  sind  ftlr  sechs  Jahre  er- 
nannt und  können  immer  wieder  gewählt  werden. 

Stirbt  oder  tritt  ein  Mitglied  zurück,  so  soll  die  Ersatzwahl 
in  der  gleichen  Weise  erfolgen,  wie  der  zu  ersetzende  Schieds- 
richter ernannt  worden  war. 
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Art.  24.  Wenn  die  Yertragsmächte  sich  zur  Schlichtung 
eines  zwischen  ihnen  entstandenen  Streites  an  den  Gerichtshof 
wenden  wollen,  sind  die  Mitglieder  des  zur  Aburteilung  dieses 
Streites  zuständigen  Gerichtes  aus  der  allgemeinen  Liste  des 
Gerichtshofes  zu  wählen. 

Wenn  die  Parteien  sich  über  die  Bildung  des  Schiedsgerichtes 
nicht  verständigen  können,  so  wird  in  folgender  Weise  verfahren : 

Jede  Partei  ernennt  zwei  Schiedsrichter,  welche  gemeinsam 
einen  Obmann  wählen. 

Können  die  Schiedsrichter  sich  nicht  einigen,  so  bezeichnen 
die  Parteien  im  gegenseitigen  Einverständnis  eine  dritte  Macht, 
welche  den  Obmann  zu  wählen  hat. 

Können  die  Parteien  sich  auch  hierüber  nicht  einigen,  so 
bezeichnet  jede  von  ihnen  eine  Macht,  und  der  Obmann  wird  ge- 
meinsam von  den  auf  diese  Weise  bezeichneten  Mächten  ernannt. 

Ist  das  Schiedsgericht  gebildet,  so  teilen  die  Parteien  dem 
internationalen  Amt  ihre  Absicht,  sich  an  den  Gerichtshof  zu 
wenden,  und  die  Namen  der  Schiedsrichter  mit. 

Das  Schiedsgericht  tritt  an  dem  von  den  Parteien  bestimmten 
Zeitpunkt  zusammen. 

Die  Mitglieder  des  Gerichtshofes  geniefsen,  solange  sie  in 
Tätigkeit  sind  und  sich  aufserhalb  ihres  Heimatlandes  befinden, 
die  diplomatischen  Privilegien  und  Immunitäten. 

Art.  25.     Das  Schiedsgericht  tagt  in  der  Regel  ini  Haag. 

Aufser  im  Notfalle  kann  das  Schiedsgericht  seinen  Sitz  nur 
mit  Einwilligung  der  Parteien  ändern. 

Art.  26.  Das  internationale  Amt  im  Haag  ist  ermächtigt, 
seine  Räumlichkeiten  und  seine  Einrichtungen  den  Signatarmächten 
für  die  Sitzungen  jedes  andern  besonderen  Schiedsgerichtes  zur 
Verfügung  zu  stellen. 

Dem  ständigen  Gerichtshof  können  unter  den  in  den  Reglementen 
festgesetzten  Bedingungen  auch  Streitigkeiten  zwischen  Nicht- 
signatarmächten, sowie  zwischen  Signatar-  und  Nichtsignatarmächten 
zur  Aburteilung  unterbreitet  werden,  wenn  die  Parteien  sich  hierüber 
vertragsmäfsig  geeinigt  haben. 

Art.  27.  Die  Signatarmächte  halten  es  für  ihre  Pflicht,  im 
Falle  ein  scharfer  Konflikt  zwischen  zweien  oder  mehreren  von 
ihnen  auszubrechen  droht,  die  streitenden  Staaten  daran  zu  er- 
innern, dafs  ihnen  der  ständige  Gerichtshof  offen  steht. 

Infolgedessen  erklären  die  Yertragsmächte,  dafs  es  nur  als 
ein  Akt  guter  Dienste  betrachtet  werden  darf,  wenn  sie  die 
streitenden  Parteien  an  die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Kon- 
vention erinnern  und  ihnen  im  höheren  Interesse  des  Friedens  den 
Rat  geben,  sich  an  den  ständigen  Gerichtshof  zu  wenden. 

Art.  28.  Möglichst  bald  nach  Ratifizierung  dieser  Konvention 
durch  wenigstens  neun  Mächte  wird  im  Haag  ein  ständiger  Yer- 
waltungsrat,   bestehend   aus   den   in  dieser  Stadt  akkreditierten 
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diplomatischen  Vertretern  der  Signatarmächte  und  dem  Minister  des 
Auswärtigen    der  Niederlande  als  Vorsitzenden,  gebildet  werden. 

Dieser  Rat  wird  mit  der  Errichtung  und  Einrichtung  des, 
internationalen  Amtes  beauftragt,  welches  unter  seiner  Leitung  und 
Aufsicht  stehen  soll. 

Er  wird  den  Mächten  von  der  Einsetzung  des  Gerichtshofes 
Kenntnis  geben  und  für  dessen  Installierung  sorgen. 

Er  erläfst  sein  Reglement,  sowie  die  sonstigen  erforderlichen 
Reglemente ;  entscheidet  alle  Verwaltungsfragen,  die  sich  etwa  mit 
bezug  auf  die  Tätigkeit  des  Gerichtshofes  erheben  könnten;  hat 
die  Befugnis,  die  Beamten  und  Angestellten  des  internationalen 
Amtes  zu  ernennen,  zu  suspendieren,  zu  entlassen;  setzt  die  Ge- 
hälter und  Löhne  fest  und  kontrolliert  die  ganze  Geldwirtschaft. 

Die  Anwesenheit  von  fttnf  Mitgliedern  genügt  zur  Fassung 
gültiger  Beschlüsse  in  geschäftsordnungsmäfsig  berufenen  Sitzungen  ] 
die  Beschlüsse  werden  mit  Stimmenmehrheit  gefafst. 

Der  Verwaltungsrat  teilt  ohne  Verzug  den  Mächten  die  von 
ihm  angenommenen  Reglemente  mit;  er  erstattet  ihnen  alljährlich 
einen  Bericht  über  die  Arbeiten  des  Gerichtshofes,  über  die  ge- 
samte Verwaltung  und  die  Ausgaben. 

Art.  29.  Die  Kosten  des  internationalen  Amtes  werden  von 
den  Vertragsstaaten  in  dem  Verhältnis  getragen,  wie  es  für  das 
internationale  Postbureau  festgesetzt  ist. 

Kapitel  in.    Das  Verfahren  vor  dem  Schiedsgericht. 

Art.  30.  Um  die  Ausdehnung  des  Schiedswesens  zu  fördern, 
haben  die  Vertragsstaaten  folgende  Regeln  festgesetzt,  welche  auf 
das  schiedsgerichtliche  Verfahren  anwendbar  sind,  es  sei  denn, 
dafs  die  Parteien  sich  über  andere  Regeln  geeinigt  hätten. 

Art.  31.  Die  Staaten,  welche  übereinkommen,  eine  Streitigkeit 
schiedsrichterlich  erledigen  zu  lassen,  schliefsen  eine  Spezial- 
yereinbarung  (Schiedsvertrag)  ab,  in  welcher  der  Streitgegenstand 
und  der  Umfang  der  Vollmachten  der  Schiedsrichter  klar  an- 
gegeben ist.  Diese  Vereinbarung  schliefst  die  Verpflichtung  der 
Parteien  in  sich,  sich  in  guten  Treuen  dem  Schiedssprüche  zu 
unterwerfen. 

Art.  32.  Die  schiedsrichterlichen  Funktionen  können  einem 
einzelnen  oder  mehreren  Schiedsrichtern  übertragen  werden,  welche 
die  Parteien  nach  freiem  Ermessen  ernennen  oder  aus  der  Liste 
der  Mitglieder  des  durch  gegenwärtige  Konvention  eingesetzten 
ständigen  Schiedsgerichtshofes  wählen. 

Wenn  das  Schiedsgericht  nicht  auf  Grund  einer  unmittelbaren 
Verständigung  der  Parteien  gebildet  wird,  so  wird  folgendermafsen 
verfahren : 

Jede  Partei  ernennt  zwei  Schiedsrichter,  und  diese  wählen 
gemeinsam  einen  Obmann. 
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Können  die  Schiedsrichter  sich  hierüber  nicht  einigen,  so 
wird  von  den  Parteien  in  gegenseitigem  Einverständnis  eine  dritte 
Macht  bezeichnet,  welche  den  Obmann  wählt 

Wird  anch  hierüber  kein  Einvernehmen  erzielt,  so  wählt  jede 
Partei  eine  Macht,  nnd  diese  beiden  Mächte  ernennen  dann  zu- 
sammen den  Obmann. 

Art.  38.  Wenn  ein  Souverän  oder  Staatsoberhaupt  Schieds- 
richter ist,  so  wird  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  von  ihm 
bestimmt. 

Art.  34.  Der  Obmann  ist  von  Rechtes  wegen  Vorsitzender 
des  Schiedsgerichts. 

Wenn  das  Schiedsgericht  keinen  Obmann  hat,  so  wählt  es 
sich  selbst  einen  Vorsitzenden. 

Art  35.  Stirbt  ein  Schiedsrichter,  oder  legt  er  sein  Amt 
nieder,  oder  ist  er  aus  irgend  welchem  Grunde  verhindert,  so 
wird  er  nach  dem  gleichen  Modus  ersetzt,  nach  welchem  der  zu 
Ersetzende  berufen  worden  war. 

Art.  36.  Der  Sitz  des  Schiedsgerichtes  wird  von  den  Parteien 
bestimmt.     Wenn  nicht,  so  tagt  das  Gericht  im  Haag. 

Der  einmal  festgestellte  Gerichtssitz  kann  vom  Schiedsgerichte 
nur  im  Falle  höherer  Gewalt  geändert  werden,  es  sei  denn,  dafs 
die  Parteien  in  eine  Änderung  einwilligen. 

Art.  37.  Die  Parteien  sind  befugt,  bei  dem  Schiedsgerichte 
Bevollmächtigte  oder  Spezialagenten  zu  ernennen,  welche  als  Ver- 
mittler zwischen  ihnen  und  dem  Gericht  zu  dienen  haben. 

Sie  können  femer  Advokaten  oder  Anwälte  zur  Vertretung 
ihrer  Rechte  und  Interessen  vor  dem  Schiedsgericht  ernennen. 

Art.  38.  Die  Sprachen,  in  denen  verhandelt  wird,  bestimmt 
das  Schiedsgericht. 

Art.  39.  Das  schiedsrichterliche  Verfahren  umfafst  in  der 
Regel   zwei  Abschnitte:   die  Untersuchung  und   die  Verhandlung. 

Die  Untersuchung  oder  das  Vorverfahren  besteht  darin,  dafs 
die  Vertreter  der  Parteien  alle  gedruckten  oder  geschriebenen 
Aktenstücke  und  alle  Urkunden,  die  für  die  Entscheidung  be- 
deutsam sind,  den  Mitgliedern  des  Gerichtes  und  der  Gegenpartei 
mitteilen.  Das  Gericht  bestimmt,  gemäfs  Art.  49,  in  welcher 
Weise  und  binnen  welcher  Fristen  diese  Mitteilung  zu  er- 
folgen hat. 

Die  Verhandlung  besteht  in  der  mündlichen  Entwicklung  der 
von  den  Parteien  geltend  gemachten  Gründe  vor  Gericht 

Art.  40.  Jedes  von  einer  Partei  vorgelegte  Aktenstück  mufs 
auch  der  anderen  mitgeteilt  werden. 

Art.  41.  Die  Verhandlung  wird  vom  Vorsitzenden  geleitet 
und  isl  nur  dann  öffentlich,  wenn  ein  mit  Zustimmung  der  Parteien 
gefafster  Gerichtsbeschlufs  dies  anordnet. 
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Über  die  Yerhandlungen  wird  von  Sekretären,  die  der  Präsident 
ernennt,  ein  Protokoll  geführt.  Dieses  Protokoll  allein  hat  authen- 
tischen Charakter. 

Art.  42.  Nach  SchluTs  der  Untersnchung  kann  das  Schieds- 
gericht alle  neuen  Aktenstücke  und  Urkunden  von  der  Verhandlung 
ausschliefsen ,  welche  eine  Partei  ohne  Zustimmung  der  anderen 
ihm  vorlegen  möchte. 

Art.  43.  Das  Schiedsgericht  ist  befugt,  alle  neuen  Akten- 
stücke und  Urkunden  in  Betracht  zu  ziehen,  auf  welche  die  Ver- 
treter der  Parteien  sein  Augenmerk  lenken. 

In  diesem  Fall  ist  das  Schiedsgericht  berechtigt,  die  Vorlage 
dieser  Aktenstücke  und  Urkunden  zu  verlangen.  Hiervon  hat  es 
der  Gegenpartei  Kenntnis  zu  geben. 

Art.  44.  Das  Schiedsgericht  kann  auTserdem  von  den  Ver- 
tretern der  Parteien  die  Vorlage  aller  Urkunden  und  die  Erteilung 
aller  erforderlichen  Auskünfte  verlangen.  Wird  dies  abgelehnt,  so 
nimmt  das  Schiedsgericht  hiervon  Vormerkung. 

Art.  45.  Die  Vertreter  der  Parteien  sind  berechtigt,  dem 
Gericht  mündlich  alles  vorzutragen,  was  sie  zur  Unterstützung 
ihrer  Sache  für  nützlich  halten. 

Art.  46.  Die  Parteien  haben  das  Recht,  Zwischenfragen  auf- 
zuwerfen und  Prozefseinreden  geltend  zu  machen.  Die  Ent- 
scheidungen des  Schiedsgerichtes  über  solche  Punkte  sind  end- 
gültig und  können  keine  weiteren  Erörterungen  veranlassen. 

Art.  47.  Die  Mitglieder  des  Schiedsgerichtes  sind  berechtigt, 
an  die  Vertreter  der  Parteien  Fragen  zu  stellen  und  von  ihnen 
die  Aufklärung  zweifelhafter  Punkte  zu  verlangen. 

Weder  die  im  Laufe  der  Verhandlungen  gestellten  Fragen 
noch  die  von  den  Mitgliedern  des  Schiedsgerichtes  gemachten  Be- 
merkungen dürfen  als  Ausdruck  der  Meinung  des  Schiedsgerichtes 
im  allgemeinen  oder  seiner  Mitglieder  im  besondem  aufgefafst 
werden. 

Art.  48.  Das  Schiedsgericht  entscheidet  über  den  Umfang 
seiner  Kompetenz  durch  Auslegung  des  Schiedsvertrages  und  aller 
sonstigen  einschlägigen  Staats  vertrage,  sowie  durch  Anwendung  der 
Grundsätze  des  Völkerrechts. 

Art.  49.  Das  Schiedsgericht  erläfst  die  prozefsleitenden  Ver- 
fügungen, bestimmt  die  Formen  und  die  Fristen,  binnen  welcher 
die  Parteien  ihre  Schlufsanträge  einzureichen  haben,  und  trifft 
alle  das  Beweisverfahren  betreffenden  Anordnungen. 

Art.  50.  Nachdem  die  Vertreter  der  Parteien  alle  Auf- 
klärungen gegeben  und  alles  Beweismaterial  zur  Stütze  ihrer  Sache 
beigebracht  haben,  verfügt  der  Präsident  den  Schlufs  der  Ver- 
handlung. 

Art.  51.     Die  Beratungen   des  Schiedsgerichtes   sind  geheim. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  Stimmenmehrheit  gefafst. 

Nippold,  Verfahren.  40 
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Weigert  sich  ein  Mitglied,  seine  Stimme  abzugeben,  so  mufs 
hiervon  im  Protokoll  Vormerkung  genommen  werden. 

Art.  52.  Der  mit  Mehrheit  gefällte  Schiedsspruch  soll  die 
Entscheidungsgründe  angeben.  Der  Schiedsspruch  ist  schriftlich 
auszufertigen  und  von  sämtlichen  Mitgliedern  des  Schiedsgerichtes 
zu  unterzeichnen. 

Die  in  der  Minderheit  gebliebenen  Mitglieder  können  bei  der 
Unterschrift  ihrer  abweichenden  Meinung  Erwähnung  tun. 

Art.  53.  Der  Schiedsspruch  wird  in  öffentlicher  Sitzung  in 
Gegenwart  oder  nach  ordnungsmäfsiger  Vorladung  der  Partei- 
vertreter verkündigt. 

Art.  54.  Der  ordnungsmäfsig  verkündete  und  den  Vertretern 
der  streitenden  Parteien  mitgeteilte  Schiedsspruch  entscheidet  den 
Streit  endgültig  und  ohne  Berufung. 

Art.  55.  Die  Parteien  können  sich  im  Schiedsvertrag  vor- 
behalten, eventuell  die  Revision  des  Schiedsspruches  zu  verlangen. 

Der  Antrag  mufs,  anderweitige  Vereinbarung  vorbehalten,  an 
das  Schiedsgericht  gestellt  werden,  das  den  Spruch  gefällt  hat« 
Er  kann  nur  begründet  werden  mit  der  Entdeckung  einer  neuen 
Tatsache,  die  bei  Schlufs  der  Verhandlung  dem  Schiedsgericht 
und  dem  Antragsteller  unbekannt  war,  und  welche  derart  ist, 
dafs  sie  auf  das  Urteil  einen  entscheidenden  Einflufs  hätte  aus- 
üben müssen. 

Das  Revisionsverfahren  kann  nur  durch  einen  Beschlufs  des 
Schiedsgerichts  eröffnet  werden,  welcher  ausdrücklich  feststellt: 
das  Vorhandensein  der  neuen  Tatsache,  dafs  sie  den  im  ersten 
Absatz  bezeichneten  Charakter  trägt,  und  dafs  demgemäfs  der 
Revisionsantrag  begründet  ist. 

Art.  56,  Der  Schiedsspruch  ist  nur  für  die  Parteien  bindend, 
welche  den  Schiedsvertrag  geschlossen  haben. 

Wenn  es  gilt,  eine  Konvention  auszulegen,  an  welcher  noch 
andere  Mächte  als  die  Streitparteien  beteiligt  sind,  so  teilen  letztere 
jenen  Mächten  den  abgeschlossenen  Schiedsvertrag  mit.  Jeder 
der  Vertragsstaaten  hat  das  Recht,  an  dem  Prozefs  als  Inter- 
venient  teilzunehmen.  Wenn  einer  oder  mehrere  von  ihnen  von 
diesem  Rechte  Gebrauch  machen,  so  wird  das  Urteil  auch  für  sie 
bindend. 

Art.  57.  Jede  Partei  trägt  ihre  eigenen  Kosten  und  einen 
gleichen  Teil  der  Gerichtskosten. 

Allgemeine  Bestinuniingen« 

Art.  58.  Die  gegenwärtige  Konvention  soll  sobald  als  möglich 
ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  der  Ratifikationsurkunden  ist  ein 
Protokoll  aufzunehmen,   wovon  eine   authentische  Abschrift  allen 
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Mächten,  welche  an  der  internationalen  Friedenskonferenz  im  Haag 
vertreten  waren,  auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  werden  wird. 

Art.  59.  Die  Nichtsignatarmächte,  welche  an  der  inter- 
nationalen Friedenskonferenz  vertreten  waren,  können  der  gegen- 
wärtigen Konvention  beitreten.  Zu  diesem  Ende  haben  sie  ihren 
Beitritt  den  Yertragsmächten  in  der  Weise  zur  Kenntnis  zu 
bringen,  dafs  sie  eine  schriftliche  Mitteilung  an  die  Regierung  der 
Niederlande  richten,  welche  sie  allen  anderen  Yertragsstaaten  zu- 
gehen läfst. 

Art.  60.  Die  Bedingungen,  unter  welchen  die  an  der  inter- 
nationalen Friedenskonferenz  nicht  vertretenen  Mächte  der  gegen- 
wärtigen Konvention  beitreten  können,  werden  durch  eine  weitere 
Vereinbarung  zwischen  den  Vertragsmächten  festgesetzt    werden. 

Art.  61.  Wenn  eine  der  hohen  vertragsschliefsenden  Parteien 
diese  Konvention  kündigen  sollte,  so  wird  diese  erst  ein  Jahr 
nach  der  schriftlich  an  die  Regierung  der  Niederlande  und  durch 
diese  unmittelbar  darauf  an  alle  anderen  Vertragsmächte  ergangenen 
Mitteilung  aufser  Kraft  treten. 

Diese  Kündigung  wird  ihre  Wirkung  nur  gegenüber  derjenigen 
Macht  äufsern,  von  welcher  sie  ausgegangen  ist. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  die  gegenwärtige 
Konvention  unterzeichnet  und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Ausgefertigt  am  neunundzwanzigsten  Juli  eintausend  acht- 
hundert neunundneunzig  im  Haag,  und  zwar  in  einem  einzigen 
Exemplar,  welches  im  Archiv  der  Regierung  der  Niederlande  ver- 
wahrt bleiben  wird  und  wovon  authentische  Abschriften  den  Yer- 
tragsmächten auf  diplomatischem  Wege  zugestellt  werden  sollen. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

II.  Der  russische  Entwurf  einer  Konvention  ^ 

1.  Elements  pour  Telaboration  d'irn  projet  de  Convention 
ä  conclure  entre  les  Puissances  participant  k  la  Conference 

de  La  Haye. 

Bons  Offices  et  Mediation. 

Art.  1.  A  reflfet  de  prövenir,  autant  que  possible,  le  recours 
ä  la  force  dans  les  rapports  intemationaux,  les  Puissances  signa- 
taires  sont  convenues  d'employer  tous  leurs  efforts  pour  amener, 
par  des  moyens  pacifiques,  la  Solution  des  conflits  qui  pourraient 
surgir  entre  Elles. 

Art.  2.  £n  consäquence,  les  Puissances  signataires  ont  däcidö 
qu'en  cas  de  dissentiment  grave  ou  de  conflit,  avant  d'en  appeler  aux 
armes,  elles  auront  recours,  en  tant  que  les  circonstances  Tadmet- 


^  Vgl.  Conference  internationale  de  la  Paix,  1899,  I,  155,  Annexe 
A.  Documents  ^manes  de  la  del^gation  russe. 

40* 


628  Anhang, 

traient,  aux  bons  offtces  on  ä  la  m^diation  d'nne  ou  de  plnsieurs 
Pnissances  amies, 

Art.  3.  En  cas  de  mddiation,  acceptäe  spontanäment  par  des 
Etats  se  tronvant  en  conflit,  le  bat  da  Goavernement  mädiatenr 
consiste  dans  la  conciliation  des  pr^tentions  opposöes  et  dans 
Tapaisement  des  ressentiments  qai  peavent  s'6tre  prodaits  entre 
ces  Etats. 

Art.  4.  Le  röle  da  Goavernement  mödiatear  cesse  da  moment 
qae  la  transaction  propos^e  par  Ini  oa  les  bases  d*ane  entente 
amicale  qn'il  aurait  sagg^r^es  ne  seraient  point  acceptöes  par  les 
Etats  en  conflit. 

Art.  5.  Les  Pnissances  jagent  utile  qae,  dans  les  cas  de 
dissentiment  grave  oa  de  conflit  entre  Etats  civilis^s  concemant 
des  qnestions  d'int^r^t  politiqne  —  ind^pendamment  da  recours 
qae  poarraient  avoir  les  Pnissances  en  litige  anx  bons  offices  ou 
k  la  m^diation  des  Pnissances  non  impliqn^es  dans  le  conflit  — 
ces  demi^res  offrent  de  lenr  propre  initiative,  en  tant  qae  les  cir- 
constances  s'y  pr^teraient,  aax  Etats  en  litige  lenrs  bons  offlces 
on  leur  mädiation,  afin  d'aplanir  le  diff^rend  snrvenn  en  lenr 
proposant  une  solntion  amiable  qui,  sans  toncher  anx  int^r^ts  des 
antres  Etats,  sendt  de  natnre  k  concilier  an  mieax  les  int6r^ts 
des  Parties  en  litige. 

Art.  6.  II  demenre  bien  entenda  qae  la  m^diation  et  les  bons 
Offices,  soit  sar  Tinitiative  des  Parties  en  litige,  soit  snr  celle  des 
Paissances  nentres,  ont  strictement  le  caract^re  de  conseil  amical, 
et  nnllement  force  obligatoire. 

Arbitrage  international. 

Art.  7.  En  ce  qni  regarde  les  cas  de  litige  se  rapportant 
ä  des  qnestions  de  droit,  et,  en  premier  lien,  ä  Celles  qai  con- 
cement  Tinterprätation  on  Tapplication  des  trait^s  en  vignear  — 
Tarbitrage  est  reconnn  par  les  Paisssances  signataires  comme  ötant 
le  moyen  le  plns  efficace  et  en  m6me  temps  le  plns  ^qaitable  pour 
le  r^glement  k  Tamiable  de  ces  litiges. 

Art.  8.  Les  Paissances  contractantes  s'engagent  par  cons6- 
qnent  ä  reconrir  ä  Tarbitrage  dans  les  cas  se  rapportant  k  des 
qnestions  de  Tordre  mentionn^  ci-dessns,  en  tant  qae  celles-ci  ne 
tonchent  ni  aax  intär^ts  vitanx,  ni  ä  Thonnenr  national  des  Parties 
en  litige. 

Art.  9.  Chaque  Etat  reste  seal  jage  de  la  qaestion  de  savoir 
si  tel  on  tel  cas  doit  6tre  sonmis  k  Tarbitrage,  except^  ceax  6na- 
mör^s  dans  l'article  snivant  et  dans  lesqnels  les  Paissances  signa- 
taires da  präsent  Acte  consid^rent  Tarbitrage  comme  obligatoire 
ponr  Elles. 

Art.  10.  A  partir  de  la  ratification  da  präsent  Acte  par 
tontes  les  Pnissances  signataires,   Tarbitrage  est  obligatoire  dans 
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las  cas  snivants,  en  tant  qa*ils  ne  toachent  ni  aax  int^r^ts  vitaux, 
ni  k  rhonnear  national  des  Etats  contractants : 

I.  £n  cas  de  dififiärends  oa  de  contestations  se  rapportant  ä 
des  dommages  päcaniaires  ^proav^s  par  an  Etat  ou  ses  ressortis- 
sants,  h,  la  saite  d'actions  illicites  on  de  ndgligence  d'an  aatre  Etat 
oa  des  ressortissants  de  ce  demier. 

U.  En  cas  de  dissentiments  se  rapportant  k  Tinterpr^tation 
oa  Tapplication  des  trait^s   et  Conventions   ci-dessoas   mentionn^s: 

1.  Trait^s  et  Conventions  postales  et  t616graphiqaes,  de  cbemins 
de  fer  ainsi  qa'ayant  trait  k  la  protection  de  cäbles  t^l6- 
graphiqaes  soas-marins;  r^glements  concemant  les  moyens 
destines  ä  pr^venir  les  coUisions  de  navires  en  pleine  mer; 
Conventions  relatives  k  la  navigätion  des  fleaves  intemationaax 
et  canaax  interoc^aniqaes. 

2.  Conventions  concemant  la  protection  de  la  propri^t^  litt^raire 
et  artistiqae.  ainsi  qae  la  propriät^  indastrielle  (brevets  d*in- 
vention,  marqaes  de  fabriqae  oa  de  commerce  et  nom 
commercial);  Conventions  mon^taires  et  m6triqaes;  Con- 
ventions sanitaires,  v^t^rinaires  et  contre  le  phylloxöra. 

3.  Conventions  de  saccession,  de  cartel  et  d'assistance  jadiciaire 
mataelle. 

4.  Conventions  de  dtoarcation,  en  tant  qa'elles  toachent  aax 
qaestions  parement  techniqaes  et  non  politiqaes. 

Art.  11.  L'änamöration  des  cas  mentionn^s  dans  Tarticle  ci- 
dessas  poarra  §tre  coroplät^e  par  des  accords  sabsäqaents  entre 
les  Paissances  signataires  da  präsent  Acte. 

En  oatre,  chacane  d'entre  Elles  poarra  entrer  en  accord  par- 
ticalier  avec  une  autre  Paissance ,  afin  de  rendre  Tarbitrage  obli- 
gatoire  poar  les  cas  sasdits  avant  la  ratification  g^närale,  ainsi 
qae  poar  6tendre  sa  comp6tence  k  toas  les  cas  qa'Elle  jagera 
possible  de  lai  soamettre. 

Art.  12.  Poar  toas  les  aatres  cas  de  conflits  intemationaax, 
non  mentionnäs  dans  les  articles  ci-dessas,  Tarbitrage,  toat  en 
^tant  certainement  tr^s  däsirable  et  recommandä  par  le  präsent 
Acte,  n'est  cependant  qae  parement  facaltatif,  c'est-k-dire  ne  peat 
^tre  appliqaä  qae  sar  Tinitiative  spontanäe  de  Tane  des  Parties 
en  litige  et  avec  le  consentement  exprös  et  de*  plein  grä  de  Taatre 
oa  des  aatres  Parties. 

Art.  18.  En  vae  de  faciliter  le  recoars  k  Tarbitrage  et  son 
application,  les  Paissances  signataires  ont  consenti  k  präciser,  d'an 
comman  accord,  poar  les  cas  d'arbitrage  international,  les  prin- 
cipes  fondamentaax  k  observer  poar  Tätablissement  et  les  r^gles 
de  procädare  k  saivre  pendant  Tinstruction  da  litige  et  le  pro- 
noncä  de  la  sentence  arbitrale. 

L'application  de  ces  principes  fondamentaax,  ainsi  qae  de  la 
procädare  arbitrale,  indiqaäe  dans  Tappendice  an  präsent  article, 
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pourrait  etre  modifiöe  en  verta  d'an  accord  special  entre  les  Etats 
qai  auraient  recours  ä  Tarbitrage. 

Commissions  Internationales  d'Enqu^te. 

Art.  14.  Dans  les  cas  oü  se  produiraient  entre  les  Etats 
signataires  des  divergences  d'appr^ciation  par  rapport  aux  circon^ 
stances  locales  ayant  donn^  lieu  k  an  litige  d^ordre  international 
qui  ne  pourrait  pas  etre  r^solu  par  les  voies  diplomatiques  ordi-^ 
naires,  mais  dans  leqael  ni  Thonneur,  ni  les  int^r^ts  vitaux  de  ces 
Etats  ne  seraient  engagäs,  les  Gouvernements  int^ress^s  conviennent 
d'instituer  une  Commission  internationale  d'enqu^te,  afin  de  con- 
stater  les  circonstances  ayant  donn^  mati^re  au  dissentiment  et 
d'^claircir  sur  les  lieux  par  un  examen  impartial  et  consciencieux 
toutes  les  questions  de  fait. 

Art.  15.  Ces  Commissions  internationales  sont  constitu^es 
comme  suit :  chaque  Gouvernement  int^ress^  nomme  deux  membres 
et  les  quatre  membres  r^unis  choisissent  le  cinqui^me  membre, 
qui  est  en  m^me  temps  le  Präsident  de  la  Commission.  SMl 
y  a  partage  de  voix  pour  Tälection  d*un  Präsident,  les  deux 
Gouvernements  intäressäs  s'adressent  d'un  commun  accord,  soit 
k  un  Gouvernement  tiers,  soit  h,  une  personne  tierce  qui  nommera 
le  President  de  la  Commission. 

Art.  16.  Les  Gouvernements  entre  lesquels  s'est  produit  un 
dissentiment  grave  ou  un  conflit  dans  les  conditions  indiquäes 
plus  haut,  s'engagent  k  foumir  k  la  Commission  d'enqu^te  tous 
les  moyens  et  toutes  les  facilitäs  näcessaires  pour  une  ätude  ap- 
profondie  et  consciencieuse  des  faits  qui  y  ont  donnä  mati^re. 

Art.  17.  La  Commission  d'enquete  internationale,  aprös  avoir 
constatä  les  circonstances  dans  lesquelles  le  dissentiment  ou  le 
conflit  s'est  produit,  präsente  aux  Gouvernements  intäressäs  son 
rapport  signä  par  tous  les  membres  de  la  Commission. 

Art.  18.  Le  rapport  de  la  Commission  d'enquete  n'a  nullement 
le  caract^re  d'une  sentence  arbitrale;  il  laisse  aux  Gouvernements 
en  conflit  enti^re  facultä,  soit  de  conclure  un  arrangement  ä  l'ami- 
able  sur  la  base  du  rapport  susmentionnä,  soit  de  recourir  k  Tar- 
bitrage  en  concluant  un  accord  ad  hoc,  soit  enfin  de  recourir  aux 
voies  de  fait  admises  dans  les  rapports  mutuels  entre  les  nations. 

2.    a)  Note  explicative  se  rapportant  &  l'article  5 

du  projet  msse. 

La  Confärence  qui  va  se  räunir  k  La  Haye  se  distingue  essen- 
tiellement  de  Celles  qui  ont  ätä  tenues  k  Genöve  fen  1864).  k 
Saint-Pätersbourg  (en  1868)  et  k  Bruxelles  (en  1874). 

Ces  premiöres  Confärences  avaient  eu  pour  but  d'humaniser 
la  guerre,  une  fois  que  celle-ci  est  däclaräe,  tandis  que  la  räunion 
convoquäe  k  La  Haye  devra  viser  surtout  k  rechercher  les  moyens 
de  prävenir  la  däclaration  m^me  de  la  guerre.    La  Confärence  de 
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La  Haye  devra  donc  §tre  une  Conförence  de  paix  dans  le  sens  le 
plus  positif  de  ce  terme. 

La  pratique  du  droit  des  gens  a  dlaborä  toute  une  s^rie  de 
moyens  tendant  h  prävenir  la  guerre  par  le  räglement  pacifique 
des  conflits  internationaux,  et  parmi  lesquels  11  faut  compter  avant 
tout  les  bons  Offices,  la  mädiation  et  Tarbitrage.  II  parait  assez 
uaturel  que  la  Conference  s'occupe  du  perfectionnement  des  garan- 
ties  et  moyens  d^jä  existants  pour  assurer  d'une  mani^re  durable 
la  paix  entre  les  nations,  au  lieu  de  rechercher  des  moyens  nou- 
veaux  qui  n'auraient  pas  ät6  ^prouv^s  et  consacräs  par  la  pra- 
tique. C'est  dans  ce  sens  que  la  Conference  devra  notamment 
prßter.  une  attention  speciale  aux  „bons  Offices"  et  ä  la  „mädia- 
tion"  des  tiers,  c'est-k-dire  des  Puissances  non  impliqu^es  dans  le 
conflit  pr^sume.  (La  distinction  qui  a  6t6  faite  entre  les  „bons 
Offices"  et  la  „mödiation"  est  d*une  portöe  exclusivement  thöorique. 
Ces  moyens  d'action  sont  identiques  par  leur  nature  juridique  et 
ne  se  distinguent  que  par  le  degr6  d'intensit^  de  leur  caract^re, 
ainsi  que  par  Timportance  de  leurs  räsultats.  La  diplomatie  n'a 
Jamals  insist^  sur  cette  distinction.  Cp.  Tart.  9  du  Traite  de 
Paris  de  1856  et  Tart.  23  du  Protocole  du  Congr^s  de  Paris 
de  1856). 

La  m^diation  doit  ^tre,  sans  nul  doute  et  par  sa  nature 
m^me,  rangäe  au  nombre  des  moyens  d'action  les  plus  utiles  et 
les  plus  pratiques  du  droit  des  gens.  Etant  une  cons^quence  n^- 
cessaire  de  cette  communaut^  reelle  des  int^rets  mat^riels  et 
moraux  qui  cr^e  entre  les  diff^rends  Etats  une  union  internationale, 
la  mMiation  doit  in^vitablement  acquärir  une  importance  et  une 
valeur  toujours  plus  grandes,  k  mesure  qu'augmente  le  rappro- 
chement  entre  les  Etats  et  que  se  döveloppent  leurs  relations 
internationales.  L'avantage  ^ventuel  que  präsente  la  m^diation,  si 
on  la  compare  aux  autres  moyens  servant  k  regier  les  conflits 
internationaux ,  c'est  avant  tout  r^lasticitö  remarquable  de  son 
action,  la  facilit6  qu'elle  offre  k  s'adapter  aux  circonstances  par- 
ticuli^res  de  chaque  cas  donn^,  en  m^me  temps  que  la  vari^tö  de 
formes  d^rivant  de  cette  facilit^.  S'adressant  au  libre  consentement 
des  parties,  la  mödiation  ne  porte  aucune  atteinte  au  principe  de 
leur  souverainetä,  pas  plus  qu'ä  la  libertä  et  h  Tindöpendance  des 
Etats ;  eile  influe  sur  leur  libre  arbitre  sans  jamais  contester 
celui-ci,  sans  jamais  le  mettre  en  question. 

Kul  doute  que  Tarbitrage  ne  soit,  d'une  mani^re  generale,  un 
moyen  plus  efficace  et  plus  radical  que  la  m^diation:  en  revanche 
Tarbitrage  6tant  un  moyen  d'action  d'ordre  juridique,  son  appli- 
cation  se  restreint  essentiellement  et  m^me  exclusivement  aux  cas 
oü  il  y  a  conflit  de  droits  internationaux,  tandis  que  la  m^diation 
en  tant  que  moyen  d'ordre  politique,  se  trouve  6galement  appli- 
cable aux  conflits  d'int^rßts,  qui  menacent  le  plus  souvent  la  paix 
entre   les  nations.     Enfin,  il  est  ^galement  essentiel  de  noter  que 
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la  m^diation  se  distingue  d'aatres  moyens  d'action  analogaes  par 
ane  simplicit^  6tonnante  d'application  qui  ne  demande  aacane  pr6- 
paratioD  pr^alable.  Cet  Instrument  de  la  pratique  joomali^re  de 
la  diplomatie,  maniä  avec  tact,  avec  habiletä  et  dirig^  par  an  d6sir 
sinc^re  de  servir  Toeuvre  de  la  paix,  paratt  appelä  k  joaer  dans 
Tavenir  an  role  marquant  et  bienfaisant. 

Et  cependant,  la  m^diation  a  jou6  jasqa'ici  an  role  des  plas 
modestes  dans  le  r^glement  des  conflits  intemationaax ;  cette  Ob- 
servation se  v^rifie  jasqae  dans  Thistoire  des  conflits  les  plas 
röcents. 

Si  Ton  recherche  la  raison  de  ce  fait,  on  devra  consid^rer 
avant  tont  k  qael  point  la  qaestion  m^me  de  la  mödiation  ^e  pose 
d'une  fagon  pea  satisfaisante  dans  la  thäorie,  aassi  bien  que  dans 
la  pratiqae  da  droit  des  gens. 

Aax  termes  de  Tarticle  8  da  Traitä  de  Paris,  la  Sablime 
Porte  aassi  bien  qae  les  aatres  Paissances  signataires  de  ce  trait^, 
sont  tenaes  de  soomettre  toat  dissentiment  ^ventael,  venant  h 
sargir  entre  qaelqaes-anes  d'entre  elles,  k  la  mädiation  des  aatres 
Paissances,  poar  pr^venir  Temploi  de  la  force. 

Donnant  ä  cette  pens^e  ane  port^e  plas  g^n^rale,  Tarticle  23 
du  Protocole  da  Congr^s  de  Paris,  insörö  sur  la  proposition  de 
Lord  Clarendon,  pl^nipotentiaire  britanniqae,  formale  le  voea  qae 
les  Etats  entre  lesquels  viendraient  &  sargir  des  dissentiments 
graves,  eussent  k  reqa^rir  les  bous  offices  d'ane  Paissance  amie, 
dans  la  mesare  oü  les  circonstances  le  permettraient ,  plat6t  qae 
de  recoarir  aux  armes. 

De  m^me,  k  la  Conference  africaine  de  Berlin,  en  1885  les 
Paissances  ont  pris  Tengagement  räciproqae  de  recoarir  avant 
toat  k  la  m^diation  d'an  oa  de  plusiears  Etats  neatres,  dans  le 
cas  oü  11  surgirait  entre  Elles  des  dissentiments  concemant  le 
Congo  et  son  bassin. 

Les  stipalations  ci-dessas  änonc^es  sont  inspiräes  par  ane 
mdme  pens^e  exprimde  dans  des  termes  k  pea  pr^s  identi- 
qaes:  elles  obligent  toas  les  Etats  int^ress^s  dans  le  conflit  k 
demander  la  m^diation,  elles  ne  fönt  pas  mention  da  devoir  des 
neatres  de  proposer  celle-ci.  A  ce  point  de  vae,  la  mädiaüon 
imposerait  des  devoirs  aux  Etats  directement  int^ress^s  et  n'en 
imposerait  aacun  aax  Etats  neatres. 

Ce  caract^re  de  la  m^diation,  tr^s  irr^galier  aa  point  de  vae 
th^oriqae,  a  en  oatre  le  d^savantage  de  la  rendre  irr^alisable  aa 
point  de  vae  pratiqae.  La  demande  de  la  m^diation  pr^sappose 
nöcessairement  an  accord  pr^alable  entre  les  Etats  int^ress^s  aa 
sojet  de  la  näcessit^  et  de  l'opportanitä  de  celle-ci.  Or,  an  accord 
semblable  n'est  pas  toujours  possible  dans  Tardear  d'an  conflit 
entre  des  int^r^ts  diamötralement  oppos^s.  En  toat  cas,  11  ne 
peat  ^tre  qaestion  de  rendre  obligatoire  la  demande  de  m^- 
diation  poar  les  Etats  dont  les  intär^ts  sont  en  jea,   et  cela  no- 
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tamment  poar  la  raison  qua  cette  demande  exige  la  concordance 
des  volont^s  oppos^es  et  Taccord  des  parties  concernant  le  choix 
du  mödiateur. 

Les  trait^s,  malheureusement  peu  nombreux  encore,  qni  rendent 
obligatoire  la  demande  d'arbitrage,  r^glent  en  m^me  temps,  dans 
la  plapart  des  cas  k  Tavance,  rorganisation  du  tribanal  appelä  k 
rendre  la  sentence  arbitrale,  sans  que  cette  Organisation  pnisse 
d^pendre  dn  consentement  ou  da  non-consentement  des  Parties  in- 
töressäes.  (Voir  par  ex.  Tart.  16  de  la  Convention  postale  g^nö- 
rale  sign6e  ä  Berne  en  1874  et  Tart.  8  da  trait^  signä  ä  Was- 
hington en  1890.)  II  va  de  so!  qae  dans  les  trait^s  11  ne  pent 
^tre  qaestion  de  la  d^termination  obligatoire  poar  les  Parties  du 
choix  d^an  m^diateur,  dont  les  conseils  ne  peavent  avoir  qa'une 
aatoritä  morale,  d^termin^e  par  le  respect  et  la  confiance  qa'il 
inspire  aax  Parties  intäressöes.  La  däsignation  des  mädiatears 
doit  n^cessairement  se  prodaire  par  Taccord  des  Parties ;  or,  comme 
cet  accord  dopend  absolament  de  lear  bonne  volonte  et  peat  meme, 
si  cc  bon  vouloir  est  acqais,  se  troaver  irräalisable ,  il  s'ensait 
qae  Ton  ne  doit  pas  consid^rer  la  demande  de  mädiation  comme 
obligatoire  poar  les  Etats  directement  int^ressäs.  Si  mdme  les 
trait^s  imposaient  an  pareil  devoir  aux  Etats,  en  cas  de  conflit, 
ce  devoir  resterait  encore  en  g^n^ral  lettre  morte,  car  les  Con- 
ventions ne  sauraient  obliger  les  Etats,  en  d^pit  de  toat,  ä  arr^ter 
lear  choix  sar  tel  oa  tel  m^diatear. 

Cette  opinion  se  troave  confirmäe  par  Thistoire  des  relations 
internationales  depais  Täpoqae  da  Congr^s  de  Paris  de  1856.  C'est 
ainsi  qae  dans  les  qaarante  demiäres  annäes  11  y  a  ea  plasiears 
cas  oü  des  Etats  neatres,  se  r^f^rant  k  Tarticle  23  da  protocole 
da  Congr^s  de  Paris,  ont  propos6  aax  Etats  en  conflit  lear 
mädiation  et  lears  bons  Offices;  mais  il  n'y  a  pas  ea  an  seal 
cas  oü  des  Etats  en  conflit  aient  ad  res  sä  aax  neatres  one 
demande  de  mädiation.  L'annäe  demi^re,  lors  da  conflit  entre  la 
France  et  TAngleterre  concernant  Fachoda,  ni  Tane  ni  Taatre  de 
ces  Paissances  n'a  songä  ä  avoir  recoars  aax  stipalations  stabiles 
par  la  Conference  de  Berlin  en  1885  et  ne  s'est  adressäe  k  la 
m6diation  d'ane  tierce  Paissance.  On  poarrait  citer  d'aatres  exem- 
ples  d^ane  portäe  analogae. 

Qaant  k  Tobligation  des  Etats  neatres  d'offrir  lear  m6- 
diation  aax  Etats  en  conflit,  n'ätant  pas  Stabile  par  les  traitös, 
eile  n'est  reconnae  ni  observäe  par  personne.  Anssi,  en  throne, 
qaelqaes  aatears  ont  6i6  jasqa'ä  affirmer  qae  les  Etats  neatres  ne 
sont  non  sealement  pas  Obligos,  mais,  bien  plus,  n'ont  pas  le 
droit  d'offrir  aax  Etats  en  conflit  lear  mädiation.  Blantschli 
et  Heffter  consid^rent  la  mädiation  comme  ane  ingärence  dan- 
gerease  et  naisible  dans  les  affaires  d'aatrai.  Haatefeaille 
et  Galiani  conseillent  aax  Etats  de  s'abstenir  prademment  de  la 
mädiation,  de  crainte  de  s'aliäner,  sans  raison  saffisante,  les  sym- 


634  Anhang. 

pathies  de  Tune  ou  Taatre  des  Parties  en  cause.  En  effet,  on 
peut  citer  en  pratique  de  nombrenx  exemples  de  conflits  graves, 
ayant  plns  tard  abouti  h,  la  guerre,  lesquels  n^ont  pas  suggärä  aux 
neutres  la  moindre  tentative  de  proposer  lenr  mädiation;  cepen- 
dant,  des  propositions  de  ce  genre,  surtout  dans  les  cas  oü  elles 
enssent  ^manä  simaltanäment  de  plusieurs  Paissances,  auraient  pa 
äcarter  des  guerres  dont  les  cons^quences  ont  €16  incalculables 
pour  Tensemble  des  Etats  constituant  la  communant^  inter- 
nationale. 

Dans  beaucoup  de  cas,  la  proposition  de  m^diation  a  lieu  si 
tard  et  dans  des  termes  si  incertains,  qu^elle  ne  peut  äcarter  la 
guerre.  C^est  ainsi,  par  exemple,  que  le  Goavernement  fran^ais 
refusa  en  1870  les  „bons  Offices'^  de  TAngleterre,  qaand  6clata  le 
conflit  entre  la  France  et  TAllemagne. 

Enfin,  il  arrive  souvent  que  la  mMiation  est  propos^e  non 
dans  le  but  d'öviter  la  guerre,  mais  afin  d'y  mettre  un  terme. 

Plusieurs  guerres  contemporaines  —  la  guerre  austro-prussienne 
de  1866,  Celle  entre  le  Chili,  le  Pörou  et  la  Bolivie  en  1882, 
celle  entre  la  Gröce  et  la  Turquie  en  1897  et  d'autres  encore  —  ont 
€t^  terminäes  gräce  ä  la  m^diation  des  Puissances  neutres.  Si 
ces  m§mes  Puissances  avaient  mis  en  oeuvre,  pour  p  r  ^  v  e  n  i  r  ces 
guerres,  toute  T^nergie  qu'EUes  ont  mise  ä  les  6teindre, 
il  est  possible  que  plus  d^un  conflit  armä  eüt  pu  ^tre  ^pargn^  k 
TEurope. 

Apr^s  ce  qui  vient  d'etre  änoncä,  il  n^est  pas  difficile  d^indi- 
quer  la  voie  k  suivre  par  la  Conference  pour  relever  l'importance 
et  augmenter  la  port^e  de  la  mödiation,  en  en  faisant  une  insti- 
tution  permanente  et  n^cessaire  du  droit  international.  Des  int^- 
rßts  innombrables  et  r^ciproquement  enchevötr^s  enveloppent  les 
Etats  civilisäs  d'un  räseau  serr^  et  inextricable.  Le  principe 
dMsolement,  qui  n'a  gu^re  encore  domin^  Texistence  politique  de 
chaque  nation,  a  c€d6  le  pas  däsormais  k  une  ^troite  solidarit^ 
d^nt^r^ts,  h  une  participation  commune  aux  biens  moraux  et  ma- 
t^riels  de  la  civilisation. 

Les  Etats  modernes  ne  peuvent  rester  indiff^rents  aux  conflits 
intemationaux,  en  quelque  endroit  quMls  puissent  surgir  et  quelles 
que  soient  les  Parties  en  cause.  A  l'heure  quMl  est,  la  guerre, 
survenant  m^me  entre  deux  Etats,  apparalt  comme  un  mal  inter- 
national. Pour  combattre  ce  mal,  il  est  besoin  de  moyens  d'une 
pcrt^e  generale;  il  faut  r^unir  les  efforts  de  tous  les  Etats  et  de 
chaque  Etat  en  particulier. 

A  ce  point  de  vue,  chaque  Puissance  devrait  etre  tenue  d'employer 
tous  ses  efforts  et  de  mettre  en  jeu  tous  les  moyens  dont  eile 
dispose  pour  prövenir  les  conflits  de  natnre  k  menacer  la  paix, 
tout  en  respectant  sans  doute  Tind^pendance  des  autres  Etats 
souverains.  En  particulier,  chaque  Etat  devrait,  tant  que  les 
circonstances  s'y  pr^teraient,  proposer  sa  m^diation  aux  Etats  en 
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conflit,  du  moxnent  oü  il  y  aurait  le  moindre  espoir  de  pr^venir 
par  lä  les  maux  redoutables  de  la  guerre. 

G'est  parce  qn^ils  reconnaissent  les  cons^qnences  graves  qae 
peut  avoir  teile  ou  teile  issue  d'ane  gnerre  pour  la  commanautä 
internationale,  qae  les  £tats  nentres  proposent  ordinairement  aux 
parties  bellig^rantes  leur  m^diation  pour  la  conclusion  de  la  paix. 
Une  m^diation  de  ce  genre,  ayant  en  g^näral  an  caract^re  coUectif, 
met  soavent  le  vainqaear  dans  rimpossiblitä  de  tirer  de  sa  yic- 
toire  les  avantages  pour  lesqaels  la  guerre  a  616  entreprise. 

II  est  hors  de  deute  qae  pour  les  Etats  neutres,  ce  qui  Im- 
porte, ce  ne  sont  pas  seulement  les  räsultats  de  la  guerre,  mais 
le  fait  m^me  qu'elle  s'est  produite.  II  s'ensuit  que  les  int^r6ts 
des  neutres  exigent  que  la  mädiation  soit  propos^e  par  eux  non 
seulement  pour  faire  cesser  une  guerre  commenc6e,  mais  surtout 
pour  en  pr^yenir  l'explosion.  Tel  est  ^galement  d'ailleurs  Tin- 
t^r^t  des  Etats  en  conflit,  et  cela  d'autant  plus  qu'au  moment  oü 
nne  guerre  ^clate,  chaque  Etat  belligärant  est  intäress^,  de  nos 
jours,  k  connattre  Tattitude  des  Puissances  neutres  ä  l'ägard  du 
conflit,  afin  d'^tre  ä  m6me  de  calculer  et  de  pr6ciser  non  seulement 
la  force  de  r^sistance  de  Tadversaire  pendant  la  guerre,  mais  aussi 
Celle  qui  ^manera  des  Puissances  neutres  au  moment  de  la  con- 
clusion de  la  paix. 

La  th^orie  du  droit  international,  dans  la  personne  de  ses 
reprösentants  les  plus  accröditös  tels  que  Travers-Twiss, 
Philimore,  Pradier-Fodörö,  de  Härtens  et  autres,  con- 
sid^re  depuis  longtemps  la  m^diation  comme  un  devoir  des 
Etats  neutres.  La  Confi^rence  de  la  Paix  jugera  peut-6tre 
utile  de  proclamer  ce  devoir  k  la  face  de  Thumanitä  toutenti^re, 
afin  de  donner  k  la  mödiation  toute  la  valeur  d'un  puissant  In- 
strument de  paix.  . 

b)   Note  explicatiye  se  rapportant  ä  l'article  10 

du  projet  russe. 

En  entrant  dans  Texamen  de  la  question  de  Tarbitrage,  il 
faut  avant  tout  avoir  en  vue  la  diff^rence  essentielle  entre  Tar- 
bitrage  obligatoire  et  l'arbitrage  facultatif. 

En  th^se  g6n^rale,  il  est  difficile  de  se  repr^senter  un  diff^- 
rend  d'ordre  juridique  quelconque ,  surgissant  sur  le  terrain  du 
droit  international  positif,  qui  ne  pourrait  pas,  en  vertu  d^un 
accord  entre  les  Parties,  etre  rdsolu  par  la  voie  d'arbitrage 
international  facultatif.  M^me  dans  le  cas  oü  le  droit  international, 
qui  compte  malheureusement  encore  tant  de  lacunes,  ne  fournit  pas 
de  norme  gänäralement  reconnue  pour  la  Solution  d'une  question 
concr^te,  le  compromis  conclu  entre  les  Parties  ant^rieurement  k 
la  procädure  d'arbitrage  peut  cependant  cröer  une  norme  ad 
hoc,  et  de  cette  mani^re  faciliter  consid^rablement  la  täche  de 
Tarbitre. 
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11  en  est  aatrement  de  Tarbitrage  obligatoire,  lequel  ne  do- 
pend pas  du  consentement  special  qae  les  Parties  ont  pn  y  donner. 
II  va  de  soi  qae  cet  arbitrage  ne  peut  s'appliqner  k  tous  les  cas 
et  ä  tous  les  genres  de  conflits.  II  n'est  pas  de  Gouvernement 
qui  consentirait  ä  prendre  sur  lui  k  Tavance  robligation  de 
soumettre  k  la  d6cision  d*un  tribunal  d'arbitrage  tont  diff^rend 
qui  se  produirait  dans  le  domaine  international,  s'il  touchait  k 
rhonneur  n&tional  de  TEtat,  k  ses  int^r^ts  snp^rieurs  et  k  ses 
biens  imprescriptibles.  Actuellement,  les  droits  et  les  obligations 
r^ciproques  des  £tats  sont  d^termin6s,  dans  une  mesure  notable, 
par  Tensemble  de  ce  qu'on  nomme  les  traitäs  politiques,  lesquels 
ne  sont  autre  chose  que  Texpression  temporaire  des  rap- 
ports  fortuits  et  transitoires  entre  les  diverses  forces  nationales. 
Ces  trait^s  lient  la  libert^  d'action  des  parties,  tant  que  restent 
invariables  les  conditions  politiques  dans  lesquelles  ils  se  sont 
produits.  Ces  conditions  venant  k  changer,  les  droits  et  les  ob- 
ligations döcoulant  de  ces  trait^s  changent  aussi  n^cessairement.  £n 
tböse  gänärale,  les  conflits  qui  surgissent  sur  le  terrain  des  traitäs 
politiques  se  rapportent  dans  la  plupart  des  cas,  non  pas  autant 
k  une  difförence  dHnterprätation  de  teile  ou  teile  norme,  qu'aux 
changements  k  apporter  k  celle-ci   ou  k  son  abrogation  compläte. 

Les  Puissances  qui  ont  une  part  active  dans  la  yie  politique 
de  TEurope,  ne  peuvent  donc  soumettre  les  conflits  surgissant  sur 
le  terrain  des  trait^s  politiques  k  Texamen  d'un  tribunal  d'arbi- 
trage,  aux  yeux  duquel  la  norme  ätablie  par  le  trait^  sentit 
tout  aussi  obligatoire,  tout  aussi  inviolable,  que  la  norme  dtablie 
par  la  loi  positive  aux  yeux  d*un  tribunal  national  quelconque. 

Au  point  de  vue  de  la  politique  pratique,  l'impossibilit^  d'un 
arbitrage  obligatoire  universel  apparalt  donc  comme  Evidente. 

Mais  d'un  autre  c6t^,  il  est  hors  de  doute  que  dans  la  vie 
internationale  se  produisent  souvent  des  diff^rends  k  la  Solution 
desquels  Tarbitrage  peut  6tre  appliquä  en  tout  temps  et  d'une 
mani^re  absolue:  ce  sont  les  questions  qui  concernent  exclusive- 
ment  les  points  sp^ciaux  du  droit  et  qui  ne  touchent  ni  aux 
int^r^ts  vitaux,  ni  k  l'honneur  national  des  Etats.  On  ne  peut 
pas  ne  pas  souhaiter  que,  par  rapport  k  ces  questions,  la  Con- 
ference de  la  Paix  pose  Tarbitrage  comme  moyen  d'action  per- 
manent et  obligatoire. 

La  reconnaissance  de  Tobligation  de  Tarbitrage,  ne  füt-ce  que 
dans  les  limites  les  plus  restreintes,  affermirait  les  principes  de 
droit  dans  les  rapports  entre  les  nations,  les  garantirait  contre 
les  infractions  et  les  atteintes,  eile  neutraliserait,  pöur  ainsi 
dire,  plus  ou  moins  de  vastes  domaines  du  droit  international. 
Pour  les  Etats  Tarbitrage  obligatoire  serait  un  moyen  commode 
d'^carter  les  malentendus  si  nombreux,  si  g§nants,  quoique  peu 
graves,  qui  entravent  parfois  sans  aucune  nöcessitä  les  relations 
diplomatiques.   Grkce  k  Tarbitrage  obligatoire,  les  Etats  pourraient 
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faire  valoir  plus  facilement  leurs  revendications  legitimes,  et,  ce 
qui  est  plus  important  encore,  se  soustraire  plus  facilement  aux 
pr^tentions  non  justifi^es. 

L'arbitrage  obligatoire  servirait  d'unc  fa^on  inappröciable  la 
cause  de  la  paix  universelle.  Bien  ävidemment ,  les  questions 
d'ordre  secondaire  auxquelles  est  exclusivement  applicable  ce  moyen 
d'action,  constituent  tr^s  rarement  une  cause  de  guerre.  N^an- 
moins,  des  conflits  fräquents  entre  les  Etats,  ne  füt-ce  que  par 
rapport  ä  des  questions  d'ordre  secondaire,  tout  en  ne  constituant 
pas  une  menace  directe  pour  le  maintien  de  la  paix,  alt^rent  ce- 
pendant  les  bons  rapports  entre  les  Etats,  et  cr^ent  une  atmos- 
pb^re  de  m^fiance  et  d'hostilit^  dans  laquelle  peut  plus  facilement 
par  un  incident  quelconque,  comme  par  une  ^tincelle  fortuite, 
^clater  une  guerre.  L'arbitrage  obligatoire,  ayant  pour  e£fet  de 
d^lier  les  Etats  int^ress^s  de  toute  responsabilitä  en  ce  qui  re- 
garde  teile  ou  teile  Solution  ä  donner  au  diffgrend  surgi  entre 
eux,  semble  devoir  contribuer  au  maintien  de  leurs  relations  ami- 
cales,  et  par  Ik  faciliter  la  Solution  pacifique  des  conflits  les  plus 
särieux  qui  pourraient  surgir  sur  le  terrain  de  leurs  int^r^ts  räci- 
proques  les  plus  älev^s. 

£n  reconnaissant  ainsi  la  haute  importance  de  Tarbitrage  ob- 
ligatoire, il  est  indispensable  de  pr6ciser  avant  tout  exactement  la 
Sphäre  de  son  application ;  il  faut  indiquer  dans  quels  cas  Tarbi- 
trage  obligatoire  est  applicable. 

Les  causes  de  conflits  intemationaux  sont  tr^s  nombreuses,  et 
vari^es  h  Tinfini:  n^anmoins,  quel  que  soit  Tobjet  du  conflit,  les 
demandes  adressdes  par  un  Etat  quelconque  k  un  autre  ne  peuvent 
rentrer  que  dans  les  catägories  suivantes:  1.  Un  Etat  demande  h 
un  autre  une  indemnisation  materielle  pour  dommages  et  pertes 
causäs  h,  lui-m§me  ou  h,  ses  ressortissants  par  des  actes  de  TEtat 
d^fendeur  ou  de  ses  ressortissants  qu'il  juge  n'^tre  pas  conformes 
au  droit;  2.  Un  Etat  demande  k  un  autre  d'exercer  ou  de  ne 
pas  exercer  certaines  attributions  dätermindes  du  pouvoir  souverain, 
de  faire  ou  de  ne  pas  faire  certains  actes  däterminäs  ne  touchant 
pas  k  des  int^r^ts  d'ordre .  mat^riel. 

Pour  ce  qui  concerne  les  conflits  de  la  premi^re  cat^gorie, 
Tapplication  de  Tarbitrage  obligatoire  est  toujours  possible  et 
d^sirable.  Les  conflits  de  ce  genre  se  rapportent  k  des  questions 
de  droit;  ils  ne  concernent  ni  Thonneur  national  des  Etats,  ni  les 
intör^ts  vitaux  de  ceux-ci,  attendu  qu'un  Etat  dont  Thonneur 
national  ou  les  int^r^ts  vitaux  anraient  ^i6  atteints  ne  se  bornerait 
^videmment  pas,  et  ne  pourrait  se  bomer,  k  demander  une  indemni- 
sation materielle  pour  dommages  et  pertes  subis  par  lui.  Une 
guerre,  qui  est  toujours  un  fait  hautement  regrettable,  serait  priv^e 
de  toute  signification  et  n'aurait  aucune  justification  morale,  si  eile 
ötait  entreprise  pour  un  conflit  surgissant  sur  le  terrain  de  faits 
de  peu  d'importance  essentielle,  tels  que  des  comptes  k  regier  pour 
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dommages  mat^riels  occasionn^s  ä  un  Etat  par  des  actes  commis 
par  un  autre,  et  qne  le  premier  ne  jngerait  pas  conformes  an  droit. 
Mais  plus  la  gaerre  est  impossible  dans  de  pareils  cas,  plus  il 
est  indispensable  de  recommander  Tarbitrage  obligatoire  comme  le 
moyen  d'action  le  plus  efficace  pour  une  Solution  pacifiqne  de  con- 
flits  de  ce  genre. 

L'histoire  des  relations  internationales  prouve  indubitablement 
que  dans  la  grande  majorit^  des  cas,  ce  sont  pr^cis^ment  des  de- 
mandes  pour  indemnisation  de  dommages  subis  qui  ont  €t€  Tobjet 
des  arbitrages.  Les  bases  sur  lesquelles  ces  demandes  reposent 
sont  tr^s  vari^es.  Nous  indiquerons  par  exemple  la  violation  des 
devoirs  de  neutralitö,  Tatteinte  portöe  aux  droits  des  Etats  neutres, 
l'arrestation  illicite  d^un  sujet  ätranger^  les  pertes  caus^es  h  un 
ressortissant  ätranger  par  la  faute  d'un  Etat,  la  saisie  de  la 
propriötö  priv^e  d*un  belligörant  sur  terre  ferme,  saisie  illegale  de 
navires,  violation  du  droit  de  p§che. 

En  gän^ral,  quelles  que  soient  les  causes  ou  les  circonstances 
du  conflit,  les  Etats  ne  trouvent  pas  de  difficultä  k  le  soumettre  ä 
un  arbitrage,  s'il  s'agit  d'une  indemnisation  pour  dommages  et 
pertes. 

II  semblerait  donc  que  la  Confäreuce  devrait  suivre  cette  m^me 
voie,  en  d^clarant  obligatoire  l'arbitrage  pour  Texamen  des  conflits 
de  la  premiöre  cat^gorie.  II  va  de  soi  que  dans  les  cas  exceptionnels 
oü  la  question  p<§cuniaire  engag^e  prend  un  caract^re  d'importance 
de  Premier  ordre,  au  point  de  vue  des  int^r^ts  de  TEtat,  par 
exemple  dans  le  cas  oü  il  s'agit  d'une  faillite  d'un  Etat,  chaque 
Puissance,  invoquant  Thonneur  national  ou  ses  intör^ts  vitaux,  aura 
la  possibilit^  de  d^cliner  Tarbitrage  comme  moyen  de  Solution  du 
confiit. 

Pour  ce  qui  est  des  conflits  de  la  seconde  cat^gorie,  qui  sont 
de  beaucoup  plus  importants  et  plus  mena^ants  pour  la  paix 
g6n6rale,  il  semble  que  l'arbitrage  obligatoire  ne  pourrait  et  ne 
devrait  pas  leur  6tre  appliquö.  C'est  dans  cette  cat^gorie  que 
rentrent  les  conflits  de  toute  sorte  surgissant  sur  le  terrain  des 
trait^s  politiques,  lesquels  touchent  aux  intäräts  vitaux  et  ä  Thonneur 
national  des  Etats.  L'arbitrage  obligatoire  lierait  les  mains  dans 
ces  cas  k  TEtat  int^ress^,  le  r^duirait  h  un  rdle  de  passivit^  dans 
les  questions  desquelles  däpend  en  grande  partie  sa  s6curit^,  c'est- 
k-dire  dans  les  questions  oü  nul,  sauf  le  pouvoir  souverain,  ne  peut 
^tre  juge.  En  introduisant  l'arbitrage  obligatoire  dans  la  vie 
internationale  des  Etats  il  faut  apporter  circonspection  extreme 
ä  ne  pas  ^tendre  dämesuräment  sa  spb^re  d'application,  pour  ne 
pas  ^branler  la  confiance  qu'il  peut  inspirer,  et  ne  pas  le  dis- 
cröditer  aux  yeux  des  Gouvernements  et  des  peuples. 

II  ne  faut  pas  perdre  de  vue  que  chaque  Etat,  et  surtout 
chaque  grande  Puissance,  prtfärerait  proposer  l'abrogation  du  trait^ 
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^tablissant  Tarbitrage  comme  obligatoire,  plutöt,  que  de  se  soumettre 
h.  celui-ci  dans  les  questions  exigeant  d'une  mani^re  päremtoire  que 
la  däcision  soit  prise  librement  et  saus  contröle  par  le  pouvoir 
souverain.  Dans  tous  les  cas,  dans  Tint^rät  d'un  däveloppement 
ultörieur  de  Tinstitution  de  Tarbitrage,  la  Conference  devrait  limiter 
son  application  ä  un  nombre  d^terminä  de  questions  de  droit 
surgissant  sur  le  terrain  de  Tinterpr^tation  des  traitös  existants 
qui  sont  däpourvus  de  toute  signification  politique.  Ces  trait^s 
doivent  6tre  indiqu6s  h.  Tavance  d'une  mani^re  expresse  par  la 
Conference,  et  leur  nomenclature  pourra  avec  le  temps  6tre 
compiet^e  ä.  mesnre  des  indications  de  la  th^orie  et  surtout  de  la 
pratique  du  droit  international. 

Au  nombre  des  traitäs  pour  Tinterprötation  desquels  doit  §tre 
admis  enti^rement  et  sans  conditions  Tarbitrage  obligatoire,  il  faut 
citer  avant  toüt  le  groupe  etendu  de  ceux  qui  ont  un  caract^re 
universel,  et  qui  ont  constituö  un  Systeme  de  moyens  inter- 
nationaux  —  Unions  internationales  —  pour  servir  des  intörgts 
ögalement  intemationaux.  Teiles  sont,  par  exemple,  les  Conventions 
relatives  k  TUnion  postale  et  tei^graphique ,  ä  la  defense  inter- 
nationale de  la  propriete  litteraire,  etc.  Avec  le  temps,  ä  mesure 
du  rapprochement  croissant  entre  les  Etats,  un  grand  nombre 
d'autres  int^r^ts  moraux  et  materiels  perdront  leur  caract^re  ex- 
clusivement  national,  et  seront  eiev6s  ä  la  hauteur  d'int^r^ts  de 
Tensemble  de  la  communaute  internationale.  Pourvoir  h,  ces  interSts 
par  les  efforts  avec  les  moyens  d'un  seul  Etat  est  une  oeuvre 
impossible.  Et  c'est  pourquoi  chaque  ann^e  augmente  le  nombre 
des  traites  avant  un  caract^re  universel,  englobant  des  Etats  tr^s 
nombreux,  et  determinant  les  moyens  et  les  modes  de  protection 
commune  des  inter^ts  communs.  Alors  que  les  autres  traites  ne 
sont,  en  r^gle  generale,  que  des  compromis  factices  d'inter6ts 
0  p  p  0  s  e  s ,  les  traites  ä  caract^re  universel  expriment  toujours  et 
näcessairement  la  concordance  d'inter^ts  identiques  et  communs. 
C'est  pourquoi  sur  le  terrain  de  ces  traites  ne  se  produisent  jamais 
et  ne  peuvent  pas  se  produire  des  conflits  serieux  et  inextricables, 
des  conflits  ayant  un  caract^re  national,  et  dans  lesquels  les 
inter^ts  s'excluent  r6ciproquement.  Pour  ce  qui  est  des  malentendus 
passagers  concemant  leur  Interpretation,  chaque  Etat  confiera 
volontiers  leur  Solution  k  un  tribunal  d'arbitrage,  attendu  que 
toutes  les  Puissances  ont  un  egal  inter§t  k  ce  que  les  traites  en 
question  restent  inviolables  comme  servant  de  base  au  Systeme 
etendu  et  complexe  des  institutions  et  mesures  d'ordre  international 
qui  sont  le  seul  moyen  de  donner  satisfaction  k  des  besoins  essentiels 
et  permanents. 

II  faut  remarquer  que  le  premier  essai  d^introduction  de 
Tarbitrage  obligatoire  dans  la  pratique  internationale  a  ete  fait 
precis^ment  par  un  traite  ä.  caract^re  universel,  celui  relatif  k 
rUnion  postale  de  1874 :  Tarticle  16  de  ce  traite  institue  Tarbitrage 
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obligatoire  pour  la  Solution  de  tons  les  diffärends  snrgissant  par 
rapport  k  rinterpr^tation  et  k  Tapplication  du  trait^  dont  il  s'agit. 

La  Conference  de  La  Haye  semblerait  donc  parfaitement  fond^e 
ä  ätendre  la  disposition  de  l'article  16  du  traitä  de  Berne  k  toas 
les   traitäs  k  caract^re  universel,  enti^rement  analognes  k  celui-ci. 

Actnellement ,  dans  la  cat^gorie  des  traitäs  k  caract^re  oni- 
versel,  susceptibles  d'admettre  Tarbitrage  obligatoire,  penvent  6tre 
compris  tons  les  trait6s  rentrant  dans  les  deux  subdivisious  suivantes : 

1.  Les  traitäs  ayant  en  vne  la  protection  internationale  des 
grandes  art^res  de  la  circulation  universelle,  les  Conventions  postales, 
t^lägrapbiques,  de  cbemins  de  fer,  les  Conventions  pour  la  protection 
des  cäbles  sous-marins,  les  räglements  destin^s  k  pr^venir  les 
collisions  des  bätiments  en  pleine  mer,  les  Conventions  relatives 
k  la  navigation  sur  les  fleuves  intemationaux  et  les  canaux  inter- 
ocöaniens. 

2.  Les  trait^s  ayant  en  vue  la  protection  internationale 
d'int^r^ts  intellectuels  et  moraux,  soit  des  Etats  particuliers,  soit 
en  g^n^ral  de  toute  la  communaut^  internationale.  A  cette  sub- 
division  se  rapportent  les  Conventions  relatives  k  la  protection  de 
la  propri^te  litt^raire,  artistique  et  musicale,  les  Conventions  pour 
la  protection  de  la  propriät^  industrielle  (marques  de  commerce 
et  de  fabrique,  brevets  d'invention),  Conventions  pour  l'emploi  des 
poids  et  mesures,  Conventions  sanitaires,  v^t^rinaires ,  pour  les 
mesures  k  prendre  contre  le  phylloxära. 

En  outre  des  trait^s  k  caract^re  universel,  Tarbitrage  obligatoire 
pourrait  Stre  encore  appliquä  k  la  Solution  des  diff^rends  se  pro- 
duisant  au  sujet  de  Tinterpr^tation  et  de  Tapplication  des  trait^s 
se  rapportant  aux  domaines  sp^ciaux  du  droit  international  priv6, 
civil  et  criminel. 

II  faut  remarquer  toutefois  que  les  questions  les  plus  importantes 
du  droit  international  priv6  trouvent  actnellement  leur  d^termination 
surtout  dans  la  l^gislation  particuli^re  de  cbaque  Etat. 

En  raison  des  inconv^nients  qu'offre  cet  ordre  de  choses, 
duquel  r^sulte  un  manque  extreme  de  d^termination  des  droits  et 
devoirs  r^ciproques  des  individus  dans  le  mouvement  international, 
on  a  soulev6  la  question  d'une  coditication  internationale  du  droit 
international  priv^.  Tant  que  cette  question  n'aura  pas  ^t^ 
döfinitivement  r^solue,  soit  par  la  conclusion  de  trait^s  s^par^s 
entre  les  Etats,  soit  plutöt  par  la  conclusion  d'un  traitö  k  caractäre 
universel,  il  serait  plus  prudent  de  n'admettre  Farbitrage  obligatoire 
que  dans  les  questions  relatives  au  droit  de  succession,  lesquelles 
sont  d6jk  k  un  degrä  süffisant  räglement^es  par  des  trait^s  inter- 
nationaux. 

En  ce  qui  regarde  les  questions  de  droit  criminel  international 
qui  se  produisent  par  rapport  k  Tinterpr^tation  des  traitäs  relatifs 
k  la  coop^ation  entre  Etats  pour  Tadministration  de  la  justice,  il 
semblerait    que    ces   questions  ayant  exclusivement  un  caractöre 


II.  Der  mssisclie  Entwurf  einer  Konvention.  641 

special  jnridiqne  pourraient  ^tre  r^solues  par  la  voie  de  l'arbitrage 
obligatoire,  ce  dernier  apparaissant  k  cet  ^gard  comme  ögalement 
possible  et  d^sirable  pour  toas  les  Etats. 

Enfin,  h  reffet  d*^carter  les  contestations  et  les  malentendus 
si  fir^quents  entre  Etats  dans  les  questions  relatives  aox  dämar- 
cations  de  frontiäres,  il  parattrait  aussi  tout  k  fait  opportun  de 
confier  h  Tarbitrage  obligatoire  Tinterprätation  des  trait^s  dits  de 
d^marcation ,  en  tant  que  ceux-ci  ont  un  caract^re  technique,  et 
non  politique. 

Teiles  sont  les  limites  dans  lesqnelles  il  serait  possible  et 
d^sirable  de  fixer  la  sph^re  d'action  de  Tarbitrage  obligatoire. 

II  est  permis  de  croire  qu'avec  le  temps  il  deviendra  possible 
d'^tendre  l'arbitrage  obligatoire  aux  cas  non  pr^vus  actuellement; 
mais  m^me  dans  les  limites  indiqu^es  plus  haut,  ce  moyen  d'action 
sera  d*un  grand  secours  pour  le  triomphe  des  grands  principes  de 
droit  et  de  justice  dans  le  domaine  international. 

La  Conference  de  la  Paix,  en  reconnai^sant  comme  obligatoire, 
dans  la  mesure  du  possible,  Temploi  de  l'arbitrage,  se  rapprochera 
par  cela  m^me  du  but  qui  avait  6i6  propos^  aux  Gouvernements 
des  grandes  Puissances  dans  le  Congr^s  d'Aix-la-Chapelle  de  1818. 
Elle  donnera  un  exemple  de  justice,  de  concorde  et  de  mod^ration : 
eile  consacrera  les  efforts  de  tous  les  Gouvernements  pour  la 
protection  des  arts  de  la  paix,  pour  le  d^veloppement  de  la  pro- 
sp^rite  Interieure  des  Etats  et  pour  le  rel^vement  des  id6es  älev^es 
de  religion  et  de  morale. 

8.   Der  abgeänderte  Text 

des  russischen  Entwurfs  über  das  Schiedswesen  in  der  yom 

^Comit^  d'examen^  genehmigten  Form^ 

Art.  7.  Dans  les  questions  de  droit  et  en  premier  lieu  dans 
Celles  qui  concernent  Tinterpr^tation  ou  Tapplication  des  Conventions 
internationales,  Tarbitrage  est  reconnu  par  les  Hautes  Parties 
Contractantes  comme  le  moyen  le  plus  efficace  et  en  m6me  temps 
le  plus  equitable  de  regier  pacifiquement  les  cas  de  litige  non 
r^solus  par  les  voies  diplomatiques. 

Art.  8,  En  cons^quence,  les  Hautes  Parties  Contractantes 
s'engagent  h  recourir  k  Tarbitrage  dans  les  cas  mentionnäs  ci- 
dessus,  en  tant  que  les  questions  k  rägler  ne  touchent  ni  aux 
inter^ts  vitaux,  ni  k  Thonneur  national  des  Parties  en  litige. 

Art.  9.  Chaque  Etat  reste  seul  jage  de  la  question  de  savoir 
si  tel  ou  tel  cas  doit  etre  soumis  k  Tarbitrage,  sauf  les  cas 
änum6r6s  k  Tarticle  suivant  et  dans  lesquels  les  Hautes  Parties 
Contractantes  consid^rent  Tarbitrage  comme  obligatoire  pour  elles. 


*  Vgl.  Conference  IV,  S.  246  f.  Annexe  9.  „Code  d'arbitrage  per- 
manent. Propositions  du  Comit^  d'Examen  präsent^es  le  5  juillet  1899 
k  la  III  Commission^. 

Nippold,  Verfahren.  41 
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Art.  10.  L'arbitrage  est  obligatoire  entre  les  Hautes  Parties 
Gontractantes  dans  les  cas  snivants,  en  tant  qn'ils  ne  touchent  ni  aax 
int^r^ts  vitanx  ni  ä  Thonneur  national  des  Etats  en  litige: 

I.  En  cas  de  contestations  concernant  Tinterprätation  ou 
l'application  des  Conventions  önum^röes  ci-dessous: 

1.  Conventions  postales,  töl^graphiques  et  töl^phoniques. 

2.  Conventions  concernant  la  protection  des  cäbles  soas-marinB. 

3.  Conventions  concernant  les  chemins  de  fer. 

4.  Conventions  et  r^glements  concernant  les  moyens  de  prävenir 
les  collisions  de  navires  en  mer. 

5.  Conventions  concernant  la  protection  des  oenvres  littäraires 
et  artistiques. 

6.  Conventions  concernant  la  protection  de  la  propri6t^  in- 
dustrielle (brevets  d'invention,  marques  de  fabrique  et  de  commerce 
et  nom  commercial). 

7.  Conventions   concernant   le  Systeme  des  poids  et  mesnres. 

8.  Conventions  concernant  Tassistance  grataite  r^ciproqne  des 
malades  indigents. 

9.  Conventions  sanitaires,  Conventions  concernant  les  6pizooties, 
le  phyllox^ra  et  autres  fläaux  similaires. 

10.  Conventions  concernant  la  procädare  civile. 

11.  Conventions  d'extradition. 

12.  Conventions  de  d^limitations  en  tant  qn^elles  toachent 
aux  questiohs  purement  techniqnes  et  non  politiqaes. 

II.  En  cas  de  contestations  concernant  des  r^clamations 
p^cuniaires  da  chef  de  dommages,  lorsque  le  principe  de  Tindemnit^ 
est  reconnu  par  les  parties. 

Art.  11.  Pour  les  cas  de  litige  non  mentionn^s  ä  Tarticle 
pr^cädent  (ou  non  vis^s  par  des  Conventions  speciales)  Tarbitrage, 
bien  que  reconnu  tr6s  d^sirable  et  recommand^  par  le  pr^ent 
acte,  demeure  facultatif,  c'est-ä-dire  qu'il  ne  peut  ^tre  appliqu^ 
que  de  Taccord  commun  des  parties. 

Art.  12.  L^änum^ration  des  cas  mentionn^s  ä  Tarticle  10 
pourra  6tre  compl^t^e  par  des  accords  gön^raux  snbs^qnents. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  se  röservent  d'ailleurs  de 
conclure  des  accords  particuliers ,  soit  avani  la  ratificaLion  du 
präsent  acte,  soit  posterieurement  en  vue  d'ötendre  Tarbitrage 
obligatoire  ä  tous  les  cas  qu'elles  jugeront  possible  de  lui  soumettre. 

Art.  13.  (En  vue  de  faciliter  le  recours  h.  Tarbitrage  et 
son  application,  les  Hautes  Parties  Contractantes  jugent  utile  de 
döterminer  certaines  r^gles  concernant  la  juridiction  et  la  procödure 
arbitrales. 

Ces  dispositions  ne  sont  applicables  qu*en  tant  que  les  Parties 
elles-m§mes  n'adoptent  pas  d'autres  rögles  ä  cet  6gard.) 
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4.   Der  Bericht  tob  Descamps  zu  den  Yorschlägen  des 
Comite  d'Examen  an  die  ni.  Kommission^. 

L'arbitrage  appartient  par  excellence  aux  institutions  organiqnes 
de  la  paix  juridique  entre  les  Etat« 

L'arbitrage  international  a  fait  ses  preaves,  il  a  p^n^trd  de 
plus  en  plus  dans  la  pratiqae  internationale.  II  a  toutes  les 
sympathies  da  präsent.  II  a  les  plas  riches  promesses  d'avenir. 
Le  moment  semble  venu  de  lui  donner,  avec  une  extension  plus 
large  et  une  Organisation  plus  ferme,  la  place  que  lui  assignent 
dans  le  droit  des  gens  le  progrös  des  relations  internationales  et 
la  conscience  juridique  des  peuples  civilisäs. 

Les  questions  renfermöes  dans  le  probläme  gänäral  d'arbitrage 
sont  nombreuses.  L'ordre  k  suivre  dans  Texamen  de  ces  questions 
nous  avait  6t6  nettement  indiquö  par  M.  le  Präsident  des  le  däbut 
de  nos  räunions.     Nous  avons  suivi  cet  ordre. 

Nous  avons  examinä  successivement  toutes  les  questions  qui 
se  rattachent  h.  la  justice  arbitrale  et  aux  diffärends  qui  en  rel^vent, 
It  Torganisation  des  juridictions  arbitrales  et  k  Tinstitution  d'une 
Cour  permanente  d'arbitrage.  enfin  ä  la  procädure  arbitrale. 

La  consäcration  du  principe  de  la  justice  arbitrale  a  ätä 
accueillie  avec  une  faveur  marquäe  par  tous  les  membres  du  Comitä. 

La  justice  arbitrale  ne  präsente  pas  dans  le  droit  international 
le  caract^re  qu'elle  affecte  dans  le  droit  national.  Dans  ce  dernier 
droit,  eile  apparatt  comme  une  sorte  de  därogation  h,  Torganisation 
publique  des  juridictions.  Dans  le  droit  international,  eile  pourvoit 
k  Tabsence  de  toute  jnridiction  et  eile  tend  directement  k  prävenir 
le  recours  k  la  force. 

La  justice  arbitrale  n'est  pas  une  abdication  inconsidäräe,  eile 
est  au  contraire  un  usage  äclairä  de  la  souverainetä  des  Etats. 
Elle  s'offre  k  nous  comme  la  procedure  la  plus  conforme  k  la 
raison,  k  Thumanitä,  et  aussi  k  TintärSt  väritable  des  parties,  en 
tant  que  celles-ci  ne  rechercbent  que  la  loyale  dätermination,  par 
les  moyens  les  moins  aläatoires ,   de  ce  qui  leur  revient  en  droit. 

Le  projet  russe  proposait  de  däclarer  qu'en  effet  Tarbitrage 
est  le  moyen  le  plus  efficace  et  le  plus  äquitable  de  räsoudre  les 
litiges  d'ordre  juridique  entre  Etats.  Le  Comitä  a  ätä  unanime 
k  conserver  cette  disposition  fondamentale ,  appliquäe  aux  cas  oü 
les  nägociations  diplomatiques  ordinaires  n'ont  pas  räglä  le  diff^rend. 

II  Importe  de  bien  präciser  la  portäe  de  ce  point. 

Les  Etats  n'ont  jamais  considärä  Tarbitrage  comme  indis- 
tinctement  applicable  k  tous  les  diffärends  qui  peuvent  surgir  entre 
eux.  II  y  a  des  contestations  qui  semblent  äcbapper  k  Taction 
de  la  justice   arbitrale ,   parce  que  les  prätentions  des  parties  ne 


^  Vgl.  Conference  IV,  S.  12  f.    „Expose  de  M.  Descamps  sur  les 
travaux  du  Comite  d'Examen". 
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peuvent  6tre  formal6es  jaridiquement.    Bien  des  diffärends  politiqaes 
offrent  ce  caractöre. 

M^me  ä  se  tenir  snr  le  terrain  da  droit,  les  Etats  —  la 
plupart  d'entre  eux  tout  aa  moins  —  ne  consid^rent  pas  que 
l'arbitrage  soit  applicable  de  piano  ä  toute  contestation  d'ordre 
jaridique.  II  y  a  des  contestations  qui  tonchent  k  des  droits  d'un 
ordre  tellement  sap^rieur,  que  les  Poissances  ne  se  consid^rent 
pas  comme  antoris^es  ä  les  d^förer  k  la  justice  arbitrale. 

La  formule  de  ces  cas  r^serv^s  peut  varier:  »Inddpendance  et 
autonomiec  dit  la  d^claration  hoUando-portugaise  du  5  juillet  1894. 
»Int^r^ts  vitaux  et  honneur  national«  dit  le  projet  russe  qui  nous 
a  ^t^  soumis. 

Quelque  critique  qu'on  puisse  faire  de  cette  demi^re  formule, 
la  faveur  qu'elle  a  paru  rencontrer  aupr^s  de  plusieurs  Etats  dont 
le  concours,  dans  cet  ordre,  semblait  particuliärement  d^sirable,  a 
d^terminö  le  Comitä  k  s'y  rallier. 

Les  diffärends  d'ordre  non  juridique  et  les  difförends  d'ordre 
juridique  qui  ne  touchent  h  des  intärSts  vitaux  ou  k  l'honneur 
national  ätant  räserv^s,  une  question  capitale  se  pr6sentait:  Est-il 
possible  de  consacrer  ä  T^gard  des  autres  litiges  la  r^gle  de 
l'arbitrage  obligatoire  ? 

11  existe  des  traitäs  d^arbitrage  g^näral,  conclus  en  ces  derniers 
temps  par  divers  Etats  sous  la  seule  r^serve  que  nous  venons 
d^ndiquer,  ou  mäme  sans  aucune  räserve.  Le  r^cent  trait^  italo- 
argentin  du  23  juillet  1898  präsente  ce  demier  caractäre.  Plusieurs 
actes  internationaux  analogues  ont  ^galement  6t6  n^goci^s  k  des 
dates  qui  ne  sont  pas  fort  äloignäes  de  nous. 

Le  projet  russe  n'a  pas  6t6  jusque  \k.  II  s'est  bom6  k 
admettre  Tarbitrage  obligatoire  pour  certAines  säries  de  litiges 
limitativement  d6terminäs,  en  laissant  les  autres  contestations  sous 
le  regime  de  Tarbitrage  recommandä,  mais  facultatif. 

Ce  Systeme  entratnait  comme  consäquence  Tänumäration  des  cas 
d'arbitrage  obligatoire.  Le  projet  russe  les  groupait  en  deux  grandes 
catägories :  contestations  relatives  k  des  räclamations  päcuniaires  du 
cbef  de  dommages  illicites,  contestations  relatives  k  Tinterprätation 
ou  k  l'application  de  certaines  Conventions,  principalement  des 
Conventions  connues  sous  le  nom  d^Unions  universelles. 

Le  Comitä  s'ätait  d'abord  ralli^  k  ce  Systeme  et  avait  studio 
en  detail  les  cas  d'arbitrage  obligatoire  änum^räs  par  le  Projet 
russe,  retranchant  quelques  cas,  restreignant  la  portäe  de  quelques 
autres,  faisant  quelques  rares  additions,  et  demeurant,  somme  toute, 
dans  les  grandes  lignes  tracäes  par  le  texte  primitif. 

La  suite  de  la  discussion  a  r6\€\6  au  Comitä  Timpossibilitö 
d'arriver,  sur  ce  terrain,  k  un  accord  unanime.  L'AUemagne  n'a 
pas  cru  pouvoir  entrer  präsentement  dans  la  voie  de  Tadoption,  par 
traitä  gänäral,  de  nouveaux  cas  de  litiges  d'avance  subordonn^es  k 
Tobligation  du  recours  k  Tarbitrage. 
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Dans  ces  conditions  et  sous  r^erve  de  tontes  les  opinions, 
le  Comit^  s'est  finalement  arr^t^  k  une  disposition  qni  porte  snr 
deax  points: 

D'nne  part,  le  rappel  de  tous  les  trait^s  g^nöraox  et  particaliers 
qui  constatent  d^s  maintenant  pour  les  Etats  signataires  Tobligation 
de  recourir  h,  Tarbitrage;  —  cette  Obligation  existe  en  effet  en 
quelque  mesare  poar  tons  les  Etats,  en  ce  qni  concerne  notamment 
plusieurs  trait^s  d'un  caract^re  g^n^ral  tel  que  TUnion  postale 
universelle. 

D'autre  part,  une  däclaration  par  laqnelle  les  Etats  signataires 
se  röservent  express6ment  de  conclure  soit  avant  la  ratification 
da  präsent  Acte,  soit  ult^rieurement ,  des  accords  nonveanx, 
gönöraax  on  particaliers,  en  vae  de  d^velopper  l'arbitrage  obligatoire 
dans  la  plus  large  mesare  qa'ils  jageront  possible  de  le  faire. 

L'adoption  de  cette  disposition  que  les  circonstances  ont  rendae 
ndcessaire,  impose  des  sacrifices  aux  Etats  dispos6s  &  faire  an 
pas  important,  qaoiqae  pradent,  dans  la  voie  oü  lear  proposait  de 
marcher  la  d^lägation  rasse.  II  convient  de  remarqaer  cependant 
qa'elle  laisse  la  carriäre  oaverte  aax  bonnes  volont^s. 


in.  Terzelcbnls  der  Schiedsverträge. 

1.   Yerzeichnis  yoil  yertragliehen  Abmachungen  yor  der 

Haager  Friedenskonferenz. 

(Auszug  aus  dem  „Relev^  g^n^ral  des  clauses  de  mediation  et  d'arbi trage 
concemant  les  Puissances  repr^sentäes  k  la  Conference   de  la  Paix** 

von  Descamps.) 

§  1.  Dispositions  marquees  d'un  caractöre  de  g6n6ralit6. 

1.  Yoeu  g^näral  concemant  le  recoars  aax  bons  Offices  d'ane 
Paissance  amie,  contena  dans  le  Protocole  No.  23  du  Congr^s 
de  1856. 

2.  Action  m^diatrice  en  cas  de  dissentiment  mena^ant  le  maintien 
des  relations  de  la  Sublime  Porte  avec  les  aatres  Puissances 
signataires  du  Trait^  de  Paris  de  1856. 

Traitd  du  30  mars  1856,  art.  8. 

3.  Bons  Offices  pour  limiter  le  th^ätre  de  la  guerre,  en  pla^ant 
sous  le  regime  de  la  neutralit^,  des  territoires  compris  dans 
le  bassin  conventionnel  du  Congo. 

Acte  gön^ral  de  la  Conference  de  Berlin  du  26  fövrier  1885, 
art.  11. 

4.  Mediation  obligatoire  et  arbitrage  facoltatif  en  cas  de  dissenti- 
ment  s^rieux  ayant  pris  naissance  au  sujet  ou  dans  les  limites 
du  bassin  conventionel  du  Congo. 

Acte  gänäral  de  la  Conference  de  Berlin  du  26  fevrier  1890, 
art.  55. 
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5.  Institution  d'une  jnridiction  arbitrale  en  vertn  de  TActe 
g^näral  de  la  Conförence  de  Braxelles  concernant  la  traite 
af ricaine. 

Acte  gän^ral  de  la  Conference  de  Bruxelles  da  2  juiliet  1890, 
art.  55,  56,  58. 

6.  Institution  d'une  juridiction  arbitrale  en  vertu  de  TUnion 
postale  universelle. 

Convention  du  4  juiliet  1891,  art.  23,  §  1—4. 

7.  Institution  d'un  Office  d'arbitrage  facultatif,  en  vertu  de  rUnion 
internationale  pour  le  transport  de  marchandises  par  chemins 
de  fer. 

Convention  du  14  octobre  1890,  art.  57,  §  1. 

§  2.   Droit  conTentionnel  special. 

Ailemagne. 

L'article   1    de  TAccord  anglo-allemand  du  1.  juiliet  1890. 

Antriehe-Hongrie. 

Le  Traitä  de   commerce   du   17  mai  1869   entre  1' Antriebe- 
Hongrie  et  le  Slam.    Article  26. 

Belgique. 

Les  Clauses  g^n^rales  d'arbitrage  sont  les  suivantes: 

1.  Belgique  et  les  lies  Havaiiennes.  Traite  d'amitie,  de 
commerce  et  de  navigation  du  4  octobre  1862.     Article  26. 

2.  Belgique  et  Slam.  Traite  d'amitiä  et  de  commerce  du 
29  aoüt  1868.     Article  24. 

8.  Belgique  et  R^publique  Sud  -  Africaine.  Traitö 
d'amitie,  d'^tablissement  et  de  commerce  du  3  f^vrier  1876. 
Article  14. 

4.  Belgique  et  Y6näzu61a.  Traitö  d'amiti6,  de  commerce 
et  de  navigation  du  1  mars  1884.     Article  2. 

5.  Belgique  et  Equateur.  Traitä  d'amiti^,  de  commerce 
et  de  navigation  du  5  mars  1887.     Article  2. 

6.  Belgique  et  Etat  libre  d'0.ranje.  Traite  d'amiti6, 
d'^tablissement  et  de  commerce  du  27  d^cembre  1894. 
Article  14. 

Les  Clauses  limitäes  d'arbitrage  sont: 

1.  Belgique  et  Italie.     Traite  de  commerce  et  de  navigation 

du  11  d^cembre  1882.    Article  20. 

2.  Belgique  et  Gr^ce.  Traitä  de  commerce  et  de  navigation 
du  25  mai  1895.     Article  21. 

8.  Belgique  et  Su^de.  Traite  de  commerce  et  de  navigation 
du  11  juin  1895.     Article  20. 
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4.  BelgiqneetNorv^ge.  Trait^  de  commerce  et  de  navigation 
du  11  juin  1895.     Article  20. 

5.  Belgique  et  Danemark.  Trait6  de  commerce  et  de 
navigation  da  18  juin  1895.     Article  20. 

Dänemark. 

1.  Danemark  et  Y^n^zaäla.  Traitä  de  commerce  et  de 
navigation  da  19  däcembre  1862.     Article  26. 

2.  Danemark  et  Belgiqae.  Trait^  de  commerce  et  de 
navigation  du  18  jain  1895.     Article  20. 

Espagne. 

a)  Clauses  g^n^rales  d'arbitrage. 

1.  Espagne  et  V^n^zaöla.  Trait^  de  commerce  et  de 
navigation  du  20  mai  1882.     Article  14. 

2.  Espagne  et  Equateur.  Trait6  additionnel  de  paix  et 
d'amitiä  da  23  mai  1888.     Article  5. 

8.  Espagne  etColombie.  Traitö  additionnel  au  trait6  de 
paix  et  d'amiti^  de  1881  sign6  ä  Bogota  le  28  avril  1894. 
Article  1. 

4.  Espagne  et  Honduras.  Traitä  de  paix  et  d'amiti^  du 
19  novembre  1894.     Article  2. 

b)  Clause  d'arbitrage  limit^e. 

Espagne  et  Su^de  etNorvöge.   D^clarations  du  23  juin 
1887.     Article  2. 

Yoir  Notes  ministerielles  des  27  janvier  1892  et  9  aoüt  1893, 
mentionn^es  sous  les  rubriques  Suöde  et  Norv^ge. 

France. 

Le  traite  d'amiti^,   de   commerce  et  de  navigation  du  4  juin 
1886  entre  la  France  et  la  Coräe.     Article  1  §  2. 

Grande-Bretagne. 

1.  Grande-Bretagne  et  Italie.  Trait^  de  commerce  et 
de  navigation  du  15  juin  1883.     Protocole  annex^. 

2.  Grande-Bretagne  et  Uruguay.  Traitä  de  commerce 
et  de  navigation  du  13  novembre  1885.     Article  15. 

3.  Grande-Bretagne  et  Gröce.  Trait6  de  commerce  et 
de  navigation  du  10  novembre  1886.     Protocole  annexä. 

4.  Grande-Bretagne  et  Mexique.  Trait^  d'amitiä,  de 
commerce  et  de  navigation  du  27  novembre  1888.    Article  15. 

5.  Grande-Bretagne  et  Portugal.  Modus  viveiidi  anglo- 
portugais  du  31  mai  1893. 

Gr^ee. 

1.  Gröce  et  Italie.  Convention  consulaire  du  27  novembre 
1880.     Article  32. 
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2.  Gr^ce  et  Orande-Bretagne.    Traitö  de   commerce   et 
de  navigation  da  10  novembre  1886.    Protocole  annex6. 

3.  Gr^ceetBelgiqae.    Trait^  de  commerce  et  de  navigation 
da  25  mai  1895.     Article  21. 

ItaUe. 

1.  Italic  et  Uragaay.    Convention  d'extradition  du  14  avril 

1879.  Article  16. 

2.  Italic  etRoamanie.    Convention  consalaire  da  17  aoüt 

1880.  Article  32. 

3.  Italic  et  Gräce.    Convention  consalaire  da  27  novembre 
1880.    Article  26. 

4.  Italic    et    Belgiqae.     Trait6   de    commerce    da   11    dö- 
cembre  1882.     Article  20. 

5.  Italic  et  Mont6n6gro.    Trait^  de  commerce  da  28  mars 
1883.     Article  17. 

6.  Italic   et  Grande-Bretagne.    Trait^  de   commerce  da 
15  jain  1883.    Protocole  annexö. 

7.  ItalieetPays-Bas.    Convention  poar  le  patronage  gratait, 
da  9  janvier  1884.     Article  4. 

8.  Italie   et    Cor^e.    Trait6   d'amiti^,  de  commerce   et   de 
navigation  da  26  jain  1884.     Article  1. 

9.  Italie  et  Uragaay.   Trait6  de  commerce  da  19  septembre 
1885.     Article  27. 

10.  Italie    et    R6pabliqae    Sad-Africaine.      Trait^    de 
Commerce  da  6  octobre  1886.     Article  9. 

11.  Italie   et  R^pabliqae   de  Saint-Domingae.    Tndt^ 
de  commerce  da  18  octobre  1886.     Article  28. 

12.  Italie  et  Gr^ce.    Traitö  de  commerce  da  1  avril  1889. 
Protocole  annex^. 

18.   Italie  et  Etat  libre  d'Oranje.    Trait^  de  commerce 
da  9  janvier  1890.    Article  9. 

14.  Italie  et  Mexiqae.    Trait^  de  commerce  da  16  avril  1890. 
Article  27. 

15.  Italie  et  Saisse.    Trait^  de  commerce  da  19  avril  1892. 
Article  14. 

16.  Italie  et  Colombie.    Traitä  de  commerce  da  27  octobre 

1892.  Article  27. 

17.  Italie  et  Mont^nägro.   Convention  d*extradition  da  29  oc- 
tobre 1892.     Article  18. 

18.  Italie  et   Paraguay.    Traitä  de  commerce  da  22  aoüt 

1893.  Article  23. 

19.  Italie    et    R6pabliqae    Argentine.      Traitä    gänäral 
d'arbitrage  da  23  jaillet'1898. 


^ 
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Japon. 

Le  Japon  a  concln  avec  le  Siam,   le   25  fävrier  1898,  an  traitä 
d'amitiö,  de  commerce  et  de  navigation. 

Mexiqne. 

1.  Mexique  et  Grande-Bretagne.  Trait^  d'amiti6,  de 
commerce  et  de  navigation  da  27  novembre  1888.    Article  15. 

2.  Mexiqae  et  Italic.  Trait^  de  commerce  du  16  avril  1890. 
Article  27. 

Mont^n^gro. 

Mont^nägro  et  Italie.    Trait6  de  commerce  da  28  mai  1883. 
Article  17. 

1.  Sn^de  et  Norv^ge  et  Siam.  Trait^ d'amitiä, de  commerce 
et  de  navigation  da  18  mai  1868.     Article  28. 

2.  Sa^de  et  Norv^ge  et  Mexiqae.  Trait^  de  29  joillet 
1885.    Article  26.    Article  27. 

8.  Saöde  et  Norv^ge  et  Espagne.  D^claration  du  23  jain 
1887.     Article  2. 

4.  Norv^ge  et  Espagne.  Notes  ministerielles  da  27  janvier 
1892  et  da  9  aoüt  1893  concernant  Tapplication  du  principe 
de  Tarbitrage,  tel  qa'il  est  HgU  par  la  d^claration  da 
23  jain  1887,  aax  Conventions  da  24  janvier  1892  et  da 
27  jain  1892  concernant  les  relations  commerciales  des 
deax  pays. 

5.  Norv^geetSaisse.  Trait^  de  commerce  et  d'ötablisse- 
ment  da  22  mars  1894.    Article  7. 

6.  Norv^ge  et  Belgiqae.  Trait^  de  commerce  et  de  navi- 
gation da  11  jain  1895.     Article  20. 

7.  Sa^de  et  Norv^ge  et  Chili.  Döclaration  da  6  joillet  1895. 

8.  Norvöge  et  Portugal.  Traitä  de  conmierce  da  31  dä- 
cembre  1895. 

Pays-Bas. 

1.  Pays-Bas  et  Italie.  Convention  poar  le  patronage 
gratuit,  da  9  janvier  1884.     Article  4. 

2.  Pays-Bas  et  Portugal. 

a)  Clause  d'arbitrage  limit^e. 

b)  Clause  d'arbitrage  gän^rale. 

3.  Pays-Bas  et  Roumanie.  Trait^  de  commerce  et  de 
navigation  du  15  mars  1899.    Article  6. 

Portagal. 

1.  Portugal  et  Grande-Bretagne.  Modus  vivendi  anglo* 
Portugals  du  31  mai  1893. 
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2.  Portugal  et  Pays-Bas.  Convention  du  10  jnin  1893. 
Article  7  et  d^claration  du  5  jnillet  1893. 

3.  Portugal  et  Norv^ge.  Trait^  de  commerce  du  31  dä- 
cembre  1895. 

Bomnanie« 

1.  Ronmanie  et  Italie.  Convention  consulaire  du  17  aoüt 
1880.     Article  32. 

2.  RoumanieetSuisse.  Trait^  de  commerce  du  19  fävrier-3 
mars  1893.     Article  7. 

3.  Roumanie  et  Pays-Bas.  Trait6  de  commerce  et  de 
navigation  du  15  mars  1899.     Article  6. 

Slam. 

• 

1.  Slam  et  Suade  et  Norväge.  Trait^  d'amitiä,  de  commerce 
et  de  navigation  du  18  mai  1868.    Article  25. 

2.  Siam  et  Belgique.  Trait^  d'amiti^  et  de  commerce  da 
29  aoüt  1868. 

3.  Siam  et  Italie.  Trait^  d'amiti^,  de  commerce  et  de 
navigation  du  3  octobre  1868.     Article  27. 

4.  Siam  et  Autriche-Hongrie.  Traitä  de  commerce  du 
17  mai  1869.    Article  26. 

5.  Siam  et  Japon.  Trait^  d'amitiä,  de  commerce  et  de 
navigation  du  25  f^vrier  1898.    Article  3  du  Protocole  annex6. 

1.  Su^de  et  Norv^ge  et  Siam.  Trait6  d'amitiä,  de  commerce 
et  de  navigation  du  18  mai  1868.    Article  24. 

2.  Su^de  et  Norväge  et  Mexique.  Traitä  de  commerce 
du  29  juillet  1885.     Article  26. 

3.  Su^de  et  Norvöge  etEspagne.  Däclaration  du  23  juin 
1887.     Article  2. 

4.  Su^de  et  Espagne.  D^claration  du  23  jyin  1887. 
Article  2. 

5.  Suöde  et  Belgique.  Traitä  de  commerce  et  de  navigation 
du  11  juin  1895.     Article  20. 

6.  Su^de  et  Norv^ge  et  Chili.    D6claration  du  6  juillet  1895. 

Siilsse. 

1.  Suisse  et  lies  Hawaiiennes.  Trait^  d'amiti^,  d'^tablisse- 
ment  et  de  commerce  du  20  juillet  1864.    Article  12. 

2.  Suisse  et  Salvador.  Trait^  d'amiti^,  d'ätablissement  et 
de  commerce  du  30  octobre  1883.     Article  13. 

3.  Suisse  et  R6publique  Sud- Africaine.  Trait6 
d'amiti^,  d'^tablissement  et  de  commerce  du  6  novembre  1885. 
Article  11. 

A.    Suisse  etEquateur.    Traitö  d'amiti^,  d'^tablissement  et 
de  commerce  du  22  juin  1888.     Article  4. 
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5.  Snisse  et  Etat  Ind^pendant  dn  Congo.  Tratte 
d'amitiö,  d'^tablissement  et  de  commerce  du  16  novembre 
1889.     Article  13. 

6.  Suisseetitalie.  Traitä  de  commerce  da  19  avril  1892. 
Article  14. 

7.  Snisse  et  Roumanie.  Traitä  de  commerce  da  19  fävrier-B 
mars  1893.    Article  7. 

8.  SnisseetNorväge.  Trait^  de  commerce  et  d'^tablissement 
da  22  mars  1894.    Article  7. 


2.   Yerzeichnis  der  seit  der  Haager  Friedenskonferenz  znm 

Absehlufs  gelangten  Schiedsyertrfige. 

Argentinien-Paraguay. 
Ibero-Amerikaniscbe  Union. 
Bolivia-Pern. 
Spanien-Guatemala. 
Spanien-Mexiko. 

Spanien  einerseits,  und  Argentinien,  Bolivia, 
Columbia,  Paraguay,  Salvador,  St.  Domingo, 
Uruguay  anderseits. 

Der  pan-amerikanische  Vertrag  zwischen: 
Argentinien  -  Bolivia  -  Guatemala  -  Mexiko- 
Paraguay  -  Peru  -  St.  Domingo  -  Salvador- 
Uruguay. 

Pan-amerikanischer  Vertrag  zwischen  17 
Staaten. 

Argentinien-Chile. 
Mexiko-Persien. 
Frankreich-Grofsbritannien. 
Frankreich-Italien. 
Grofsbritannien-Italien. 
Dänemark-Niederlande. 
Spanien-Frankreich. 
Spanien-Grofsbritannien. 
Frankreich-Niederlande. 
Spanien-Portugal. 
Frankreich-Schweden-Norwegen. 
Deutschland-Grofsbritannien. 
Grofsbritannien-Schweden-Norwegen. 
Belgien-Rufsland. 
Vereinigte  Staaten-Frankreich. 
Belgien-Schweiz. 
Grofsbritannien-Portugal. 
Grofsbritannien-Schweiz. 
Vereinigte  Staaten-Schweiz. 
Deutschland-Vereinigte  Staaten. 


1899. 

6. 

November. 

1900. 

18. 

November. 

1901. 

21. 

September. 

1902. 

11. 

Jannar. 

1) 

11. 

Januar. 

n 

28. 

Janaar. 

n 

29. 

Jannar. 

n 

80. 

Jannar. 

7) 

28. 

Mai. 

n 

Mai. 

1903. 

14. 

Oktober. 

n 

25. 

Dezember. 

1904. 

5. 

Februar. 

n 

12. 

Februar. 

n 

26. 

Februar. 

9 

27. 

Februar. 

19 

6. 

April. 

» 

31. 

Mai. 

n 

9. 

Juli. 

n 

11. 

Juli. 

ff 

11. 

August. 

n 

80. 

Oktober. 

ff 

1. 

November. 

n 

15. 

November. 

n 

16. 

November. 

ff 

16. 

November. 

n 

21. 

November. 

ff 

22. 

November. 
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1904. 

23, 

November. 

Vereinigte  Staaten-Portugal. 

» 

24. 

November. 

Italien-Schweiz. 

ff 

80. 

November. 

Belgien-Schweden-Norwegen. 

ff 

3. 

Dezember. 

Österreich-Ungarn-Schweiz. 

n 

9. 

Dezember. 

Rufsland-Schweden-Norwegen. 

n 

12. 

Dezember. 

Vereinigte  Staaten-Grofsbritannien. 

ff 

14. 

Dezember. 

Frankreich-Schweiz. 

n 

14. 

Dezember. 

Vereinigte  Staaten-Italien. 

n 

17. 

Dezember. 

Schweden-Norwegen-Schweiz. 

ff 

24. 

Dezember. 

Spanien-Vereinigte  Staaten. 

ff 

Dezember. 

Spanien-Schweden-Norwegen. 

1905. 

6, 

Januar. 

Österreich-Ungarn- Vereinigte  Staaten. 

ff 

11. 

Januar. 

Grofsbritannien-Österreich-Ungam. 

ff 

20. 

Januar. 

Vereinigte  Staaten-Schweden-Norwegea 

ff 

Januar. 

Belgien-Spanien. 

ff 

11. 

Februar. 

Vereinigte  Staaten-Japan. 

ff 

1. 

März. 

Rufsland-Dänemark. 

n 

18. 

April. 

Italien-Peru. 

ff 

26. 

April. 

Dänemark-Belgien. 

ff 

6. 

Mai. 

Schweden-Norwegen-Portugal. 

ff 

15. 

September. 

Dänemark-Frankreich. 

ff 

10. 

Oktober. 

Argentinien-Brasilien. 

•ff 

10. 

Oktober. 

Brasilien-Chile. 

ff 

25. 

Oktober. 

Belgien-Rumänien. 

ff 

25. 

Oktober. 

England-Dänemark. 

ff 

26. 

Oktober. 

Schweden-Norwegen. 

ff 

1. 

Dezember. 

Spanien-Dänemark. 

ff 

16. 

Dezember. 

Italien-Dänemark. 

ff 

Dezember. 

Peru-Kolumbien. 

IT.  Botschaft  des  Schweizerischen  Bondesrats  an  die  Bnndes- 
yersaoiffllnng  znm  Bundesbeschlnfsentwurf 

betreifend 

Ratlfiluitlon  der  sieben  voa  der  Schweiz  ab^eschtossenen  Schicdsvertri^ 

Vom  19.  Dezember  1904. 

Im  Jahre  1883  unterbreitete  der  schweizerische  Bandesrat 
der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  den  Entwarf 
eines  Schiedsvertrages,  dessen  Gültigkeit  unter  dem  Vorbehalt  der 
stillschweigenden  Erneuerung  auf  30  Jahre  angesetzt  war.  Dieser 
Vertragsentwurf  hatte  eine  unbeschränkte  Tragweite,  indem  sich 
die  Vertragsstaaten  verpflichten  sollten,  alle  zwischen  ihnen  ent- 
stehenden Streitigkeiten  einem  Schiedsgericht  zu  unterbreiten, 
„welches  auch  die  Ursache,  die  Natur  oder  der  Gegenstand  dieser 
Streitigkeiten  sein  möchten." 

Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  Amerikas  stimmte 
dem  Entwurf  bei,  aber  im  Senat  verweigerte  eine  Mehrheit  von 
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wenigen  Stimmen   dem  Präsidenten   die  Ermächtigung   zur  Unter- 
zeichnung des  Vertrages. 

Man  kann  somit  sagen,  dass  auf  dem  Gebiete  des  Schieds- 
gerichtswesens, zu  dessen  Gunsten  sich  auszusprechen  die  Re- 
gierungen heute  wetteifern,  die  Schweiz  den  andern  Landein  zuvor- 
gekommen ist. 

Es  würde  zu  weit  führen,  hier  alle  die  Kundgebungen  zu  er- 
wähnen, die  diesfalls  seit  der  Zeit  erfolgt  sind,  da  der  Bundesrat 
die  Initiative  zum  Abschlufs  eines  Schiedsvertrages  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  ergriffen  hat.  Wir  beschränken  uns  darauf, 
hervorzuheben,  dafs  diese  Friedensbewegung  trotz  des  Mifstrauens, 
das  noch  bestehen  mag,  trotz  der  Kriege,  die  sich  noch  auf  ver- 
schiedenen Punkten  der  Erde  folgen,  ihren  immer  prägnanteren 
Ausdruck  in  einer  stets  grösseren  Zahl  von  Schiedsverträgen  und 
Schiedsklauseln  findet.  Diese  Bewegung  ist  keineswegs  eine  ober- 
flächliche oder  vorübergehende,  wie  viele  meinen,  oder  eine  blofse 
zufällige  Erscheinung,  die  wieder  verschwindet;  sie  ist  im  Gegen- 
teil eine  erleuchtete  Kundgebung  des  Rechtsbewufstseins  der 
Völker,  und  es  ist  vorauszusehen,  dafs  sie  mehr  und  mehr  das 
Völkerrecht  beeinflussen  und  sich  allen  aufdrängen  wird. 

Die  Verwirklichung  dieses  Fortschrittes  wird  freilich  nur 
stufenweise  erfolgen  können,  und  man  darf  sich  nicht  einbilden, 
dafs  der  Weltfrieden  schon  geschlossen  und  die  Frage  der  allgemeinen 
Entwaffnung  bereits  gelöst  sei.  Man  mufs  sich  vor  solch  allzu 
optimistischen  Illusionen  hüten,  und  bis  die  Zukunft  das  Problem 
des  unbewaffneten  Friedens  gelöst  haben  wird,  werden  wir  gut  tun, 
unsere  militärische  Organisation  so  stark  wie  möglich  zu  erhalten, 
um  in  der  Lage  zu  sein,  das  heiligste  Recht  eines  Volkes,  seine 
Sicherheit  und  Unabhängigkeit,  zu  wahren.  Die  gegenseitigen 
Zusicherungen  friedliebender  Gesinnungen,  welche  sich  gegen- 
wärtig die  verschiedensten  Mächte  geben,  indem  sie  miteinander 
Schiedsverträge  abschliefsen ,  sind  als  eine  neue  Etappe  in  der 
fortschreitenden  Bewegung  der  Völker  zum  Frieden  und  zu  den 
Institutionen,  die  ihn  befestigen  sollen,  zu  betrachten. 

Diese  Entwicklung  wird  sich  nicht  in  überstürzter  Weise, 
sondern  auf  dem  Wege  sukzessiver  Reformen  des  Völkerrechts 
vollziehen,  indem  sie  uns  mehr  und  mehr  jenem  idealen  Ziele 
näher  bringt,  wo  die  internationale  Politik  auf  dem  ruhigen  und 
überlegten  Willen  ihrer  selbst  bewufster  Völker  und  auf  der 
allgemeinen  Achtung  vor  dem  Rechte  beruht. 

Die  Achtung  vor  dem  Recht  wird  immer  mehr  die  Richtschnur 
der  internationalen  Beziehungen  werden,  gleich  wie  sie  die  Richt- 
schnur des  inneren  Lebens  der  zivilisierten  Nationen  geworden  ist, 
und  um  die  Herrschaft  des  Rechts  im  internationalen  Verkehr  aus- 
zudehnen, werden  neue  Institutionen  und  Organe  entstehen.  Welches 
werden  diese  Einrichtungen,  diese  Organe  sein?  Welches  werden 
die  Umgestaltungen  unserer  noch  so  unvollkommenen  internationalen 
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Organisation  sein?  Wir  wollen  uns  hier  nicht  in  Vermutungen 
verlieren,  sondern  nur  darauf  hinweisen,  dafs  unter  diesen  In- 
stitutionen das  internationale  Schiedsgerichtswesen  rasch  an  Aus- 
dehnung gewinnt,  sich  auf  einer  stabileren  Basis  organisiert  und, 
dank  dem  Abschlufs  zahlreicher  Schiedsverträge,  in  den  zukünftigen 
internationalen  Beziehungen  eine  bedeutende  Rolle  zu  spielen  und 
das  Gefühl  der  internationalen  Gerechtigkeit  zu  stärken  berufen  ist. 

Das  Institut  der  Schiedsgerichtsverträge  ist  nicht  mehr  blofs 
das  Postulat  einiger  Denker  und  Philosophen  oder  vereinzelter 
Staatsmänner;  es  ist  dasjenige  der  öffentlichen  Meinung  der  ganzen 
Welt  geworden.  Mit  den  mächtigen  Hülfsmitteln,  die  ihr  zu  Gebote 
stehen,  der  Presse  und  dem  Vereinswesen,  wendet  ihm  die  öffentliche 
Meinung  immer  mehr  ihr  Augenmerk  zu,  ebenso  dem  Zusammen- 
arbeiten der  Staaten,  um  neben  den  Kriegswerkzeugen  Werkzeuge 
des  Friedens  und  der  internationalen  Gerechtigkeit  zu  schaffen. 
Man  ist  immer  mehr  davon  überzeugt,  dafs  die  Völker  die  Be- 
friedigung ihrer  berechtigten  Forderungen  nicht  mittelst  Gewalt- 
anwendung zu  erreichen  suchen  sollen,  weil  die  Gewalt  die  inter- 
nationalen Probleme  nicht  löst,  sondern  nur  schwieriger  gestaltet, 
indem  sie  die  Ursache  neuer  Gefahren  und  neuer  Streitigkeiten 
wird.  Nichts  ist  übrigens  ungewisser,  als  der  Erfolg  jeder  Gewalt- 
anwendung ;  denn  diejenigen,  die  heute  die  stärksten  sind,  können 
morgen  die  schwächsten  sein  und  sich  den  Demütigungen  der 
Niederlage  ausgesetzt  sehen.  Der  Krieg  mit  seinen  unberechen- 
baren Leiden  flöfst  jedermann  steigendes  Entsetzen  ein,  und  seine 
Folgen  für  die  Sicherheit  und  das  Wohlergehen  der  Völker  werden 
in  Anbetracht  der  heutigen  Verkehrsmittel,  der  Leichtigkeit  des 
Güteraustausches  und  der  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen immer  bedrohlicher.  Angesichts  der  die  Welt  bedrückenden 
Militärlasten,  angesichts  der  kolossalen  Rüstungen,  welche  die 
Gefahren  des  modernen  Krieges  so  furchtbar  gestalten,  werden 
überall  Anstrengungen  gemacht,  den  Ausbruch  von  Konflikten 
durch  die  Einrichtung  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  zu  be- 
schwören. 

Es  ist  eine  charakteristische  und  zugleich  widerspruchsvolle 
Erscheinung  unserer  Zeit,  dafs,  je  mehr  die  militärischen  Auslagen 
und  die  Kriegsrüstungen  im  Zunehmen  begriffen  sind,  desto  mehr 
auch  an  der  Erhaltung  des  Friedens  gearbeitet  wird.  Dieselbe  Er- 
scheinung zeigt  sich  wiederum  in  der  von  den  Staatsoberhäuptern 
geführten  Sprache,  indem  alle  erklären,  die  zunehmenden  Kriegs- 
vorbereitungen hätten  keinen  andern  Zweck,  als  den  Frieden  zu 
befestigen.  Dieser  Zustand  kann  noch  lange  fortbestehen ;  man  darf 
sich's  nicht  verhehlen.  Aber  der  Augenblick  mufs  kommen,  wo 
von  diesen  beiden  entgegengesetzten  Tendenzen  die  eine  die  Ober- 
hand gewinnen  und  wo  die  Frage  der  stufenweisen  Beschränkung 
der  Kriegsrüstungen,  welche  schon  von  den  Delegierten  Rufslands 
und  Frankreichs  vor  die  Haager  Konferenz  gebracht  wurde,  neuer- 
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dings  erwogen  werden  wird;  zugleich  mufs  dann  die  Einrichtang 
eines  internationalen  Schiedsverfahrens  geprüft  werden,  das  Gewalt 
80  viel  möglich  auszuschliefsen  vermag. 

Einstweilen  können  wir  nichts  besseres  tun,  als  an  der  Aus- 
dehnung des  Schiedsgerichtswesens  zu  arbeiten,  denn  trotz  der 
Yorbehalte,  die  seine  Anwendung  noch  einschränken,  werden  sich 
die  Schiedsverträge  mit  der  Zeit  zu  einem  mächtigen  Schutzmittel 
für  Erhaltung  des  Friedens  gestalten. 


Die  Formel  der  mit  Grofsbritannien,  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Italien,  Österreich -Ungarn  und  Frankreich  ab- 
geschlossenen Verträge  ist  diejenige  des  französich  -  englischen 
Schiedsvertrages,  welche  den  meisten  der  in  jüngster  Zeit  zwischen 
den  verschiedenen  Mächten  geschlossenen  Schiedsverträgen  als 
Vorbild  gedient  hat.  Wir  hatten  eine  etwas  veränderte,  präzisere 
Fassung  vorgeschlagen,  welche  die  Bestimmungen  der  Konvention 
für  „die  friedliche  Schlichtung  internationaler  Streitigkeiten^  in 
einigen  Punkten  ergänzte  und  den  das  Schiedsverfahren  betreffenden 
Wünschen  der  Rechtsgelehrten,  die  sich  mit  den  ersten  vor  den 
Haager  Schiedsgerichtshof  gebrachten  Streitigkeiten  zu  befassen 
hatten,  Rechnung  trug.  Wir  hätten  namentlich  den  Ausdruck 
„vitale  Interessen"  („intöröts  vitaux")  zu  streichen  gewünscht,  weil 
er  einen  zu  allgemeinen  und  unbestimmten  Vorbehalt  bildet  und 
leicht  zu  Weigerungen,  die  Schiedsgerichtsbarkeit  anzurufen,  Anlafs 
geben  kann ;  wir  hätten  nur  die  die  Ehre,  die  Unabhängigkeit  und  die 
Souveränität  der  vertragschliefsenden  Staaten  berührenden  Diffe- 
renzen vorbehalten  wissen  mögen.  Fast  alle  Mächte  hielten  aber 
darauf,  dafs  von  der  zwischen  Grofsbritannien  .und  Frankreich  an- 
genommenen Formel  nicht  abgewichen  werde.  Einzig  mit  Belgien 
haben  wir  uns  über  einen  Text  einigen  können,  von  dem  der  Aus- 
druck „vitale  Interessen"  (intör§ts  vitaux)  ausgeschlossen  ist. 

Man  kann  freilich  bedauern,  dafs  die  angewendete  Formel 
Vorbehalte  enthält,  die  den  Verträgen  einen  ziemlich  schwankenden 
Charakter  geben,  indem  sie  die  Anwendungssphäre  des  Schieds- 
gerichtswesens beschränken  und  der  Anrufung  schiedsgerichtlicher 
Entscheidung  gegebenen  Falles  auszuweichen  erlauben.  Wir  sind 
der  Meinung,  dafs  die  Aufnahme  eines  bestimmteren  und  klareren 
Textes  wünschbar  gewesen  wäre ;  aber  es  mufs  den  Vorurteilen,  die 
noch  vielerorts  gegen  das  Schiedsgerichtswesen  sich  kundgeben,  und 
den  Bedenken,  gewisse  Streitigkeiten  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
unterstellen  zu  müssen,  Rechnung  getragen  werden.  Streitigkeiten, 
welche  die  Ehre,  die  Unabhängigkeit  und  die  Souveränität,  die  un- 
veräuf serlichen  Rechte  der  Staaten,  berühren,  sind  in  der  Tat  nicht 
wohl  durch  Schiedsspruch  zu  erledigen.  Hierin  liegt  die  Erklärung 
der  in  den  Verträgen  verzeichneten  Vorbehalte.  Übrigens  haben  wir 
uns  überzeugen  müssen,  dafs  der  im  Jahre  1883  vom  Bundesrate 
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der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vorgelegte 
Schiedsvertragsentwurf  zu  weit  ging,  wenn  er  alle  Streitigkeiten, 
welches  auch  deren  Ursache,  Natur  oder  Gegenstand  sein  möchte, 
der  Schiedsgerichtsbarkeit  überweisen  wollte.  Der  Fall  Schneider 
(in  der  Schweiz  zu  leistender  Militärdienst  eines  jungen  Mannes, 
der  zugleich  schweizerischer  und  nordamerikanischer  Staatsbürger 
war)  hat  gezeigt,  dafs  es  nicht  vorsichtig  sei,  einen  Schiedsvertrag 
von  so  allgemeiner  Tragweite  einzugehen,  dafs  ihm  zufolge  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  auch  zur  Entscheidung  von  Fragen  kon- 
stitutioneller Natur  angerufen  werden  könnte. 

Seien  wir  daher  diesen  ersten  Versuchen  gegenüber  nicht  zu 
anspruchsvoll  und  ungeduldig,  und  erblicken  wir  vielmehr  in  ihnen 
einen  ersten  schüchternen  Schritt  auf  einem  neuen  Gebiete,  gleich- 
zeitig aber  auch  den  für  einstweilen  in  den  gegenseitigen  Be- 
ziehungen der  zivilisierten  Staaten  einzig  erreichbaren  Fortschritt. 
Man  mufs  es  der  Zeit  und  der  Erfahrung  überlassen,  die  Mängel 
dieser  Verträge  zu  verbessern  und  ihre  Lücken  auszufüllen.  Die 
immer  zahlreicheren  Fälle,  die  vor  den  ständigen  Schiedsgerichts- 
hof im  Haag  gebracht  werden,  sind  geeignet,  das  Völkerrecht, 
soweit  es  das  Schiedsgericht  betrifft,  entwickeln,  kodifizieren  und 
seinen  Anwendungsbereich  ausdehnen  zu  helfen. 

Die  gegenwärtigen  Kundgebungen  zu  gunsten  des  internationalen 
Schiedsgerichtswesens  und  die  praktischen  Resultate,  zu  denen  sie 
schon  geführt  haben,  berechtigen  zu  schönen  Hoffnungen. 


T.  Die  Einladung  der  rassischen  Regierung  zu  der  zweiten 

Haager  Friedenskonferenz. 

Indem  sie  die  Initiative  zur  Einberufung  der  zweiten  Friedens- 
konferenz ergriff,  hatte  die  Kaiserliche  Regierung  die  Notwendig- 
keit im  Auge,  die  philanthropischen  Prinzipien,  die  den  Arbeiten 
der  bedeutungsvollen  internationalen  Versammlung  des  Jahres  1899 
zugrunde  gelegt  waren,  weiter  zu  entwickeln. 

Nach  Ansicht  der  Kaiserlichen  Regierung  war  es  erforderlich, 
eine  möglichst  grofse  Zahl  der  Mächte  zur  Teilnahme  an  der  ge- 
planten Konferenz  heranzuziehen,  und  die  Sympathie,  mit  welcher 
diese  Aufforderung  angenommen  wurde,  beweist,  wie  tief  sich  das 
Bewufstsein  der  allgemeinen  Solidarität  bezüglich  der  Verwirklichung 
der  auf  das  Wohl  der  ganzen  Menschheit  gerichteten  Ideen  ein- 
gebürgert hat. 

Die  erste  Konferenz  wurde  mit  der  Überzeugung  geschlossen, 
dafs  ihre  Arbeiten  in  der  Zukunft  durch  eine  allmähliche  und  ge- 
regelte Entwicklung  der  Bildung  bei  den  Völkern,  sowie  nach 
Mafsgabe  der  gesammelten  Erfahrungen  ergänzt  werden  würden. 
Das  wichtigste  Resultat  der  Konferenz  —  der  internationale  Schieds- 
gerichtshof —  bewies  in  der  Tat  seine  Lebensfähigkeit,  indem  er 
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in  der  ganzen  Welt  geachtete  Juristen  zu  einem  höchsten  Areopag 
Tereinigte.  Ferner  war  zu  ersehen,  welche  segensreiche  Bedeutung 
41  e  internationalen  Enqu^tekommissionen  zur  Entscheidung  von 
Differenzen  unter  den  Mächten  haben. 

Dessen  ungeachtet  ist  es  notwendig,  einige  Verbesserungen 
in  die  Konvention  über  die  friedliche  Entscheidung  internationaler 
Differenzen  aufzunehmen.  Anläfslich  der  in  letzter  Zeit  statt- 
gehabten schiedsgerichtlichen  Verhandlungen  wurden  von  den 
Juristen,  die  sich  als  Richter  an  diesen  beteiligten,  einige  Detail- 
fragen angeregt,  die  entschieden  werden  müfsten,  indem  die  not- 
-wendigen  Ergänzungen  in  die  erwähnte  Konvention  aufgenommen 
würden,  unter  anderem  erscheint  es  wünschenswert,  dafs  die 
Frage  über  die  Sprache,  in  welcher  die  Gerichtsverhandlungen 
stattzufinden  haben,  prinzipiell  festgelegt  werde,  zur  Beseitigung 
•der  Schwierigkeiten,  die  in  Zukunft  entstehen  könnten,  nach  Mafs- 
gabe  der  zunehmenden  Fälle,  in  welchen  an  die  schiedsgerichtliche 
Jurisdiktion  appelliert  wird.  Ebenso  ist  es  notwendig,  einige  Ver- 
vollkommnungen in  dem  Modus  der  Tätigkeit  der  internationalen 
Enqu^tekommissionen  einzuführen. 

Was  die  Reglementierung  der  Gesetze  und  Gebräuche  des 
Landkrieges  betrifft,  so  müfsten  die  hierauf  bezüglichen  Beschlüsse 
der  ersten  Konferenz  in  gleicher  Weise  ergänzt  und  ihnen,  um 
jegliche  Zweifel  zu  beseitigen«  eine  gröfsere  Bestimmtheit  verliehen 
werden. 

Bezüglich  des  Seekrieges,  bei  welchem  die  Gesetze  und  Ge- 
bräuche der  einzelnen  Staaten  nicht  in  jeglicher  Beziehung  über- 
einstimmen, liegt  die  Notwendigkeit  vor,  bestimmte  Regeln  fest- 
zustellen, um  die  Rechte  der  Kriegführenden  mit  den  Interessen 
der  Neutralen  in  Einklang  zu  setzen. 

In  diesen  Fragen  wäre  es  notwendig,  eine  Konvention  zu 
vereinbaren,  deren  Ausarbeitung  als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben 
der  bevorstehenden  Konferenz  zu  betrachten  wäre. 

Die  Kaiserliche  Regierung  ist  infolgedessen  der  Ansicht,  dafs 
es  zurzeit  notwendig  wäre,  sich  nur  mit  der  Prüfung  der  Fragen 
2U  beschäftigen,  die  durch  die  Erfahrung  der  letzten  Jahre  mit 
besonderer  Dringlichkeit  zutage  getreten  sind,  ohne  diejenigen  zu 
berühren,  die  eine  Reduktion  der  Land-  und  Marinestreitkräfte 
betreffen  könnten,  und  beantragt,  als  Programm  für  die  bevor- 
stehende Konferenz  die  nachstehenden  Hauptpunkte  in  Aussicht  zu 
nehmen : 

1.  Die  Vervollkommnung  der  Bestimmungen  der  Konvention 
über  die  friedliche  Entscheidung  internationaler  Konflikte  in  den- 
jenigen Teilen,  die  den  Schiedsgerichtshof  und  die  internationalen 
EnquStekommissionen  betreffen. 

2.  Die  Ergänzung  der  Bestimmungen  der  Konvention  über 
die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkrieges,  u.  a.  bezüglich  der 
Eröffnung  der  kriegerischen  Operationen,  der  Rechte  der  Neutralen 
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zu  Lande  usw.,  der  Deklarationen  vom  Jahre  1899  nnd  anläfslicb 
des  Terminsablaufs  der  einen  von  diesen  —  die  Frage  ihrer  Er- 
neuerung. 

3.  Die  Vereinbarung  einer  Konvention  über  die  Gesetze  und 
Gebräuche  des  Seekrieges  in  folgenden  Fragen: 

die  besonderen  Operationen  des  Seekrieges,  wie:  das  Bom- 
bardement von  Häfen,  Städten  und  Ansiedlungen  durch  Marine- 
streitkräfte, die  Legung  von  Minen  usw., 

die  Umwandlung  von  Handelsschiffen  in  Eriegsfahrzeuge, 
das  Privateigentum  der  Kriegführenden  auf  See, 
die   Yergünstigungsfrist   für  den  Auslauf   der  Handelsschiffe 
aus   den  neutralen  und  feindlichen  Häfen  nach  der  Eröffnung  der 
Feindseligkeiten, 

die  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralen  auf  See.  U.  a.  die 
Fragen  über  die  Konterbande,  die  Lage  der  Schiffe  der  Krieg- 
führenden in  den  neutralen  Häfen,  die  Vernichtung  der  als  Prisen 
aufgebrachten  Handelsschiffe  im  Fall  äufserster  Notwendigkeit. 

In  die  projektierte  Konvention  könnten  diejenigen  Dispositionen 
des  Landkrieges  aufgenommen  werden,  die  gleichzeitig  auf  den 
Seekrieg  anwendbar  sind. 

4.  Die  Ergänzung  der  Konvention  vom  Jahre  1899  über  die 
Anwendung  der  Prinzipien  der  Genfer  Konvention  vom  Jahre  1864 
auf  den  Seekrieg. 

Die  Verhandlungen  der  projektierten  Versammlung  dürfen 
offenbar,  ebenso  wie  auf  der  Konferenz  vom  Jahre  1899,  weder  die 
politischen  Beziehungen  zwischen  den  Mächten,  noch  die  durch  die 
Traktate  festgestellte  Ordnung  der  Dinge,  noch  überhaupt  Fragen 
berühren,  die  nicht  in  den  Rahmen  des  von  den  Regierungen  ge- 
nehmigten Programms  aufgenommen  sind. 

Die  kaiserliche  Regierung  hält  es  für 'wichtig,  zu  betonen, 
dafs  die  Mitteilung  des  gegenwärtigen  Programms  und  dessen 
mögliche  Akzeptierung  seitens  der  verschiedenen  Staaten  natürlich 
nicht  die  Ansichten  vorausbestimmt,  die  auf  der  Konferenz  be- 
züglich der  wirklichen  Entscheidung  der  zur  Beratung  gestellten 
Fragen  geäufsert  werden  könnten.  In  gleicher  V^eise  wird  es  von 
der  in  Aussicht  genommenen  Versammlung  abhängen,  den  Prüfungs- 
modus der  Fragen  und  die  Form  zu  bestimmen,  in  welche  die 
angenommenen  Beschlüsse  zu  formulieren  sind,  je  nach  dem,  ob 
es  vorgezogen  werden  wird,  einige  von  ihnen  in  neuen  Konventionen 
festzulegen  oder  sie  als  Ergänzungen  den  bereits  bestehenden 
anzuhängen. 

Bei  der  Aufstellung  des  dargelegten  Programms  hat  die 
kaiserliche  Regierung  nach  Mafsgabe  der  Möglichkeit  die  von  der 
ersten  Friedenskonferenz  geäufserten  Wünsche  in  Betracht  gezogen, 
nämlich  die  bezüglich  der  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralen,  des 
Privateigentums  der  Kriegführenden  auf  See,  des  Bombardements 
von  Häfen,  Städten  und  dergl.    Sie  hofft,  dafs  die 
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Regierung  in  der  Gesamtheit  der  zur  Beratung  gestellten  Punkte 
den  Wunsch  erblicken  wird,  sich  demjenigen  hohen  Ideale  inter- 
nationaler Gerechtigkeit  zu  nähern,  das  der  ganzen  zivilisierten 
Welt  als  ständiges  Ziel  erscheint  .  .  . 


Tl.  Ober  die  Entwicklang  der  Haager  Konventionen 
vom  29.  Jnli  1899  und  der  Haager  Konferenz. 

Vortrag  von  Dr.  Gobat,  schweizerischer  Nationalrat,  Generalsekretär 
der  Interparlamentarischen  Union,  gehalten  im  Nobelinstitut  in  Christiania 

am  19.  Juli  1906. 

Vor  sieben  Jahren  tagte  hier  in  der  Hauptstadt  Norwegens 
die  neunte  interparlamentarische  Konferenz:  eine  ansehnliche,  so- 
wohl durch  ihre  Arbeit  als  durch  die  grossartige  norwegische  Gast- 
freundschaft ausgezeichnete  Versammlung.  Einige  Zeit  vorher 
waren  Vertreter  der  meisten  Staaten  Europas,  Amerikas,  Asiens 
im  Haag  zusammengekommen  und  hatten  während  mehrerer  Monate 
über  hochwichtige  internationale  Interessen  Beratungen  gepflogen. 
Als  unsere  interparlamentarischen  Arbeiten  zu  Ende  gingen, 
vernahmen  wir  hier  am  4.  August  plötzlich  das  wesentlichste  aus 
den  Beschlüssen  der  Haager  Konferenz  und  das  Werk  des  ersten 
Weltkongresses  wurde  zu  allererst  in  Christiania,  drüben  im 
Storthingssaal,  begrüfst  und  in  begeisterten  Reden  gefeiert.  Dieser 
«rste  Weltkongress  war  unzweifelhaft  eine  Frucht  der  Bestrebungen 
der  interparlamentarischen  Union.  Letztere  hat  sich  seither  nicht 
nur  viel  und  oft  mit  seinen  Beschlüssen  befafst,  sondern  es  durch 
ihre  Verwendung  bei  dem  Präsidenten  Roosevelt  dazu  gebracht,  dafs 
'eine  zweite  Haager  Konferenz  nächstens  stattfinden  wird.  Der 
Generalsekretär  der  Union,  dem  wegen  seiner  in  dieser  Eigenschaft 
ausgeübten  bald  fünfzehnjährigen  Tätigkeit  der  Nobelpreis  zuerkannt 
-wurde,  konnte  daher  keinen  aktuelleren  Gegenstand  für  seinen 
Vortrag  wählen,  als  das  Werk  der  Haager  Konferenz. 

Diese  Konferenz  hat  drei  internationale  Konventionen  zu  stände 
gebracht,  wovon  uns  aber  heute  nur  eine  interessiert,  nämlich  die 
betreffend  die  friedliche  Erledigung  der  internationalen  Streitig- 
keiten. 

Sie  zerfällt  in  zwei  Hauptteile;  der  eine  handelt  von  der 
Erhaltung  des  Friedens,  der  andere  von  dem  internationalen 
Schiedsgericht. . 

Die  Erhaltung  des  Friedens!  Welch  ein  schönes  Wort! 
Wieviele  Hoffnungen  werden  geweckt,  wenn  man  hört,  dafs  in 
«iner  internationalen  von  den  allermeisten  Staaten  der  Welt  unter- 
schriebenen Urkunde  mehrere  Artikel  enthalten  sind,  die  von  diesem 
Weltideal  der  Erhaltung  des  Friedens  handeln.  Leider  ist  gerade 
dieser  Teil  der  Haager  Konvention  vom  29.  Juni  1899  derjenige, 
der  am  wenigsten  zur  Anwendung  gelangt  ist.     Trotz   der  Kon- 
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vention  konnten  schreckliche  Kriege  zwischen  Grofsbritannien  und 
den  südafrikanischen  Republiken,  zwischen  Rufsland  und  Japan, 
von  den  Kolonialkriegen  nicht  zu  reden,  ausbrechen. 

Zur  Erhaltung  des  Friedens  sollen  hauptsächlich  dienen  die 
Institute  der  guten  Dienste  und  der  Mediation.  Das  erste  besteht 
darin,  dafs  ein  oder  mehrere  Staaten  vor  oder  nach  dem  Ausbruch 
eines  Krieges  den  streitenden  Mächten  anbieten,  sich  ins  Mittel 
zu  legen,  den  Versuch  zu  machen,  eine  Versöhnung  zu  bewerk- 
stelligen. Der  Gedanke  ist  vortrefflich  und  praktisch  nicht  schwer 
durchzuführen.  Eine  diplomatische  Note  genügt  und  da  nach  der 
Haager  Konvention  weder  das  Anbieten,  noch  das  Ablehnen  der 
guten  Dienste  als  unfreundlicher^ Akt  aufgenommen  werden  darf, 
so  sollte  kein  Staat,  namentlich  ein  solcher,  der  mit  einer  der 
streitenden  Mächte  in  einem  Allianzverhältnisse  oder  sonst  in 
freundschaftlichen  Beziehungen  steht,  zögern,  seine  guten  Dienste 
anzubieten.  Das  Mittel  würde  wohl  in  den  meisten  Fällen  von 
Erfolg  gekrönt  sein.  Denn  während  es  in  Wirksamkeit  ist,  ent- 
steht von  selbst  eine  friedlichere  Stimmung,  die  sich  definitiv 
halten  kann.  Sehr  viel  ist  ja  schon  gewonnen,  wenn  feindliche- 
Brüder,  oder  nur  einer  von  ihnen,  einwilligen,  die  Stimme  eines 
Versöhners  anzuhören. 

Eigentlich  wird  durch  die  Haager  Konvention  das  Anerbieten  der 
guten  Dienste  den  Mächten  als  eine  Pflicht  auferlegt.  Bei  drohen- 
dem Kriege  müssen  sie  laut  Artikel  27  auftreten.  Nicht  nur  aber 
sind  sie  ihrer  Verpflichtung  bisher  nicht  nachgekommen,  sondern 
als  bei  Beginn  des  russisch-japanischen  Krieges  der  Präsident  der 
nordamerikanischen  Union  Miene  machte,  die  guten  Dienste  an- 
zubieten, wurde  in  Rufsland  offiziös  erklärt,  eine  solche  Intervention 
des  Präsidenten  würde  als  unfreundlicher  Akt  aufgenommen  werden, 
worauf  sie  unterblieb.  Man  verletzte  also  damals  die  Konvention, 
einerseits  indem  das  Anerbieten  der  guten  Dienste  nicht  stattfand, 
anderseits  weil  die  Regierung  erklären  liefs,  sie  lasse  sich  einen 
solchen  Akt  nicht  gefallen.  Zur  Zeit  des  englisch  -  afrikanischen 
Krieges  erhob  auch  kein  Staatsoberhaupt,  keine  Regierung  die 
Stimme.  Die  Zivilisation  und  die  Moral  haben  es  eben  noch  nicht 
so  weit  gebracht,  dafs  ein  gegebenes  Versprechen  oder  eine  be- 
siegelte Übereinkunft  unbedingt  respektiert  werden,  wenn  sie  zum 
Staats-  und  Völkerrecht  gehören.  Den  Bürger  zwingt  man,  nötigen- 
falls mit  Anwendung  der  Gewalt,  seine  Verpflichtungen  zu  erfüllen. 
Handelt  es  sich  aber  um  die  höheren  internationalen  Pflichten,  sa 
entledigen  sich  nur  zu  oft  die  Machthaber  durch  ein  Achselzucken 
davon. 

Doch  muss  hier  des  Präsidenten  Roosevelt  rühmend  Erwähnung^ 
getan  werden,  der  im  ostasiatischen  Kriege  schliefslich  seine 
guten  Dienste  den  Kriegführenden  anbot,  und  zwar  mit  einem 
solchen  Erfolge,  dafs  sie  unter  dem  sternebesäten  Banner  Frieden 
schlössen.     Er  war  das  erste  Staatshaupt^  das  die  Bestimmungen. 
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der  Haager  Konvention  bezüglich  des  allgemeinen  Friedens  zur 
Anwendung  brachte.     Ruhm  und  Ehre  diesem  Staatsmann. 

Da  das  Anbieten  der  guten  Dienste  wesentlich  zur  Erhaltung 
des  Friedens  beitragen  kann  und  die  Mächte  nicht  gerne  von 
diesem  Mittel  Gebrauch  machen  zu  wollen  scheinen,  so  sollte  es 
dermafsen  organisiert  werden,  dafs  es  in  jedem  Falle  zur  Anwendung 
gelangen  mufs.  Die  guten  Dienste  können  angerufen  oder  an- 
geboten werden.  Der  letztere  Fall  ist  die  Hauptsache.  Er  sollte 
nur  nicht  einfach  dem  Zufall  anheimgegeben  sein;  Gleichgültigkeit, 
Furcht  oder  falsche  Scham  vor  einem  Abschlag,  geheime  Schaden- 
freude sollen  zurückgedrängt  werden,  damit  die  Pflicht  in  ihrer 
durchdringenden  Würde  hervortrete.  Wenn  ich  von  einer  Organisation 
der  guten  Dienste  spreche,  so  verstehe  ich  darunter  die  durch 
internationale  Übereinkunft  vorzunehmende  Bezeichnung  derjenigen 
Mächte,  die  bei  drohendem  oder  nach  ausgebrochenem  Kriege  ihre 
guten  Dienste  anzubieten  haben.  Man  könnte  sämtliche  Staaten,  die 
die  Haager  Konvention  unterschrieben  haben,  in  Gruppen  von  zwei 
oder  drei  einreihen,  sodann  die  verschiedenen  Kriegseventualitäten 
aufstellen  und  für  jede  die  Gruppe  bezeichnen,  die  die  guten  Dienste 
anbieten  müssen.  Auf  diese  Weise  wäre  es  nicht  mehr  möglich, 
dafs  ein  Krieg  ausbreche,  ohne  dafs  die  Gegner  ermahnt  worden 
wären,  den  Stimmen  der  Versöhnung  Gehör  zu  schenken. 

Ein  anderes  in  der  Haager  Konvention  aufgeführtes  Mittel  zur 
Erhaltung  des  Weltfriedens  ist  die  Mediation.  Sie  unterscheidet 
sich  von  dem  Anbieten  der  guten  Dienste  nur  durch  eine  geringe 
Nuance;  diese  sind  ein  Schlichten,  während  die  Mediation  die 
präzisere  Form  von  Vorschlägen  zur  Wiederherstellung  des 
guten  Einvernehmens  annehmen  kann.  Alles,  was  über  die  guten 
Dienste  gesagt  worden  ist,  gilt  auch  für  die  Mediation.  Hierbei 
möchte  ich  aber  das  Bedauern  aussprechen,  dafs  die  Haager  Kon- 
vention auf  halbem  Wege  stehen  blieb.  Sie  hätte  unbedingt  die 
Mediation  obligatorisch  erklären  sollen  und  zwar  in  der  Weise, 
dafs  die  Gegner  verpflichtet  wären,  die  Mediation  einer  oder 
mehrerer  befreundeter  Mächte  anzurufen.  Die  obligatorische 
Mediation  ist  im  Pariser  Vertrag  von  1856  vorgesehen,  indem  alle 
vertragschliefsenden  Teile  —  es  waren  deren  sieben  —  sich  ver- 
pflichteten, für  alle  Zwistigkeiten,  die  aus  dem  Vertrag  entstehen 
könnten,  die  Mediation  anzurufen.  Femer  hatten  die  Vereinigten 
Staaten  und  England  die  obligatorische  Mediation  im  Schiedsverträge 
VOR  1897  aufgenommen.  Diese  beiden  Tatsachen  genügen  zum 
Beweise  dafür,  dafs  der  Annahme  eines  Rechtssatzes,  wonach  die 
Mediation  obligatorisch  sein  soll,  nichts  entgegensteht.  Die  Staaten, 
indem  sie  sich  der  Mediation  fügen,  vergeben  sich  gar  nichts 
von  ihrem  Rechte.  Sie  ist  ja  nur  ein  Aussöhnungsversuch,  ähnlich 
wie  derjenige,  der  den  Zivilprozessen  vorauszugehen  pflegt.  Die 
Vorschläge  des  Mediators  sind  nicht  ein  Richterspruch,  sondern 
eben  nur  eine  gütliche  Ermahnung.     Bei  diesem  Verfahren  bleibt 
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die  Souveränität  der  beteiligten  Staaten  vollständig  intakt.  Nur 
blinde  Halsstarrigkeit,  nur  der  Mangel  eines  jeden  Verständnisses 
für  geistige  Kultur  und  Moral  können  daher  eine  zum  Losschlagen 
bereite  Macht  bewegen,  eine  Mediation  von  sich  zu  weisen.  Die- 
jenige, die  es  tut,  gehört  nicht  zur  zivilisierten  Welt;  sie  ist  noch 
in  der  mittelalterlichen  Barbarei  befangen. 

Die  obligatorische  Mediation  ist  erreichbar  und  es  ist  dringend 
notwendig,  dafs  die  Haager  Konferenz  sie  beschliefse.  Diese  hat 
zwar  Bestimmungen  über  das  internationale  Schiedsgericht  aufgestellt. 
Sie  nimmt  an,  dafs  mehrere  Staaten  ihre  Streitigkeiten  durch 
Schiedsspruch  schlichten  werden,  ordnet  ein  Verfahren  und  stellt 
den  streitenden  Parteien  einen  Schiedsgerichtshof  zur  Verfügung. 
Aber  alles  ist  rein  fakultativ.  Auf  der  andern  Seite  gibt  es  wenig 
Staaten,  die  willig  wären,  alle  Streitigkeiten  durch  Schiedsgericht 
erledigen  zu  lassen.  Nur  drei  haben  bisher  allgemeine  vorbehalt- 
lose Schiedsverträge  unter  sich  abgeschlossen :  Dänemark,  Holland 
und  Italien.  Gerade  von  den  Militärstaaten  ist  vorläufig  nicht  zu 
erwarten,  dafs  sie  den  im  Verkehre  der  Menschen  seit  Jahrtausenden 
angenommenen  und  durchgeführten  Grundsatz  anerkennen :  Für  die 
Lösung  ihrer  Streitigkeiten  haben  die  Staaten  einen  Richterspruch 
anzurufen. 

Durch  die  Entwicklung  der  Haager  Konvention  könnte  noch 
erreicht  werden,  dafs  alle  Staaten  sich  verpflichten  würden,  gewisse 
Kategorien  von  Streitigkeiten  dem  Schiedsgericht  zu  übertragen. 
Das  ist  in  dieser  Beziehung,  nach  meiner  Überzeugung,  das  Maximum 
des  in  nächster  Zeit  Erreichbaren.  Unter  solchen  Umständen  ver- 
bleiben dem  Kriege  zu  viel  Gelegenheiten,  seine  Schrecken  durch 
die  Welt  zu  schleudern.  Da  erscheint  die  obligatorische  Mediation 
als  das  Mittel,  wodurch  die  Mängel  des  Schiedsgerichts  gewisser- 
mafsen  gehoben  werden  können,  nämlich  die  relativ  obligatorische 
für  den  Fall,  dafs  die  Haager  Konferenz  sie  nicht  als  allgemein 
verbindlich  aufstellen  würde.  Es  soll  wenigstens  gesucht  werden, 
die  Staaten  zu  bewegen,  dafs  sie  in  ihren  Schiedsverträgen  eine 
Klausel  folgenden  Inhalts  aufnehmen :  Die  vertragschliefsenden  Teile 
verpflichten  sich,  bei  entstehenden  Streitigkeiten,  die  nach  dem 
gegenwärtigen  Vertrag  nicht  in  die  schiedsrichterliche  Erledigung 
fallen,  die  Mediation  einer  oder  mehrerer  befreundeten  Mächte 
anzurufen.  Damit  wäre  erreicht,  dafs  ein  Krieg  nicht  ohne  einen 
vorausgehenden  Aussöhnungsversuch  ausbrechen  könnte.  Dies  ist 
nicht  gering  zu  schätzen.  Denn  es  ist  kaum  denkbar,  dafs  wenn 
feindliche  Brüder  einen  Vermittler  annehmen,  sie  nicht  schliefslich 
ihren  Streit  friedlich  ausmachen.  Die  Friedensunterhandlungen 
zwischen  Japan  und  Rufsland  strotzten  ja  von  Streitigkeiten,  die 
Entscheidung  hing  an  einem  Faden ;  und  doch  gelang  es  Roosevelt, 
den  Frieden  zu  stiften. 

Soviel  über  die  Ergänzung  der  Haager  Konvention  in  bezng 
auf  die  Erhaltung  des  Weltfriedens. 
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Nun  komme  ich  noch  auf  die  Haager  Konferenz  als  politisches 
internationales  Institut  zu  sprechen. 

Bevor  die  Mitglieder  dieses  ersten  allgemeinen  Staatenkongresses 
auseinandergingen,  beschlossen  sie,  später  wieder  zusammenzutreten. 
In  der  Tat  steht  im  SchlufsprotokoU  der  Konferenz,  dafs  drei 
Fragen  auf  eine  zweite  Konferenz  verschoben  sind,  femer  dafs 
die  Regierungen  die  Möglichkeit  eines  Einverständnisses  bezüglich 
der  Begrenzung  der  Rüstungen  für  den  Land-  und  Seekrieg,  sowie 
der  Kriegsausrüstungen  studieren  sollen,  womit  wohl  gesagt  ist, 
dafs  eine  gemeinschaftliche  Beratung  des  Gegenstandes  folgen  wird. 
Der  Grundsatz  der  wiederkehrenden  Einberufung  von  solchen 
Kongressen  ist  also  von  allen  Staaten,  die  1899  an  der  Haager 
Konferenz  teilgenommen  und  später  ihren  Beschlüssen  zugestimmt 
haben,  anerkannt.  Auf  der  andern  Seite  steht  das  Wesen  dieser 
Konferenzen  fest;  es  sind  beschlufsfassende  Versammlungen.  Sind 
doch  aus  der  ersten  Konferenz  drei  wichtige  internationale  Verträge, 
die  gegenwärtig  nahezu  30  Staaten  binden,  und  ein  ständiger 
Schiedsgerichtshof  nebst  einem  ständigen  Verwaltungsrat  entstanden. 
Somit  besteht  ein  internationales  politisches  Organ  zum  Zwecke 
der  Ordnung  von  gemeinsamen  Angelegenheiten.  Ich  möchte  daran 
erinnern,  dafs  es  nicht  das  erste  und  nicht  das  einzige  ist.  Die 
verschiedenen  Bureaux  für  Post  und  Telegraph,  für  den  Schutz 
des  geistigen  Eigentums  und  für  Eisenbahntransportrecht  sind  auch 
internationale  Organe  für  spezielle  Angelegenheiten  der  zivilisierten 
Welt.  Ich  führe  diese  Institute  an,  um  zu  zeigen,  dafs  aus  Kon- 
ferenzen der  Staaten  ständige  internationale  Institute  mit  einer 
ständigen  Organisation  entstanden  sind. 

Fassen  wir  nun  das  Institut  der  Haager  Konferenz  ins  Auge. 
Sie  haben  vielleicht  gehört,  dafs  voriges  Jahr  auf  der  inter- 
parlamentarischen Konferenz  von  Brüssel  von  amerikanischer  Seite 
der  Antrag  gestellt  wurde,  es  solle  ein  Weltparlament  eingeführt 
werden.  So  schön  auch  das  Bild  eines  alle  zivilisierten  Nationen 
umfassenden  Amphiktyonenbundes  sein  mag,  könnte  ich  mich  um 
ein  jedenfalls  in  sehr  weiter  Feme  liegendes  Endziel  nicht  er- 
eifern, um  so  weniger,  als  die  Haager  Konferenz  der  Menschheit, 
der  Kultur  und  dem  Rechte  die  Dienste  leisten  kann,  die  andere 
von  einem  Weltparlament  erwarten.  Sie  ist  also  da,  sie  existiert 
und  braucht  nicht  erst  geschaffen  zu  werden.  Man  soll  aber  dafür 
sorgen,  dafs  sie  einbemfen  werde  und  zusammentrete.  Am  ein-* 
fachsten  und  natürlichsten  wird  dies  erreicht,  wenn  die  Periodizität 
der  Haager  Konferenz  beschlossen  wird.  Sie  soll  alle  drei  oder 
alle  fünf  Jahre  Sitzungen  halten.  Es  ist  keine  Gefahr,  dafs  sie  ans 
Mangel  an  Beratungsgegenständen  umsonst  zusammentrete.  Die 
Staaten  sind  gegenwärtig  durch  so  viele  Verträge,  Abmachungen, 
Gebräuche  und  Interessen  unter  sich  verbunden,  dafs  die  daraus 
entstehenden  Fragen  und  Differenzen  an  und  für  sich  schon  ge- 
nügenden Stoff  für  häufige  Zusammenkünfte  liefern  würden. 
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Sodann  mufs  die  Leistungsfähigkeit  der  Konferenz  gesichert 
werden.  Es  soll  anerkannt  and  festgesetzt  werden,  dafs  weder 
für  das  Eintreten  auf  einen  Beratungsgegenstand  überhaupt,  noch 
ftlr  die  BeschloTsfassung' Einstimmigkeit  der  Staaten  nötig  ist.  Wenn 
die  Mehrheit  dafür  ist,,  dafs  ein  Gegenstand  behandelt  werde,  so 
soll  er  behandelt  werden.  Hierbei  nehme  ich  an,  dafs  wenigstens 
vorläufig  die  Beschlüsse  nur  für  diejenigen  Staaten  verbindlich 
sind,  die  zustimmen.  Die  absolute  Verbindlichkeit  ist  Sache  der 
ferneren  Entwicklung.  Bis  auf  weiteres  wollen  wir  uns  zufrieden 
geben,  wenn  ein  Staat  durch  systematische  Renitenz  die  Behandlung 
eines  Gegenstandes  nicht  zu  verhindern  vermag. 

Von  gröfster  Wichtigkeit  wäre  endlich  die  Schaffung  eines 
Yerwultungsorganes  der  Haager  Konferenz.  Ein  solches  gehört  zu 
jedem  Areopag,  der  nach  beendigter  Beratung  auseinandergeht, 
dann  aber  später  wieder  zusammentreten  soll.  Dafs  eine  solche 
Schöpfung  ohne  Schwierigkeit  erreicht  werden  kann,  beweisen  die 
internationalen  Ämter  für  Post,  Telegraph,  Eisenbahntransportrecht, 
Schutz  des  geistigen  Eigentums  usw.,  die  ja  nichts  anderes  sind, 
als  Verwaltungsorgane  der  Staaten  für  diese  verschiedenen  Gebiete. 
Freilich  kann  man  von  den  Mächten  nicht  sofort  erwarten,  dafs 
sie  ein  Amt  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  für  internationale 
politische  Angelegenheiten  schaffen.  Erreichbar  ist  aber  unter 
allen  Umständen  die  Sicherung  der  Kontinuität  des  Institutes  der 
Haager  Konferenz  in  ihrer  Existenz  und  in  ihrem  Wirken;  so 
möchte  ich  die  Aufgabe  des  fraglichen  Organes  umschreiben.  Unter 
den  Angelegenheiten,  die  ihm  übertragen  werden  könnten,  führe 
ich  an : 

1.  Die  Mitteilung  der  Beschlüsse  der  Konferenz  an  die 
Regierungen  sämtlicher  Staaten,  die  an  derselben  teilgenommen 
haben. 

2.  Die  Einladung  an  die  Regierungen  der  nicht  teilnehmenden 
Staaten,  sich  den  Beschlüssen  anzuschliefsen. 

3.  Die  Entgegennahme  und  Untersuchung  alli&lliger  Be- 
schwerden, betreffend  Verletzung  von  Bestimmungen  der  in  den 
Konferenzen  angenommenen  Konventionen  und  gefafsten  Beschlüsse. 

4.  Die  Begutachtung  derselben  zu  Händen  der  nächsten 
Konferenz,  wenn  die  Staaten  nicht  auf  eine  andere  Weise  für  eine 
Lösung  gesorgt  haben. 

5.  Die  Vorbereitung  der  nächsten  Konferenz. 

6.  Die  Einberufung  der  Konferenz. 

Das  Organ,  von  dem  ich  spreche,  kann  auf  verschiedene 
Weise  bestellt  werden.  Es  kann  das  Bureau  (Präsident  und 
Sekretäre)  der  Konferenz  selbst  sein,  oder  ein  von  dieser  ernannter 
Ausschufs,  oder  eine  besondere  Verwaltung,  ähnlich  wie  das 
internationale  Bureau,  das  durch  die  Haager  Konvention  vom 
29.  Juli  1899  (Art.  22)  geschaffen  worden  ist,  mutatis  mutandis 
selbstverständlich.    Die  Analogie  der  Situation  fällt  in  die  Augen. 
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Da  der  Haager  internationale  Schiedsgerichtshof  insofern  nicht 
ständig  ist,  als  er  nur  in  längeren  Zwischenräumen  Sitzungen  hält, 
wurde  ihm  ein  ständiges  Bureau  beigegehen.  Aus  dem  gleichen 
Grunde  soll  man  die  nämliche  Einrichtung  für  die  Haager  Konferenz 
ins  Leben  rufen,  die  auch  nur  alle  drei  oder  fünf  Jahre  zusammen- 
kommt. 

Ich  eile  zum  Schlüsse.  Was  ich  Ihnen  vorzutragen  die  Ehre 
gehabt  habe,  sind  Gedanken  eines  praktischen  Staatsmannes.  Ich 
gehöre  zwar  nicht  zu  denjenigen,  die  sich  über  sogenannte  Utopien 
lustig  machen.  Heute  Utopie ;  morgen  Wirklichkeit.  J)ie  Utopien 
sind  die  Frucht  der  optimistischen  Anschauung,  die  in  dem  sich 
stets  entwickelnden  sozialen  und  politischen  Forfschritt  das  End- 
resultat erblickt,  während  die  pessimistische  Lebensanschauung  die 
unverbesserliche  Welt  in  einer  neuen  Sündflut  untergehen  lassen  will. 
Wenn  ich  mich  aber  zum  Optimismus  bekenne,  so  unterscheide 
ich  zwischen  den  zunächst  erreichbaren  und  den  noch  nicht  ge- 
nügend vorbereiteten  Zielen.  Sicher  ist  heutzutage,  dafs  der 
menschliche  Geist,  in  Verbindung  mit  einer  Reihe  von  wunderbaren 
Erfindungen  und  Entdeckungen,  eine  Frucht  gereift  hat,  die  Soli- 
darität der  Nationen.  Nicht  weniger  sicher  ist,  dafs  diese  Solidarität 
das  entschiedene  Bedürfnis  empfindet,  einerseits  zum  Ausdruck  zu 
gelangen  y  anderseits  in  ihren  Hechten  und  Pflichten  geschützt  zu 
werden.  Die  Haager  Konferenz  soll  ihr  Organ  sein.  Mit  ihr  und 
durch  sie  wird  sie  aufrecht  erhalten  werden,  wenn  moderne 
Barbaren  sie  bedrohen.  Die  zivilisierte  Welt  kann  sich  glücklich 
schätzen,  dafs  ein  Institut  zur  Pflege  der  höheren  Bestrebungen 
der  Menschheit  entstanden  ist.  Lafst  uns  der  Haager  Konferenz 
Glück  und  Gedeihen  wünschen.  Möge  die  zweite,  mögen  die 
nachfolgenden  das  begonnene  Werk  entwickeln,  dem  Rechte  zum 
Schutze,  dem  Glücke  der  Völker  zum  Hort.  — 
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